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Ostpreufs.  Foliant  735.    Landtag  1691. 
Ostpr.  Fol.  725.    Landtage  1688,  1689,  1690. 
Ostpr.  Fol.  738».    Landtag  1691. 
Ostpr.  Fol.  738»».    Landtage  1691,  1692,  1693. 
Ostpr.  Fol.  741.    Landtage  1691-1694. 
Ostpr.  Fol.  744.    Landtage  1694,  1695,  1696. 
Ostpr.  Fol  747.    Landtag  1697. 
Ostpr.  Fol.  749.    Landtage  1698,  1699,  1700. 
Ostpr.  Fol.  750.    Landtage  1700-1704. 

Lucanus,  Staat  von  Preufsen.    (Redaktion  von  1736  und  1737.)    2  Bde. 
(Manuskript.) 
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sind  am  entsprechenden  Orte  aufgeführt  worden. 
1  Bezeichnet  mit  Kön. 


Einleitung. 

Landstandschaft  und  Landeshoheit  in  Ostpreursen 

bis  1688. 


Erster  Abschnitt. 
Die  preulsisehen  Stände  \ 

Später  als  in  andern  deutschen  Territorien  waren  die 
Stände  in  Preufsen  zu  korporativer  Geschlossenheit  gelangt: 
bis  zum  Anfang  des  15.  Jahrhunderts  wird  ihre  Macht  nieder- 
gehalten. Der  «Orden,  im  Besitze  der  Landeshoheit,  war  wirt- 
schaftlich zu  wohl  ^ndiert,  als  dafs  er  gezwungen  gewesen 
wäre,  mit  Forderungen  an  seine  Vasallen  heranzutreten,  die 
ihn  in  Abhängigkeit  von  diesen  gebracht  und  das  Bewufstsein 
der  Solidarität  in  den  Ständen  wachgerufen  hätten;  er  war 
wehrkräftig  genug,  um  sie  zur  Gefolgschaft  zwingen  zu  können. 
So  liefs  er  wohl  nachsichtig  die  Bildung  der  Städtetage  zu, 
die  aus  dem  Hansebund  entstanden  waren,  und  die  Ver- 
einigung des  Adels  besonders  im  Culmerlande  (Eidechsen- 
band): der  Interessengegensatz  beider  liefs  ihn  nichts  Ernst- 
haftes fürchten,  auch  als  er  nach  der  Krisis  von  1410  sich 
gezwungen  sah,  auf  wirklichen  Landtagen  mit  ihnen  zu  ver- 
handeln, und  beide,  Städte  und  Adel,  1441  einen  Bund 
schlielsen.  Der  Umschwung  trat  ein  mit  dem  zweiten  Auf- 
stände. Der  dreizehnjährige  Krieg,  der  die  Ordensmacht  völlig 
brach,  hatte  eine  Festigung  der  Macht  der  Stände  zur  Folge, 
befördert  durch  den  Rückhalt  an  Polen  und  die  Stärkung  des 
Adels  vor  allem;  denn  die  Hauptleute  der  Söldner,  die  auf 
des  Ordens  Hilferuf  nach  Preufsen  geeilt  waren,  waren  aus 
Beinen  Verteidigern  seine  Gläubiger  geworden  und  hatten  sich 


*  Vorwiegend  |benützt:  G.  A.  v.  Mülverstedt,  Diplomatarium 
Ilcburgcnse.  Magdeburg  (1879).  IL  Teil.  —  Job.  Voigt,  Namenskodex. 
—  Privilegia  der  Stände  des  Herzogtums  Preufsen.   Braunsberg  (1616). 
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auf  dem  ihnen  vom  Orden  zugewiesenen  Q^rundbesitz  an- 
gesiedelt. So  mehrte  die  Fortführung  der  militärischen  Koloni- 
sation die  Reihen  der  gegnerischen  Stände.  Sie  schlössen  sich 
bald  zu  einer  Gesamtkörperschaft  zusammen.  Das  stärkste 
Band  ihrer  Einheit  war  die  Gegnerschaft  gegen  die  Landes- 
hoheit, auch  und  besonde^rs,  nachdem  dieselbe  vom  Orden  an 
einen  Fürsten  übergegangen  war. 

Ihre  Erklärung  findet  diese  Gegnerschaft  in  der  socialen 
und  wirtschaftlichen  Stellung  der  Stände  jener  Zeit.  Wie  die 
alten  eingeborenen  Geschlechter  ihren  Grundbesitz  als  Va- 
sallen des  Ordens  zu  Lehen  erhalten  hatten,  so  hatte  man 
auch  der  grofsen  Zahl  deutscher  it^delleute,  die  unter  den 
Fahnen  des  Ordens  in  dem  dreizehnjährigen  Kampfe  und 
früher  gestritten,  zur  Tilgung  ihrer  oft  sehr  beträ^chtlichen 
Forderungen  an  den  Orden  enedigte  Lehngüter  oder  Ordens- 
domänen zugewiesen,  und  diese  lehnsweise  Aufteilung  des 
Grundbesitzes  hatte  sich  fortgesetzt,  als  zwei  Fürstensöhne 
aus  mächtigen  Häusern,  Friedrich  von  Sachsen  und  Albrecht 
von  Brandenburg,  das  Ordensregiment  erhielten  (1497 — 1525) 
und  mancher  jüngere  Edelmann  aus  der  Heimat  ihnen  folgte. 
Immer  war  die  Bedingung  für  diese  Überweisung  von  Grund- 
besitz der  Wehrdienst.  Persönlich,  zum  Teil  schon  als  Führer 
gröfserer  Rotten,  sollten  sie  die  Wehrmacht  des  verfallenden 
Ordens  stärken. 

Grofse  Teile  des  Landes  waren  so  aufgeteilt  unter  eine 
Schicht  der  Gesellschaft,  deren  einzelne  Glieder,  nach  oben 
nur  gebunden  durch  die  Verpflichtung  des  Wehrdienstes,  in 
ihrem  Gebiete  unumschränkte  Herren  waren.  In  dem  Be- 
wufstsein  dieser  Selbstherrlichkeit,  beruhend  auf  der  Grund- 
herrlichkeit, kollidierten  sie  nun  mit  den  Landesherren.  Auch 
diese  sahen  sich  nach  der  Säkularisation  zunächst  als  Herren 
von  Grund  und  Boden  an.  Je  mehr  sie  es  versuchten,  sich 
als  solche  Geltung  zu  verschaffen  und  sich  in  die  Details  der 
Landesverwaltung  zu  mischen,  erschienen  sie  der  grund- 
besitzenden Schicht  der  Gesellschaft  als  Gegner.  Dem  Landes- 
herrn traten  die  Grundherren  gegenüber,  und  in  diesem  Wider- 
streit wurden  die  socialen  Stände  zu  politischen.  Jeder 
Edelmann  fühlte  sich  als  Fürst  auf  seinem  Boden,  jedes  städ- 
tische Gemeinwesen  wollte  mit  dem  zugehörigen  Gebiet  ein 
Staat  im  Kleinen  sein ;  beide  waren  einig  in  ihrem  Selbstgefühl 
dem  Landesherrn  gegenüber,  in  ihrem  Bewufstsein,  desselben 
nicht  zu  bedürfen.  Und  die  Schärfe  dieses  Gegensatzes  wurde 
in  Preufsen  nicht  gemildert  durch  ein  wohl  anderswo  früh 
entwickeltes  Treuverhältnis.  Die  preufsischen  Stände  waren 
dazu  vom  Orden  nicht  erzogen  worden.  So  trugen  sie  nie 
Bedenken,  wenn  es  die  Wahrung  und  Mehrung  ihrer  Macht- 
stellung zu  erheischen  schien,  im  nachbarlichen  Polen  Schutz 
gegen  den  Landesherrn  zu  suchen. 
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Der  Gang  der  Entwickelung  macht  dann  aus  dem  kriege- 
rischen Grundherrn  den  Gutsherrn,  der  aus  wirtschaftlichen 
Interessen  seinen  Besitz  zu  vermehren  strebte,  nicht  zum  Heile 
der  unteren  Schichten  auf  dem  platten  Lande,  die  mehr  und 
mehr  in  wirtschaftliche  Abhängigkeit  vom  Adel  kamen.  Die 
steigenden  Erträgnisse  der  Bodenkultur  und  deren  kauf- 
männische Verwertung  bringen  den  Adel  des  16.  Jahrhunderts 
in  heftige  Konflikte  mit  den  Städten,  die  allen  Handel  und 
die  Gewerbe  als  ihr  Monopol  betrachteten,  und  die  in  eng- 
herziger Abschliefsung  und  egoistischer  Ausbildung  eines 
starren  Fremdenrechtes  hier,  wie  anderswo,  ihr  Heil  suchten. 
Das  wirtschaftliche  Übergewicht  des  Adels  war  gesichert,  da 
Herzog  Aibrecht  sich  stets  auf  seine  Seite  stellte.  Ihm  ver- 
dankte der  Adel  bald  weitergehende  Vorteile. 

Mit  der  Übertragung  des  Grundbesitzes  war  der  Adelige 
nicht  nur  Grundherr  geworden:  ihm  stand  rechtlich  damit 
auch  die  Verwaltung  dieses  Besitzes  im  allgemeinsten  Sinne 
des  Wortes  zu,  vor  allem  die  Rechts-  und  Friedensbewahrung: 
er  war  die  Obrigkeit  seines  Grundbesitzes.  Bereitwillig  war 
ihm  diese,  mit  dem  Besitz  verknüpft,  überlassen  worden.  Denn 
so  sehr  sie  die  Machtbefugnis  des  Grundherrn  über  seine 
Untersassen  steigerte,  so  bot  sie  doch  in  jener  Zeit  die  einzige 
Handhabe  ftir  eine  Verwaltung  überhaupt  in  unterster  Instanz, 
so  lange  es  an  sonstigen  Organen  für  dieselbe  noch  völlig 
fehlte.  Es  war  nur  eine  kluge  Ausnutzung  der  Verhältnisse, 
wenn  es  der  Adel  bald  verstand,  auch  in  den  mittleren  und 
höheren  Verwaltungsapparat  einzudringen  und  so  auch  seinen 
Einfluis  zu  wahren,  als  er  seinem  ursprünglichen  Berufe  ent- 
fremdet worden  war.  Für  Jahrhunderte  war  sein  Einfluis  ge- 
sichert und  der  des  Landesherrn  auf  das  nachhaltigste  unter- 
bunden, als  1542  durch  die  Regiments -Notul  und  weiterhin 
die  Verwaltung  des  Landes  nach  dem  Begehren  des  Adels 
geordnet  worden  war.  Gewifs  wurde  durch  diese  Thätigkeit 
in  nicht  geringerem  Grade  als  durch  die  genossenschaftliche 
Oi^ganisation  auf  dem  Landtage  der  Blick  des  Adels  hinaus- 
geftihrt  über  die  engen  Grenzen  seines  Grundbesitzes;  er  ge- 
wann Interesse  am  Ganzen,  seit  er  es  vom  Centrum  aus  über- 
schauen lernte.  Aber  dies  Ganze  interessierte  ihn  doch  haupt- 
sächlich nur,  weil  es  ihm  so  persönlich  weiteren  Nutzen  brachte, 
weil  er  so  seine  Selbstherrlichkeit  auf  eine  breitere  Basis 
stellen  konnte.  Jedenfalls  traf  das  Interesse  dieses  Beamten- 
adels nie  mit  dem  des  Landesherrn  als  solchen  zusammen. 
Indem  der  letztere  dem  Adel  auch  seinen  grofsen  Grundbesitz 
zur  Verwaltung  unterstellte,  mit  anderen  Worten,  zur  Aus- 
beutung überliefs,  stärkte  er  dessen  Stellung,  und  begab  er 
sich  selbst  der  besten  Handhabe  zur  weiteren  Durchsetzung 
der  Landeshoheit. 

Das  rechtliche  Mittel,   dessen  sich  der  Adel  bei  diesem 
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Vorgehen  bediente ,  war  das  Indigenat,  vergleichbar  dem 
Fremdenrecht  der  Städte,  von  gleicher  Tendenz,  wenn  auch 
in  den  Wirkungen  verschieden,  gerichtet  g^en  Ausländer 
und  gegen  Bürgerliche.  Es  war,  wie  jedes  Privileg,  eine  lex 
specialis,  eine  öffentlichrechtliche  Anerkennung  eines  beson- 
deren, vom  jus  commune  abweichenden  Rechtszustandes  des 
Adels,  in  seiner  Beziehung  zur  Landesverwaltung.  Die  Aus- 
dehnung seiner  Geltung  auf  die  ganze  Verwaltung  vollzog 
sich  in  der  zweiten  Hälfte  des  16.  Jahrhunderts :  Die  Regiments- 
Notul  von  1542  führt  die  Indigenae  in  das  Centrum,  die  Obei^ 
ratsstube;  durch  die  Decreta  von  1609  wurde  der  letzte 
bürgerliche  Beamte  aus  der  Behördenorganisation  Preufsens 
verbannt;  fortanwar  die  gesamte  Hierarchie  derselben  in  den 
Händen  des  Adels. 

Es  war  die  Zeit  der  gröfsten  Machtentfaltung  der  Stände 
gewesen,  da  sich  dies  vollzog.  Sie  hatten  diese  zunächst  be- 
nutzt, sich  die  Verwaltung  des  Landes  zu  sichern.  Sie  hatten 
damit  scheinbar  nur  die  Interessen  derer  gefördert,  die  jene 
Ämter  erlangten;  das  Interesse  der  Einzelnen  überwog  noch 
das  des  Ganzen,  das  besser  durch  eine  Kodifizierung  der 
Rechte  des  Landtages  zum  Ausdruck  gekommen  wäre.  Vom 
ständischen  Standpunkt  aus  hatten  sie  damit  gewifs  recht: 
ein  Qrund  unter  vielen,  warum  die  preufsischen  Stände  so 
schwer  nur  später  gebeugt  wurden  und  dem  Absolutismus  so 
schweren  Kampf  aufdrängen  konnten. 

Durch  Verhandlungen  mit  dem  ihm  günstig  gesinnten 
Herzog  (Albrecht)  hatte  sich  der  Adel  für  Jahrhunderte  seine 
Position  gesichert;  die  Gegnerschaft  gegen  den  Herzog,  der 
später  das  Ständetum  beseitigen  und  so  mit  einem  Schritt 
zum  Absolutismus  kommen  wollte,  schlofs  die  Reihen  der 
Stände.  Eine  unblutige  Revolution  brachte  den  Herzog  um 
alle  seine  Macht.  Mit  Hilfe  polnischer  Kommissare  erhalten 
die  Stände  eine  Verfassungsurkunde  (5.  Oktober  1566),  die 
alles  kodifizierte,  was  ständisches  Recht  und  ständischer  Brauch 
gewesen  war  auf  den  bisher  nur  irregulär  berufenen  Land- 
tagen. Es  ist  das  grofse  Fundament  ständischer  Rechte,  dem 
die  Stände  bis  zum  Untergang  in  unserer  Zeit  ihre  Argu- 
mente entnehmen,  zugleich  ihre  Organisationsurkunde,  die 
ihnen  die  Gesetzgebung  völlig  überliefs,  nachdem  ihnen  schon 
vorher  die  vollziehende  Gewalt  überlassen  worden  war. 

Sie  hätten  jdie  Monarchie,  wie  es  ihnen  wohl  zeitweise 
gelang,  zum  Schatten  herabgedrückt,  wenn  sie  die  formelle 
Geschlossenheit  der  Korporation,  wie  diese  Urkunde  sie  aus- 
drückt, auch  in  der  Praxis  stets  gewahrt  hätten.  Sie  begaben 
^ch  dieser  Vorteile  durch  Spaltungen  innerhalb  der  einzelnen 
Stände  sowohl  wie  auch  besonders  unter  den  einzelnen  Stän- 
den. So  gelang  es  dem  Grofsen  Kurfürsten,  sie  zunächst  in 
schwerem   Kampfe  politisch  niederzuzwingen  und  zur  Aner- 
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kennung  seiner  Souveränetät  zu  bringen  ^  Er  vermag  sogar, 
durch.  Befolgung  des  Grundsatzes  des  divido  et  impera,  indem 
er  durch  Unterstützung  des  einen  Teils  die  Anmaisungen  des 
andern  zurückweist,  den  ganzen  ständischen  Organismus  zeit- 
weise aufser  Funktion  zu  setzen. 

Einen  Hauptschlag  führte  er  dann  gegen  sie,  ab  er  1680 
den  .Oberständen''  statt  der  allgemeinen  Accise  einen  Hüben- 
schols  aufzwang,  die  Städte  Königsberg  aber  von  jenen  sondert, 
indem  er  ihnen  die  Darreichung  eines  bestimmten  Quantums 
an  Steuern,  das  sie  bisher  geliefert,  gewährte.  Durch  diese 
Begünstigung  der  Städte  Königsberg  hatte  er  die  Reihen  der 
Gegner  gesprengt,  und  ihre  Klagen  über  „Separation  und 
Prägravation''  in  der  ganzen  folgenden  Zeit  zeigen,  wie  schwer 
getroffen  der  Gegner  war.  Nur  schwachen  Trost  konnte  es 
ihm  gewähren,  dafs  wenigstens  zur  Abstellung  der  drückend- 
sten Mängel,  die  die  Hubensteuer,  nach  alten  Katastern  auf- 
gellt, unbestreitbar  hatte,  1681  eine  „grofse  Kommission*' 
einfi^esetzt  wurde,  die  die  Zahl  und  Bonität  der  Hüben  fest- 
stellen sollte  und  am  Beginn  unserer  Zeit  noch  thätig  war. 
Ebenso  war  es  nur  eine  Fortsetzung  des  Strebens,  den  Gegner 
durch  Teilung  zu  schwächen,  als  1687  auch  die  „kleinen^ 
Städte  von  den  Oberständen  noch  getrennt  und  ihnen  eine 
besondere  Steuer,  die  Accise,  auferlegt  wurde.  —  Aber  es 
war  nicht  dabei  geblieben,  die  gemeinsame  Aktion  der  Stände 
zu  unterbinden  auf  den  Landtagen;  der  Grofse  Kurfürst  hatte 
ihnen  auch  den  wichtigsten  Teil  der  Exekutive  aus  der  Hand 
gewunden,  als  er  1681  auch  den  „Landkasten ^,  ihr  wichtigstes 
Steuerorgan,  aulser  Funktion  gesetzt  und  die  Erhebung  der 
Steuer  in  eigene  Hand  genommen  hatte. 

Freilich  der  Hauptorganismus,  der  Landtag  selbst,  blieb 
noch  bestehen;  er  konnte  beim  Nachlassen  des  Druckes  wieder 
ungehindert  in  Thätigkeit  treten. 

Ein  anderes  freilich  war  es,  ob  er  noch  in  allen  seinen 
Teilen  integer,  und  vor  allem,  ob  er  das  geeignetste  Werk- 
zeug noch  eines  wirklich  ständischen  Geistes  war,  der  sich 
in  ihm  den  Körper  baute,  oder  ob  mit  dem  Schwinden  dieses 
ständischen  Geistes  nicht  auch  die  Form  schliefslich  fallen 
mufste.  Dann  hatte  der  Absolutismus  freies  Spiel;  seine 
Organe  traten  an  jener  Stelle. 

Zweiter  Abschnitt. 

Die  preufsisehe  Behördenorganisation  im  allgemeinen. 

Um  die  Machtverteilung  zwischen  Landstandschaft  und 
Landeshoheit  1688   recht  zu  würdigen',    dürfte  es  nötig  sein, 

1  K.  Breysig,  Urkunden  n.  Aktenstücke.   Bd.  15.   (1892.)  Berlin. 


6  XIX  1. 

zu.  überblicken,  wie  weit  der  Einflafs  und  die  Mackt  der 
Landeskokeit  in  der  Bekördenorganisation  des  Landes  zur 
Geltung  kam,  und  wie  weit  der  ständiseke  fUnflufs  auck  dort 
nock  reickte.  Das  Kampffeld  freilick  zwiscken  beiden  Mäckten 
ist  der  Landtag.  Aber  es  ist  klar,  dafs  die  Position  der 
Stände,  die  sie  in  der  vom  Fürsten  iknen  überlassenen  Exe- 
kutive katten,  auck  die  ikrer  Genossen  bei  der  besckliefsenden 
Körpersckaft  beeinflussen  mufste. 

Die  Bekördenorganisation  des  Herzogtums,  obgleick  in 
ikrem  äufseren  Aufbau  nock  ein  einkeitlickes,  sckön  ge- 
gliedertes Ganze  bildend,  zeigt  dock  in  ikrer  Struktur  und 
in  der  Art  der  Verbindung  mit  der  Centralleitung  in  Berlin 
bereits  tiefgekende  Unterschiede. 

Nock  besteken  die  alten  ständischen  Bekörden,  auf  einer 
weitgekenden  Selbstverwaltung  berukend  (wenn  es  gestattet 
ist;  diesen  Ausdruck  kier  anzuwenden);  sie  repräsentieren 
einen  nickt  zu  untersckätzenden  Teil  der  ständiscken  Mackt 
auck  neben  dem  eigentlicken  Macktorgan  der  Stände,  dem 
Landtage.  Zwar  ist  ein  wesentlicker  Teil  ihrer  früheren 
seigneurialen  Rechte  an  die  Landeshoheit  übergegangen;  aber 
bedingungslose  Beamte  des  Landesherrn  sind  sie  noch  nicht 
geworden.  Und  dafs  ihnen  dieser  Rest  alter  Selbständigkeit 
gewahrt  bleibe ,  ist  neben  dem  Steuerbewilligungsrecht  die 
Hauptsorge  der  Stände  auf  den  Landtagen.  Der  jeder  Be- 
amtung  innewohnende  Drang,  den  Willen  zur  Macht  zur 
Geltung  zu  bringen,  fand  durch  die  Grundherrlichkeit,  auf 
der  diese  Beamtung  beruhte,  reichste  Nahrung. 

Doch  auch  der  Fürst  war  in  diesem  Territorium  nickt 
nur  Landeskerr;  er  war  in  einem  grofsen  Teile  desselben 
auch  Grundherr:  Er  war  der  gröfste  Grundbesitzer  des  Landes, 
und  sein  Besitz  erforderte  eine  umfangreiche  Verwaltung.  Ihre 
Organisation  aber  war  in  die  der  allgemeinen  Landesver- 
waltung eingegliedert,  Gelegenheit  genug  für  die  Stände,  am 
Besitze  des  Kurfürsten  oft  ein  weitgehendes  Interesse  nehmen 
zu  können.  Selbst  die  domaniale  Centralbehörde,  die  Kammer, 
ist  teilweise  abhängig  von  der  obersten  Landesbehörde,  der 
Regierung.  In  der  Kampfzeit  freilich  zwischen  Landeshoheit 
und  Landstandschaft  verkekrt  sie  wokl  auck  direkt  mit  der 
Centralleitung  in  Berlin.  Ikre  Beamten  sind  dem  Landeskerrn 
allein  verpflicktet.  Durck  sie  weifs  er  die  Landesbebörde  auf 
das  fürstlicke  Interesse  kinzulenken.  Ikre  gewissenkafte  Ver- 
waltung mufste  auck  die  untergeordneten  Organe  beeinflussen, 
soweit  diese  mit  dem  Kammergut  zu  thun  hatten. 

Der  gröfsere  Grundbesitz  hätte  jedoch,  wie  die  Verhält- 
nisse sonst  lagen,  nicht  genügt,  die  Landeshoheit  gegen  die 
ständische  durchzusetzen,  geschweige  denn  das  Territorium  filr 
den  engeren  Zusammenschlufs  mit  den  übrigen  Landen  des 
Ftlrsten  zu  gewinnen,  einen  Staatsgedanken  entsteken  zu  UsseA. 
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Dienjpriyilegierten  Ständen  gegenütier-wär 'der  Fut^t  doch  liUr 
der  nöchstprivilegierte,  d^m  gegenüber  die  Elettltfetti  nur  um- 
somehr  aul  Sicherui^g  ihrer  jPriyiliegien'  bedacht  öeiiimüf&ten. 
Auch  der  Einflufs  durch  seine  Beatnten  auf  ^^dem  eigenen 
Grundbesitz  war  vor  der  Hand  ein  mittelbarer.'  Die  unter 
ihnen  ohne  Grundbesitz  Waren,  wie  die  der  EatQther^  waren 
wohl  in  ihren  persönlichen  Interessen  an  den  Ftirsten  gefessdt, 
die  übrigen  aus  den  Reihen  der  ständischen  Genossen  nur, 
soweit  ihre  und  des  Fürsten  Interessen  zusammenfielen.  Wollte 
die  Macht  gegen  Macht,  das  fürstliche  und  mit  ihm  das  all- 
jgemeine  Interesse  sich  gegen  die  Einzelinteressen  durchsetzen, 
80  bedurfte  es  eines  anderen  Werkzeuges.  Der  Grbfse  Kur- 
fUrst  hat  es  geschaffen:  das  stehende  Heer.  Wie  die  Be- 
schaffung der  Kosten  iUr  dasselbe  die  Zusammengehörigkeit 
in  empfindlicher  Weise  zum  Bewufstsein  brachte  und  den 
Staatsgedanken  erzwang,  so  entstand  eine  eigene  Behörden- 
organisation ftlr  diese  Beschaffung.  Ursprünglich  nur  ftir  das 
Heer  geschaffen,  greift  sie  bald  weiter  und  weiter,  um  schliefs- 
lich  in  Gemeinschaft  mit  den  Domanialbehörden  das  Erbe 
jener  ständischen  Behörden  anzutreten.  Es  sind  die  Kriegs- 
und Domänenkammern  der  späteren  Zeit  In  unserer  Periode 
sind  sie  noch  alle  am  Werk.  Vor  allem  thätig  ist  die  Kriegs- 
kammer im  fürstlichen  Interesse,  oft  im  Widerstreit  befindlich 
gegen  die  ständischen  Behörden,  so  oft  diese  versuchten,  fttr 
ihre  Genossen  zu  wirken.  Der  stille,  aber  um  so  intensivere 
Kampf  dieser  Behörden  darf  nicht  übersehen  werden,  wenn 
es  gilt,  das  geräuschvollere  Treiben  auf  dem  eigentlichen 
Kampfolatze,  den  Landtagen,  gerecht  zu  würdigen. 

Oft  genug  wird  der  Kriegskamnler  und  ihrer  Beamten 
in  den  folgenden  Zeilen  gedacht  werden;  denn  sie  (und  in 
unserer  Zeit  fast  ausschliefslich  sie)  ist  die  Stimmführerin  des 
Absolutismus  im  Streite.  Mit  ihm  gehört  ihr  die  Zukunft.  — 
Die  ständischen  Behörden,  Kompromifsorgane  in  unserer  Zeit, 
w^in  der  unschöne  Ausdruck  gestattet  ist,  stehen  am  Ende 
ihrer  Geschichte.  Das  berechtigt  wohl,  dieselbe  noch  kurz 
anzudeuten,  wie  auch  die  Stellung  dieser  Organe  in  dem  be- 
handelten Zeitabschnitt. 

Dritter    Abschnitt. 
Die  OberrSte  und  Hanptlente  in  Prenfsen. 

An  der  Spitze  der  Landesverwaltung  stehen  die  vier  Ober- 
räte, der  Lanahofmeister,  der  Oberburggraf,  der  Kanzler  und 
der  ObermarschalP.    Hervorgegangen  aus  de]p  Institution  der 

'   1  Olrristoph  Hartknocb.  Alt-  und  Neues  PrenDBen,  od.  Preufs. 
Historien  2  Teile.    Frankfurt  u.  Leipzig  (1684).    IL  p.  657,  668. 


8  XIX  1. 

fünf  GroC^gebietiger  des  Ordens,  waren  diese  Ämter,  wie  die 
Namen  andeuten ,  ursprünglich  Ho&mter.  Mit  ihnen  hatte 
Herzog  Albrecht  nach  der  Säkularisation  des  Ordenslandes 
1525  seine  Verwaltung  geschaffen;  unter  dem  Einflufs  der 
burgundisch  -  niederländischeD  Verwaltungsoi^anismen  waren 
sie  als  OberbehOrden  entstanden,  wie  in  Sachsen  und  Branden- 
burg der  Geheime  Bat.  Als  Werkzeuge  des  Fürsten  führen 
sie  neben  der  Verwaltung  der  HoflUnter  die  „  Begier ung^  des 
Landes.  Unter  schwachen  Fürsten  und  durch  die  Bedräng- 
nisse, in  die  diese  durch  äufsere  und  innere  Nöte  geraten, 
erweitert  sich  der  Kreis  ihrer  Befugnisse  bald  merklich;  sie 
führen  als  „Begimentsräte^  die  Herrschaft  des  Landes  fast 
selbständig,  mit  Beiseiteschiebung  der  herzoglichen  Gewalt 
und  im  Kampfe  selbst  längere  Zeit  mit  den  Ständen,  aus 
denen  sie  mit  geringen  Ausnahmen  hervorgegangen.  Die  Er- 
starkung der  fürsüichen  Gewalt  zieht  ihnen  dann  engere 
Schranken,  und  durch  djen  Greisen  Kurfürsten  werden  sie 
wieder  gefügigere  Werkzeuge.  Er  nimmt  ihnen  den  Titel 
„Begimentsräte",  macht  sie  zu  seinen  „Oberräten''.  Im  Beginn 
unseres  Zeitabschnittes  betrachten  sie  sich  wieder  als  Ver- 
mittler zwischen  dem  Kurfürsten  und  den  Ständen.  Sie  fühlen 
sich,  wie  es  in  der  Natur  ihres  Amtes  und  ihrer  Herkunft 
lag,  als  fürstliche  Bäte  und  als  Genossen  der  Stände,  beiden 
verpflichtet^.  Die  Verwaltung  der  Hofilmter  ist  mit  der  Ab- 
wesenheit des  Kurfürsten  von  Preufsen  bedeutungslos  geworden; 
sie  regieren  an  seiner  Statt  das  Land ;  sie  erlassen  unter  seinem 
Namen  und  Titel  dessen  Beskripte  und  Verordnungen.  Aber 
des  Kurfürsten  ganz  ergebene  Werkzeuge  konnten  sie  nicht 
sein,  so  lange  ihrer  Herkunft  nach  ihre  Interessen  mit  denen 
der  Stände  sich  deckten;  und  wenn,  dann  konnten  sie  wohl 
Diener  des  Kurfürsten  sein,  nicht  aber  Diener  des  einheitlichen 
Staates  werden,  zu  dem  doch  die  Entwicklung  jetzt  hin- 
strebte. Denn  dem  stand  entgegen,  was  nach  der  Begiments- 
Notul  von  1542^  bezüglich  der  Bequisiten  der  Oberräte  ge- 
fordert war,  noch  völlig  zu  Becht  bestand  und  von  den  Ständen 
eifersüchtig  zu  wahren  gesucht  wurde. 

Nach  dieser  Verfassungsurkunde  aber  mufsten  die  Ober- 
räte zunächst  Geborene  von  Adel  sein.  Denn  nur  solche  waren 
zum  Erwerb  gröfseren  Grundbesitzes  berechtigt.  Und  wie  mit 
diesem  ipso  iure  die  obrigkeitliche  Verwaltung  verknüpft  war, 
so  durfte  auch  den  Gliedern  des  Kollegiums,  das  in  der  stän- 
dischen   Auffassung    die    Krönung    der    ständischen    Selbst- 


1  L.  V.  Baezko,  Geschichte  Preufsens.  Bd.  6.  Könijsrsberg  (1800). 
Buch  14  Cap.  3  p.  173.  —  B.  selbst  ist  mit  seinem  fleifsigen  Werk 
der  einzige  Bearbeiter  unserer  Zeit  gewesen. 

^  Privilegia  der  Stände  des  Herzogtums  Preufsen.  —  Braunsberg 
(1616).    fal.  53. 
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Verwaltung  darstellte ,  dieser  Grundbesits  nicht  fehlen.  Kur 
der  Kanzler  durfte  bürgerlichen  Standes  sein,  sofern  ein  Be- 
&higter  von  Adel  dafbr  nicht  vorhanden  war.  —  Sie  muJbten 
femer  Indigenae  oder  ^£Un2ÖgIinge'  sein.  Das  Indigenat  war 
ursprünglich  berechtigt,  da  nur  Kenntnis  des  eigenen  Landes 
zur  Verwaltung  desselben  befähigen  konnte.  Bald  wird  es 
aber  der  feste  Wall  des  ständischen  Selbstinteresses  und  das 
wichtigste  Mittel  kastenartiger  Abschliefsung.  Nie,  auch  in 
unserer  Zeit  nicht,  ist  daher  seit  dem  ReceCs  von  1566^,  der 
eine  Sicherung  des  in  der  Regiments-Notul  Gewährten  enthält, 
das  Indigenat  der  Oberräte  in  Frage  gestellt  worden.  —  Ob- 
servanz war  es  geworden,  die  Oberräte  eine  Zeitlang  eine 
Hauptmannschaft  verwalten  zu  lassen,  ehe  man  sie  zur  Ober- 
ratsstube aufrücken  liefs.  Kodifiziert  wurde  dieser  Brauch  in 
der  Regiments-Notid,  die  als  solche  Ämter  die  vier  Oberämter 
festsetzte,  Brandenburg,  Schaacken,  Fischhausen  und  Tapiau« 
Sie  bilden  auch  in  unserer  Zeit,  in  der  man  bereits  fllr  die 
untern  Instanzen  durch  Studien  und  Reisen  gebildete  Edelleute 
zur  Verfügung  hatte,  noch  die  Vorstufe  für  die  oberrätliche 
Thätigkeit. 

An  allen  diesen  Bestimmungen  bezüglich  der  Wahl  der 
Oberräte,  die  durch  den  Kurfürsten  erfolgte,  hatte  auch  die 
Verfassungsurkunde  nichts  geändert,  die  aer  Grofse  Kurfbrst 
1663  auf  dem  grofsen  Landtage  vorlegen  liefs  ^,  und  die,  wenn 
sie  auch  wohl  nicht  rechtlich  wirksam  wurde,  in  den  hierher 
gehörigen  Forderungen  doch  nur  den  bestehenden  Zustand 
wiedergeben  konnte.  Anders  verhält  es  sich,  wenn  wir  die 
Kompetenzen  dieser  Behörde  1688  vergleichen  mit  denen,  die 
sie  in  früherer  Zeit  hatte. 

Mit  der  Einsetzung  der  Oberräte  durch  Herzog  Albrecht 
war  ihnen  das  ganze  Gebiet  der  inneren  Verwaltung,  Finanz-, 
Justiz-  und  £a*iegswesen  übertragen  worden;  sie  führten  die 
Aufsicht  über  das  Kirchen-  und  Schulwesen;  sie  verwalteten 
die  Kammergüter.  Ausgeschlossen  blieben  anfangs  nur  die 
auswärtigen  Angelegenheiten.  Genauer  fixiert  werden  ihre 
Befugnisse  durch  die  Regiments-Notul,  die  nur  die  Interna  der 
Earchen  und  Schulen  ausscheidet  und  den  beiden  Bischöfen 
von  Samland  und  Pomesanien  überträgt,  von  denen  sie  1587 
auf  die  beiden  Konsistorien  übergehen;  dagegen  verbleiben 
die  äufseren  Angelegenheiten,  besonders  das  kirchliche  Kassen- 
und  Rechnungswesen,  der  Regierung.  In  dem  ihnen  also  ge- 
wiesenen Bereich  werden  sie  um  so  selbständiger,  je  mehr  die 
fürstliche  Gewalt  den  ständischen  Anforderungen  weicht.    Sie 


1  Max  Toppen,  Der  lange  Königsbereer  Landtag,  in  Räumers 
Historischem  Taschenbuch.  Neue  Folge.  10.  Jahrg.  Ijeipzig  (1848). 
p.  447. 

*  Zeitschrift  für  preufs.  Geschichte  u.  Landeskunde  (1874).  p.  88  ffl 
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werden  nahezu  Herren  des  Landes.  Nach  der  Regiments-Notul 
sollen  sie  bei  Vormundschaft  des  Fürsten  die  Regierung  ftlhren 
und  vollkommene  Gewalt  haben,  auch  den  Landtag  aua- 
zuschreiben  und  die  Stände  einzuberufen;  wie  sie  ebenso  bei 
Abwesenheit  des  Fürsten  nebst  drei  Räten  der  Städte  Königs- 
berg die  Regierung  ab  Statthalter  führen  sollen  ^.  Der  Land- 
tagsrecefs  von  1566,  der  den  Ständen  Preufsens  Beschwerde 
an  die  Krone  Polen  gewährt^  sichert  auch  den  Regimentsräten 
so  Deckung  gegen  den  Fürsten.  Das  Testament  Albrechts 
1567  giebt  ihnen  die  Vollmacht  über  die  Organe  der  Lokal- 
verwaltung,  sie  dürfen  die  Hauptleute  und  alle  Diener  ein- 
und  absetzen,  über  die  Besoldungen,  die  Einkünfte  und  die 
Rechnungslegung  verfügen.  Bei  wichtigen  Händeln  dürfen  sie 
selbständig  die  Landräte  und  die  ganze  Landschaft  einberufen. 
Und  die  Einigkeit  und  ein  geschlossenes  Vorgehen  des  Kolle- 
giums werden  gewährleistet  durch  die  Befugnis,  sich  beim 
Todesfall  eines  der  Ihrigen  durch  Kooptation  aus  den  vier 
Oberämtem  ergänzen  zu  dürfen.  Ja  nacn  dem  Landtagsrecefs 
von  1569  wird  den  Regimentsräten  geradezu  plein  pouvoir 
gegeben,  soviel  möglich  die  Sachen  ohne  den  Fürsten  zu 
erledigen.  So  waren  sie  denn  ^gesetzlich  bei  der  Abwesenheit 
oder  als  Vormünder  des  Landesiürsten  im  Besitz  aller  Regenten- 
rechte^^.  Es  war  kaum  mehr  als  eine  Entlastung,  als  durch 
Schaffung  des  Hofgerichts  die  Oberinstanz  der  Rechtspflege 
aus  ihrem  Ressort  ausschied^. 

Fast  hundert  Jahre  vermögen  sie  diesen  weitreichenden 
Einflufs  zu  wahren,  in  der  ganzen  Tendenz  ihrer  Amtsführung 
mehr  für  die  Stände  thätig  als  für  den  Fürsten.  So  sind  sie 
wesentlich  verschieden  von  den  Beamten  der  späteren  Zeit. 
In  allen  Mafsnahmen  fielen  öffentliches  und  privates  Interesse 
fbr  sie  noch  zusammen.  Sie  fühlten  sich  mehr  als  freie  Männer 
und  Befehlende,  denn  als  Abhängige  und  Gehorchende.  Das 
war  ihre  Position  schwachen  Fürsten  gegenüber,  besonders 
aber,  seitdem  Preufsen  als  Lehen  an  Brandenburg  gefallen 
war.  Und  es  mufste  zum  schwersten  Konflikt  auch  zwischen 
der  Regierung  und  dem  Kurfürsten  kommen,  als  die  Souveräne- 
tat  an  letzteren  überging,  und  sie  von  der  gefügigen  Krone 
Polen,  die  sie  stets  unterstützt  hatte,  an  einen  Fürsten  kamen, 
dessen  Energie  nichts  Gutes  ahnen  liefs.  Der  Konflikt  kam 
zum  Austrag  auf  dem  Königsberger  Landtag  1661 — 1663,  der 
mit  den  Ständen  auch  die  „Oberräte"  in  ihre  Schranken  wies 


^  Privilegia  1.  c.  fol.  55.  —  H  ei nr.  Simon,  Das  Preula.  Staats- 
recht   II.  Teü.    Breslau  (1844).  p.  127. 

^  Joh.  Voigt,  Darstellung  der  stand.  Verhältnisse  Ostpreufsens. 
Köni^berg  (1822>.    p.  18. 

'  Georg  Grube,  Corpus  Constitutionum  Prutenicarum.  Königs- 
berg (1721),    p.  1—88. 
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and  ihrer  Allmacht  ein  Ziel  setztet  Wie  sie  sich  1660  ge- 
weigert hatten,  im  Frieden  neue  Steuern  auszuschreiben,  so 
versuchten  sie  es  freilich  auch  nach  der  Assekuration  vom 
12.  März  1663  noch  wiederholt,  Ausschreiben  wegen  un- 
bewilligter   Kontribution   nicht    zu   unterzeichnen,   weil    dies 

Segen  ihr  Oewissen  sei.  Vergeblich.  Und  1676  noch  droht 
er  Kurfürst  einfach  bezüglich  neuer  Ausschreibungen,  &lls 
die  Regierung  zaudern  würde  und  „nicht,  wie  treuen  Ministei^n 
und  Dienern  zusteht,  dieses  also  gehorsamst  beobachten  .  .  . , 
würde  er  sofort  jemand  schicken,  der  mit  genügsamem  Nach- 
druck dieses  vollbringe''  ^.  Die  Entsendung  von  Statthaltern 
nach  PreuTsen  zeigte,  dafs  er  geneigt  war,  mit  seinem  Drohen 
Ernst  zu  machen.  —  So  befand  sich  die  y, Regierung''  am  Be- 
ginn unserer  Zeit  in  voller  Abhängigkeit  vom  Fürsten. 

Zur  weiteren  Verwaltung  war  das  Land  eingeteilt  in  die 
drei  Kreise  Samland,  Natangen  und  Oberland.  Schon  zur 
Ordenszeit  ist  dieselbe  bekannt.  In  der  herzoglichen  Zeit,  in 
welcher  diese  Kreiseinteilung  mehr  hervortritt  und  bald  auch 
die  dem  Herzoge  sich  unterwerfenden  Gebiete  der  Bischöfe 
von  Samland  und  Pomesanien  umfafst^,  gewinnt  sie  jedoch 
weniger  Bedeutung  für  die  direkte  Verwaltung  —  es  gab 
keine  besonderen  Kreisorgane  — ,  als  fbr  die  ständischen  An- 

felegenheiten.  Das  Institut  der  Kastenherren  war  nach  diesen 
Preisen  gegliedert.  Die  Abführung  der  Gefälle  führte  zur 
Registrierung  der  gelieferten  Summen  nach  Kreisen  in  der 
Kammer  und  später  auch  im  Kriegskommissariat.  Nach  den 
Kreisen  sind  daher  auch  in  unserer  Zeit  durchweg  die  ein- 
zelnen Posten  in  jedem  Anschlag  und  jeder  Rechnungsführung 
bezeichnet.  Auch  bei  ständischen  Wahlen  tritt  ihre  Bedeutung 
noch  hervor,  z.  B.  bei  der  des  Landboten  -  Marschalls  und 
seiner  Adjunkten.  Sogar  ein  Lokalpatriotismus  entwickelt  sich 
in  ihnen  und  wacht  eifersüchtig,  dafs  die  Glieder  des  einen 
Kreises  nicht  vor  denen  anderer  zurückstehen. 

Ungleich  wichtiger  für  die  gesamte  Verwaltung  des  Landes 
war  die  weitere  Einteilung  desselben  in  Ämter.  Auch  diese 
ist  hervorgegangen  aus  der  Einteilung  in  der  Ordenszeit:  die 
Ajnter>  des  16.  und  17.  Jahrhunderts  sind  zum  gröfsten  Teil 
nur  die  Amtsbezirke  der  früheren  Komture,  Vögte  und 
Pfleger;  sie  sind  im  wesentlichen  auch  die  Grundlage  ge- 
blieben Air  die  Administration  der  folgenden  Jahrhunderte. 
Sie  bilden  die  lokalen  Verwaltungseinheiten,  auch  fbr  die 
Verwaltung  der  Kammerämter.  Ihre  Zahl  beträgt  in  unserer 
Zeit  40«     Nach  Gröfse  und  Einwohnerzahl   sind  sie  ungemein 


1  K.  Breysig,  Urkunden  ii.  Aktenstücke.    Bd.  15.   Berlin  (1892). 
«  Simon,  1.  c.  p.  128,  129. 

*  Max  Toppen,  Historisch-komparative  Geographie  von  Prenfsen. 
Gotha  (1858).    p.  260  f. 
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rerschieden.     Das    umfangreichste   Amt   ist   Insterburff,   mit 

13  448  kontribuablen   Hufen.     Zu   den   dichtest   bevölkerten 
Ämtern  gehören  Johannesburg  und  Angerburg. 

An  der  Spitze  jedes  Amtes  steht  der  Amtshauptmann. 
Seine  Stellung  ist  die  wichtigste  in  der  lokalen  Verwaltung 
und  über  ein  Jahrhundert  lang  von  beneidenswerter  Selb- 
ständigkeit und  Unabhäng^'gkeit.  Vereinigte  er  doch  in  seiner 
Person  alle  Zweige  der  Verwaltung.  Hervorgegangen  aus  den 
adeligen  Landsassen,  durch  Eid  verpflichtet  und  verantwortlich 
nur  den  Regimentsrftten,  die  seine  Verwandten  und  Freunde, 
jedenfalls  seine  Standesgenossen  waren,  war  er  auch  nach- 
sichtig gegen  die  Genossen  unter  seinen  Amtseinsassen.  Ver- 
antwortlichkeit gegen  den  Fürsten  kannte  er  nicht  Eline 
scharfe  Aufsicht  und  Kontrolle,  wie  sie  einst  die  Komture 
hatten,  brachte  ihn  nicht  in  Aufregung.  Besonderer  Vorbildung 
für  das  Amt  bedurfte  es  nicht;  diese  selbst  aber  wurde  für 
ihn  die  Vorstufe  zu  den  Oberämtern  des  Landes.  Die  Aus- 
übung der  Jurisdiktion,  die  Verwaltung  der  Finanzen,  die 
Leitimg  der  Wybranzen  waren  seine  Amtsfunktionen.  Er 
wurde  ihnen  gerecht,  soweit  die  Verwaltung  eigener  Güter 
ihm  Zeit  liefs.  In  zahlreichen  Fällen  entledigte  er  sich  ihrer 
durch  Übertragung  an  einen  Unterhauptmann  ^ 

Diese  Selbstherrlichkeit  mufste  schwinden,  sobald  das 
Land  in  die  Hände  von  Fürsten  kam,  die  die  partikulär  ver- 
teilten Hoheitsrechte  wieder  in  ihrer  Person  zu  vereinigen 
wufsten.  Der  Hauptmann  erhielt  für  sein  Amt  festumschriebene 
Befugnisse;  man  wandte  seiner  Wirtschaftsführung  eingehend- 
stes Interesse  zu.  Dem  Fürsten  nun  durch  Eid  vernflichtet, 
wurde  er  gehalten,  die  Stände  seines  Amtes  den  Aosichten 
des  Fürsten  geneigt  zu  machen.  Er  mufste  in  allem  ein 
Diener  des  Fürsten  werden.  Freilich,  es  ist  hier  wie  bei  den 
Oberräten  derselbe  Gang  der  Entwickelung :  Willige  Diener 
des  Fürsten  konnten  auch  sie  nicht  werden,  denn  beide 
konnten  als  Landsassen  sich  nicht  der  ständischen  Interessen 
begeben.  Ihre  Auffassung  vom  ^^Dienst*'  machte  nur  ein 
stetes  Lavieren  zwischen  diesen  Interessen  und  denen  des 
Fürsten  möglich.  — 

Vierter  Abschnitt. 

Plan  und  Ziel  der  Untersnchnng. 

Das  etwa  war  die  Lage  der  Dinge  in  Ostpreufsen  bei 
dem  Regierungsantritt  des  Kurfürsten  Friedrich  III.  Er  hatte 
seine  ergebensten  Diener  in  der  Rent-  und  Kriegskammer,  nur 
laue  Diener  in  den  Beamten,   soweit  sie   aus  den  Reihen  der 

^  Jac.  Lydicius,  Notitiae  Ducatus  Prussiae  Delineatio  Generaiia 
et  Specialis.    Wittenberg  (1677).    p.  107. 
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Stände  des  Landes  heryorgingen.  Diese  selbst  —  es  lag  im 
Wesen  der  Standschafit  —  mulsten  sich  als  seine  Gegner  be- 
trachten. Es  kam  darauf  an,  wieweit  sie  imstande  waren, 
diese  Gegnerschaft  noch  geltend  zu  machen. 

Indem  wir  uns  nun  anschicken,  im  folgenden  die  Ge- 
schichte der  Stände  in  dieser  Zeit  —  es  ist  der  Epilog  der 
Ständegeschichte  in  Ostpreufsen  überhaupt  —  darzulegen,  ver- 
suchen wir  zunächst,  jede  Kurie  gesondert  als  Organ  zu 
charakterisieren  und  festzustellen,  was  sie  zur  Standschaft 
noch  be&higt,  welches  ihre  Gebrechen,  welches  infolgedessen 
ihre  Geschicke  sind,  um  dann  zu  zeigen,  wie  diese  Organe  in 
der  Gesamtheit  funktionierten.  Nur  eine  eingehendere  Unter- 
suchung der  Organe  und  ihrer  Funktionen  auf  den  scheinbar 
noch  so  regsamen  Landtagen  dürfte  die  Ursachen  fär  die 
geräuschlose  Einstellung  der  Tagungen  nach  1704  ergeben. 
Ein  weiterer  Abschnitt  über  das  wichtigste  Exekutiv-  und 
Kontrollorgan  der  Stände  leitet  dann  über  zur  Darstellung 
des  Inhalts  dieser  Verhandlungen,  von  dem  hier  nur  ein  Teil, 
der  wichtigste  allerdings,  der  Kampf  um  die  Finanzen,  zur 
Behandlung  kommt.  Er  versucht  zunächst,  diesen  Kampf  im 
allgemeinen  zu  charakterisieren,  anzugeben,  welche  Forde- 
rungen gestellt,  wie  sie  aufgenommen  und  aufgefafst  werden, 
um  dann  weiter  die  thatsächlichen  Vorgänge  darzulegen,  in 
denen  die  einzelnen  Stände  sich  mit  diesen  Forderungen  ab- 
zufinden suchen  und  suchen  müssen.  — 


Erstes  Buch. 


Die  Organisation  der  Landtaga 


Erstes  Kapitel. 

Herrenstand  und  Landräte. 


Erster  Abschnitt. 
Allgemeine  Charakteristik.  —  Sti^ndschaft  und  Beamtnng. 

„Herrenstand  und  Landräte''  bildeten  die  erste  Kurie  des 
Landtages.  Ihre  Bezeichnung,  an  der  gewissenhaft  festgehalten 
wurde,  war  faktisch  nicht  mehr  zutreffend,  wenn  auch  historisch 
berechtigt. 

Ein  besonderer  Herren-  oder  Dynastenstand  hatte  sich 
in  Preufsen  nicht  entwickeln  können.  Nur  wenige  Familien 
(unter  anderen  die  Dohna,  Eylenburg,  Kittlitz,  Hey  deck, 
Truchsefs  von  Waldburg,  Schenk  v.  Tautenburg  ^) ,  durch 
eine    höhere    Adelsdignität   in    ihrer    früheren   Heimat   dafür 

äualifiziert,  kamen  für  eine  solche  besondere  Ständeklasse  in 
»etracht.  Herzog  Albrecht,  aus  Franken  stammend,  hatte 
ihnen  diese  Sonderstellung  gewährt.  Aber  er  hatte  ihrer  Kurie 
auch  das  Kollegium  der  Landräte,  das  er  geschaffen,  ein- 
gefügt. War  damit  ein  Preufsen  eigentümliches  Element  in 
die  ständische  Organisation  gebracht  worden,  indem  so  neben 
der  allgemeinen  Grundlage  der  Standschaft,  dem  Grundbesitz, 
ein  landesherrliches  Amt  eine  bevorzugte  Stellung  in  dieser 
Organisation  verbürgte^,  so  war  dadurch  auch  der  breiten 
Masse  des  Adels  Gelegenheit  geboten,  durch  Unterstützung 
der  Landräte,  die  aus  seinen  Reihen  hervorgingen,  gegen  eine 
Sonderstellung  weniger  zu  protestieren.    Er  ertrug  es  leichter, 


*  G.  A.  V.  Mülverstedt,   Diplomatarium  Ueburgense.     Magde- 
burg (1879).    IL  Teil.    p.  870. 

*  Mülverstedt,  I.  c  p.  868. 
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dafs  diese  Sonderstellung  einigen  seiner  Genossen,  die  er  be- 
einflussen konnte,  durch  fürstliche  Beamtung  zu  teil  wurde, 
als  dafs  der  Adel  durch  Anerkennung  einer  höheren  Adels- 
dignität  für  gewisse  Geschlechter  als  ganzer  Stand  eine  in- 
feriore Stellung  sich  zuweisen  lassen  sollte.  In  seinem  Be- 
streben,  den  ersten  Stand  nur  aus  Beamten  bestehen  zu  lassen, 
war  er  glücklich.  Hatten  ursprünglich  die  vom  Herrenstande 
ihre  Prärogative  zu  behaupten  ^ewufst  vor  dem  Beamten- 
kollegium, und  strebten  sie  deshalb  auch  garnicht  nach  einer 
Beamtung,  so  hatte  sich  dann,  wie  der  1608 — IGIO  zum  Aus- 
trag kommende  Streit  in  der  ersten  Kurie  zeigt  ^,  die  Praxis 
entwickelt,  dafs  Angehörige  des  Herrenstandes  diese  Präroga- 
tive ausübten,  falls  sie  als  Inhaber  eines  der  höheren  Landes- 
ämter dem  Kollegium  angehörten.  Und  in  der  Folge  be- 
gnügten sich  die  „Herren"  mit  ihrer  Vertretung  unter  den 
Landräten;  nur  forderten  sie  Berücksichtigung  bei  der  Be- 
setzung der  obersten  Landesämter.  Sie  waren  Titular  -  Edel- 
leute,  der  Titel  „Herren"  zur  blofsen  Form  geworden,  wie 
der  Adel  im  „Bedenken"  von  1610  gefordert  hatte*.  So  finden 
wir  denn  in  unserer  Zeit  auGser  solchen  Gliedern  dieses  Stan- 
des, die  ein  höheres  Landesamt  innehatten,  oder  die  landrät- 
liche  Würde  erhalten  hatten,  keine  besonderen  Repräsentanten 
des  Herrenstandes.  Damit  übereinstimmend  berichtet  auch 
Hartknoch^,  dafs  die  Herren  „itziger  Zeit  ganz  und  gar  nicht 
dazu  (zum  ersten  Stande)  gehören,  es  sei  denn,  dafs  sie  sonst 
vom  Kurfürsten  zu  Landräten  gemacht  werden". 

Es  war  also  die  erste  Kurie  ein  Beamtenkollegium,  die 
Mitgliedschaft  derselben  bedingt  durch  eine  Beamtung,  halb 
ständischen,  halb  landeshoheitlichen  Charakters,  und  diese 
ganze  Zwitterstellung  eine  Anomalie  in  der  ständischen  Or- 
ganisation. Hier  mufste  sich  naturgemäfs  ständischer  und 
fürstlicher  Einflufs  mit  besonderer  Schärfe  treffen,  das  Über- 
wiesen des  einen  besonders  klar  zu  Tage  treten.v-^Wie  diese 
SteUung  die  Bedeutung  dieses  Kollegiums  klarlegt,  die  es 
unter  Umständen  gewinnen  konnte,  so  erklärte  sie  auch,  warum 
es  in  dem  Kampfe  zwischen  Landeshoheit  und  Standschaft  mit 
zuerst  fallen  mufste. 

Diese  Stellung  erklärt  nicht  minder  die  Schwierigkeiten 
in  der  Organisation  selbst.  Denn  abgesehen  von  der  mit  dem 
izweiten  Stande  gemeinsamen  Vertretung  der  wirtschaftlichen 
Interessen   sind   es   vorwiegend  Organisationsfragen,   die   dies 


1  Mülverstedt,  1.  c.  p.  870,  871.  —  Voigt,  Oeschichtliche 
Notizen  über  den  Herrenstand,  die  Asseknrationsakte  und  das  Donativ. 
Königsberff  (1840).    p.  8  ff. 

«  Müiversteat,  1.  c.  p.  874. 

•  Hartknoch,  Alt-  und  Neues  Preufsen,  oder  Preufaiacher  Histo- 
rien 2  Teile.    Frankfurt  u.  Leipzig  (1684).     11  p.  658,  659. 
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Kollegium  beschäftigen :  die  langsame,  aber  stetige  Verschiebung 
des  Machtverhältnisses  zwischen  Standschaft  und  Landeshoheit 
macht  diese  Fragen  zu  seinen  Macht- ,  also  zu  Lebensfragen. 
Im  Vordertreffen  der  Stände  stehend,  als  der  Exponent  des 
eingesessenen  Adels,  ist  ihre  Sorge  gerichtet  auf  Abwehr  er- 
höhten Einflusses  derjenigen,  mit  deren  Titel  sie  sich  als  Kor- 
poration schmücken:  die  wachsende  Zahl  der  „Herren^,  be- 
sonders der  Grafen  droht,  einen  neuen,  sie  im  Ansehen  herab- 
drückenden „Stand"  bilden  zu  wollen.  Andererseits  bewegen 
sie  sich  in  absteigender  Linie  gegenüber  dem  Landesherrn, 
dessen  Berater  sie  sein  wollen,  dem  aber  andere  Gehilfen  am 
Werke  sind :  auch  g^en  diese  gilt  es,  wenigstens  in  der  Form 
die  Position  zu  wahren.  Die  Peinlichkeit  in  der  äufseren  Ab- 
grenzung überträgt  sich  auch  auf  Ordnung  und  Rang  im 
Innern  des  Kollegiums;  man  mufste  mit  dem  wenigen,  daä 
dem  Einzelnen  blieb,  kargen, 

Zweiter  Abschnitt. 

Zusammensetzang  und  Gliederung  des  Kollegiums. 

Zusammengesetzt  ist  das  Kollegium  aus  12  Landräten, 
welche  Zahl  im  Landtagsrecefs  von  1612  festgesetzt  worden 
war  ^  und  in  unserer  Zeit  festgehalten  bleibt.  Die  Zugehörig- 
keit bestand  wie  bei  den  meisten  Beamtungen  auf  Lebenszeit 
und  erlosch  mit  dem  Übergang  in  die  Oberratsstube.  Auf  die 
Präsentation  der  Oberräte  aus  der  Reihe  des  eingesessenen 
Adels'  wurde  der  Landrat  vom  Kurfürsten  bestätigt,  und 
nachdem  er  vor  der  Regierung  den  Eid  abgelegt,  „der  Herr- 
schaft Ehr  und  Reputation  sowohl  als  auch  des  Vaterlandes 
Freiheiten,  Bestes  und  Gerechtigkeiten,  besage  der  Recesse 
und  Privilegien  in  Religions-  und  Prophansachen  in  acht  zu 
nehmen''',  dem  Kollegium  zur  Introduzierung  in  die  ihm  ge- 
bührende Stelle  empfohlen^. 

Als  kurfürstlicher  Beamter  wurde  er  also  vom  Kurfürsten 
bestätigt,  als  Glied  der  Stände  von  dem  Kollegium  aufge- 
nommen oder  abgelehnt,  wenn  die  Wahl  des  Kurfürsten  den 
Privilegien  nicht  entsprach.  Zumeist  kamen  jüngere  Leute 
in  Betracht,  die  sich  durch  besondere  Fähigkeiten  und  Studien 
empfahlen,  ältere  nur  für  die  4  obersten  Stellen  im  Kollegium. 
Denn  diese  waren  stets  verbunden  mit  den  4  Oberämtern  oder 


^  Privilegia  der  Stände  des  Herzogtums  Preufsen.  —  Braunsberff 
(1616).    fol.  16. 

«  Unmafsgebliches  Bedenken.  —  1697  od.  1698.  —  R.  6.  B.B.B.  5.  — 

>  Eid  der  Landräte  in  Privil.  fol.  16  —  und:  Lydicius,  Notitiae 
Docatus  Prussiae  (1677).    p.  85,  86. 

*  Knrf.  Resolution  aut  Gravamina.  —  Königsberg,  5.  April  1690.  — 
Königsb.  Et.-Min.  87  d.    fol.  17—38.  —  Ausf. 
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Hauptämtern  im  engeren  Sinne*,  Brandenburg,  Schaacken^ 
Fiscnhausen  und  Tapiau.  Nur  Inhaber  der  letzteren  hatten 
dann  die  Anwartschaft  auf  die  Oberratsstellen.  Die  übrigen 
8  Stellen  im  Landratskollegium  waren  nicht  mit  gewissen 
Ämtern  verbunden,  sondern  konnten  sowohl  Hauptleuten,  als 
auch  anderen  von  Adel  konferiert  werden'.  Das  geringe 
Gehalt  der  Landräte  bewirkte  es  wohl,  dafs  man  auch  ihnen 
meist  eine  Hauptmannschaft  zuwies. 

Erklärlich  war  nun  das  Streben  dieser  Landräte,  bei  der 
Vakanz  eines  Oberamtes  zunächst  Berücksichtigung  zu  finden. 
Denn  ein  ihrer  Gemeinschaft  bisher  nicht  Angehörender  er- 
hielt dann  ja  sofort  einen  höheren  Rang  im  Kollegium.  Ein 
solcher  Fall  wurde  gleich  1688  verhandelt.  Noch  während 
der  Regierung  des  Grofsen  Kurfürsten  war  der  Obrist  Christoph 
V.  Wallenrodt  ins  Hauptamt  Tapiau  berufen  und  so  seine  Auf- 
nahme in  den  Landrat  nötig  geworden.  Man  hatte  gegen 
seine  Person  nichts  einzuwenden;  man  wies  auch  darauf  nicht 
besonders  hin,  dafs  derselbe  vorher  ein  anderes  Hauptamt 
innegehabt  haben  müfste ',  wie  es  das  Nächstliegende  gewesen 
wäre,  sondern  aus  obigen  Gründen,  weil  seine  Wahl  wider 
die  Privil.  et  decreta  von  1609  und  das  Responsum  Regium 
von  1616  verstofse,  weigerte  man  die  Aufnahme^,  Der  Kur- 
fürst wich  ihnen  in  seiner  Antwort  aus,  darauf  hinweisend, 
die  angezogenen  Privilegien  redeten  de  iudicio  aut  magistratu; 
als  solche  sei  das  Kollegium  der  Landräte  nicht  anzusehen; 
es  werde  vielmehr  im  erwähnten  Resp.  Reg.  von  1609  Ordines 
oder  Stände  genannt^.  So  mufste  man  denn  dem  neuen  Land- 
rat die  vierte  Stelle  anweisen,  nachdem  man  zuvor  noch  ein- 
mal protestiert  und,  wie  üblich,  eine  Assekuration  gegen  zu- 
künftige ähnliche  Fälle  erbeten  hatte '^. 

Es  mochte  indessen  nicht  nur  eine  Rangfrage  sein,  die 
das  Kollegium  hier  so  schwierig  gemacht  hatte:  Christoph 
V.  Wallenrodt,  Neffe  und  Schwiegersohn  des  Landhofmeisters 
Joh.  Ernst  v.  Wallenrodt,  hatte  sich  durch  aufserhalb  und 
innerhalb  des  Landes  geleistete  Kriegsdienste  verdient  ge- 
macht^ und  mochte  den  Landräten  als  Günstling  des  Kur- 
fürsten verdächtig  erscheinen.  Zudem  war  schon  ein  Bruder 
desselben,  Siegmund  v.  Wallenrodt»  seit  1687  als  Vogt  zu 
Fischhausen    Glied   ihres   Kollegiums^.     Der   Einflufs   dieser 

1  Hartknoch,  1.  c  p,  659.  — 

*  Hartknoch,  1.  c  p.  659. 

'  Gravamina  derer  vom  Herrenstand  und  Landrftten.  —  1688.  -- 
Kön.  Ostpr.    Fol.  725  No.  36  p.  815-58  (p.  339). 

*  Kurf.  Resolution  auf  Gravamina.    I.  c  f.  28. 

B  Triplica  der  Oberstände.  —  Kön.,  praes.  9.  Juni  1690.  —  Kon. 
Et.  —  Min.  87d.  fol.  67—88. 

*  Erleutertes  Preufsen.  Tom.  I  Stück  2  Nr.  VI.  EurzgefaTste 
Historie  der  PreoTs.  Begierun^.    p.  91. 

'  Erleutertes  Preufsen.    1.  c.  p.  112. 
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Familie  drohte  übermächtig  zu  werden.  Hatte  man  diese  Be- 
fbrchtang  als  Orand  schon  bei  den  früheren  Protesten  mit 
empfunden,  so  hetonte  man  dies  im  September  1690  in  einer 
besonderen  Bittschrift,  indem  man  diesen  Vorgang  als  einen 
bei  dem  ersten  Stande  unerhörten  Fall  bezeichnete^,  freilich 
ohne  Erfolg.  In  jenem  Verdacht  aber  sollte  man  sich  nicht 
getäuscht  haben:  Christoph  v.  Wallenrodt  wurde  1690  Land- 
vogt zu  Schaacken  ^,  1691  bereits  Hauptmann  zu  Brandenburg 
und  als  solcher  Landratsdirektor,  als  welcher  er  am  4.  Januar 
1692  introduziert  wurde '.  Die  Betrübnis  darüber  klingt  wieder 
in  der  Klage  eines  Anonymus,  nun  sitze  Schwiegervater  und 
Schwiegersohn  Wallenrodt  der  eine  in  der  Oberratsstube,  der 
andere  im  Landratspräsidium '. 

Die  peinliche  Beachtung  der  Rangordnung  innerhalb  des 
Kollegiums,  wie  sie  besonders  bei  den  Beratungen  und  beim 
Votieren  zum  Ausdruck  kam,  gab  auch  sonst  Anlafs  zu 
Streitigkeiten. 

Den  Inhabern  der  Oberämter  folgten  die  Inhaber  anderer 
Hauptämter,  nach  der  Datierung  ihrer  Berufung,  und  diesen 
in  gleicher  Weise  die  einfachen  Landräte.  Ein  Streitfall  er- 
gab sich,  als  1694  dem  bisherigen  Landrat  Joh.  Albr.  v.  Krejtzen 
die  Hauptmannschaft  des  Kammeramts  Taplacken  übertragen 
wurde.  Da  nach  der  Meinung  der  „schlichten**  Landräte  dieses 
Amt  nicht  unter  die  „wirklichen  und  perpetuierlichen**  Haupt- 
mannschaften  gerechnet  werden  durfte,  wandte  sich  Melchior 
V.  Tettau,  zugleich  im  Namen  des  abwesenden  Landrats  Joh* 
Oeorg  V.  Kainein,  an  das  Kollegium  mit  der  Bitte,  Kreytzen,  ^ 

der  ihnen  bisher  nachgestanden,  auch  fernerhin  dazu  ver- 
anlassen zu  wollen,  damit  diese  ge&hrliche  Neuerung  nicht 
ein  Präcedenz  werde.  Kreytzen,  der  bereits  den  Eid  geleistet, 
darauf  am  8.  Juni  1694  in  das  Amt  eingeführt  und  von  den 
Einsassen  desselben  anerkannt  worden  war,  war  nicht  geneigt 
zurückzutreten.  Wohl  auf  Wunsch  des  Kollegiums,  das  zu- 
nächst zuständig  gewesen  wäre,  überliefs  er  die  Entscheidung 
dem  Kurfürsten^.  Als  dieselbe  nach  längerer  Zeit  nicht  er- 
folgte, wurde  die  Angelegenheit  auf  dem  Landtage  1695  als 
Oravamen  aufgenommen,  und  der  Kurfürst  forderte  nun  zur 
Erledigung  ein  Outachten  der  Regierung,  wie  man  sich  nach 
der  bisherigen  Observanz  zu  verhalten  habe^.  Inzwischen 
blieben   die   Friktionen   innerhalb   des  Kollegiums   nicht  aus. 


1  Bittschrift  der  Oberstände.  —  Kön.,  praes.  23.  Sept.  1690.  —  Eon. 
Et.  -  Min.  87d.    fol.  99-100.  —  Ausf. 

*  Vorschlag,  im  Amt  zu  thun.   —  1692.  —  Kön.  Ostpr.    Fol.  741 
Nr.  132  fol.  782. 

'  Beibringen  des  Landrats  Melchior  v.  Tettau.  —  Kön.,  praes. 
9.  Juni  1694.  —  Kön.  Ostpr.  Fol.  744.    fol.  57—59. 

*  Reskript  an  die  Preufs.  Regierung.  —  Colin,  23.  Mai  1696.  — 
R.  6.    B.B.B.  5.  —  Konzept,  gez.  v.  Fuchs. 
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Kainein,  der  „neunzehnjährige  Landrat^  ^,  war  eher  zum  Nach- 
geben bereit.  Leidenschaftlicher  war  Tettau.  TSir  gab  bezüg- 
lich des  Votierena  zu  Protokoll,  dafs  er  sich  entschlossen 
habe,  sein  Votum  entweder  voraus  oder  ganz  zuletzt  abzu- 
geben, „der  Zuversicht,  dafs  Landrat  v.  Ereytzen  daraus 
gegen  ihn  kein  Recht  gewinnen  werde** '.  Dieser  wieder  ver- 
pflichtete sich  protokollarisch,  sich,  falls  die  kurfürstliche 
Decision  gegen  ihn  ausfalle ,  keineswegs  der  Rechte  jenes  be- 
mächtigen zu  wollen*.  Sie  entschied  fUr  Kreytzen,  unter 
Berücksichtigung  eines  Präcedenzfalles :  Obermarschall  Chr. 
v.  Schlieben  war  als  Landrat  und  Hauptmann  zu  Taplacken 
in  das  Oberamt  Tapiau  berufen  worden  ^.  War  dort  dies  Amt 
als  Vorstufe  fUr  ein  Oberamt  genügend  erachtet  worden,  so 
sollte  es  auch  hier  als  vollwertig  gelten,  mithin  hier  Krejtzen 
den  Landräten  ohne  Hauptamt  vorangehen^. 

Solche  Ausgänge  von  Streitigkeiten,  die  von  Gliedern  des 
Kollegiums  selbst  veranlafst  waren,  hinterliefsen  natürlich  einen 
Stachel  in  den  Zurückgesetzten.  Der  auf  die  kleinlichsten 
Angelegenheiten  übertragene  Egoismus  schwächte  das  Ansehen 
dieses  ständischen  Instituts,  indem  er  den  Blick  für  wichtige 
Angelegenheiten  nahm  und  ein  geschlossenes  Auftreten  über- 
haupt erschwerte.  Ohne  besondere  Mühe  mufste  dies  Organ 
fallen  vor  dem  andringenden  Absolutismus,  sobald  dieser  es 
nach  der  einen  Seite  seiner  Thätigkeit,  der  ständischen,  aus- 
zuschalten beliebte;  denn  es  bot  bequeme  Angriffsflächen. 
Starke  Individualitäten,  zumal  wenn  sie  sich  in  ständischer 
Ehrung  übergangen  fühlten,  mufsten  einsehen,  dafs  sich  ihnen 
im  Dienste  des  Absolutismus  und  dadurch  für  die  Folge  im 
Dienste  für  das  Ganze  ein  gröfseres  Feld  der  Bethätigung 
auch  zur  Befriedigung  eines  gesunden  Ehrgeizes  ergab.  Kein 
Wunder  daher,  dafs  gerade  aus  diesem  Kollegium  wiederholt 
dem  Kurfürsten  Vorschläge  gemacht  werden,  wie  er  der  Stände 
völlig  Herr  werden  kOnne^;  man  löste  sich  innerlich  von  den 
Ständen,  deren  äufsere  Institution  sich  lockerte,  und  suchte 
sich  anderweitig  mit  den  fortschreitenden  Verhältnissen  abzu- 
finden. 

Wenn  trotzdem  diese  Organisation  sich  noch  lange  Jahre 
nicht  nur  formell   erhielt,   sondern   auch  zeitweise   noch  eine 


1  Kainein  an  Kammerrat  Kiipner.  —  Kön.,  16.  Febr.  1695.  — 
B.  6.    B.B.B.  4.  —  Eigenhändig. 

«  Ex  Protocollo  der  Landräte.  —  1696.  —  Kön.  Ostpr.  Fol.  744. 
fol.  492. 

«  Ex  Protocollo  der  Landr&te.  —  Kön.,  27.  Okt.  1696.  —  Kön. 
Oßtpr.  Fol.  744.    fol.  493 

*  Erl.  Preufaen.    Tom.  I  St.  2  No.  VI  p.  111. 

"  Kurf.  Decision  über  dreier  Landräte  Kompetenzstreit  —  Kön.» 
9.  Nov.  1696.  —  Kön.  Ostpr.  Fol.  744.    fol.  493-94.  —  Ausf. 

•  Vgl.  unten  p.  27  ff. 
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intensive  ständische  und  korporativ-egoistische  Thätigkeit  ent- 
wickelte, so  lag  das  nicht  nur  in  den  ständisch-wirtschaftlichen 
Verhältnissen  begründet  oder  in  der  Dauerhaftigkeit  der  recht- 
lichen Struktur  der  gesamten  ständischen  Organisation,  die, 
privatrechtlich  gefalst,  in  der  Landeshoheit  nur  den  privat- 
rechtlichen Gegner  sah.  Letzterer  Gegensatz  bestand  wenig- 
stens in  seiner  Schroffheit  nicht  mehr.  In  der  rückhaltlosen 
Anerkennung  des  Fürsten,  an  den  man  sich  in  Streitftllen 
wendete,  von  dem  man  Hilfe  in  Nöten  erwartete,  dessen  Or- 
gane man  zögernd  anerkannte,  dem  man  öffentliche  Mittel 
schon  seit  langem  hatte  gewähren  müssen,  hatte  sich  langsam 
die  öffentlichrechtliche  Auffassung  dieses  Verhältnisses  an^ 
gebahnt.  Wichtiger  als  die  oft  berufenen  wirtschaftlichen 
Verhältnisse,  die  ja  freilich  jeden  Einzelnen,  aber  doch  immer 
nur  am  Fälligkeitstermin  der  Steuern,  trafen,  war  den  starken 
Individualitäten  dieses  Kollegiums,  auf  deren  Gesinnung  es 
doch  wesentlich  ankam,  wie  sie  social  in  der  Neuordnung 
der  Verhältnisse  ihre  Rechnung  fanden,  mit  andern  Worten, 
wie  sie  selbst  Organe  des  Absolutismus  und  der  Allgemeinheit 
wurden.  Man  brauchte  sich  dessen  nicht  bewufst  zu  werden, 
und  unsicher  tastend  griff  man  dabei  wohl  zu  Mitteln ,  die 
scheinbar  eine  rückläufige  Bewegung  veranlafsten.  Im  ganzen 
ging  jedoch  die  Bewegung  in  dieser  Richtung,  vor  allem  hier 
im  Landratskollegium,  dessen  Glieder  sich  unter  den  nächsten 
glaubten,  die  Berücksichtigung  erheischten. 


Dritter   Abschnitt. 

Stellung  gegenüber  den  „Herren^'  und   den   kurfttrstlichen 

Beamten. 

Als  Korporation  fühlten  sie  sich  nach  aufsen  bedroht  in 
dieser  ihrer  Position ,  in  ihrer  Eigenschaft  als  Stand,  und  als 
Räte  des  Kurfürsten.  Die  die  Ek'sten  des  Landes  sein  wollten, 
fiirchteten,  dafs  ein  neuer  Stand  ihnen  ihre  Prärogative  ent- 
ziehen könne.  Es  war  nicht  nur  der  alte  Widerstreit  gegen 
die  „Herren"  und  ihre  Eifersucht  auf  deren  höhere  Adels- 
dignität,  sondern  ebenso,  wie  die  Verhältnisse  lagen,  die  Be- 
fürchtung, jene  möchten  dem  Landesherm  näher  stehen  als 
sie,  die  sie  mifstrauisch  machte  gegen  die  durch  Ernennung 
und  Nachsuchung  des  Indigenats  sich  mehrenden  Grafen.  Und 
auf  der  anderen  Seite  sahen  sie  sich  als  Räte  des  Kurfürsten 
überholt  von  den  neuen  Dienern  desselben  im  Lande,  die 
ihnen  auch  gesellschaftlich,  im  Range,  schon  vorgezogen  wurden. 
Nach  beiden  Seiten  galt  es  sich  zu  wehren. 

Der  am  14.  Februar  1688  verstorbene  Oberburggraf 
Ahasver  v.  Lehndorf  war  1686  vom  Kaiser  zum  Reichsgrafen 
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gemacht  worden  ^  Bald  nach  seinem  Tode  hatten  sich  die 
Oberstände y  die  hier  wie  oft  die  Sache  der  Landräte  zu  der 
ihrigen  machten,  an  den  Grofsen  Kurfürsten  gewandt  wegen 
der  Lehndorfschen  Kinder.  Es  sollte  ihnen  wie  den  übrigen 
im  Lande  befindlichen  Grafen  nicht  verstattet  sein,  sich  den 
Dignitariis  des  Landes  vorzuziehen,  einen  neuen  Stand  zu 
machen,  oder  sonst  ungewöhnliche  Prärogative  zu  beanspruchen. 
Da  die  gräflichen  Kinder  noch  minderjährig  waren,  sollten 
ihre  Vormünder  darüber  einen  Revers  ausstellen,  „in  eadem 
forma,  wie  die  Grafen  v.  Wetzhausen  und  v.  Schlieben  hie- 
bevor  von  sich  gegeben^,  und  bei  erlangter  MaJorennität  sollte 
derselbe  ratifiziert  werden.  Der  Grofse  Kurmrst  hatte  dem 
unterm  24.  März  1688  gewillfahrt.  Da  aber  diese  Formalien 
nicht  vollzogen  worden  waren,  wiederholten  die  Stände  ihr 
Gesuch  an  den  Kurfürsten  im  Dezember  1688'.  Ein  Bescheid 
des  Kurfürsten  darauf  liegt  nicht  vor.  Aber  in  den  Grava- 
mina  wiederholt  sich  die  Bitte  um  reversalen  Schutz  gegen 
die,  die  sich  in  den  Grafenstand  erheben  liefsen;  ohne  den 
Revers  sollte  ihnen  der  Titel  nicht  gestattet  werden'.  Es 
waren  lediglich  Befürchtungen,  die  sich  in  solchem  Gravamen 
aussprachen;  thatsächliche  Übergriffe  lagen  nicht  vor;  so 
konnte  sie  auch  der  Fürst  nur  damit  beruhigen,  dafs  er  von 
solchem  Verstofs  gegen  die  Landesverfassungen  keine  Nachricht 
habe,.vorkommenaenfalls  aber  demselben  steuern  werde^.  Nichts- 
destoweniger wiederholte  sich  die  Bitte,  als  nach  der  Krönung 
die  Zahl  der  Grafen  zunahm  und  man  fand,  dafs  trotz  des- 
wegen ergangener  Verordnung  des  Königs  die  Stände  Ursache 
zu  Befürchtungen  hätten^;  sie  kehrte  auch  im  Bedenken  des 
letzten  Landtages  unserer  Periode  wieder  •. 

Wichtiger  als  diese  Titelfrage,  die,  wie  es  scheint,  nie  zu 
einem  thatsächlichen  Konflikt  geführt  hat,  war  die  Stellung- 
nahme gegenüber  den  neuen  Organen  der  Landeshoheit 
Wurde  die  Thätigkeit  derselben  dem  Adel  besonders  in  wirt- 
schaftlicher Beziehung  fühlbar^,  so  kam  bei  den  Landräten, 
die  sich  in  ihrer  Stellung  zum  Kurfürsten  einflufslos  ge- 
worden sahen  und  Fremden  den  Vorrang  lassen  mufsten,  vor 
allem    die    Rangfrage    hinzu.      Nicht   nur    dafs    kurfürstliche 


»  Erl.  Preufsen.    Tom.  I  St.  2  No.  VI  p.  99. 

2  Memorial  der  Oberstände.  —  Eon.,  praes.  20.  Dez.  1688.  —  Kön. 
Ostpr.    Fol.  725  No.  31  p.  165—167. 

'  Gravamina  der  Oberstände.  —  Kön.,  praes.  1.  März  1700.  —  R.  6. 
B.B.B.  6. 

^  Resolution  auf  der  Stände  Gravamina.  —  Kön.,  16.  Febr.  1701.  — 

p    /*       R  D  R    fi 

^  Allgemeines  Bedenken.  —  Ron.,  80.  Jan.  1702.  —  R.  6.  B.B.B.  6. 
—  Kopie. 

*  Allgemeines  Bedenken.  —  Kön.,  praes.  18.  März  1704.  —  R.  6. 
B.B.ß.  6.    fol.  201  §  7   -  Kopie. 

'  Vgl.  unten  2.  Buch. 
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Beamte,  besonders  auch  solche,  die  in  besonderem  Auftrage 
in  Königsberg  weilten,  mit  ihnen  lediglich  als  mit  Ständen 
▼erhandelten;  sie  beklagten  sich  auch  wegen  Präcedenz- 
streitigkeiten  mit  solchen  und  empfanden  es  vor  allem  schmerz- 
lich, dafs  sie  militärischen  Chargen,  Obristen  und  Generalen, 
den  Vorrang  lassen  mufsten^,  Klagen,  für  die  ihnen  in  den 
Resolutionen  freilich  kein  Gehör  wurde. 

Vierter  Abschnitt. 
Pie  Thätigkeit  der  Landräte. 

Der  so  gefkhrdeten  Position  entsprach  auch  ihre  materielle 
Thätigkeit,  der  Zwiespältigkeit  ihres  Amtes  entsprechend. 
Sehen  wir  vor  der  Hand  ab  von  ihrer  Funktion  auf  den 
Landtagen  selbst,  und  verfolgen  wir  ihre  sachliche  Stellung- 
nahme zu  der  grofsen  Zeitfrage,  will  sagen,  zum  Vordringen 
der  Landeshoheit,  so  zeigt  sich  auch  hier  ihre  oben  angedeutete 
Tendenz,  dabei  ihre  Rechnung  zu  finden  und,  indem  sie  sich 
innerlich  lösten  von  den  Interessen  der  ständischen  Korpora- 
tion, möglichst  an  den  Vorteilen  der  sich  durchsetzenden 
Zwangsorganisation  des  Staates  zu  participieren. 

Es  war  natürlich,  dafs  sie  bei  Tagungen,  unter  dem  Ein- 
floTs  und  der  Kontrolle  des  Adels,  vor  allem  unter  sich  kon- 
trolliert durch  die  Korporation  selbst,  sich  mehr  der  stän- 
dischen Seite  ihres  Amtes  bewufst  waren  und  diese,  zumal 
wenn  Nachgiebigkeit  des  Fürsten  dies  ungefährlich  erscheinen 
lieb,  energischer  zur  Geltung  brachten.  Darnach  nur  beurteilt, 
machte  die  Korporation  auch  in  unserer  Zeit  immer  noch 
einen  im  ständischen  Sinne  erfreulichen  Eindruck.  Er  dürfte 
in  der  Beurteilung  irre  führen,  wenn  man  nicht  ab  und  zu 
einen  Blick  thun  dürfte  auch  in  die  Thätigkeit  der  Einzelnen 
anÜBerhalb  der  eigentlichen  Tagung. 

Denn  die  Landräte  bildeten  nicht  nur  ein  Organ  des 
Landtages,  oder  wenn  man  will,  sie  waren,  war  derselbe 
nicht  einberufen,  dessen  Vertretung  in  Permanenz.  Sie,  denen 
^leichermalsen  „die  Rechte  und  Privilegien  des  Landes  wie 
die  Hoheit  der  Landesherrschaft*'  auf  die  Seele  gebunden 
waren,  als  den  custodes  legum  patriae',  durften  auch  sonst 
ihres  Amtes  warten,  d.  h.  ständischen  Gebresten  nachspüren 
und  diese  vor  die  Oberräte  bringen,  oder  mit  den  kunbrst- 
lichen  Beamten  in  Königsberg  beraten  und  kurfUrstlichen 
Intentionen    dann    unter   den   Ständen  den   Weg  ebnen.    Es 


*  Crravamina  derer  vom  Herrenstand  n.  L.  —  Ron.  1688.  —  Kön. 
Oatpr.  Pol.  725.    No.  36  p.  315—358  (p.  345). 

'  Berataiiff  wegen  Konfiimation  der  Landeschargen.  —  Kön.  1691. 
-  Kön.  Ostpr.  Fol.  741.    No.  95  fol.  581-589. 
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war  erklärlich,  dafs  sie  bei  dieser  Thätigkeit,  nicht  als  Korpo- 
ration, sondern  einzeln  bearbeitet,  leicht  für  die  letztere 
Arbeit  zu  gewinnen,  ja  direkt  entgegenkommend  waren« 
Als  Paul  y.  Fuchs  1692  in  kurfürstlichem  Auftrage  in  Königs- 
berg weilte,  erhielt  er  mehrfach,  wie  er  berichtet,  den  Besuch 
von  Inhabern  der  Hauptämter  und  anderen  Landräten,  die 
ihn  ihrer  und  der  ihnen  zugänglichen  Kreise  Geneigtheit  ver- 
sichern ,  dem  Kurfürsten  zu  willen  zu  sein  ^.  Ja  man  ver- 
schmähte es  auch  nicht,  mit  den  im  Plenum  des  Landtages 
oft  so  hart  angegriffenen  und  im  Lande  aufrichtig  gehalsten 
Beamten  der  Kriegskammer  in  Verbindung  zu  treten  und 
sich  persönlich  zu  empfehlen.  Als  der  KurArst  1695  bei  be- 
harrlicher Weigerung  der  Ritterschaft  mit  Komplanation  drohte 
und  die  Oberstände  dadurch  in  grofse  Autregung  kamen, 
wandte  sich  Joh.  Georg  v.  Kainein  an  den  „einflufsreichen*' 
Kammerrat  Küpner,  versichernd,  dafs  der  KurfUrst  mit  der 
Komplanation  im  Recht  sei,  und  nur  zart  andeutend,  denn  es 
sei  „gefilhrlich,  davon  zu  schreiben'',  dafs  das  „harte  Ver- 
fahren'' doch  wohl  ;,nicht  die  rechte  Art  sei,  den  Vogel  zu 
fangen**  *.  Und  der  bei  der  Krönung  1701  geadelte  Ober- 
sekretär Gottfried  v.  Werner,  vom  Könige  mit  diesbezüglicher 
Weisung  versehen',  konnte  demselben  1701  mitteilen,  wie 
nach  persönlicher  Mitteilung  die  Landräte  v.  Groben, 
V.  Schlieben,  v.  Les^ewang,  und  nicht  weniger  der  Landrats- 
direktor (Friedr.  Wilh.  v.  Canitz)  fleifsig  an  der  Arbeit  seien, 
die  vom  Adel  zu  Gunsten  des  Königs  zu  disponieren^. 

Solche  Fälle  konnten  den  Fürsten  nicht  mehr  von  der 
Integrität  der  Korporation  überzeugen.  Sie  zeigten,  dafs  man 
auf  dem  richtigen  Wege  war,  nämlich  die  ständische  Thätig- 
keit  der  Landräte  zu  Gunsten  des  Fürsten  umzubiegen,  indem 
man  sich  an  ihren  Ehrgeiz  wandte.  Man  durfte  mit  dieser 
Auffassung  der  Landräte  von  ihren  Kompetenzen  zufrieden 
sein  und  deren  korporativem  Auftreten  auf  den  Landtagen 
nicht  mehr  zu  viel  Wert  beilegen. 

Aber  die  Landräte  beschränkten  sich  nicht  auf  diese 
Thätigkeit  in  Ostpreufsen  selbst.  Als  kurfürstliche  Landräte, 
die  sie  zu  sein  wünschten,  betrachteten  sie  es  als  zu  ihrer 
Kompetenz  gehörig,  sich  mit  den  Centralbehörden  und  dem 
Kuiiursten  selbst  in  Verbindung  zu  setzen.  Daher  die  Reihe 
von    nicht    besonders    erbetenen    Anzeigen     und    Reformvor- 


1  Bericht  von  Fuchs.  -  Kon.,  6.  Mai  1692.  —  R.  6.   B.B.B.  8.  — 
Ausf. 

2  Landrat  Kai  nein  an  Kammerrat  Kapner.  —  Kön.,  16.  Febr. 
1695.  —  R.  6.    B.B.B.  4.  —  Eigenhändig. 

«  Reskript  an  Werner.  —Potsdam,  18.  Okt.  1701.  —  R.6.  B.B.B.6. 

—  Konzept,  ohne  Sign. 

*  Bericht  von  Werner.  —  Kön.,  8.  Nov.  1701.  —  R.  6.  B.B.B.  6. 

—  Ausf. 
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schlagen,  die  aus  ihren  Kreisen  stammen  und  hier  nocib 
wiederholt  angezogen  werden  sollen.  Es  wäre  gewifs  thöricht^ 
sie  als  Verräterschriften  zu  bezeichnen.  Mit  nur  wenigen 
Ausnahmen  sind  sie  unterzeichnet.  Es  spricht  aus  ihnen  die* 
wirkliche  Absicht,  mit  ihrem  Vorgehen  aem  Lande  und  dem 
Fürsten  zu  dienen.  Sie  entspringen  vielmehr  dem  Streben^ 
der  wiederholt  angedeuteten  Tendenz  folgend,  sich  als  denk 
Ganzen  nützlich  zu  empfehlen,  nachdem  man  sich  aus  dei^ 
alten,  starr  gewordenen  Formen  längst  gelöst.  Alle  diese^ 
Schreiber  waren  moderne  Leute,  die  sich  mit  der  neuen  Zeit 
in  ihrer  Weise  abzufinden  suchten,  ohne  jedoch  den  Mut  noch 
zu  haben,  auch  ihren  Oenossen  gegenüber  die  letzten  Kon- 
sequenzen zu  ziehen.  Was  der  Landrat  und  Hauptmann  za 
Taplacken,  Joh.  Albr.  v.  Kreytzen,  dem  Grafen  Kolb  v. 
Warttenberg  in  seiner  „Pro  Memoria"  betitelten  Schrift  über^ 
den  zerrütteten  Zustand  der  Landtage  in  Ostpreufsen  mit- 
teilte^ —  übrigens  in  derselben  Zeit,  als  die  überstände- 
wieder  einmal  an  gänzliche  Abstellung  der  Kontributioiv 
erinnern  *  — ,  deckte  die  Schwäche  des  ganzen  Organismus- 
schonungslos  auf  und  lehrte  den  König,  dafs  es  nur  an  ihnk 
lag,  wenn  solche  Einrichtung  noch  weiter  bestand. 

Dafs  man  aber  offen  nicht  dafiir  einzutreten  wagte,  was^ 
man  schrieb,  machte  wohl  am  Hofe  gegen  die  Absender  mifs- 
trauisch.  Der  König  sprach  dies  direkt  aus  in  einem  Reskript, 
an  den  Hofrat  Gottfr.  v.  Werner  vom  15.  Nov.  1701,  in  den> 
er  sich  freut  über  das  Verhalten  der  Landräte,  aber  die  Be- 
fbrchtung  ausdrückt,  dafs  die  sich  willig  stellenden  Landräte- 
unter der  Hand  die  von  der  Ritterschaft  wieder  schwierig- 
machen,  sodafs  was  ihm  mit  der  einen  Hand  gegeben,  ihmi 
mit  der  andern  wieder  genommen  werde*. 

Fünfter   Abschnitt. 
Das  Kollegium  in  der  Bearteilnng  eines  Zeitgenossen. 

Das  Mifstrauen  des  Fürsten  hatte  noch  einen  anderi> 
Grand :  die  Landräte  selbst  waren  bei  Hofe  in  ein  übles  Licht 
gestellt  worden  durch  eine  solche  Schrift,  die  nach  dem  Titel 
dem  Fürsten  raten  wollte,  wie  er  bequeme  Landtagswilligungen» 
haben  könne,  die  aber  in  der  Hauptsache  sich  mit  dem  Land- 
ratskoUegium  als   dem  wichtigsten  (nach   des  Absenders  Mei- 


»  Kreytzen  an  Kolb  v.  W.  —  Ron.,  5.  Febr.  1701.  —  R.  6. 
B.B.B.  6.  —  Eigenh&ndig. 

'  Der  gesamten  Stände  Bedenken.  —  Kön.,  praes.  25.  Febr.  1701.  — 
R.  6.    B.B.B.  6.  —  Kopie. 

»  Reskript  an  Werner.  —  Colin,  15.  Nov.  1701.  —  R.  6.  B.B.B.  6u 
~  Konzept,  ohne  Sign. 
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nung)  beschäftigt  ^  Gerichtet  ist  sie  an  eine  Excellenz,  der 
das  preufsische  Indigenat  offeriert  worden  ist,  also  vielleicht 
noch  an  Eb.  v.  Danckelmann.  Sie  ist  eine  der  wenigen 
Schriften,  deren  Absender  nicht  genannt  ist  Die  genaue 
Kenntnis  der  landrätlichen  Verhältnisse,  der  offenbare  Neid 
gegen  solche  Olieder  des  Kollegiums,  die  durch  Amterkumu- 
lation,  besonders  durch  Beleihung  init  Hauptmannschaften  be- 
vorzugt sind,  das  Streben,  solche  Bevorzugte  in  ihrem  Ver- 
halten zum  Kurfürsten  zu  verdächtigen,  lassen  jedoch  schliefsen 
auf  einen  Landrat  selbst,  und  zwar  auf  einen,  dem  im  Kollegium 
sein  Recht  nicht  geworden,  auf  einen  Übergangenen.  Und 
dafs  er  den  Kanzler  v.  Tettau  in  empfehlende  Erinnerung 
bringt,  der  zur  Zeit  der  erhaltenen  Souveränetät  als  Landvogt 
von  Schaacken  besonders  geschickt  den  ganzen  Adel,  wohin 
er  gewollt,  geführt  habe,  legt  die  Vermutung  nahe,  dieser 
Übergangene  sei  der  schon  früher  erwähnte  Melchior  v.  Tettau. 

Es  ist  nicht  erweislich,  ob  die  Schrift  bei  Hofe  auch 
positiven  Erfolg  gehabt,  und  ob  man  die  Vorschläge  fär  die 
Praxis  verwandte.  Aber  wenn  auch  dies  nicht  der  Fall  war, 
die  Ausführungen,  wenn  auch  in  ihren  Ausstellungen  sicher 
übertrieben,  werfen  doch  ein  solches  Licht  auf  die  Verhältnisse 
dieses  Kollegiums,  und  die  Vorschläge  sind  so  bezeichnend 
für  die  Tendenzen  in  jenen  Kreisen,  dafs  es  berechtigt  er- 
scheint, sie  hier  eingehender  zur  Darstellung  zu  bringen. 

Zum  Fundament  seiner  Ausführungen  setzt  der  Verfasser, 
der  keinen  Vorteil  fUr  sich  erjagen,  noch  jemand  beleidigen 
will,  dafs,  wie  die  Erfahrungen  bisher  gelehrt,  die  Landtags- 
willigungen  wo  nicht  allein,  doch  in  der  Hauptsache  von  den 
Landräten  abhängen.  Das  dürfte  so  bleiben,  so  lange  die  su 
des  Hofes  wahrem  Interesse  bestehende  Separation  zwischen 
Stadt  und  Land  verbleibe,  und  weil  der  Adel,  sein  Haupt- 
interesse in  der  Einigkeit  mit  den  Landräten  sehend,  wenig 
geeignete  Elemente  als  Führer  in  seinen  Reihen  habe.  Bei 
der  Bedeutung  der  Landräte  komme  es  daher  vor  allem  auf 
ihr  Verhalten  zum  Fürsten  an,  und  darauf  habe  man  sein 
Augenmerk  zu  richten  bei  Neuaufnahmen  sowohl  wie  bei  Be- 
handlung der  gegenwärtigen  Glieder.  Über  letzteren  Punkt 
sich  zu  äufsem,  hält  er  zwar  für  sehr  schwer,  und  er  hütet 
sich   auch   vor  Nennung  von  Namen;   doch  genügen  die  all- 

femeinen  Andeutungen.     Darnach   ist   man  bei   der  Auswahl 
er  Inhaber  der  acht  unteren  Landratsstellen   oft   nicht   vor- 
sichtig genug  gewesen.     Da    kein    hohes   Gehalt  damit  ver- 


'  Unmafsgebliches  Bedenken,  wie  Se.  Ch.  D.  zu  Brandenburg 
unser  gnädiger  Herr  denen  langwierigen  Preufs.  Landtiu^en  und  be- 
sohweruchen  Kontradiktionen  mit  der  Seit  abhelfen  und  oie  Stände  in 
ihren  postulatis  zu  ihrer  Verlassenheit  haben  könnte." —  „1697  oder 
1698".  -  R.  6.    B.B.B.  5.  — 
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banden,  übertrug  man  sie  meist  jungen  Leuten,  die  eben  ihre 
akademischen  Studien  beendet,  und  die  nun  ihren  Einflufs 
weidlich  ausgenützt;  denn  an  Einflufs,  wenn  auch  nicht  an 
Gehalt,  seien  doeh  die  unteren  Stellen  den  oberen  gleich,  ja 
ein  „schlichter"  Landrat  könne  manches  Oberamt  an  Intriguen 
übertreffen.  Gelinge  es  ihnen  dann  durch  ihren  Einflufs,  sich 
mit  Amtern  und  Benefizien  begaben  zu  lassen,  so  seien  sie 
leicht  geneigt,  im  Gefühl  der  gesteigerten  Macht  sich  dem 
Interesse  des  Hofes  zu  widersetzen  und  die  erhaltenen  Emolu- 
mente  als  Belohnung  für  ihre  (als  Stände)  dem  Vaterlande 
erwiesenen  Dienste  anzusehen.  Dem  selbständigen  Vorgehen 
der  Einzelnen  und  ihrem  ungestümen  Auftreten  zu  wehren, 
sei  auch  das  Direktorium  oft  nicht  geneigt  gewesen,  das  mehr 
nach  der  Fähigkeit,  Bedenken  zu  verfertigen,  gewählt  worden 
sei,  als  nach  der,  sich  Autorität  bei  den  Mitgliedern  verschaffen 
zu  können. 

Aus  diesen  Ausstellungen,  offenbar  von  dem  Neid  ein- 
gegeben eines  Mitgliedes,  das,  von  ähnlichem  Streben  beseelt, 
weniger  gut  dabei  gefahren  war,  spricht  also  die  Vermutung, 
es  könne  die  Auszeichnung  Einzelner  diesen  nur  zur  Stärkung 
dienen,  gegebenenfalls  für  die  Stände  gegen  den  Hof  kräftiger 
auftreten  zu  können.  Wie  man  behutsam  solche  Auszeichnung 
zugleich  zu  einer  Verpflichtung  gegen  den  Landesherrn,  mit 
anderen  Worten  wie  man  ihm  die  Landräte  als  Beamte  ver- 
bindlich machen  könne,  darauf  zielen  seine  folgenden  Vor- 
schläge ab. 

Bei  der  Wahl  zum  Landrat  solle  es  nicht  sowohl  auf  die 
gelehrte  Vorbildung,  als  auf  natürlichen  Verstand  und  Kennt- 
nis des  Landes  ankommen.  Auch  dürfe  man  sich  nicht  auf 
-isA  verlassen,  was  die  nach  solcher  Charge  Strebenden  ver- 
sprächen ;  denn  es  gelte  wohl  als  Regel,  dafs  „die  anfangs  am 
lieblichsten  pfeifen,  nachgehends  am  übelsten  tanzen^.  Auch 
gegen  die  Kommendation  und  Vorschläge  der  Regierung  müsse 
man  durchaus  mißtrauisch  sein  und  die  Kandidaten  mehr  im 
geheimen  erkunden;  denn  natürlich  werde  die  Regierung 
stets  ^Patrioten*',  d.  h.  ständisch  Gesinnte,  in  den  Landrat  zu 
bringen  suchen.  Besondere  Vorsicht  sei  nötig  bei  der  Ver- 
leihung anderer  Ämter  an  die  Landräte,  die  ja  wohl  wegen 
des  geringen  Gehalts  nicht  zu  vermeiden  sei.  Mifslich  sei  es, 
Hauptmannschaften  zu  konferieren,  und  schon  übel  genug,  die 
^er  Oberämter  Landräten  zu  überlassen;  denn  diese  würden 
dadurch  zu  selbständig  und,  indem  sie  die  Deputierten  be- 
arbeiteten, zu  einflufsreich.  Am  besten  sei  es,  ihnen  Gnaden- 
gelder anzuweisen,  die,  damit  die  Herrschaft  keinen  Schaden 
leide,  durch  Einziehung  überflüssiger  Bedienungen  und  durch 
leitweise  Offenhaltung  von  Hauptmannschaften  zu  gewinnen 
seien  und  bei  ungehörigem  Betragen  der  Benefizianten  zurück- 
gezogen werden   könnten.     Bei  Zuweisung  von  Ämtern  aber 
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«eien  solche  zu  wählen,  die  „nicht  perpetua^  sondern  ad  nutum 
<les  Hofes  revocabilia^  seien.  So  eigne  sich  dazu  eine  Be- 
stallung im  Tribunal,  die  1a  alle  drei  Jahre  aufhöre.  Vorzüg- 
lich möchten  sich  zu  Landräten  empfehlen  preufsische  Militärs 
oder  andere  Hofdiener,  die  die  Bedürfnisse  der  Armee  kennten 
und  zu  willigen  geneigt  sein  würden,  vor  allem  aber  zu  ge- 
horchen wüfsten  und  in  den  Händen  des  Hofes  seien.  Denn 
letzteres  müsse  man  sie  besonders  fühlen  lassen  und  nichts 
^uf  Freundlichkeit  und  nachgiebige  Behandlung  geben ,  die 
meist  den  entgegengesetzten  Effekt  habe,  als  den  man  erwarte. 
Am  meisten  komme  auf  einen  geeigneten  Direktor  an,  der 
geschickt  im  Abfassen  der  Bedenken,  in  der  Abfertigung  ent- 
gegengesetzter Meinungen,  überhaupt  in  der  Leitung  und 
Zügelung  sei.  Aber  auch  dieser  müsse  möglichst  kurz  gefaCst 
und  vor  seiner  Wahl  sondiert  werden,  wie  er  die  langwierigen 
Tagungen  zu  beschleunigen  gedenke,  vor  allem  wie  er  g^^n 
^en  Hof  gesinnt  sei. 

Alle  diese  Vorschläge  zeigen  also,  wie  schon  erwähnt,  die 
Tendenz,  das  Landratskollegium  aus  einem  ständischen  ttber- 
rgehen  zu  lassen  in  ein  kurfürstliches  Organ,  die  Landräte  zu 
fürstlichen,  zu  Dienern  des  sich  durchsetzenden  Staates  zu 
machen,  mit  der  hauptsächlichen  Kompetenz  der  Fesselung 
<ler  Stände  oder  besser  der  Ritterschaft.  Die  Geneigtheit  dazu 
war  vorhanden  seitens  einzelner  Landräte,  und  sie  führte  zur 
•Sprengung  des  ständischen  Organs,  nicht  aber,  wie  der  Ver- 
fasser will,  zu  einer  Umbeugung  in  ein  fürstliches,  in  ein 
Organ  des  Absolutismus.  Wollten  diese  starken  Individuali- 
täten ihre  Rechnung  finden,  so  konnte  dies  nur  geschehen  in 
•den  jungen,  lebenskräftigen  Organen  des  Absolutismus,  im 
Heer  und  im  modernen  Beamtentum,  die  einem  gesunden 
Egoismus  reichliche  Nahrung  boten,  wenn  sie  auch  die 
Beugung  der  freien  Persönlichkeit  dafür  erzwangen;  nicht 
4iber  in  dem  altersschwachen  Organ  der  Stände*  Dieses  be- 
49tand  nur  mit  den  Ständen,  untergrub  sich  selbst  den  Boden, 
indem  es  sich  zur  Fesselung  derselben  hergab,  und  trat  mit 
•dem  Aufhören  der  ständischen  Tagungen  aufser  Funktion. 

Hier  sind  diese  Vorschläge,  die  dem  Kurfürsten  und 
«einen  Dienern  nur  die  Hinfälligkeit  dieses  Organs  zeigten, 
ein  Beleg  mehr  dafür,  wie  die  Besten  unter  den  Ständen,  sich 
"von  der  Tradition  lösend,  abgesehen  von  den  wirtschaftlichen 
Forderungen,  als  Persönlichkeiten  sich  mit  den  Forderungen 
•einer  neuen  Zeit  abzufinden  suchten. 

Sechster  Abschnitt. 

Die  Besoldung  der  LandrSte. 

Dem  nicht  rein  ständischen  Charakter  der  Landräte  ent- 
sprach  es  auch,   dafs  dieselben  eine,   wenn  auch  nur  geringe, 
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Besoldung  vom  KurfUrsten  erhielten.  Auch  ihre  Geschichte 
in  unserer  Zeit  zeigt  die  Abwandlung  der  Bedeutung  dieses 
Organs. 

Als  Beamte,  die  den  fUrstlichen  Interessen  forderlich  sein 
sollten,  erhielten  sie  aus  der  Rentkammer  illr  ihre  Thätigkeit 
aofserhalb  der  Landtage  44  Thaler  40  gr.  jährlich,  und  als 
Hofkleidergeld  60  Mark  oder  13  Thaler  30  gr.  Für  ihre 
Thätigkeit  auf  den  Landtagen  aber  erhielten  sie,  ob  anwesend 
oder  nicht,  für  die  Dauer  derselben  täglich  6  Mark  oder 
1  Tbaler  30  gr.  Kostgelder  und  IV«  Scheffel  Hafer  (oder  30  gr.) 
Air  ihre  Pferde,  ebenfalls  aus  der  Rentkammer  ^. 

Eis  war  natürlich,  dafs  dies  ihr  Interesse  an  langen 
Tagungen  erhöhte,  dafs  sie  mindestens  in  den  Verdacht  kamen, 
aus  diesem  Grunde  fbr  eine  schleunige  Erledigung  der  Willi- 
gungen nicht  besonders  eifrig  zu  sein;  die  Drohung  mit  Ent- 
ziehung der  Landtagszehrung  wurde  nun  eins  der  Mittel,  zur 
Beschleunigung  der  Willigungen  anzuregen.  Ein  Reskript 
vom  2.  Juni  1(594  setzte  deshalb  für  die  bevorstehende  Tagung 
sechs  Wochen  fest;  nach  Verlauf  derselben  sollte  keine  weitere 
Zehrung  verabreicht  werden  ^.  Und  wenn  es  auch  damit  nicht 
sofort  ernst  genommen  wurde,  so  wurde  doch  bald  darauf  ein 
Bericht  eingefordert  über  das,  was  während  der  Regierung 
des  Kurfürsten  an  Landtagszehrung  aus  der  Rentkammer  aus- 
gezahlt worden  sei^.  Die  Höhe  der  Summe  sollte  den  Land- 
räten vorgehalten  und  ihnen  damit  gezeigt  werden,  wie  kost- 
spielig ihre  Beratungen  seien.  Besonders  abschreckend  konnte 
dies  freilich,  da  die  fürstliche  Rentkammer  diese  Kosten 
deckte,  auf  die  Landräte  nicht  wirken. 

Der  erforderte  Bericht  der  Regierung  ergab  an  Aufwand 
fUr  die  Landräte  in  den  letzten  sechs  Jahren  15000  Thlr.,  im 
Durchschnitt  also  für  den  Landtag  2666V2  Thlr.^. 

Es  ist  nicht  ersichtlich,  wie  weit  man  in  der  folgenden 
Zeit  mit  der  angedeuteten  Drohung  Ernst  gemacht  hat.  Nur 
der  Hinweis  des  Kurfürsten  auf  die  Kosten  der  Landtage 
wiederholt  sich  in  den  Propositionen  für  die  Tagungen  und 
bietet  einen  Orund  mehr  mr  den  Wunsch,  die  Willigungen 
gleich  auf  mehrere  Jahre  eingerichtet  zu  sehen.  Auf  dem 
Landtage  1701  wufste  er  diesem  Wunsche  Geltung  zu  ver- 
schaffen. Den  Landräten  stand  damit  in  Aussicht,  einen  Teil 
ihrer  Emolumente   zu  verlieren;   sie  mufsten   deshalb  Gegner 


1  Allgem.  Bedenken  der  Oberstftnde.  —  Kön.,  30.  Janaar  1702.  — 
R.  6.    BITB.  6.  —  Kopie. 

*  Reskript  an  die  Preufs.  Re^erung.   —   Colin,  2.  Juni  1694.  — 
R.  6.    B.B.B.  4.  —  Konzept,  ohne  oign. 

*  Reskr.  an  die  Pr.  Reg.  —  Colin,  19.  Juni  1694.  —  R.  6.  B.B.B.  4. 

—  Konzept,  gez.  Dan.  Lud.  v.  Danckelmann.  — 

*  Relation  der  Pr.  Reg.  —  Kon.,  15.  Juli  1694.  —  R.  6.  B.B.B.  .4. 

—  Ausf. 
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dieses  abgekürzten  Verfahrens  sein.  Dafs  die  Landtagszehrung 
eine  der  vornehmsten  Ursachen  der  Verschleppung  der  Land- 
tage sei,  gab  auch  Joh.  Albr.  y.  Krejtzen  in  seiner  schon 
erwähnten  Schrift  zu,  und  er  schlug,  um  dies  Hindernis  aus 
dem  Wege  zu  räumen,  dem  Könige  vor,  den  Landräten  dafür 
ein  Fixum  zu  reichen,  es  sei  dies  immer  so  klein  wie  es 
wolle*.  Nur  teilweise  ging  der  König  darauf  ein,  indem  er 
sich  geneigt  zeigte,  die  Zehrung  den  Landräten  reichen  zu 
lassen,  auch  wenn  kein  Landtag  gehalten  werde'.  Sei  es, 
dafs  sie  dieser  Versicherung  keinen  rechten  Glauben  schenkten, 
oder  dafs  sie  fürchteten,  es  könnten  ihnen  ihre  Bezüge  ge- 
schmälert werden,  jedenfalls  griffen  die  Landräte  den  Gedanken 
Kreytzens  auf  und  verlangten  auf  dem  Landtage  1702  ein 
Fixum,  das  aber  zureichender  als  ihr  bisheriges  Gehalt  sein 
sollte.  Gewifs  war  das  Beispiel  der  übrigen  verhältnismäfsig 
gut  bezahlten  königlichen  Beamten  nicht  ohne  Einflufs,  und 
die  Gehaltsforderung  der  Landräte  war  jetzt  nur  der  zahlen- 
mäfsige  Ausdruck  dessen,  was  sie  nach  der  oben  angeführten 
Tendenz  erstrebten,  nämlich  fürstliche  Beamte  im  weiteren 
Sinne  zu  werden. 

Die  Verhandlungen  darüber  nehmen  in  der  Tagung  von 
1702  einen  breiten  Riäum  ein.  Die  Landräte  finden  jetzt  — 
und  sie  werden  in  ihren  Beschwerden  unterstützt  von  denen 
von  der  Ritterschaft  — ,  dafs  sie  erröten  müssen  über  ihre 
geringe  Besoldung,  die  ihrer  Zeit  und  ihrem  Charakter  so  gar 
nicht  mehr  entspreche.  Sie  mochte  wohl  genügen,  als  sie  vor 
mehr  als  100  Jahren  eingeführt  wurde.  Indessen  hätten  sich 
doch  die  Zeiten  sehr  gewandelt,  nach  dem  Sprichwort:  „Alle 
100  Jahre  eine  neue  Welt".  Früher  erschienen  die  Landräte 
zuweilen  in  vielen  Jahren  weder  am  Hofe,  noch  auf  Land- 
tagen. Jetzt  seien  seit  der  glücklich  erhaltenen  Souveränetät 
jährlich  Landtage  gewesen,  und  der  Glanz  des  Hofes  sei  jetzt 
aufs  höchste  gestiegen,  sodafs  ihnen  die  Unkosten  des  Amtes 
in  keiner  Weise  ersetzt  würden,  ja  die  Ausübung  desselben 
ihren  Ruin  herbeiführe.  So  baten  sie  um  eine  Besoldung, 
die,  wenn  sie  nicht  höher  sei,  doch  wenigstens  der  der  Tri- 
bunalsräte gleichkommen  müsse®. 

Waren  sie  mit  der  Berufung  auf  die  jährlich  stattfinden- 
den Landtage  nicht  besonders  glücklich  in  einer  Zeit,  in  der 
man  seitens  des  Hofes  mit  allem  Eifer  darauf  aus  war,  diesem 
„Unwesen"  ein  Ende  zu  machen,  grade  auch  mit  Hilfe  der 
Landräte,  so  zeigten  ihre  Ausführungen  überhaupt  die  völlige 

'  -Pro  Memoria"  des  J.  A.  v.  Kreytzen.  —  Kön.,  5.  Febr.  1701. 
B.  6.    B.B.B.  6.  —  Eigenhändig. 

«  Reskr.  an  Werner.  —  Potsdam,  18.  Okt.  1701.  ~-  B.  6.  B.B.B.  6. 
—  Konzept,  ohne  Sign. 

*  Allgem.  Bedenken  der  Oberstände.  —  Ron.,  30.  Janaar  1702.  — 
R  6.    B.BTB.  6.  —  Kopie. 
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Verkennung  der  Grundlagen  ihres  Amts.  Ihr  Streben,  so  rein 
königliche  Beamte  zu  werden,  mit  einer  ständischen  Unterlage^ 
die  sie  aber  selbst  untergruben,  mufste  folgerichtig  nur  zur 
Schaffung  von  Sinekuren  führen.  Dieser  Einsicht  konnte  man 
sieh  auch  bei  Hofe  nicht  verschliefsen ,  und  so  blieb  ihr  Ge- 
such ohne  Erfolg.  Erst  als  sie  dasselbe  1703  wiederholten 
und  nochmals  eindringlich  hinwiesen  auf  die  Verkleinerung,^ 
in  die  ihre  „zwar  ansehnliche  und  sehr  wichtige,  aber  sonst 
nur  mühsame  und  kostbare  Charge  geraten**  \  erfolgte  eine 
Entscheidung  des  Königs. 

Sie  war  nicht  in  ihrem  Sinne,  aber  völlig  der  Sachlage 
entsprechend  und  —  Küpner  war  äeifsig  am  Werke  —  be- 
zeichnend dafür,  dafs  man  die  Stellung  der  Landräte  klar 
erfafst  hatte.  Mit  dem  Aufhören  der  Landtage,  und  damit 
durfte  man  jetzt  getrost  rechnen,  kamen  die  Landräte,  ob  sie 
sich  gleich  darauf  ausspielten,  als  fürstliche  Beamte  nicht  mehr 
in  Betracht.  Ihre  Charge  war  in  der  That  „verkleinert**  durch 
den  steigenden  Einflufs  der  modernen  Beamten,  die  unbeein- 
flulst  von  ständischen  Interessen  waren.  Damit  war  aber  auch 
die  Dotierung  aus  fürstlichen  Mitteln  zwecklos  geworden. 
Wollten  sie  ihr  Amt  auf  ständischer  Grundlage  erhalten  wissen, 
so  mochte  man  es  aus  Landesmitteln  dotieren.  Und  dahin  ging 
des  Königs  Bescheid^.  Danach  sollten  die  Zehrungskosten 
cessieren,  und  wenn  auch  die  Besoldung  selbst  noch  nicht 
von  dem  Etat  der  Rentkammer  abgestofsen  wurde,  so  sprach 
doch  die  Geneigtheit  dazu  aus  der  Bemerkung,  der  König 
habe  nichts  gegen  die  Erhöhung  der  Salaria,  wenn  diese 
überhaupt  aus  Landesmitteln  gedeckt  würden. 

Damit  waren  die  Landräte  natürlich  nicht  einverstanden. 
Nachdrücklich  betonten  sie  deshalb  in  ihrem  Memorial,  wie 
sie  es  als  ihren  höchsten  Ruhm  schätzten,  Diener  ihres  Herrn 
genannt  zu  werden.  Nun  möchten  sie  nicht  in  ihres  Herrn 
Sold  gesetzt  sein,  vom  Lande  aber  die  Bezahlung  nehmen^» 
Auch  die  Regierung  legte  nahe,  wie  schwierig  des  Königs 
Absicht  durchzuführen  sein  werde,  und  wie  es  dadurch  er- 
schwert würde,  die  Oberstände  zu  mehrjährigen  Willigungen 
zu  gewinnen*.  Daher  ihre  Anfrage,  ob  es  nicht  damit  lieber 
beim  Alten  zu  lassen  sei. 

Es  liegt  aus  der  folgenden  Zeit  eine  Antwort  des  Königs 
nicht  vor.     Das  läfst  vermuten,   dafs  man  es  beim  Bisherigen 


1  Sftintliche  Landräte  an  den  König.  —  Kön.,  10.  Dez.  1703.  ~ 
B.  6.    B.B.B.  6.    fol.  123,  124.  —  Ausf. 

«  Reskript  an  die  Pr.  Reg.  —  Colin,  8.  Jan.  1704.  —  R.  6.  B.B.B.  6. 
fol.  127.  —  Konzept,  olme  Si^. 

'  Der  prenfs.  Landrftte  Memorial  betr.  Vermehrtfng  des  Gehalts.  — 
Kön.,  16.  Jan.  1704.  —  R.  6.  B.ß.ß.  6.    fol.  131.  —  Ausf. 

*  Bericht  der  Pr.  Reg.  —  Kön.,  21.  Jan.  1704.  —  R  6.  B.B.B.  6. 
fol.  128,  129.  —  Ausf. 
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liefs.  Es  empfahl  sich  dies,  weil  ein  Bestehen  des  Königs 
auf  seiner  Forderung  der  an  sich  schon  langen  Tagung  von 
1704  unnütze  Schwierigkeiten  bereitet  hätte;  andererseits  war 
der  Betrag  der  bisherigen  Besoldung  für  die  königliche  Kasse 
geringfügig,  zuroal  mit  dem  Aufhören  der  Landtage  von  1704 
ab  die  die  Besoldung  stets  weit  übersteigenden  Zehrungsgelder 
in  Wegfall  kamen.  Auch  die  Landräte  selbst  schweigen  voll- 
ständig. Die  Wendung,  die  ihr  Anlauf  zu  nehmen  gedroht, 
veranlafste  sie  anscheinend,  auf  weitere  Erfolge  in  dieser 
Richtung  endgültig  zu  verzichten. 

Siebenter  Abschnitt. 
Position  der  Landräte  am  Schlafs  der  Periode. 

Wenn  die  Landräte  diese  Wendung  schmerzlich  em- 
pfanden, so  lag  das  nicht  in  dem  Fehlschlagen  ihrer  finan- 
ziellen Pläne  an  sich,  sondern  nach  allem  Vorausgehenden  an 
dem  Scheitern  und  Mifslingen  ihres  Strebens,  ihre  ständische 
Position  den  neuen  Verhältnissen  anzupassen.  Materiell  waren 
die  Landräte  zumeist  anderweitig  schadlos  gehalten  durch  Be- 
gabung mit  ertragreichen  Amtern  in  Hauptämtern  und  an 
Gerichten.  Wie  solche  Ämter  ihren  Einfluis  im  ständischen 
Sinne  bedeutend  erhöhten,  so  brachten  sie  sie  auch  in 
schwierige  Stellungen  zum  Könige,  stärkten  aber  auch  wohl, 
wenn  die  Inhaber  als  Landräte  gewonnen  waren,  den  fürst- 
lichen Einflufs  durch  das  Vorbild,  das  die  laudrätlichen  In- 
haber solcher  Stellen  gaben. 

Als  der  Kurfürst  1691  die  Marinegelder  von  allen  Be- 
amten des  Landes  forderte,  fand  er  auch  bei  einzelnen  Land- 
räten heftiges  Mifsfalleu^  Die  gemeinsame  Beratung,  wie 
man  sich  dazu  zu  verhalten  habe,  fUhrte  jedoch  durch  den 
Einflufs  Einsichtiger  zu  dem  Schlufs,  „publice  et  privatim 
Sr.  Ch.  D.  Interesse  zu  remonstrieren,  das  stehe  einem  be- 
eidigten Landrat  wohl  an"  *.  Dies  Beispiel  konnte  dann  nicht 
ohne  dem  Kurfürsten  günstige  Folgen  sein. 

Oft  hatte  wohl  auch  die  Zuteilung  einer  Hauptmannschaft 
und  die  so  erlangte  Aussicht,  in  ein  Oberamt  una  dadurch  in 
die  Oberratsstube  zu  kommen,  die  Wirkung,  ein  leidenschaft- 
licheres Gemüt  zu  beschwichtigen.  Der  wiederholt  erwähnte 
Melchior  v.  Tettau  zeigt   1704  als  Hauptmann  von  Lyck  in 


^  Job.  Georg  v.  Kalneins  Bericht  an  einen  Landrat  —  KügiS} 
25.  Nov.  1691.  —  Kon.  Ostor.  Fol.  741.  No.  94  fol.  579—580.  —  Eigen- 
händig. —  yjMarinegelder^  waren  Abzüge  von  dem  Grebalt  der  knrfl 
Beamten,  die,  vom  Gr.  Knrf.  festgesetzt,  zur  Unterhaltung  der  kleinen 
brandenb.  Flotte  Verwendung  fanden.  — 

'  Beratung;  wegen  der  verliehenen  Landeschargen.  —  K5n.  1691. 
—  Kön.  Ostpr.  Fol.  741.    No.  95  fol.  5<^l-589.  — 
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einem  Anschreibea  nichts  mehr  von  seiner  früheren  tempera- 
mentToUen  Weise.  Seine  verständigen  Ausführungen  über 
einen  VermögeDsschofs  ^ ,  wie  auch  die  Aufserungen  anderer 
Liandräte  in  dieser  späteren  Zeit  lassen  die  Vermutung  nicht 
unwahrscheinlich  erscheinen,  dafs  man,  einsichtig  geworden 
über  die  Aussichtslosigkeit  der  Bestrebungen  im  Landrats- 
kollegium, sich  darauf  beschränkte,  durch  Verwaltungsthätig- 
keit  und  Einsicht  in  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  sich  zu 
empfehlen.  — 


*  M.  V.  Tettau  an  Kolb  v.  W.  —  Kön.,  U.  März  1704.  —  R.  6 
B.B.B.  6.    fol.  254—256.  —  Eigenhändig. 


Zweites  Kapitel. 

Ritterschaft  und  Adel. 


lErster   Abschnitt. 
All^emeiDe  Charakteristik. 

Die  zweite  Kurie  des  Landtages  bildeten  die  „von  Ritter- 
schaft und  AdeP.  Sie  war  an  Zahl  die  überwiegende^  und 
wegen  der  rein  ständischen  Grundlage  die  bedeutendste,  im 
Kampf  gegen  die  Landeshoheit  vor  allem  in  Betracht  kom- 
mende. Sie  bildete  die  ständische  Kerntruppe,  nach  ihrer 
Grundlage  und  nach  ihrer  organischen  Geschlossenheit. 

Jene  Grundlage  war  das  Grundeigentum,  verbunden  mit 
eigner  Grundherrlichkeit.  Einst  durch  ihre  Wehrpflicht  dem 
Fürsten  verbunden,  hatten  sich  die  Glieder  dieser  Kurie,  die 
natürlichen  Repräsentanten  des  Grundbesitzes,  in  der  Stand- 
schaft zusammengeschlossen,  wie  alle  Stände  ursprünglich  als 
Rat  des  Landes.  Nachdem  ihnen  ihr  eigentlicher  Beruf,  der 
des  Kriegers,  entzogen,  waren  sie  als  Grundherren  auch  Guts- 
herren geworden,  mit  der  „Ausdehnung  des  Gutsbetriebes 
innerhalb  des  Herrschaftsgebietes''  ^.  Ihr  Stand  wurde  dann 
ein  politischer,  als  die  Landeshoheit  in  ihre  Interessen  ein- 
zugreifen begann.  In  ihrem  Ringen  um  die  Teilnahme  an 
der  Herrschaft  über  das  Ganze  waren  sie  schliefslich  unter- 
legen. Wenn  sie  sich  jetzt  noch  rege  zeigen,  so  gilt  ihr 
Widerstand,  der  gerade  in  ihrer  Kurie  sich  konzentriert,  doch 
keineswegs  mehr  der  Landeshoheit  als  solcher:  auch  in  ihren 
Reihen  erhebt  sich  nicht  der  geringste  Widerspruch  bezüglich 
der  Huldigung  des  neuen  Landesherrn.  Indem  dieser  Wider- 
stand sich  vielmehr  namentlich  gegen  die  Darreichung  der 
Mittel  richtete,  die  die  Landeshoheit  benötigte,   indem  Haupt- 


^  6.  F.  Knapp,  Die  Bauembefreiang  n.  der  Urspnmff  der  Land- 
arbeiter in  den  östl.  Teilen  Preufsens.    I.  Teil.    Leipzig  (1887).    p.  8& 
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Streitfrage  wurde,  nicht  sowohl  ob,  sondern  wie  diese  Mittel 
zu  reichen  seien,  wurde  der  politische  Kampf  zu  einem  vor- 
zugsweise wirtschaftlichen;  die  Machtfrage  war  wesentlich 
Oeldfraj^e,  und  das  Machtorgan  wurde  fast  ausschliefslich  zu 
einem  Organ  der  Vertretung  der  wirtschaftlichen  Interessen, 
sei  es  bezüglich  der  Qewährung  der  Mittel,  sei  es  bezüglich 
des  Einflusses  auf  anderen  Gebieten.  Gerade  in  dieser  Kurie 
war  der  Kampf  am  härtesten:  die  starken  Individualitäten  in 
ihren  Reihen,  politisch  machtlos,  mufsten  in  der  Darreichung 
der  Mittel  zu  weiterer  Fesselung  besonders  schwierig  sein. 
Gerade  die  Stärke  dieser  Kurie  zog  den  Kampf  in  die  Länge. 

Sie  verdankte  diese  Stärke  ihrer  Geschlossenheit.  Der 
gesamte  Adel  des  Landes  gehörte  ihr  an  —  die  wenigen 
Landräte  hatten,  soweit  sie  ständisch  gesinnt  waren,  gleiche 
Interessen  — ,  und  die  geschickte  Verhinderung  einer  weiteren 
geburtsständischen  Teilung  in  früherer  Zeit  hatte  Trotz  und 
Freiheitsgefühl  der  Einzelnen  gefördert,  wie  sie  jetzt  die  wirt- 
schaftliche Solidarität  Aller  zum  Bewufstsein  brachte. 

Die  Bezeichnung  „Ritterschaft  und  Adel**  hatte  nur  for- 
male Bedeutung.  Sie  rührte  her  von  der  ehemaligen  Unter- 
scheidung des  niedem  Adels  in  Ritter  und  Knechte,  welxshe 
nur  einen  Unterschied  in  den  zu  prästierenden  militärischen 
und  Hofdiensten  bezeichnet  hatte,  nie  aber  von  Einflufs  auf 
die  landständische  Gliederung  geworden .  war.  Die  „Ritter- 
schaft*' bezeichnete  jetzt  „nicht  nur  die  mit  der  Ritterwürde 
bekleideten  Edelleute,  sondern  überhaupt  alle  Rittergüter  be- 
sitzenden, im  Vasallenstande  befindlichen  Edelleute  vom 
niedem  Adel"*;  „Ritterschaft  und  Adel**  ist  daher  der  Titel 
einer  Ständeklasse,  gebraucht  „im  Sinne  der  Vorsicht,  den 
EoUektivbegriff  zu  zerlegen  und  Einzelheiten  an  die  Stelle 
des  Allgemeinen  zu  setzen*',  nach  dem  rechtsverletzenden 
Deutungen  vorbeugenden  Stil  jener  Zeit 

Zweiter  Abschnitt 

Stellung  gegenflber  den  Landräten  einerseits,  den  CSlmern 

andererseits. 

Eines  besonderen  Herrenstandes  hatte  man  sich,  die 
Landräte  unterstützend,  erwehrt  Diesen  selbst  liefs  man 
gern  unbestritten  den  Vorrang  in  den  Landtagsverhandlungen : 
sie  waren  ihresgleichen,  aus  ihren  Reihen  hervorgegangen. 
Sie  galten  ihnen  vorwiegend  als  Beamte,  wenn  sie  sich  dabei 
auch  über  den  Charakter  dieser  Beamtung  täuschten,  die 
ihnen  selbst  zum  Fallstrick  wurde  als  Medium  des  fürstlichen 
Einflosses    in   ihren    eignen    Reihen.      Mit    ihnen   gemeinsam 

>  Nach  Mülverstedt,  1.  c.  p.  863  ff. 
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gaben  sie  sich  die  Bezeichnung  „Oberstände''.  Und  doch 
gingen  jetzt,  eine  Folge  der  Zersetzung  der  ständischen  Or- 
ganisation, ihre  Interessen  auseinander.  Suchen  jene,  durch 
ihr  Amt  verleitet,  als  Persönlichkeiten  ihre  Rechnung  zu  finden 
in  den  neuen  Verhältnissen,  die  ihnen  übermächtig  erscheinen 
und  denen  sie  sich  im  übrigen  fügen,  —  so  ziehen  diese  sich 
zurück  allein  auf  ihre  wirtschaftlichen  Sonderinteressen,  und 
versuchen  von  diesem  engen  Standpunkte  aus  vergeblich,  der 
neuen  Verhältnisse  Herr  zu  werden.  — 

Dieser  Standpunkt  dürfte  auch  das  Verhalten  dieser  stän- 
dischen Korporation  gegen  die  social  unter  ihr  stehende  Schicht 
der  Bevölkerung,  gegen  die  Cölmer  und  Freien,  erklären.  Man 
glaubte  in  dem  wirtschaftlichen  Kampfe  um  so  wirksamer 
vorgehen  zu  können,  je  breiter  die  Basis  der  Korporation  in 
der  Bevölkerung  wurde. 

Die  Cölmer  und  Freien  waren    in   der  letzten  Zeit    des- 
Grofsen  Kurfürsten  häufig  mit  ungewilligten  Forderungen  be- 
legt worden.     Nach   seinem  Tode  nahm   sich  die  Ritterschaft 
derselben    besonders    an;    sie    suchte    die    alte  Angliederang 
derselben    an    ihren  Stand   aufrechtzuerhalten.     Da  Kurfürst 
Friedrich    III.     zunächst    eine    Kontinuation    der    bisherigen 
Willigung  wünschte,  so  bezog  sich  diese  auch  auf  die  Sonder- 
auflage der  Cölmer.    Es  war  die  Kriegskammer,  und  vor  allem 
der  Rat   und  Kammermeister  Küpner,    die  solche  Separation 
der  Cölmer  weiter  wünschten  *  und  daher  bei  der  preufsischen 
Regierung   dagegen   protestierten,   dafs  diese,   dem  Wunsche 
der  Ritterschaft  gemäfs  ^,  nur  die  von  den  beiden  Oberständen 
ge willigten  15  gir,  fUr  die  Hube  ausschreiben  wollte.    Von  der 
Kriegskammer  beeinflufst,   befahl   der  Kurfürst,   von  den  Cöl- 
mern,  wie  bisher,  das  Doppelte,  30  gr.  monatlich  von  der  Hubey 
zu  fordern^.     Ja   er  verwahrte   sich   ernstlich   dagegen,   dals 
man  aus  den  Cölmern  einen  neuen  Stand  machen  wolle  ^.   Dem 
leistete   die  preufsische  Regierung  Folge*.    Die  Cölmer  aber^ 
die  ihnen  günstige  Stimmung  der  Ritterschaft  benutzend,  welche 
die  Angelegenheit  der  Cölmer  bereits  in  ihre  Gravamina  auf- 
genommen  hatte®,   wandten  sich   beschwerdeführend   in  aus- 


1  Relation  der  Oberräte.  —  Kön.,  18.  Nov.  1688.  —  Kon.  Et  — 
Min.  87«.    fol.  95—98.  —  Konzept. 

^  Derer  von  der  Ritterscbart  n.  Adel  Konformität  in  WiUigung.  — 
1688.  —  Kön.  Ostpr.  Fol.  725.    No.  17  p.  109-111. 

•  Reskript  au  die  Pr.  Reg.  —  Minden,  21.  Nov.  1688.  —  Kön.  EL 
—  Min.  87e.    fol.  99—102.    Ausf. 

•  Reskript  an  die  Pr.  Reg.  —  Sparenberg,  27.  Nov.  1688.  —  Kön. 
Et.  —  Min.  87«.    fol.  107—109.  —  Ausf. 

»  Relation  der  Pr.  Reg.  —  Kön.,  22.  Nov.  1688.  —  Kön.  Et  — 
Min.  87«.    fol.  103—105.  —  Konzept 

•  Der  Ritterscbaft  Gravamina.  —  Kön.,  praes.  1.  Dez,  1688.  — 
Kön.  Ostpr.  Fol.  725.    No.  37  p.  355—394  (p.  366).    Kopie. 
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fülirlicher  Bittschrift  an  die  Oberstände  auf  dem  Landtage 
1689*.  Ihre  Aasfbhrungen  machte  sich  die  Ritterschaft  voll- 
ständig zvL  eigen'. 

Diese  Ausfährangen  zielten  vor  allem  darauf  hin,  als  freie 
Männer  ihre  Angliederung  an  die  Ritterschaft  aufrecht  erhalten 
zu  sehen.  Sie  verweisen  deshalb  auf  die  rechtliche  Grundlage 
ihres  Gtiterbesitzes :  nach  cölmischem  Recht  dürfen  sie  darüber 
frei  verfügen,  sich  auch  ohne  Verlaub  einer  Herrschaft  des- 
selben entledigen;  rechtlich  ist  ihre  Stellung  dieselbe  wie  die 
der  Ritterschaft;  nur  die  Gröfse  des  Besitzes  zeichnet  letztere 
aus.  Sie  verweisen  dann  auf  die  alte  Observanz,  wonach 
ihnen  auf  Grund  so  qualifizierten  Besitzes  auch  ihre  politische 
Vertretung  als  Stand  geworden:  man  hatte  sie  zur  "Verkündi- 
gung der  Landtagsproposition  wie  auch  zur  Abstattung  der 
Relation  in  die  Ämter  gefordert  und  ihnen  das  Recht  gewährt, 
ihre  Gravamina  auf  den  Landtagen  einzugeben.  Das  hätte 
sie  genügend  wenn  auch  nicht  als  besonderen  Stand,  so  doch 
ab  Glieder  der  Oberstände  charakterisiert.  So  bescheiden  sie 
nun  zugeben,  dafs  billig  zwischen  ihnen  und  dem  Adel  ein 
Unterschied  bestehe,  so  entschieden  trennen  sie  sich  von  den 
Bauern.  Folgendes  scheide  sie  von  diesen:  Sie  besitzen  ihre 
Güter  zu  cölmischem  Rechte,  haben  sie  also  teuer  erworben, 
haben  aber  auch  von  der  Herrschaft  keine  Unterstützung  zu 
erwarten,  wie  die  Bauern,  wenn  sie  durch  Unglücksfälle  und 
grofse  Belastung  sich  auf  denselben  nicht  halten  können.  Das 
Privilegium  Cuhnense,  das  sie  zur  Landesdefension  verpflichte, 
wie  die  auf  gleicher  rechtlicher  Grundlage  beruhenden  Ritter- 
güter, sowie  alle  darauf  folgenden  Konfirmationen,  besonders 
auch  die  vom  24.  Nov.  und  6.  Dez.  1663,  sichern  ihnen  zu, 
dafs  ihnen  aufser  bestimmten  (cölmischem  Pfennig,  Pflug- 
getreide) und  den  öffentlich  gewilligten  Kontributionen  keine 
anderen  Lasten  auferlegt  werden  sollen.  —  Der  grofsen  Masse 
der  Altsässigen  schliefsen  sich  die  Cölmer  und  Freien  des  Tilsit- 
sehen  Amtes  an,  die,  auf  Erbzins  sitzend,  ihre  Verschreibuiigen 
im  Namen  der  Landesherrschaft  nur  von  der  preufsischen 
Regierung,  aber  nachmals,  auch  nach  1612  nicht,  von  der 
Landesherrschaft  selbst  nicht  konfirmiert  erhalten  haben. 

Der  besitzrechtlichen  Grundlage  nach  durften  sich  die 
Cölmer  also  wohl  der  Ritterschaft  zuzählen.  Als  Geburtsstand, 
der  allerdings  auf  gleichem  Besitzrecht  basierte,  war  die 
letztere  genügend  in  sich  und  von  jenen  abgeschlossen,  als 
dafs  sie  sich  in  ihrer  ständisch-politischen  Thätigkeit  durch 
jene   Nachbarschaft   geniert   gefünlt   hätte.      Indem    nun    die 


1  Der  sämtlichen  Cölmer  Bittschrift.  —  Ron.  Ostpr.  Fol.  725. 
No.  42  p.  419—480.  -  Ausf. 

*  Derer  von  der  Ritterschaft  u.  Adel  Gutfinden.  —  Kön.,  praes. 
19.  März  1«89.  —  Kön.  Ostpr.  Fol.  725.    No.  41  p.  409—418. 
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Solitische  Bedeutung  der  Korporation  zurücktrat  ^  indem  die 
[acht  der  Landeshoheit  sich  aurchsetzte  und  dem  ständischen 
Organ  in  der  Hauptsache  nur  die  Art  der  Aufbringung  der 
Mittel  überlassen  blieb/  nahm  jetzt  die  Ritterschaft  ein  ganz 
anderes  Interesse  an  den  Cölmern  und  Freien.  Es  konnte  ihr 
nicht  gleichgültig  sein,   wenn  der  Kurfärst  wirtschaftlich   eine 

frofse  Schicht  der  Bevölkerung  bedingungslos  in  seiner  Hand 
atte  und  Mittel  aus  dem  Lande  zog,  die  auf  das  verfassangs- 
mäfsig  gewilligte  Quantum  nicht  angerechnet  wurden.  Indem 
man  die  Angliederung  der  Cölmer  aufrecht  erhielt ,  gewann 
man  eine  breitere  Basis  für  das  abgeforderte  Quantum,  also 
selbst  eine  Erleichterung.  (Es  war  nur  die  Konsequenz  dieses 
Strebens,  wenn  die  Ritterschaft  dann  auch  die  kleinen  Städte 
in  diese  ihre  Interessensphäre  einzubeziehen  suchte  und,  damit 
nur  für  kurze  Zeit  glücklich,  dann  ihr  Augenmerk  mit  Erfolg 
auf  des  Kurfürsten  Immediat-Unterthanen  richtete.  Sie  mufste 
Halt  machen  vor  den  Städten,  und  so  entspinnt  und  verschärft 
sich  der  Kampf  mit  diesen,  vor  allem  den  Städten  Königsberg. 
Es  ist  der  wirtschaftliche  Kampf  zwischen  Stadt  und  Land 
mehr  als  der  politische  Kampt  zwischen  Landeshoheit  und 
Ständen,  der  unserer  ganzen  Zeit  seine  Signatur  aufprägt.) 

Hatte  die  Ritterschaft  daher  schon  bei  der  ersten  Willigung 
1688  den  Schutz  der  Cölmer  gegen  ungewilligte  Forderungen 
zur  Bedingung  gemacht  *,  so  forderte  sie  energisch  deren  Ein- 
beziehung in  ihre  Reihen  1689.  Sie  wollte  deren  Exemtion 
von  allen  ungewilligten  Kontributionen,  die  ihnen  nach  ihren 
Privilegien  zustehe,  geachtet  wissen,  da  die  Cölmer  und  Freien 
in  dieser  Beziehung  nicht  minder  „herrlich"  seien  als  der 
ganze  Adel,  und  bildeten  sie  auch  keinen  eigenen  Stand,  so 
seien  sie  doch  dem  Adel  fest  inkorporiert  und  mit  ihm  „Glieder 
eines  Leibes"  *.  Es  war  die  Auffassung  der  Kriegskammer 
nicht,  die  den  Cölmern  weitere  Auflafi;en  nach  Bedürfnis  aus- 
schrieb®. Und  wenn  diese  sich  aucn  auf  das  Reskript  des 
Grofsen  Kurfürsten  beriefen,  in  dem  dieser  sie  1669  zu  der 
von  den  Oberständen  gewillifften  Forderung  gezwungen  und 
sie  also  dem  Adel  gleichgestellt  haben  sollte^,  so  erwies  sich 
dies  doch  als  eine  stumpfe  Waffe.  Die  Oberstände  selbst 
baten  im  Interesse  der  Cölmer,  als  der  Kurfürst  sich  auf  dies 
Reskript  berief  und  danach   zu  handeln  versprach  ^,   dasselbe 


'  Derer  von  der  Ritterschaft  u.  Adel  Konformitfit  in  Willig^ng.  — 
Kön.  1688.  —  Kön.  Ostpr.  Fol.  725.    No.  17  p.  109—111. 

*  Gutfinden  derer  von  der  Ritterschaft  u.  Adel.  —  Kön.,  praes. 
19.  März  1689.  —  Kön.  Ostpr.  Fol.  725.    No.  41  p.  409—418. 


'  Bitte  sämtlicher  Cölmer  des  Amts  Brandenburg.  —  Kön.,  praes. 
1.  Febr.  1690.  —  Kön.  Ostpr.  Fol.  725.    Nr.  5  p.  29  -33. 

♦  Reskript  wider  der  Cölmer  Halsstarrigkeit.   —  23.  De«.  1669.  — 
Kön.  Ostpr.    Fol.  725.    No.  26  p.  269—280. 

*  Kurf.  Resolution  auf  Gravamina.  —  Kön.,  5.  April  1690.  —  l.  c. 
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zu  kassieren,  da  allerlei  Limitationen  darin  seien ,  die  dem 
Herkommen  und  den  Privilegien  dieser  Leute  widersprächen  ^. 

Denn  die  Achtung  vor  solchen  Privilegien  mochte  die 
Ritterschaft  neben  dem  wirtschaftlichen  Interesse  veranlassen, 
sich  der  Cölmer  und  Freien  anzunehmen.  Es  war  klar,  dafs 
-die  Nichtbeachtung  derselben  gegenüber  den  Cölmern  auch 
die  ihrer  eigenen  Privilegien  möglich  erscheinen  lassen  mulste. 
Diese  Privilegien  aber  waren  doch  das  rechtliche  Schutzmittel 
der  Korporation  y  durch  das  sich  die  Korporation  abgrenzte 
und  abschlofs  gegen  die  aufser  ihr  Stehenden,  sodafs  ihr  Pakte, 
mit  anderen  Schichten  der  Bevölkerung  im  wirtschaftlichen 
Interesse  geschlossen,  nichts  schaden  konnten.  Sie  waren  das 
Machtmittel,  durch  das  sich  die  Korporation  vor  allem  die 
Beamtungen  des  Landes  sicherte.  Je  mehr  die  Landeshoheit 
vordrang,  d.  h.  je  mehr  sie  die  durch  jene  leges  speciales 
einst  vergebenen  Rechte  wieder  zurückzog,  um  so  eifriger 
suchte  man  sich  den  Rest  zu  sichern,  da  mit  dem  völligen 
Abbröckeln  desselben  sich  die  Korporation  auflösen  roufste. 
Soweit  noch  von  einem  politischen  Kampfe  zwischen  Landes- 
hoheit und  Standschaft  in  unserer  Zeit  die  Rede  ist,  dreht 
sich  derselbe  daher  vorzugsweise  um  den  Inhalt  der  Privilegien, 
darum,  wie  weit  das  supremum  dominium,  nachdem  es  sich 
durchgesetzt,  seine  vollen  Konsequenzen  zu  ziehen  geneigt  und 
im  Stande  war. 

Den  Zugang  zur  Korporation  schützte  formell  noch  das 
Indigenat.  Die  Reste  der  alten  Verwaltungs-,  Justiz-  und 
Polizeihoheit  sicherte  ihr  die  Berechtigung  ihrer  Glieder  zur 
Besetzung  der  höheren  Bearatenstellen :  nur  aus  ihren  Reihen 
durfte  der  Kurfürst  besetzen  die  Stellen  der  Oberräte,  der 
Landräte,  der  Hauptleute,  der  Landjägermeister  und  Land- 
obristen,  von  fünf  Assessoren  am  Oberappellationsgericht,  von 
fünf  Assessoren  und  des  Präses  am  Hofgericht;  in  anderen 
Ämtern,  ohne  Jurisdiktion,  sollten  sie  den  Vorrang  haben, 
i^tändische  Sonderstellung  und  Abschliefsung  war  ihnen  femer 
noch  gewährleistet  durch  die  pares  curiae  in  Streitigkeiten  und 
durch  die  Besetzung  von  Kommissionen  nur  mit  Adeligen,  so- 
fern sie  Sachen  des  Adels  betrafen'. 

Dritter  Abschnitt. 

Zusammensetziing  des  Organs  auf  dem  Landtage.    —  Zahl 

der  Deputierten. 

Die  so  als  Geburtsstand  sich  abhebende  Schicht  der  Be- 
völkerung, durch  Privilegien  geschützt  und  bevorzugt,  formierte 

1  Triplica  der  Oberstände.  —  Kön.,  praes.  9.  Juli  1690.  —  Kön.  Et. 
Min.  87d.    fol.  67—88.  -  Auaf. 

«  Lydieius,NotitiaeDucatu8Prussiae.  (1677.)  Cap.  V.  p.  197—200. 
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nun  ihr  ständisches  Organ  auf  dem  Landtage  durch  Entsend ung- 
von  Deputierten  aus  ihren  Reihen,  denen  man  die  Vertretung 
der  Interessen  dieses  Standes  übertrug. 

Es  läfst  sich  eine  verfassungsmäfsige  Festsetzung  der  Zahl 
der  Deputierten,  die  das  ständische  Corpus  bilden  sollten,  nicht 
nachweisen;  hätte  eine  solche  bestanden,  so  würde  sie  sicher 
in  unserer  Zeit,  der  Zeit  der  Erstarrung  der  ständischen 
Organisation,  Erwähnung  gefunden  haben.  Im  Princip  dieser 
Organisation  lag  es,  dafs  jeder,  der  zur  Standschaft  gehörte, 
auch  an  der  Tagung  teilnehmen  durfte.  Die  Beschwerlichkeit 
der  Durchführung  dieses  Verfahrens  hatte  dies  unmöglich  ge- 
macht ;  das  praktische  Bedürfnis,  Herkommen  und  Gewohnheit, 
nicht  aber  Verordnungen  und  Gesetze  hatten  zur  Entsendung 
von  Deputierten  geführt,  denen  man  die  Vertretung  der  ge- 
meinsamen Interessen  übertrug,  und  die  man  dafür  durch 
Reichung  von  Zehrung  schadlos  hielt.  Ebenso  gewohnheits- 
rechtlich hatte  man  sich  bei  der  Bildung  von  beauftragenden, 
von  Wahleinheiten  an  die  Ämtereinteilung  des  Landes  an- 
geschlossen, ohne  sich  auch  bei  der  Zahl  der  aus  den  ein- 
zelnen Ämtern  zu  Entsendenden  eine  bestimmte  Norm  zu 
setzen.  Der  Gang  der  Entwickelung  hat  in  unserer  Zeit 
dahin  geführt,  dafs  mit  der  mehr  und  mehr  sich  durchsetzen- 
den Anerkennung  der  pluralitas  votorum  in  den  Verhandlungen 
des  ständischen  Corpus  auf  dem  Landtage  die  beauftragenden 
Einheiten,  die  Ämter,  auch  Äbstimmungseinheiten  wurden.  Als 
1689  der  Kurfürst  die  Zahl  der  Deputierten  möglichst  be- 
schränkt wünschte,  richtete  die  preufsische  Regierung  die 
Ausschreiben  dahin  ein,  dafs  auf  jedes  Amt  nur  ein  Depu- 
tierter kommen  sollte^;  ohne  jeden  Widerspruch  wurde  diese 
Anordnung,  die  doch  einen  organisatorischen  Eingriff  enthielt, 
von  den  Ständen  hingenommen  und  befolgt.  Stimmen  mehrerer 
Ämter  waren  übertragbar  auf  einen  Deputierten.  Daher  der 
Vorwurf  des  Joh.  Albr.  v.  Kreytzen  in  seiner  „Pro  Memoria* 
betitelten  Anklageschrift,  es  lielsen  sich  einige  Deputierte,  von 
Ehrgeiz  getrieben,  in  4-;-5  Ämtern  zugleich  instruieren  und 
gewännen  dadurch  „soviel  Stimmen***;  daher  auch  weiter  sein 
Vorschlag,  man  möge  bei  Schwierigkeiten  in  dem  Corpus  der 
Ritterschaft,  die  oft  nur  von  einzelnen,  durch  solche  Zusammen- 
legung der  Stimmen  mächtig  gewordenen  Deputierten  aus- 
gingen, so  verfahren,  wie  schon  1616  und  1621  geschehen, 
nämlich  jedes  Amt,  von  Brandenburg  angefangen,  veranlassen, 
sein  Votum  und  dadurch  seinen  Assensum  oder  Dissensum 
einzureichen,  dann  werde  man  die  richtige  pluralitas  votorum 


1  Relation  der  Oberräte.  —  Kon.,  31.  Dez.  1689.  —  Kön.  Et  — 
Min.  87«.    fol.  298,  299.  —  Konzept 

«  J.  A.  V.  Kreytzen  an  Kolb  v.  W.  —  Kön.,  5.  Febr.  1701. 
—  1.  c. 
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haben,   die  nicht  mit  der  Pluralität  im  Kollegium  der  Ritter- 
schaft zusammenfallen  werde. 

Waren  die  Ämter  Abstimmungseinheiten,  so  kam  die  Zahl 
der  Deputierten  weniger  in  Betracht.  Die  Verzeichnisse  der 
Deputierten,  die,  betitelt  ^Bang  der  Herren  Landboten*',  in 
der  stets  wiederkehrenden  Reihenfolge  der  Ämter  auch  ver- 
mutlich die  Ordnung  beim  Votieren  ihrer  Vertreter  angeben^ 
zeigen,  soweit  sie  vorliegen,  nur  1688  mehrere  Deputierte  in 
einzelnen  Ämtern  ^  Durchweg  bekunden  sie  den  Brauch 
zahlreicher  Ämter,  ihre  Stimmen  zu  tlbertragen,  wohl  haupt- 
sfichlich,  um  die  Kosten  zu  mindern,  wenn  dies  auch  in  der 
Wirkung,  wie  schon  erwähnt,  dem  ehrgeizigen  Streben  ein- 
zelner Deputierten  entgegenkam.  In  der  späteren  Zeit  und 
mit  der  zunehmenden  Landtagsmüdigkeit,  resultierend  aus  der 
Erfolglosigkeit  der  Tagungen,  mehren  sich  die  Zusammen- 
legungen der  Stimmen,  oft  von  drei  und  vier,  auf  einen  De- 
putierten^, sodafs  der  Vorwurf  Kreytzens  berechtigt  erscheint. 
Noch  bezeichnender  aber  ist  für  die  zunehmende  ständische 
Interesselosigkeit  an  den  Tagungen,  dafs  eine  mit  den  Jahren 
stetig  steigende  Zahl  von  Ämtern  überhaupt  keine  Deputierten 
entsandte.  Nur  der  Landtag  von  1688  sieht  durch  37  Depu- 
tierte alle  40  Ämter  vertreten:  1697  schon  erscheinen  nur 
20  Deputierte  im  Auftrage  von  29  Ämtern;  ihre  Zahl  sinkt 
1700  auf  16  Deputierte  für  24  Ämter;  und  erst  die  Aufregung^ 
in  die  die  wohl  ruchbar  gewordene  Absicht,  die  Landtage 
überhaupt  zu  schliefsen,  die  Ritterschaft  brachte,  steigerte 
wenigstens  die  Zahl  der  vertretenen  Ämter  wieder  um  ein 
Bedeutendes,  deren  1704  34  durch  19  Deputierte  vertreten 
wurden®. 

Vierter  Abschnitt. 
Deputiertenwahl  nnd  Imtertagnng. 

Da  mit  der  abnehmenden  Zahl  der  Deputierten  und  mit 
der  Vereinigung  von  Stimmen  die  Bedeutung  des  Einzelnen 
anf  der  Tagung  selbst  wuchs,  so  kam  sehr  viel  auf  dessen 
Qualifikation  an  und  auf  die  Wahl,  die  man  in  den  Ämtern  traf. 

Für  die  Wahl,  oder  besser  wohl  für  die  Beauftragung 
dessen,  der  sich  zur  Verfügung  stellte,  hatte  sich  gewohnheits- 
rechtlich —  wenigstens  finden  sich  auch  hierfür  keine  ver- 
fassungsmäfsigen  Festlegungen  —  ein  Verfahren  herausgebildet^ 


»  „Bang  der  Landboten".  —  1688.  ~  Kön.  Ostpr.  Fol.  725.  No.  » 
p.  22,  28. 

■  Rang  der  Deputierten.  —  1700.  —  Kön.  Ostpr.  Fol.  750.  No.  40 
fol.  278. 

*  Vgl.  die  Zusammenstellung  der  Deputierten  auf  den  Landtagen 
in  Anlage  No.  I. 
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das  in  seinem  Verlaufe  Ähnlichkeit  mit  der  eigentlichen  Land- 
tagshandlung zeigt  und  gleichsam  eine  Vortagung  war. .  Hier 
fand  jeder  Einzelne  des  Standes  Ersatz  für  die  ihm  durch  die 
Ungunst  der  Verhältnisse  abgehende  Beteiligung  an  der  Haupt- 
tagung ;  hier  durfte  er  in  den  sich  sicher  in  einfachen  Formen 
bewegenden  Verhandlungen  in  zwangloser  Weise  seiner  Mei- 
nung und  dem,  was  ihn  drückte,  freien  Ausdruck  geben,  — 
wenn  anders  er  auf  ständischem  Wege  noch  Abhilfe  erhoffte. 
Die  gröfsere  oder  geringere  Teilnahme  an  diesen  ümtertagungen 
ergab  den  sichersten  Mafsstab  für  das  mehr  oder  weniger  rege 
«tändische  Leben  überhaupt.  Es  ist  ein  Beweis  dafür,  dafa 
dieses  Leben  nahezu  erloscnen  ist,  wenn  man  nach  der  obigen 
Angabe  in  einer  ganzen  Reihe  von  Ämtern  nach  und  nach 
Äuf  die  Entsendung  von  Deputierten  verzichtete,  oder  wenn 
der  Kanzler  Georg  Friedrich  v.  Kreytzen  in  einer  vertrau- 
lichen Mitteilung  an  Eberhard  v.  Danckelmann  berichten 
konnte,  dafs  zu  den  Konvokationen  in  die  Ämter  1694  sich 
nur  3—4  Personen  eingefunden  hätten,  und  wenn  er  empfehlen 
mufste,  man  solle  durch  Festsetzung  einer  ansehnlichen  Strafe 
für  das  Ausbleiben  den  Adel  zum  Besuch  zwingen^. 

Doch  nicht  gleichmäfsig  war  das  ständische  Leben  in  den 
Niederungen  erloschen.  Am  Anfange  unserer  Periode,  da  sich 
frohe  Hoffnung  regte,  und  während  des  ganzen  Verlaufs  der- 
selben lassen  wenn  auch  nur  spärliche  Einblicke  doch  ab  und 
zu  ein  Aufflackern  erkennen.  Wenn  auch  die  Masse  sich 
resigniert  in  ihr  Schicksal  ergab,  in  den  meisten  Ämtern  gab 
es  noch  Individualitäten,  die  sich  nicht  beugen  wollten,  und 
die  in  den  kleinen  Tagungen  leitend  oder  sich  als  Deputierte 
empfehlend  die  alte  Form  noch  mit  Leben  füllten. 

Denn  diese  Form  wurde  noch  überall  innegehalten.  — 
Sobald  des  Kurfürsten  Forderung  für  den  neuen  Landtag  in 
Königsberg  eingetroffen  war,  ergingen  die  Ausschreiben  seitens 
der  Regierung  in  die  Ämter,  mit  genauer  Angabe  dieser  For- 
derungen und  des  Termins  sowohl  der  Konvozierung  der 
adeligen  und  der  „andern  Einsassen**  in  das  Amt,  als  auch 
der  Eröffnung  des  Landtages  in  Königsberg.  Die  hier  vor- 
liegenden sind  zumeist  an  Melchior  v.  Tettau  gerichtet,  den 
Verweser  der  Hauptämter  Preufsisch  -  Eylau  und  Barten- 
stein *. 

Die  auf  die  Einladung  des  Hauptmanns  am  festgesetzten 
Tage  im  Amt  erschienenen  „Einsassen**  eröffneten  die  Tagung 
mit  einer  gemeinsamen  Mahlzeit,  die  ihnen,  um  sie  den  kur- 
fürstlichen Forderungen   geneigt  zu  machen,   aus  dem  Amte 


*  Vertrauliche  Mitteilung  des  Oberrats  v.  Kreytzen.  —  KSn., 
24.  Dez.  1694.  —  R.  6.  B.B.B.  4.  —  Eigenh&ndiff. 

«  Ausschreiben  der  Fr.  Reg.  —  Kön.,  2.  Nov.  1699.  —  Kön.  Ostpr. 
Fol.  750.    fol.  62,  63.  -  Ausf. 
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nach  alter  Observanz  gereicht  jvurde  ^.  Die  Kosten  derselben^ 
wenn  auch  in  den  einzelnen  Ämtern  geringfügig,  überstiegen 
in  der  Summe  aller  Ämter  doch  bei  weitem  die  Kosten  der 
Landtagsmahlzeit;  und  da  sich  der  Betrag  dafür  bei  den 
regelmäfsigen  Tagungen  von  1688—1704  fast  jährlich  wieder- 
holte, so  waren  die  Klagen  des  Kurfürsten  darüber,  die  sich 
von  1694  an  regelmäfsig  wiederholten,  zum  teil  berechtigt. 

Die  noch  aus  dem  Jahre  1704  vorliegenden  Rechnungen 
lassen  nebenbei  erkennen,  dafs  bis  zur  letzten  Zeit  die  ganze 
„Wahlgeometrie''  dieselbe  wie  früher  blieb.  Auch  sonst 
sprechen  keine  Anzeichen  dafür,  dafs  man  seitens  der  Landes- 
hoheit versucht  habe,  irgendwie  regulierend  oder  unterdrückend 
die  den  Deputierten  entsendenden  Organe  als  solche  zu  be- 
einflussen ^. 

Diese  Beeinflussung  erfolgte,  soweit  sie  sich  als  nötig  er- 
wies, unter  Achtung  der  bisherigen  Formen  wesentlich  durch 
den  Hauptmann,  der  mit  der  Einleitung  der  Verhandlungen 
beauftragt  war  und  gemessenen  Auftrag  erhielt,  die  der  kur- 
förstlichen  Absicht  konforme  Willensmeinung  der  Oberräte 
aufs  beste  vorzutragen  und  für  zureichende  Instruktion  des 
Deputierten  zu  sorgen^.  In  kritischen  Zeiten,  oder  wenn  man 
den  Kurfürsten  für  eine  bevorstehende  Resolution  auf  Grava- 
mina  günstig  stimmen  wollte,  wandte  sich  dann  die  Regierung 
an  die  „bekannte  Dexterität''  des  Hauptmanns,  an  seine 
„standhafte  Treue  und  Devotion"*.  In  jenem  Falle,  wenn  es 
z.  B.  galt,  wie  1689,  nach  der  vergeblich  geforderten  stän- 
dischen Deputation  den  erzürnten  Kurfürsten  durch  eine  zu- 
reichende Willigung  zu  versöhnen,  forderte  die  Regierung 
auch  schleunigen  Bericht  über  den  Verlauf  der  Amtertagung  ^. 
Wie  die  meisten  dieser  Berichte  wenigstens  die  offizielle  Ge- 
neigtheit der  Hauptleute,  für  des  Kurflirsten  Interesse  einzu- 
treten, zeigen,  so  gewähren  sie  auch  Einblicke  in  den  Verlauf 
der  eigentlichen  Handlungen- 
Letztere  begannen,  wie  auf  dem  Landtage,  mit  der  Ver- 
lesung der  Proposition,  die  vorher  von  dem  Hauptmann  oder 
wohl  dem  Amtsschreiber  entworfen  war  und  neben  den  For- 
derungen des  Kurfürsten  und  der  Begründung  derselben  je 
nach  der  Gesinnung  des  Hauptmanns  noch  „andre  Motive  zur 


^  Relation  der  Pr.  Reg.  —  Kön.,  13.  Juli  1714.  —  Geh.  Hof  kammer 
beEw.  Gen.- Dir.    Tit.  86  No.  2.  —  Ausf. 

*  Wohl  aber  darf  die  später  zu  erw&hnende  Einstellung  der  „Re- 
lation* als  solche  BeeinflussuDg  gelten. 

«  Ausschreiben  der  Preufi.  Reg.  —  Kön.,  14.  Juli  1688.  —  Kön.  Et] 

—  Min.  87d.    foL  3,  4.  —  Konzept. 

*  Ausschreiben  der  Pr.  Reg.  —  Kön.,  21.  Febr.  1689.  —  Kön.  Et. 

—  Min.  87«.    fbl.  29.  —  Konzept. 

*  Ausschreiben  an  die  Hauptleute.   —  Kön.,  1.  Juli  1689.  —  Kön» 
Et  —  Min.  87«.    fol.  129.  —  Konzept 
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Oewinnung  der  Gemüter" '  enthielt.  Die  vorliegenden  sind 
aus  den  Ämtern  Preufsisch-Eylau  und  Bartenstein.  Weitschweifig 
und  umständlich  und  phrasenreich,  im  Stile  der  Zeit,  mahnen 
sie  zu  fleifsiger  Verhandlung^. 

Mit  der  Verlesung  dieser  .Proposition  war  des  Haupt- 
manns offizielle  Thätigkeit  erledigt.  Er  hatte  zurückzutreten 
und  mufste  die  in  der  Amtsstube  Versammelten  sich  selbst 
überlassen.  Nur  wenn  er,  wie  Melchior  v.  Tettau  in  Preufsisch- 
Eylau  und  Bartenstein,  (der  wohl  eben  deswegen  lange  Jahre 
nur  Verweser  dieser  Ämter  blieb),  im  Amte  selbst  sefshaft 
war,  wurde  er  auch  zu  den  Beratungen  und  zur  Abstimmung 
gezogen^.  Das  hinderte  jedoch  nicht,  dafs  der  Hauptmann  bei 
dem  Ansehen,  das  er  genofs,  auf  privatem  Wege  je  nach 
Neigung  die  Verhandelnden  beeinflussen  konnte^,  solange  man 
nicht  besonderes  Mifstrauen  gegen  ihn  hegte.  War  dies  der 
Fall,  so  schlofs  man  ihn  völlig  aus.  Andreas  v.  Lesgewang 
mufste  so  1689  berichten  aus  Angerburg,  dafs  die  Einsassen 
ihm  nichts  von  der  Willigung  und  der  Instruktion  des  Depu- 
tierten offenbart,  sondern  dieselbe  ganz  unter  sich  beschlossen 
hätten '^.  Auch  Christ.  Alex.  v.  Rauschke,  Landrat  und  Haupt- 
mann zu  Rastenburg,  hatte  nach  seinem  Bericht  nur  „ge- 
merket'', dafs  sich  die  Einsassen  willig  zeigen  würden*. 
Melchior  v.  Tettau  giebt  offen  der  Regierung  den  Grund  zu 
dieser  Vorsicht  der  Einsassen  an:  sie  hätten  Nachricht  von 
dem  Befehl  an  die  Hauptleute,  zu  berichten,  erhalten,  und 
obgleich  er  als  Einsasse  an  den  Beratungen  teil  genommen 
und  um  das  Resultat  wufste,  bat  er,  sich  mehr  als  Stand  denn 
als  Beamter  fühlend,  von  einer  bezüglichen  Mitteilung  absehen 
zu  wollen,  da,  wenn  er  sich  so  zum  Verräter  machen  würde, 
dies  nur  seine  Stellung  und  die  fernere  Möglichkeit,  im  kur- 
fürstlichen Interesse  thätig  zu  sein,  erschweren  würde  ^.  Es 
war  nur  die  verschleierte  Angabe  eines  ungünstigen  Resultats, 
mit  der  er  sich  zu  salvieren  suchte.  Er  mochte  aus  Erfahrung 
sprechen,  wenn  er  —  falls  er  der  vermutete  Anonymus  ist  — 
in  der  früher  erwähnten  Schrift^  ausführt,  dafs  „sehr  vieles 
oder  doch  das  meiste**  auf  solche  als  Hauptleute  thätige  I^and- 


^  Ausschreiben  an  die.. Hauptleute.  —  Kon.,  1.  Juli  1689.    1.  c. 

*  Propositio   in   den   Ämtern  Preufs.- Eylau   und  Bartenstein.    — 
16.  Nov.  1699.  —  Kön.  Ostpr.  Fol.  750.    fol.  70,  71.  —  Konzept. 

'  Bericht  des  Melchior  v.  Tettau.  —  Bartenstein,  18.  Juli  1689. 

—  Kön.  Et  —  Min.  87«.    fol.  149,  150.  —  Eigenhändig. 

*  Bericht  des  Th.  v.  Foller.   —  Preufs.  Mark,   12.  Juli  1689.  — 
Kön.  Et.  —  Min.  87e.    fol.  145,  146.  —  Eigenhftndig. 

*  Bericht  des  Andr.  v.  Lesgewang.  —  Angerburg,  11.  Juli  1689. 

—  Kön.  Et.  —  Min.  87e.    foL  141,  142.  —  Eigenhändig. 

*  Bericht  von  Rauschke.  ~  Rastenburg,   12.  Juli  1689.  —  Köii. 
Et  —  Min.  87«.    fol.  147,  148.  —  Eigenhändig. 

■^  Vergl.  oben  p.  28  ff. 
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rate  ankomme,  und  dafs  sie  es  schon  „zu  karten  wüfsten,  dafs 
Deputierte  erwählt  würden,  die  gewohnt  seien,  den  Mund  weit 
aaraathun**. 

Die  also  über  die  Proposition  Verhandelnden  hatten  aber 
nicht  in  ihrer  Gesamtheit  gleiche  Interessen.  Neben  den 
adeligen  Einsassen,  die  den  adeligen  Deputierten  entsandten, 
und  den  Cölmem  und  Freien  waren  auch  die  Vertreter  der 
zum  Amt  gehörigen  kleinen  Städte  anwesend,  um  auch  ihren 
Deputierten  zu  wählen^.  Das  ergab  also  in  diesen  kleinen 
Tagungen  eine  Kurienbildung  im  Keim  und  getrennte  Ver^ 
handlungen,  die  bei  widerstreitenden  Interessen,  so  in  un- 
mittelbarer Nähe  geführt,  zuweilen  recht  lebhaft  werden 
konnten.  Bei  der  sehr  mäfsig  entwickelten  Stadtkultur  dieser 
€remeinwesen  jedoch  und  der  wirtschaftlichen  Abhängigkeit 
vom  platten  Lande  kam  es  wohl  zu  solchen  Interessengegen- 
sätzen nicht;  wohl  aber  konnten  hier  die  kleinen  Städte  leicht, 
wie  1688  geschah,  von  der  Ritterschaft  ins  Schlepptau  ge- 
nommen werden. 

Auch  die  Cölmer  und  Freien  wurden  „vermöge  alter  Ob- 
servanz **  zu  den  Tagungen  in  den  Ämtern  zugelassen,  um  ihre 
Beschwerden  den  adeligen  Deputierten  zu  übergeben.  So  be- 
richtete der  nach  Königsberg  entsandte  Paul  v.  Fuchs  1690 
in  einer  Zusammenstellung  der  bezüglich  der  Cölmer  und 
Freien  geltenden  Rechte  ^.  Sie,  Cölmer  und  Freie,  zählten  also 
zu  den  nach  den  Ausschreiben  der  Regierung  einzuberufenden 
, Einsassen^  und  wurden  zuweilen  in  den  Ausschreiben  auch 
besonders  bezeichnet.  In  den  Verhandlungen  selbst  bildeten 
sie  jedoch  nur  den  Umstand;  sie  hatten  keinen  Einfiufs  auf 
die  Formierung  der  Instruktion,  durften  dem  gewählten  Depu- 
tierten nur  ihre  Gravamina  übergeben  und  waren  dafür  ver- 
pflichtet, mit  für  dessen  Landtagszehrung  aufzukommen '.  Da 
sie  durch  Sonderauflagen  beschwert  waren,  hatten  sie  reichlich 
Ursache  zu  gröfserer  Beteiligung  bei  den  Tagungen,  auf  denen 
sie  numerisch  zuweilen  das  Übergewicht  hatten.  Fanden  sich 
adeUge  Einsassen  nicht  ein,  und  konnte  infolgedessen  ein 
adeliger  Deputierter  nicht  gewählt  werden,  so  wirkten  sie  in 
solcher  Tagung  lediglich  demonstrativ  ^.  Das  harte  Verfahren, 
das  Friedrich  III.  gegen  sie  einschlug,  da  er  in  ihrer  Zu- 
lassung das  Streben,  einen  neuen  Stand  bilden  zu  wollen,  ver- 
mutete*, veranlafste  auch  einige  Hauptleute,  die  sich  dem 
Kurfürsten  besonders  willfährig  zeigen  wollten,  schroffer  gegen 


'  Bericht  des  Joh.  G.  v.  Schlieben.  —  TiUe,  11.  Juli  1689.  — 
Kön.  Et  —  Min.  87e.    fol.  137,  138.  —  Eigenhändig. 

'  Extrakt  des  Paul  v.  Fuchs.  —  aä  BeL  vom  22.  Mai  1690.  — 
B.  6.    B.B.B.  4.  —  Eigenhändig. 

»  Bericht  des  J.  G.  v.  Schlieben.  —  Tilse,  11.  Jnli  1689.  —  l.  c. 

♦  Beskript  an  die  Pr.  Beg.  —  Sparenher^r,  27.  Nov.  1688.  —  Kön. 
Et.  -  Min.  87e.    fol.  107—109.  —  Aiiaf. 
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sie  in  den  Amtern  aufzutreten.  So  führte  auf  dem  Landtage 
1689  der  Deputierte  von  Riesenburg  und  Marienwerder,  Georg 
Melchior  v.  Kospoth,  Besehwerde  darüber,  es  seien  die  Cölmer 
des  Amts  gar  nicht  zur  Eonvokation  berufen  worden,  was 
schnurstracks  ihren  Privilegien  zuwiderlaufe  ^.  Ähnliche 
Klagen  kehren  in  der  folgenden  Zeit  nicht  wieder,  besonders 
nachdem  Fuchs  dem  Kurflirsten  gegenüber  ihre  Rechte  betont 
hatte.  —  So  sehr  sich  nun  die  adeligen  Deputierten  ihre  An- 
gelegenheiten zu  eigen  machten  und  ihre  Beschwerden  vor- 
brachten, so  fanden  doch  wohl  die  Cölmer  den  Erfolg  dieser 
Vertretung  nicht  genügend.  Sie  wandten  sich  deshalb  in  be- 
sonderen Anschreiben  an  die  Oberstände  und  durch  diese  an 
den  Kurfürsten,  seltener  nur  in  der  Gesamtheit,  meist  in 
lokaler  Begrenzung,  als  „die  Cölmer  der  Amter  Brandenburg, 
Balga  und  Preufsisch-Eylau"  ^  etc. 

So  wurde  also  die  Wahl  des  adeligen  Deputierten  nur 
von  den  adeligen  Einsassen  vollzogen.  Sie  fana  statt,  auch 
wenn  dieselben  nur  in  sehr  geringer  Zahl  anwesend  waren', 
nachdem  man  sich  bezüglich  der  kurfürstlichen  Forderungen 
geeinigt.  Es  war  dies  um  so  schwerer,  je  unbestimmter  die- 
selben gehalten  waren.  Die  Regierung  forderte  daher  in 
Kenntnis  des  Brauchs  vom  Kurfürsten  stets  genaue  Angaben  *. 

Die  Wahl  selbst  geschah  per  viritim  collecta  suffragia^ 
nach  Stimmenmehrheit®.  Bei  der  Bedeutung,  die  sich  die 
Deputierten  auf  den  Landtagen  zu  geben  wufsten,  interessiert 
hier,  nach  welchen  Gesichtspunkten  man  sie  wählte:  der  zu 
Wählende  durfte  vor  allem  nicht  in  dem  Verdacht  höfischer 
Neigungen  stehen.  So  kam  es  gleich  bei  der  Wahl  ],688  im 
Amte  Rastenburg  zu  heftigem  Streit.  Der  bisherige  Depu- 
tierte des  Amtes,  Friedr.  Wilh.  v.  Lehndorf*,  war  mit  einer 
Deputation  zur  „Kondolenzbezeugung  und  Gratulierung^  an 
den  Hof  geschickt  worden.  Man  fürchtete  nun  im  Kreise  der 
Genossen,  er  sei  den  Interessen  des  Hofes  zugänglich  ge- 
worden, und  wählte  („in  unordentlicher,  tumultuarischer  Wahl^) 
zwei  andere  Deputierte,  Christoph  Sack  und  Venediger.  Auf 
die  Beschwerde  Lehndorfs  bei  den  Oberräten  tadelten  diese 
den  Hauptmann  des  Amtes,  dafs  er  nicht  formaliter  verfahren 


^  Griitachten  derer  von  der  Eitterschaft  u.  Adel.  —  Kön.,  praes. 
19.  MSrz  1689.  —  Kön,  Ostpr.    Fol.  725.    No.  41  p.  409-418. 

'  Gravamina  der  Cölmer  etc.  des  Amts  Brandenbare.  —  Kön.,  praes. 
18.  Juni  1693.  —  Kön.  Ostpr.    Fol.  741.    No.  208  fol  973-975.  -  Ausf. 

•  Bericht  des  Andr.  v.  Troschke.  —  Lyck,  13.  Juli  1689.  — 
Kön.  Et.  —  Min.  87«.    fol.  151,  152.  —  Eigenhändig. 

•  Relation  der  Pr.  Reg.  wegen  Determinierung  der  Wil^^g.  — 
Kön.,  5.  Ang.  1688.  —  Kön.  Et  —  Min.  87^.    fol.  41,  42.  —  Konzept. 

^  Pr.  Reg,  an  den  Hauptmann  zu  Rastenburg.  —  Kön.,  80.  Aug. 
1688.  -  Kön.  Et  -  Min.  87«.    fol.  48.  —  Konzent 

•  Vertrauliche  Mitteilung  des  Oberrats  v.  Kreytzen.  —  Kön.> 
24.  Dez.  1694.  —  1.  c 
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sei,  and  forderten  ihn  auf,  auch  dem  Lehndorf  noch  eine 
Instruktion  erteilen  zu  lassen,  da  er  doch  infolge  seines  Auf- 
trages der  Ritterschaft  auf  dem  Landtage  noch  Relation  er- 
statten müsse  ^.  Diese  Nachwahl  fand  nicht  statt^  und  Lehn- 
dorf erschien  weder  auf  diesem  (1688),  noch  auf  einem  der 
folgenden  Landtage. 

Fünfter  Abschnitt 

Die  f^i^struktion^'  des  Deputierten.    Ihre  Bedeutung.    Der 

Kampi  um  dieselbe. 

Es  ist  auf  die  Bedeutung  hingewiesen  worden,  die  die 
Regierung  der  Bestimmtheit  der  Forderungen  in  den  Aus- 
schreiben beilegte.  Sie  handelte  damit  im  Interesse  der  Stände 
—  und  des  Kurfürsten.  Nur  wenn  die  Forderungen  bestimmt 
waren,  konnte  auch  die  Willigung  bestimmt  ausgesprochen 
werden  in  der  Instruktion,  mit  der  der  Deputierte  versehen 
wurde.  Ein  Mangel  darin,  ein  defectum  mandati,  wurde  ihm 
zum  Rechtsmittel,  seine  Demission  zu  verlangen  und  so  die 
Landtagshandlung  hinzuziehen.  Daher  die  sorgfältige  Fassung 
derselben  neben  der  Wahl  einer  geeigneten  Persönlichkeit  der 
Kern  der  Amtstagung  war. 

Im  Princip  war  diese  Bindung  des  Deputierten  an  die 
Instruktion  der  letzte  Wall,  hinter  den  sich  ständischer  Wider- 
stand flüchten  konnte.  Durch  sie  war  der  Deputierte  nur  das 
Werkzeug  der  „Hinterbliebenen**.  Fertigten  sie  ihn  cum  libera 
ab,  so  gaben  sie  sich  damit  bedingungslos  in  seine  Hände,  und 
die  Landeshoheit  hatte  die  Stände  gewonnen,    wenn  es    ihr 

Jelang,  die  Deputierten  zu  überreden.  Es  war  der  Gang,  den 
ie  Entwickelung  nahm.  Indem  so  der  Schwerpunkt  aller 
ständischen  HancDung  noch  einmal  mit  der  Entscheidung  dieser 
Frage  in  die  Amter  verlegt  wurde,  indem  hier  das  ständische 
Leben  und  damit  der  Widerspruch  aufhörte,  durfte  sich  die 
Landeshoheit  als  Siegerin  betrachten.  Was  nebenher  ging 
und  folgte,  war  nur  ein  Paktieren  mit  den  Spitzen,  mit  den 
wenigen  Persönlichkeiten,  die,  wenn  ihnen  auch  der  Boden 
unter  den  E^fsen  schwand,  sich  noch  aufrecht  zu  halten 
suchten  vor  der  andringenden  Übermacht. 

Auf  beiden  Seiten  war  man  sich  vorerst  der  Bedeutung 
dieser  Entscheidung  bewufst  Man  hielt  am  Anfang  unserer 
Periode  noch  durchaus  daran  fest,  dafs  die  Deputierten  auf 
dem  Landtage  nicht  ihre  Meinung  zu  äufsem,  sondern  dort 
nur  auszubringen  hätten,  was  ihnen  „von  den  Hinterbliebenen 


<  Pr.  Reg.  an  den  Hauptmann  zu  Rastenburg.   —   Kön.,  30.  Aug. 
1688.  —  Kön.  Et  —  Min.  87«.    fol.  48.  —  Konzept. 
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in  den  Mund  gelegt '^  worden  sei^.  Das  eben  stärkte  iliren 
Widerstand  1689,  dafs  sie  für  ihre  Person  für  denselben  nicht 
verantwortlich  seien«  Das  Risiko  übertrug  sich  damit  auf  die 
Hinterbliebenen.  Und  die  etwa  sich  persönlich  will&hrig  za 
zeigen  geneigt  waren ,  mufsten  die  in  den  ersten  Jahren  noch 
stattfindenden  Relationen  im  Amt  und  die  Vorwürfe  ihrer 
Auftraggeber  fürchten.  Die  Abschaffung  der  Relationen  war 
also  für  die  Landeshoheit  ein  weiteres  Mittel  zur  Meisterung 
der  Stände,  in  engster  Verbindung  stehend  mit  der  Forderung 
der  Beauftragung  der  Deputierten  cum  libera.  Den  Übergang 
dazu  bildete  ein  drittes,  ein  Gewaltmittel,  das  1689  schon  An- 
wendung fand,  die  Komplanation ^.  Charakteristisch  fiir  das 
Verhältnis  der  Deputierten  zu  den  Amtseinsassen  ist  der  Be- 
richt der  Regierung,  sie  habe  gemerkt,  es  sei  den  Deputierte 
die  Komplanation  nicht  unlieb,  da  sie  so  bei  ihren  Auftrag- 
gebern aller  Verantwortung  enthoben  würden  bezüglich  der  Über- 
schreitung der  limites  mandati^.  Mit  der  dann  in  dem  Aus- 
schreiben^ geforderten  Instruktion  cum  libera  war  man  freilich 
Tor  der  Hand  noch  nicht  glücklich:  nach  jahrelangen  Be- 
mühungen in  dieser  Richtung,  die  Stände  an  der  Wurzel  za 
treffen^,  mufste  man  sich  noch  begnügen,  die  Deputierten  auf 
bestimmte  Forderungen  instruiert  zu  wünschen  ^.  mmer  wieder 
beriefen  sich  die  Deputierten  auf  die  gebundene  Marschroute*. 
Die  Vorsicht  wuchs  in  dieser  Beziehung  auf  beiden  Seiten. 
Als  1694  wegen  der  Restzahlung  von  28  gr.  die  Stimmung 
der  Ritterschaft  eine  sehr  gereizte  war,  riet  die  Regierung, 
entgegen  ihrem  früheren  Bemühen,  bestimmte  Forderungen  zu 
stellen,  davon  ab,  diese  Forderung  in  die  Ausschreiben  auf- 
zunehmen^, in  der  BefUrchtung,  es  möchten  die  Gemüter  in 
den  Ämtern  dadurch  „sehr  allarmieret  und  schwierig  gemacht^ 
werden.  Sie  wollte  die  diesbezüglichen  Ausschreiben  erst,  um 
doch  der  Form  zu  genügen,  absenden,  wenn  die  Deputierten 
bereits  nach  Königsberg  abgereist  seien.  Sie  täuschte  sich  in  ihren 
Erwartungen  und  stiefs  auf  harten  Widerspruch,  als  der  O^en- 
stand  zur  Verhandlung  kam.  Und  es  spricht  von  einiger  Regsam- 
keit in  den  Ämtern,  wenn  diese  1695  kurzerhand  die  Deputierten 
instruierten,  sich  nach  Verlauf  von  sechs  Wochen,  für  welche 


^  Gravamina  derer  von  der  Ritterschaft  und  Adel.  —  1688.  —  L  c 

*  Vgl.  darfiber  unten  p.  84  ff. 

'  Relation  der  Pr.  Reg.  wegen  der  St&nde  Williffung.  —  K5b^ 
26.  Miu  1689.  —  Kön.  Et.  —  Min.  87«.    fol.  86,  87.  —  Konzept 

«  Ausschreiben  der  Pr.  Reg.  —  Kön.,  81.  M&rz  1692.  —  KOn.  Ostpr. 
Toi.  741.    No.  98  fol.  618—618.  —  Konzept. 

*  Reskript  an  die  Pr.  Reg.,  Erklämnff  auf  der  StSnde  Wilfigang. 

—  Cdlln,  13.  Sept.  1694.  —  Konzept,  gez.  X>.  L.  v.  Danckelmann. 

*  Bedenken  derer  von  der  Ritterschaft  u.  AdeL  ^  Kön.,  12.  Dei. 
1695.  —  Kön.  Ostpr.    Fol.  744.    fol.  272—277. 

T  Relation  der  Pr.  Reg.  —  Kön.,  26.  April  1694.  —  R.  6.  BJS.B.  4. 

—  Ausf. 
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Zeit  ihnen  die  Zehrung  gereicht  worden  war^  nach  Hause  zu 
hieben,  wenn  auch  der  Landtag  noch  nicht  zu  Ende  sei. 
Diese  Stellungnahme,  aus  den  Ämtern  kommend,  erschien  dem 
Kammerrat  Ktlpner  bedrohlich.  Er  hatte  sie  im  geheimen  von 
Major  G-röben,  dem  Deputierten  von  Riesenburg  und  Marien- 
werder, vernommen  una  berichtete  sie  sofort  an  Eb.  v.  Dan- 
ckelmann  ^. 

Inzwischen  waren  seit  1690  die  offiziellen  Relationen  in 
den  Ämtern  eingestellt  worden,  und  die  Klagen  darüber  bilden 
fortan  einen  integrierenden  Bestandteil  der  Bedenken  und 
Gravamina'.  Infolge  dieser  verminderten  Gelegenheit  zur 
Verantwortung  mochte  man  es  wohl  seitens  der  Deputierten  in 
den  ruhigeren  Jahren  nach  1695  nicht  mehr  durchweg  mit 
den  Aufträgen  so  genau  nehmen.  Joh.  Albr.  v.  Kreytzen 
konnte  ihneti  daher  1701  einwenden,  dafs  sie  trotz  mangelnder 
Instruktion  dem  Kronprinzen  ein  Donativ  gewilligt  hätten'. 
Das  fortdauernde  Bestehen  auf  dieser  schrieb  man  daher  wohl 
mehr  dem  Streben  der  Deputierten  zu,  sich  dem  Fürsten 
gegentLber  zu  salvieren,  als  der  dahingehenden  Bethätigung 
der  Amtseinsassen.  Zu  jenem  hatten  die  Deputierten  umsomehr 
Veranlassung,  als  der  Kurfürst  1695  eine  namentliche  Angabe 
der  widerspenstigen  Deputierten  verlangt  hatte  ^.  Man  suchte 
also  den  Deputierten  auf  andere  Weise  beizukommen.  Wie 
schon  Anfang  1701  ein  dem  Könige  ergebener  Einsasse  der 
Ämter  Preufsisch  -  Eylau  und  Bartenstein  den  Deputierten  in 
Königsberg  ersuchte,  sich  durch  die  ihm  schriftlich  eröffnete 
Meinung  der  Amtseinsassen  der  fürstlichen  Forderung  günstifi^ 
stimmen  zu  lassen*^,  so  machte  Ende  des  Jahres  Gottfried 
▼.  Werner,  Obersekretär  in  Königsberg,  dem  Könige  den 
Vorschlag,  die  widersetzlichen  Deputierten  nicht,  wie  sie  ver- 
langt, zu  dimittieren,  sondern  ihnen  durch  einen  extraordinären 
Konvokationstag  in  den  Ämtern  schriftlich  Vollmacht  erteilen 
zn  lassen  *.  Die  Mafsregel  erwies  sich  als  unnötig,  aber  schon 
diese  Absicht  läfst  vermuten,  dafs  man  von  den  Ämtern  solche 
Vollmachten  erwartet  hatte,  mit  andern  Worten,  dafs  die  Ein- 
ttssen  sich  fügen  würden.  So  nimmt  es  denn  nicht  wunder, 
dafs  die  Deputierten  1704  auf  einen  ihnen  gewährten  „Hinter- 


^  Kfipner  an  Eb.  v.  Dankelmann.  —  Kön. ,  27.  Dei.  1695.  — 
H  6.    B.B.B.  4.  —  Eigenhändig. 

*  Vereinigte  Bedenken.  —  Kön.,  26.  Juni  1691.  —  B.  6.  B.B.B.  2. 
—  Kopie. 

*  Joh.  Albr.  v.  Krejtzen  an  Kolb  v.  W.  —  Kön.,  5.  Febr. 
170L  -  L  c 

*  Belation  der  Pr.  Beg.  anf  Beskript  vom  8.  Febr.  1695.  -^  K5n.» 
14.  Pebr.  1695.  —  B.  6.    B^B.B.  4.  —  Ausf. 

*  Kopie  eines  Briefes  an  den  Deputierten  von  Pr.-Eylau  n.  Barten- 
«tein.  —  3.  Febr.  1701.  —  B.  6.     B.B.B.  6. 

*  Bericht  Werners.  —  Kön.,  8.  Nov.  1701.  —  B.  6.  B.B.B.  6.  — 
Sigoüiftndig. 
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zug**  ganz  verzichten,  mit  der  Begründung,  es  wttrde  ,,doch 
nur  ledig  Stroh  gedroschen^  ^^  in  Wahrheit  aber  wohl,  we3 
sie  sich  eines  Rückhaltes  bei  den  Einsassen  nicht  melu*  ve^ 
sahen.  Die  völlige  Einstellung  der  Tagungen  erregte  daher 
die  Ämter  nicht  mehr:  die  Regierung  konnte  1706  berichtei^ 
sie  hätten  dem  an  sie  ergangenen  Befehl  (zur  Kontinuation 
der  vorigen  Leistungen)  „gehorcht**  und  die  Notwendigkeit 
derselben  „begriffen"  ^.  Es  war  still  geworden  in  den  Ämtern, 
das  ständische  Leben  an  seiner  Wurzel  abgestorben. 

Sechster  Abschnitt. 
Zur  Charakteristik  der  Deputierten. 

Die  Stellung  des  Deputierten  auf  dem  Landtage  mit 
seinem  gemessenen  Auftrage  brachte  es  mit  sich,  dafs  es 
weniger  bei  ihm  auf  Geschicklichkeit  und  Gewandtheit  im 
Reden,  als  auf  Festigkeit  des  Charakters  ankam,  an  der  Ver 
suche  zur  Überredung  und  Vernunftgründe  abprallten.  Grewifs 
sank  damit  das  geistige  Niveau  der  Korporation,  und  es  ist 
verständlich,  wenn  schon  1694  G.  Fr.  v.  Kreytzen,  der  Kanzler, 
in  seiner  ,, vertraulichen  Mitteilung"  klagt,  wie  man  „rohe,  un- 
erfahrene Leute*'  als  Deputierte  nach  Königsberg  sende,  die 
nicht  filhig  seien,  über  die  Wohlfahrt  des  Landes  zu  beraten '. 
Die  „Beratung"  durfte  doch,  nach  ständischer  Auffassung, 
ftlglich  nicht  weiter  gehen,  als  festzustellen,  wieweit  des  Kur- 
fürsten Forderungen  sich  mit  der  Instruktion  vertrugen,  und 
die  „Unerfahrenheit"  bezeichnet  wohl  weniger  die  Unkenntnis 
ständischen  Brauchs,  als  die  Schwierigkeit,  mit  diesen  in  die 
reine  Opposition  Gedrängten  fertig  zu  werden.  Der  Mangd 
an  Entgegenkommen  wurde  als  Mangel  an  Lebensart  empfunden. 
Die  Regierung  wurde  daher  1695  angewiesen,  mit  dem  nach 
Königsberg  gesandten  General  v.  BarfuTs  auch  über  diesen 
Punkt,  die  Qualität  der  Deputierten,  zu  beraten  \  Es  sollten 
nach  des  Kurfürsten  Wunsch  nur  solche  Deputierte  gewählt 
werden,  „die  in  dei^leichen  Handlungen  geübt''  und  ,mit 
Moderation,  Konduite  und  Nachsinnen  den  Konsultationen 
beiwohnen"  könnten,  mit  anderen  Worten  die  Regierung  sollte 
durch  Beeinflussung  der  Wahlen  schon  für  nachgiebigere  De- 
putierte sorgen.  Diejenigen  aber  von  Adel»  die  so  gesinnt 
waren,  blieben  in  den  Ämtern  und  zahlten,  gingen  aber  nicht 


1  Bericht  der  Pr.  Reg.  —  Kön.,  13.  März  1704.  —  R.  6.  BM3.  6. 
fbl.  148.  —  Ausf. 

*  Relation  der  Pr.  Reg.  —  Kön.,  ?  Dez.  1706.  —  R.  6.  B.&B.  6. 
fol.  aes»  389.  —  Ausf. 

*  .Vertranliche  Mitteilung**.    1.  c. 

*  Puncta,  mit  V.  Bar  fuf  s  zu  konferieren.  —  1695.  ^  R.  6.  BJ3.B.  4. 
—  Konzept,  ohne  Sign. 
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naoh  Königsberg,  um  sich  dann  nach  der  Rückkehr  von  Mifs- 
matigen  Vorwürfe  machen  zu  lassen. 

Mit  der  Schwierigkeit  der  Stellung  des  Deputierten  wuchs 
daher  der  Mangel  des  Angebots:  Aus  dem  „Brack  der 
Noblesse"  muüste  man  sie  1701  nach  Job.  Albr.  v.  Kreytzens 
Bericht  nehmen',  und  der  noch  1706  ftir  Wiedereinrichtung 
der  Landtage  plädierende  Landrat  Hans  Albrecht  v.  Ealnein 
meinte  in  seinem  zu  diesem  Zwecke  eingereichten  „Entwürfe'' ', 
die  unwürdige  Behandlung  der  Ritterschaft  habe  es  bewirkt, 
dals  niemand  sich  mehr  deputieren  lassen  wollte,  sodafs  zuletzt 
nur  junge  und  rüde  Leute  erschienen  seien.  Es  gehörte  Mut 
dazu,  der  durch  ihre  Diener  so  weit  gefesteten  Landeshoheit 
en^gentreten  zu  wollen.  Die  diesen  Mut  hatten  —  und  es 
mochten  wohl  auch  einige  junge  Leute  darunter  sein  — , 
suchten  ihre  Stellung  zu  festigen,  wie  schon  erwähnt,  durch 
Übernahme  mehrerer  Ämter  und  sich  dadurch  Ansehen  zu 
verschaffen.  Denn  gewifs  lockte  auch  das.  Bot  sich  doch 
dadurch  für  solche  —  und  Job.  Albr.  v.  Kreytzen  verbreitet 
sich  darüber  ausführlich'  — ,  die  in  ihren  Wünschen  am  Hofe 
nicht  reüssiert  hatten,  neben  der  Gelegenheit,  diesem  nun  zu 
schaden,  auch  die  Möglichkeit,  ihrem  anderweitig  nicht  be- 
friedigten Persönlichkeitsdrang  Geltung  zu  verschaffen,  indem 
sie  auram  populärem  erlangten.  Es  stellten  diese  Deputierten 
den  letzten  kümmerlichen  Rest  jener  einst  so  grofsen  Schicht 
starker  Individualitäten  dar,  wie  er  einst  in  diesem  ständischen 
Organ  sich  repräsentiert  hatte. 

Die  Verzeichnisse  der  Deputierten,  soweit  sie  hier  ein- 
ges^en  werden  konnten,  weisen  keine  grofse  Mannigfaltigkeit 
der  Persönlichkeiten  auf.  Nur  76  Personen  wurden  durch 
die  40  Ämter  in  den  17  Jahren  deputiert.  Sie  zeigen  ferner, 
daCs  man  gern  an  erprobten  Deputierten  festhielt:  in  einigen 
Ämtern  kehrt  derselbe  Deputierte  fast  durch  die  ganze  Periode 
wieder,  so  L.  Eppinger  in  Balga,  Chr.  E.  v.  Reibitz  in  Preafs.- 
Mark,  Dan.  v.  Schätzel  in  Sehesten,  Chr.  A.  v.  d.  Trenck 
in  Neuhausen  und  Labiau,  Chr.  A.  v.  Lesgewang  in  Inster- 
l^org.  Das  oben  angedeutete  geringe  Angebot  dürfte  sich  damit 
bestätigen.  Nicht  so  sehr  die  Behauptung  Ereytzens,  es  seien 
zuletzt  nur  junge  Leute  erschienen:  von  den  19  Deputierten 
des  letzten  Jahres  sind  11  langjährige  Vertreter  gewesen, 
einzdne  durch  die  ganze  Zeit;  einzelne  wieder  sind  solche, 
die  nur  auf  dem  ersten  Landtage  erschienen  waren  und  erst 
auf  dem  letzten  wieder  die  gelichteten  Reihen  füllen.  Der 
Eindruck  drängt  sich  auf:  es  fehlt  an  Jugend.  Es  ist  die 
letzte  Qeneration,  die  auf  den  Regierungswechsel  1688  noch 


'  n Vertrauliche  Mitteilung".    1.  c. 

•  „Entwurf,    wie   die   preufs.   Landtage   einzurichten**.   —    praes. 

ini  1706.  —  R.  6.  B.B.B.  6.  —  EiffenhändiK. 


2.  Juni  1706.  —  R.  6.  B.B.B.  6.  —  Eigenhändig 
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ihre  Hoffiaung  gesetzt;  bei  deren  Hinschwinden  konnte  sich 
eine  jüngere  Generation  nicht  mehr  mit  ständischen  Idealen 
füllen. 

Aus  der  Möglichkeit  der  Deputierung  durch  mehrere 
Ämter  erhellt  schon,  dafs  der  Deputierte  nicht  im  Amt  ein- 
gesessen zu  sein  brauchte;  jedenfalls  finden  sich  Andeutungen 
eines  festen  Brauchtums  in  dieser  Beziehung  nicht  Auch 
hinderte  die  Beamtung  an  den  höchsten  OerichtsbehOrden 
nicht  an  der  Deputierung:  wiederholt  finden  sich  unter  den 
Deputierten  Tribunals-  und  Hofgerichtsräte.  Verstarb  ein 
Deputierter  vor  oder  wählend  der  Tagung ,  so  mufste  nach 
alter  Observanz  dessen  Stelle  frei  bleiben  für  die  betreffende 
Tagung.  Als  nach  dem  Tode  des  Deputierten  für  Schaacken, 
Bapp,  1694  Lesgewang  dessen  Stimme  an  sich  gezogen  hatte^ 
nahm  man   dies  beschwerdeführend  in   die  „Bedenken^  auf^. 

Siebenter  Abschnitt. 

Die  Zehrang  der  Deputierten. 

Für  die  Zeit  der  Tagung  werden  die  Deputierten  von 
den  Amtseinsassen  mit  Zehrung  versehen ,  vom  Adel  sowohl 
wie  von  Cölmern  und  Freien.  Es  fehlt  der  zahlenmäfsige 
Belag,  wie  hoch  sich  dieselbe  belief,  ob  ein  fester  Satz  dafür 
ausgeworfen,  oder  ob  es  auf  jedesmalige  Vereinbarung  ankam. 
Da  auch  die  Reisekosten  inbegriffen,  drückte  diese  Last  be- 
sonders die  Einsassen  der  entfernteren  Ämter,  ein  Grund 
mehr  ftlr  diese,  zuweilen  auf  einen  besonderen  Deputierten 
zu  verzichten.  Es  ist  charakteristisch  für  Erlöschen  des  stän- 
dischen Sinnes  in  den  Massen,  dafs  man  in  der  Reichung  der 
Zehrung  bereits  am  Beginn  unserer  Periode  säumig  blieb. 
Die  Deputierten  mufsten  sich  auf  dem  Landtage  1690  an  die 
Regierung  wegen  der  Vorenthaltung  der  Zehrung  wenden, 
und  die  Regierung  befahl  den  Hauptleuten,  dieselbe  kurzer- 
hand, wenn  nötig  mit  Amtszwang,  einzutreiben'.  Nur  in  er- 
regter Zeit,  wie  1695,  steigerte  sich  mit  dem  ständischen 
Interesse  und  der  Absicht,  dem  Kurfürsten  Trotz  zu  bieten, 
auch  die  Willigkeit  in  der  Bezahlung:  die  Deputierten  er- 
hielten mit  der  Weisung,  in  6  Wochen  die  Verhandlungen 
abzubrehen,  auch  die  Zehrung  für  diese  Zeit  schon  voraus*. 
Gewifs  hatte  die  Erstattung  der  Kosten  auf  die  Deputierten, 


1  Vereinigte  Bedenken.    —   Kön.,  praes.  24.  Juli  1694.    —    B.  6w 
B.B.B.  4.  — 

*  Ausschreiben  an  alle  Amter.  —  Kön.,  12.  Juni  1690.  —  Kön.  Et 
—  Min.  87d.    fol.  171.  —  Konzept 

*  Küpner  an  Gen.-Commissarins  D.  L.  v.  Dan  ekel  mann.   — 
Kön.,  27.  Des.  1695.  —  R.  6.  B.B.B.  4.  —  Eigenhändig. 
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wie  ihnen  besonders  später  so  oft  vorgeworfen  wurde ,  die 
Wirkung,  dafs  sie  an  der  Abkürzung  der  Verhandlungen  kein 
besonderes  Interesse  hatten.  Die  Unregelmäfsigkeit  in  dieser 
Erstattung  aber  schwächt  diesen  Vorwurf  merklich  ab. 

Der  EurfUrst  glaubte  darin  den  Grund  fUr  die  lange 
Dauer  der  Tagungen  sehen  zu  müssen.  Er  glaubte  femer, 
die  Kosten  würden  auch  ftir  die  Deputierten  durch  die  Ämter 
gedeckt,  nnd  er  forderte  deshalb  aus  den  Ämtern  durch  die 
Regierung  Bericht  darüber^.  Er  wurde,  erst  nach  längerer 
Zeit,  unterrichtet,  dafs  der  gröfste  Teil  der  Zehrung,  die  von 
den  Amtseinsassen  zu  zahlen  wäre,  noch  anstehe  und  man 
Angaben  darüber  garnicht  machen  könne'.  Trotzdem  drang 
er  nun,  unter  dem  richtigen  Verwände,  das  Land  zu  soula- 
gieren, —  schon  früher  hatte  er  geklagt,  die  Zehrung  betrage 
fast  mehr  als  die  Willigung  ^  —  auf  Innehaltung  bestimmter 
Fristen  bei  der  Tagung,  nach  deren  Ablauf  weitere  Zehrung 
nicht  gereicht  werden  sollte.  Wie  man  jedoch  im  Geheimen 
Rat  schon  Vorsicht  anempfahl  bei  solcher  Malsregel,  so  war 
man  auch  in  der  Durchführung  der  Vorschrift,  6  Wochen  fUr 
den  Landtag  innezuhalten^,  stets  nachgiebig;  die  Deputierten 
zeigten  sich  auch  in  keiner  Weise  aufgeregt  darüber.  So 
blieb  ihnen  denn  auch  später  der  Vorwurf,  we^en  der  Zehrung 
die  Verhandlungen  hinzuziehen,  und  Job.  Albr.  v.  Kreytzen 
macht  daher  1701  den  Vorschlag,  sie  nur  4  Wochen  tagen 
zu  lassen,  Erstattung  der  Kosten  für  weitere  Zeit  aber  bei 
Strafe  den  Einsassen  zu  verbieten;  dann  würden  die  Depu- 
tierten „von  selbst  unsichtbar  werden**  ^  Die  Ersparung 
dieser  Kosten  wird  dann  auch  unter  den  Gründen  des  Königs 
fftr  eine  mehrjährige  W^illigung  aufgeführt*. 

Bei  etwaiger  Teilnahme  an  Kommissionen  wie  auch  der 
Beceptur  der  Gefklle  in  den  Ämtern  ^  wurden  auch  die  Depu- 
tierten wie  die  Landräte  noch  besonders  entschädigt. 

Auch  in  anderer  Weise  hatte  die  Zehrungsfrage  der  Depu- 
tierten deren  Thätigkeit  bei  der  Tagung  beeinfluCst:  die  Un- 
regelmäfsigkeit der  Kostenerstattung  veranlafste  sie,  neben 
der  Schwierigkeit,  zu  einem  EntscUusse  zu  kommen,  dazu, 
ofk    Königsberg   auch   während   der   Tagung    zu    verlassen^* 

1  Eeskript  an  die  Pr.  Reg.  —  Cölhi,  19.  Juni  16Ö4.  —  R.  6. 
B^.B.  4.  —  Konzept,  gez.  D.  C.  v.  Dan  ekel  mann. 

•  Relation  der  Pr.  Reg.  —  Kön.,  15.  Juli  1694.  —  R.  6.  B.B.B.  4. 

—  Aast 

»  Reskript  an  die  Pr.  Reg.  —  Colin,  10.  Nov.  1693.  —  R.  6. 
BJ3.B.  4.  —  Konzept,  gez.  D.  L.  y.  D. 

^  Reskript  an  die  JPr.  Reg.  wegen  der  neuen  Willigang.  —  Colin, 
27.  Sept.  1696.  —  R.  6.  B.B.B.  4.  —  Konzept,  gez.  D.  L.  v.  D. 

»  Kreytzen  an  Kolb  v.  W.  —  1.  c. 

*  Reskript  an  die  Pr.  Reg.  u.  Kriegskammer.  —  Colin,  25.  Okt. 
1708.  —  R.  6.  B.B.B.  6.    fol.  112—119.  —  Konzept,  ohne  Sign. 

■»  Relation  der  Pr.  Reg.  —  Kön.,  15.  Juli  1694.  —  R.  6.   B.B.B.  4. 

—  Ausf. 
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Kttpner  hatte  davon  dem  Kurftirsten  berichtet,  und  dieser 
untersagte  solche  Unterbrechung  der  regelmäfsigen  Thätigkeit, 
wieder  mit  dem  Hinweis  auf  Verlust  der  Diäten.  Die  Depu- 
tierten fügten  sich,  und  es  erklärt  sich  so  wohl  auch,  wie 
man  im  nächsten  Jahre,  1695,  den  Beschlufs  fassen  konnte, 
mit  6  Wochen  abzureisen,  eine  Fristsetzung,  auf  die  aber  mm 
der  Kurfürst  keinen  Wert  mehr  zu  legen  schien. 

Achter  Abschnitt. 

Die  „Relation'^  der  Deputierten  nach  beendeter  Tagmig. 

Durch  die  Frage  der  Kostentragung  wurde  auch  ein 
writerer  Teil  der  sich  in  den  Ämtern  vollziehenden  Vorgänge 
beeinflufst:  die  Relation,  der  in  anderem  Zusammenhange 
bereits  gedacht  wurde  ^.  Sie  fand  nach  dem  Schlufs  des 
Landtages  statt.  Durch  Ausschreiben  in  alle  Ämter  teilte  die 
Regierung  dem  Hauptmann  das  Resultat  der  Tagung,  vor 
allem  Quantum  und  Modus  der  Willigung  mit,  erklärte  sich 
im  Namen  des  Kurfürsten  damit  einverstanden  und  beaufhagte 
den  Hauptmann,  zu  einem  bestimmten  Termin  die  Einsassen 
ins  Amt  zu  berufen  und  ihnen  vom  Deputierten  Bericht  er- 
statten  zu  lassen'.  Erst  damit  waren  die  ständischen  Hand- 
lungen beendigt  und  wurde  die  Willigung  für  die  Einsassen 
verbindlich. 

Aber  nicht  eigentlich  um  den  Bericht  handelte  es  sich 
dabei,  als  einer  blofsen  Mitteilung:  die  zur  Entgegennahme 
Versammelten  kontrollierten,  wie  der  Deputierte  ihren  Auftrag 
ausgeführt  habe.  Die  Relation  war  das  rechtliche  Schutz- 
mittel der  Einsassen  gegen  die  Willkür  des  Deputierten, 
beaw.  gegen  dessen  Nachgiebigkeit.  Formell  bildete  also  die 
Relation  den  notwendigen  Abschlufs.  Indem  man  diesen  Ab- 
schlufs  nicht  ermöglichte,  bot  sich  erst  die  Möglichkeit  zu 
weiterer  Beeinflussung  der  Deputierten.  Man  unterliefs  also 
1690  die  Einberufung  zur  Relation.  Die  Bedenken  der  folgen- 
den Jahre  erbitten  zwar  dieselbe  wiederholt,  lassen  aber  kaum 
erkennen,  dafs  die  Einsassen  in  den  Ämtern  selbst  über  dies 
Abbröckeln  ihrer  Rechte  erzürnt  waren:  sie  dürften  dazu  in 
noch  geringerer  Zahl  erschienen  sein  als  zu  den  eigentlichen 
Konvokationen.  Mehr  war  den  Deputierten  selbst  daran  ge- 
legen, die  sich  dadurch  salvierten.  Erst  1696  wurde  ihnen 
darauf  ein  kurfürstlicher  Bescheid.  Natürlich  nicht  der  obige 
Grund,  sondern  die  Kosten,  die  ihm  und  dem  Lande  xladurch 
verursacht  würden,   wurden  angegeben.     Dem   einen  Zweck, 


*  Vgl.  oben  p.  50. 

'  Ausschreiben  in  die  Ämter    wegen  der  Relation.    —    1689. 
Kon.  Et.  —  Min.  87«.    fol.  206.  —  Konzept. 
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der  Berichterstattimg,  sollte  dadurch  genügt  werden,  dafs  der 
Hauptmann  den  Einsassen  schriftlichen  Bericht  von  der 
Willigung  gab;  die  Kontrolle  aber  könne  geübt  werden  bei 
der  nächsten  Amtskonvokation  ^. 

Diese  letztere  Eontrolle  genügte  den  Deputierten  nicht, 
und  ihr  weiteres  Verhalten  zeigt,  wie  sie,  ohne  dafs  auch  sie 
viel  Worte  machten,  den  Kern  der  Sache  nicht  aus  den  Augen 
liefsen.  Sie  boten  1699  an,  die  geringen  Kosten,  die  bisher 
der  Kurfürst  getragen,  selbst  au&ubringen ^.  Trotz  der  mit 
diesem  Hinweis  erfolgenden  Beflirwortung  seitens  der  Re- 
gierung' unterblieb  die  Relation.  Nun  erklärten  sich  die 
Deputierten  bereit,  auf  dieselbe  zu  verzichten;  nur  baten  sie, 
es  möge  den  Deputierten  befohlen  werden,  schriftlichen  Bericht 
ins  Amt  von  den  Verhandlungen  zu  senden,  der  dann  vom 
Hauptmann  den  Einsassen  zugestellt  werden  solle  ^,  immer 
Boch  in  der  Absicht,  durch  solchen  Befehl  eine  rechtliche 
Kontrolle  der  Ausführung  der  Instruktion  zu  ermöglichen 
und  die  auf  Aufhebung  derselben  gerichteten  Bestrebungen 
des  Fürsten  zu  neutralisieren.  —  Mit  der  Lösung  der  Haupt- 
frage nach  1704  entschied  sich  auch  diese  Teilfrage. 

Neunter  Abschnitt 

Die  Gesamtheit  der^Deputierten  als  Organ  und  dessen  Leitnnf?. 

Mit  der  Relation  in  den  Ämtern,  oder  bei  deren  Wegfall 
tnit  der  einfachen  Entlassung  und  der  Endigung  der  Landtags* 
bandlung  hörte  die  Thätigkeit  der  Deputierten  in  der  Haupt- 
sache auf;  das  Kollegium  derer  von  Ritterschaft  und  Adel 
war  dann  aufgelöst.  Nur  bei  der  Tagung  selbst  trat  es  als 
geschlossene  Einheit,  als  Organ  auf.  Es  mufste  zur  Stärkung 
dieses  Organs  beitragen,  wenn  es  recht  oft  zusammentreten 
konnte,  wenn  recht  oft  Landtage  gehalten  wurden.  Die  fast 
regelmftfsige  Wiederkehr  derselben  im  Zeitraum  von  1688  bis 
1704  hat  es  nicht  zum  wenigsten  bewirkt,  dafs  dieses  die 
Spitzen  der  Ritterschaft  zusammenfassende  Organ  noch  einmal 
eine  Ahnung  seiner  alten  Macht  empfand  und  diese  noch  mit 
einigem  Erfolge  geltend  zu  machen  wufste  in  einer  Zeit,  in 
der  in  der  breiten  Masse  der  Standesgenossen  der  ständische 
Geist  mehr  und  mehr  entschlummerte.  Trat  auch  in  diesem 
Kollegium  der  ständische  Geist  keineswegs  mehr  in  der  alten 


»  Kurf.  Resolution.  —  Colin,  21.  Juli  1696.  —  R.  6.  B.B.B.  5.  — 
Konzept,  gez.  D.  L.  v.  D. 

2  Vereinigte  Bedenken  —  Kön.,  19.  Febr.  1699.  —  R.  6.  B.B.B.  5. 

»  Relation  der  Pr.  Reg.  —  Kön.,  9.  Febr.  1701.  —  R.  6.  B.B.B.  6. 
—  Augf. 

^  Allgem.  Bedenken.  —  Kön.,  praes.  30.  Jan.  1702.  —  R.  6.  B.B.B.  6. 
fol.  10-35  (fol.  10). 
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Reinheit  auf,  hatte  sich  auch  das  Blickfeld  verengt  auf  die 
wirtschaftlichen  Interessen  des  Tages,  mit  Dahingabe  allea 
dessen,  was  den  Kern  des  Kampfes  mit  der  Landeshoheit 
einst  gebildet  hatte:  die  scharfe  »Scheidung  zwischen  diesen 
ihren  Interessen  und  denen  des  Landesherm,  in  dem  man 
immer  noch  den  privatrechtlichen  Gegner  empfand,  hielt  ihre 
Reihen  zusammen,  umsomehr  als  ihnen  bei  der  intensiveren 
Betonung  dieser  Interessen  ein  zweiter,  nun  gleich  ge&hrlich 
erscheinender  Gegner  erwuchs  in  den  Städten,  besonders  den 
Städten  Königsberg. 

Diese  scharfe  Scheidung,  rechtlich  gestützt  durch  die  die 
Deputierten  persönlich  sicherstellende  Form  der  Instruktion^ 
hielt  bis  in  die  letzten  Tage  das  Organ  zusammen,  dessen 
äulsere  Fügung  nur  locker  war.  In  der  Interessengemein- 
schaft und  in  der  rechtlichen  Gebundenheit  seiner  Glieder  lag^ 
seine  Kraft.  Der  äuikere  Rahmen  war  einfach  und,  ein  Glück 
für  die  Glieder  des  Organs,  innerhalb  desselben  wenig  Spiel- 
raum ftlr  Rang-  und  andere  innere  Streitigkeiten,  die  liier 
nur  die  Ausnahme  bilden. 

Es  setzte  sich  zum  Beginn  jedes  Landtages  einen  Land- 
marschall. Ehe  derselbe  erwählt  war,  führte  der  jedesmalige 
Deputierte  des  Amtes  Brandenburg  das  Präsidium  im  Kolle- 
gium. Ein  Konflikt  erhob  sich,  als  1691  dieser  Brauch  nicht 
beachtet  wurde :  Chr.  E.  Freiherr  v.  Kittlitz  fühlte  sich  zurück- 
gesetzt und  empfand  es  auch  schmerzlich,  dafs  der  erwählte 
Landmarschall  Abel  v.  Tettau  seine  Ratschläge  fbr  die  Leitung 
nicht  in  Anspruch  nahm.  Auf  seine  an  den  Landratsdirektor 
und  die  Landräte  gerichtete  Beschwerde  darüber  wurde  die 
Angelegenheit  verglichen  ^. 

Dem  Landmarschall  als  Leiter  der  Verhandlungen  stan- 
den 2  Adjunkten  zur  Seite.  Als  die  Wahl  der  letzteren  dem 
Kurfürsten  durch  den  Ständen  Übelgesinnte,  vermutlich  aus 
der  Kriegskammer,  berichtet  wurde,  erhob  dieser  sofort  Ein- 
spruch, in  der  Meinung,  darin  eine  Neuerung  und  einen  Ver- 
such zu  weiterem  Ausbau  der  ständischen  Organisation  sehen 
zu  müssen'.  Die  Ritterschaft  beeilte  sich,  nachzuweisen,  wie 
sie  nur  die  alte  Observanz  innegehalten^.  Ihre  und  der 
Oberräte  Darlegungen  beruhigten  den  Kurfürsten,  der,  wie 
Privatberichte  aus  Berlin  an  Einzelne  aus  der  Ritterschaft 
besagten,   über  die  angebliche  Neuerung  sehr  erzürnt  war^* 


^  Memorial  des  Freiherm  v.  Kittlitz.  —  Kön.  Ostpr.  Fol.  74L 
No.  44  fol.  895.  —  Ausf.  —  Kön.,  praes.  15.  Juni  1691. 

'  Reskript  in  puncto  des  Landmarschalls  Adjunkten.  —  Colin» 
28.  Okt.  1688.  —  Kön.  Ostpr.  Fol.  725.    No.  21  p.  125,  126.  —  Ausf. 

*  Vorstellungen  derer  von  der  Bitterschaft  u.  Adel.  —  1688.  — 
Kön.  Ostpr.  FoL  725.    No.  22  p.  127-180. 

^  Relation  der  Oberrftte  betr.  die  Exkulpationsschriftw  —  Kön., 
25.  Nov.  1688.  —  Kön.  Et.  —  Min.  87«.    fol.  102.  —  Konzept. 
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Die  ihn  beraten,  hatten  solche  formelle  MaCsnahmen  über- 
schätzt, benutzten  auch  wohl  jede  sich  bietende  Gelegenheit,, 
um  die  ihre  eigene  Thätigkeit  erschwerende  freundliche 
Stellungnahme  des  Eurflirsten  den  Ständen  gegenüber  un- 
möglich zu  machen. 

Die  Darlegungen  der  Deputierten  und  der  Oberräte  unter- 
richten näher  über  diese  Formalien.  —  Der  Landmarschall 
wurde  jedesmal  abwechselnd  aus  einem  der  drei  Kreise  ge^ 
wählt  —  das  Verzeichnis  zeigt  die  im  allgemeinen  erfolgte 
Innehaltung  — ;  die  beiden  dabei  ausfallenden  Kreise  stellten 
die  beiden  Adjunkten.  Sie  sollten  ihn  im  Behinderungsfalle 
vertreten,  auch  wohl  in  den  Verhandlutigen  ftir  ihn  ein- 
greifen; denn  „nicht  jedem  sei  das  donum  proferendi  ver- 
liehen **  *. 

Der  Landmarschall  hatte  dann  nur,  was  der  Ritterschaft 
beliebte,  als  Auftrag  der  Deputierten  zusammenzufassen  im 
^Bedenken*'.  Im  übrigen  hatten  er  und  die  Adjunkten  durch 
ihr  Amt  im  Kollegium  keine  höhere  Wertung  vor  den  anderen 
Deputierten.  Das  erklärt  auch  den  Umstand,  dafs,  wie  es 
scheint,  nie  von  der  Landeshoheit  auch  nur  der  Versuch 
imacht  worden  ist,  durch  Beeinflussung  des  Landmarschalls 
linflulÜB  auf  dies  Kollegium  zu  gewinnen.  Er  stand  als  ver- 
handelndes Organ  in  demselben  Verhältnis  zu  den  Depu- 
tierten, wie  diese  zu  den  Amtseinsassen,  gebunden  und  ge- 
schützt durch  den  erteilten  Auftrag. 

Zehnter  Abschnitt. 

Vergleich  mit  dem  Kollegium  der  Landräte. 

In  seiner  ganzen  Organisation  erscheint  so  dies  Kolle- 
gium, mit  den  Landräten  verglichen,  als  Stand  par  excellence, 
und  demgemäfs  auch  in  seiner  Position  zur  Landeshoheit. 
liit  der  Berufung  durch  den  Fürsten  und  der  Doppelstellung, 
als  Beamte  und  Stände  zugleich  zu  wirken,  war  im  Landrats- 
kollegium der  Konflikt  bei  der  geringsten  Verschiebung  der 
Machtverhältnisse  gegeben;  er  mufste  sofort  in  der  Persön- 
lichkeit selbst  zum  Austrag  kommen,  die  keinen  Schutz  fand 
in  einer  ständischen  Institution,  wie  sie  den  Deputierten  in 
der  Instruktion  gegeben  war.  Jene  waren  als  Persönlich- 
keiten ohne  weiteres  zu  fassen,  diese  nicht  so  als  Vertreter 
der  Institution  selbst.  Jene  fielen  daher  bald,  nach  kurzem 
Kampfe,  und  soweit  sie  noch  aufrecht  blieben,  gelang  ihnen 
dies  nur  durch  Anlehnung  an  diese,  mit  denen  sie  formell 
die    „Oberstände '^   bilden;    der   Kampf  mit   der   Ritterschaft 


1  Relation  der  Oberräte.  —  Kön. ,  15.  Nov.  1688.  -~  Kön.  Et.  — 
Min.  87«.    foL  90^91.  —  Konzept. 
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entschied  sich  erst  durch  die  Aufhebung  der  Institution  selbst 
Durch  diese  Aufhebung  wurden  auch  die  durch  sie  bisher 
gestützten  Persönlichkeiten  haltlos  und  sanken  in  der  lAngst 
resignierten  Masse  unter.  Ein  in  der  Institution  gebotener 
Widerstand  bis  zum  Schlufs  hatte  ihre  Beziehungen  zum 
Steger,  dem  absoluten  Fürstentum,  durchschnitten,  während 
jenen  doch  die  Möglichkeit  blieb,  Brücken  in  die  Zukunft  zn 
schlagen  und  sich  der  neuen  Zeit  mehr  oder  weniger  einzu- 
fügen. 


Drittes  Kapitel. 

Die  Städte. 


Den  dritten  Stand  bildeten  die  Städte,  einst  in  ihrer 
Blüte  so  einfiufsreich  und  im  Vollbesitz  ihrer  Hoheitsrechte 
so  mächtig  auf  den  Landtagen ,  jetzt  nach  Grundlage  und 
Geschlossenheit  ihrer  Organisation  teilnehmend  an  dem  all- 
gemeinen ständischen  Verifall,  ja  zum  Teil  darin  den  beiden 
anderen  Ständen  vorauseilend.  Wesentlich  von  letzteren  ver- 
schieden ist  ihre  Grundlage.  Nicht  der  Grundbesitz  und  die 
darauf  beruhende  Grundherrlichkeit  begründen  die  Standschaft; 
wirtschaftlich  differenzierte  Gemeinwesen  sind  die  die  Glieder 
ihres  Organs  Beauftragenden.  Solange  diese  Gemeinwesen 
durch  Handel  wohlhabend,  durch  eigene  Gerichtsbarkeit  und 
eigenes  Militär  politisch  mächtig  waren,  war  ihr  Organ  von 
nicht  zu  unterschätzender  Bedeutung  gewesen  fUr  die  Stellung 
der  Stände  der  Landeshoheit  g^enüber.  Nun  sie  politisch 
machtlos  und  kurzsichtig  in  ihren  wirtschaftlichen  Literessen 
geworden,  sinkt  ihre  ständische  Bedeutung  weit  unter  die 
uurer  ständischen  Genossen.  Sie  geht  einem  Teil  ihres  Kolle- 
giums &8t  völlig  verloren,  als  durch  die  Verengung  auf  die 
wirtschaftlichen  Interessen  des  Tages  sich  in  dieser  Kurie  eine 
Spaltung  vollzieht:  Die  Separation  der  Städte  Königsberg 
1681  hatte  die  kleinen  Städte  preisgegeben^. 

Diese  letzteren  Gemeinwesen,  in  ihrem  städtischen  Charakter 
weniger  entwickelt,  zumeist  aus  Mälzenbräuem  und  Acker- 
bürgern bestehend,  hatten  mit  dieser  Trennung  Königsbergs 
von  ihnen  als  ständischem  Organ  allen  Halt  verloren.  Halo 
Stadt,  halb  Land,  waren  sie  wirtschaftlich  nicht  nur  von  dem 
letzteren  abhängig,    sondern  auch  in  ihrer  Organisation,    in 

»  Vgl.  oben  8.  5. 
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ihrem    Wahlmechaiiismus    der    Beeinflussung    desselben    aus- 

Sesetzt.  Als  Wahl-,  als  beauftragende  Einheiten  waren  sie 
enen  des  Adeb  eingefügt.  Die  Ausschreiben  der  Oberrftte 
in  die  40  Ämter  zur  Konvokation  in  denselben  beauftragten 
die  Hauptleute,  an  diesen  auch  die  in  die  Ämter  einbezogenen 
47  Städte  teilnehmen  zu  lassen^.  Formal  stellten  sie  hier 
«ine  Kurie  im  kleinen  dar,  nicht  sowohl  beratend,  als  nur 
beauftragend.  Denn,  darin  von  den  übrigen  Amtseinsassen 
verschieden,  die  aus  den  Städten  im  Amt  Erscheinenden 
waren  selbst  bereits  gebunden  durch  die  Beratungen,  die 
zwischen  Rat  und  Gewerken  schon  vorausgegangen  sein 
mufsten'.  Beamtete  der  Städte  zumeist,  Bürgermeister  und 
Stadtschreiber,  gehen  aus  solchen  Wahlen  als  Deputierte  her- 
vor, Männer  also,  die,  wie  sie  den  höchsten  Einflufs  in  ihrem 
Gemeinwesen  hatten  und  geneigt  waren,  dasselbe  mehr  zu 
dirigieren  als  sich  an  dessen  Instruktion  gebunden  zu  glauben, 
auch  höheren  Einflüssen  gegenüber  leicht  zugänglich  waren'. 
Jedenfalls  waren  sie  mit  den  Persönlichkeiten  nicht  zu  ver- 
gleichen, die  die  Ritterschaft  doch  noch  ins  Feld  Aihren 
konnte. 

Die  Kleinheit  der  Gemeinwesen  und  der  mit  der  Aus- 
bildung eines  strengen  Fremdenrechts  sinkende  Wohlstand 
erlaubte  nur  wenigen  Städten,  noch  einen  besonderen  Depn- 
tierten  zu  entsenden:  Friedrich  Ungefug,  der  Bürgermeister 
von  Bartenstein,  vertritt  1689  aufser  B.  noch  Fischhausen, 
Preufsisch-Ejlau,  Creutzburg,  Marggrabowa  und  Lötzen,  also 
Städte  aus  allen  Teilen  des  Landes,  Andr.  Rosa  Wehlan, 
AUenburg,  Labiau  und  Ljck,  Dr.  Oltho  Holland,  Morungen 
und  Mühlhausen  ^.  Die  Beeinflussung  so  weniger  —  sie  be- 
zeichnen ihre  Aufträge  als  „Vollmachten'^  -~  konnte  nicht 
mehr  schwer  sein. 

Die  Mittellosigkeit,  vor  allem  das  geringe  Interesse  an 
der    ständischen    Verhandlung    bekunden    sich   auch   in   der 

Seringen  Teilnahme  an  derselben.  Nur  6  Städte  sind  auf 
em  Landtage  1690  vertreten^.  Und  die  gröfsten  Schwierig- 
keiten bereitet  die  Einziehung  der  5  Thlr. ,  die  diese  An- 
wesenden fbr  jede  Stadt  gewilligt  haben,  um  als  Deputierte 
die  kleinen  Städte  beim  Empfange  des  Kurfürsten  gebührend 


^  Ausschreiben  in  die  Ämter.  —  1689.  —  Kön.  Et.  —  Min.  87«. 
foL  8—9. 

*  Bitten  derer  von  kleinen  t&dten.  —  1690.  — -  Kön.  Et  —  Min. 
87d.    fol.  112,  118.  —  Ausf. 

*  Gesucn  annezo  protestatione  einiger  Deputierten  von  kleinen 
Städten.  —  Kön.,  praes.  4.  JnU  1689.  —  Eon.  Et  >-  Min.  87».  ioL  133, 
134  —  Ansf. 

^  Gesnch  annexo  protestatione  einiger  Dep.  von  kl.  St  —  1.  c 

*  Memorial  der  anwesenden  Deputierten  von  kl.  St  —  Kön.,  praes. 
11.  März  1690.  —  Kön.  Et  —  Min.  87^.    fol.  153,  154.  —  Ausf. 
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Tertreten  und  diesem  entgegengehen  zu  können  ^  Trotz  des 
Ausschreibens  der  Regierung  in  dieser  Angelegenheit  sind 
dem  nach  3  Wochen  erst  7  Städte  nachgekommen',  Aufs 
neue  ergehen  die  Ausschreiben,  dieser  Pflicht  nicht  nur  nach- 
zukommen ^  sondern  auch  ihren  Deputierten  die  Zehrung  zu 
schicken  und  alte  Reste  an  Landtagssporteln  zu  begleichen: 
85  Städte  sind  mit  solchen  noch  im  Rückstande'. 

Es  ist  erklärlich,  dafs  bei  diesen  kläglichen  Verhältnissen 
die  Deputierten  der  Städte  ein  Spielball  wurden  in  den  Händen 
derer,  die  sie  zu  beeinflussen  verstanden,  der  Ritterschaft  und 
der  kurfürtlichen  Beamten,  ersterer  bei  der  Konvokation  im 
Amt,  letzterer  in  Königsberg  selbst. 

Von  einer  festen  Fügung  des  Organs  der  kleinen  Städte 
auf  dem  Landtage  selbst,  das  geleitet  wurde  vom  jedesmaligen 
Deputierten  von  Bartenstein,  konnte  so  keine  Rede  mehr  sein. 
Die  ganze  Ohnmacht  desselben  trat  klar  zu  Tage  in  dem 
Kampfe  der  kleinen  Städte  mit  der  Kriegskammer  bei  der 
Wiedereinführung  der  Accise  1689,  der  daher  unter  diesem 
Gesichtspunkt  hier  zu  betrachten  ist. 

Wie  die  Kriegskammer  im  Kampfe  mit  den  Oberräten, 
die  das  Interesse  der  Oberstände  dabei  vertraten,  die  Ein- 
führung der  Accise  bei  den  kleinen  Städten  1687  durchgesetzt 
hatte,  so  war  sie  auch  nach  der  Abkehr  der  Städte  von  der- 
selben 1688  wieder  in  diesem  Sinne  thätig.  Es  gelang  ihr, 
im  Juni  1689  die  wenigen  Anwesenden  von  kleinen  Städten 
za  gewinnen.  Der  Deputierte  von  Bartenstein  und  die  grofse 
Mehrzahl  waren  abwesend,  anwesend  nur  die  Deputierten  von 
Eastenburg,  Friedland,  Schippenbeil,  Marienwerder,  Saalfeld, 
Bomnau  und  Insterburg^.  Der  Umstand,  dafs  Rastenburg, 
wohl  infolge  seines  reichen  Hufenbesitzes,  durch  die  Ein- 
flihnmg  der  Accise  fiprofsen  Vorteil  hatte  —  seine  Accise  trug 
im  Juli  1689  36  Thlr. ,  und  es  hätte  nach  der  Hufensteuer 
im  Monat  150  Thlr.  beigetragen  — ,  erleichterte  die  Über- 
redung, und  unter  seiner  Irrung  überreichten  die  Depu- 
tierten dieser  7  Städte,  während  die  übrigen  Stände  nach 
Überreichung  der  Bedenken  bereits  entlassen  waren  ^,  nach 
kunser  Beratung  die  Willigung  der  Accise,  mit  einem  Regle- 
ment,   das   ihnen   die  Kriegskammer  vermutlich  selbst  nach 


^  Bitten  der  kl.  St  —  KOn.,  praes.  17.  Febr.  1690.  -  Kön.  Et.  ~ 
Min,  87d.    fol.  112,  118.  —  Auaf. 

'  Memorial  der  anwesenden  Deputierten  von  kl.  St.  —  Kön.,  praes. 
U.  Mfiiz  leOO.  —  Kön.  Et.  —  Min.  B7d.    fol.  153,  154.  —  Auaf. 

'  Ausschreiben  an  die  kl.  St  —  Kön.,  14.  März  1690.  —  Kön.  Et 
-  Min.  87«.    fol.  155—157.  —  Konzejjt 

*  Gesuch  annezo  protestatione  einiger  Deputierten  von  kL  St.  — 
Kön.  praes.,  4  Juli  1689.  —  1.  c 

^  Relation  der  Pr.  Reg.  —  Kön.,  5.  Sept.  1689.  —  Kön.  Et  —  Min. 
«7«.    fol.  209,  210.  —  Konzept. 
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dem  Master  der  vorjährigen  Accise  entworfen^.  Vier  oder 
fünf  Stadtschreiber,  meinte  später  die  damit  nicht  zufriedene 
R^erang^  seien  es  gewesen'.  Bald  nach  dem  Wiederzu- 
sammentritt  der  Stände  protestierte  dagegen  der  Bürgermeister 
Ungefiig  von  Bartenstein,  im  Namen  von  15  Städten,  schliefs- 
lich  eine  Hubensteuer  mit  den  Oberständen  willigend'.  Der 
Konflikt  im  Kollegium  setzte  sich  fort  durch  eine  Protestatio 
solemnissima  jener  gegen  diese  unrechtmäfsige  Willigung  ^, 
die,  wie  ein  darauf  folgendes  Memorial^,  nicht  durch  die  Re- 
gierung, sondern  dem  Kurfürsten  direkt  zugingt.  Dieser 
stellte  sich,  obgleich  er  das  Ungewöhnliche  des  Vorgehens 
zugab,  doch  natürlich  auf  die  Seite  Rastenburgs  etc.  £r  be- 
tonte, dals  auch  durch  jene  wenigen  das  ganze  Corpus  der 
kleinen  Städte  repräsentiert  worden  sei''.  Da  schliefslich  20 
Städte  sich  für  die  Accise  erklärt  hatten,  Ungefug  aber  nur 
15  vertrat,  so  hatte  der  Kurfürst  Recht  mit  seinem  Tadel 
gegen  die  Regierung,  dafs  sie  nicht  auf  die  meisten  Vota  ge- 
sehen habe^. 

In  formloser  Weise  ward  man  so  der  kleinen  Städte  Herr, 
und  formlos  blieb  auch  das  weitere  Auftreten  derselben.  Schon 
ihre  andauernd  geringe  Deputiertenzahl  konnte  Eindruck  auf 
dem  Landtage  nicht  mehr  machen.    Wie   1689  bereits   eine 

fanze  Zahl  von  Städten  in  dem  Kampfe  um  die  Accise  gar 
:eine  Stellung  genommen  hatte,  so  konnte  1693  eine  über  die 
Accise  gewilligte  Summe  von  2000  Thlr.  revoziert  werden, 
da  diese  Willigung  nur  durch  2  Deputierte  geschehen  sei,  die 
kein  Kollegium  bilden  könnten ''.  Was  wollte  es  sagen,  wenn 
sich  in  den  Bedenken  die  kleinen  Städte  regelmäüsig  über 
ungewilligte  Auflagen  beklagten,  wenn  sie  betonten,  dafs  sie 
mit  den  Oberständen  „in  paritate  jurium  et  privilegiorum"^ 
stünden,  wenn  sie  dagegen  protestierten,  dafs  man  sie  nicht 
zur  Beratung  des  neuen  Landrechts   gezogen   habe^:    durch 


^  Derer  von  kl.  St.  Willigung;  mit  Beilage:  Accise-Reglement.  — 
Kön.,  praes.  28.  Juni  1689.  —  Kön.  Et.  —  Min.  87e.  fol.  ife— 115.  — 
Ausf. 

«  Relation  der  Pr.  Reg.  —  Kön. ,  5.  Sept.  1689.  —  Kön.  Et.  — 
Min.  87e.    fol.  209,  210.  —  Konzept. 

•  Erklärung  derer  von  kl.  St&dten.  —  Kön.,  30.  Juli  1689.  —  Kön. 
Ostpr.  Fol.  725.    No.  78  i;.  820-828. 

^  Protestatio  soUemnissima  der  Deputierten  von  Rastenburg  etc.  — 
ad  Reskr.  vom  17.  Aug.  1698.  —  Kön.  Et.  —  Min.  87«.    fol.  189—192. 

—  Ausf. 

B  Memorial   der  Städte.   —   ad  Reskript  vom  19.  Aug.  1689.   — 
Kön.  Et.  —  Min.  87«.    fol.  201—204.  —  Ausf. 
«  Reskr.  vom  19.  Aug.  1689.  —  1.  c 
^  Relation  der  Pr.  Reg.  —  Kön.,  24.  Dez.  1693.  —  R.  6.  B.B.B.  4. 

—  Ausf. 

>  Erachten  des  Standes  von  Stftdten.  —  Kön.,  5.  Juli  1694.  —  R.  6. 
B.B.B.  4.  —  Ausf. 
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ihr   Organ   vermochten    sie   dem   auf   dem   Landtage   keinen 
Nachdruck  zu  geben. 

Ihm  fehlte  die  Einheit,  die  die  rechtliche  Gebundenheit 
an  den  Auftrag  auch  schwankenden  Gliedern  der  Ritterschaft 
verlieh.  Ihm  fehlte  der  ständische  Geist,  sich  als  Korporation 
zu  fühlen.  Ihm  fehlten  vor  allem  die  Persönlichkeiten,  die 
im  Landrat  und  in  der  Ritterschaft  sich  Geltung  zu  verschaffen 
wufjsten  und  ein  mehr  oder  weniger  erfolgreiches  Unterhandeln 
der  Landeshoheit  geboten  erscheinen  liefsen. 

Von  einer  planmftfsigen  Beeinflussung  im  landeshoheit- 
lichen Sinne  ist  daher  auch,  nachdem  man  die  kleinen  Städte 
durch  die  Accise  wirtschaftlich  gebunden,  in  der  ganzen 
Folgezeit  keine  Rede  mehr.  Im  Kampfe  um  die  Landeshoheit 
waren  sie  längst  bedeutungslos.  An  dem  Verlaufe  des  wirt- 
schaftlichen Kampfes  zwischen  Stadt  und  Land  hatten  diese 
Zwitterwesen  ein  nicht  weit  genug  gehendes  Interesse.  Sie 
überliefsen  ihn  ganz  den  kräftigeren  Genossen  ihrer  Kurie, 
den  Städten  Königsberg.    - 

Diese  letzteren,  bestehend  aus  der  Altstadt,  dem  Kneiphof 
und  Löbenicht,  finden  ihre  Vertretung  auf  dem  Landtage  — 
und  nur  dies  kommt  für  uns  hier  in  Betracht  —  durch  die 
Bürgermeister  der  3  Städte.  Ihr  Wortführer  ist  der  der  Alt- 
stadt, in  unserer  Zeit  v.  Derschau.  Ihren  Auftrag  erhielten 
sie  von  der  gesamten  Bürgerschaft^,  unter  deren  Kontrolle 
standen  sie  in  ihrem  Auftreten  auf  den  Landtagen.  Die 
Sonderstellung,  die  die  Städte  Königsberg  in  der  ganzen  Zeit 
einnahmen,  war  ihnen  besonders  gesichert  durch  die  Be- 
günstigung seitens  des  Fürsten  im  Kampf  gegen  die  Ober- 
stände. In  ihrer  Stellung  zum  Fürsten  tritt  erst  am  Ende 
unserer  Periode  ein  Wandel  ein.  — 


^  Lydicins,  Notitiae  Dncatas  Pmssiae  (11^7).    Gap.  IV  p.  148. 
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Viertes  Kapitel. 

Verlauf  der  Landtagshandlung, 


Erster  Abschnitt 
ErQffnang  des  Landtages. 

Der  Termin  für  die  Eröffnung  der  Tagung  war  vom 
Kurfürsten  bestimmt,  von  der  Regierung  in  den  Ausschreiben 
kundgegeben  worden.  Nicht  immer  wurde  er  pünktlich  inne- 
gehalten. Acht  Tage  in  der  Regel  nach  der  Wahl  in  den  Ämtern 
sollte  der  Landtag  in  Königsberg  zusammentreten^.  Doch 
Mangelhaftigkeit  der  Wege  und  Unbill  der  Witterung  gaben 
den  Deputierten  der  entfernter  gelegenen  Ämter  oft  Anlab 
zur  Verspätung  y  und  angesichts  der  noch  gelichteten  Reihen 
schob  die  Regierung  die  Eröffnung  drei  bis  vier  Tage  hinaus  ^ 
Die  Zwischenzeit  benutzten  die  einzelnen  Kurien,  um  in  der 
Landrats-  und  Landbotenstube  Vorberatungen  zu  treffen  oder 
zu  späteren  Wahlen  und  zu  Absichten  der  Regierung  Stellung 
zu  nehmen'. 

Erschien  die  Zahl  der  Versammelten  genügend  —  die 
Landräte  erschienen  zumeist  sämtlich,  von  der  Ritterschaft 
hielt  man  1700  schon  16  für  die  40  Kreise  zureichend  — ,  so 
fand  die  Eröffnung  des  Landtages  statt  Alle  Glieder  des 
Landtages  begaben  sich  dann  in  die  Oberratsstube,  die,  wie 
die  andern  hier  in  Betracht  kommenden  Räumlichkeiten,  auf 
dem  Schlosse  lag,  um  dort  die  kurfürstliche  Pronosition  zu 
vernehmen,   die  von   dem   Kanzler  —   es  ist  in  aer  ganzen 


1  Ausschreiben  der  Pr.  Reg.  —  Kon.,  14.  Juli  1688.  —  Kön.  Et.  — 
Min.  87d.    fol.  3,  4.  —  Konzept. 

^  Relation  der  Pr.  Reg.  betr.  Konvokation  des  Landtages.  —  Kön., 
28.  Nov.  1695.  —  R.  6.    B.B.B.  4.  —  Ausf. 

*  ,, Tagebuch^  eines  Landrats  zum  Landtage  1692.  —  Kön.  1692.  — 
Kön.  Ostpr.  Pol.  741.    No.  99  fol.  627—644.  —  Eigenhändig. 
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Zeit,  da  noch  Tagungen  stattfinden,  Georg  Friedr.  v.  Ereytzen  — 
▼erlesen  wurde.  So  wenig  in  jener  Zeit  eine  „öffenüichkeit" 
überhaupt  in  Frage  kam,  und  so  geschlossen  die  Verhandlungen 
selbst  in  den  einzelnen  Kurien  waren,  in  denen  die  Deputierten 
z.  B.  sich  durch  ein  Kreditiv^  ausweisen  mufsten,  der  Vor- 
gang in  der  Oberratsstube  scheint  öffentlich  gewesen  zu  sein 
und  zahlreiche  Bürger  Königsbergs  angezogen  zu  haben.  Denn 
nicht  anders  erklärt  es  sich  sonst,  dafs  die  Regierung  1699 
die  Verlesung  eines  Passus  der  Proposition  unterliefs,  weil  sie 
befürchtete,  die  Oberstände  möchten  dadurch  „vor  der  grofsen 
Zahl  der  versammelten  Leute  beschämt  werden **  ^. 

Die  Proposition  selbst  war  in  der  Form  zumeist  das  Werk 
der  Regierung  bezw.  des  Kanzlers.  Nur  selten,  wie  1699, 
wurde  sie  zur  Verlesung  fertig  übersandte  Wohl  aber  gingen 
der  Regierung  stets  die  Direktiven  für  dieselbe  erst  zu  und 
mufsten  rechtzeitig  erbeten  werden,  da  der  Kern  der  Vor- 
schläge ja  schon  im  Ausschreiben  enthalten  sein  mufste.  In- 
halt und  Fassung  der  Proposition  waren  ungemein  wichtig,  da 
ja  letztere  die  Grundlage  für  die  Fassung  der  Instruktion  wie 
für  die  Verhandlungen  abgab.  Bestimmtheit  in  derselben  ver^ 
einfachte  die  Verhandlungen,  Unklarheit  zog  sie  in  die  Länge. 
Nur  ein  Verkennen  dieser  Sachlage  und  der  ganzen  recht- 
lichen Struktur  der  Stände  konnte  1688  den  Kurfürsten  glauben 
machen,  er  werde  durch  Unbestimmtheit  der  Forderungen  die 
Stände  gewinnen.  Die  Oberräte,  die  wohl  wuIsten,  dals  sie 
nur  die  Kosten  der  gegenseitigen  Mifsverständnisse  zu  tragen 
hätten,  drangen  deshalb  von  vornherein  auf  eine  präcise 
Fassung^.  Der  Erfolg  des  ersten  Jahres  gab  ihnen  Recht, 
und  die  Forderungen  waren  hinfort  bestimmt. 

Der  Ursprung  der  in  der  Proposition  enthaltenen  Gedanken 
ist  nicht  immer  in  Berlin  zu  suchen;  sie  haben  oft  ihre  Ur- 
heber in  Königsberg.  Es  war  natürlich,  dafs  den  Mitgliedern 
des  Geheimen  Rats  die  Einsicht  in  die  preufsischen  Verhält- 
nisse, die  zu  einer  glücklichen  und  Erfolg  versprechenden 
Proposition  nötig  war,  weniger  eignete,  als  oenen,  die  an  Ort 
und  Stelle  das  Kampffeld  überblickten.  Und  sich  auf  die 
Berichte  der  zunächst  zuständigen  preufsischen  Regierung 
dabei  zu  verlassen,  erschien  bald  wenig  rätlich.  Ein  Ausweg 
bot  sich  auch  hierfür  in  der  Entsendung  von  besonderen  Be- 
amten. Der  Einflufs  der  Berichte  von  Fuchs  während  seiner 
Sendung   1691  und  1692   auf  die   Propositionen   dieser  Jahre 


*    Tagebuch**.    1.  c.  fol.  686* 

«  feelation  der  Fr.  Reg.'  —  Kön.,  30.  Nov.  1699.  —  R.  6.  ß.B.B.  5. 
—  Ansf. 

»  Relation  der  Pr.  Reg.  —  Kön.,  5.  Aug.  1688.  —  Kön.  Et.  — 
Min.  87d.    fol.  41,  42.  —  Konzept. 
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ist  wohl  nachweisbar^,  ebenso  wie  der  von  Barfufs  1695  und 
1696'.  Die  glücklichsten  Berater  fand  man  bald  in  den 
Beamten  der  Kriegskammer,  vor  allem  in  Friedr.  Küpper. 
Auf  die  Zuschriften  von  Colin  a.  d.  Spree,  die  ihm  als  Kon- 
zepte zugingen,  damit  Stände  und  Regierung  nichts  erfuhren', 
sandte  er  seine  ,,Elrinnerungen*'  *,  die  dann  in  die  die  Vorlage 
für  die  Proposition  bildenden  Reskripte  an  die  Regierang 
übergingen*^.  Wie  1694,  so  ist  auch  1697*  sein  Haupteinflufs 
deutlich  erkennbar.  1698  wurde  er  durch  persönliche  Zu- 
schrift nach  Berlin  befohlen  ^.  Im  folgenden  Jahre  wurde  das 
statistische  Material,  das  er  zur  Formulierung  der  neuen  Foi^ 
derungen  übersandt  hatte,  direkt  der  Regierung  zugesteUt; 
Eüpner  galt  öffentlich  als  Vertrauensperson  des  Kurfürsten  ^ 
Nicnt  ohne  Zusammenhang  damit  steht  es  sicher,  daCs  im 
nächsten  Jahre,  1700,  der  Kanzler  v.  Krejtzen  selbst  in  Beriin 
weilt;  in  dem  nun  in  Frage  kommenden  Reskripte  wird  auf 
die  Verhandlungen  mit  ihm  verwiesen  * ;  Küpner  tritt  in  dieser 
Zeit  in  den  Hintergrund.  Das  bezügliche  Reskript  von  1701 
wieder  zeigt  den  mafsgebenden  EinfluCs  des  in  Gunst  stehenden 
Obersekretärs  G.  v.  Werner*®,  und  erst  1703  hatte  Ktipner 
wieder  das  volle  Vertrauen  seines  Herrn.  Was  er  nach  Auf- 
forderung desselben  als  Beratungsgei^enstände  und  Forderungen 
für  den  Landtag,  den  letzten,  bezeichnete,  ist  teilweise  wörthch 
in  das  Reskript  und  die  Proposition  selbst  übergegangen  ^^ 

Neben  den  die  Forderungen  selbst  bezeichnenden  Ab- 
schnitten  enthielt  die  Proposition   zumeist  als   captatio  bene- 

'  Reskript  an  P.  v.  Fuchs  wegen  der  Landtagshandlung.  -- 
Potsdam,  24.  März  1691.  —  R.  6.  B.B.B.  2.  —  Ausf. 

«  Reskript  an  v.  Barfufs.  —  Cleve,  4.  Ang.  1696.  —  R.6.  B.B.B.  5. 

—  Konzept,  gez.  D.  L.  v.  D. 

'  Reskript  (als  Konzept)  an  Kammerrat  Kü  pn  er.  —  Colin,  20.  Febr. 
1694.  —  R.  6.  B.B.B.  4. 

*  Ohnmafsgebliche  Erinnerungen.  —  1694.  —  R.  6.  B.B.B.  4.  — 
Eigenhändig.  —  Relation  von  Küpner  auf  das  vertrauliche  Beflkr. 
vom  20.  Febr.  1694.  --  Kön.,  9.  M&rz  1694.  —  R.  6.  B.B.B.  4.  —  Eigen- 
h&adiff. 

^  Reskript  an  die  Pr.  Reg.  —  Oranienburg,  26.  M&rz  1694.  —  R.  6. 
B.B.B.  4.  —  Konzept,  gez.  D.  L.  v.  D. 

*  Proiekt  zum  bevorstehenden  Landtage.  —  Kön.,  8.  Okt.  1697.  — 
R.  6.  B.B.B.  5.  —  Eigenhändig. 

V  Reskript  an  Kfipner.  —  Colin,  4.  Jan.  1698.  --  R.  7.    No.  li 

—  Konzept. 

*  Memoriale  von  Künner,  ad  Reskript  an  Pr.  Reg.  —  Küstrin, 
15.  Okt  1699.  —  R.  6.  BJ8.B.  6. 

»  Reskript  an  die  Pr.  Reg.  —  Potsdam,  8.  Okt.  1700.  —  R.  6. 
B  B  B    S 

*  10  Relation  von  Werner.  —  Kön.,  11.  Okt  1701.  —  R.  6.  B.B.B.  d. 

—  Eigenhändig. 

"  Bericht  von  Küpner.  —  Kön.,  18.  Sept.  1708.  —  R  6.  B.BA6. 

—  Eigenhändig.  —  Reskript  an  die  Pr.  Reg.  u.  Kriegskammer.  — 
Colin,  25.  Okt.  1703.  —  R.  6.  B.B.B.  6.  fol,  112—119.  —  Konz^t. 
ohne  Sign. 
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▼olentiae  im  Eingänge  die  Geneigtheit  des  KurflirBten  den 
Ständen  gegenüber  ausgeeprochen  ^ ,  aowie  des  weiteren  eine 
in  der  Folge  immer  eingehender  werdende  Begründung  der 
Notwendigkeit  dieser  Forderungen,  die  auf  die  politische  Kon- 
stellation Bezug  nahm  und  dem  Ghtnzen  oft  eher  den  Ausdruck 
eines  Bittgesuches  als  den  einer  fürstlichen  Forderung,  her- 
geleitet aus  der  landeshoheitlichen  Stellung,  gab '.  Wiederholt 
wurde  die  Regierung  angewiesen,  auf  die  Darlegung  dieser 
politischen  Verhältnisse  besondere  Sorgfalt  zu  verwenden.  An 
(Gelegenheit  dazu  fehlte  es  nie,  da  man  in  der  ganzen  Zeit 
in  auswärtigen  Kriegen  engagiert  war.  Da  jedoch  Preufsen 
sich  durch  die  Nöte  etwa  des  römischen  Reichs  nicht  besonders 
beschwert  fühlte^  verfingen  diese  Hinweise  kaum.  Dringender 
wurden  sie  nur,  wenn,  wie  nach  1696,  auf  die  von  Polen 
drohenden  Konflikte  verwiesen  wurde,  die  auch  Preufsen  in 
Mitleidenschaft  ziehen  konnten  ^  Schliefslich  fehlte  auch  die 
Andeutung  selten,  wie  wenig  Preufsen  im  Verhältnis  zu  an- 
deren Provinzen  bisher  noch  beigetragen  habe^,  und  der 
Appell  an  die  Liebe  der  Unterthanen  zum  Landesherm,  der 
es  „gleichviel  sei,  ob  das  Geld  in  des  Herrn  oder  der  Unter- 
thanen Kasten  liege"*. 

Der  Verlesung  der  Proposition  folgte  im  Namen  der  zum 
Landtage  Versammelten  die  Antwort  des  Landrats-Direktors. 
Sie  war,  wie  jene,  nur  eine  Förmlichkeit;  denn  sie  konnte 
sich  nur  in  Gemeinplätzen  bewegen  und  durfte  der  Beratung 
der  Kurien  in  keiner  Weise  vorgreifen.  Am  Schlufs  bat  der 
Redner  um  Aushändigung  eines  schriftlichen  Auszuges  aus  der 
zu  Protokoll  genommenen  Proposition,  damit  dieser  zur  Grund- 
lage der  Beratungen  gemacht  werden  könne.  Er  wurde  ihnen, 
vom  Obersekretär  der  Oberratsstube  vollzogen,  übermittelt, 
ebenso  wie  etwaige  besondere  kurfürstliche  Anschreiben  an  die 
Stände,  die  diese  für  die  Beratungen  günstig  stimmen  sollten  ^. 

Damit  war  der  Landtag  eröffnet;  der  Form  war  genügt; 
etwas  Neues,  das  ihnen  nicht  schon  bekannt  gewesen  wäre, 
hatten  die  Stände  nicht  vernommen.  Sie  wurden  nun  vom 
Kurfürsten  zu  Gaste  geladen,  „zu  einem  Mittagsmahle  ge- 
Dötiget^".  War  die  Stimmung  eine  besonders  günstige,  etwa 
in  Erwartung  eines  bevorstehenden  Besuches,  so  wurden  wäh- 


'  Landtagsproposition.  —  Köil,  11.  Okt.  1688.  —  Kön.  Ostpr. 
Pol  725.    No.  I  p.  1—9. 

'  Reskript  an  die  Pr.  Reg.  —  Oranienburg,  3.  Nov.  1697.  —  B.  6. 
B.B.B.  5.  —  Konzept,  gez.  D.  jL.  v.  D. 

'  Landtagsproposition,  gehalten  in  der  Oberratsstube  bei  einer 
volkreichen  Versammlung  der  Stände.  —  Ron.,  8.  Juni  1694.  —  R.  6. 
B.B.B.  4. 

*  „Tagebuch**.    1.  c.  fol.  629. 

•  Relation  der  Pr.  Reg.  —  Kön.,  28.  Nov.  1695.  —  R.  6.  B.B.B.  4. 
—  Ausf. 
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rend  dieser  Mahlzeit  auch  die  Geschütze  gelöst^,  und  der 
Kurftlrst,  der  über  solche  Erhöhung  der  Feierlichkeit  erfirent 
war^  gab  gern  die  Einwilligung  und  wies  die  Kosten  da- 
für an«. 


Zweiter  Abschnitt. 

Charakter  der  Verhandlongen. 

Die  nun  beginnenden,  in  den  drei  Kurien  getrennt  statt- 
findenden Verhandlungen  dürften  füglich  als  Beratungen  nur 
in  der  ersten  Kurie  zu  bezeichnen  sein;  denn  nur  dort  war 
ein  Abwägen  der  Gründe  pro  afißrmativa  et  pro  negativa  und 
eine  in  einer  conclusio  darauf  folgende  Stellungnahme  mög- 
lich. Die  Deputierten  der  beiden  anderen  Kurien  waren  mehr 
oder  weniger  gestützt  und  geschützt  durch  ihre  Instruktion, 
und  ihre  Verhandlungen  durften  im  wesentlichen  nicht  darüber 
hinausgehen,  zu  vergleichen,  wie  weit  die  Forderungen  der 
Proposition  der  in  der  Instruktion  formulierten  Willigung  der 
„Hinterbliebenen **  entsprachen ,  und  darnach  Stellung  zu 
nehmen.  Diese  rechtliche  Struktur  ist  mafsgebend  fUr  den 
Verlauf  der  Verhandlungen;  sie  nur  erklärt  auch  den  Wert, 
den  der  Landtag  als  ständisches  Kampf-,  besser  Jetzt  Trutz- 
organ noch  hatte.  Dieser  Wert  lag  wesentlich  in  der  zweiten, 
weniger  nur  in  der  dritten  Kurie.  So  lange  man  dort  an  der 
rechUichen  Grundlage  in  ihrer  Reinheit  festhielt,  war  den 
Ständen  nicht  beizukommen.  Die  Veranlassung  und  Grelegen- 
heit  für  die  Landeshoheit  zum  aggressiven  Vorgehen  lag  also 
hier,  vor  allem  im  zweiten  Stande,  aufserhalb  der  Tagung. 
Nicht  so  im  ersten  Stande.    Hier  war  Beeinflussung  der  Kor- 

Eoration  als  solcher  auch  während  der  Tagung  wohl  möglicL 
Uese  Beeinflussung  des  ersten  Standes  wurde  um  so  wirk- 
samer für  die  ganze  Tagung,  als  die  Landräte  durch  Ansehen 
und  Verbindungen  grofsen  Einflufs  auf  die  Ritterschaft,  schon 
in  den  Amtskonvokationen,  hatten.  Wie  diese  früher  an  jenen 
Halt  gefunden,  so  gewann  sie  jetzt  in  den  Landräten  Deckung 
gegenüber  den  durch  etwaiges  Nachgeben  oder  Abweichen  von 
den  ständischen  Grundlagen  verursachten  Vorwürfen  der  Gre- 
nossen.  Diese  Gesichtspunkte  sind  im  Folgenden  festzuhalten, 
um  in  der  weiteren  Darlegung  der  Thätigkeit  der  Organe 
auch  die  wunden  Stellen  und  Angriffsflächen  derselben  nicht 
aus  den  Augen  zu  lassen. 


1  Relation  der  Pr.  Reg.  —  Kön.,  26.  Jan.  1690.  —  K5n.  Et.  —  Min.  87^ 
fol.  123,  124.  —  Ausf. 

■  Reskript  an  die  Pr.  Reg.  —  Colin,  4.  Febr.  1690.  —  Kön.  Et.  — 
Min.  87d.    fol,  116,  117.  —  Ausf. 
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Dritter   Abschnitt. 

Taguigsort;  Beteilisnng  an  den  Verhandliiiigeii ;  Leitung 

derselben. 

Die  Verhandlungen  selbst  spielten  sich  ab  in  der  Land- 
rats- und  der  Landbotenstube.  Eines  besonderen  Raumes  für 
die  Städte  wird  nie  gedacht.  Es  darf  vermutet  werden,  dafs 
die  Städte  Königsberg  auf  dem  altstädtischen  Rathause  ihre 
Beschlüsse  fafsten,  die  wenigen  Deputierten  der  kleinen  Städte 
aber  auch  die  Landbotenstube  zugewiesen  erhielten. 

Die  Tagungen  in  den  gedachten  Räumen  dürften  nach 
den  spärlichen  Berichten  ziemlich  formlos  verlaufen  sein. 
Schon  die  Teilnahme  war  oft  recht  mangelhaft,  bei  Landräten 
sowohl  wie  bei  Deputierten.  Ein  grofser  Teil  entfernte  sich 
zuweilen  bald  nach  der  Eröffnung  des  Landtags,  die  Landräte, 
da  sie  trotzdem  Zehrung  erhielten,  die  Deputierten,  um  sie 
ihren  „Hinterbliebenen**  zu  ersparen,  oder  weil  sie  von  den- 
selben nur  schwer  zu  erhalten  war.  Bei  den  Landräten  kamen 
auch  wohl  andere  Gründe  dazu.  Oleich  1688,  als  es  sich  be- 
sonders der  Ritterschaft  darum  handelte,  möglichst  entschiedene 
Stellung  zu  nehmen,  und  die  Ritterschaft  dabei  auch  auf  die 
Unterstützung  der  Landräte  rechnete,  absentierten  sich  die 
meisten  der  Landräte,  die  Schwierigkeit  des  Falls  ermessend. 
Denn  gewifs,  sie  waren  persönlich  für  das  Resultat  verantwort- 
lich, während  die  Deputierten  durch  ihre  Instruktion  geschützt 
waren.  Nach  der  Meinung  des  Eurflirsten  aber  sollten  sie 
mit  gutem  Beispiel  vorangehen.  In  diesem  Sinne  erging  die 
Weisung  an  sie,  mit  der  Drohung,  dafs  ihnen  sonst  die  Zehrung 
entzogen  würde*.  —  Dies  Fembleiben  zog  natürlich  die  Ver- 
handlungen ungebührlich  in  die  Länge.  Auf  den  Bericht  des 
auch  auf  diesen  Übelstand  achtsamen  Eüpner^  erging  deshalb 
nach  seinem  Vorschlage  direkt  das  Verbot  für  Landräte  und 
Deputierte,  während  der  Tagung  nach  Hause  zu  reisen;  die 
es  doch  thäten,  sollten  nicht  wieder  zur  Session  zugelassen 
werden*.  Da  auch  dies  nicht  half,  wurde  schliefslich  1700 
eine  Strafe  von  100  Thlr.  auf  das  Fernbleiben  gesetzt,  um  so 
die  Deputierten  vor  allem  zu  ihrer  Pflicht  zu  zwingen  ^ :  ein 
schlimmes  Zeichen  für  die  Tagungsfreudigkeit  der  Stände. 

Die  Leitung  der  Verhandlungen  in  der  Landratsstube  lag 


—  Eigenhändig. 

*  Beskript  an  die  Pr.  Reg.  —  Colin,  19.  Juni  1694.  —  Kön.  Ostpr. 
Fol  744.    PoL  87—90.  —  Außf. 

*  Protokoll  der  Oberratsstube.   —   Kön.,  28.  Febr.  1700.    —   Kön. 
Ostpr.  Pol.  750.    No.  32  fol.  248,  249. 


72  XIX  1. 

dem  Landratsdirektor  ob^  dem  Sprecher  aller  Stände  bei 
öffentlichen  Gelegenheiten.  Zu&^leich  Hauptmann  von  Branden- 
barg, wurde  er  von  dem  Kollegium  nicht  gewählt ,  0ond«*n 
ihm  durch  den  Kurfürsten  gesetzt.  Nach  der  Einführung  in 
das  Oberamt  fand  vor  Beginn  des  nächsten  Landtages  die 
Introduktion  auch  in  das  .Äjnt  des  Direktors  in  der  Oberrats- 
Stube  statt.  Widerspruch  konnte  das  Kollegium ,  hÜR  der 
Gewählte  ihm  mifsliebig  war,  nicht  erheben,  wenn  man  sieb 
auch  nicht  scheute,  gelegentlich  dies  Mifsfallen  zu  markieren. 
Christoph  V.  Wallenrodt,  der  den  Landräten  schon  vorher 
Unruhe  gemacht^,  wurde  so  1692  empfangen;  sem  schnelles 
Aufrilcken  und  die  nahe  Verwandtschaft  mit  dem  Landhof- 
meister machten  sie  miJstrauisch.  Sie  zeigten  ihm  denn  auch 
weiter  ihr  Mifstrauen,  indem  sie  nach  einigen  Tagen  nicht 
ihn,  dem  es  nach  seiner  eigenen  Behauptung  zukam,  zum 
Direktor  des  Landkastens  wählten,  sondern  seinen  Vetter 
Siegmund  v.  Wallenrodt,  den  langjährigen  Vogt  von  Pisch- 
hausen^.  —  Zu  den  wichtigsten  Funktionen  des  Landrats- 
direktors gehörte  die  Abfassung  der  Bedenken^;  nur  selten 
blieb  diese  einem  andern  Landrat  überlassen,  wie  1692  dem 
Hauptmann  von  Tapiau^.  Auch  lag  es  dem  Direktor  ob, 
wenn  dazu  nicht  besondere  Deputierte  bestimmt  wurden,  ge- 
meinsame Anliegen  der  Stände  oder  nur  der  Oberstände  vor 
die  Oberräte  zu  bringen*^.  Die  öftere  Berührung  mit  diesen 
und  anderen  Vertretern  fürstlichen  Einflusses  machte  ihn 
diesem  leicht  zugänglich,  wie  man  ia  bei  der  Wahl  schon  auf 
die  Geneigtheit  dazu  besonders  achtete.  Filrstlicher  Einfluls 
erhielt  durch  ihn  Eingang  in  den  Landrat;  wie  1696  der  Kur- 
fürst den  General  v.  Barfufs  loben  konnte,  dafs  ihm  der  Land- 
ratsdirektor  (Chr.  v.  Wallenrodt)  seine  Geneigtheit  zu  mehr- 
jähriger Willigung  und  zum  Eingehen  auf  des  Kurfürsten 
Pläne  im  Vertrauen  ausgesprochen  hatte*,  so  durfte  auch  1701 
Gottftied  V.  Werner  berichten,  dafs  der  Landratsdirektor  (Fr. 
W.  V.  Canitz)  unter  denen  sei,  die  willens  wären,  einen  Teil 
der  Deputierten  zu  dreijähriger  Willigung  zu  disponieren'. 
Ober-  und  Landratsamt,  dazu  die  ständische  Leitung  in  einer 
Person  vereint,  wirkten  zu  stark,  brachten  zu  oft  mit  den 
Organen  der  Landeshoheit  in  Berührung,  als  dafs  der  Inhaber 
nicht,    wenn  Entscheidung  nötig  war,   sich   auf  die  Seite  der 


1  Vgl.  oben  p.  21,  21. 

«  ^Tagebuch",    l.  c.  £«i. 

8  ünmafsgebliche  Bedenken.  —  „1697  oder  1698".  —  R.  6.  B.B.B.  5. 

*  „Tagebuch«.    1.  c.  fol.  636. 

6  „Tagebuch".    1.  c.  fol.  630.- 

^  Nebeninstmktion  far  H.  v.  Barfufs  nach  Preufaen.  —  Colin, 
21.  Juli  1696.  —  R.  6.  B.B.B,  5.  —  Konzept,  gez.  D.  L.  v.  D. 

'  Relation  von  Werner:  —  Kftn.,  8.  Nov.  1701.  —  B.6.  B.B.B.6. 
—  Eigenhändig. 
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Landeshoheit  zu  stellen  geneigt  war.  die,  ihn  durch  die  Be- 
amtung  auszeichnend,   seinen  Persönlichkeitsdrang  befriedigte. 

Ein  anderes  war  es  mit  der  Leitung  der  zweiten  Kurie, 
die  diese  sich  selbst  setzte,  und  die  in  ihrer  Bedeutung  für 
die  Zusammenfassung  des  Organs  schon  zur  Darstellung  ge- 
kommen ist^.  Immer  nur  von  beschränkter  Dauer,  brachten 
Wahl  und  rechtliche  Grundlage  des  Amts  den  Inhaber  in 
keine  nähere  Beziehung  zur  Landeshoheit ;  besonderen  Einflufs 
auf  den  Landboten-Marschall  auszuüben  erschien  zwecklos  und 
scheint  auch  nie  versucht. 

Auch  die  Leitung  des  dritten  in  Betracht  kommenden 
Kollegiums,  der  kleinen  Städte,  noch  zu  werten  und  zu  be^ 
einflussen,  erschien  überflüssig.  Die  schon  dargelegte^  Zer^ 
rissenheit  des  Organs,  das  völlige  Schwinden  ständischen 
Geistes  dokumentierend!,  hatte  seinem  Leiter,  dem  jedesmaligen 
Bürgermeister  von  Bartenstein,  alle  Bedeutung  und  allen  Ein- 
flufs entzogen. 

Vierter  Abschnitt 
Der  offizielle  Geschäftsgang  bei  den  Verhandlungen. 

Die  oben  erwähnte  zeitweise  Absentierung  der  Stände 
war  gewissermafsen  erklärlich  durch  die  Art  der  Arbeits- 
teilung bei  den  Verhandlungen :  nicht  gleichzeitig  erfolgte  bei 
allen  Kurien  die  Stellungnahme  zur  Froposition.  Diese  wurde 
zunächst  von  den  Landräten  in  Arbeit  genommen.  Wie, 
darüber  geben  einigen  Anhalt  Notizen,  die  ein  Teilnehmer 
über  den  Landtag  1692  gemacht  hat.  Sie  sind  nicht  als  ein 
Protokoll,  wie  es  zunächst  den  Anschein  hat,  sondern  eher 
als  ein  Tagebuch  anzusprechen.  Der  ungenannte  Verfasser 
hat  seine  Arbeit  nicht  zu  Ende  geführt;  als  Grund  dazu  giebt 
er  seine  plötzliche  Abreise  an.  Er  ist  Landrat,  denn  er  be- 
zeichnet sich  selbst  als  zu  einer  Deputation  der  Landräte  ge- 
hörig*. —  Danach  nun  begann  die  Beratung  in  dieser  Kurie 
damit,  dafs  man  sich  Rats  erholte  in  der  Oberratsstube,  dann 
aber  durch  Votierung  sofort  zur  Feststellung  der  im  „Be- 
denken" aufzustellenden  Punkte  schritt.  Die  völlige  Einigung 
verschob  man  auf  den  folgenden  Tag.  Nachdem  inzwischen 
der  Vogt  zu  Fischhausen  djas  Bedenken  verfafst,  wurde  es 
am  folgenden  Tage  verlesen.  Differenzen  blieben  noch  be- 
bf-stehpu;  es  handelte  sich  besonders  um  die  Erhöhung  der 
Willigungssumme,  falls  die  Eximierten  zugezogen  würden. 
Wieder  verschob    man    die   völlige  Billigung   der  Bedenken. 

»  Vgl  oben  p.  58  f. 
«  Vgl.  oben  p.  68  f. 

'  ^Tagebuch**  eines  Landrats  zum  Landtage  1692.  —  Kön.  1692.  — 
Kön.  Ostpr.  Fol.  741.    No.  99  fol.  627-644.  —  Eigenhändig. 
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Sie  wurden  also  am  folgenden  Tage  wieder  verlesen  und 
schliefslich  approbiert.  Von  einer  inzwischen  geschehencB 
Bearbeitung  durch  kurfürstliche  Beamte  berichten  jene  Notizen 
nichts. 

Das  Bedenken  der  Landräte  wurde  den  Deputierten  der 
Ritterschaft  zugestellt.  Hier  ergaben  sich  gröfsere  Bedenken, 
wie  stets.  Zunächst  waren  nur  wenige  zugegen.  Nach  läng^erer 
Weile  zustande  gekommen,  war  das  Resultat  doch  in  der 
Hauptsache  ein  negatives,  weil  auch  die  Willigung  der  Land- 
rate  nicht  in  Einklang  zu  bringen  war  mit  der  Instruktion. 
Die  Ritterschaft  übergab  ihre  Erklärung  den  Städten.  Damit 
war  die  Zeit  vom  28.  April  bis  Ende  Mai  hingegangen;  der 
gröfste  Teil  der  Landräte  und  Deputierten  begab  sich  zum 
Pfingstfest  nach  Hause. 

Durch  die  Teilung  der  Städte  in  Unterkollegien  ver- 
zögerte sich  deren  Stellungnahme,  bis  auch  sie  am  7.  Juni 
ihr  Bedenken  der  Ritterschaft  zustellten,  die  es  mit  dem 
ihrigen  den  Landräten  übermittelte.  Die  Einzelberatung  in 
den  Kurien  war  damit  beendet. 

Das  war  der  gewöhnlich  innegehaltene  Oeschäftsgang, 
nach  alter  Observanz.  Er  sicherte  in  seiner  Konstruktioo, 
dadurch  dafs  wohl  jede  Kurie  getrennt  beriet,  doch  aber  die 
Resultate  der  vorhergehenden  berücksichtigen  konnte,  in  der 
Zeit  der  ständischen  Blüte  ein  geschlossenes  Auftreten,  und 
den  Oberständen  ihre  Präponderanz,  vor  allem  den  Landrftten, 
als  diese  noch  wirklich  „custodes  legum  patriae**  waren  und 
sein  konnten.  Mit  der  durch  die  Interessengegensätze  voll- 
zogenen Sprengung  war  die  Einheitlichkeit  dahin;  mit  der 
Beugung  der  Persönlichkeiten  im  Landrat  war  die  Präpon- 
deranz dieses  Kollegiums  der  Ritterschaft  gefkhrlich,  nicht 
nutzbringend  im  ständischen  Sinne.  .  Sie  bestand  trotzdem 
weiter,  und  die  Ritterschaft,  reich  nur  an  Willensstärke,  arm 
aber  an  Intelligenzen^,  blieb  im  innigsten  Konnex  mit  den 
Landräten,  ihren  vermeintlichen  letzten  Freunden.  Das 
charakterisiert  den  Verkehr  der  Kurien  untereinander;  das 
erklärt  auch,  wo  die  während  der  Tagung  zahlreich  statt- 
findenden Beeinflussungsversuche  einzusetzen  hatten. 

Fünfter   Abschnitt 
Privater  Verkehr  der  Kurien  antereinander. 

Ein  geschäftiges  Hin  und  Her  spielte  sich  während  der 
Tagung  zwischen  Landrats-  und  Landbotenstube  ab.  Zahl- 
reich sind  die  ungeforderten  Besuche  der  Deputierten.  Jedes 
geringfügige   Ereignis,   eine   getroffene   Wahl   etc.,   wird  den 

»  Kreytzen  an  Kolb  v.  W.  —  1701.  —  1.  c. 
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Landräten  mitgeteilt.  So  oft  sich  eine  formelle  Schwierigkeit 
ergiebt,  wird  ihr  Rat  eingeholt.  Als  1692  gegen  Ende  des 
Landtages  noch  ein  Deputierter  eintraf,  nach  geschehener 
Willigung,  deputiert  „extra  conventum",  entschieden  die  Land- 
räte auf  Anfrage  der  Ritterschaft  den  schwierigen  Fall :  Auch 
er  sei  noch  anzunehmen  im  Kollegium,  doch  sine  praejudicio  *.  — 
umgehend  teilte  man  den  Landräten  jode  Weigerung  mit;  man 
bat  sie,  die  Gründe  dazu  bei  den  Oberräten  vorzubringen. 
Die  Landräte  wieder  suchten  zu  vermitteln,  bei  formellen  An- 
gelegenheiten sowohl  wie  bezüglich  der  Willigung.  Sie  luden 
die  Deputierten  in  die  Landratsstube  zu  gemeinsamer  Be- 
ratung, mufsten  jedoch  der  Regierung  als  Resultat  zumeist 
mitteilen,  dafs  auch  der  gröfste  Fleifs  unnütz  gewesen,  dafs 
die  Deputierten  sich  mit  der  Instruktion  entschuldigten^. 
Schärfte  sich  ein  Konflikt,  und  mufste  wegen  der  schroffen 
Haltung  die  Ritterschaft  hart  behandelt  werden,  wie  1695,  so 
fand  sie  in  einzelnen  Landräten  auch  Fürsprecher  bei  den 
mafsgebenden  Kreisen,  wie  Kalneins  Beispiel  zeigt*.  Die 
Mehrzahl  der  Landräte  freilich  schaute  wohl  klarer ;  sie  konnte 
in  dem  Gebahren  der  Ritterschaft,  die  sich  verschanzte  hinter 
den  dürftigen  Wall  der  Instruktion,  die  Rettung  für  die  Zu- 
kunft nicht  sehen.  Und  wenn  sich  auch  die  Landräte  den 
ftufseren  Anschlufs  der  Ritterschaft  gefallen  liefsen,  der  in  der 
wirtBchafÜichen  Grundlage  gegeben  war,  und  bis  zum  Ende 
mit  ihr  zusammengingen  bei  gemeinsamen  Interessen,  z.  B. 
bei  der  Forderung  der  Generalaccise,  so  waren  sie  durch  dies 
Znsammenarbeiten  doch  auch  die  besten  Kenner  derselben, 
und  aus  ihren  Kreisen  gingen  die  Schilderungen  hervor,  die 
die  Qualität  der  Deputierten  in  ein  so  ungünstiges  Licht 
stellten. 

Schroffer  gestaltete  sich  der  Verkehr  zwischen  der  zweiten 
und  dritten  Kurie.  Ein  Zusammengehen  mit  den  Städten 
Königsberg  war  seit  deren  Separation  1681  unmöglich  ge- 
worden und  letztere  in  unserer  ganzen  Zeit  eine  Quelle  be- 
ständigen Haders.  Mit  den  kleinen  Städten  verband  man 
sich  nur  kurze  Zeit  (1688 — 1889)  auf  der  Grundlage  gemein- 
Bamer  Interessen.  Als  sich  dieselben  jedoch  durch  Wieder- 
einfthrung  der  Accise  von  der  Ritterschaft  trennten^,  als  sie 
sogar  durch  eine  höhere  Willigung  fiir  die  Beamten  des  Hof- 
staats (6  gr.  anstatt  der  von  den  Oberständen  gewilligten 
5  gr.)   1690   das  besondere  Vertrauen   des  Kurfürsten  zu  ge- 


'  ^Tagebuch«*.  1.  c.  fol.  686. 
«  ^Tagebuch".  1.  c.  fol.  635. 
'  Vfifl.  oben. 

^  mlligang  der  kl.  Städte.  —  Kön.  praes.,  28.  Juni  1689.  —  Kön» 
Et  —  Min.  87«.    fol.  108—115.  —  Ausf. 
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winnen  suchten  S  schwand  das  Interesse  auch  für  sie.  Man 
suchte  deshalb  während  der  Tagungszeit  jede  Gelegenheit, 
um  die  Städte  dies  fühlen  zu  lassen,  vor  allem  wenn  diese 
mit  ihrem  Bedenken  nicht  rechtzeitig  eintrafen.  Hochmütig 
empfing  der  Landmarschall  Abel  v.  Tettau  1691  deren  Depu- 
tierte und  wies  sie  mit  heftigen  Worten  zurecht,  dafs  sie  vom 
31.  Mai  bis  12.  Juni  zu  ihrem  Bedenken  Zeit  nötig  gehabt, 
natürlich  auch  der  ,,  Separation  und  Prägrayation"  nicht  ver- 
gessend^. Und  1692  mufste  sich  auf  Anregung  der  Ritter- 
schaft der  Direktor  in  die  Oberratsstube  begeben,  um  die 
Oberstände  gegen  den  Vorwurf  der  Verzögerung  zu  schütze: 
nur  die  Städte  seien  daran  schuld^. 

Sechster   Abschnitt. 

Die  Beeinflassang  der  Landtagshandlang. 

Die  Zeit  der  Beratung  zeigte  aber  nicht  nur  die  einzelnen 
Kurien,  sondern  auch  die  Organe  der  Landeshoheit  in  Thätig- 
keit.  Sie  setzte  mit  ihrer  Beeinflussung  bei  dem  Teil  der 
Stände  ein,  der  die  geringste  Integrität  aufwies  und  dessen 
Gewinnung  am  erfolgreichsten  auf  die  ganze  Tagung  wirken 
konnte,  bei  den  Landräten.  Die  Beeinflussung  ging  aus  von 
der  PreuTsischen  Regierung  im  Auftrage  des  Kurfürsten,  von 
besonderen  Sendlingen  und  Beamten,  endlich  vom  Kurfürsten 
selbst. 

Die  Regierung,  die  die  nächste  hierzu  sein  mufste,  zeigte 
freilich,  wenn  auch  nur  in  den  ersten  Jahren,  zuweilen  das 
Bestreben^  eher  den  Kurfürsten  für  die  Stände,  als  diese  för 
den  Kurfürsten  zu  gewinnen,  besonders  als  es  sich  1689  um 
die  Accise  der  kleinen  Städte  handelte^.  In  der  Hauptsache 
jedoch,  und  vor  allem  in  späterer  Zeit  zeigte  sie  sich  eifrig, 
die  ständischen  Beratungen  im  kurfürstlichen  Sinne  zu  be- 
einflussen. Sie  konnte  schon  nicht  anders,  wollte  sie  sich 
nicht  ganz  durch  die  eigentlichen  kurfürstlichen  Behörden  im 
Vertrauen  des  Kurfürsten  den  Rang  ablaufen  lassen.  Anderer- 
seits war  natürlich  ihre  feste  Stellungnahme  für  des  Kurfürsten 
Forderungen  auf  die  Beratungen  sehr  wirksam.  Vorzugsweise 
suchen  die  Oberräte  die  Landräte  zu  disponieren^,  sie  einzeln 


*  Notdurft  der  beiden  Oberstände.  —  Kön.,  praes.  10.  Juli  1690.  — 
Kön.  87d.    fol.  103-105.  —  Ausf. 

*  Des  Landmarschalls  Beantwortung.    —    Kön.,  12.  Juni  1691.  — 
Kön.  Ostpr.  Fol.  741.    No.  41  fol.  391,  392.  — 

»  „Tagebuch«.    1.  c.  fol.  630. 

*  Relation  der  Fr.  Reg.  —  Kön.,  15.  Nov.  1688.  —  Kön.  Et.  —  Min. 
§7«.     fol.  92,  93.  —  Konzept. 

^  Desgl.    —    Kön.,  1.  Nov.  1688.  —  Kön.  Et.  —  Min.  87^    fol.  73. 
—  Konzept. 
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oder  auch  in  corpore  vor  8ich  bescheidend  ^.  Wie  die  Re- 
gierung stets  berichtete,  waren  sie  leichter  zu  gewinnen.  Aber 
sie  drang  auch  in  die  Deputierten  der  kleinen  Städte,  die 
widerstrebenden  unter  ihnen  zur  Aufnahme  der  Accise  zu  be- 
wegen, da  sie  nun  einmal  gesehen,  dafs  der  Kurfbrst  auf 
seinem  Wunsch  bestand ' ;  und  sie  gewann  durch  unablässiges 
Erinnern  auch  wohl  die  Ritterschaft,  die  einen  Ausschufs  zu 
ihr  entsandte®.  Sie  beschleunigte  durch  ihre  Aufmunterung 
die  Entschliefsung  der  Städte  Königsberg,  wenn  diese  „mit 
ihren  Zünften  und  Gewerken  nicht  so  eilig  fortkommen  konnten''  *. 
Und  wo  ihr  Einfiufs  publice  schwerer  war,  wie  ja  immer  bei 
der  Ritterschaft,  suchte  sie  unter  der  Hand  mit  Einzelnen  zu 
verhandeln**  und  den  einen  und  anderen  zu  sondieren*. 

Gewifs  war  die  Stellung  der  Regierung  oft  schwer.  Sie 
mufste  des  Kurfürsten  Ungnade  spüren,  wenn  sie  in  der  Be- 
arbeitung lässig  schien^.  Aber  das  stetige  Verleugnen  stän- 
dischen Sinnes  und  Interesses,  das  die  Genossen,  deren  Kreisen 
die  Glieder  der  Regierung  entstammten,  mit  der  Beeinflussung 
im  kurfürstlichen  Sinne  an  ihnen  wahrnahmen,  gewann  ihnen 
auch  keine  Sympathien.  Der  Kanzler  G.  Fr.  v.  Kreytzen, 
der  1694  zu  solcher  Bearbeitung  yon  der  Regierung  vor- 
geschickt worden  war,  bat  D.  L.  v.  Danckelmann  um  be- 
sonderen Schutz,  da  es  sonst  schwer  werde,  „in  solchen 
Gelegenheiten  pro  interesse  Serenissimi  zu  reden**®. 

Neben  der  Regierung  wirkten  dann,  sicher  noch  mit 
besserem  Erfolge,  die  eigentlichen  kurfürstlichen  Beamten  auf 
die  Beratungen  ein,  sei  es,  dafs  sie  nach  Königsberg  geschickt 
oder  dafs  sie  dort  ansässig  waren.  Die  Sendung  der  ersteren 
—  Fuohs  und  Barfufs  kommen  yor  allem  in  Betracht  —  ge- 
schah unstreitig  vorwiegend  zu  diesem  Zwecke,  wenn  sie 
auch  in  der  Hauptinstruktion  mit  Bildung  einer  Kommission 
oder  mit  Untersuchung  der  SchatuUsassen  etwa  beauftragt 
waren.  Der  Einflufs  dieser  und  der  örtlich  ansässigen  Be- 
amten war  um  so  erfolgreicher,  weil  sie  sich  hauptsächlich 
an  die  Einzelnen  wandten  und  diese,   indem  sie  sich  solchen 


'  Belation  der  Pr.  Reg.  —  Kön.,  26.  Jan.  1690.  —   Kön.  Et.  — 
Ifin.  87d.    fol.  128,  124.  —  Konzept. 

•  Desgl.  —  Kön.,  4.  Aug.  1689.  —  Kön.  Et  —  Min.  87«.    fol.  158.  — 
Konzept. 

»  Desgl.  —  Kön.,  19.  Mai  1689.  —  Kön.  Et  —  Min.  87e.    fol.  68,  69. 
—  KoDsepi. 

•  Desgl.  —  Kön.,  16.  Febr.  1690.  —  Kön.  Et  —  Min.  87«.  foL  114.  — 
Kouept 

•  Desgl.  —  Kön.,  2.  Febr.  1696.  —  R.  6.  B.B.B.  5.  —  Ausf. 

•  DesgL  —  Kön.,  8.  De«.  1701.  —  R.  6.  B.B.B.  6.  —  Ausf. 

'  DesgL  —  Kön.,  5.  Sept  1689.  —  Kön.  Et  —  Min.  87«.    fol.  209, 
2ia  —  Konzept 

•  Vertrauliche  Mitteilung  des  Oberrats  v.  Kreytzen.   —   Kön., 
24.  Dez.  1694.  —  R.  6.  B.B.B.  4.  -  Eigenhfindig. 
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Vertrauenspersonell  des  Kurfürsten  willfährig  zeigten,  am 
ehesten  eines  persönlichen  Entgeltes  dafür  sicher  sein  konnten. 

Paul  y.  Fuchs,  1691  und  1692  in  Königsberg  thätig, 
wufste  bei  jeder  Gelegenheit  den  Ständen  darzul^en,  was 
für  einen  guten  Eindruck  eine  zureichende  Willigung  machen 
würde ^.  Er  ging  selbst  in  die  Landbotenstube',  um  Vor- 
stellungen zu  machen;  oder  die  Landräte  kamen  zu  ihm,  um 
ihn  eines  guten  Erfolges  zu  versichern,  nicht  nur  fUr  sich, 
sondern  auch  für  die  Deputierten  der  Ritterschaft;^.  Und 
noch  in  späteren  Jahren  suchte  er  schriftlich  mafsgebende 
und  einfluisreiche  Landstände  zum  Nachgeben  zu  bewegen^ 
(wenn  anders  er  der  Autor  des  in  Frage  kommenden 
Briefes  ist). 

General  -  Feldmarschalllieutenant  und  Geheimer  Kriegsrat 
Y.  Barfufs  wirkte  1695  und  1696  in  Königsberg  auf  die  Be- 
ratungen der  Stände  ein.  Er  wurde  direkt  angewiesen,  die 
Stände  zu  disponieren  in   einer  Angelegenheit,    die  der  Be- 

Sierung  vorenthalten  blieb '^.  Für  seine  Thätigkeit  sollte  ihm 
ie  Kriegskammer  mit  statistischem  Material  Handreichung 
thun^.  Er  selbst  berichtet  von  zahlreichen  Remonstrationen, 
die  er  gethan  ^.  Auch  wird  ihm  aufgetragen,  unter  der  Hand 
wegen  der  von  Küpner  erhaltenen  Nachricht  zu  sondieren,  als 
hätte  die  Ritterschaft  beschlossen,  nur  6  Wochen  zu  tagen 
und  dann  die  Beratungen  abzubrechen  ^ :  Landräte  und  Depu- 
tierte versichern  ihm,  dafs  davon  keine  Rede  gewesen  sei'. 
Seine  Geschicklichkeit  wird  wiederholt  gelobt  und  vor  allem 
anerkannt,  dafs  es  ihm  gelungen  sei,  den  Landratsdirektor  zu 
vertraulichen  Äufserungen  zu  gewinnen  ^^. 

In  gleicher  Weise  wirkten  mit  Erfolg  die  Beamten  der 
Kriegskammer,  die  von  vornherein  den  KurAirsten  auf  dem 
Laufenden  erhielten  über  die  Beratungen  und  ihn  gleich  1688 


^  Relation  von  Fuchs  betr.  Eröffnung  des  Landtags.  —  Kön., 
4.  Mai  1691.  -  R.  6.  B.B.B.  2.  —  Ausf. 

«  Rel.  von  Fuchs.  —  Kön.,  21.  Juli  1692.  —  R.  6.  B.B.B.  3.  — 
Ausf. 

•  Rel.  von  Fuchs  über  den  Beginn  der  Verhandlungen.  —  Kön-, 
6.  Mai  1692.  —  R.  6.  B.B.B.  8.  —  Ausf. 

^  Anonymes  Anschreiben  nach  Preufsen.  —  Berlin,  28.  Dez.  1^ 

'»  Instruktion  für  H.  v.  Barfufs.  —  Colin,  27.  Sept.  1695.  —  K.6. 
B.B.B.  4.  —  Konzent,  gez.  D.  L.  v.  D. 

«  Reskript  an  Barfufs.  —  Colin,  13.  Dez.  1695.  —  R.  6.  B.BJB.  4- 
—  Konzept,  gez.  D.  L.  v.  D. 

'^  Barfufs  an  Gen. - Commissarius  v.  Danckelmann.  —  K5Dn 
16.  Dez.  1695.  —  R.  6.  B.B.B.  4.  —  Eigenhändig. 

8  Reskript  an  Barfufs  betr.  Landtag.  —  tlöUn,  81.  Dez.  1695.  - 
R.  6.  B.B.B.  4.  —  Konzept,  gez.  D.  L.  v.  D. 

»  Rel.  von  Barfufs.  —  Kön.,  13.  Jan.  1696.  —  R.  6.  B33.  5.  - 
Eigenhändig. 

*®  Nebeninstruktion  an  Barfufs.     1.  c. 
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über  die  Haltung  der  Landräte  unterrichteten  ^  Küpner  und 
Viereck  erhielten  bestimmte  Weisungen,  auf  die  Landtage 
gehörig  acht  zu  haben',  und  vor  allem  Eüpner  kam  dem  in 
gewissenhafter  Weise  nach.  Nicht  nur  die  Stände*,  auch  die 
Oberräte  zogen  ihn  bezüglich  der  Behandlung  derselben  zu 
Rate^  und  gingen  ihn  um  Gutachten  an^.  Eine  besondere 
Mission  wurde  ihm  zu  teil  bezüglich  der  Städte  Königsberg, 
deren  Accise  der  Kurfürst  selbst  zu  übernehmen  wünschte, 
wobei  ihm  jedoch  behutsames  Vorgehen  anempfohlen  wird, 
damit  man  keinen  Argwohn  errege'.  Auch  die  Ritterschaft 
wufste  er  durch  wiederholte  Instanzen  zu  beeinflussen ''.  Durch 
Barfuls  scheint  er  freilich  auf  eine  Zeit  zurückgedrängt  worden 
zu  sein;  er  berichtet  fleifsig  weiter,  was  er  gethan  und  er- 
fahren, aber  er  mufste  doch  klagen,  dafs  der  Kriegskammer 
so  wenig  Nachrichten  von  Berlin  aus  zugehen^. 

In  gleicher  Weise  wirkte  später  Gottfried  v.  Werner, 
früher  Tribunalsrat,  seit  1700  Obersekretär  in  der  Oberrats- 
stube. Es  ist  ein  eigenartiges  Verfahren,  das  er  einschlägt, 
und  spricht  für  die  Kläglichkeit  der  ständischen  Verhältnisse 
der  letzten  Jahre.  Es  handelte  sich  um  die  Gewinnung  der 
Zustimmung  zu  einer  dreijährigen  Willigung,  für  die  die 
Landräte  bei  Zusicherung  ihres  Gehaltes  nach  seinem  Berichte 
ohne  weiteres  sein  würden.  Die  Deputierten  aber  wollte  er 
,bei  einem  Stück  Essen  und  Glase  Wein**  auf  alle  Art  zu 
disponieren  suchen,  und  mit  Zuziehung  einiger  der  Vor- 
nehmsten ihres  Standes,  die  von  ihm  schon  gewonnen,  wollte 
er  in  den  Tagen  der  Beratung  die  Deputierten  „so  einteilen, 
dafs  sie  nicht  sehr  aus  ihren  (der  Gastgeber)  Häusern  kommen 
sollten  *.  Diese  Art,  die  Sache  zu  behandeln,  war  dem  Könige 
genehm  ^^,  und  er  beauftragte  Werner,  die,  die  sich  ihm  bei 
der  Arbeit  willig  zeigen  würden,  seines  besonderen  Wohl- 
wollens  zu  versichern**.     Die   Bearbeitung   der   Deputierten 

'  Pr.  Reg.  an  den  Hanjptmann  von  Brandenburg.    1.  c. 
'  Reskript  an  Viereck  u.  Küpner.  —  Colin,   15.  April  1694.  — 
B.  6.  BJB.B.  4  —  Konzept,  gez,  D.  Lt.  v.  D. 

'  Landrat  Kai  nein  an  Küpner.  —  1695.  —  1.  c. 

*  -Tagebuch**.    1.  c.  fol.  634. 

*  Rel.   von   Küpner    an   D.   L.   v.  Danakeimann.    —    Kön., 
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.  —  Kön ,  8.  Dez.  1694.  —  ß.  6    B.B.B.  4.  —  Eigenhändig. 
Rel.  von  Küpner.  —  Kön.,  29.  Nov.  1695.  —  ß.  6.  B.B.B.  4.  — 
Eigenhändig. 

•  Bericht  Werners.  —  Kön.,  11.  Okt.  1701.  —  R.  6.  B.B.B.  6.  — 
Eigenhändig. 

"  Reskiipt  an  Werner.    —   Potsdam,   18.  Okt.  1701.   —   B.  6. 
B.B.B.  6.  —  fonzept,  ohne  Sign. 

"  DesgL  —  Colin,  15.  Nov.  1701.   —  ß.  6.  B.B.B.  6,  —  Konzept, 
ohne  Sign. 
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schien  nicht  den  erwarteten  Verlauf  zu  nehmen ;  das  Trienmim 
war  nicht  zu  erhalten.  Aber  Werner  verfehlte  nicht,  die  statt- 
liche Zahl  derer  mit  Namensnennung  dem  Könige  in  Em- 
pfehlung zu  bringen  y  die  ihn  bei  der  Arbeit  unterstützt 
hatten  ^. 

£ine  Beeinflussung  der  Stände  geschah  endlich  auch  dmcl 
den  Kurfürsten  selbst.  Nicht  anders  wenigstens  sind  die  An- 
schreiben zu  charakterisieren,  die  der  Kurfürst  an  die  Stände 
selbst  richtete.  Was  er  Ton  ihnen  forderte,  war  ihnen  auf 
dem  ordnungsmäßigen  Wege  durch  die  Regierung  kund  gethu 
worden:  mit  Sonderschreiben  suchte  er  sie  geneigter  za 
machen.  Solche  Schreiben  gingen  den  Ständen  bei  Eröfhung 
des  Landtages  zu^,  oder  während  desselben";  sie  ergingen  an 
alle  Stände y  oder,  wie  zumeist,  nur  an  die  Oberstände*, 
seltener  auch  noch  besonders  an  die  Städte  Königsberg  ^ 
Nicht  immer  wurde  ein  solches  Anschreiben  mit  der  ge- 
bührenden Achtung,  geschweige  denn  Beachtung  behandelt 
Als  das  Reskript  vom  7.  Juli  1691  den  Ständen  offeriert 
wurde,  wies  der  Vogt  von  Fischhausen,  Siegm.  v.  Wallenrodt, 
der  zur  Zeit  die  Leitung  hatte,  es  einfach  zurück,  wegea 
sonstiger  Arbeitsüberlastung,  und  weil  man  ja  doch  den  Inhah 
schon  wisse.  —  Die  Regierung  hatte  ihm  dafär  einen  Tadd 
auszusprechen  ^. 

Siebenter  Abschnitt. 

Das  „vereinigte  Bedenken'^ 

War  so  unter  allerlei  Anfechtung  von  aufsen  die  Beratung 
der  Kurien  geendet,  und  waren  die  einzelnen  Bedenken  bb 
den  Landräten  zurückgelangt,  so  konnte  zur  endgültigen  Be- 
sehlufsfasBung  geschritten  werden.  Alle  drei  Stände  begaben 
sich  zu  gemeinsamer  Verhandlung  auf  Grund  der  drei  ge- 
sonderten Beschlüsse  in  die  Landratsstube.  Bei  Differenzen 
unter  den  Ständen  wurden  hier  die  letzten  Uberredungsver- 
suche  von  Kurie  zu  Kurie  gemacht,  besonders  seitens  der 
Landräte  gegenüber  der  Ritterschaft,  die  wohl  noch  gelegentlich 


1  Bericht  Werners.  —  Kon.,  8.  Nov.  1701.  —  R.  6.  B.B.B.  6.  — 
Eigenhändig. 

s  Kurf.  Schreiben  an  die  Stände.  —  Haag,  8.  M&rs  1691.  —  Kön. 
Ostpr.  Fol.  741.    No.  21  fol.  258  ff. 

^  Beskript  an  die  Stände.  —  CöUn,  7.  Juli  lfl91.  —  R.  6.  6.B3.  2. 
—  Ausf. 

«  Reskript  an  die  Oberst&nde.  —  Colin,  28.  März  1698.  —  K5n. 
Ostpr.  Pol.  m\    fol.  334—335. 

B  Reskript  an  die  3  St.  Königsberg.  —  Colin,  9.  Nov.  1697.  — 
R.  6.  B.B.B.  5.  —  Konzept,  gez.  D.  L.  v.  D. 

^  Reskript  an  die  Oberräte  wegen  des  Vertialtens  des  Yff^  '^ 
Fischhausen.  —  Colin,  21.  Aug.  1691.  —  R.  6.  B.B.B.  2.  —  Aw£ 
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darch  die  Pluralität  zur  Meinung  der  Landräte  gebracht 
wurde*.  —  Einer  der  Landräte  —  1692  war  es  der  Haupt- 
mann zu  Tapiau  —  wurde  beauftragt,  in  dem  „Vereinigten 
Bedenken '^  die  Beschlüsse  der  Kurien  zusammenzufassen ,  das 
dann  verlesen,  gebilligt  und  durch  Deputierte  der  Regierung 
übergeben  wurde  *. 

Doch  selten  nur  erledigte  sich  der  modus  procedendi  in 
dieser  glatten  Weise,  sowohl  bezüglich  der  Einzel-  als  der 
Gesamtberatung.  Bei  Diskrepanzen  war  es  häufig,  dafs  voiv 
einzelnen  Kurien  sogenannte  „Partikulierbedenken"  übergeben 
wurden,  die  dem  Kurfürsten  von  vornherein  darlegen  sollten, 
wie  es  unmöglich  sei,  auf  seine  Forderungen  einzugehen,  die 
aber  in  der  Regel  ungünstige  Aufnahme  fanden.  Ein  solches 
sandte  1692  die  Ritterschaft',  besonders  die  Einbeziehung  der 
kurfürstlichen  unmittelbaren  Unterthanen  fordernd;  es  ver- 
ursachte „harte"  Reskripte,  und  der  Tagebuchautor  beklagt 
solche  Sonderbedenken,  mit  denen  zu  keinem  Schlufs  zu 
kommen  sei,  und  die  nur  die  Herrschaft  gegen  unschuldige 
Leute  erzürne^.  Indessen  galten  sie  nicht  als  aufser  Ob- 
servanz, besonders  wenn  sie  durch  die  Regierung  an  den  Kur- 
filrsten  gelangten;  nicht  so,  wenn  Partikulierbedenken,  wie 
1689  der  Oberstände*,  dem  Kurfürsten  direkt  zugingen,  wes- 
wegen  die  Regierung  sich  eingehend  zu  verantworten  hatte, 
da  sie  für  die  harten,  nun  von  ihr  nicht  gerügten  Ausdrücke 
des  Bedenkens  mit  verbindlich  gemacht  wurde. 

Oröfsere  Konflikte  ergaben  sich,  und  die  Observanz  wurde 
emnfindlich  durchbrochen  bei  der  Abfassung  des  „Vereinigten 
Bedenkens" ;  denn  immer  traten  dann  scharf  die  Interessen- 
gegensätze zwischen  den  Oberständen  und  den  Städten  Königs- 
berg hervor.  Wiederholt  suchten  die  Oberstände,  mit  den 
kleinen  Städten  vereint,  die  Städte  Königsberg  ganz  zu  über- 
gehen. Zum  erstenmal  1689^.  Man  hatte,  um  den  KurfÜrstea 
günstig  für  die  Oberstände  zu  stimmen,  ihm  ein  Präsent  von 
15000  Thlr.  gemacht,  in  der  Absicht,  dafär  die  „alte  Obser- 
vanz' gegen  die  Königsberger  gewahrt  zu  sehen.  Es  gelang 
ihnen  nicht.  Der  Kurfürst,  den  Klagen  der  Städte  Königs- 
berg zugänglich®,  rügte  die  Regierung,  dafs  sie  der  Städte 
Kecnte  unbeachtet  gelassen,   die  doch  zu  seinen  Gunsten   ge- 


>  .Tagebuch«.    1.  c.  foL  636. 
'  Partikular- Bedenk 


Bedenken  der  Ritterschaft;    ad  Bei.  von  Fuchs.  — 
KoiL,  20.  Mai  1692.  —  B.  6.  B.B.B.  3.  —  Ausf.     . 
»  „Tagebuch**.    1.  c.  fol.  629. 

*  Relation  der  Oberr&te  wegen  der  Bedenken  der  Oberstände.  — 
Kön.,  7.  Febr.  1689.  —  Kön.  Et.  —  Min.  87«.    fol.  10,  11.  —  Konzept 

^  Entschliefsimg  £.  £.  Landschaft  von  „allen"  Ständen.  —  Kön.» 
9.  Mai  1689.  —  R.  6.  B.B.B.  1.  —  Ausf. 

*  Reskript  an  die  St  Königsberg.  —  Colin,  20.  Mai  1688.  —  B.  6. 
BJB.B.  1.  —  Konzept 
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willigt  hätten  ^.  Diese  verwahrte  sich  dag^en  ^,  und  auch  die 
Oberstände  machten  die  Städte  selbst  dafür  verantworttich, 
die  bei  der  Abfeissung  des  Vereinigten  Bedenkens  absichtlich 
sich  nicht  geäufsert  hatten,  um  dann  ein  besonderes  Memoriale 
absenden  zu  können ,  wogegen  sie  protestierten'.  Die  Städte 
wies  der  Kurfürst  an,  es  auf  seine  Entscheidung,  nicht  auf 
rechtliche  Austragung  des  Falles  ankommen  zu  Tassen^.  Sie 
fügten  sich,  nicht  aber  die  Oberstände,  die  in  einem  neuen 
Bedenken  die  Städte  Königsberg  wieder  übergingen  und  die 
Sache  am  Hofgericht  zur  Klage  brachten.  Wieder  baten  die 
Städte  um  Schutz,  da  sie  dessen  Richter  in  der  Angelegenheit 
für  interessiert  hielten^;  wie  es  scheint,  zunächst  mit  Erfolg. 
Doch  der  Fall  kehrte  wieder,  und  noch  im  letzten  Landtags- 
jahre, 1704,  mufsten  die  Städte  Königsberg  aus  gleicher  Ur- 
sache beim  Kurfürsten  Schutz  suchen*. 

Es  mufste  schlimm  um  die  Sache  der  Stände  stehen, 
wenn  diese  in  ihren  eigensten  Angelegenheiten  und  organi- 
schen Fragen  den  Kurfürsten  zum  Richter  machten  und  ihm 
auch  so  durch  ihre  Zerrissenheit  Handhaben  zum  Angriff 
boten.  Das  alte  ständische  Brauchtum  wurde  denn  auch  im 
Interesse  der  Landeshoheit  umgebogen ,-  und  wie  der  Kurfllrst 
Sonderbedenken  annahm,  wenn  sie  in  seinem  Sinne  waren 
(wie  1689  bezüglich  der  Accise  der  kleinen  Städte^)  und  dies 
nicht  als  Verstofs  gegen  die  Observanz  bezeichnete,  so  übte 
er  auch  Einflufs  auf  das  Vereinigte  Bedenken  selbst,  durch 
die  Oberräte. 

Achter  Abschnitt. 
Die  Behandlung  desselben. 

Nicht  ohne  weiteres  nahmen  die  Oberräte  das  Vereinigte 
Bedenken  an.  Sie  hatten  die  Weisung,  es  nur  zu  acceptieren, 
wenn  darin  besonders  auch  in  der  Form  nichts  enthalten  war, 
was  des  Landesherrn  Unwillen  erregen  konnte.  Andernfalls 
mufste  es  sofort  auf  Erinnern  der  Oberräte  geändert  werden  ^ 
Die  Regierung  wurde  um  so  vorsichtiger  damit,   da  sie  trots- 

»  Reskript  an  die  Pr.  Reg.  —  Colin,  17.  Mai  1689.  —  Kön.  Et.  - 
Min.  87«.    fol.  74—81.  ~  Ausf 

«  Rel.  der  Pr.  Reff.  —  Kön.,  23.  Mai  1689.  —  Kön.  Et  —  Min.  87*. 
foL  82-83.  —  Konzept. 

s  Bittschrift  der  Oberstände  wider  die  St.  KönigsbeiK.  —  Kön., 
praes.  23.  Mai  1689.  —  Kön.  Ostpr.  Pol.  725.    No.  64  foL  728-742. 

«  Reskript  an  die  St.  Königsberg.  —  Halle,  22.  Mai  1689.  —  B.  6. 
B.B.B.  1.  —  Konzept.  , 

»  Flehen  der  St.  Königsberg.  —  1689.  —  R.  6.  B.B.B.  1.  -  Ausfc 

«  Fürstellung  des  Standes  von  Städten.  —  Kön.,  15.  Mfcr«  1704.  — 
R.  6.  B.B  B.  6.    fol.  157.  —  Ausf. 

"^  Vgl.  unten  2.  Buch  Kap.  6. 

8  Relation  derOberr&te.  —  Kön.,  7.  Febr.  1689.  —  Kön.  Et  —  Min.  87*. 
fol.  10,  11.  —  Konzept. 
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dem  wiederkolt  angewiesea  wurde,  dem  Kurfttrsten  bereits 
Aberaaadte  Bedenken  den  Ständen  wieder  zuraekzastellen  ^. 
Es  entstanden  so  oft  in  letzter  Stande  noch  harte  Kftmpfe. 
Als  es  1692  galt,  sich  neben  dem  Bedenken  aach  auf  das  mit 
zu  abersendende  Reglement  Air  die  Accise  zu  einigen,  fanden 
besondere  Konferenzen  der  Stände  mit  dem  Landhofmeister; 
Obermaschall y  den  Kastenherren  und  Ktipner  in  den  Kom- 
missionsdtaben  statt  Es  gab  harte  Worte  zwischen  den  Depu- 
tierten and  Käpner,  sodafs  man  für  die  Zukunft  solche  Kon- 
ferenzen aufgab'  und  sich  auf  die  Verhandlungen  in  der 
Oberratsstube  beschränkte.  Drei  Tage  dauerten  dieselben 
1700,  wie  das  darüber  geführte  Protokoll  besagt,  weil  auch 
in  diesem  Bedenken  wieder  „schwierige  Stellen*'  waren '. 

Noch  galten  diese  Bedenken  wenigstens  als  der  Ausdruck 
nni  die  Willensmeinung  der  Korporation  der  Stände.  Sie 
waren  deshalb  auch  nur  von  der  Gesamtheit  gezeichnet,  diese 
deckte  den  Verfasser.  Durch  Zeichnung  des  letzteren  wären 
sie  zar  blofsen  Form  herabgesunken.  Eine  diesbezllgliche 
Forderung  stellte  der  Kurfilrst  in  den  letzten  Jahren,  er 
wiknschte  den  Namen  des  Kotizipienten,  wie  dies  bei  privaten 
Urkunden,  die  öffentlich  zu  werten  wären,  nötig  sei;  die 
Oberräte  suchten  auch  die  Unterschriften  zu  erhalten^,  doch 
war  in  diesem  Punkte  ihre  Mähe  vergeblich«  Einmütig  er- 
klärten sich  die  gesamten  Stände  in  einem  Memoriale  dagegen. 
Sie  legten  dar,  wie  doch  alle  in  genere  et  in  specie  des  Be- 
denkens Autoren  seien,  wie  also  falsch  sei,  sich  an  den  einen 
Konzipienten  halten  zu  wollen;  auch  würde  demselben  bei 
der  Aofassung  so  von  allen  Seiten  zugesetzt,  dafs  er  unmög- 
lich ftlr  alle  Ausdrtlcke  des  Bedenkens  responsabel  sein  könne. 
Aaeh  der  Hinweis  fehlte  schliefslich  nicht,  dafs  es  ihnen  dann 
schwer  werden  wtlrde,  Verfasser  für  Bedenken  zu  gewinnen^. 
Der  Kurfürst  stand  denn  auch  in  der  Folge  von  diesem 
Wansche  ab. 

Neunter  Abschnitt. 

Iistass  ttnd  Jü»  eemplanandi,  die  recbtlielieii  Aigriffsmittoi 

des  Firsten.. 

War  der  Kurfürst  inhaltlich  mit  dem  Vereinigten  Be- 
denken nicht  zufrieden,  so  erfolgte  eine  Instanz  an  die  Stände, 

1  Reskript  an  die  Fr.  Reg.  —  Colin,  2.  Nov.  1699.  —  R.  6.  B.B.B.  5. 
-^  Konsept,  gez.  P.  v.  Fachs. 

«  -T^ebuch".    1.  c  fol.  637. 

»  Protokoll  der  Oberratastabe.  —  Kön.,  23.,  26.,  27.  Febr.  1700.  — 
Kön.  Ostpr.  Pol.  750     No.  32  fol.  248,  249. 

«  &el.  der  Pr.  Reg.  —  Kiön.,  1.  Mars  1700.  —  R.  6.  B.B.B.  5.  — 
Aast 

*  Memoriale  der  gesamten  Stände.  —  Kön.,  1.  M&rz  1700.  —  R.  6. 
B.BA  5.  —  Ausf. 

C* 
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und  in  späterer  Zeit  hatte  die  Regierung,  die  stets  durch  Be- 
richte den  Kurfürsten  über  das  Resultat  der  Landtagshandlang 
auf  dem  Laufenden  zu  erhalten  hatte ,  die  direkte  Weisung, 
falls  die  Willigung  nicht  der  kurfürstlichen  Forderung  gemäb 
war,  selbständig  damit  vorzugehen.  Alle  Stände  wurden  in 
die  Oberratsstube  gefordert,  ihnen  die  Unannehmbarkeit  der 
Willigung  dargelegt,  und  nachdem  ihnen  ein  Auszug  des 
Protokolls  ausgehändigt,  begannen  die  Verhandlungen  in 
gleicher  Weise  wie  nach  der  ursprünglichen  Proposition  ^.  Sic 
waren  um  so  schwieriger  und  langwieriger,  wenn  etwa  die 
Stände  inzwischen  für  eine  Zeit  entlassen  und  dann  nur 
schwer  wieder  zu  vereinigen  waren*. 

In  der  Hauptsache  mufste  dies  kurfürstliche  Rechtsmittel 
der  Instanz  in  Anwendung  gebracht  werden,  wenn  einschnei- 
dende Änderungen  im  Quantum  der  Forderung  oder  im  Modi» 
ihrer  Deckung  einen  hartnäckigen  Widerstand  wachriefen. 
Und  solche  Änderungen  brauchten  nicht  immer  vom  Kur 
fürsten  auszugehen,  in  welchem  Falle  er  dann  der  durch  die 
Instanz  Widerstrebende  war.  Das  ist  die  Signatur  am  Beginn 
unserer  Periode:  Die  Oberstände  strebten  mit  aller  Macht, 
1689  den  verhafsten  Hubenschofs  gegen  eine  Generalaccise 
einzutauschen.  Noch  blieb  der  Kurfürst  Sieger,  aber  nur 
durch  vier  Instanzen ;  er  gab  im  folgenden  Jahre  nach  nur  einer 
Instanz  dem  Ansturm  der  Oberstände  nach ^.  In  gleicherweise 
wiederholen  sich  die  Instanzen  mit  dem  Streben  der  Ober- 
stände nach  Einbeziehung  der  kurfürstlichen  unmittelbaren 
Unterthanen  1690—1692,  mit  dem  Streben  des  Kurfürsten 
nach  Willigung  einer  bestimmten  Summe,  nach  Erhöhung 
dieser  Summe  und  endlich  nach  mehrjährigen  Willigungen. 

Jede  Instanz  war  ein  Kraftmesser  in  dem  Kampfe  zwischen 
Landeshoheit  und  Ständen ;  jedoch  ein  Kraftmesser,  der  auch 
über  die  wahre  Natur  des  Kampfes  zu  täuschen  geeignet  war. 
Denn  der  durch  die  Instanz  zu  überwindende  Widerstand 
ging  stets  nur  von  einem  Teil  der  Stände,  der  Ritterschaft» 
aus,  die  sich  einzig  stützte  auf  die  von  den  Deputierten  mit 
formulierte  Instruktion,  ohne  noch  wie  früher  einen  Rückhalt 
in  der  breiten  Masse  der  Genossen  zu  haben,  und  ftlr  diese 
wenigen  Starrköpfe  war  jede  Instanz  nur  eine  unverdiente 
Berücksichtigung  und  Anerkennung.  Ihr  Widerstand,  der 
jede  dem  Lande  wirklich  nützende  Verhandlung  ausscUofs, 
wurde  nur  verstärkt  Noch  auf  dem  letzten  Landtage  that 
man  ihnen  die  Ehre  von  drei  Instanzen  an,  nachdem  sie  mit 


»  «Tagebueh«.    1.  c.  fol.  687. 

*  Rel.  der  Fr.  Reg.  betr.  neue  Instanz.  —  Kön.,  26.  Jnli  1694.  — 
B.  6.  B.B.B.  4.  —  Ausf. 
»  Vgl.  Anlage  III. 
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Resignation    auf   jede    Kommunikation    mit    ihren    „Hinter- 
bliebenen", also  auf  einen  „Hinterzug",  vehzichtet  hatten  \ 

Selbst  bei  der  Absicht,  den  preufsischen  Ständen  das 
Recht  der  Tagung  zu  lassen,  war  der  Kurfürst  zu  Instanzen 
nicht  gezwungen;  er  besats  das  jus  complanandi,  das  Recht, 
auf  Grund  der  zusagenden  Willigung  zweier  Stände  den 
dritten  zur  Gewährung  derselben  zu  zwingen.  Er  brachte  es 
im  ganzen  nur  wenig  zur  Anwendung,  immer  in  der  Absicht, 
mit  den  Ständen  in  Güte  auszukomm^d ;  nur  als  Schreckmittel 
wurde  diese  ultima  ratio  oft  gebraucht  Sie  erschien  not- 
wendig am  Anfange  unserer  Periode,  um  eine  Klärung  der 
vom  Kurfbrsten  in  guter  Absicht  verschleierten  Situation  her- 
beizufbhren ;  die  Regierung  selbst  bot  in  ihrer  Ratlosigkeit  die 
Hand  dazu;  sie  empfahl  sie  1689',  und  durch  Komplanation 
wurde  die  Ritterschaft  zum  Hubenschofs'  fUr  Juni  des  Jahres 
gezwungen,  so  sehr  sie  sich  auch  dagegen  verwahrte.  Sie 
bestritt  dem  Kurfürsten  das  Recht  dazu  nicht,  wünschte  es 
aber  circa  alias  differentias  et  causas  inter  Status  emergentes 
angewendet^,  nämlich  inkonsequent  genug,  gegen  die  Städte 
Königsberg,  die  ihr  in  ihren  wirtschaftlichen  Plänen  nicht  zu 
Willen  waren  ^.  Wiederholt  drangen  die  überstände  in  dieser 
Absicht  in  den  Kurfürsten,  er  möge  diese  seine  schärfste 
Waffe  zu  ihren  Gunsten  gebrauchen^.  Er  gab  dem  nicht 
nach,  im  wohlverstandenen  Interesse  der  Landeshoheit,  blieb 
aber  auch,  sich  der  Stärke  derselben  nicht  bewufst  werdend, 
in  der  ganzen  Folgezeit  zaghaft  mit  der  Anwendung  der 
Komplanation,  besonders  seitdem  die  Oberstände  stetig  be- 
touten, nur  wenn  zwei  Stände  mit  dem  dritten  diskrepant 
wären,  sei  sie  zulässig,  und  das  sei,  seit  die  Städte  Königs- 
bei^  sich  separiert,  nicht  mehr  möglich^,  da  die  Städte  so 
keinen  geschlossenen  Stand  mehr  bildeten.  Die  Komplanation 
unterblieb  in  der  letzten  Zeit  stets,  so  oft,  ja  regelmäfsig 
seitens  des  Kurfürsten  damit  gedroht  wurde,  obgleich  schliefs- 
lich  auch  der  sonst  so  vorsichtige  Geheime  Rat  sie  für  nötig 


1  RcL  der  Fr.  Reg.  —  Kön.,  17.  März  1704.  —  R.  6.  B.B.B.  6. 
foL  149.  150.  —  Ausf. 

«  Rel.  der  Pr.  Reg.  —  Kön.,  26.  Mai  1689.  —  Kön.  Et  —  Min.  87«. 
foL  16,  17.  —  Konzept. 

»  BcL  der  Pr.  Reg.  —  Kön.,  30.'Juni  1689.  —  Kön.  Et.  —  Min.  87». 
iol  123,  124.  —  Konzept. 

*  Fürstellang  der  überstände,  die  Komplanation  betr.  —  Kön., 
praes.  29.  Juni  1689.  —  Kön.  Et.  —  Min.  87«.    fol.  119,  120. 

*  Bittschrift  der  Oberstände.  —  Kön.,  praes.  23.  Mai  1689.  —  Kön. 
Et.  —  Min.  87e.    fol.  88-97. 

*  Triplica  der  Oberstände.  —  Kön.,  praes.  9.  Juni  1690.  —  Kön. 
Et.  —  Min.  87d.  fol.  67—88.  —  AUgem.  Bedenken.  —  Kön.,  praes. 
18.  März  1704.  —  B.  6.  B.B.B.  6.    fol.  183—211. 

^  Rel.  von  Barfufs  an  Gen -Komm.  v.  Danckelmann.  —  Kön., 
16.  Dez.  1695.  —  R.  6.  B.B.B.  4.  —  Eigenh. 
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Lielt'  und  Stimmen  aus  dem  LandratskoUegium  sie  an- 
gelegentlich anpfählen  *.  —  In  der  Mehrzahl  der  Fälle  genfigte 
freilich  die  Drohung;  die  Ritterschaft  gab  nach. 

Zehnter   Abschnitt. 

Assi^uratiOB  und  firaTamina,  die  reehtlichen  Sehtttzauttd 

der  SiSnde. 

Mit  der  Stellungnahme  der  Stände  zu  den  kurftirstlichea 
Forderungen  war  die  Thätigkeit  des  Landtages  jedoch  in  den 
meisten  Fällen  nicht  erschöpft  Für  das,  was  man  gegeben, 
hatte  man  auch  zu  fordern.  So  war  es  gehalten  woraen  in 
der  Zeity  da  die  Landes*  und  ständische  Hoheit  politisch  sich 
noch  die  Wagschale  hielten,  und  die  TerfassungsmafBigeo 
Mittel  dazu  wurden  formal  jetzt  um  so  höher  gewertet ,  je 
mehr  man  bereits  unter  dem  Zwange  der  Verhältnisse  Iiatte 
hingeben  müssen  in  der  Sache.  So  grofsen  Wert  die  Stlbide 
darauf  naturgemäfs  legen  mufsten,  je  mehr  sieh  jetzt  der  Kr^'a 
ihrer  Machtmittel  yerengte,  so  leicht  entgegenkommend  konnte 
der  Kurfürst  nun  mit  mrer  Gewährung  sein,  um,  da  er  nun 
fortiter  in  re,  auch  suaTiter  in  modo  zu  handeln  und  deA 
Ständen  die  ihnen  geschlagenen  Wunden  erträglicher  sa 
machen. 

So  oft  die  Stände  einen  Schritt  zurückgewichen  Tor  der 
Landeshoheit;  glaubten  sie  dies  rechtlich  unschädlich  machen 
und  einen  Schutzwall  aufrichten  zu  können  durch  Forderung 
einer  assecuratio  de  non  praejudicando,  einer  Zusicherung, 
dafs  der  betreffende  Fall  nicht  Observanz  werden  solle.  Re^el- 
mäfsig  war  der  Kurfdrst  dazu  bereit,  wenn  er  sie  nicht  schon 
im  voraus  bei  der  Stellung  der  Forderung  in  Aussieht  stellte. 
Denn  alle  diese  späteren  Berufungen  auf  Assekurationen  — 
wie  auch  auf  Privilegien  — ,  die  Verhältnisse  einer  frühOT«B 
Zeit  konservieren  sollten ,  konnten  für  eine  Macht  nicht  von 
Wert  sein,  die,  indem  sie  sich  durchsetzte,  auch  die  Be- 
rechtigung hatte,  den  gewandelten  Verhältnissen  gemäfs  neue» 
Recht  zu  setzen.  Die  Empfindung  davon  ist  es,  wenn  der 
Fürst  auf  solche  Berufung  nur  erklären  kann,  man  müsse  au» 
der  Not,  die  keine  Gesetze  kenne,  eine  Tugend  machen'. 

Andererseits  hatten  die  Stände  das  Recht  der  Beschwerde,, 
falls  sie  bezüglich  ihrer  Berechtigungen  gekränkt  zu  smk 
glaubten.    Naturgemäfs  hatten  sie  jetzt  auch  dazu  reichlichen 


^  BaadbemerkuDg  zur  Rel.  der  Pr.  Beg.  —  Kön^  7.  Okt.  1700.  — 
R  6.  B.B.B.  5.  —  Aiisf. 

•  Kreytzen  an  Kolb  v.  W.  —  1701.  —  1.  c. 

»  Reakript  an  die  Pr.  Reg.  —  Colin ,  28.  Febr.  1704.  -  B.  ft- 
B.B.B.  6.    fol.  142—146.  —  Konzept,  ohne  Sign. 
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AnlaTs.  War  auch  die  Machtfrage  zwischen  Landes-  und 
ständischer  Hoheit  wesentlich  nur  noch  Geldfrage,  und  auf 
diese  das  ständische  Hauptinteresse  gerichtet,  das  völlige 
Durchsetzen  der  Landeshoheit  war  mit  dem  Darbieten  der 
Mittel  allein  nur  erst  Yorbereitet  Langsam  mufste  sie  auch 
die  übrigen  Hoheitsrechte  unter  ihre  alleinige  Botmälsigkeit 
bringen,  in  Verwaltung,  Polizei  und  Recht  auch  die  Stände 
zurückdrängen,  oder  die  durch  Privilegien  geschützten  In- 
haber,- die  solch  Hoheitsrecht  als  jus  quaesitum  betrachten 
durften,  in  ein  Abhängigkeits-  und  Unterthanenverhältnis  hin- 
überflihren.  Jedes  Abbröckeln  solcher  Rechte  gab  Anla&  zu 
Beschwerden,  und  die  Abfassung  der  Gravamina  bildete  einen 
wichtigen  Teil  der  ständischen  Verhandlungen. 

Nach  der  Einzelberatung  in  den  Kurien  wurden  sie  ent- 
weder  getrennt  ^  oder  zu  einem  Ganzen  vereint  der  Regierung 
Kor  Übermittelung  an  den  Kurfürsten  übei^eben,  wobei  schon 
die  Regierung  um  Fürsprache  beim  Kurftkrsten  ersucht  wurde ^. 
In  späterer  Zeit  fand  meist  nicht  eine  gesonderte  Abfassung 
der  Gravamina  statt,  sondern  man  fügte  sie  sofort  den  Be- 
denken ein',  wodurch  die  Willigungen  an  Annehmlichkeit  für 
den  Kurfürsten  nicht  gewannen. 

Inhaltlich  bleiben  sich  die  Gravamina  durch  die  ganze 
Zeit  fast  gleich ,  trotz  der  regelmäfsig  erteilten  kurfürstlichen 
Resolutionen.  Am  ausführlichsten  beziehen  sie  sich  auf  den 
Schutz  des  lutherischen  Bekenntnisses  gegenüber  Reformierten 
und  Papisten,  deren  Abwehr  stets  den  Eingang  bildet,  und 
auf  das  „unheilvolle  und  landverderbliche^  Wirken  des  Kriegs* 
kommissariats  und  seiner  Unterorgane,  der  Schofseinnehmer, 
denen  gegenüber  auch  nach  erfolgter  Restabilierung  stetig  eine 
yOUig  selbständige  Stellung  des  Landkastens  gewünscht  wird. 
Ähnlich  ausführlich  wird  stets  die  Separation  und  Prägravation 
der  Städte  Königsberg  seitens  der  Oberstände  beklagt  und 
ebenso  regelmäfsig  widerlegt.  Daneben  läfst  man  sich  den 
Schatz  der  Cölmer  und  Freien,  zeitweise  auch  der  kleinen 
Städte  angelegen  sein.  Mit  Nachdruck  wollen  die  Oberstände 
die  Stellung  der  Oberräte  und  Hauptleute  als  Verwaltungs- 
organe gewahrt  wissen  gegenüber  den  neuen  Organen  der 
Liuideshoheit.  Der  Schutz  des  Indigenats  und  der  an  das- 
selbe geknüpften  Berechtigungen  wird  betont,  die  Besetzung 
▼on  Ämtern  nur  mit  Eingeborenen  auch  seitens  der  Städte 
verlangt.  Den  Einflufs  auf  das  Rechtswesen  sucht  man  zu 
erhalten  durch  Ausdehnung  der  Jurisdiktion   der  Hauptleute, 

'  Gravamina  derer  vom  Herrenstand  u.  Landräten.  —  Kön.  1688. 

-  Kön.  Ostpr.  Fol.  725.    No.  86  p.  315—353. 

*  Relation  der  Pr.  Reg.  —  KOn.,  2.  April  1696.        R.  6.  B.B.B.  5. 

—  Ausf. 

*  Vereiniffte  Bedenken  der  preufs.  Stände.  —  ROn.,  praes.  24.  Juli 
16W-  -  R  6.  B.B.B.  4. 
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durch  regelmälBige  Wandlung  des  Tribunals,  durch  die  Forde- 
rung, das  in  der  Vorbereitung  befindliche  neue  Landrecht 
ständischerseits  beraten  zu  diLifen.  Die  Einschränkung^  der 
Jagdgerechtigkeit  des  Adels  bietet  Anlafs  zu  heftigen  Klagen 
Alle  Verordnungen,  die  der  Kurfürst  im  Interesse  der  Polizei- 
hoheit ergehen  läfst ,  wünscht  man  vorher  zur  Begutachtung 
zugeschickt  zu  erhalten.  Auch  Anläufe,  die  Militärhoheit 
wieder  zu  erhalten,  unterbleiben  nicht:  das  Defensionswerk 
soll  wieder  auf  den  alten  Fufs  gebracht  werden.  Darch 
Forderung  eines  strengea  Fremdenrechts  suchen  endlich  die 
kleinen  Städte  sich  konkurrierender  Nachbarn  und  der  Städte 
Königsberg  zu  erwehren. 

Alle  die  Wunden,  die  die  Landeshoheit  dem  Stand etum 
geschlagen,  wurden  so  in  den  Qravamina  aufgezählt.  Einst 
als  wichtiges  ständisches  Schutzmittel  der  Landesherrschaft  un- 
bequem, boten  die  Gravamina  dem  Kurfürsten  jetzt  höchstens 
Fingerzeige  und  programmatische  Andeutungen  für  ein  weiteres 
Vorgehen  auf  den  betreffenden  Gebieten. 

So  waren  denn  auch  die  kurfürstlichen  Resolutionen  dieser 
Zeit,  in  der  Form  ausführlicher  fast  als  die  Gravamina  selbst  ^ 
nicht  mehr  wie  früher  nur  Zusicherungen  auf  Abstellung  der- 
selben, sondern  oft  einfache  Darlegungen  der  Notwendigkeit 
des  Sachverhalts.  Wie  die  Gravamina  ihren  Charakter  ge- 
wandelt, wie  sie  nicht  mehr  nur  die  Beschwerden  einer  neben- 
geordneten Macht  über  Nichtinnehaltung  verfassungsmäfsiger 
Hoheitsrechte  waren,  sondern  mehr  Petita  geworden  waren 
von  Subordinierten,  die  den  weiten  Blick  verloren  und  nun 
auf  dem  engen  Standpunkt  wirtschaftlicher  Interessen  nicht 
ihr  Genügen  fanden,  so  charakterisierten  sich  auch  die  kui^ 
fürstlichen  Resolutionen  nicht  mehr  als  verfassungsrechtliche 
Auseinandersetzungen,  sondern  als  beruhigende  Darlegungen^ 
die  ohne  Gefahr  auch  unterbleiben  konnten,  des  Herrn  gegen- 
über  Unterthanen.  Der  privatrechtliche  Standpunkt  der  g^n- 
seitigen  Unterhandlung  wich  dem  öffentlichrechtlichen  der 
neuen  Zwangsorganisation,  die  nicht  zu  paktieren,  sondern 
nur  Konsequenzen  zu  ziehen  hatte. 

Das  ist  naturgemäfs  die  allgemeine  Signatur  unserer  Zeit 
Unzeitige  Nachgiebigkeit  konnte  freilich  diese  Sachlage  seit- 
weise verschleiern.  Die  Einbeziehung  der  Eximierten  1690  bis 
1692,  deren  Steuerfreiheit  bisher  ein  gravamen  urgentissimum 
gewesen,  wurde  vom  Kurfürsten  selbst  noch  als  Tauschobjekt 
aufgefafst  für  Gewährung  eines  gewissen  Quantums  und  mehr- 
jähriger Willigung*.     Für  seine  oft  so  schwankende  Haltung 


>  Kurf.  Resolution  auf  Gravamina.  —  Kön.,  5.  April  1690.  —  Kön. 
Ostpr.  Fol.  725.    No.  24  p.  181—259. 

«  Reskript  an  P.  v.  Fu  c  h  s.  —  Colin,  13.  Mai  1692.  —  R.  6.  B.B.B.  S. 
—  Konzept,  ohne  Sign. 
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in  der  Erteilung  der  Resolutionen  ist  vor  allem  die  schwäch- 
liche Haltung  des  Geheimen  Rats  verantwortlich  zu  machen, 
der  „harte  Termini **  in  den  Resolutionen  strich  und  sich  von 
einer  „glimpflichen"  Behandlung  der  Stände  mehr  verspracht 
Zuweilen  freilich  trat  der  Kurfürst,  beraten  durch  die  Kriegs- 
kammer, auch  bestimmt  auf;  so  als  er  den  Ständen  den  zu- 
nehmenden Brauch  verwies,  rein  persönliche  Angelegenheiten 
und  Streitigkeiten  Einzelner  in  die  G-ravamina  aufzunehmen  — 
ein  Zeichen  mehr  f(lr  die  Verengung  der  Stände  auf  einen 
lediglich  egoistischen  Standpunkt.  Sie  erhielten  die  Weisung, 
ilab  es  ihnen  nicht  zustene,  dergleichen  Privatsachen  „ad 
comitia  Provincialia''  zu  bringen^.  —  Zur  Klärung  der  Situa- 
tion im  oben  ausgeführten  Sinne  trug  es  auch  bei,  wenn  der 
Kurfürst  1692  —  Fuchs  hatte  ihn  daraufhin  beraten^  —  be- 
züglich des  eingeschickten  Reglements  die  Oberstände  beschied 
R^ements  zu  machen  stehe  den  Ständen  nicht  zu ,  man  habe 
mit  geziemendem  Respekt  zu  bitten  und  kurfürstliche  Ver- 
ordnungen abzuwarten^. 

Elfter  Abschnitt. 
Die  flbrigen  Verhandlungen;  Dimission. 

Den  übrigen  Teil  der  Verhandlungen  nahmen  interne 
Angelegenheiten  der  einzelnen  Kurien  in  Anspruch:  Rang- 
streitigkeiten im  Landratskollegium  ^ ,  und  Gesuche  verschie- 
dener' Art  an  die  Oberstände  um  Erwirkung  der  Steuer- 
freiheit bei  Verarmung,  oder  zwecks  Unterstützung  aus  der 
«tftndischen  Kasse.  Dem  Acciseeinnehmer  von  Riesenburg, 
dem  1703  300  flor.  der  Kronsteuer  entwendet  worden  waren, 
erklärten  die  Oberstände  zwar  auf  sein  Gesuch,  dafs  sie  nichts 
mit  ihm  zu  thun  hätten,  bewilligten  ihm  aber  doch  eine  Unter- 
statEung  aus  den  Interessen  des  „neunten  Pfennigs^  ^.  —  Die 
wichtigsten  Gesuche  aber,  die,  zumeist  auch  vom  Kurfürsten 
unterstützt,  an  die  Oberstände  gelangten,  waren  die  in  unserer 


^  Erinnerungen  des  Greh.  Rats  zur  kurf.  Resolution.  —  Colin, 
13.  Sept  1694.  —  R.  6.  B.B.B.  4.  -  Konzept,  ohne  Sign. 

■  Reskript  an  die  Pr.  R^.  —  Colin,  4.  Okt.  1&98.  —  General- 
<lirektoritim  östpr.,  Landrätliche  Kreissachen.  Generalia  No.  1.  — 
Konzept,  ohne  Sig^ 

*  Relation  von  Fuchs.  —  Kön.,  29.  Juli  1692.  —  R.  6.  B.B.B.  3. 
—  Ausf. 

*  Resolution  auf  der  Stände  Entschliefsung.  —  R.  6.  B.B.B.  3.  — 
Konzept,  ohne  Sign.  —  Cleve,  9.  Aug.  1692. 

^  Beibringen  des  Melchior  v.  Tettau  an  das  Kollepum  der 
Landräte.  —  Kön.,  praes.  9.  Juni  1694.  —  Kön.  Ostpr.  Fol.  744.  fol. 
57--Ö9. 

*  Der  Oberstände  Erklärung.  —  Kön.,  11.  Febr.  1704.  —  Kön. 
Ostpr.  Fol.  750.    fol.  875. 
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Zeit  besonders  zahlreichen   um  Verleihung   des   preufsischen 
Indigenats  ^. 

Nach  Beendigung  der  Beratung  erfolgte  seitens  der  Be- 
gierung  die  Dimission  der  Stände,  zumeist  ehe  die  kurflLrst- 
liehe  Resolution  auf  die  Gravamina  einlief  die  man  dann  hä 
der  nächsten  Tagung  mitteilte.  Denn  die  Abschrift  der 
Orayamina,  die  die  R^erung  zu' nehmen,  und  die  Aufstellang 
von  „Erinnerungen*'  dazu,  die  sie  gleichfalls  zu  übersenden 
hatte',  erforderten  längere  2jeit.  Durfte  die  Regierung  fiber- 
zeugt sein,  dafs  der  Kurfärst  durch  der  Stände  Willigung 
annähernd  befriedigt  war,  so  erfolgte  die  Dimission,  ohne 
einen  besonderen  Befehl  dazu  abzuwarten'.  Beamte,  die  des 
Landtags  wegen  nach  Königsberg  gesandt,  wurden  abberufend 
Der  Regierung  fiel  nun  die  Aufgabe  zu,  im  Verein  mit  der 
Kriegskammer  für  die  Effektuierung  der  Willigung  Sorge  zu 
tragen ,  nachdem  «ie  wenigstens  in  den  ersten  Jahren  noch 
die  Hauptleute  der  Amter  angewiesen,  den  Amtseinsassen  an 
einem  festgesetzten  Tage  durch  den  zurückgekehrten  Depu- 
tierten Bericht  erstatten  zu  lassen  von  der  geschehenen 
Willigung*^. 

Zwölfter  Abschnitt. 

Wie  entstand  also  eine  Willigung? 

Entstanden  war  also  die  Willigung,  kurz  angedeutet,  auf 
folgende  Weise.  —  Nachdem  die  Regierung  dem  KurfUrsten 
von  dem  Ablauf  der  letzten  Willigung  Mitteilung  gemacht  und 
die  Weisungen  für  die  neue  Proposition  erbeten  hatte,  sandte 
sie  die  die  neuen  Forderungen  enthaltenden  Ausschreiben  an  die 
Hauptleute  der  einzelnen  Ämter  mit  der  Angabe  des  Termins 
der  Amtstagung  und  der  Eröffnung  des  Landtags  in  Königs- 
berg. Besondere  Ausschreiben  gingen  den  einzelnen  Land- 
räten und  den  drei  Städten  Königsberg  zu.  Meist  zum  fest- 
gesetzten Tage,  nachdem  in  den  Ämtern  die  Deputierten  der 
Ritterschaft  und  der  kleinen  Städte  gewählt  waren,  fand  vor 
versammelten  Ständen  die  Eröffnung  des  Landtages  in  Königs- 
berfi;  statt.  Die  kurftarstliche  Proposition  wurde  vom  Kanzler 
verlesen,  vom  Landratsdirektor  beantwortet  und  durch  den 
Obersekretär  den  Ständen  im  Auszug  übermittelt    Nach  ein- 

^  Lucanus  (Staat  von  Preufsen,  Mskrpt.)  zfthlt  16  auf;  nach 
Ausweis  der  Akten  sind  sie  jedoch  zahlreicher. 

«  Relation  der  Fr.  Reg.  —  Kön.,  13.  Dez.  1696.  —  R.  6.  B.RB.  5. 

—  Ausf. 

»  Rel.  der  Pr.  Reg.  —  Kön.,  2.  April  1696.  —  R.  6.  B.B.B.  5.  — 
Ausf.  —  Rel.  der  Pr.  Reg.  —  Kön.,  80.  Jan.  1702.  —  R.  6.  RB.B.  6.  — 
Ausf. 

«  Reskript  an  Barfufs.  —  Linum,  18.  April  1696.  —  R.  6.  B.B.B.  5. 

—  Konzept,  sez.  D.  L.  v.  D. 

*  Vgl.  oben  p.  56  f. 
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ander  berieten  die  einzelnen  Kurien  die  Forderungen  der 
PropoBition.  Die  Resultate  der  Beratungen  wurden  in  der 
Form  der  „Bedenken**  schriftlich  fixiert.  Das  Bedenken  der 
ersten  Kurie  ging  der  zweiten  zu,  um  von  dieser  mit  in  Be- 
tracht gezogen  zu  werden.  Zu  gleichem  Zwecke  erhielt  die 
dritte  Kurie  die  Bedenken  der  ersten  und  zweiten.  Nachdem 
auf  dem  gleichen  Wege  die  Bedenken  an  die  Landräte  zurück- 
gelangt waren,  wurde  in  der  Plenarberatung  das  „Vereinigte 
Bedenken"  abgefafst  und  der  Regierung  übermittelt.  Diese 
berichtete  dem  Kurfürsten  über  den  Erfolg.  War  der  Kur- 
fürst nicht  befriedigt,  so  erfolgte  nach  einer  Instanz  erneute 
Beratung  der  Stände  in  der  bisherigen  Weise.  Im  anderen 
Falle  erklärte  sich  der  Kurfürst  mit  der  WiUigung  einver- 
standen. Mit  diesem  Einverständnis  war  die  Willigung  rechts- 
kräftig geworden,  und  die  Regierung  konnte  die  Stände,  falls 
diese  auch  ihre  weiteren  Beratungen  beendet  und  eventuell 
eine  Assekuration  eingeholt  bezw.  ihre  Gravamina  übergeben,, 
entlassen.  Die  Mitteilung  von  der  vom  Kurfürsten  accep- 
tierten  WilUgung  in  die  Amter  war  dann  bereits  der  erste 
Schritt  zu  deren  Effektuierung. 


Fünftes  Kapitel. 

Das  Kollegium  „der  zum  preursischen  Landkasten 
verordneten  Oberkastenherren^'. 


Erster   Abschnitt 
AU^ememe  Charakteristik. 

Die  beiden  Organe  des  Landtags,  die  auch  nach  Schlob 
desselben  wirksam  blieben,  waren  die  Landräte  und  die  smn 
Landkasten  verordneten  Oberkastenherren.  Erstere  wirkten 
Aufserhalb  des  Landtages  weniger  als  Kollegium ,  mehr  als 
Einzelne,  als  vorgeschobene  Posten ;  ihre  Thätigkeit,  der  Doppel- 
natur ihres  Amtes  entsprechend,  war  nur  eine  Fortsetzung  der 
kollegialen  auf  dem  Landtage.  Sie  ist  bei  der  Darstellung 
früher  schon  berücksichtigt  worden  und  darf  hier  füglich 
übergangen  werden. 

Stellen  die  Landräte,  von  ihnen  als  Kollegium  abgesehen, 
die  äufsersten  Fühler  der  ständischen  Organisation  dar,  in 
aich  zwiespältig  durch  die  beiden  Seiten  ihrer  Beamtung,  und 
durch  diese  schon  einem  ständefremden  Element  zugänglich, 
so  charakterisiert  sich  das  Kollegium  der  Kastenherren  als  das 
Gegenteil.  Ihre  Thätigkeit  filllt  durchaus  aufserhalb  des  Land- 
tages; sie  ist  nur  eine  kollegiale;  vor  allem  dies  Organ  ist 
völlig  frei  von  jedem  ständefreien  Element.  Die  beratende 
Mittlerrolle  jener  brachte  sie  in  stete  Gefahr  durch  die  Be- 
rührung mit  der  lockenden  und  drängenden  neuen  Macht; 
dieser  Thätigkeit  wirkte  abschliefsend,  sie  wirkten  als  rein 
ständisches  Organ,  und  nur  im  Auftrage  der  Stände,  deren 
ausführendes  Werkzeug  sie  waren ;  sie  hatten  in  ihrem  Ressort 
die  vitalsten  ständischen  Interessen.  Als  ständische  Fittani- 
behörde  übten  sie  neben  der  beratenden  Thätigkeit  der  Land- 
räte, neben  der  beschliefsenden  des  Landtages  noch  einen 
wesentlichen  Teil  der  Exekutive  aus. 
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Fiel  dem  Organ  schon  in  der  Zeit  der  politischen  Macht 
der  Stände  diese  Aufgabe  zu,   so   noch  menr  jetzt,    da  die 

Eolitische  Macht  verloren,  da  der  Kampf  zwischen  Landes* 
oheit  und  Ständen  wesentlich  nur  eine  Frage  der  Regulierung 
der  darzureichenden  Mittel  geworden.  In  diesem  wirtschaft- 
lichen Kampfe  wurde  der  Landkasten  das  Hauptorgan.  £a 
konnte  in  oen  Niederungen  still  werden  und  der  ständische 
Widerstand  als  gebrochen  erscheinen,  man  konnte  schliefslich 
in  mehrjährigen  Willigungen  auf  jährliche  Tagung  verzichten, 
konnte  ohne  ernsthaften  Widerspruch  willigen  von  Jahr  zu 
Jahr;  verfügte  man  über  den  Landkasten,  also  die  finanzielle 
Exekutive,  so  erschienen  die  Stände  damit  immer  noch  als 
eine  Gesamtheit,  die  wirtschaftlich  dem  Fürsten  gegenüber-, 
nicht  unterstand.  Und  wie  sie  durch  dies  Organ  ihre  finan* 
zielten  Angelegenheiten  unter  sich  erledigen  konnten,  so  hatten 
sie  im  Landkasten  vor  allem  ein  Kontrollorgan  gegenüber 
dem  Fürsten. 

Zweiter  Abschnitt. 
Der  Landkasten  1688  und  seine  „Restabiliernng^^ 

Es  war  ein  Hauptschlag  des  Grofsen  Kurfürsten  gegen 
die  Stände  gewesen,  dafs  er  dies  Organ  1681  in  seiner  Thätig- 
keit  ausgeschaltet  hatte  ^  Die  Einführung  des  Hubenschossea 
and  die  damit  in  Verbindung  stehende  Absprengung  der 
Städte  Königsberg'  boten  die  klug  genützte  Gelegenheit  dazu» 
Aber  aufgehoben  war  damit  der  Landkasten  keineswegs,  dazu 
war  er  zu  wohl  „fundiert".  Durch  eine  sparsame  Eigenwirtr 
Schaft  mit  ständischen  Mitteln,  dem  „neunten  Pfennig**,  erhielt 
er  sich  und  wartete  nur  auf  die  Gelegenheit,  um  wieder  auch 
in  offizielle  Funktion  treten  zu  können. 

Die  Gelegenheit  schien  sich  1688  zu  bieten,  und  es  er- 
icheint sofort  neben  dem  Streben,  die  Willigungen  möglichst 
ni  mindern,  die  Hauptforderung,  dafs  dieselbe  in  den  Land- 
kasten vereinnahmt  und  aus  ihm  auf  kurfürstliche  Verordnung 
ausgezahlt  werde  ^.  Man  suchte  also  den  durch  den  Grofsen 
KoHÜrsten  weggerissenen  Wall  wieder  aufzurichten.  Und  um 
die  gesamte  Receptur  wieder  ständisch  zu  machen,  und  den 
Sinflufs  der  Landeshoheit,  wie  er  sich  durch  die  seit  1681 
fungierenden,  von  der  Kriegskammer  abhängigen  Schofsein- 
nehmer  durch  Gewöhnung  in  den  breiten  Massen  festzusetzen 
drohte,  zu  unterbinden,  verlangte  man  deren  Ersetzung  durch 
die  von  den  Ständen   mittelbar  abhängenden   Amtsscnreiber,. 

^  Vgl.  auch  p.  5. 

*  Disgl.  2.  Buch  8.  Kap.  1.  Abschnitt. 

•  Der  sämtlichen  Stände  Bchliefsliches  Bedenken.  —  Kön.,  praes. 
15.  Nov.  1688.  —  Kon.  Ostpr.  Fol.  725.    No.  16  p.  98—108. 
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wie  sie  früher  thätig  gewesen  waren  ^.  Diese  letzteren  freilicb 
lehnte  der  Eurfarst  ab,  in  Erinnerung  an  deren  unlöbliche 
Rechnungsführung.  Zur  Willigung  in  den  Landkasten,  der 
Disher  nicht  gänzlich  aufgehoben  sei,  und  zur  Übernahme  des 
Kontingents  zunächst  an  die  Kastenschreiber,  die  ja  noch  be- 
soldet würden,  zeigte  er  sich  geneigt,  auch  dazu,  dafs  sich 
die  Stände  selbst  zur  Einnahme  in  den  Ämtern  an  Stelle  der 
Schofseinnehmer  gewisse  Leute  bestellten'. 

Das  war  ein  Erfolg  der  Oberstände  —  denn  deren  Organ 
war  der  Landkasten  jetzt  nur  noch  — ,  die  ja  nicht  nur  mit 
der  Landeshoheit  und  der  sie  vertretenden  Kriegskammer  zn 
kämpfen  hatten  um  dessen  Wiederanerkennung,  sondern  aacfa 
mit  den  Städten  Königsberg,  die  wohl  einsahen,  dafs  des 
G-egners  Stellung  durch  Wiederherstellung  der  Thätigkeit  des 
Landkastens  bedeutend  verstärkt  wurde  in  dem  wirtschaft- 
lichen Kampfe  zwischen  Stadt  und  Land.  Vergeblich  hatte 
die  Kriegskammer,  die  den  Anschlufs  der  kleinen  Städte  an 
die  Oberstände  1688  nur  ungern  gesehen,  und  bei  der  Huben- 
steuer  den  kleinen  Städten  ihre  Hüben-  und  Hundertentaxe 
erhöht  hatte,  den  Landkasten  dafür  verantwortlich  gemacht, 
um  die  junge  Freundschaft  zu  stören  und  den  Hafs  auf  den 
Landkasten  zu  lenken.  Sie  wurde  von  den  kleinen  Städten 
auf  die  alten  Schofsregister  verwiesen,  die  in  der  Kriecrs- 
kammer  Gewahrsam  seien ^.  Weniger  glücklich  waren  die 
Oberstände  gegen  die  Städte  Königsberg  bezüglich  der  Wieder- 
anerkennung des  Landkastens  und  der  Forderung,  dieselben 
durch  Komplanation  zur  Einzahlung  in  den  Landkasten  zu 
zwingen^.  Was  zu  neuer  Thätigkeit  erstehen  konnt^  mufste 
sich  auf  die  Oberstände  und  die  kleinen  Städte  beschränken. 

Es  erstand  1690.  Die  Oberstände  suchten  die  Nach- 
giebigkeit des  Kurfürsten  möglichst  zu  nützen.  Zu  statten 
kam  ihnen  dabei,  dafs  der  Kurfürst  mit  dem  bisherigen  Modus 
der  Kontribution,  dem  Hubenschofs,  selbst  nicht  zufrieden 
war  —  um  der  Unordnung  darin  zu  steuern,  war  vor  einigen 
Jahren  die  sogenannte  „grofse  Kommission"  eingesetzt  worden^. 
Mit  der  Einführung  eines  neuen  Modus  aber  konnte  man  neben 
dem  ausgiebigen  Streben  nach  Überwälzung  der  Lasten  auch 
die  Thätigkeit    des   Landkastens    wieder   in   den   steuertech- 


*  Schi.  Bedenken.  —  Kön.,  praes.  5.  April  1689.  —  Kön.  Et.  —  Min.87«. 
fol.  277—285. 

*  Knrf.  Resolution  auf  Gkavamina.  —  Kön.,  6.  April  1690.  —  KOb. 
Et.  —  Min.  87d.    fol.  17—38. 

*  Gesuch  der  Deputierten  von  kL  Städten.  —  1688.  —  Kön.  Os^r. 
Fol.  725.    No.  28  p.  153—156. 

*  Bittschrift  der  Oberstände  wider  die  3  St  Königsberg.  —  Kon., 
praes.  23.  Mai  1689.  —  Kön.  Et.  —  Min.  87«.    fol.  88—97. 

^  Zacharias  Zwantzigk,  Incrementa  domns  Brandenbargicae. 
—  Manuskr.  —  Pars  III  Caput  XII  Tit.  8. 
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niflchen  Apparat  einfügen,  wie  er  bei  Einführung  eines  solchen 
1681  aasgeschaltet  worden  war.  War  es  auch  nicht  die 
Oeneralaccise,  die  die  Oberstände  so  gern  gehabt,  und  war 
auch  die  fernere  Besteuerungsart  nur  eine  Wiederholung  der 
ehemaligen  Accise,  später  untermischt  mit  Hüben-  und  Horn- 
schössen,  der  Wandel  bot  doch  die  erwünschte  und  wohl- 
genützte  Gelegenheit 

Man  setzte  ein  mit  der  die  neu  gewilligte  Kopfaccise  und 
Tranksteuer  regelnden  „Neuen  Acciseordnung**  vom  5.  Juni 
1690  \  deren  organisatorische  Teile  für  die  Stellung  des  Land- 
kastens bestimmend  wurden;  und  wenn  auch  der  Kurfürst 
lange  mit  der  Bestätigung  zögerte,  so  bezog  sich  dies  Zögern 
doch  nur  auf  die  Ausdehnung  der  Steuerbasis,  die  die  Ober- 
stände wünschten  durch  Einbeziehung  der  kurfürstlichen  un- 
mittelbaren Unterthanen,  nicht  auf  die  neue  Organisation, 
deren  Annahme  man  in  der  Folge  dem  Kurfürsten  genehm 
machte,  indem  man  die  Schofseinnehmer  als  Unterorgane  bei- 
behielt. 

Dritter  Abschnittj 
Zusammensetzung,  Gliedernng  und  Thätigkeit  des  Kolleginms. 

Das  nun  also  wieder  in  Thätigkeit  tretende  Kollegium' 
«etzte  sich  wie  bisher  zusammen  aus  sechs  Oberkastenherren, 
drei  aus  dem  Landrat  und  drei  aus  der  Ritterschaft,  je  zwei 
aoB  den  drei  Kreisen  des  Landes,  gewählt  in  den  ent- 
sprechenden Kollegien^.  Das  Ansehen  des  Amtes  eines  Ober- 
bstenherm ,  der  Einflufs ,  der  ihm  nun  wieder  möglich  ge- 
worden, wohl  auch  das  Gehalt  machten  das  Amt  zu  einem 
bahrten  und  die  Wahl  oft  schwer.  Erschwert  wurde  diese 
besonders  im  Kollegium  der  Ritterschaft,  da  in  der  Zeit,  als 
das  Amt  weniger  begehrt  war,  es  Gepflogenheit  geworden 
war,  einen  Deputierten  zu  wählen ;  man  wurde  sich  mit  Recht 
jetzt  bewufst,  dafs  dies  verkehrt  sei,  dafs  die  dem  Deputierten 
übertragene  „Instruktion"  ihn  nicht  für  dies  Amt  prädisponiere. 
Als  Johann  Dietrich  von  Petzinger  sich  1693  wegen  der 
vakanten  Oberkastenherrnstelle  an  die  Deputierten  der  Ritter- 
Bchaft  wandte,  sprach  er  die  Erwartung  aus,  man  werde  doch 
nicht  nur  einen  Deputierten  wählen  wollen  —  er  selbst  war 
^  in  diesem  Jahre  nicht  — ,  denn  das  wäre  „eine  gezwungene 


^  „Neue  Acciseordnung*^.  —  Kön.,  praes.  5.  Jnni  1690.  R.  7. 
No.  40  e.  1.  —  Ausf. 

'  Vgl.  auch:  Bericht  der  Kommission  für  eine  Generalaccise.  — 
Kön.,  9.  Mai  1708.  —  Kön.  Ostpr.  Pol.  750.    fol.  672—730. 

'  Besondere  Kreis-Kastenherr'en ,  wie  sie  vor  1681  auch  bestanden 
hatten,  erstanden  nicht  wieder. 
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Wahl"  ^  Und  bei  einer  anderen  Wahl  1092  erklärten  die 
Deputierten  des  oberländischen  Kreises  ehrlicherweise,  dafs^ 
wenn  man  die  Charge  den  Deputierten  vorbehalten  woUe,  die 
„Hinterbliebenen"  in  den  Ämtern  principales  deterioris  con- 
ditionis  als  die  Deputierten  sein  würden^. 

Der  letztere  Fall,  1692,  erregt  besonderes  Interesse  da- 
durch, dafs  er  zeigt,  wie  heftig  auch  lokale  Sonderinteressen 
dabei  gelegentlich  zum  Austrag  kamen.  —  Als  der  Obe^ 
kastenherr  des  Oberlandes,  Lesgewang,  1692  in  eine  Hof- 
richterstelle befördert  wurde  und  eine  Neuwahl  eintreten 
mufste,  trugen  die  Deputierten  des  Oberlandes  besondere 
Sorge,  einen  Oberländer  damit  begabt  zu  sehen,  da  dies  seit 
30  Jahren  nicht  mehr  der  Fall  gewesen  sei  und  sie  sich  da- 
durch zurückgesetzt  fühlten.  Sie  stellten  den  Tribunalsrat 
und  Verweser  des  Amtes  Holland,  v.  Schönaich,  als  Kandi- 
daten auf.  Die  beiden  anderen  Kreise  aber  gingen  auf  ihren 
Wunsch  nicht  ein,  sondern  wählten  Wilhelm  v.  Tettau, 
Natangen  zugehörig,  doch  auch  im  Oberland  possessioniert 
Weitere  Diskrepanzen  ergaben  sich  bei  der  Wahl  unter  den 
12  Deputierten,  die  anwesend  waren,  da  man  sich  gegenseitig 
die  übertragenen  Stimmen  bestritt  und  so  natürlich  zu  einem 
Ergebnis  nicht  kommen  konnte.  Um  die  „Beneficia  und  Im- 
munitäten"  ihres  Kreises  zu  retten,  und  weil  Tettau  auf  allen 
Landtagen  den  Interessen  des  Oberlandes  entgegen  gewesen, 
wandten  sich  dessen  Deputierte  an  den  KurAirsten.  Er  er- 
teilte y.  Schönaich  die  erforderliche  Bestätigung,  und  dieser 
wurde  dann  als  Oberkasteuherr  in  der  Oberratsstube  publiziert 

—  Wie  üblich,  reichten  die  Unterlegenen  eine  „Bewahrung* 
dagegen  ein®. 

Die  Funktionen  der  Oberkastenherren,  die  sich  bisher 
auf  die  Beaufsichtigung  und  RechnungfUhrung  der  ständischen 
Eigenwirtschaft  beschränkt  hatten,  erfuhren  nun,  da  der  Land- 
kasten den  Durchgangsverkehr  der  kurfürstlichen  Auflagen 
wieder  übernommen,  bedeutende  Erweiterungen.   Sie  bestanden 

—  ohne  hier  weiter  auf  die  steuertechnischen  Einzelheiten 
einzugehen  —  hauptsächlich  in  der  Aufsicht  über  die  ein- 
gehenden Gelder  und  Rechnungen,  in  den  Revisionen  der  Ämter 
und  Untereinnehmer,  zu  denen  sie  zwecks  Aufdeckung  der 
Defraudationen  jederzeit  ohne  Auftrag  berechtigt  waren.  Zur 
Feststellung  der  Eingänge  und  zur  Einsichtnahme  der  Belege 
fanden  regelmäfsig  Sessionen  statt.     Nachdem  die  monatlichen 


*  Gresuch  des  Job.  Dietr.  v.  Petzinger.  —  Ponedien,  18.  Mai 
1693.  —  Kön.  Ostpr.  Fol.  741.    No.  195  fol.  95.  —  Eigenhändig. 

'  Bitte  der  sämtlichen  Deputierten  des  oberländ.  Kreises.  -^  K5n^ 
praes.  18.  Nov.  1692.  —  Kön.  Os^r.  Fol.  741.  No.  168  fol.  852—856. 
—  Ausf. 

*  Bewahrung  des  Standes  der  Ritterschaft  u.  Adel.  —  1692.  — 
Kön.  Ostpr.  FoL741.    No.  1,  2  fol.  869-870. 
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Lieferungen  in  der  Ordnung  der  drei  Kreise  (von  Samland 
im  ersten,  von  Natangen  im  zweiten,  vom  Oberland  im  dritten 
Monat  des  Quartals)  geschehen,  erfolgte  die  Generalsessioa 
aller  Oberkastenherren  am  Landkasten,  im  Beisein  der  Easten- 
schreiber,  zur  Prüfung  der  vierteljährlichen  Schlufsrechnung  ^ 
Der  erste  der  Eastenschreiber ,  der  vom  Oberland,  zugleich 
Obereinnehmer,  führte  dabei  das  Protokoll^. 

Gewählt  von  Ihresgleichen,  bestätigt  vom  Kurfürsten, 
vereidigt  vor  dem  Landkasten,  waren  die  Kastenherren  ver- 
antwortlich nur  den  beiden  Oberständen.  Unter  ihrer  Unter- 
schrift mufsten  die  Auszahlungen  erfolgen  auf  die  Assigna- 
tionen,  die  der  Landratsdirektor  und  der  Landbotenmarschall 
gemeinsam  im  Auftrage  der  beiden  Oberstände  an  die  Ober- 
kastenherren adressierte.  Nur  nach  ihrem  eingeholten  Rat 
wollten  die  Oberstände  in  Kastensachen  ihre  Entscheidungen 
treffen  ®. 

In  gleich  losem  Verhältnis  wie  die  Oberkastenherren 
selbst  standen  deren  nächste  Untergebene  zur  Landeshoheit: 
auch  die  drei  Kastenschreiber  (je  einer  aus  <^en  drei  Kreisen), 
von  den  Oberständen  dem  Kurfürsten  präsentiert,  wurden 
von  diesem  nur  bestätigt;  es  ist  das  Bestreben  der  Oberstände 
darauf  gerichtet,  sie  in  ihrer  Beamtung  nur  von  dem  Land- 
kasten, abhängen  zu  lassen.  Zu  solcher  Präsentation  aber 
glaubten  sich  die  Oberstände  nach  alter  Observanz  (besonders 
nach  der  Acciseordnung  von  1662)  berechtigt.  1691 ,  nach 
dem  Tode  des  Obereinnehmers  Reinhold  Liedtke,  empfahlen 
sie  dem  Kurfürsten  den  bisherigen  Einnehmer  des  ooerlän- 
discfaen  Kreises,  Daniel  Bojen,  als  Nachfolger^.  Et  wurde 
^genommen ;  die  meisten  der  vorhandenen  Kaatenrechnungen 
mi  von  ihm  gezeichnet.  Das  Präsentationsrecht  der  Ober- 
stftnde  und  die  Dependenz  derselben  Beamten  vom  Landkasten 
Hatte  den  Instanzenzug  der  Kastenbeamten  über  die  Ober- 
stände  erst  an  den  Kurfürsten  zur  Folge.  In  späterer  Zeit, 
^  der  Kurfürst  enttäuscht  war  in  den  Erwartungen,  die  er 
anscheinend  in  den  Landkasten  gesetzt  hatte,  traten  auch 
dessen  Beamten  in  ein  mehr  direktes  Abhängigkeitsverhältnis 
som  Fürsten.  Der  Kastenschreiber  Reitzen,  der  sich  1699 
w  den  Kurfhrsten  wandte  und  um  Entlastung  im  Amte  nach- 
suchte, wurde  vom  Kurfürsten  auf  dem  Wege  über  die 
PreoTsische   Regierung  beschieden   und   ihm   unter  Belassung 


^  Neue  Acciseordnunj^.    1.  c 

'  Bericht  der  Kommission  för  eine  Gen.-Accise.    1.  c 

*  Der  beiden  Oberstftnde  Resolution  betr.  Auszahlnog  beim  Kasten. 
-  KöB.,  7.  Mtr«  1696.  —  Kön.  Ostpr.  Fol.  744.    fol.  377—378. 

*  Pürtrag  der  Oberst&nde.  —  Kön.,  27.  Aug.  1691.  —  Kön.  Ostpr. 
Fol.  741.    No.  76  fol.  527. 

Porschnngen  XIX  1.  —  Bergmann.  7 
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eines  Teils  seines  Gehalts  in  dem  Kommissariiis  Hintzke  ein 
Nachfolger  gesetzt^. 

Eastenherren  und  Kastenschreiber  empfingen  ihr  Gheblt 
aus  den  kurflirstlichen  Gefällen.  Nicht  das  Land,  der  Kur- 
fürst selbst  erlitt  durch  diese  Bezüge  EinbuTse,  da  diese 
Posten  stets  der  etwa  geforderten  Summe  des  Kurfürsten  auf- 
gerechnet wurden.  Die  Bezüge  bezifi^erten  sich  nach  der 
„Neuen  Acciseordnung*  von  1690  auf  1824  Mark  für  den 
Präses  des  Landkastens,  auf  912  Mark  für  jeden  Kastenherm 
jährlich^,  sodafs  ihr  Gehalt  sich  auf  6384  Mark  oder  rund 
1400  Rthlr.  summierte.  Nur  diese  Summe  war  jetzt  als  nen 
einzusetzen,  nicht  der  Kastenschreiber  Gehalt,  das  sich  ftr 
den  Obereinnehmer  auf  900  Mark,  fiir  die  beiden  andern  auf 
600  Mark  belief.  Letzteres  war  auch  während  des  Inte^ 
regnums  weiter  gereicht  worden^.  War  die  Zuschlagssumme 
also  auch  nicht  hoch,  sie  mufste  doch  den  kurfürstlichen  Be- 
amten überflüssig  erscheinen,  wie  bei  dem  Bestände  der 
Kriegskammer  der  ganze  ständische  Einnahme-  und  Kontroll- 
apparat, der  nur  den  gesamten  Geschäftsgang  erschwerte. 

« 

Vierter   Abschnitt. 
StrebeH  nach  Verselbst&Bdignnf?. 

Es  war  eine  ständische  Machtfrage,  die  im  Bestände  d« 
Landkastens  zum  Ausdruck  kam.  Als  solche  fafsten  sie  auch 
die  Oberkastenherren  auf.  Sie  strebten  deshalb  ihren  Macht- 
bereich nach  unten,  über  die  Untereinnehmer,  auszudehnen 
und  sich  die  Jurisdiktion  über  dieselben  zu  sichern,  besonders 
nachdem  sie  mit  ihren  Versuchen,  nach  oben  sich  der  Kriegt- 
kammer  zu  entledigen,  gescheitert  waren*.  —  In  der  ,neuen 
Acciseordnung"  hatten  sie  sich  ausbedungen,  dafs  an  Stelle 
der  bisherigen  Schofseinnehmer  Acciseeinnehmer  einzusetsen 
seien,  die,  vom  Amt  angenommen,  am  Landkasten  den  Eid 
ablegen,  von  ihm  das  Gehalt  von  225  Mark  erhalten  und  vor 
allem  nur  von  ihm  abhängig  sein  sollten^.  Diese  Beamten 
waren  bereits  von  ihnen  berufen  und  beeidigt  worden,  und 
nachdrücklich  ersuchten  die  Oberstände,  die  Schofseinnehmer 
zu  kassieren,  immer  zugleich  mit  dem  auch  ausgesprochenen 
Hintergedanken,  die  „landbeschwerliche  Kriegskammer  zu  be- 


1  Reskript  an  die  Pr.  Reg.  —  CöUn,  23.  Dez.  1609.  —  R.  7.  No.  dK 
—  Konzept,  ohne  Sign. 

*  Neue  Acciseordnung.    1.  c.  §  16. 

s  Repartition.  ->  M&rz  1690.  -  Ostpr.  Fol.  725.   No.  15  p.  98-lOa 

«  Kurf.  Dnplica.  —  Kön.,  pnes.  26.  Mai  1690.  —  Ron.  Et  —  Min.  87< 
fol.  55-62.  —  Äusf. 

^  Neue  Acciseordnung.    1.  c.  §  i:^. 
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fiparen"^  Von  der  Wurzel  aus  wäre  damit  den  Ständen  das 
Steaerw^esen  überantwortet  worden.  Doch  diese  Eliminierung 
der  Ton  der  Kriegskammer  abhängigen  Schofseinnehmer  mifs- 
lang.  Sie  blieben,  und  wohl  oder  übel  mufsten  sich  die  Stände 
mit  der  vollzogenen  Thatsache  abfinden^.  Noch  der  Bericht 
der  Accisekommission  von  1703  giebt  zu,  dafs  statt  der 
früheren  Acciseeinnehmer  die  Schofseinnehmer  beizubehalten 
seien'.  Wie  man  aber  dafür  die  Receptur  durch  Hinzu- 
ziehuDg  des  Hauptmanns  und  des  adeligen  Deputierten  als 
eine  ständische  zu  markieren  strebte^,  so  suchten  die  Ober- 
kastenherren, wie  schon  erwähnt  worden,  durch  Gewinnung 
der  Jurisdiktion  über  die  Schofseinnehmer  diese  aus  der  Ab- 
hängigkeit Ton  der  Kriegskammer  zu  lösen. 

(Gelegenheit  zur  Entscheidung  dieser  Fragte  bot  sich,  als 
zwischen  dem  Oberappellationsgerichtsrat  von  Götzen  und  dem 
Schaackischen  Schofseinnehmer  1694  ein  Konflikt  ausgebrochen 
war  wegen  Einziehung  der  Kopfaccise  und  Tranksteuer,  in 
dem  sich  der  Schofseinnehmer  nach  der  Meinung  der  Ober- 
kastenherren insolent  betragen  hatte.  Da  Kriegskammer  und 
Landkasten  sich  über  die  Zuständigkeit  des  Schofseinnehmers 
zwecks  Abstrafung  desselben  nicht  einigen  konnten,  erfolgte 
die  Entscheidung  des  Kurfürsten,  dem  Landkasten  komme 
solche  Macht  nicht  zu ;  der  Schofseinnehmer  sei  von  der 
Krieffskammer  in  Eidespflicht  genommen,  also  auch  dort  zur 
Strafe  zu  ziehen.  Bezeichnend  ist  nun  die  Stellungnahme  der 
sich  fühlenden  Oberkastenherren.  Sie  bedauern  vor  allem, 
dals  die  Oberstände  nicht  beisammen  seien,  die  schon  Ordnung 
schaffen  würden.  Nach  ihrer  Meinung  ist  die  Inpflichtnahme 
der  Schofseinnehmer  vor  der  Kriegskammer  nur  geschehen, 
weil  zu  der  Zeit  der  Landkasten  nicht  in  Thätigkeit  gewesen 
sei.  Da  das  Land  sie  bezahle,  die  Stände  sie  früher  auch 
gewählt  hätten,  vor  allem  nach  den  Bestimmungen  der  alten 
Acciseordnungen  von  1655,  Cap.  III  §  1,  von  1662,  Cap.  VI 
§  11  Und  von  1666,  Cap.  V  §  11,  seien  aie  Acciseeinnehmer, 
an  deren  Stelle  nun  die  Schofseinnehmer  getreten,  ihnen  zu- 
ständig^. Der  Kurfürst  wies  sie  zurück,  da  nur  ihm  eine 
Interpretation  der  letzten  Acciseordnung  zustehe.  Mit  löb- 
licher Entschiedenheit  —  Dan.  Lud.  v.  Danckelmann  zeichnet 
das  Konzept  -^  erklärte  er,   der  Landkasten  habe  mit  den 


'  Gesuch  der  Oberstftnde.  —  K5n.,  praes.  90.  Juni  1690.  -—  K5n. 
Et.  —  Min.  87d.    fol.  101,  102.  —  Ausf. 

'  Gesach  der  Oberst&nde.  —  K5n.,  praes.  24.  Sept.  1690.  —  K5n. 
Et  —  Min.  87«.    fol.  94-97.  -  Ausf. 

•  'Bericht  der  Accisekommission.  —  1.  c.  Cap.  VIl  §  6. 

^  Sopplementum  zur  neuen  Acciseordnung.  —  Kön.,  12.  Dez.  1692. 
—  Kön.  iJstpr.  Fol.  741.    No.  167  fol.  888-887. 

•  Gesuch  der  Oberkastenherren  bezüglich  ihrer  Jurisdiktion!  — 
KOn.,  pracfl.  4.  Febr.  1694.  »  R.  6.  B.B.B.  4.  —  Ausf. 
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Schofiseinnehmem  nichts  zu  thun ;  diese  seien  nur  der  Eriegs- 
kammer  verpflichtet^.  Die  Kastenherren  mufsten  sich  be- 
scheiden; ihre  Stimmung  klingt  wieder  aus  der  Klage  ihrer 
Genossen,  wie  sehr  doch  gegen  früher  die  Funktionen  des 
Landkastens  beschränkt  seien'. 

Im  übrigen  war  derselbe  eifrig  bestrebt,  sich  dem  Kur- 
fürsten durch  seine  Thätigkeit  zu  empfehlen  und  auch,  indem 
er  dessen  Anerkennung  fand,  seine  Stellung  gegenüber  der 
verhafsten  Kriegskammer  zu  festigen.  Es  gelang  ihm  ftir  eine 
Zeit  lang.  Schon  vor  seiner  Restabilierung  war  dem  Kur- 
fürsten durch  die  Oberstände  versichert  worden,  daCs  man 
mit  derselben  keinen  andern  Vorteil  suche,  als  nur  den, 
Wissenschaft  zu  erhalten  von  dem,  was  abgeführt  würde*. 
Es  schien  ihnen  des  Kurfürsten  Interesse  am  Herzen  za 
liegen,  wenn  ihm  versichert  wurde,  bei  völliger  Autorisierung 
des  Landkastens  würden  die  dem  Kurfürsten  so  mifslichen 
Reste  aus  früheren  Jahren  nicht  geblieben  sein^.  Vor  allem 
der  Fleifs  im  Aufspüren  von  Unterschleifen,  den  sie  aufwen- 
deten, um  das  geforderte  Quantum  zu  fbllen,  schien  aner- 
kennenswert, wenn  sich  auch  dieser  Fleifs  vorwiegend  auf  die 
Auffindung  neuer  Steuerträger  richtete*^.  Die  Anerkennung 
des  Kurfürsten  zeigte  sich,  als  er  ihnen  1692  den  Entwuif 
zum  Supplementum  der  Acciseordnung  zur  Begutachtung  zu- 
sandte und  vor  der  Drucklegung  gern  Einwürfe  berück- 
sichtigen wollte^.  Und  1694  wies  er  die  Preufsische  Re- 
gierung an,  sich  mit  den  Oberkastenherren  ins  Vernehmen  SQ 
setzen,  auf  die  viel  ankomme,  wegen  der  schnelleren  Ein- 
ziehung der  Willigung  ^. 

Das  günstige  Urteil  konnte  auf  die  Dauer  nicht  anhalten. 
Denn  natürlich  konnten  auch  Qelegenheiten  nicht  ausbleiben, 
in  denen  der  Landkasten  den  Rückhalt,  den  er  als  rein  stän- 
disches. Organ  an.  den  Oberständen  hatte,  betonen  mulste.  In 
einer  Vorstellung,  die  sie  1690  dem  Kurfiirsten  machten  w^gen 
Einbeziehung  des  Fleckens  Orteisburg  in  die  Accise  der 
kleinen  Städte,  betonten  die  Kastenherren,  dafs  sie  die  von 
den  Oberständen  ihnen  Unterlassenen  Weisungen  auszufahren 


^  Resolution  auf  vorstehendes  Gesuch.  —  Oranienbuig,  28.  Ma 
1694.  —  R.  6.  B.B.B.  4.  —  Konzept,  gez.  D.  L.  v.  D. 

*  Bedenken.  —  Kön.,  praes.  25.  Jani  1694.  —  R.  6.  B.B3.  4 

*  Extrakt  aus  der  Oberst.  Bedenken.  —  ad  Rel.  vom  22.  Mai  1690. 
—  R.  6.  B.B.B.  4.    (In  einer  Sammlung  des  Herrn  von  Fuchs.) 

*  Der  ges.  Stande  Erklärung.  —  Kön.  1691.  —  Kön.  Ostpr.  Fol.  74L 
No.  61  fol.  447—453. 

^  Reglement  des  einf.  Homschosses.  —  Köii»,  22.  Sept  1690.  — 
Kto.  Et.  -^  Min.  Sl^.    fol.  202—203.  —  Ausf. 

^  Memorial  der  Oberkastenherren.  —  K5n.,  2.  Des.  1692.  —  KSn- 
Ostpr.  Fol.  741.    No.  168  fol.  888—891.  —  Ausf. 

^  Reskript  an  die  Pr.  Reg.  —  Oranienburg,  26.  Man  1694.  —  B.  & 
B.B.B.  4.  —  Konzept,  gez.  D.  L.  v.  D. 
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hätten  y  soweit  aber  diese  es  gestatteten ,  auch  des  Kurfürsten 
Interesse  befördern  würden'. 

und  rein  ständisch  blieb  auch  ihr  ganzer  Geschäftsgang 
im  Verkehr  mit  den  Oberbehörden.  Wie,  oben  angedeutet^ 
nur  auf  Anweisung  der  Oberstände  Auszahlungen  stattfinden 
sollten  an  die  vom  Kurfürsten  Beauftragten  ^,  so  fanden  auch, 
wenn  das  Quantum  nicht  gedeckt  war,  zu  weiterer  Regelung 
Verhandlungen  des  Landkastens  im  Auftrage  der  Oberstände 
nur  mit  der  Preufsischen  Regierung  statt  ^.  Geflissentlich 
überging  man,  soweit  möglich,  die  Kriegskammer,  deren  Über- 
flüssigkeit man,  indem  man  sie  nicht  erwähnte,  dargelegt  zu 
haben  glaubte. 

Die  Kriegskammer  sorgte  dafür,  dafs  die  Oberkastenherren 
zu  einem  ruhigen  Genufs  ihrer  Stellung  nicht  kamen.  War 
ihr  auch  durch  das  zeitweise  Vordringen  jener  die  Stellung 
erschwert,  sie  arbeitete  im  Stillen;  die  Kluit  zwischen  diesen 
beiden  Exponenten  fürstlicher  und  ständischer  Hoheit  mufste 
unüberbrückbar  bleiben.  Wie  die  Kriegskammer  die  Unter- 
organe in  ihrer  Hand  behielt,  so  verfügte  sie  auch  über  die 
Mittel  der  Exekution,  die  die  Steuerrestanten  nötig  machten. 
So  fleifsig  der  Landkasten  auch  war  in  Aufdeckung  der 
„Mängel  9  die  Kriegskammer  war  in  der  Auffassung  von 
,yMängeln*'  nicht  immer  derselben  Meinung,  besonders  soweit 
diese  sich  auf  Einbeziehung  immer  weiterer  Steuerträger 
richteten.  So  blieb  der  Landkasten  am  letzten  Ende  macht- 
los ^  Mit  mangelnden.  Lieferungen  aber  konnte  trotz  eifriger 
Aufdeckung  der  „Mängel**  dem  Kurfürsten  nichts  gedient 
sein^;  das  Vertrauen  zum  Landkasten  nahm  ab.  Eine  Hand- 
labe zum  Angriff,  zu  dem  nun  die  Kriegskammer  vorging, 
bot  das  Gehalt  der  Kastenherren.  Küpner  legte  1694  dar,  dafs 
es  sehr  wohl  von  1400  auf  800  Thlr.  beschränkt  werden 
könnte*.  Die  Geneigtheit  des  Kurfürsten  dazu  beunruhigte 
die  Oberstände;  rechtzeitig  beugten  sie  solcher  Beschränkung 
vor^  und  baten,  ihren  Genossen  in  ihrer  „arbeitsamen  Be- 
mühung" nicht  beschwerlich  zu  werden.     So  hatte  es  vorläufig 


'  Vorstelliing  der  Oberkastenherren.  —  Eon.,  praes.  18.  Dez.  1690. 
—  KöiL  Et  —  Min.  87d.    fol.  214,  215.  —  Ausf. 

*  Der  Oberstände  ReAolution.    —   Kön.,   7.  März  1696.    —    Kön. 
Ortpr.  Fol.  744.    fol.  377,  378. 

'  Der  ges.  Stände  Erklärung.   —   Kön.,  praes.  5.  März  1696.   — 
B.  6.  B.B.B.  5.  —  Ausf. 

♦  Der  Oberst&nde  Bedenken.  —  1691.  —  R.  6.  B.B.B.  4.  —  Kopie 
von  P.  V.  Fuchs. 

•  Ausachreiben  der  Regierung.  —  Kön.,  28.  Nov.  1698.  —  Kön. 
Ostpr.  FoL  741.    No.  247  fol.  1217,  1218.  —  Konzept. 

•  Kttpners  Erinnerungen.  —  Kön.,  Jan.  1694.  —  R.  6.  B.B.B.  4. 
--  £i|renhändig. 

'  Verein.  Bedenken.    —     Kön  ,    praes.    24.  Juli   1694.    —    R.  6. 
BBJB.  4. 
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damit  noch  sein  Bewenden.  Das  Ansehen  des  Landkastens 
beim  Kurfllrsten  aber  schien  erschüttert,  wenn  auch  die 
Eriegskammer  in  jener  Zeit  gleicherweise  über  Vernach- 
lässigung klagte:  der  getreue  Küpner  beschwerte  sich  1696, 
dafs  er  des  Kurfürsten  Wünsche  betreffend  die  neue  Willigang 
erst  aus  den  Ausschreiben  in  die  Ämter  erfahren  hatte  ^. 


Fünfter  Abschnitt. 
Wandel  in  der  Position;  BekSmpfnni;  des  Landkasteas. 

Die  veränderte  Stellungnahme  des  Kurfürsten  wird  offen- 
bar aus  den  Anweisungen,  die  Barfufs  für  seine  Sendung  nach 
Preufsen  1696  erhielt  Der  Kurfürst  schreibt  darin  direkt 
den  Kastenherren  und  Kastenschreibem  die  Unrichtigkeiten 
und  Mängel  zu,  die  aus  ihrer  schlechten  Administration  her- 
rühren sollten.  Gern  möchte  er,  wie  sein  Vater  gethan,  den 
Landkasten  jetzt  völlig  kassieren;  nur  die  schwierigen  Ver- 
hältnisse im  benachbarten  Polen  lassen  ihn  dies  vermeiden, 
da  er  f)lrchtet,  die  Aufhebung  des  Landkastens  könnte  eine 
grofse  Erregung  unter  den  Ständen  veranlassen.  Jedenfalls 
wünscht  er,  dafs  die  Besoldung  nicht  mehr  vom  Ertrage  der 
Kontribution  abgezogen,  sondern  durch  besondere  Mittel  ge- 
deckt werde*. 

Die  Vorwürfe  waren  schwere,  die  Weisungen  ernste,  das 
Institut  selbst  blieb  in  Funktion  und  Bezahlung.  Immerhin 
zeigte  das  Vorgehen,  wie  der  Einflufs  der  Kriegskammer 
völlig  gesiegt  hatte,  wenn  es  auch  zugleich  erwies,  wie 
schwer  es  nun  war,  den  Ständen  das  1690  Gewährte  wieder 
zu  entreifsen. 

Umsonst  nahmen  sich  in  den  folgenden  Jahren  die  Ober- 
stände des  Landkastens  immer  wieder  in  ihren  Bedenken  an*, 
das  Mifstrauen  des  Kurfürsten  wich  nicht  mehr.  Ein  ent- 
schlossenes Vorgehen,  das  wie  unter  dem  Grofsen  Kurfürsten 
den  Landkasten  aufser  Funktion  gesetzt  hätte,  wünschte  man 
nicht;  man  war  wohl  auch  nicht  &hig  dazu;  dagegen  suchte 
man,  wie  den  Landtagen  überhaupt,  so  auch  besonders  dem 
Landkasten  in  den  breiten  Schichten  den  Boden  abzugraben 
und  ihn  so  langsam  absterben  zu  lassen.  Und  die  Zeichen 
der  Landtags-  nicht  nur,  sondern  auch  der  Landkastenmüdig- 
keit mehrten  sich. 


1  Kfipner  an  Gen.-Conmi.  D.  L.  v.  D.  —  Kön.,  29.  Nov.  1695.  — 
R.  6.  BEB.  4.  —  Eigenhändig. 

•  Nebeninstruktion  für  Barfufs.  -  Colin,  21.  Juli  1695.  -  K.  6. 
B.B.B.  5.  —  Konzept,  gez.  D.  L.  v.  D. 

»  Der  gesamten  Stande  Bedenken.  —  Kön.,  praes.  25.  Febr.  170L 
—  R.  6.  B.B.B.  6. 
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Das  Mittel,  aber  zu  diesem  Wandel  sollte  wieder  ein 
Wechsel  in  der  Besteuerungsart  sein.  In  derselben  Zeit,  in 
der  die  Kommission  zur  Beratung  einer  Qeneralaccise  noch 
fleifsig  am  Werke  war^,  proponierte  man  von  Berlin  aus  im 
geheimen  einen  Hubenschols.  Es  blieb  im  ganzen  nur  bei 
der  Proposition,  die  bisherige  Besteuerungsart  der  Kopfaccise 
und  Tranksteuer  wurde  noch  durch  lange  Jahre  weitergeführt 
Die  Art  des  Vorschlags  zeigte  aber,  dafs  er  lediglich  gegen 
den  Bestand  des  Landkastens  gerichtet  war  und  die  Ab- 
schaffung desselben  anbahnen  sollte. 

Im  Mai  1701  erging  an  einige  einflufsreiche  und  ver- 
mögende Einsassen  Preufsens  ein  Anschreiben  —  das  vor- 
liegende Konzept  stammt  aus  dem  Geheimen  Rat  —  des 
Inhalts,  diejenigen,  die  ihr  Kontingent  der  auf  dem  Landtage 
gewilligten  Summe  nicht  durch  die  Kopf-  und  Tranksteuer, 
sondern  durch  einen  Hubenschofs  aufzubringen  willens  seien, 
sollten  dies  bei  der  Kriegskammer  anzeigen  und  dafür  ferner- 
hin vom  Landkasten  eximiert  sein.  Den  Adressaten,  zwei 
Grafen  v.  Dohna,  Graf  v.  Schwerin,  Generalmajor  v.  Tettau 
und  Kämmerer  v.  Tettau,  wurde  die  Erwartung  ausgesprochen, 
sie  würden  dem  Folge .  leisten  und  dadurch  ein  Beispiel  zur 
Nachfolge  geben.  Paul  v.  Fuchs  konnte  dem  Geheimen  Rat 
—  nach  einer  Einlage  —  mitteilen,  dafs  er  seinen  Leuten  auf 
seinen  Gütern  in  Preufsen  Anweisungen  in  dieser  Richtung 
gegeben  habe  '.  Eine  Mitteilung  gleichen  Inhalts  erhielt  kurze 
2eit  darauf  die  Preufsische  Regierung.  Sie  zögerte.  Der 
rechtlichen  Schwierigkeit  wohl  sich  bewulst,  wies  sie  darauf 
hin,  wie  die  gewilligten  Modi  nicht  schlechterdings  annulliert 
werden  könnten,  da  sie  vom  Könige  selbst  bestätigt  seien ^. 
Sie  bat,  mit  der  Publikation  bis  nach  erfolgter  Willigung 
^gern  zu  dürfen,  und  der  König  gewährte  dies^.  Auf  dem 
Torhin  genannten  Wege  war  die  Nachricht  jedoch  schon  ins 
Land  gedrungen,  und  wo  sie  bekannt  geworden,  hatte  sie 
Zustimmung  gefunden.  Landrat  v.  Schlieben,  Hauptmann 
V.  Kreytzen  zu  Tilsit,  Christ- Lieutenant  Königseck,  Major 
Presinsky,  die  Rippen  von  Grofs- Lauten  nebst  anderen  von 
Adel  und  die  meisten  CöUmer  und  Freien  hatten  sich  bereit 
erklärt.  So  berichtet  Obrist-Lieutenant  J.  F.  v.  Lüttwitz  dem 
Qeneralkommissarius.  Er  hatte  auch  besonders  die  Einsassen 
dee  Amts  Brandenburg  bereit  gefunden,  den.  Betrag  der 
Kontribution  von  1 700  als  ein  Gewisses  an  die  Kriegskammer 


^  Ihr  Bericht  erschien  den  9.  Mai  1703. 

*  Beskript  an  Graf  v.  Dohna  etc.  —  Potsdam,  22.  Mai  1701.  — 
R.  6.  B.B.B.  6.  —  Konzept. 

*  Bericht  der  Pr.  Reg.  —  Kön.,   10.  Juni  1701.  —  R.  6.  B.B.B.  6. 
-  Ausf. 

*  Reskript  an  die  Pr.  Reg.  —  Oranienburg,  1.  Juli  1701.  —  R.  6. 
B.B.B.  6.  —  Konzept. 
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zu  zahlen,  und  versicherte,  dafs,  wenn  der  König  die  Einsassen 
fUr  die  Zukunft  sichern  würde  durch  die  Verlesung  einer 
Assekuration  von  den  Kanzeln ,  noch  vor  dem  neuen  Land- 
tage, ihm  der  gröfste  Teil  sofort  zufallen  würde*. 

Der  Vorgang  und  die  Absicht  desselben  konnten  den 
Oberkastenherren  nicht  verborgen  bleiben.  Sie  waren  sofort 
eifrig  an  der  Arbeit,  mit  Gleichgesinnten  dem  entgegenzu- 
wirken, vor  allem  zu  verhindern,  dafs  die  Einsassen  ein  ge- 
wisses Quantum  auf  sich  nahmen.  Sie  sahen  ein,  dafjs  dann 
bei  der  so  vereinfachten  Steuertechnik,  der  Landkasten  kurzer- 
hand fallen  mufste.  Lüttwitz  fand,  dafs  sie  mit  ihrer  Gegen- 
arbeit Erfolg  gehabt:  einer  und  der  andere,  der  vordem  ge- 
willt, war  durch  sie  wieder  auf  die  vorigen  Gedanken  gebracht 
worden  ^ 

Sonderbar  erscheint  es,  dafs  auf  dem  im  Herbst  1701 
stattfindenden  Landtage  die  Angelegenheit  von  keiner  Seite 
zur  Sprache  gebracht  wurde.  Sei  es,  dafs  der  KOnig  nach 
Erlafs  des  Reskripts  an  die  Preufsische  Regierung  davon  ab- 
gekommen war  und  die  unausbleibliche  Konfusion  im  Steaer- 
wesen  fürchtete,  oder  dafs  der  Gedanke  doch  noch  nicht  genug 
Entgegenkommen  gefunden,  wie  man  erwartet  hatte,  das  Pro- 
jekt, durch  Übergang  zum  Hubenschofs  den  Landkasten  zu 
stürzen;  wurde  aufgegeben,  zum  nicht  geringen  Leidwesen 
derer,  die  des  Landkastens  müde  waren.  Lüttwitz ^  der  in 
dieser  Angelegenheit  besonders  thätig  gewesen  und  beim 
Könige  in  Ansehen  stand,  —  er  wurde  um  Fürsprache  bei 
demselben  gebeten  —  erhielt  1703  noch  Nachricht  darüber. 
Alle  oölmischen  Einsassen  der  Ämter  Insterburg  und  Ragnit, 
die  sich  durch  Zusicherung  eines  festen  Kontingents  vom 
Landkasten  losgemacht  hatten,  waren  nun  doch  wieder  vor 
denselben  gefordert,  auch  vom  Landkasten  mit  Exekution 
belegt  worden  ®.  Sie  wurden  anscheinend  fallen  gelassen.  Die 
Unterschleife  wären  ja  auch  in  der  allgemeinen  Verwirrung 
noch  gröfser  geworden,  als  sie  schon  waren. 

Man  beklagte  die  schon  vorhandenen.  Küpner  klagte, 
als  man  einem  neuen  Landtag  entgegenging,  den  Landkasten 
wieder  an,  dafs  er  sie  nicht  verhindert,  dafs  seine  Thätigkeit 
ganz  ohne  Effekt  gewesen  sei.  Wolle  aber  der  König  den 
Landkasten,  um  unnötige  Erregung  zu  vermeiden,  beibehalten, 
so  möchten  die  Oberstände  doch  angewiesen  werden,  ihn  aus 
eigenen  Mitteln  zu  erhalten.  Der  Hinweis  auf  die  Verordnung 
des  Grofsen  Kurfürsten  vom  20.  Oktober  1681  besagte  genug. 


1  Lüttwitz  an  den  Geh.  Kriegsrat.  —  Glautinen«  16.  Sept. 
1701.  —  R.  6.  B.B.B.  6.  —  Eigenhändig. 

•  Lüttwitz  an  Geh.  Knegsrat.  —  1.  c. 

»  Private  Mitteilung  an  Luttwitz.  —  28.  Aug.  1703.  —  R.  6. 
B.B.B.  6.    fol.  108-110. 
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Unmöglich  könne  es  so  weiter  gehen,  eine  Änderung  müsse 
eintreten,  das  war  ja  auch  die  Meinung  des  Königs^.  Aber 
den  Klagen  des  1704  noch  einmal  zusammengetretenen  Land- 
tages gegenüber  verzichtete  er  auf  einen  festen  Entschlufs. 
Mit  Recht  konnten  ja  doch  die  Oberstände  auf  den  Fleifs  des 
Landkastens  in  Aufspürung  der  Mängel  hinweisen,  konnten 
sie  darthun,  wie  der  Betrag  der  Eontribution  merklich  ge- 
wachsen, wie  vor  allem  der  Hornschofs,  der  vor  der  Be- 
stellimg  des  Landkastens  7—8000,  dann  10  000  Thb.  betragen 
habe,  nun  auf  27  000  Thlr.  gestiegen  sei  ^.  Auf  eine  Stärkung 
des  Landkastens  arbeiteten  sie  hin:  er  könne  seiner  Aufgabe 
erst  völlig  gerecht  werden,  wenn  durch  eine  Generalaccise 
auch  die  Städte  Königsberg  einbezogen  und  durch  einen 
Eastenherm  und  Kastenschreiber  in  demselben  mit  vertreten 
seien*. 

Der  Landkasten  mufste  noch  genügend  „fundiert"  sein, 
wenn  die  Oberstände  solche  Forderungen  erheben  konnten. 
Nor  wenig  wirkte  deshalb  die  Drohung  des  auch  durch  eine 
unzureichende  Willigung  unbefriedigten  Königs,  er,  der  „als 
souveräner  Fürst  am  besten  wissen  müsse,  was  zu  ihrem 
Frieden  diene'',  wünsche  eine  Änderung  mit  dem  Landkasten; 
er  werde  vorgehen  in  der  Art  wie  sein  Vater*,  ja  er  werde 
den  Landkasten  ein  für  allemal  aufhören  lassen  und  un- 
gewilligt  ausschreiben^. 

Doch  im  Charakter  des  Amtes  lag  es,  dafs  sich  die 
Oegner  auch  in  den  eigenen  Reihen  mehrten. 

Ein  solcher  wandte  sich  1703  in  einer  längeren  Aus- 
flihrung,  „Pro  Memoria**  betitelt,  an  den  König®.  Der  Ver- 
fasser nennt  sich  in  derselben  nicht;  eine  Zuschrift  desselben 
Jahres  aber,  allerdings  ohne  nähere  Datierung,  in  der  er  auf 
jene  Schrift  verweist,  indem  er  seine  Unzufriedenheit  mit  der 
darauf  erfolgten  Untersuchung  ausspricht  und  persönlich 
gehört  zu  werden  wünscht,  nennt  uns  als  Verfasser  einen 
sonst  nicht  erwähnten  Daniel  Ratzk^.  Er  ist  ein  erbitterter 
Oegner  des  Landkastens,  von  dem  er  vermutlich  viel  gelitten 
hat;  und  ;90  voreingenommen  der  Autor  daher  auch  sein  mag, 


»  Reskript  an  die  Pr.  Reg.  —  Colin,  23.  Febr.  1704.  —  R.  6.  B.B.B.  6. 
fol  142—146.  —  Konzept,  ohne  Sign. 

•  Der  Oberstände  Vorstellung.    —   Kön. ,  praes.  6.  M&rz  1704.    — 
K.  6.  B.B.B.  6.    fol.  158—156. 

>  Allgem.  Bedenken.    —   Kön.,  praes.    18.  März  1704.    —   R.  6. 
B.B.B.  6.    foL  183—211. 

«  Reskript  an  die  Pr.  Reg.  —  24.  März  1704.    —    R.  6.  B.B.B.  6. 
.  158—160.  —  Konzept,  ohne  Sign. 

•  D«3gl.  —  Lehnin,  24.  Aprü  1704.   —   R.  6.  B.B.B.  6.    fol.  179, 
130.  —  Konzept,  ohne  Sign. 

•  Pro  Memoria.  —  15.  Okt  1703.  —  R.  7  No.  91».  -  Eigenhändig. 
"»  Memorial  des  Daniel   Ratzk.  —  1703.  —  R.  7.    No.  40  g  1. 

—  Eigenhändig. 
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seine  Darlegungen  werfen  doch  ein  Licht  auf  die  Stellang 
und  das  VerfiEthren  der  Eastenherren  vielleicht  nicht  nur  in 
diesen  späteren  Jahren  ihrer  Amtsführung. 

Er  Deklagt  die  übermälsige  Autorität,  die  sie  sich  ins- 
gemein zumessen,  da  sie  sogar  eigenmächtig  Auflagen  auszu- 
schreiben wagten,  so  z.  B.  eine  Hubensteuer  von  3  gr.  zu 
einem  Patenpfennige  für  den  Herzog  von  Holstein.  Mit 
grofser  Strenge  trieben  sie  auch  solche  ungewilligte  Auflagen 
ein;  15  aufs  gröblichste  vorgehende  Leute  hätten  sie  za 
solcher  Exekution  gebraucht,  da  doch  bei  Eintreibungen  der 
Eriegskammer  zwei  Musketiere  und  ein  Unteroffizier  gentigten. 
Schwer  würden  die  Einsassen  von  ihnen  gequält  und  g^nde 
denen,  die  redlich  und  aufrichtig  zahlten,  ewig  ,,EastenmängeI* 
vorgeworfen.  Finde  sich  eine  Unrichtigkeit,  so  würde  dieselbe 
ftir  alle  Jahre  bis  1690  zurück  angenommen  und  davon  das 
Vierfache  als  Strafe  eingetrieben.  Diese  Strafgelder  aber 
kämen  kaum  in  die  Kasse  des  Königs.  Überhaupt  hat  der 
Autor  zur  RechnungAihrung  des  Landkastens  kein  Vertrauen: 
die  Jahresrechnungen  müfsten  nur  einmal  bei  nächstem  Land- 
tage öffentlich  ausgelegt  werden.  Was  aber  an  Resten  dem 
Fürsten  die  zwölf  Jahre  her  nicht  gezahlt  worden  von  den 
Willigungen,  solle  er  nur  von  den  Kastenherren  selbst  fordern. 
Und  nun  sein  Rat:  Völlige  Kassierung  des  Landkastens,  die 
durchaus  im  königlichen  Interesse  Uege;  ein  monatlidies 
Kontingent,  zu  dem  viele  von  Adel,  von  Cölmem  und  Freien 
bereit  wären,  sei  an  die  Kriegskammer  zu  zahlen;  zur  Assistenz 
bei  der  Einnahme  genügen  ihm  zwei  Deputierte  der  Ritterscbafl 

Sechster  Abschnitt. 

Der  Aasgang. 

"  Die  Kastenherren  blieben  am  Werk.  Ein  Verzeichnis 
aus  dem  Jahre  1703  nennt  als  solche  die  drei  Landräte  Sieg- 
mund V.  Wallenrodt,  Vogt  zu  Fischhausen,  Johann  Albrecht 
V.  Kainein,  Hauptmann  zu  Orteisburg,  Joh.  Georg  v.  Kainein, 
Hauptmann  zu  Rastenburg,  und  die  drei  von  der  Ritterschafi, 
Abel  V.  Tettau,  Hof-  und  Legationsrat,  Joh.  Albr.  v.  SchOnaich^ 
Tribunalsrat,  und  Christoph  Albr.  v.  Lesgewang,  Sjipitiüi 
und  Landrichter  des  Amtes  Insterburg,  nebst  den  drei  Kasten- 
schreibern, dem  Obereinnehmer  Daniel  Boven  für  Oberland, 
Peter  Kalau  fUr  Samland  und  Jakob  Hintzke  ftir  Natangen'. 
Sie  führten  die  Rechnungen  weiter  in  bisheriger  Weise 
und  trugen  mit  Fleifs  die  Mängel  zusammen,  die  nicht  ab- 
nehmen zu  wollen  schienen.  Noch  aus  den  Jahren  1705  and 
1706  liegen  die  weitschichtig  angelegten  Protokolle  der  Kasten- 

m 

'  Bericht  der  Accisekommission.  —  Kön.,  9.  Mai  1703.  —  1-  <^* 
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herren  aus  den  vierteljährlichen  Sessionen  vor.  Das  umfang- 
reichste derselben^  vom  7.  August  1705,  zählt  185  Folioseiten. 
Nach  den  Ämtern  geordnet ,  je  mit  den  Gruppen  des  Adels^ 
der  COlmer  und  Bauern,  finden  sich  auf  der  rechten  Seite 
jedes  Blattes  die  zahlreichen  Mängel  mit  genauer  Personen- 
und  Wertbezeichnimg,  und  links  die  für  die  Schofseinnehmer 
bestimmten  Resolutionen  der  Kastenherren.  Ernste  Verwei- 
sungen auf  die  Acciseordnung  von  1690  kehren  uDter  den- 
selben beständig  wieder,  sowie  die  Drohung  an  die  Schofs- 
einnehmer, inskünftige  die  Abgänge  ihrer  Lieferung  ihnen 
selbst  von  ihrem  Gehalt  abziehen  zu  wollen  ^ 

Eine  weitere  Nachricht  nach  1706  konnte  nicht  eingesehen 
werden,  weder  über  die  Amtsführung  noch  über  eine  etwaige 
Aarserdienststellung  der  Kastenbeamten.  Der  eine  der  oben 
genannten  Kastenherren,  Joh.  Albr.  v.  Kainein,  der  wiederholt 
noch  mit  Gesuchen  um  Wiederherstellung  der  Landtage  her- 
vortritt, nennt  sich  1708  nicht  mehr  Oberkaatenherr*.  Doch 
ist  dies  noch  kein  Beweis  dafür,  dafs  der  Landkasten  auf- 
gehoben war.  Kainein,  der  auch  in  der  Zurückgezogenheit 
noch  seine  Treue  bezeigen  will,  ist  in  eine  Strafe  von  2000 
Thalem  genommen  worden  —  das  zeigt  ein  Gesuch  —  und 
hat  seine  Chargen  verloren;  der  Schlufs  erscheint  berechtigt, 
dafs  diese  Strafe  mit  seinem  früheren  Amt  in  Verbindung  zu 
bringen  ist.  —  Von  den  Kastenschreibern  erscheint  der  von 
Natangen,  Jakob  Hintzke,  1707  als  Obereinnehmer.  Er  gehört 
als  solcher  zu  einer  Kommission  wegen  Einführung  der  Accise 
auf  den  königlichen  Freiheiten,  mit  Küpner  u.  a.  ^.  Sein  Titel 
spricht  für  den  Bestand  des  Landkastens,  die  Hinzuziehung 
zu  dieser  Kommission,  dafs  man  versuchte,  die  Subalternen 
wenigstens  des  verfallenden  Organs  für  den  königlichen  Dienst 
zu  interessieren  und  ihre  Sachkenntnis  zu  verwenden. 

• 

Siebenter  Abschnitt. 

Die  Bedeutung  des  Landkastens. 

Es  ist  für  die  Stellung  und  Bedeutung  des  Landkastens 
bezeichnend,  dafs  sich  um  ihn  fast  mehr  als  um  die  Landtage 
zuletzt  die  Frage  drehte,  bezeichnend  auch  vor  allem  der  oben 
erwähnte  Versuch  der  heimlichen  Einführung  des  Huben- 
schosses.  In  der  That  war  am  letzten  Ende  der  Landkasten 
in  unserer  Zeit  mehr  ein   administratives  als  ein  ständisches 


*  Protokoll  der  Oberkastenherren.  —  Kon.,  1705  u.  1706.  —  Gen.- 
Direktorinm  Ostpr.  Kontribntionssachen.    Generalia  1. 

s  Denkschrift  des  Joh.  Albr.  v.  Kainein.  —  Kön.,  23.  Okt.  1708. 
-  Geh.  Hofkammer.  —  Tit  86  Ko.  1.  —  Eif^enhftndig. 

*  Reskript  betr.  Kommission   wegen  £mführung  der  Accise.   — 
Charlottenbnrg,  7.  Juni  1707.  —  R.  6.  B.B.B.  6.  —  Konzept,  ohne  Sign. 
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Organ.  Als  solches  hing  er  aufs  innigste  mit  der  materielien 
Besteuerungsart  zusammen:  er  stand  und  fiel  mit  der  Accise. 
Der  ganze  Steuerapparat  derselben,  wie  er  doch  auch  in  den 
adeligen  Deputierten  und  Hauptleuten  noch  seine  Gehilfen 
hatte,  mufste  geändert  werden,  wollte  man  dem  Landkasten 
beikommen.  So  erklärt  es  sich,  dafs  er  noch  wenigstens 
einige  Jahre  bestand,  nachdem  die  Landtage  bereits  aufgehört 
hatten.  Nachdem  die  Stände,  schon  längst  politisch  machtlos, 
nun  auch  als  wirtschaftliches  Vertretungsorgan  insolvent  ge- 
worden waren,  mufste  man  noch  gesondert  die  ständische 
Exekutive  meistern.  Sie  blieb  in  der  Hauptsache,  solange 
man  nichts  Besseres  an  ihre  Stelle  setzen  konnte. 

In  der  festen  kollegialen  Fügung  einer  perpetuierlich 
thätigen  Finanzbehörde  erhielt  sich  so  dies  Organ  länger  als 
der  durch  Interessengegensätze  gespaltene,  loser  gefügte,  auf 
Geheifs  des  Fürsten  nur  fungierende  Organismus  seiner  Auf- 
traggeber. Es  erhielt  sich  auf  der  Grundlage  einer  Besteuerungs- 
art,  deren  Steuereinheiten  schwer  zu  fassen  waren,  und  die 
«ine  durch  einen  komplizierten  Organismus  vermittelte  Fühlung- 
nahme mit  den  wirtschaftlichen  Steuerquellen  bedingte.  Die 
Oberstände  wufsten  wohl,  warum  sie  so  eifrig  auf  die  General- 
accise  drangen,  und  die  ofi^enen  und  heimlichen  Gegner  und 
Projektenmacher,  warum  sie  sie  widerrieten.  Es  war  die 
letzte  Spur  des  alten  ständischen  Geistes,  der,  auch  nach  der 
Ausschaltung  der  Landtage  in  einzelnen  Persönlichkeiten 
machtlos  opponierend,  in  diesem  Organ  noch  schwachen  Halt 
fand.  Aber  auch  nur  eine  Spur ;  denn  man  kann  diese  Ober- 
kastenherren,  die  nicht  weichen  wollten,  füglich  nicht  mehr 
als  Vertreter  korporativ  geschlossener  Stände  halten.  Der 
Egoismus  der  Beamtung,  deren  Eonservierung  sie  nur  der 
Verlegenheit  des  Gegners  verdankten,  hielt  sie  aufrecht 
Diese  Beamtung  selbst,  der  Stütze  eines  machtvollen  Auftrag- 
gebers entbehrend,  hätte  einem  entschlossenen  Gegner  gegen- 
über fallen  müssen.  Sie  vertäut,  da  er  nicht  vorhanden,  auch 
80,  da  sie  es  verabsäumt  hatte,  sich  als  Institution  der  sich 
durchsetzenden  Zwangsorganisation   des  Staates  einzugliedern. 

Achter  Abschnitt. 

Die  ständische  Eigenwirtschaft. 

Der  Landkasten  war,  wie  schon  erwähnt,  zunächst  das 
Organ  für  eine  ständische  Eigenwirtschaft,  auch  noch  in  unserer 
Periode.  So  gering  dieselbe  war,  sie  sicherte  vor  allem  den 
Bestand  des  Organs  in  jener  Zeit,  da  es  der  Kurfürst  aufser 
Thätigkeit  gesetzt  hatte  in  seiner  Funktion  als  Durchgangs- 
organ  der  kurfürstlichen  GefkUe. 

Die  Verwaltung  dieser   für   die   eigenen   ständischen  Be- 
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dürfnisse  sorgenden  Kasse  war  eine  sparsame.  Kein  Wunder^ 
denn  diese  Bedürfnisse,  die  einst  zur  Blütezeit  der  Stände,  als 
sie  auf  eigene  Rechnung  Krieg  führten  und  Handel  trieben^ 
bedeutende  waren,  waren  jetzt  auf  das  geringste  Mafs  herab- 
gemindert. Das  wichtigste,  die  Defension,  hatte  die  Landes- 
hoheit übernommen,  wenn  auch  mit  ständischen  Mitteln,  so 
doch  in  der  Hauptsache  mit  eigenen  Organen. 

Den  wesentlichsten  Bestand  der  Kasse  bildete  ein  Rück- 
stand der  früheren  rein  ständischen  Steuer,  des  sogenannten 
„neunten  Pfennigs" ;  er  vermehrte  sich  nur  durch  die  Inter- 
essen der  ausgeliehenen  Kapitalien,  nicht  durch  besondere 
neue  Auflagen  \  Die  Ausgaben  bezogen  sich  nur  auf  die  Ver- 
waltung der  Kasse.  In  Fällen  dringender  Not  oder  augen- 
blicklicher Verlegenheit  entnahm  man  der  Kasse  auch  Summen 
für  fürstliche  Willigungen.  Sie  wurden  jedoch  zumeist  zurück- 
gezahlt und  in  der  Zwischenzeit  verzinst.  Die  222  Rthlr. 
20  gr.,  die  1695  zur  Erstattung  eines  Donativs  entliehen 
wurden,  wurden  fllr  1696  und  1697  mit  26  Rthlr.  20  gr.  ver- 
zinst und  Zinsen  und  Kapital  1608  gezahlt.  J)enn  nicht  gern 
entnahm  man  dauernd  aem  „neunten  Pfennig"  gröfsere  Ge- 
Me.  Man  schrieb  für  solche,  besonders  für  Reste  von  Dona- 
tiven,  die  endlich  doch  beglichen  werden  mufsten,  ab  und  zu 
einen  Hubenschofs  aus,  so  1698  von  4  gr. ,  und  daraus  fand 
dann  die  Rückerstattung  auch  obiger  Posten  statt  ^. 

Alljährlich  am  22.  Februar  fand  durch  die  Oberkasten- 
herren und  den  Obereinnehmer  die  Abnahme  der  Schlufs- 
rechnung  des  „neunten  Pfennigs**  statt,  im  Beisein  von  Depu- 
tierten der  Ritterschaft  und  der  kleinen  Städte.  Denn  nur 
den  letzteren  stand  noch  ein  Anrecht  an  den  „neunten  Pfennig** 
zu,  seit  1681  die  Städte  Königsberg  sich  von  den  Oberständen 
and  damit  der  gemeinsamen  KassenfÜhrung  getrennt  hatten. 
Unter  der  Obhut  des  altstädtischen  Stadtschreibers  hatte  sich 
bis  dahin  auch  die  gesamte  Registratur  des  Landkastens  be- 
funden. Sie  wurde  den  Oberständen  von  den  Erben  des 
StadtBchreibers  Casseburg  vorenthalten.  (Da  hierunter  sich 
auch  die  Rechnungen  über  die  letzten  Acciseerträge  befanden, 
gab  dies  später  bei  der  Forderung  der  Generalaccise  den 
Oberständen  den  Vorwand  zu  der  Behauptung,  man  sei  aufser 
Stande,  anzugeben,    wie  hoch  sich  dieselbe  belaufen  würde '*.) 

Daneben  lag  dem  Landkasten  noch  in  unserer  Zeit  die 
Verzinsung  und  Abtragung  einer  Schuld  ob,  zu  der  aber  nicht 
die  Städte  auch,  sondern  nur  der  Adel  verbunden  war.  Er  hatte 
aie  vom  Landrat  v.  Fröbner  —  daher  stets  die  Fröbnersche 


1  Bechnungen  über  den  .9.  Pfennig''.  —  K5n.  Ostpr.  744.  fol.  390, 
»1  u.  Fol.  749  fol.  399-418.  —  Siehe  Anlage  No.  II. 

'  Extrakt  über  Verteilung  des  Hubenschosses.  —  1698.  —  Könb 
Ostpr.  Fol.  749.    fol.  289—292. 

*  Bericht  der  AcciBekommission.  —  1703.  —  1.  c. 
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Schuld  genannt  —  1626  aufgenommen  für  die  Entsendung 
einer  Deputation  nach  Polen.  Die  Summe,  1626  in  Dukaten 
aufgenommen  y  war  1683  durch  Transakt  auf  8000  flor.  poln. 
gesetzt  worden.  Soweit  einzelne  Posten  von  den  Erben  ge- 
fordert wurden,  wurde  mit  Genehmigung  des  Kurfürsten  durch 
die  Oberstände  ftlr  den  Adel  ein  Hubenschofs  ausgeschrieben, 
so  1694  von  3  gr.  Die  Zahlung  erfolgte  dann  auf  Anweisung 
des  Landratsdirektors  und  des  Landmarschalls  an  die  Ober- 
kastenherren; diese  wiesen  den  Obereinnehmer  dazu  an,  der 
sie  selbst  oder  durch  den  Kastenschreiber  eines  anderen  Kreises 
vermittelte. 

Die  Schuld  wurde  in  unserer  Zeit  völlig  gedeckt  und 
war  mit  der  Auszahlung  des  Restes  von  1090  Rthlr.  30  gr. 
an  den  Mandatar  der  Fröbuerschen  Erben,  Christ  Fischer, 
am  6.  Oktober  1701  völlig  erloschen^  —  ein  kleiner  Beweb 
auch  ftlr  die  Leistungsfähigkeit  des  Adels  in  unserer  sonst  an 
Ellagen  desselben  so  reichen  Zeit 


^  Oopia  der  Fr öbn ersehen  Quittanzen.  —  1702.  —  R9n.  Ostpr. 
Pol.  750.    No.  114.    fol.  608-611. 


Zweites  Buch. 

Die  Gegenstände  der  Verhandlungen, 
besonders  der  Kampf  um  die  Finanzen. 


Erstes  Kapitel. 

Einleitung. 


Fast  wunderbar  erscheint  es,  dafs  dieser  ständische 
Organismus  mit  seinen  Mängeln  und  Gebrechen,  der  nicht 
mehr  wurzelhaft  war,  noch  durch  17  Jahre  funktionieren 
konnte,  nachdem  er,  durch  den  Grofsen  Kurfürsten  in  seinem 
Mark  getroffen,  durch  Jahrzehnte  schon  nur  ein  Scheindasein 
geführt  hatte,  ja  teilweise  seiner  Funktion  bereits  entwöhnt 
war.  Wunderbarer  noch  erscheint  es,  dafs  man  ihn  gewähren 
lieb  und  den  am  Boden  liegenden  Partner  nochmals  als 
existenzberechtigt  und  verhandlungsfähig  anerkannte.  Die 
Folge  war  freilich,  dafs  er  sich  doch  langsam  verblutete. 
Die  Ursache  aber  fbr  dieses  letzte  Aufflackern  früher  stärksten 
ständischen  Geistes,  wie  diese  letzte  beratende  Thätigkeit  der 
OBtpreufsischen  Stände  bezeichnet  werden  darf,  war  die  gänz- 
lich veränderte  Stellungnahme  des  Kurfürsten  Friedrich  III. 

Er  wollte  im  Gegensatz  zu  seinem  Vater  dem  Volke  ein 
gütiger  Herr  sein  und  —  er  sprach  es  selbst  aus*  —  den 
Unterthanen  den  Steuerdruck  erleichtern.  Nur  übersah  er, 
Air  Ostpreufsen  wenigstens,  dafs  Unterthanen  und  Stände  nicht 
ohne  weiteres  identisch  waren.  Der  Standpunkt  der  Güte 
anstatt  des  festen  Zugreifens  liefs  sich  wohl  auch  rechtfertigen 
durch  die  Meinung,  das  Werk  der  Unterjochung  der  Sonder- 
bestrebungen  und  des  Zusammenschweifsens  sei  bereits  gethan 
and  am  Ende.  Wenigstens  darf  Friedrich  lEL  die  Auffassung 
seiner  Provinzen  als  eines  Ganzen  auf  Grund  zahlreicher 
Aufserungen  nicht  abgesprochen  werden.  Sie  wurde  für  Ost- 
preulsen  korrigiert,  wo  die  Gewöhnung  und  der  Zwang  zur 
ESnheit  noch  nicht  nachhaltig  genug  gewesen  waren  und  nun 

1  Mskript  an  die  Pr.  Reg.  —  Colin,  26.  Juni  1688.  —  Kön.  £t.- 
Min.  87«.    fol.  31,  32.  —  Ausf. 
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mit  dem  Nachlassen  der  Spannung  in  den  letzten  Versuchen 
des  ständischen  f^oismus  auch  die  Sonderinteressen  dieses 
Landesteils  noch  einmal  schärfsten  Ausdruck  fanden:  „Patrioten* 
nannten  sich  die  Deputierten  der  Ritterschaft  als  Ostpreoben 
und  nicht  als  Zugehörige  des  Ganzen.  Und  als  es  zu  spSt 
war  und  der  thatsächUche  Verlauf  die  richtige  Erkenntnis 
brachte,  blieb  es  bis  zur  letzten  Stunde  bei  der  blolsea 
Drohung,  der  Kurfürst  wolle  die  Stände  behandeln  wie  sein 
Vater. 

Doch  diese  ganze  Stellungnahme  Friedrichs  HI.  wurde 
neutralisiert  durch  den  Gang  der  Entwickelung  und  durch 
die  persönlichen  Neigungen  des  Kurfürsten  selbst  Das  stehende 
Heer,  dies  Machtmittel  der  aufstrebenden  absoluten  Monarchie 
nach  aufsen  und  innen,  1688  abzuschaffen,  konnte  füglich  nickt 
in  Frage  kommen.  Die  Notwendigkeit  seines  Bestandes  zu 
erweisen,  boten  die  an  der  Peripherie  des  Staates  geführten 
Kriege,  die  die  Regierungszeit  dieses  Fürsten  ausfüllen,  und 
an  denen  die  brandenburgisch  -  preufsischen  Truppen  beteiligt 
waren,  regelmäfsig  Gelegenheit.  Der  miles  perpetuus  er- 
heischte die  perpetuierlichen  Mittel.  Und  wenn  auch  die 
Kriegskosten  zum  grofsen  Teil  durch  Subsidien  gedeckt 
wurden,  so  blieben  doch  die  Militärlasten  im  ganzen  ungefkhr 
auf  der  früheren  Höhe.  —  Sie  wurden  noch  vermehrt  durch 
die  Neigung  des  Kurfürsten,  die  Musen  in  der  Mark  heimisch 
zu  machen. 

So  blieb  sachlich  das  Verhältnis  zwischen  Fürst  und 
Unterthanen  dasselbe  wie  bisher,  wenn  es  auch  der  Kurfürst 
persönlich  anders  zu  gestalten  wünschte.  Nur  territorial  war 
es  verschieden.  In  den  meisten  Provinzen  manifestierte  sich 
mit  der  willigen  und  regelmäfsigen  Darreichung  der  Mittel  an 
den  Fürsten  und  durch  ihn  für  die  Gesamtheit  die  öffentlich- 
rechtliche  Auffassung  dieses  Verhältnisses.  Durch  Gewähren- 
lassen der  Stände  in  Ostpreufsen  trat  noch  einmal  der  privat- 
rechtliche  Charakter  dieses  Verhältnisses  in  seiner  ganzen 
Schärfe  hervor,  in  dem  Fordern  und  Widerstreben  sich  als 
Kampf  darstellend.  Der  frühere  politische  Kampf,  längst  ent- 
schieden ,  ist  übertragen  auf  das  rein  wirtschaftliche  Gebiet 
Nicht  mehr  Oberhoheit  und  Huldigung,  sondern  deren  finan- 
zielle Konseouenzen ,  Forderung  und  Willigung,  bilden  den 
Gegenstand  aes  Kampfes. 

Gewifs  waren  es  ungleiche  Gegner,  die  ihn  jetzt  führten, 
und  man  darf  wohl  der  Meinung  sein,  dafs  nach  der  Vorarbeit 
des  Grofsen  Kurfürsten  die  absolute  Monarchie  ihn  durch  ent- 
schiedenes Auftreten  hätte  sparen  können ,  indem  sie  auf  die 
weitere   Austragung   anf  privatrechtlichem   Wege   verzichtete. 
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Und  doch  haben  die  Kämpfe  dieser  tagangsreichen  Jahre  auch 
ihren  Eigenwert  besonders  für  die  Finanzpolitik.  Sie  richten 
ihre  Schärfe  zuletzt  nicht  mehr  so  sehr  gegen  die  Monarchie 
und  deren  Forderungen  als  gegen  die  Art  der  letzteren.  Durch 
geschickte  Behandlung  seitens  der  Diener  der  Landeshoheit 
wurde  der  Elampf  gegen  die  Monarchie  zum  Kampf  unter 
den  Ständen,  deren  Geschick  damit  besiegelt  war. 

Die  Versuche  und  Projekte'  dieser  Zeit,  die  aus  den 
Reihen  des  selbststeuernden  und  darum  in  Ostpreufsen  doppelt 
interessierten  Adels  heryorgingen  und  mit  denen  er  die  Regu- 
lierung der  darzureichenden  Mittel  in  seine  Hand  zu  bringen 
suchte,  tragen  sämtlich  die  Tendenz,  die  Steuern  mit  gleichen, 
d.  i.  auch  mit  andern  Schultern  tragen  zu  lassen,  sie  zu  über- 
wälzen. Daher  der  Übergang  vom  Hubenschofs  zur  Accise, 
die  nach  der  Einbeziehung  der  kurfürstlichen  unmittelbaren 
ünterthanen  und  der  mifslungenen  der  Städte  Königsberg  zur 
Oeneralaccise  werden  sollte.  War  der  Hubenschofs  nach  den 
Alten  Katastern  ungerecht,  so  führten  die  durch  die  technischen 
Schwierigkeiten  und  ständischen  Egoismus  verursachten  Mifs- 
erfolge  und  Unterschleife  bei  der  Accise  zu  der  für  die  Mittel 
der  damaligen  Zeit  besten  Besteuerung,  dem  Generalhubenschola 
unter  Priwlr.  Wilhelm  I. 
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Zweites  Kapitel. 

Die  Forderungen  des  Fürsten. 


Erster  Abschnitt 
Schwankende  Haltnng  des  KnrfDrsten. 

Mafsgebend  und  zielsetzend  für  den  Kampf  am  die  Da^ 
reichung  der  Mittel  war  zunächst  des  Kurfürsten  Forderung 
an  die  Stände,  in  ihrer  Art  zugleich  die  Auffassung  des  Kiu^ 
(brsten  von  seinem  Verhältnis  zu  den  Ständen  dokumentierend. 

Er  war  zunächst  —  sein  erstes  Anschreiben  an  die 
Preubische  Regierung  läfst  darüber  keinen  Zweifel*  —  ge- 
neigt, wegen  der  Willigung  zu  unterhandeln,  und  so  von  der 
günstigen  Wirkung  seiner  versöhnlichen  und  nachgiebigen 
Stelhingnahme  überzeugt,  dafs  er  durch  mehrere  Zuschriften 
der  Regierung  nicht  zu  einer  bestimmten  Angabe  seiner 
Forderung  zu  bewegen  war^.  Anstatt  derselben  gab  er  nnr 
die  Versicherung,  aafs  jede  mögliche  Rücksicht  auf  den  er- 
schöpften Zustand  des  Landes  genommen  werden  solle.  Und 
fast  scheint  es,  als  fürchtete  er,  durch  Angabe  irgend  eines 
Quantums  die  Stände  vor  den  Kopf  zu  stofsen.  Nur  ali- 
gemein redete  er  von  einem  solchen,  das  „die  Not  erfordere'^ 
ohne  Höhe  und  Modus  auch  nur  zu  erwähnen',  bis  er  sich 
endlich,  von  der  Regierung  gedrängt,  dazu  verstand,  die 
Kontinuation  der  bisherigen  Willigung  zu  fordern,  nur  ttü 
zwei  oder  drei  Monate;  und  zum  Trost  sollte  die  Regierung 
den    Ständen   versichern,    dafs    ihnen,    sobald   er   nur  nach 


»  Reskript  an  die  Pr.  Reg.  —  Colin,  26.  Juni  1688.  —  Kön.  BL  - 
Min.  87«.    fol.  31,  32.  —  Ausf 

*  Relation  der  Oberräte.  —  Ron. ,  5.  Aug.  1688.  —  Kön.  Et  - 
Min.  87d.    fol.  41-,  42.  —  Konzept. 

»  Reskript  an  die  Pr.  Reg.  —  Colin,  28.  Juli  1688.  —  Kön.  Et  - 
Min.  87e.    fol.  39,  40.  —  Ausf. 
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Preufsen  komme,  eine  bedeutende  Entlastung  zu  teil  werden 
spUe  \  Solche  Eontinuation  hätte  nach  der  Willigung,  die  im 
Oktober  des  Jahres  ablief ,  für  die  Oberstände  einen  Huben- 
schoüs  Yon  30  gr.  monatlich  und  für  die  Städte  Königsberg 
and  die  kleinen  Städte  den  Ertrag  ihrer  Accisen  erfordert. 
Die  Minderung  des  Schosses  auf  15  gr.  und  der  Übergang  der 
kleinen  Städte  in  das  Lager  der  Oberstände  mit  Aufgabe  ihrer 
Accise  konnte ,  so  meint  man ,  nicht  ohne  Einflufs  auf  den 
Earfbrsten  bleiben. 

Und  doch  verharrte  er  noch  weiter  in  seiner  schwanken- 
den Haltung.  Trotz  der  in  der  ersten  Tagung  gemachten 
Erfahrungen,  trotzdem  er  darauf  verweisen  mufste,  wie  das 
vorige  Quantum  gar  gering  gewesen,  versicherte  er  1689 
wieder,  dafs  er  nur  ungern  den  Ständen  etwas  zumute.  Wieder 
forderte  er  kein  bestimmtes  Quantum,  nur  Eontinuation  des 
Bisherigen,  und  nicht  einmal  fbr  bestimmte  Zeit,  nur  bis  zu 
seiner  unbestimmt  gelassenen  Ankunft  in  Preufsen^.  Selbst 
auf  die  Ausführungen  der  Regierung,  dafs  doch  wohl  die  ab- 
gelaufenen Monate  Januar  und  Februar  ftir  steuerfrei  hinzu- 
nehmen seien  ^,  erfolgt  keine  Berichtigung. 

Zweiter  Abschnitt. 
Anzeichen  einer  Wandlung. 

Die  schwankende  Haltung  mufste  natürlich  den  Ständen 
Wind  in  die  Segel  geben.  Da  der  Kurfürst  kein  Ziel  setzte, 
waren  sie  dazu  emsig  am  Werk.  Ein  Ausflufs  der  Ratlosig- 
keit und  Zaghaftigkeit,  weniger  aggressiven  Vorgehens  war 
«8^  dals  der  Kurfürst,  als  sich  seine  Hinkunft;  nach  Preufsen 
verschob,  eine  Deputation  der  Stände  nach  Berlin  forderte, 
um  mit  ihr  weitere  Abmachungen  zu  treffen.  Die  Zuschrift 
«n  die  Regierung  ist  datiert  vom  11.  März,  präsentiert  am 
9.  April  ^,  —  ein  Zeichen,  wie  man  auch  dazu  sich  nur  schwer 
^tschlossen  hatte.  Trotz  mehrerer  dringender  Nachschriften, 
die  Dörflinger  formieren  sollte^,  genügte  doch  die  durch  den 
Mund  der  Regierung  kundgegebene  Absicht  der  Oberstände, 
bis  Ende  des  Jahres  steuern  zu  wollen,  wenn  die  Accise  ihnen 


«  Reskript  an  die  Pr.  Reg.  —  Colin,  30.  Aug.  1688.  —  Kön.  Et.  — 
Min,  87*.    foL  49,  50. 

«  Reskript  an  die  Pr.  Reg.  —  Colin,  7.  Febr.  1689.  —  Kön.  Et.  — 
liin.  87«.    fol.  12—15.  —  Aus^ 

*  Relation  der  Oberräte.  —  Kön.,  21.  Febr.  1689.  —  Kön.  Et.  — 
Min.  87«.    fol.  27.  —  Konzept. 

*  Reskript  an  die  Pr.  Reg.  —  Colin,  11.  März  1689.  —  Kön.  Et.  — 
Min.  87e.    fol.  88-41.  —  Aus?. 

»  Reskript  an  die  Pr.  Reg.  —  Colin,  5.  April  1689.  —  R.  6. 
B.B.B.  1.  —  Konzept. 
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freigestellt  werde  ^,  um  den  Kurfärsten  von  seinem  Plane  ab- 
zubringen. Noch  ehe  die  dahingehenden  Beschltlsse  der  OW 
stände  formell  vorlagen',  war  derselbe  bereits  aufgegeben*, 
sodafs  die  Oberstände  selbst  über  diese  schnelle  Erledigung 
verwundert  waren*. 

Nur  in  einem  schien  der  KurAlrst  seine  Forderung  be- 
stimmter begrenzen  zu  wollen:  die  Willigung  sollte  in  der 
bisherigen  Höhe  bis  Ende  des  Jahres  durch  den  Hubenschofk 
weiter  gedeckt  werden,  nicht  durch  die  Generalaccise*.  Eb 
war  gewifs  wohl  auch  die  Rücksicht  auf  die  Städte  Königs- 
berg, die  ihn  dazu  trieb;  denn  diese  wufsten  sich  in  Gonst 
zu  halten  durch  widerspruchslose  Willigung  ihrer  Accise*. 
Es  war  in  letzter  Instanz  die  gegen  die  Stände  nötige  Politik, 
zu  der  er  durch  die  Kriegskammer  veranlafst  wurde.  Denn 
letztere  sah  in  der  Separation  der  Städte  Königsberg  da» 
wichtigste  Mittel,  die  selbstbewufst  gewordenen  Oberstände  in 
Schach  zu  halten;  sie  würde  durch  die  mit  der  EinfÜhrong 
der  Generalaccise  geschaffene  Phalanx   eine  schwere  Arbeit 

fehabt  haben.     Ihrem  Einflufs  ist  es  auch  zuzuschreiben,  daCi 
er  Kurfürst   bei    dem  Abfall   der   kleinen  Städte   von   den 
Oberständen  festblieb*. 

Hierdurch,  wie  durch  die  erfreuliche  Festigkeit,  mit  der 
der  Hubenschofs  in  der  Hauptsache  von  den  Oberständen  bis 
Ende  des  Jahres  1689  erzwungen  wurde,  teilweise  mit  An- 
wendung des  jus  complanandi^,  klärte  sich  die  Situation 
wesentlich.  Der  Kurftirst  sah  sich  mit  Anfang  1690  nicht 
einem,  wie  es  eine  Zeitlang  drohte,  sondern  drei  wirtschafUicb 
getrennten  Gegnern  gegenüber,  von  denen  zwei  bereits  tOr 
die  Dauer  organisch  wie  materiell  als  unterlegen  betrachtet 
werden  konnten.  Als  kämpfende  Organe  wenigstens  waren 
die  Städte  Königsberg  und  die  kleinen  Städte  eliminiert 
Und  wie  sich  der  Kampf  so  überhaupt  vereinfachte,  so  er- 
leichterte sich  auch  hinfort  eine  präcise  Stellungnahme  in  der 
Forderung,  die  ja  modifizierbar  nur  noch  an  die  Oberstände 
zu  stellen  war ;  später  freilich  galt  es  auch  die  Städte  Königs- 
berg noch  besonders  in  Betracht  zu  ziehen. 


»  Rel.  der  Fr.  Reg.  —  Kön.,  IL  April  1689.  —  R.  6.  B.ß.B.  1.  — 

*  Bedenken.   —   K&n.,  21.  April  1689.    —   Kön.  Ostpr.  Fol  7& 
No.  58  p.  650-665. 

*  Reskr.  an  die  Pr.  Reg.  —  Cölhi,  28.  April  1689.  —  Kön.  Et.  — 
Min.  87«.    fol.  51,  52.  —  Ausf. 

*  Bedenken.  —  Kön.,  10.  Mai  1689.  —  Kön.  Ostpr.  Pol.  725.  No.  60 
p.  699—706. 

*  Reskript  an    die  St.  Kön.   —   Colin,   20.  Mai  1689.  -  &  6. 
B.B.B.  1.  —  Ausf. 

*  Vgl.  unten  6.  Kap.  2.  Abschn. 
»  Vgl.  oben  p.  85  f. 


XIX  1.  119 

Dritter  Abschnitt. 
Weitere  Unbestimmtheit. 

So  kehrte  also  Friedrich  III.  auch  1690  zu  der  Mafsnahme 
zurück,  die  unter  dem  Grofsen  Kurfürsten  zuletzt  stehender 
Brauch  geworden  war:  er  forderte  ein  monatliches  Quantum 
(24000  Thlr.)  von  den  Oberständen  ^  ftar  ein  Jahr  wohl  er- 
wtLnschty  doch  zunächst  bis  zu  seiner  Ankunft  ftlr  die  ersten 
Monate  zu  willigen.  Es  war  mit  dieser  Denomination  ein 
Erhebliches  gewonnen,  und  wenn  auch  die  Oberstände  stetig 
auszuweichen  verstanden,  es  ergaben  sich  doch  damit  rechne- 
rische Mafsstäbe  für  das  weitere  Vorgehen. 

Die  bestimmte  Proponierung  trieb  die  Oberstände  zu 
schleunigen  Mafsnahmen.  Unglücklich  in  ihrer  Aktion  gegen 
die  Städte  Königsberg,  verlassen  von  den  kleinen  Städten, 
gaben  sie  doch  die  Accise  nicht  auf.  Die  feste  Summe  von 
200000  Thlr.  jährlich,  die  sie  bringen  sollte,  dazu  das  Ver- 
sprechen, das  etwa  Fehlende  durch  Kopf-  und  HomschOsse 
ersetzen  zu  woUen,  liefsen  den  Kurfürsten  nachgeben,  zumal 
der  früher  beftlrchtete  Erfolg  der  Accise,  etwa  ein  Zusammen- 
schlufs  der  Stände  durch  sie,  mit  der  Lossprengung  der  Städte 
ausgeschlossen  war. 

Der  näheren  Darlegung  bleibt  es  vorbehalten,  zu  erweisen, 
wie  diese  durchgreifende  Veränderung  in  den  Steuerquellen 
wirkte,  auf  die  kurfllrstlichen  sowohl  wie  auf  die  ständischen 
Interessen,  besonders  in  den  Konsequenzen,  die  die  Oberstände 
zogen  durch  die  Einbeziehung  weiterer  Kontribuenten.  Für 
die  Zielsetzung  im  Kampfe  war  in  der  von  den  Oberständen 
offerierten  Summe  eine  Grundlage  gegeben,  auf  der  der  Kur- 
itirst  fufsen  konnte  in  der  Ausdehnung  auch  seiner  Ansprüche. 

Diese  Summe  bleibt  zunächst  in  der  Forderung  des 
nächsten  Jahres,  1691.  Bald  mufste  sich  zeigen,  wie  wenig 
Verlafs  auf  die  Zusicherung  dieser  Summe  war.  Da  nun  die 
Oberstände  die  starken  Ausfälle  in  der  Accise  lediglich  auf 
das  Conto  der  noch  nicht  im  ganzen  Umfange  einbezogenen 
Schatullsassen  etc.  setzten,  so  konnte  der  Kurfürst,  diesen 
Einwürfen  die  Berechtigung  zu  nehmen  und  dadurch  auf  eine 
solidere  Orundlage  für  seine  Forderungen  zu  kommen,  nicht 
anders,  als  die  bezüglichen  Wünsche  der  Oberstände  voll- 
ständig zu  gewähren. 

Damit  setzen  aber  dann  auch  die  Versuche  ein.  1692, 
die  aufgelaufenen  Reste  nachträglich  durch  besonderen  Huben- 
schofs  zu  fordern  und  die  aufzubringende  Summe  selbst  zu 
erhohen.     Jener,    bei    seiner  verhältnismäfsig    einfachen   Be- 


1  £z  Protocollo  der  Oberratsstabe.  —  Kön.,  25.  Jan.  1690.  —  Kön. 
Et.  -  Min.  87«.    fol.  9-12. 
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rechnung  eine  sichere  Ergänzungssumme  bietend,  wurde  so  in 
der  Folge  ein  regelmftfsiger  Zuschlag  zu  den  übrigen  Steuer- 
arten.  Die  geforderte  Summe  selbst  erhöhte  der  Kurfürst 
1.692  auf  250000  Thlr.  Zum  erstenmal  stellte  er  auch,  wenn 
^eich  erfolglos,  diese  Forderung  auf  zwei  Jahre  ^. 

Jene  Erhöhung  der  Summe  hatte  jedoch  fUr  die  Ober- 
stände  nur  symptomatische  Bedeutung.  Sie  hüteten  sich  wohl, 
weiterhin  sich  auf  ein  gewisses  Quantum  überhaupt  einzulassen, 
zumal  seitdem  sie  sahen,  wie  ihnen  durch  scharfe  Hubenschösse 
die  Reste  von  solchen  Quanten  nachträglich  abgefordert 
wurden.  So  verzichtete  denn  der  KurfUrst  1693  auf  eine 
bestimmte  Summe,  forderte  aber  zur  vorigen  Willigung  eine 
extraordinäre  Kapitation.  Sie  war  die  Probe  auf  sein  Macht- 
Verhältnis  gegenüber  den  Ständen  und  hatte  nur  Erfolg  bei 
den  von  der  Landeshoheit  bereits  abhängigen  Elementen,  den 
Landräten  und  Beamten  und  den  Städten. 

Auf  Anregung  der  Stände  selbst  gelang  es  dann,  1694, 
durch  Ausdehnung  der  Willigungszeit  vom  Juni  1694  bis  alt 
Dezember  1695  die  Tagungszeit  auf  den  Herbst  zu  verlegen. 
Die  jährliche  Tagung  blieb  davon  ebenso  unberührt,  wie  die 
Höhe  der  Forderungen  in  den  folgenden  Jahren  im  ganzen 
dich  gleich  blieb.  Es  war  von  gleicher  Wirkung,  ob  sie  der 
Kurfürst  auf  200000  Thlr.  angab,  wie  1695,  1697,  1699,  oder 
auf  300000  Thlr.,  wie  1698  und  1700,  oder  ob  er  1696 
monatlich  30000  Thlr.  forderte',  die  dann  im  selben  Reskript 
auf  24000  zu  ermäfsigen  gestattet  wurde:  die  Willigungen 
hielten  sich  doch  auf  gleicher  Höhe  wie  bisher. 

Immer  mehr  aber  zeigten  sich  die  Folgen  davon,  dafs 
man  den  Oberständen  den  Modus  frei  gegeben,  die  Folgen 
von  der  Auffassung  des  Kurfürsten  überhaupt,  die  er  von 
den  Ständen  hatte.  Nicht  geneigt,  seinen  Forderungen  mit 
Energie  Nachdruck  zu  verschaffen,  betrachtete  er  durch  sein 
Unterhandeln  die  Oberstände  weiter  als  Repräsentanten  der 
Steuerkraft  des  platten  Landes,  die  sie  doch  seit  der  Über- 
wälzung durch  aie  neuen  Modi  nicht  mehr  allein  waren. 

Der  Widerstreit  bis  zuletzt  erscheint  schliefslich  —  frühere 
Ausführungen  haben  es  schon  erwiesen  —  nicht  mehr  als 
ständischer,  sondern  als  der  einer  Gruppe  von  wenigen,  die 
die  Rechtsvorteile  der  alten  ständischen  Organisation  in  ihrem 
Interesse  ausbeuteten. 

Der  sprechende  Beweis  dafür  ist  die  Geneigtheit  der 
unteren  Scnichten,   der  Cölmer  etc.,  zu  dem  Übergange  zum 


^  Vgl.  für  das  Folgende  die  Zusammenstellung  der  Forderungen 
in  Anlage  No.  ITI. 

'  Anlage  No.  11 1. 
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Habenschofs,  den  der  König  später  freistellte,  ohne  ihn  freilich 
offiziell  in  den  neuen  Forderungen  von  1701  und  1708  er- 
zwingen zu  wollen.  Diese  Forderungen  steigern  sich  nur  um 
«in  weniges  auf  der  bisherigen  Basis. 

Denn  als  Hauptziel  erschien  jetzt  nur  die  mehrjährige 
Willigung  und  schliefslich  die  yOllige  Einstellung  der  Tagungen^ 
die  schon  längst  am  Platze,  sicher  schon  längst  möglich  ge- 
wesen wäre. 

Gewonnen  war  freilich  —  dem  Könige  und  seinen  Beamten 
blieb  das  Verhandeln  erspart  —  dem  Lande  damit  gamichts, 
sobmge  nicht  eine  Remedur  in  der  ganzen  von  den  Ständen 
zuletzt  noch  heillos  verfahrenen  Steuerorganisation  eintrat,  in 
der  die  ständische  Mifswirtschaft  noch  ftar  längere  Zeit  auch 
ohne  Tagung^  ihren  Einflufs  behauptete.  — 


*  Vgl.  oben  p.  107. 


Drittes  Kapitel. 

Die  Auffassung  der  Stände  von  der  Steuer 


Erster  Abschnitt 
Die  Zwiespältigkeit  in  dieser  Anffassnng. 

Die  lange  Zeit  schweren  Druckes  unter  dem  Grofsen 
EurAirsten,  vor  allem  das  Beharren  bei  den  einmal  ergrifieoeD 
Mafsregeln  waren  wohl  geeignet  gewesen,  den  preufsischen 
Einsassen  den  Gedanken  der  Verpflichtung  zur  Steuer  anzu- 
erziehen. Denn  wie  sich  das  Verhältnis  zwischen  Fürst  und 
Unterthanen  in  den  letzten  Jahren  gestaltet  hatte,  war  der 
öffentlichrechtlichen  Auffassung  der  Steuer  der  Weg  gebahnt: 
sie  charakterisierte  sich  bereits  als  Beitrag  flLr  die  Zwangs^ 
Organisation  des^Staates,  dessen  Mittel  mit  der  Differenzierung 
seiner  Aufgaben  nicht  mehr  wie  früher  nur  von  der  Kasse 
des  Fürsten  selbst  bestritten  werden  konnten.  Es  war  ein 
relativer  Fehler,  dafs  man  1688  fUr  Ostpreufsen  wenigstens 
die  Idee  des  Staates  als  einer  Zwangsgemeinschaft  aufgabt* 
sie  und  eine  Wiederanerkennung  der  Stände  als  frei  Willigende 
schlössen  sich  aus.  Es  war  nur  natürlich,  dafs  damit  andi 
sofort  wieder  die  rein  privatrechtliche  Auffassung  der  Steuer 
seitens  der  Stände  in  aen  Vordergrund  tritt.  Nicht  nur  die 
sofortige  Zusicherung,  ihre  Privilegien,  das  rechtliche  Mittel 
und  die  Grundlage  dieser  Auffassung,  zu  schützen,  ja  sa 
mehren,  sondern  auch  die  faktische  Bereitwilligkeit  seitens 
des  Kurfürsten,  zu  unterhandeln,  berechtigten  die  Stände  dasa. 

Sie  fühlen  sich  umsomehr  veranlafst,  die  Auffassung  des 
Kurfürsten  in  verstärktem  Mafse  zu  der   ihrigen  zu  machen 


1  Reskript  an  die  Pr.  Reg.  —  GöUn,  26.  Juni  1688.  —  Kön.  Et  - 
Min.  87e.    foL  81,  32.  —  Ausf 
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und  ihre  wohlerworbenen  Rechte  zu  wahren^,  da  sie  in  Ost- 
preafsen  wie  kaum  anderswo  in  der  Frage  als  selbststeuemd 
interessiert  waren.  So  lassen  sie  denn  von  vornherein  keinen 
Zweifel  darüber,  dafs  von  einer  Verbindlichkeit  der  Stände  — 
oder  besser  der  Oberstände,  denn  diese  kommen  hier  wesent» 
lieh  nur  in  Betracht  —  zur  Steuer  keine  Rede  sein  könne. 
Sie  ist  ihnen  nur  eine  Darreichung  von  Mitteln  an  den 
Fürsten  persönlich^,  um  ihm  aus  seinen  Verlegenheiten  zu 
helfen.  Daher  fassen  sie  auch  etwaige  Gegenleistungen  seitens 
desselben  nur  persönlich;  dem  inkorporierten  Einzelnen  sollen 
sie  zu  gute  kommen.  Das  ist  also  wieder  die  rein  ständische 
Auffassung.  DaTs  für  ihre  gewährten  Mittel  eine  Gegen- 
leistung des  Fürsten  an  die  Gesamtheit  bereits  vorhanaen^ 
koHDten  sie  nicht  zugeben,  wollten  sie  nicht  ihre  ständische 
Position  überhaupt  aufgeben.  Dafs  ihnen  aber  die  Empfindung 
davon  nicht  mehr  fremd  war,  beweist  ihre  Stellungnahme  zu 
den  bis  dahin  Eximierten  in  unserer  Periode. 

Mit  Nachdruck  weisen  die  Oberstände  darauf  hin,  dafs 
auch  jene  des  Schutzes  und  aller  Wohlthaten  der  Herrschaft 
geniefsen,  und  sie  begründen  damit  jener  Verpflichtung  zur 
Beitragsleistung  ^.  So  wenig  sie  nun  denselben  Grund  auch 
Air  sich  gelten  lassen  wollten,  mit  diesem  Widerspruch  in  der 
fiindamentalen  Auffassung  von  der  Steuer  war  doch  die  Rich- 
tung der  Weiterentwickelung  gegeben :  ständische  und  moderne 
Auffassung  der  Steuer  schieden  sich  damit. 

Wenn  die  Oberstände  trotzdem  ihren  früheren  Standpunkt 
immer  wieder  geltend  machen,  so  ist  ihr  Verfahren  hier  auf 
dem  wirtschafuichen  Gebiet  nur  das  Wiederspiel  ihres  Ver- 
haltens auf  dem  politischen  Gebiet  nach  der  Anerkennung 
der  Souveränetät  1668.  Hier  wie  dort  war  weiterer  Wider- 
stand doch  zwecklos,  nachdem  man  die  ständische  Position  in 
der  Hauptsache  aufgegeben  hatte.  Die  Einsicht  drängt  sich 
auf,  dafs  jene  beiden  Wendepunkte  nicht  ohne  inneren  Zu- 
sammenhang waren.  Die  ostpreufsischen  Stände  erwiesen,  in- 
dem man  sie  noch  einmal  gewähren  liefe,  nicht  blofs  organisa- 
torisch die  Unmöglichkeit  ihres  weiteren  Bestandes,  nachdem 
sie  SU  politischer  Machtlosigkeit  verurteilt  worden  waren ;  die 
darauf  folgende  Verengung  auf  die  wirtschaftlichen  Interessen 
nahm  in  der  vorhin  angedeuteten  Thatsache  die  fUr  den  stän- 
dischen Geist  verhängnisvollste  Wendung  und  mufste  zu  seinem 
völligen  Erlöschen  führen. 


^  Deklaration  derer  von  der  Ritterschaft  u.  Adel.  —  Kön.,  praes. 
27.  0kl  168K.  —  Kön.  Ostor.  Fol.  725.    No.  14  p.  77-84. 

'  Der  aftmtl.  Stände  Bedenken.  —  Kön.,  praes.  15.  Nov.  1688.  — 
Kön.  Ortpr.  Pol.  725.    No.  16  p.  93—108. 

'  Gesuch  der  Oberstände  an  den  Kurf.  —  K9n.,  praes.  24.  Sept. 
1090.  -  Kön.  Et.  —  Min.  87d.    fol.  94—97  (fol.  95).; 
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Zweiter  Abschnitt. 
Hervortreten  der  privatrechtlichen  Aaffassnng. 

Diese  zwiefache  Auffassung  der  Steuer,  als  eines  privat- 
rechtlichen Beitrages,  soweit  die  Oberstände  selbst  in  Betracht 
kamen,  als  einer  öffentlichrechtlichen  Verpflichtung,  soweit  sie 
nach  Überwälzung  strebten,  bildet  also  die  Signatur  der  stän- 
dischen Kämpfe  um  die  Finanzen  in  unserer  Periode.  Es  ist 
nötig,  dies  festzuhalten,  um  besonders  auch  jene  erstere  Auf- 
fassung nach  ihrem  richtigen  Werte  zu  schätzen. 

Denn  sie  trat  zeitweise  noch  unverhullt  und  in  ihrer 
Schroffheit  hervor.  Die  Nachgiebigkeit  des  KurAirsten  lieis 
die  Ritterschaft  1688  sogar  noch  einmal  zu  einem  gänzlichen 
Versagen  ausholen  ^ ,  wenn  sie  sich  auch  bald  darauf  den 
willigeren  Landräten  anschlofs^.  Durch  das  unbestreitbare 
Schwanken  des  Kurfürsten  erlangten  die  Oberstände  zu  Anfang 
1689  zwei  Monate  völlige  Steuerfreiheit,  die  auch  nachtrflg^lich 
nicht  kompensiert  wurde '.  Der  persönlich  sicher  aufrichtig 
gemeinten  Huld  des  Kurfürsten  gegenüber  den  Ständen  setzten 
diese  nur  die  Darlegung  entgegen,  wie  sie  auch  ohne  be- 
sondere Gnade  nur  durch  den  casus  necessitatis  zu  Steuern 
und  Auflagen  vermocht  werden  könnten,  sonst  aber  davon 
befreit  seien  durch  die  Verfassungen  und  Rechte  ihres  Landes^. 
Sie  lehnen  es  durchaus  ab,  von  der  Kriegskammer  mit  dem 
,,verhafsten  Namen  der  Kontribuenten^  belegt  zu  werden*; 
und  als  1704  noch  der  König  in  seinen  Forderungen  wieder 
auf  die  Höhe  der  unter  dem  Grofsen  Kurfürsten  gewilligten 
Summe  zurückgreifen  will  und  die  Kriegskammer  den  Ständen 
rechnungsmäfsige  Vorhaltungen  macht  über  die  Differenz  in 
den  Summen  von  einst  und  jetzt,  protestieren  sie  gegen  die 
Auffassung,  als  wären  sie  zu  solchem  Quanto  verbunden,  und 
als  könne  man  aus  ihren  früheren  Willigungen  Regeln  und 
Gesetze  für  ihr  weiteres  Verhalten  aufstellen^. 

Das  Widerstreben  gegen  die  Verbindlichkeit,  das  war  der 
springende  Punkt,  in  dem  die  immer  wieder  hervortretende 
privatrechtliche  Auffassung  kulminierte.     Die   Berufung   auf 


>  Deklaration  derer  von  der  Ritterachaft  u.  Adel.  —  Köd.,  piaea^ 
27.  Okt.  1688.  —  1.  c. 

■  Derer  von  der  Ritterschaft  u.  Adel  Konformität  in  Willignng.  — 
1688.  —  Kön.  Oatpr.  Fol.  72-5.    No.  17  p.  109—111. 

»  Relation  der  Pr.  Reg.  —  Kön.,  21.  Febr.  1689.  —  Kön.  Et  — 
Min.  87«.    fol.  27.  —  Konzept. 

^  Der  Landräte  Bedenken.  —  Kön.,  praes.  15.  M&rz  1689.  —  K5n. 
Ostpr.  Fol.  725.    No.  40  p.  403-408. 

*  Bedenken  der  gesamten  St&nde.  —  Kön.,  praes.  4.  Febr.  1096.  — 
R.  6.  B.B.B.  5. 

*  Schliefsliches  Bedenken.  —  Kön.,  praes.  8.  Mai  1704.  —  E.  6. 
B.B.B.  6.    fol  225-231. 
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die  Privilegien  war  die  rechtliche  Stütze  dafür.  Aber  am 
letzten  Ende  sind  auch  diese  an  der  Oberfläche  noch  sich 
regenden  Spuren  ständischen  Geistes  nur  psychologisch  zu 
erklären.  Die  Persönlichkeit,  die  Herrennatur,  wie  sie  in  den 
wenigen,  die  bis  zuletzt  die  Organisation  reprtlsentierten  und 
zusammenhielten,  noch  zum  Ausdruck  kam,  f)ihlte  sieh  aufs 
empfindlichste  getroffen.  Hatte  sie  auch  durch  das  regel- 
mäisige  Appellieren  an  sie  in  den  stetig  wiederkehrenden 
Landtagen  neue  Anerkennung  erhalten,  der  thatsächliche  Ver- 
lauf, der  ein  regelmäfsiges  Gebenmüssen  erzwang,  raubte  den 
Oberständen  mit  der  Freiwilligkeit  des  Gebens  das  letzte  und 
wichtigste  ständische  Kleinod  und  der  Persönlichkeit  ihre 
wichtigste  Genugthuung:  sie  sah  in  der  Steuer  den  perpetuier- 
lichen  zahlenmäfsigen  Beleg  für  ihre  Abhängigkeit.  Daa 
„freie  Votum"  wünscht  darum  die  Ritterschaft  wiederholt  er- 
halten zu  sehen;  von  ihm  könne  man  aber  nicht  mehr 
sprechen,  wenn  Quantum  und  Modus  vorgeschrieben  würden  *. 
Noch  1701  betonen  die  Oberstände,  da  man  nun  schon  ihre 
Hoffnung  nicht  erfbllt,  nämlich  mit  dem  Ablauf  des  Jahr- 
hunderts das  Kontribuieren  überhaupt  eingestellt  zu  sehen^ 
mQsse  man  ihnen  doch  wenigstens  den  freien  Modus  coUec- 
tandi  lassen^. 

Dies  Schwinden  der  Freiwilligkeit  des  Gebens  mufste  um 
so  betrübender  ftlr  die  wenigen  noch  von  ständischem  Geiste 
Erfüllten  sein,  da  sie  doch  äufserlich  den  ständischen  Apparat 
noch  in  Thätigkeit  sahen,  auch  ihre  vielberufenen  wohl- 
erworbenen Rechte  stetig  zugesichert  erhielten  und  doch  die 
ihnen  gegenüber  sich  durchsetzende  Macht  nicht  zu  meistern 
vermochten  mit  ihrem  in  Permanenz  erklärten  casus  necessitatis. 

So  richtete  sich  denn  naturgemäfs  der  Hafs  gegen  die 
stärkste  Waffe  der  neuen  Macht,  die  die  Ursache  der  stetigen 
Notwendigkeit  des  Gebenmüssens  War,  gegen  das  stehende 
Heer  und  seine  Organe. 

Dritter  Abschnitt 

Verwahrung  j^^g^n  die  Verpflicbtniig  zur  Erhaltung  des 

Heeres. 

Man  verwahrte  sich  vor  allem  dagegen,  als  sei  man  zu 
seiner  Erhaltung  verpflichtet.  Gleich  bei  der  ersten  Willigung 
betonten  die  Stände,  sie  würde  dem  Fürsten  gereicht  zu  seiner 
„freien  Disposition^,  nicht  aber  zur  Unterhaltung  des  Heeres, 


^  Gutachten  derer  von  der  Ritterschaft  u.  Adel.  —  Kön.,  praes. 
25.  Juni  16Ö4.  —  R.  6.  B.B.B.  4. 

'  Der  gesamten  Stfinde  schl.  Bedenken.  —  Kön.,  praes.  25.  Febr. 
1701.  -  R  6.  B.B.B.  6. 
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^als  wozu  sich  diese  Lande  vermöge  deren  Freiheiten  und 
Gerechtigkeiten  niemals  verstehen  können  noch  wollen^  ^.  Ah 
freie  Wiliigung,  zu  freier  Disposition,  das  waren  die  stetigen 
Begleitworte,  die  man  in  den  „Bedenken^  mitgabt  1688 
konnte  man  wenigstens  noch  auf  die  damalige  Priedenszeit 
verweisen,  die  ein  stehendes  Heer  nicht  so  geboten  erscheinen 
lasse'.  Aber  man  liefs  sich  auch  weiterhin  durch  die  aus- 
fllhrlichen  Verweise  in  den  kurfürstlichen  Propositionen  aof 
die  permanenten  Kriege  und  die  dem  Lande  selbst  drohenden 
Kriegsgefahren  nicht  überzeugen.  Auch  der  Hinweis. auf  die 
dem  Römischen  Reich  drohende  Franzosen-  und  Türkennot 
und  die  Andeutung,  dafs  alle  anderen  Provinzen  bereits  mehr 

fethan  hätten  als  Preufsen,  veranlafste  dessen  Stände  nur  zu 
er  Erklärung,  dafs  jene  Provinzen  wohl  dem  Reich  verbunden 
und  daher  kontribuabel  seien,  dafs  aber  Preufsen  damit  nichts 
zu  thun  habe;  es  sei  „so  herrlich  privilegieret*',  dafs  es  nur 
die  eigenen  Grenzen  zu  schützen  habe,  um  auswärtige  Un- 
ruhen sich  nicht  zu  kümmern  brauche;  von  dem  Erzwingen 
von  bezüglichen  Auflagen  könne  daher  keine  Rede  sein^ 

Das  war  gut  ständisch  und  partikularistisch  und  sprach 
nicht  von  einem  Gefühl  der  Zugehörigkeit  zu  einem  groben 
Ganzen,  so  sehr  ihnen  auch  der  Kurfürst  nahelegen  mochte, 
dafs  sie  doch  „Glieder  eines  Leibes^  seien  und  „auf  einem 
Schiffe'*  führen.  Aber  sie  scheuten  sich  auch  nicht,  noch  in 
späterer  Zeit  sich  mit  dem  Kurfürsten  auseinanderzusetzen 
üoer  ihre  Auffassung  von  einem  stehenden  Heer  und  der 
Landesdefension  überhaupt,  und  wem  sie  zustehe. 

Sie  waren  noch  1699  von  der  Notwendigkeil  des  extra- 
ordinarii  militis  nicht  überzeugt,  geschweige  denn,  dafs  sie 
sich  zu  dessen  Unterhaltung  ohne  Kränkung  ihrer  Rechte 
verstehen  konnten.  Dem  Lande  genüge  es,  wenn  dessen  Auf- 
gebot wieder  auf  guten  Fufs  gesetzt  werde,  obgleich  sie  gleich 
vorbeugend  hinzufügen,  dafs  sie  durch  die  ständige  Kontribu- 
tion so  geschwächt  seien,  dafs  die  Ritterdienste,  wenn  man 
sie  jetzt  von  ihnen  verlangen  würde,  ihren  völligen  Ruin 
herbeiführen  möchten.  Besonders  bemerkenswert  sind  aber 
ihre  weiteren  Ausführungen.  Sie  wagten  es,  elf  Jahre  nach 
des  Grofsen  Kurfürsten  Tode,  seinem  Sohne  zu  sagen,  dafs 
ihm  die  Landesdefension  nicht  nur  allein  zustehe,  sondern 
auch  aus   seinen   eigenen  Mitteln.    Zwei   Drittel   des  Landes 


^  Der  sämtlichen  Stände  scb).  Bedenken.  —  Kön.,  praes.  15.  Nov. 
1688.  —  Kön.  Oatpr.  Fol.  725.    No.  16  p.  »3—108  (p.  97). 

■  Gatfinden  derer  von  der  Ritterschaft  ii.  Adel.  —  Kön.,  prme». 
19.  M&rz  1689.  -  Kön.  Ostpr.  Fol.  725.    No.  41  p.  409-418  (p.  411). 

»  Gravamina.  —  1688.  —  Kön.  Ostpr.  Fol.  725.  No.  36  p.  315  his 
353  (p.  334). 

^  Vereinigtes  Bedenken  der  gesamten  8t&nde.  —  Kön.,  praes. 
19.  Febr.  1699.  —  R.  6.  B.B.B.  5. 
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geborten  ihm,  nur  ein  Drittel  ihnen;  aus  seinen  Domftnen- 
ertrigen  habe  er  daa  Land  zu  verteidigen ,  mit  nur  geringer 
Unterstützung  seitens  der  Stände,  falls  ihr  Einrat  vernommen 
werde.  So  sei  es  gehalten  und  bestimmt  worden  auf  dem 
Landtage  zu  Marienwerder  1626^.  Solche  Worte  fand  man 
zu  einer  Zeit,  als  schon  des  EurfUrsten  unmittelbare  Unter- 
thanen,  von  ihm  gezwungen,  mitsteuern  mufsten. 

Es  ist  der  Zorn  der  Ohnmacht,  der  aus  ihnen  spricht, 
g^en  die  besonders  durch  die  Heeresbeamten  sich  durch- 
setzende neue  Macht,  der  Zorn  der  Bedeutungslosigkeit 
gegenüber  derselben.  Wo  man  den  Oberständen  ihre  Wer- 
tung liefs  und  ihnen  freie  Willigung  zuerkannte,  zeigten  sie 
sich  dem  Kurfürsten  persönlich  gegenüber  gern  bereit  Beweis 
dafllr  sind  die  relativ  zahlreichen  Donative  in  unserer  Zeit, 
vor  allem  die  aus  Anlafs  der  Krönung  1701  gewilligte  und  in 
zwei  Jahren  abgetragene  Kronsteuer  von  100000  Thalern*. 

Vierter  Abschnitt. 
Sparen  der  Sffentlichrechtlichen  Anffassimg« 

Aber  man  würde  im  Urteil  irregeführt  werden ,  würde 
man  nicht,  wie  schon  angedeutet,  alle  jene  Äufserungen  nur 
slfi  relativ  unbedeutende  Erscheinungen  an  der  Oberfläche 
werten.  Sie  waren,  so  kühn  sie  klingen,  nicht  einmal  mehr 
der  Ausdruck  für  die  Auffassung  aller  Stände:  man  darf  die 
Ltndräte  und  die  Städte  nicht  dafür  verantwortlich  machen; 
wenn  auch  einmal,  1694,  die  Deputierten  der  kleinen  Städte 
sich  vennafsen,  sie  wollten  ihre  Accise  nicht  als  introductum, 
sondern  als  freies  Laudum  angesehen  wissen,  und  selbige 
mOsse  nach  Verlauf  des  Jahres  ipso  iure  et  facto  aufhören'. 
Frühere  Darlegungen  haben  gezeigt,  welchen  Nachdruck  man 
solchen  Worten  geben  konnte.  Und  auch  in  der  Ritterschaft 
wtren  es  nur  die  Spitzen,  die  in  solchen  Nachklängen  stän- 
diK^hen  Geistes  sich  Bedeutung  zu  schaffen  wähnten,  um 
leinen  sogenannten  Patrioten  zu  agieren  **,  wie  Joh.  Albr. 
T.  Kreytzen  in  seiner  ihnen  wenig  günstigen  Schilderung  sich 
««drückt*. 

Es  wäre  einem  stetig  energisch  auftretenden  Fürsten  ein 
Leichtes  gewesen,  sie  als  quantitä  nägligeable  zu  behandeln. 
So,  indem  man  sie  gewähren  liels,   bereiteten  sie  sich  selbst 


^  Vereinigtes  Bedenken  der  gesamten  Stände.    —   Kön.,  praes. 
W.  Febr.  16Ö9.  —  E.  6.  B.B.B.  5. 

*  1701  und  1704:  vgl.  Anlage  No.  V. 

*  Bedenken.  —  Kön.,  5.  Juli  1694.  --  R.  6.  B.B.B.  4. 

*  Joh.  Albr.  V.  Kreytaen  an  Kolb  v.  W.    —   Kön.,  23.  Juli 
-  R.  6.  B.B.B.  4.  —  Ausf. 
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den  Niedergang  ständischen  Geistes.  Waren  jene  ständischen 
Regungen  nur  noch  die  Äufserungen  Einzelner,  die  breitere 
Menge  der  Genossen,  daneben  auch  die  dem  kurfürstlichen 
Einflufs  schon  Gewonnenen,  die  Landräte  etc.  beherrschte 
sicher  schon  mehr  die  öffentlichrechtliche  Auffassung  von  der 
Steuer. 

Sie  darf  auch  nicht  übersehen  werden  als  mitwirkend  bei 
dem  1689  einsetzenden  und  1692  sich  völlig  durchsetzende 
allgemeinen  und  durchaus  konsequenten  Ansturm  der  Obe^ 
stände  gegen  den  Hubenschofs  und  für  die  Accise.  Er  ist 
nicht  nur  als  ein  einfaches  Zurückgehen  auf  die  friihere 
Besteuerungsform  aufzufassen.  Schon  die  äufseren  Verhält- 
nisse waren  doch  mit  der  Siedelung  auf  kurfürstlichem  Boden 
andere  geworden. 

Gewifs  lag  es  im  Interesse  der  Oberstände,  durch  Ein- 
beziehung der  Angesiedelten  und  aller  derer,  die  ohne  Grund- 
besitz, die  Zahl  der  Kontribuenten  zu  mehren,  die  eigenen 
Beiträge  dadurch  zu  mindern.  Das  Streben  nach  Überwmzang 
der  Last  auf  die  schwächeren  Schultern  tritt  damit  und  mit 
dem  ganzen  Kampf  um  die  Generalaccise  klar  zu  Tage,  zum 
erstenmal  bei  den  ostpreufsischen  Ständen,  die  bisher  die  Last 
zum  gröfsten  Teil  selost  getragen,  in  dieser  Schroffheit;  und 
das  mit  der  steten  Berufung  auf  durchgehende  Gleichheit, 
und  dafs  niemand  im  Lande  zu  finden  sein  solle,  der  nichts 
ad  onera  communia  beitraget 

Natürlich  bedeutete  diese  relative  Gleichheit  positive  Un- 
gleichheit; und  dies  Streben  war  menschlich  verständlich^ 
wenn  auch  keinesweg  im  ständischen  Interesse.  In  zweifacher 
Beziehung  widersprachen  sie  mit  der  Forderung  der  AU* 
gemeinheit  der  Steuer  der  oben  dargelegten  ständischen  Auf- 
fassung und  näherten  sie  sich  damit  unbewuTst  der  öffentlich- 
rechtlichen: sie  gaben  mit  der  Verpflichtung  der  bisher 
Eximierten  zur  Steuer  ihre  eigene  Verbindlichkeit  zu;  und, 
was  vielleicht  noch  wichtiger  war,  es  konnte  doch  fernerhin 
nicht  mehr  in  ihrer  Kompetenz  liegen,  als  Korporation  das 
Mafs  einer  Willigung  zu  bestimmen,  die  thatsächlich  mit 
gedeckt  werden  mufste  durch  aufser  der  Korporation  Stehende, 
noch  dazu  auf  kurfürstlichem  Boden  Angesessene'.  Die 
Korporation  war  mit  dieser  Überschreitung  ihrer  Kompetenz 
gleichsam  aus  sich  herausgetreten.  Und  wie  sie  damit  in- 
kompetent geworden,  so  schwand  damit  ihren  Gliedern  die 
Empfindung  der  Vertretung  rein  korporativer  Interessen  durch 


^  Relation  der  gesamten  Stände.  —  Kön.,  praes.  23.  Juli  16d3.  — 
£.  6.  B.B.B.  4.  —  Ausf. 

*  Wenn  auch  bisher  schon  die  kurf.  Amtsbauem  einhezogen 
waren,  so  war  doch  nie  der  Schutzbegriff  in  dieser  Weise  hervor- 
gehoben worden« 
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sie:    diese    letzteren    traten    zurück    vor    den    allgemeinen 
Interessen. 

Naturgemäfs  wurde  man  sich  dieses  Wandels  nicht  be- 
wulst,  auch  nicht  seitens  der  Diener  des  Absolutismus:  es 
findet  sich  kaum  eine  Andeutung,  dafs  man  die  tagenden 
Stftnde  auf  diese  contradictio  in  adjecto  angesprochen  hätte. 
Thatsftchlich  vollzog  er  sich  mit  zwingender  N^otwendi^keit, 
und  jedenfalls  wurde  er  die  innerste  Ursache  fbr  die  relative 
Passivität,  die  dann  der  Absolutismus  vorfand^. 


^  Die  Stände  wurden  nur  noch  einmal  in  die  höchste  Aufregung 
gebracht  durch  die  £infuhrang  des  Gkn.  -Habenschosses  anter  Fnedr. 
WilL  I.  S.  darüber  G.  Schmoller,  Die  Verwaltung  Ostpreofsens 
unter  Friedr.  Wüh.  L  (Historische  Zeitschrift  Bd.  80)l  G.  A.  Zakr- 
zevski,  Die  wichtigeren  preoüs.  Beformen  der  dir.  l&ndl.  Steuern  im 
1&  J&brh.  (Schmolfers  Forschungen  1897,  Heft  29). 
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Viertes  Kapitel. 

Kurze  Darleguiig  iler  wirtschaftlichen  Verhäitnisee. 


Erster  Abschnitt. 
Die  besitzrechtiiche  AnfteiliiDg  des  Bodens. 

Eine  genaue  Erfassung  der  Steuerauflagen  selbst,  sowohl 
bezüglich  der  Steuerarten  als  der  Organisation  des  Finanz- 
dienstes  und  eine  gerechte  Würdigung  ihrer  Wirkungen  und 
der  Steuerkämpfe  wird  nur  ermöglicht  durch  einige  Einsicht 
in  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse^  die  ihnen  zu  Grunde 
liegen.  Ihre  Darlegung  soll  hier  daher  zunächst  versudit 
werden ;  um  die  thatsächliche  Unterlage  für  den  Stand  des 
Steuerwesens  in  Preufsen  1688  und  die  Darlegung  seines 
Wandels  zu  gewinnen.  Sie  hat  ins  Auge  zu  fassen  die  Grund- 
lage der  Wirtschaft  und  ihre  Mittel,  vor  allem  die  Aufteilung 
des  Grund  und  Bodens,  und  die  rechtlichen  Verhältnisse,  aaf 
Grund  deren  die  wirtschaftenden  Personen  an  jener  Aufteilung 
als  Wirtschaftseinheiten  participieren. 

Ganz  allgemein  zunächst  nur  angegeben,  hat  sich  die 
Verteilung  des  Bodens  im  Herzogtum  Preufsen  1688  etwa 
folgendermafsen  gestaltet:  Zwei  Drittel  gehörten  demKurfbrsten 
im  Eigenbesitz,  ein  Drittel  den  Landeseinsassen.  Jenes  Eigen- 
besitz umfafst  vor  allem  den  Kulturboden,  wie  er  in  den 
Haupt-  und  Kammerämtem  „verwaltet"  wird,  unter  der  Auf- 
sicht und  Leitung  der  kurfürstlichen  Kammer  in  Königsberg; 
sodann  die  ausgedehnte  „Wildnis",  die  unter  der  Schatoll- 
Verwaltung  steht  und  deren  Rodland,  in  der  Kultur  der 
Schatullsassen  befindlich,  wenn  auch  nach  der  Abtretung  zu 
bestem  Rechte  nicht  meh^  ein  Eigentums-,  so  doch  ein 
Nutzungsrecht  gewährt;  endlich  umfafst  jener  Eigenbesits 
auch  einen  Anteil  an  der  Stadtkultur,  wie  er  sich  in  den 
kurfürstlichen  „Freiheiten"  besonders  Königsbergs  darstellt. 
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Das  übrige  Drittel  war  besitzrechtlich  aufgeteilt  unter 
den  Adel,  femer  die  Cölmer,  Schulzen,  Freien  und  Krü.ger^ 
endlich  mit  geringerem  Anteil  an  die  Städte  Königsberg  und 
die  kleinen  Städte.  Dieses  Drittel  kommt  hier  vor  allem  in 
Betracht. 

Dieses  Besitzrecht  war  bei  dem  Adel  und  den  Städten 
als  juristischen  Personen  durchaus  ^  in  der  zweiten  Gruppe 
überwiegend  das  cölmische,  das  seine  Kodifikation  in  der 
Kulmer  Handfeste  (vom  28.  Dezember  1232;  erneuert  1.  Ok- 
tober 1251)  hatte  und  freies,  auf  beide  Geschlechter  vererb- 
liches Eigentum  gewährte,  mit  der  Verpflichtung  geringen 
Zinses  und  der  Leistung  „bemessener'',  d«  h.  auf  die  Landes- 
grenzen beschränkter  Kriegsdienste.  —  Eine  weitere  Be- 
leihungsart  war  die  nach  preufsischem  Rechte  gewesen;  sie 
hatte  stattgefunden  unter  der  Ordensherrschaft  an  preufsische 
Eingeborene,  die  sich  freiwillig  unterwarfen,  gewährte  einen 
ursprünglich  in  beiderlei  Geschlecht,  später  nur  auf  direkte 
männliche  Nachkommen  vererblicben  Besitz  und  verpflichtete 
zu  ungemessenen  (nicht  auf  die  Landesgrenzen  beschränkten) 
Kriegsdiensten.  Sie  erklärt  die  Existenz  der  preufsischen 
Freigt&ter.  —  Eine  dritte  Beleihung  war  die  nach  Magdebur- 
gischem  Lehnrecht  gewesen,  mit  zunächst  nur  auf  männliche 
Kachkommen,  später  auf  solche  beiderlei  Geschlechts  ver- 
erblichem Besitz^.  Beide  letztere  Besitzrechte  gelten  dem 
cölmischen  in  unserer  Zeit  gleich  qualifiziert,  wie  ja  auch 
bald  (1732  durch  die  Lehnsassekuration)  die  preufsischen  und 
magdeburgischen  Besitzungen  den  cölmischen  gleichgestellt 
wurden. 

Die  Siedelung  selbst  nach  cölmischem  Rechte  erfolgte 
entweder,  indem  mehrere  freie  Männer,  damit  beliehen,  sich 
selbst  eine  Gemeindeverfassung  setzten,  soweit  sie  nicht  in 
abgesondert  gelegenen  Gehöften  siedelten,  oder  einem  freien 
Manne  wurde  die  Anlegung  des  Dorfes  nach  Schulzenrecht 
übertragen.  Die  unter  einem  Schulzen  angesessenen  Cölmer 
waren  bei  gleichem  Besitzrecht  nicht  mehr  zu  Kriegsdiensten 
verpflichtet.  —  Die  Zuteilung  des  Bodens  an  Adelige  unter- 
schied sich  besitzrechtlich  nicht  von  der  der  Cölmer,  nur  in 
der  Ausdehnung  zugeteilten  Gebietes.  —  Die  Verschiedenheit 
in  der  Gröfse  des  Besitzes  führte  dann  auch  zu  weiteren 
Bezeichnungen,  nur  formal  die  socialen  Abstufungen  be- 
nennend, so  z.  B.  bei  den  Cölmern  zur  Unterscheidung  der 
HochcOlmer  und  „schlechten**  Cölmer. 


1  Vgl.  P.  Schoen,  Das  Recht  der  Kommunal  verbände.  £r- 
firftnzimgsDand  zu:  Staatsrecht  der  preafs.  Monarchie  von  Dr.  Ludwig 
V.  Rönne.    Leipzig  (1897).    p.  44  f. 
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Zweiter  Abschnitt. 

Die  wirtschaftliche  Nfitznng  des  Bodens;  das  gatsherrlick- 

bänerliche  YerhUtnis^ 

Von  dieser  rechtlichen  Festlegung  des  Besitzes  gesondert 
ist  zu  betrachten,  welche  Formen  die  wirtschaftliche  Nutzung 
desselben  gewonnen  hat  in  unserer  Zeit,  und  zwar  besonders 
bezüglich  der  Schicht  der  Bevölkerung,  die  bei  dieser  Zu- 
teilung leer  ausgegangen  war,  und  ihrer  Eingliederung  in  die 
wirtschaftliche  Verfassung. 

Durch  jene  Zuteilung  war  der  Besitzer,  auch  der  kleinere^ 
Grundherr  geworden.  Die  wirtschaftliche  Entwickelung  hatte 
auf  der  Grundherrschaft  (und  das  in  gleicher  Weise  auf  dem 
kurfürstlichen  Besitz)  die  Gutsherrschaft  ausgebildet,  den  der 
Zeit  entsprechenden  landwirtschaftlichen  Grofsbetrieb ,  in  der 
Wirtschaftsform  des  gutsherrlich  -  bäuerlichen  Verhältnisses. 
Der  Grundherr,  der  aus  dem  früheren  Krieger  ein  Landwirt 
geworden,  konnte  mit  den  Mitteln  jener  Zeit  allein  seine  um- 
fangreiche Wirtschaft  nicht  versehen.  Er  bedurfte  der  Arbeits- 
kräfte. Sie  fanden  sich  in  der  Ausgestaltung  jenes  Verhält- 
nisses, das  also  „seinem  innersten  Sinne  nach  ein  Arbeits- 
verhältnis*' war  und  in  der  Dienstleistung  der  auf  dem 
Grundbesitz  ansässigen  Bauern  bestand.  Es  ist  bei  Cölmem 
in  gleicher  Weise  ausgebildet  wie  bei  Adeligen,  naturgemSls 
nicht  in  der  gleichen  Ausdehnung. 

Es  ist  hier  nicht  der  Ort,  zu  untersuchen,  wie  die  bäuer- 
liche Bevölkerung  in  diese  Abhängigkeit  gekommen  ist,  son- 
dern nur  der  Bestand  in  unserer  Zeit  darzulegen.  Er  zeigt 
eine  mehrfache  Gestalt  bezüglich  der  Ausdehnung  des  zu- 
gewiesenen Landes,  nicht  aber  im  rechtlichen  Verhältnis  des 
Gutsherrn  zum  Nutzniefser  seines  Bodens. 

Es  finden  sich  zunächst  Hochzinser  oder  Zinsbanem,  mit 
2 — 8  Hüben,  die  Elite  der  bäuerlichen  Schicht,  daneben  andere 
Bauern  mit  geringerem  Besitz,  Eaufgärtner,  Mietsleute',  die 
auch  Acker  bestellten  etc.  Das  Besitzrecht  aller  dieser  darf 
wohl  als  das  lassitische  bezeichnet  werden.  Dem  Inhaber  ist 
ein  Nutzungsrecht  zugestanden;  dem  eigentlichen  Eigentümer 
kamen  deren  Dienste  zu  gute,  neben  dem  Zins,  den  die  Zins- 
bauern zu  entrichten  hatten.  Diese  Dienste  sind  Spann-  und 
Handdienste,  hier  durchweg  Scharwerk  genannt  Sie  waren 
dem  Gutsherrn  auf  bestimmte  Zeit  zu  stellen  Air  die  Aus- 
richtung seiner  Eigenwirtschaft,  die   er  mit  solcher  Hilfe    in 


i  G.  Fr.  Knapp,   Die  Baaembefreiung  und  der  Ursprung  der 
Landarbeiter.    Leipzig  (1887).    Teil  I  p.  9  ff.,  28  ff. 
a  Vgl.  Anlage  V. 
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grOfserem  Mafsstabe  betreiben  konnte  ohne  Haltung  zahlreicher 
Gespanne.  Wie  weit  die  adeligen  Gutsherren  dabei  gehen, 
mocnten,  zeigen  die  Berichte  der  Hauptleute,  als  es  sich 
darum  handelte,  den  Kurfürsten  1690  an  der  Grenze  einzu- 
holen. Die  meisten  derselben  teilten  mit,  es  fehle  dem  Adel 
in  seiner  Armut  an  Pferden ,  und  nur  35  Adelige  erklärten 
sich  bereit,  dem  Kurfürsten  das  gewünschte  Geleit  zu  geben. 
Auch  die  Viehhaltung  blieb  größtenteils  den  Bauern  über- 
lassen: ein  Hauptgrund,  warum  die  Stände  mit  Homschössen 
nicht  schwierig  waren. 

Neben  diesen  bäuerlichen  Unterthanen,  die  so  in  einem 
Dienstverhältnis  zum  Gutsherrn  standen,  gab  es  eine  grofse 
Zahl,  die  zu  regelmäfsigem  Dienst  am  Gutshofe  verpflichtet 
waren.  Wie  jene  vorzugsweise  die  Spanndienste,  so  hatten 
diese  allein  Handdienste  zu  leisten,  für  die  sie  neben  einer 
geringen  Geldentschädigung  durch  Wohnung  und  Zuteilung 
kleiner  Ackerstücke,  die  sie  für  sich  zu  bebauen  hatten,  ent- 
lohnt wurden.  Diese  Bevölkerungsschicht,  Instleute  genannt, 
an  Zahl  bei  weitem  die  Bauern  überwiegend,  befand  sich 
natürlich  in  gröfster  Abhängigkeit.  Aus  ihr  rekrutierten  sich 
vermutlich  die  meisten  der  Überläufer,  die  sich  durch  Flucht 
über  die  Grenze  ihrer  Unterthanenpflicht  zu  entziehen  suchten 
und  über  deren  Verlust  die  Ritterschaft  regelmäfsig  Klage  auf 
den  Landtagen  führte.  Die  Instleute  waren  auch  unter  den 
Cölmem  als  Gutsherren  sehr  zahlreich,  deren  Grundbesitz 
vielfach  zu  klein  war,  um  Bauern  für  Scharwerksdienste  an- 
setzen zu  können.  Verhältnismäfsig  geringer  an  Zahl  waren 
sie  auf  den  Domanialgütern ,  die  also  auch  in  der  gröfseren 
Aufteilung  unter  Bauern  gesündere  Zustände  boten. 

Weitere  Einkünfte  boten  dem  Gutsherrn  die  Mühlen,  die 
teils  erblich,  teils  in  Pacht  zugethan  waren,  zum  Teil  auch 
in  Verbindung  mit  Ackerland. 

Durch  Kauf  oder  anderen  Anfall  waren  cölmische  Güter 
and  solche  von  Freien  (die  Zahl  der  letzteren  ist  bezeichnender- 
weise besonders  grofs  im  Oberland)  auch  in  den  Besitz  von 
Adelieen  gekommen  und  zählten  zum  kontribuablen  Besitz 
derselben. 

Dritter  Abschnitt. 
Hube  und  Hnbenstener. 

Das  Einheitsmafs  für  den  Grundbesitz  war  die  Hufe,  das 
Einheitsmafs  auch  für  die  Grundsteuer.  Ursprünglich  die 
Einheit  für  Messung  einer  bäuerlichen  Wirtschaft,  besagte  sie, 
daCs  ,,zu  einer  solchen  aufser  allem  andern  auch  30  Morgen 
Ackerland  gehörten^.     Nur  dieses  wurde  vermessen,   als  das 
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Steuerbedürfnis  dazu  zwang.  Solche  Vermessungen  waren 
jedoch  mit  den  gröfsten  Schwierigkeiten  verbunden.  In  unserer 
Zeit  benutzte  man  nur  ältere  Kataster,  die  mit  den  nata^ 
gemäfs  im  Flufs  befindlichen  Besitzverhältnissen  durchaus 
nicht  mehr  übereinstimmten.  So  sind  die  bezüglichen  Zahlen- 
angaben über  die  Besitzverteilung  durchaus  unsicher  und 
geben  nur  einen  relativen  Anhalt  £s  war  nur  allzu  mensch- 
lich, dafs  neuerworbene  Hüben  durchaus  verschwiegen,  an 
der  Stelle  aber,  wo  sie  veräufsert  worden,  sofort  in  Abgang 
gebracht  wurden.  Zu  dieser  Veränderung  durch  Besits- 
wechsel  kam  der  durch  Einbeziehung  oder  Auslassong 
„wüster"  Hüben,  also  solcher,  die  sich  nicht  unter  Eultor 
befanden,  und  die  der  Adel  nur  dann  für  kontribuabel  sa 
erklären  geneigt  war,  wenn  sie  ihm  nicht  selbst  zugehörten. 
Diese  Unsicherheit  in  der  Eatastrierung  machte  den  ganzen 
Steuerorganismus  äufserst  schwierig  und  gewifs  dadurch  die 
Besteuerung  des  Bodenertrages  in  hohem  Grade  ungerecht, 
ganz  abgesehen  von  der  Ungleichheit  des  Bodens  in  der 
Bonität.  Die  „grofse  Kommission"  von  1680/81,  die  darin 
Wandel  schaflTen  sollte,  war  völlig  ins  Stocken  gekommen  aus 
leicht  begreiflichen  Gründen,  und  so  blieb  die  Verwirrung 
bezüglich  der  Hubenzahl  in  unserer  ganzen  Zeit  bestehen.  — 
Ein  Ansatz  übrigens  zur  Klassifizierung  des  Bodens  nach 
seinem  Ertrage  war  vorhanden:  nach  alter  Observanz  wurde 
bei  einer  Hubenbesteuerung  den  13  polnischen  Ämtern  ein 
Aasschlag  von  der  Hälfte,  den  13  oberländischen  Ämtern  ein 
solcher  von  einem  Drittel  des  Betrages  wegen  der  Minder- 
wertigkeit ihres  Bodens  zugebilligt. 

Griff  man  zu  einer  Hubensteuer,  so  haftete  diese  als 
dingliche  Last  auf  der  Hube  und  war  von  dem  zu  eilegent 
der  sie  bebaute,  in  gleicher  Weise  also  von  dem  Cölmer  und 
Adeligen,  wie  von  dem  Bauer.  Der  Adelige  eximierte  sich 
also  in  Preufsen  nicht  und  erlegte  die  Steuer  selbst  flElr  die 
Hüben,  die  er  in  seinem  Wirtschaftsbetriebe  hatte.  Nur  för 
die  'Hüben,  die  an  Bauern  ausgethan  waren,  waren  diese  ver- 
pflichtet Der  Steuerbehörde  gegenüber  hatte  der  Gutsherr 
als  Grundherr  auch  für  die  bäuerlichen  Hüben  einsutreten, 
wenn  der  Bauer  unvermögend  war  durch  Mifsernte  etc.  In 
solchen  Fällen  war  der  letztere  günstiger  daran  als  der  kleine 
Cölmer  oder  der  Freie,  der  nur  eine  Hube  besafs  und  durch 
ein  Unglück  in  der  Wirtschaft  um  seinen  Besitz  kommen 
konnte,  während  der  Bauer  trotzdem  auf  seiner  Hube  blieb. 
Die  häufigen  Hinweise  der  Cölmer  darauf  entbehren  daher 
nicht  der  Berechtigung.  In  noch  günstigerer  Laffe  waren 
naturgemäfs  die  Domanialbauem,  die  in  solchen  Fällen  leicht 
Hachlafs  erhielten ,  während  die  anderen  Bauern  doch  noch 
vorerst  die  Repressalien   ihrer  Gutsherren  zu  illrchten  hatteiu 
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Jene  galten  übrigens  auch  sonst,  bezüglich  des  Scharwerks, 
als  wirtschaftlich  günstiger  gestellt^. 

So  befand  sich  also  der  Grandbesitz  in  der  Hauptsache 
in  den  Händen  des  Kurfürsten  selbst,  des  Adels  und  der 
Cölmer.  Nutzniefser  des  Bodens  waren  durch  das  gutsherrlich- 
bäuerliche  Verhältnis  auch  die  Bauern.  Die  Erträge  einer 
Habensteuer  schieden  sich  daher  stets  als  solche  des  Adels, 
der  Cölmer  und  (der  Nutzniefser  des  kurftirstlichen  Bodens) 
der  Domanial-Bauem.  — 


1  Memorial  der  verofdneten  Oberkastenherren.    —   Kön.,  2.  Dez. 
1692.  —  Kön.  Ostpr.  Pol.  741.    No.  168  fol.  888-«91. 
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Fünftes  Kapitel. 

Die  Oberstände  und  ihre  Besteuerung. 


Erster  Abschnitt. 

Der  Übergang   Yom  HnbenschoCs   besonders  rar  Kopfaeeue 

nnd  Trankstener. 

In  zweifacher  Beziehung  suchten  die  Oberstände  die  Zeit 
zu  nützen ;  es  galt  die  Separation  unter  den  Ständen  zu  heben 
und  des  Hubenschosses  sich  zu  entledigen.  Mit  allem  Auf- 
wand der  letzten  Kraft  und  der  Machtmittel,  die  ihnen  das 
Gewährenlassen  seitens  des  Kurfürsten  noch  einmal  in  die 
Hand  gab,  haben  sie  diese  beiden  Ziele  beharrlich  verfolgt 
bis  zum  letzten  Augenblicke.  Wie  und  mit  welchem  Erfolge, 
das  darzulegen  mufs  der  Hauptzweck  der  folgenden  Aus- 
führungen sein.  Nur  unter  Beachtung  dieser  Gesichtspunkte 
labt  sich  eine  Einsicht  ermöglichen  in  das  Wirrsal,  aas  die 
ständische  und  kurfürstliche  Steuerpolitik  dieser  Jahre  bietet 

Der  Anfang  schien  den  Oberständen  günstig.  Mühelos 
gelang  ihnen  die  Einbeziehung  der  kleinen  Städte  1688.  Dieae 
gaben  ihre  besondere  Accise  auf  und  steuerten  nach  der  Zahl 
ihrer  Hunderte  bei  zur  Grundsteuer.  Freilich  eine  allgemeine, 
gleich  durchgehende  wurde  letztere  erst,  wenn  es  gelang  oder 
sich  wenigstens  die  Aussicht  bot,  auch  die  Städte  Königsberg 
nach  der  Z^ahl  ihrer  Hunderte  dazu  zu  vermögen.  Sie  war 
nicht  vorhanden,  solange  zunächst  schon  über  die  Höhe  dieser 
Hundertenzahl  Divergenzen  bestanden.  Harte  Kämpfe  standen 
diesbezüglich  bevor;  der  Druck  des  Tages  mufste  auf  andere 
Weise  gemildert  werden.  Nur  ein  Mittel  gab  es  dazu,  das 
Hauptmittel  aber  der  Überwälzung:  die  Wahl  eines  anderen 
:  Steuermodus.  Es  mufste  sich  darum  handeln,  von  der  reinoi 
;  Grundsteuer,  die  nur  den  Ertrag  des  Bodens  traf,  Überzugehen 
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zu  Steuerarten,  die  entweder  als  Ek^tragssteuern  anderer  Art 
weitere  nicht  grundbesitzende  Schichten  der  Bevölkerung 
trafen,  oder  als  Personalsteuem  und  als  indirekte,  als  Kon- 
samtionssteuern  die  ganze  Bevölkerung  einbezogen.  Eine 
weite  Steuerbasis  eröffnete  sich  dann,  die  beste  Gelegen- 
heit zugleich,  in  solche  „Generalaccise*^  doch  auch  noch  die 
Städte  Königsberg,  die  eine  Accise  bereits  hatten,  einzu- 
beziehen  und  ihrer  Herr  werden  zu  können,  —  wenn  die 
Landeshoheit  dies  zuliefs. 

Schrittweise,  dem  Tagesbedürfnisse  folgend,  gingen  die 
Oberstände  dabei  vor.  Es  galt  also  zunächst,  frei  zu  werden 
von  dem  verhafsten  Hubenschofs,  über  den  1689  die  heftigsten 
Ellagen  geführt  werden.  Die  Bresche  wurde  e;ebrochen,  in- 
dem man  in  diesem  Jahre  auch  Kopf-  una  Homschösse 
durchzusetzen  vermochte;  und  damit  beginnt  der  Ansturm 
gegen  die,  „so  keine  Hüben  haben**  ^.  Nicht  nur  traf  man 
damit  alle  die  auf  den  adeligen  Gütern  und  den  Domänen 
durch  das  gutsherrlich -bäuerliche  Verhältnis  in  Abhängigkeit 
Stehenden,  man  wollte  auch  damit  treffen  die  sonst  bisher 
«Eximierten**,  die  in  direktem  Verhältnis  zur  Landeshoheit 
standen,  die  Jagd-  und  Forstbedienten  etc.  Das  forderten  die 
Oberstände  beim  ersten  Anlauf;  und  realisierte  sich  dies  auch 
nur  langsam,  das  Ziel  der  Bewegung  war  damit  schon  ge- 
geben. Wohl  war  die  Kriegskammer,  die  in  dem  Hubenschofs 
die  rechnungsmäfsig  am  bequemsten  zu  fassende  Steuer  sah 
nnd  deren  Ergiebigkeit  seit  1681  zu  schätzen  gelernt  hatte, 
im  kurfürstlichen  Interesse  eifrig  dagegen  thätig,  und  die 
Landräte  beklagen  sich  über  ihre  „verkehrten  und  inter- 
essierten Ratschläge^  ^.  Aber  eifrige  Unterstützung  fanden 
die  Oberstände  an  der  Preufsischen  Regierung,  die  nicht 
genug  die  Hüben  kontribution  als  des  Landes  Verderb  und 
völligen  Ruin  darstellen  konnte^,  auch  bei  der  ersten  Mit- 
teilung von  der  Absicht  der  Oberstände  den  Kurfürsten  zu 
beruhigen  suchte,  dafs  ein  Kopfschofs  bei  den  Nichtposse- 
dierten  nichts  Bedenkliches  an  sich  habe^. 

■ 

Mit  dem  Nachgeben  des  Kurfürsten  war  die  Bahn  einer 
ruhigen  Weiterentwickelung  des  preufsischen  Steuerwesens 
verlassen;  was  folgt,  ist  im  ganzen  ein  Experimentieren  in 
Permanenz.     Sofort  erscheint  die  Generalaccise  auf  dem  Plan. 


1  Der  Landräte  Bedenken.  —  KOn.,  praes.  15.  März  1689.  —  Kön. 
Ortpr.  PoL  725.    No.  40  p.  40»-408. 

'  Der  Landr&te  Bedenken.  —  Kön.,  praes.  10.  Mai  1689.  —  Kön. 
Ostpr.  Fol  725.    No.  60  p.  699-706. 

'  Relation  der  Oberräte.  —  Kön.,  11.  April  1689.  —  Kön.  Et.  — 
Min.  87*.    foL  44—46.  —  Konzept. 

*  Belation  der  Oberräte.  —  Kön.,  9.  April  1689.  —  Kön.  Et.  — 
Min,  87e.    fol.  86,  87. 
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Noch  ehe  sie  Qegenstand  offizieller  Verhandlung  ist,  wird  sie 

—  es  ist  bezeichnend  —  von  der  Regierung  dem  Kurftbrsten 
empfohlen:  sie  schlägt  vor  „eine  gleich  durchgehende  Zu- 
sammenläge, etwa  durch  die  Accise**  ^.  Diese  Accise  fand  am 
Hofe  zunächst  völligen  Widerstand.  Nicht  aber  als  Be- 
steuerungsart an  sich;  es  war  dort  gleich,  wie  die  Summen 
erhoben  wurden,  wenn  sie  nur  eingingen;  sondern  aus  Grün- 
den der  Politik  gegen  die  Stände:  man  sah  in  der  General- 
accise  auch  eine  Waffe  der  Oberstände  gegen  die  Städte 
Königsberg.  Ein  Eingehen  auf  diese  überaus  wichtige  An- 
gelegenheit sollte  aber  jedenfalls  verschoben  bleiben  bis  sur 
Ankunft  des  Kurfürsten  in  Königsberg,  wo  dann  beide  Teile 
geziemend  gehört  werden  sollten  mit  ihren  Gründen'.  Die 
iRegierung,  hierin  geradezu  Organ  der  Oberstände,  lieb  sich 
auch  dadurch  nicht  abbringen.  Sie  legte  dar,  dafs  trotz  einer 
Generalaccise  die  Separation  der  Stände  in  den  übrigen  modis 
collectandi,  die  zur  Ergänzung  nötig  sein  wtlrden,  aufrecht 
erhalten  werden  könnte®.  Sie  wurde,  als  die  Oberstände  auf 
dem  Landtage  bei  der  Generalaccise  beharrten,  bald  be- 
stimmter, indem  sie,  die  Oberstände  zu  beruhigen,  riet,  dann 
doch  den  Oberständen  und  kleinen  Städten  wenigstens  eine 
solche  Accise  gesondert  zu  gewähren,  die  die  der  Städte 
Königsberg  nichts  angehe^. 

Es  war  der  Gang,  den  die  Entwickelung  bald  nehmen 
sollte.  Gegenüber  diesem  Vorschlage  wichen  des  KurfUrsten 
Bedenken.  Er  nahm  solchen  Modus  an,  wenn  nur  dadurch 
das  monatliche  Quantum  (von  27460  Thlr.)  gedeckt  würde'. 

Inzwischen  hatte  die  Kriegskammer,  um  diese  ihr  gefähr- 
lich scheinende  Entwickelung  zu  hemmen,  einen  Teil  der 
Deputierten  von  kleinen  Städten  beeinflufst,  sich  von  den 
Oberständen  zu  lösen  und  zu  der  im  vorigen  Jahre  auf- 
gegebenen besonderen  Konsumtionsaccise  zurückzukehren. 
Dieser  Abfall®,  vom  Kurfürsten  als  zu  Recht  geschehen  an- 
erkannt^,  kam   den  Oberständen  überraschend.    Die  nächste 

1  Relation  der  Oberr&te.  —  Kön.,  11.  April  1689.  —  Kön.  Et.  - 
Min.  87e.    fol.  44—46.  —  Konzept 

«  Reskript  an  die  Pr.  Reg.  —  Colin,  23.  April  1689.  —  Kön.  Et.  - 
Min.  87e.    fol.  51,  52. 

»  Relation  der  Pr.  Reg.  —  Kön. ,  12.  Mai  1689.  —  Kön.  Et.  - 
Min.  87«.    fol.  66,  67.  —  Konzept. 

*  Relation  der  Pr.  Reg.  —  Kön.,  26.  Mai  1689.  —  Kön.  Et  - 
Min.  87«.    fol.  86,  87.  —  Konzept 

ß  Reskript  an  die  Pr.  Reg.  —  Wesel,  15.  Juni  1689.  —  Kön.  Et  - 
Min.  87e.    fol.  105,  106.  —  Ausf. 

•  WUligung  der  kl.  Städte.  —  Kön.,  praes.  2B.  Juni  1689.  —  Kön. 
Et  —  Min.  87e.    fol.  108—115.  —  Ausf. 

^  Reskript  an  die  Pr.  Reg.  —  Feldlager  bei  Zoirs,  15.  Jali  1689. 

—  Kön.  Et.  —  Min.  87«.    fol.  156,  157.  —  Ausf. 
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Wirkung  war,  dals  sie  auf  die  Nachricht  beider  Thatsachea 
durch  die  Regierung  hin^  (der  Genehmigung  einer  Accise 
und  des  Abfalls  der  Städte)  bezüglich  der  Generalaccis» 
schwi^en  und  sich  zunächst  auf  weitere  Hüben-  und  Kopf- 
schösse in  ihrer  Willigung  beschränkten^.  Es  galt  offenbar^ 
nun  erst  wieder  Vorbereitungen  zum  weiteren  Vorgehen  zu 
treffen  bei  dieser  veränderten  Sachlage.  Und  wenn  auch  so- 
fort der  Vorschlag  der  Oberstände  zur  Bildung  einer  Kom- 
mission far  eine  Generalaccise,  die  sie  „am  liebsten  gehabt*^^ 
wiederkehrt,  so  beschränken  sie  sich  doch  für  den  Augenblick 
darauf,  die  Auflegung  besonders  der  Kopfaccise  in  ihren 
eigenen  Reihen  erträglich  zu  machen.  Sie  offenbaren  dabei^ 
dafs  solche  der  Ihrigen,  die  in  Samland  und  Natangen  nicht 
über  10,  im  Oberland  nicht  über  20  Hüben  besitzen,  „in 
notorischer  Armut  stecken**  und  nur  einfachen  Kopfschofs 
zahlen  dürften,  welcher  Ausfall  allerdings  löblich  durch  die 
mehrfache  Auflage  solcher  mit  mehreren  adeligen  Sitzen 
wieder  ausgeglichen  wurde.  Die  keine  Hüben  haben  (sie 
meinen  f)tr  diesmal  noch  nur  Pfandinhaber  und  Arrendatoren)» 
sollen  für  den  allgemeinen  Schutz  dem  Publice  durch  einen 
monatlich«!  doppelten  Kopfschofs  zu  Hilfe  kommen'. 

Über  den  Beratungen  ging  die  Zeit  hin  bis  zur  Willigung 
des  nächsten  Jahres,  1690.  Das  Resultat  der  Beratungen  war, 
eine  allgemeine  Accise  zu  fordern,  ,)Wie  sie  1662  eingerichtet 
gewesen  und  auch  ansehnliches  getragen^  ^.  Um  ihre  Auf- 
fassung von  der  ^Allgemeinheit*'  unmifsverständlich  zu  offen- 
baren, l^ten  die  Oberstände  nach  einigen  Monaten  selbst  ein 
Reglement  vor,  das  sich  im  wesentlichen  an  frtlhere  Accise- 
Ordnungen  anschlofs,  dessen  wichtigste  Teile  aber  fllr  jetzt 
die  Bestimmungen  bezüglich  der  allgemeinen  Gültigkeit  waren. 
Nachdem  die  Städte  Königsberg  und  die  kleinen  Städte  dafür 
nicht  mehr  in  Betracht  kamen,  mufste  man  um  so  sorgfältiger 
sein  bezüglich  derer,  die  erreicht  werden  konnten.  Und  um 
die  Durchftihrung  der  ^Allgemeinheit*'  in  der  Hand  zu  haben 
und  damit  zugleich  eine  Kontrolle  über  die  gesamten  Eingang» 
ZQ  gewinnen,  galt  es  auch,  die  eigene  Steuerbehörde  wieder 
zur  Gbltnng  zu  bringen. 

Materiell  und  organisatorisch  war  also  der  Wandel,  der 
sich   Yollziehen   sollte,   von   der  weitreichendsten  Bedeutung» 

^  Aasschreiben  der  Reg.  in  die  Ämter.  —  Kön.,  30.  Juni  1689.  — 
Kön.  Et  —  Min.  87e.    fol.  121,  122.  —  Konzept 

*  Entschliefsung  der  Landr&te.  —  Kön.,  praes.  21.  Juli  1689.  — 
Kön.  Ostpr.  Fol  725.    No.  71  p.  805—812. 

*  Geeinigtes  Bedenken.  —  Kön.,  praes.  6.  Aug.  1689.  —  Kön.  Et 
-  Min.  87*.    fol.  161—164. 

*  Bedenken  der  Jjandrftte.  —  Kön.,  praes.  2.  Febr.  1690.  —  Kön. 
Ortpr.  Fol.  725.    No.  6  p.  34  f. 
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Das  erklärt  wohl  auch,  warum  der  Kurfürst  längere  Zeit  zu 
keinem  Entschlufs  bezügh'ch  der  eingesandten  Vorschläge 
kommen  konnte.  Dringlich  bat  die  Regierung  gleich  bei  der 
Übersendung  des  Reglements  darum  ^  Sofort  wünschten  die 
Oberstände  die  Einführung,  fast  als  fürchteten  sie  inzwischen 
Oegeneinflüsse  seitens  der  Kriegskammer.  Daher  die  wieder- 
holte Anfrage  der  Regierung^,  die  schliefslich  ohne  solche 
Resolution  des  Kurfürsten  die  neue  Steuer  ausschreibt^  und 
sich  zwecks  endlicher  Entschliefsung  auch  an  den  General- 
Oommissarius  v.  Grumbkow  wendet,  ihn  um  seine  ünte^ 
Stützung  bittend^.  Es  war  vor  allem  die  Einbeziehung  der 
Eximierten,  die  die  Unschlüssigkeit  bewirkte.  Immer  wieder 
beruhigte  deshalb  die  Regierung,  dafs  solche  Einbeziehung 
wohlbegründet  sei,  dafs  auch  zur  Zeit  der  früheren  Accise 
niemand  befreit  gewesen  sei*. 

Trotz  der  mangelnden  kurfürstlichen  Zustimmung  trat 
also  die  Accise  in  Thätigkeit.  Und  als  nach  Verlaqjf  des 
'ersten  Quartals  sich  Mängel  herausstellten  an  der  erwarteten 
Summe,  wurde  schnell  —  es  galt  den  Kurfiirsten  nicht  «a 
beunruhigen  —  zur  Ergänzung  ein  Hornschofs  gewilligt,  unter 
gleichen  Bedingungen,  mit  gleicher  Organisation^. 

Zweiter  Abschnitt. 
Charakteristik  der  neuen  Steuern. 

Die  nach  der  neuen  Veranlagung  in  Betracht  kommenden 
Steuern  waren  Kopfaccise,  Tranksteuer  und  (zur  Deckung 
•der  Fehlbeträge)  Hornschofs.  Nach  dem  administrativ  -  tech- 
nischen Verfahren  der  Veranlagung  und  Erhebung  waren  sie 
teils  direkte  Steuern,  nach  im  voraus  zu  bestimmenden  That- 
machen  (hier  Personen)  festzusetzen  und  zu  berechnen,  teils 
indirekte  Steuern,  berechnet  nach  wechselnden,  vorüber- 
gehenden, daher  im  voraus  nicht  zu  ermittelnden  Thatsachen. 
■Zu  letzteren  gehört  die  Tranksteuer,  eine  reine  Konsumtionii- 
49teuer.     Die  direkten  Steuern  sind  Kopfaccise  und  HornscholBi 

1  Relation  der  Oberräte.  —  Kön.,  5.  Juni  1690.  —  K6n.  Et  — 
Min.  87d.    fol.  171.  —  Konzept. 

•  Relation  der  Pr.  Reg.  —  Kön.,  29.  Juni  1690.  —  Kön.  Et  — 
JMin.  87d.    fol.  184.  —  Konzept. 

»  Desgl.  -  Kön.,  10.  Aug.  1690.  —  Kön.  Et.  —  Min.  87«.  foL  195. 
—  Konzept. 

^  Pr.  Reg.  an  Gen.- Kriegs -Commissarius  v.  Grumbkow.  — 
7.  Aug.  1690.  —  Kön.  Et  —  Min.  87d.    fol.  193,  194.  —  Konzept 

6  Relation  der  Pr.  Reg.  —  Kön. ,  28.  Sept  1690.  -  Kön.  Et  — 
Min.  87d.    fol.  205.  206.  —  Konzept 

«  Relation  der  Oberr&te.  —  Kön. ,  5.  Okt.  1690.  —  Kön.  Et  — 
Min.  87d.    fol.  209,  210.  —  Konzept.; 
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aufgelegt  in  Anknüpfung  an  die  Personen,  die  Rechts-  und 
Wirtschaftssubjekte  des  Erwerbes,  als  Personalsteuer  ohne 
Abstufung  nach  ökonomischen  oder  socialen  Momenten,  und 
in  Anknüpfung  an  Objekte  als  Quellen  wirklicher  oder  mög- 
licher Erträge.  Beide  Gruppen  wären  hier  Quotitätssteuern,. 
die  durch  die  Feststellung  des  Steuerfufses ,  dessen  Anlegung 
an  die  Steuerobjekte  und  Vorgehen  von  unten  nach  oben 
wechselnde  Steuersümmen  ergaben  5  nicht  Repartitionssteuern^ 
wie  der  Kurfürst  sie  auffafste,  der  bestimmte  Summen  zu  er- 
halten wünschte.  Aus  dieser  verschiedenen  Auffassung  er- 
gaben sich  die  Schwierigkeiten  in  der  gegenseitigen  Ver- 
rechnung. Die  Mifserfolge  führten  naturgeraäfs  zur  Durch- 
brechung dieser  Steuerauflagen:  Hubenschösse  mufsten  bald 
wieder  den  Ausfall  an  den  geforderten  Summen  decken. 

Für  die  nun  folgende  Darstellung  der  Veranlagung  und 
Erhebung,  sowie  für  die  weitere  Beurteilung  sind  grundlegend 
die  „Neue  Acciseordnung"  vom  5.  Juni  1690*  und  derea 
aSupplementum^  vom  12.  Dezember  1692*,  sowie  das 
^Reglement  des  einfachen  Homschosses"  vom  22.  September 
1690». 

Was  den  Geltungsbereich  der  neuen  Steuern  anging,  so- 
war  es  den  Oberständen  vor  allem  wichtig,  alle  einbezogen 
zu  sehen,  soweit  sie  nicht  den  Städten  zugehörten,  soweit  sie 
ab  Eingesessene  des  Landes  zu  betrachten  waren,  auch  wenn 
sie  in  keinem  Verhältnis  zu  den  Oberständen,  sondern  in 
direktem  Unterthanenverhältnis  zum  Kurfürsten  standen.  Nie- 
mand sollte  eximiert,  insbesondere  sollten  auch  die  kurftlrst- 
lichen  Ämter  und  Bedienten  dazu  gehalten  sein,  sowie  die 
Schatulldörfer,  Jagdbedienten,  Neusassen,  also  die  Einsassen. 
der  kurfürstlichen  „ Wildnis **,  endlich  die  sogenannten  Spittel- 
dörfer,  Kirchen-  und  Akademiebauern,  die  bisher  alle  vom 
Habenschofs  befreit  waren.  Die  Forderung  war  einschneidend; 
sie  war  darum  leichter  im  Reglement  gestellt  als  ausgeführt 
Sie  besonders  zu  betonen  war  der  Hauptzweck  des  „Supple- 
mentum"  von  1692.  Erst  nach  langer  Zeit  —  es  ist  im 
Folgenden  zu  erweisen  —  wurde  sie  realisiert^. 

(Schon  hier  darf  für  die  Beurteilung  der  Thätigkeit  des 
Landkastens  in  Aufdeckung  der  sogenannten  „Mängel"  darauf 
verwiesen  werden,  dafs  diese  Thätigkeit  sich  in  den  ersten 
Jahren  fast  ausschliefslich  auf  die  Aufspürung  solcher  Per- 
sonen beschränkte,  die  etwa,  auch  mit  geringsten  Beträgen» 
noch  nicht  herangezogen  waren,   dagegen  sehr  wenig  darauf^ 


»  B.  7.    No.  40  g.  1. 

«  Kön.  Ostpr.  Pol.  741.    No.  167.    fol.  888—887. 

»  Kön.  Et  —  Min.  87d.    fol.  200-203. 

^  Vgl.  unten  Kapitel  7. 
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wie  man  in  den  eigenen  Reihen  etwa  den  Forderungen  nach- 
kam.) 

Aufigenommen  sollten  nur  die  Priester,  Kirchen-  und 
Schulbedienten  sein.  Teilweise  eximiert  wurden  auf  des  Kur- 
forsten  Forderung  hin  die  neuangesetzten  Bauern,  die  frei 
Tom  Hornschofs  sein  sollten ;  sowie  auf  Grund  der  ungünstigen 
wirtschaftlichen  Lage,  resultierend  aus  den  ungünstigen  E^ 
werbsverhältnissen ,  die  Einsassen  der  13  polnischen  Ämter, 
die  den  geschichtlich  gewordenen  Ausschlag  von  einem  Teil 
ihrer  Beträfe  gewährt  erhielten,  nicht  aber  die  der  obe^ 
ländischen  Ämter,  deren  Ausschlag  am  Hubenschots  früher 
ein  Drittel  betragen  hatte. 

Genaue  Angaben  erforderte  naturgemäfs  der  SteuerfaCs 
für  die  einzelnen  Auflagen.  Für  die  Kopfaccise  wurde  von 
jeder  Person  vom  12. — 80.  Jahr  1  Gulden  jährlich,  Vit  gr. 
quartaliter,  gefordert  Bezeichnend  ist  dabei  der  Erläuterung»- 
Zusatz,  dafs  sie  gegeben  würde  „wegen  des  Korns^.  Sie  ist 
also  nicht  als  reine  Kopfsteuer  gedacht,  sondern,  wie  auch 
der  Name  sagt,  als  Accise,  auch  als  Verzehrungssteuer,  für 
die  man  damit  einen  Einheitssatz  pro  Person  aufstellte.  Bei 
der  ersten  Festsetzung  wird  sie  daher  auch  noch  weiter  als 
Verzehrungssteuer  specialisiert,  indem  für  Weizenmehl  (18  gr. 
pro  Scheffel)  und  Haferschrot  (1  gr.)  besondere  Sätze  aaf- 
gestellt,  auch  die  Bäcker  auf  dem  Lande  darüber  hinaus  noch 
zu  einem  gewissen  Abtrag  an  den  Landkasten  verpflichtet 
wurden.  Die  Kompliziertheit  dieser  Abgabe  und  die  schwierige 
Kontrolle  besonders  auf  den  Mühlen  führten  dazu,  dats  biJd 
(besonders  auf  Vorschlag  Küpners)  diese  Besonderheiten  fallen 
gelassen  wurden.  Die  Kopi  •  „Accise^  ging  so  über  in  eine 
reine  Kopfsteuer,  wurde  aus  einer  Verbrauchssteuer  zu  einer 
reinen  Personalsteuer. 

Die  Tranksteuer  erstreckte  sich  vor  allem  auf  das  Bier, 
ein  Hauptkonsumtionsmittel  im  Lande,  und  auf  den  Brannt- 
wein. Bezüglich  des  letzteren  waren  von  jedem,  der  gewerbs- 
mäfsig  oder  zu  eigenem  Gebrauch  Branntwein  brannte,  vom 
Scheffel  Roggenschrot  3  gr.  zu  erlegen.  Das  Bier  unterschied 
man  im  Steuersatz,  jenachdem  3  oder  2  Scheffel  Malz  zur 
Tonne  verwendet  wurden,  und  forderte  von  jenem  pro  Tonne 
1  Gulden,  von  diesem  20  gr.  „Zapfengeld".  Auch  hier  wurde 
in  gleicher  Weise  das  Bier,  das  im  Hause  gebraut  und  ver- 
braucht, und  das  in  Krügen  verschenkt  wurde,  getroflEen. 
Denn  es  war  wohl  nötig,  um  nicht  die  ländliche  Bierbraaerei 

fegenüber  der  städtischen  ganz  lahm  zu  legen,  auch  das  im 
[ause  Hergestellte  zu  veraccisen,  wenn  auch  damit  die  Ein- 
ziehung und  Kontrolle  sehr  erschwert  und  Unterschleife  un- 
gemein zahlreich  wurden ;  wie  denn  auch  aus  gleichem  Grunde 
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das  aus  den  Städten,  aus  Schlofs-  und  Amtsbrauereien  be- 
logene Bier  gleichmälsig  zu  versteuern  war.  Die  ungünstigen 
Enahrungen  der  ersten  beiden  Jahre  führten  bezüglich  der 
Tranksteuer  zu  Zusatzbestimmungen  im  „Supplementum*'. 
Man  setzte  dabei  gewisse  Einheitsmafse  fest  für  einzekie  Haus- 
haltungen, oder  besser  Mindestmafse,  unter  die  herabzugehen 
sofort  als  der  Defraudation  verdächtig  erscheinen  sollte.  Als 
solches  nahm  man  bei  jedem  Edelmann,  Hochcölmer,  Jäger, 
Wildnisbereiter,  Stuttenmeister  einen  Verbrauch  von  4  Tonnen 
jährlich  an.  Löblich  war  dabei,  dafs  Edelleute,  die  mehrere 
Sitze  hatten,  nach  der  Zahl  derselben  diesen  Mindestsatz  er- 
leben sollten.  Verarmte  Adelige,  geringe  Freie  und  Cölmer 
souten  wenigstens  4  Scheffel  Malz  fUr  ihren  Haustrunk  ver- 
steuern. Im  übrigen  modifizierte  sich  der  Steuerfufs  1692 
dahin,  dafs  das  „dreischeffelige**  Bier  weiter  mit  1  Gulden, 
das  „zweischeffelige**  Bier  in  Samland,  Natangen  und  Ober- 
lands guten  Ämtern  mit  20  gr.  pro  Tonne,  in  geringen  ober- 
ländischen und  polnischen  Amtern  mit  15  gr.  versteuert 
werden  sollte. 

Die  einzelnen  Sätze  fUr  den  Hornschofs,  der  auch  durch- 
gehends  erhoben  werden  sollte,  waren  abgestuft  nach  dem 
Nutzen,  dem  „G^nufs'',  den  die  Haustiere  in  der  Wirtschaft 
gewährten.  Er  war  also  eine  reine  Ertragssteuer.  Für  Kühe 
aof  den  höher  gelegenen  sandigen  Teilen  des  Landes  waren 
8  gr.,  in  der  Niederung  12  gr.,  für  Ochsen  und  Pferde  5  gr., 
fibr  Schweine,  Schafe,  Ziegen  1  gr.,  nur  fbr  die  „Schäfer- 
schafe^  wegen  des  gröfseren  Nutzens  Vit  gr.  als  einfacher 
Schob  zu  erlegen.  Ausgenommen  sollten  die  Haustiere  sein, 
die  keinen  direkten  Nutzen  gewährten,  also  junge  und  alte 
Tiere,  „zur  Verhütung  der  Unterschleife",  wie  wiederholt 
betont  wurde:  das  Gegenteil  möchte  wohl  eher  einzusehen 
8^0.  Was  sich  aber  in  diesen  Bestimmungen  präcisierte,  ist 
üie  Auffassung  dieser  Auflage  nicht  als  einer  Besitz-,  sondern 
als  einer  Ertragssteuer. 

Dritter  Abschnitt. 
Organisation  des  Finanzdienstes. 

Die  Artung  dieser  Steuern  und  die  Kompliziertheit  der 
Steuerquellen  erforderte  naturgemäls  eine  Reorganisation  des 
gesamten  Finanzdienstes.  "Es  ist  bereits  darauf  hingewiesen 
worden,  wie  die  Oberstände  diese  für  eine  „Restabilierung*' 
des  Landkastens  zu  nützen  verstanden  ^.  Hier  hat  eine  ein- 
gehende Darlegung   der  Organisation  selbst  zu   erfolgen,   die 

'  Vgl.  oben  p.  93  ff. 
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insbesondere  auch  zeigen  soll,  wie  die  Oberstände  auch  in 
der  untersten  Instanz  ihren  Einflufs  geltend  zu  machen  ver- 
standen. 

Grundlage  für  die  Erhebung  der  Abgaben  war  zunächst 
eine  genaue  „Konsignation^,  d.  i.  eine  sorgfältige  Aufzeichnung 
der  Personen  und  ihres  Bierverbrauchs  und  Viehstandes,  die, 
da  die  betreffenden  Zahlen  naturgemäfs  fortwährend  im  Flafs 
waren,  quartaliter  zu  wiederholen  war.  Nach  dem  Ausschreiben 
der  Regierung  in  die  Hauptämter  erging  dazu  der  Auftrag 
seitens  der  Hauptleute  an  den  Adel,  die  Krüger,  Cölmer, 
Freien,  LandschOppen,  Schulzen  und  Ältesten  in  den  Dörfern, 
sowie  an  die  Burggrafen,  Pfandinhaber ,  Arendatores,  Ver- 
walter in  den  kurfürstlichen  Ämtern  und  die  Wildnisbereiter*. 
Es  waren  dies  alles  Personen,  die  in  ihrer  Eigenschaft  als 
Gutsherren  oder  Lokalbehörden  Einsicht  in  die  persönlichen 
und  wirtschaftlichen  Verhältnisse  ihrer  Gutsunterthanen  oder 
Untergebenen  hatten.  Sie  bildeten  also  die  äufsersten  Fühler 
für  die  Feststellung  der  Steuerquellen,  wenn  man  will,  die 
untersten  Organe  für  die  Erhebung,  von  deren  Integrität  im 
Grunde  der  ganze  Erfolg  abhing.  Sie  hatten  also  die  Speci- 
fikation  der  Personen  mit  Namen  und  Zunamen  aufzustellen, 
für  die  Tranksteuer  weniger  das  Bier,  das  vertrunken,  als  das 
Malz,  das  verbraut,  wie  oft  und  viel  gebraut,  wieviel  Bier 
aufserhalb  oder  im  Hause  konsumiert,  anzugeben;  sie  hatten 
für  den  Homschofs  die  genaue  Zahl  jeder  Art  Vieh  bei  jedem 
der  ihnen  untergebenen  Besitzer  festzustellen.  Die  Richtigkeit 
der  so  aufgenommenen  Konsignation  war  durch  Unterschrift, 
Siegel  und  Eid  von  dem  Aufnehmenden  zu  erhärten. 

Sie  war  dann  dem  Hauptmann  [einzureichen.  Dieser  hatte 
sie  mit  Zuziehung  des  adeligen  Deputierten  des  Amts  und 
des  Acciseeinnehmers,  sowie,  wenn  nötig,  des  Amtsschreibers 
an  den  von  der  Regierung  dazu  festgesetzten  Tagen  durchzu- 
sehen, auch  den  Überbringer  aufs  schärfste  zu  examinieren. 
Ja  er  durfte,  wenn  der  Überbringer  verdächtig  erschien, 
dessen  Pachtleute,  Hofleute,  Hirten  etc.  ins  Amt  vorfordemt 
ihn  durch  deren  Eid  überführen  und  durch  Untersuchung 
seitens  einzelner  Geschworener  des  Amts  und  des  Amtswacht- 
meisters den  Betrug  aufdecken.  Der  Defraudator  hatte  100  flor. 
Strafe  zu  erlegen,  wovon  10  flor.  dem,  der  etwa  den  Betrag 
angegeben,  zufielen.  Letztere  Mafsregel  schien  volle  Gewähr 
für  eine  ehrliche  Aufstellung  zu  geben,  wenngleich  sie  nicht 
überschätzt  werden  darf:   der  Angeber  durfte  ja  doch   wohl 


^  Nach   dem   Reglement;    vgl.    aber   den   thats&chlichen  Verlauf 
unten  Kapitel  7. 
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in  seiner  Abhängigkeit  für  die  Folge  dieses  Lohnes  nicht 
recht  froh  werden. 

Der  adelige  Deputierte  erhielt  für  die  Tage  dieser  Session 
im  Amt  täglich  8  Mark.  Für  die  Revision  der  Konsignationen 
zam  Homschofs,  die  gesondert  geschah,  sollte  die  Session  in 
den  deutschen  und  polnischen  Ämtern  6  Tage,  in  den  litthaui- 
Bchen  8,  im  sehr  weitläufigen  Amt  Insterburg  10  Tage  nicht 
überschreiten ;  etwaige  mit  den  Konsignationen  Säumige  hatten 
den  Deputierten  für  weitere  Tage  zu  bezahlen. 

Den  früheren  Acciseeinnehmer  forderte  wohl  die  „Neue 
Acciseordnung*'  von  1690  an  Stelle  der  bisherigen  Schofsein- 
nehmer.  Doch  drangen  die  Oberstände  damit  nicht  durch. 
Auf  kurfürstliche  Verordnung  blieben  die  Schofsein nehmer  im 
Amt,  und  wohl  oder  übel  erklärten  sich  die  Oberstände  damit 
einverstanden  ^  Im  „Supplementum^  sind  die  Schofseinnehmer 
völlig  an  die  Stelle  der  beabsichtigten  Acciseeinnehmer  ge- 
treten ^ 

Es  war  klar,  dafs  von  der  Richtigkeit  der  Konsignationen, 
die  doch  zu  einem  wesentlichen  Teil  auf  Selbsteinschätzung, 
soweit  die  Glieder  der  Oberstände  selbst  in  Betracht  kamen, 
beruhten,  der  ganze  Erfolg  des  Werkes  abhing.  Auch  die 
Pfarrer  und  Priester  waren  daher  gehalten,  Specifikationen 
der  Personen  etc.,  soweit  sie  ihnen  zugänglich  waren,  aus 
ihren  Kirchspielen  einzureichen ;  und  alle  Beamten  sollten  den 
Finanzorganen  mit  ihrem  Material  zur  Hand  gehen,  ins- 
besondere auch  die  Amtswachtmeister  und  Wybranzen,  also 
die  Polizeiorgane  der  Ämter,  zur  Untersuchung  der  SchatuU- 
Sassen  etc.  befugt  sein. 

Auf  Grund  der  Konsignationen  vollzog  sich  nun  die 
vierteljährliche  Receptur  in  den  Ämtern  durch  den  SchoCs- 
einnehmer  im  Beisein  des  Hauptmanns  und  des  adeligen  De- 
putierten. Die  Anwesenheit  jenes  wurde  obligatorisch,  seit 
man  im  Landkasten  die  Wahrnehmung  gemacht,  dafs,  wo  der 
Hauptmann  zugegen  gewesen,  die  Receptur  günstiger  aus- 
pfellen  war.  Des  adeligen  Deputierten  Gegenwart  wurde 
bald  nur  für  die  Receptur  der  Gefälle  des  Adels  zugelassen, 
«um  Leidwesen  der  Oberstände,  die,  vergeblich,  wiederholt 
Beschwerde  darüber  führten. 

Die  eingegangenen  Summen  wurden  von  den  Schofsein- 
nehmem  7-  im  ganzen  43,  je  einer  für  ein  Hauptamt;  einige 
kleinere  Ämter  waren  kombiniert;   Memel  und  Ragnit  hatten 


'  Gesuch  der  Oberstände  an  den  Kurf.   —   Kön.,   praes.  24.  Sept. 
1690.  —  Kön.  Et.  —  Min.  87d.    fol.  94-97. 

*  Kön.  Ostpr.  Fol.  741.    No.  167  fol.  888-887. 

FoTMehungen  XIX  1.  —  Bergmann.  10 
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2y  Insterburg  4  Schofseinnehmer  ^  —  nebst  den  RechnnngeD 
und  Registern  in  festgesetzter  Ordnung  an  den  Kreis-Kasten- 
schreiber  abgeliefert.  Dieser  durfte  das  Geld  an  niemand, 
auch  nicht  auf  kurfürstliche  Assignationen ,  auszahlen  ohne 
Wissen  der  Oberkastenherren.  Der  eine  der  drei  Kasten- 
Schreiber  des  Landes  war  zugleich  Obereinnehmer.  Ihm 
gingen  auch  die  Gefälle  der  Accise  der  kleinen  Städte  zu.  — 
Zur  Vorkontrolle  und  Prüfung  der  Eingänge  fanden  in  den 
einzelnen  Kreisen  monatliche  Sessionen  der  beiden  Ober- 
kastenherren mit  dem  ELastenschreiber  statt.  —  Die  so  von 
den  Oberständen  eingegangenen  Summen  flössen  dann  zu- 
sammen in  der  ständischen  Hauptkasse,  dem  Landkasten.  Um 
die  Forderungen  des  Kurfürsten  monatlich  befriedigen  zu 
können,  lieferten  die  drei  Kreise  abwechselnd  ab,  Samland  im 
ersten,  Natangen  im  zweiten,  Oberland  im  dritten  Monat 
jedes  Quartals '• 

Darauf  fand  die  Generalsession  der  Oberkastenherren  in 
Königsberg  statt,  in  Gegenwart  der  Kastenschreiber.  Rech- 
nungen und  Register  wurden  geprüft.  Es  wurde  festgestellt, 
was  an  Accise  etc.  gefallen,  wieviel  Abgang,  wieviel  Zugang 
zu  verzeichnen  sei,  wenn  ein  Mangel  am  Quantum  vorhanden 
war,  wie  derselbe  zu  decken  sei,  gemäfs  der  Instruktion,  die 
die  Oberkastenherren  von  den  Oberständen  erhalten  hatten.  — 
In  späterer  Zeit  erhielten  auch  die  kleinen  Städte  auf  ihr 
Ansuchen,  um  eine  Kontrolle  über  die  Verwendung  ihrer 
durch  den  Landkasten  gehenden  Donativgelder  zu  haben,  in 
dem  Bürgermeister  von  Bartenstein  ihre  Vertretung  bei  dieser 
Session. 

Schofseinnehmer,  Kreis-Kastenschreiber,  Oberkastenherren 
waren  so  die  Organe  des  Finanzdienstes,  erstere  vorwiegend 
zur  Erhebung,  letztere  in  der  Hauptsache  zur  Kontrolle  der 
Eingänge  und  zu  ihrer  Übermittelung.  Auf  Anweisung  der 
Oberkastenherren ,  sofern  diese  von  den  Oberständen  e^ 
mächtigt  waren,  erfolgte  die  Auszahlung  der  Eingänge,  zu- 
weilen auf  kurfürstliche  Assignationen ,  in  der  Hauptsache  an 
die  Kriegskasse  in  Königsberg,  die  sie  der  General-^riegskasse 
in  Berlin  zu  verrechnen  hatte. 

Vierter   Abschnitt. 

Der  Einflnfs  der  Neuordnung  auf  die  Unterorgane. 

Die  Mängel  in  den  Ergänzungen  fUhrten  schliefslich,  wie 
schon  erwähnt,  zur  Einflihrung  einzelner  Hubenschösse.    Auch 

»  Verzeichnis  von  1707.  —  R.  7.    No.  1. 

2  Vgl.  das  Ergebnis  des  ersten  Jahres  im  einzelnen  in  Anlnpe  IV. 
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ihre  Erträge  wurden  nun  durch  die  gleichen  Organe  erhoben 
und  übermittelt.  Die  ganze  Finanzverwaltung  war  so  wieder 
eine  durchaus  ständische  geworden.  Gewifs  blieben  die  Schofs- 
einnehmer  in  der  Jurisdiktion  der  Kriegskammer;  aber  das 
stetige  Zasammenarbeiten  mit  den  ständischen  oder  doch 
ständisch  beeinflufsten  Organen  in  den  Ämtern  selbst  mufste 
im  Laufe  des  Jahres  auch  ihre  Integrität  zweifelhaft  erscheinen 
lassen.  Es  war  allzumenschlich,  dafs  sie  ständischen  Ein- 
flüssen ihr  Ohr  öffneten :  der  Kriegskammer  fehlte  jedes  Mittel, 
die  SchoCseinnehmer  für  das  fürstliche  Interesse  zu  festigen. 
Soweit  eine  Revision  ihrer  Amtsführung  mOglich  war,  geschah 
sie  durch  den  Landkasten.  Dessen  Drohungen  aber  in  den 
Resolutionen  an  die  Schofseinnehmer,  ihre  Bezüge  kürzen  zu 
wollen,  wenn  die  Mängel  nicht  abgestellt  würden,  wurdea 
wohl  von  diesen  nicht  allzu  tragisch  genommen. 

Aus  den  integren  Unterorganen  der  letzten  Zeit  des 
Grofsen  Kurfürsten  waren  so  die  Schofseinnehmer  geworden, 
wie  sie  nach  unserer  Zeit  eine  so  ungünstige  Beurteilung  ge- 
funden haben. 

Fünfter   Abschnitt. 

Die  allgemeinen  Folgen  dieser  Nenordnnng. 

Zweierlei  war  es  gewesen,  was  den  Oberständen  diese 
Steuern,  die  den  Grund  und  Boden  garnicht  trafen,  so  plau- 
sibel gemacht  hatte:  die  Ausdehnung  auf  alle  Bewohner  des 
Landes,  da  sonst  die  Steuern  in  ihrem  Ertrage  illusorisch 
wurden  durch  unkontrollierbare  Unterschleife;  und  ihre  Be- 
weglichkeit und  schwierige  Fafsbarkeit,  die  einen  komplizierten 
Apparat  nötig  machte,  wie  er  nur  unter  Beihülfe  der  Stände 
m  konstruieren  möglich  war. 

Die  für  die  Landeshoheit  unangenehmen  Folgen  davon 
waren  die  Unsicherheit  der  Eingänge,  die  Konsolidierung  des 
ständischen  Einflusses  durch  den  Landkasten,  die  Verschiebung 
der  Last  auf  die  schwächeren  Schultern,  die  freilich  in  der 
ungeheuren  Mehrzahl  waren,  und  also  die  Abwälzung  von 
den  stärkeren,  die  mit  der  socialen  die  wirtschaftliche  Supre- 
matie ausnützten. 

Das  Schwanken  in  den  Eingängen,  die  Unsicherheit  in 
der  Kassenführung,  die  zur  Aushülfe  nötig  werdenden  Ersats- 
schösse,  daraus  resultierend  die  geringe  Kontinuität  im  Steuer- 
fafse,  die  den  erziehlichen  Einflufs  der  Gewöhnung  an  die 
Steuer  und  des  Einlebens  in  dieselbe  völlig  in  Frage  stellte, 
verbunden  mit  der  Korruption  in  der  den  Ständen  überlassenen 
Organisation,  die  sich  naturgemäfä  auch  den  untersten  Organen,. 

10* 
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den  SchoÜBeinnehmern ,  mitteilen  mufste,  —  das  alles  Alhrte 
zu  einer  Konfasion  im  Steuerwesen,  aus  der  herauszukommen 
nur  durch  Rückkehr  zu  dem  Status  am  Anfange  unserer 
Periode  möglich  war,  indem  man  in  der  Hauptsache,  ent 
langsam,,  dann  in  immer  gröfserem  Umfange  wieder  zum 
Hubenschofs  zurückkehrte,  freilich  —  auf  der  konfusen  Grund- 
lage der  alten  Kataster. 

Ein  weiterer  Umstand  bedarf  einer  Bemerkung.  Die 
Oberstände  und  die  Regierung  verweisen  immer,  scheinbar 
mit  Recht,  auf  die  frühere  Accise.  Zwei  Umstände  sind  für 
die  Beurteilung  und  für  den  Unterschied  der  jetzigen  Steuern 
Yon  der  früheren  Accise  mafsgebend :  ein  steuerentwickelungs- 
geschichtlicher  und  ein  organischer. 

Jene  Accise  empfahl  sich  gewifs  zu  einer  Zeit,  als  es 
galt,  nach  der  Erwerbung  der  Souveränetät  die  erregten  Ge- 
müter wirtschaftlich  auf  unmerklichere  Art,  indirekt  zu  fassen. 
Die  indirekte  Steuer,  durchweg  gegeben,  wirkte  weniger  auf- 
reizend, da  sie  in  ihren  Beträgen  dem  Einzelnen  nicht  so  vor 
Augen  trat;  sie  wirkte  dadurch  viel  zur  Gewöhnung  an  die 
Steuer.  Nachdem  sie  einigermafsen  erreicht  worden,  galt  es 
der  Steuer  relative  Ungerechtigkeit  zu  heben  durch  Heraus- 
hebung  der  wirtschaftlich  Starken.  Das  geschah  unzweifelhaft 
im  reinen  Hubenschofs,  wie  er  von  1681  bis  1689  bestanden 
hatte,  der  nun  freilich  viel  schroffer  wirkte,  einer  starken 
Landeshoheit   aber   wohl   durchzusetzen    möglich  war.     Eine 

fesunde  Weiterentwickelung,  die  natürlich  geboten  erschien, 
urfte  sich  nur  in  der  Richtung  einer  Differenzierung  der 
Hubensteuer  bewegen,  wie  sie  ja  das  Programm  der  „grofscn 
Kommission '^  bildete,  die  der  Grofse  Kurfbrst  hinterlassen,  die 
aber  erst  nach  unserer  Zeit  thatkräftigste  Weiterführung  finden 
sollte.  Wie  die  Entwickelung  jetzt  sich  gestaltet  hatte,  mub 
sie  als  ein  Abweichen  von  dieser  richtigen  Bahn  und  darum 
ak  fehlerhaft  bezeichnet  werden. 

Organisch  aber  waren  diese  Steuern  nicht  mit  der  früheren 
Accise  zu  vergleichen,  da  einmal  der  Bereich  der  Steuern 
nicht  mehr  derselbe  war:  Königsberg  und  die  kleinen  Städte 
mufsten  im  Interesse  der  Landeshoheit  ausgeschieden  bleiben; 
und  damit  fehlte  die  wirtschaftliche  Ausgleichung  zwischen 
Stadt  und  Land,  die  freilich  früher  den  Oberständen  so  an- 
genehm gewesen  war.  Vor  allem  aber,  die  Stände  selbst 
waren  nicht  mehr  die  alten,  der  straff  korporative  Zug  war 
gewichen,  und  damit  die  Gewähr  der  Verläfslichkeit. 

Für  die  Landeshoheit  aber  mufste  hier  zweierlei  in  Be- 
tracht kommen.  Einmal  die  eben  in  früherer  Zeit  so  mäfsigen 
Erträge;  sodann,  der  Mangel  einer  richtigen  Erhebung,  der 
jene  Mindererträge  zumeist  verschuldet,   bestand  noch.    So- 
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lange  aber  die  fQrstliche  Finanzverwaltung  noch  nicht  über 
ergebene  Unterorgane  verfügen  konnte,  war  sie  mit  dem  Ein- 
gehen auf  so  schwierig  nur  an  der  Quelle  fafsbare  und  kon- 
trollierbare Steuern  in  den  Händen  der  Stände. 

Durch  seine  Einfachheit  vor  allem,  nicht  nur  durch  die 
social  gerechtere  Wirkung  empfahl  sich  der  Hubenschoüs  fUr 
das  platte  Land.  Er  wira  daher  auch  wieder  das  Rettungs- 
mittel  aus  der  Verwirrung,  wie  schon  angedeutet;  freilich  so- 
lange kein  durchgreifendes,  als  die  alten  Kataster  bestanden* 
Erst  eine  Besserung  darin  brachte  dann  durchgreifenden 
Wandel.  — 


Sechstes  Kapitel. 

Die  „kleinen"  Städte  und  deren  Accise. 


Erster  Abschnitt. 

Auff^abe  der  Accise  1688. 

Die  Einführung  der  Accise  in  den  kleinen  Städten  war 
die  letzte  eingreifende  VerwaltungsmaTsregel  gewesen,  die  i& 
Qrofse  Enrftlrst  in  Ostpreufsen  durchgesetzt  hatte.  Sie  war 
politisch  und  verwaltungstechnisch  ein  Fortschritt  gewesen; 
ersteres  durch  die  dadurch  bewirkte  weitere  Sprengung  der 
ständischen  Macht ,  die  ihm,  der  die  Stände  zu  Boden  ge- 
zwungen, leicht  möglich  war;  letzteres,  denn  sie  ist  unter 
demselben  Gesichtspunkte  zu  betrachten  wie  die  ^^grofse  Kom- 
mission^, die  seit  1681  thätig  war,  eine  Elassinkation  der 
Hüben  nach  ihrer  Bonität  in  die  Wege  zu  leiten :  Beide  Mafs- 
nahmen  hatten  den  Zweck,  die  Steuerauflagen  zu  differen- 
zieren und  damit  gerechter  zu  gestalten.  Die  letztere  freilick 
fand,  wie  schon  erwähnt,  den  äufsersten  Widerstand  in  ihrer 
Fortführung  in  unserer  Zeit;  die  Accise  in  den  kleinen  Städten 
aber  hatte  1688  bereits  ein  Jahr  bestanden. 

Auch  sie  sollte  unter  dem  neuen  Regiment  sofort  in  Frage 
gestellt  werden.  In  ihrer  Eigenschaft  als  Verwaltungs-  und 
als  politische  Mafsnahme  hatte  sie  ihre  Gegner,  die  sich  sofort 
erhoben :  Die  Preufsische  Regierung  und  die  Oberstände.  Jene 
hatte  in  der  Durchführung  der  Accise  einen  Erfolg  der  Kriegs- 
kammer, ihrer  Nebenbuhlerin  als  Verwaltungsorgan,  sehen 
müssen.  Denn  das  Werk  der  Eriegskammer  war  die  Accise 
in  der  That.  Nicht  als  Gegnerin  einer  gesonderten  Steue^ 
aufläge  oder  aus  principiellen  steuertechnischen  Gründen,  son- 
dern als  Rivalin  oenutzte  die  Regierung  die  mit  der  ersten 
Einführung  naturgemäfs  sich  einstellenden  Mängel,  um  sofort 
1688  das  Werk  anzugreifen.     Mit  Genugthuung  wies  sie  darani 
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hin,  dafs  die  Accise  4000  Thir.  weniger  als  die  frühere  Auf- 
lage nach  Hunderten  getragen  hätte,  und  dsSa  so  dem  Eur- 
fbrsten,  ganz  wie  es  die  Regierung  früher  dargelegt  habe,  ein 
Schaden  daraus  erwachsen  sei^.     Proteste  der  kleinen  Städte 

Segen  eine  Sonderauflage  seitens  der  Eriegskammer,  durch 
ie  der  Ausfall  gedeckt  werden  sollte ',  stützten  die  Regierung 
in  der  Anklage  gegen  die  Accise.  Der  Anlauf  gegen  dieselbe 
und  damit  gegen  die  Eriegskammer  schien  erfolgreich;  denn 
der  EurfÜrst  that  das  Schlimmste^  was  er  in  dieser  Beziehung 
thun  konnte :  er  gab  die  Accise  preis,  indem  er  es  den  Städten 
freistellte,  sich  für  sie  oder  den  Huben-(Hunderten-)Schofs  zu 
erklären,  obgleich  er  in  demselben  Reskript  erklärte ^  das 
Werk  müsse  gedeihen,  wenn  es  nur  recht  angefangen  würde*. 

Dafs  der  Erfolg  für  die  Regierung  ein  sicherer  würde, 
daflir  hatte  inzwischen  der  zweite  Gegner,  hatten  die  Oberr 
stände  gesorgt.  Sie  hatten  durch  ihre  Minierarbeit  die  Städte 
selbst  völlig  gewonnen.  Diese,  wirtschaftlich  und  durch  ihren 
Habenbesitz  an  die  Interessen  der  Oberstände  gebunden; 
sollten  ja  auch  weiter  deren  eifrige  Unterstützung  finden  in 
ihren  l^ten,  vor  allem  bezüglich  der  Einquartierung  und  der 
ihnen  ungewilligt  auferlegten  Servicegelder.  Eurzweg  traten 
sie  also  den  Oberständen  bei,  ohne  sich  weiter  auf  Gründe 
gegen  die  Accise  einzulassen,  ja  ohne  dieselbe  auch  nur  in 
ihrer  „Erklärung"  zu  erwähnen*. 

Umsonst  hatte  die  Eriegskammer  versucht,  die  Städte 
abzuschrecken  ^ ;  die  Regierung  hatte  gesiegt  über  die  Eriegsr 
kammer,  wie  die  Oberstände  damit  einen  Erfolg  gegen  die 
Landeshoheit  davongetragen  hatten.  Der  Preis  des  Sieges  war 
die  Accise  der  kleinen  Städte.  Diese  erlegten  für  1688  und 
znm  Teil  für  1689  mit  den  Oberständen  gemeinsam  den  Schofs 
nach  der  dafär  festgesetzten  Zahl  ihrer  Hunderte.  Die  Ein*^ 
heit  für  die  Aufstellung  dieser  Zahl  bildete  der  Vermögenssatz 
von  100  Mark.  Es  charakterisiert  sich  also  ihr  Beitrag  als 
Vermögensschofs,  durch  die  Festlegung  nach  einer  zeitlich 
weit  zurückliegenden  Taxierung  gegenüber  den  hier  noch 
flielsenderen  Besitzverhältnissen  nicht  minder  ungerecht  als 
der  Hubenschofs  auf  dem  Lande. 


*  Relation  der  Pr.  Reg.  —  Kön.,  15.  Nov.  1688.  —  Kön.  Et.  — 
Min.  87«.    fol.  92,  93.  —  Konzept. 

'  Memorial  der  Deputierten  von  Jkl.  Städten.  —  Kön.,  praes. 
16.  Nov.  1688.  —  Kön.  Ostpr.  Pol.  725.    No.  27  p.  149—151. 

'  Reskript  an  die  Pr.  Reg.  —  Sparenberg,  27.  Nov.  1688.  —  Kön. 
Et.  -  Min.  87e.    fol.  106—109.  -  Ausf. 

^  Erklärung  des  Standes  von  Städten.  —  Kön.,  8.  Nov.  1688.  — 
Kön.  Ostpr.  Fol.  725.    No.  15  p.  85—90. 

^  Gesuch  der  sämtlichen  Deputierten  von  kl.  St&dten.  —  Kön, 
1(»8.  -  Kön.  Ostpr.  Fol.  725.     No.  28  p.  153—156. 
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Zweiter  Abschnitt. 
Wiedereinfflhran^  der  Aceise  1689. 

Die  Kriegskammer  wufste  die  erlittene  Niederlage  bald 
wieder  wett  zu  machen.  Sie  arbeitete  im  stillen  darauf  hi% 
die  Deputierten  der  kleinen  Städte  wieder  für  die  Aceise  zu 
gewinnen;  mit  vielem  Geschick.  Erleichtert  wurde  ihr  ihr 
Vorgehen  durch  die  klägliche  Organisation  der  Deputierten 
der  Städte  als  Landtagskurie,  wie  sie  schon  früher  darzulegen 
versucht  worden.  Hier  ist  besonders  zu  erörtern,  wie  sie 
es  auch  verstand,  die  wirtschaftlichen  Diskrepanzen  unter  den 
kleinen  Städten  zu  nützen. 

Denn  auch  sie  bestanden  unter  diesen  kleinen  Gemein- 
wesen und  erklären  die  Befehdung  der  beiden  Gruppen  und 
die  Schroffheit  im  Kampf  für  und  wider  die  Aceise,  der, 
nachdem  die  Städte  in  die  Falle  gegangen,  unter  ihnen  zaiti 
Austrag  kam.  Denn  anders  dürfte  man  das  Verfahren  der 
Kriegskammer  kaum  bezeichnen,  da  sie  für  die  ihr  günstige 
Beschlufsfassung  eine  Zeit  zu  wählen  verstand,  in  der  nach 
längerer  Tagung  nur  noch  wenige,  aber  die  ihr  ergebenen 
Deputierten  anwesend  waren*,  deren  Votum  dann  für  die 
Übrigen  als  bindend  vom  Kurfürsten  bezeichnet  und  an- 
genommen wurde*,  trotz  des  Widerstrebens  auch  der  Ober 
stände'. 

Diese  wenigen  Städte  nun,  deren  Deputierte  die  Aceise 
angenommen,  waren  solche,  die  unter  der  Aceise  weniger  aU 
unter  der  Abgabe  von  den  Hunderten  gelitten  hatten.  Der 
zahlenmäfsige  Belag  für  Rastenburg  ist  dafür  bezeichnend  ^ 
Der  Unterschied  erklärt  sich  vielleicht  daraus,  dafs  in  diesen 
Städten  der  Besitz  selbst  in  weniger  Händen  und  demzufolge 
der  Hundertenertrag  bedeutender  war  als  der  der  Aceise,  der 
vorwiegend  beruhte  auf  einer  wirtschaftlich  differenzierten, 
wenn  auch  im  ganzen  ärmeren  Bevölkerung.  Der  Unterschied 
erklärt  sich  sicher  weiter  daraus,  dals  in  die  Taxe  der  Hunderte 
auch  der  Hüben  besitz,  der  bei  einigen  Städten,  und  gewift 
auch  bei  den  hier  in  Betracht  kommenden,  nicht  unbeträcht* 
lieh  war,  eingerechnet  wurde;  er  aber  blieb  naturgemäfs  tob 
der  Aceise  unberührt,  deren  Ertrag  sich  dadurch  minderte. 
Da  der  Gesamtertrag  die  Höhe  der  bisherigen  Bezüge  er- 
reichen mufste,  ein  Rest  eventuell  durch  Nachforderungen  ta 


»  Relation  der  Pr.  Reff.  —  Kon. ,  5.  Sept.  1689.  —  Kön.  Et  - 
Min.  87«.    fbl.  209,  210.  —  Konzept. 

«  Reskript ,  d.  d.  15.  Juli  1689.  —  Kön.  Et.  —  Min.  87«.  fol.  15», 
157.  —  Ausf 

«  Geeinigtes  Bedenken.  —  Kön. ,  praes.  6.  Aug.  1689.  —  Kön.  Bt 
—  Min.  87e.    fol.  161-164. 

*  Vgl.  oben  p.  63. 
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decken  war,  so  fühlten  sich  natürlich  jene  anderen  Städte^ 
und  besonders  die  kleinsten  und  ärmsten ,  die  keine  Hüben 
besafsen,  praegraviert.  Die  zahlreichen  Supplicata^  der  un* 
zufriedenen  Städte  weisen  freilich  darauf  nicht  hin;  man 
wäre  dann  wohl  auf  den  Fehler  aufmerksam  geworden  und 
hätte  ihn  getilgt,  indem  man  auch  den  Hubenbesitz  noch  be- 
sonders belegt  hätte;  so  blieb  er  frei^.  Sie  richteten  sich 
vielmehr  gegen  die  Accise  selbst,  mit  zahlreichen  Gründen 
gegen  dieselbe  und  flir  den  bisherigen  Schofs. 

Durchweg  wird  beklagt,  dafs  die  Accise  die  Armut  be- 
drücke und  den  Reichen  verschone.  Sie  erschwere  Handel 
und  Wandel,  hindere  die  Zufuhr  vom  Lande  und  entziehe 
dadurch  noch  der  Armut  das  Brot;  sie  unterbinde  besonders 
den  Handel  der  Städte  an  der  Grenze,  wo  die  Landbevölke- 
rung jenseits  der  Grenze  kaufe  und  verkaufe  (auch  die  Re- 
gierung wies  darauf  besonders  hin  ^) ;  auch  im  Inlande  seien 
«olche  Orte  im  Vorteil,  die  nicht  Stadt-,  sondern  nur  Markt- 
gerechtigkeit besafsen,  denn  dorthin  ziehe  sich  die  Land- 
bevölkerung, wie  besonders  die  Einwohner  von  Tilse  klagten 
wegen  der  Nähe  Ragnits.  Dann  sei  die  Accise  in  der  Er- 
hebungsform ungemein  lästig,  bedürfe  zahlreicher  Bediensteten 
und  „versetze  fortwährend  viele  Streiche",  da  der  bisherige 
Schofs  immer  nur  einmalige  Beschwer  machte.  Vor  allem 
aber  wisse  man  nicht,  was  die  Accise  trage,  und  könne  sie 
nicht  kontrollieren.  —  Gegenüber  diesem  allen  sei  der 
Hundertenschofs  vorzuziehen,  der  den  Reichen  treffe,  den 
Handel  nicht  störe,  eine  gewisse  Summe  abgrenze,  sodafs  auch 
der  Korftirst  wisse,  was  er  zu  erhalten  habe,  und  keine  Unter* 
schleife  ermögliche. 

Da,  wie  es  schien,  der  Kurfürst  auf  das  Drängen  der 
Kri^skammer  hin  bei  seinem  Entschlufs  verharren  wollte, 
suchte  die  Regierung  wenigstens  zu  erreichen,  dafs  den  Städten 
die  Wahl  gelassen  würde,  sich  je  nach  örtlichem  Bedürfnis  zu 
entscheiden*;  doch  ohne  Erfolg;  der  Kurflirst  verfügte,  die 
Accise  sei  generaliter  einzuführen,  und  besonders  dürften  sich 
ihr  populöse  Städte  nicht  entziehen,  die  freilich  damit  gut 
fahren  würden*.  Die  Regierung  aber,  die  unermüdlich  für 
die  Accisegegner  eintrat,  wies  er  schliefslich  auf  den  Wider- 
spruch hin,  in  den  sie  sich  gesetzt,  indem  sie  die  General- 
accise  der  Oberstände   befürworte   und  doch  sich  gegen  eine 


1  K5n.  Et.  —  Ministerium  87^. 
'  Vgl.  {Ibrigens  Schlufs  dieses  Kapitels. 

»  Relation  der  Pr.  Reg.  —   Kön. ,  22.  Aug.  1689.   —  Kön.  Et.  — 
Min.  87«.    fol.  187.  —  Konzept. 

*  Kd.  der  Pr.  Reg.  —  Kön.,  8.  Aug.  1689.  —  Kön.  Et.  —  Min.  87e. 
fol.  16SL  166. 

•  Besknpt  an  die  Fr,  Reg.   —   Auf  dem  Creutzberge  vor  Bonn» 
W.  Aug.  1689.  —  Kön.  Et.  —  Min.  87«.     fol.  199,  200.  —  Ausf. 
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Accise  der  kleinen  Städte  erkläret  Die  Regierung  sah  ein^ 
dafs  es  nun  Zeit  sei,  sich  zu  salvieren.  Sie  legte  dar,  wie 
sie  in  gutem  Glauben  gehandelt,  und  bat  wegen  ihres  Wider- 
standes um  Verzeihung^,  für  die  auch  Eberhard  v.  Danckel- 
mann  beim  Kurfürsten  wirken  sollte,  zugleich  mitteilend,  dab 
sie  nun  die  Accise  durchweg  ausgeschrieben  habe*.  Die 
Antwort  Danckelmanns ,  der  nur  seine  Freude  über  die  £iii- 
führung  der  Accise  ausspricht*,  läfst  keinen  Zweifel  darüber, 
wo  wir  die  Ursache  für  des  Kurfürsten  feste  Stellungnahme 
in  dieser  Frage  zu  suchen  haben. 

In  der  Hauptsache  erklärt  sich  auch  hier  wieder  der 
Widerstand  der  Regierung  gegen  die  Accise  daraus,  dafs  sie 
im  Kampfe  gegen  die  Kriegskammer  die  Sache  der  Städte  zu 
der  ihren  machte.  Der  Konflikt  zwischen  beiden  Behörden 
scheint  in  dieser  Zeit  besonders  scharf  geworden  zu  sein. 
Wiederholt  beklagt  sich  die  Regierung  über  die  Kriegskammer, 
dafs  diese  es  so  eilig  mit  dem  Ausschreiben  der  Accise  habe*. 
Sie  beschwert  sich,  dafs  durch  deren  Dazwischentreten  ihre 
Verhandlungen  mit  den  Ständen  ungemein  erschwert  würden. 
Sie  bittet,  die  kurfürstlichen  Aufträge  nur  ihr,  der  Regierung, 
zugehen  zu  lassen,  die  Kriegskammer  aber  anzuweisen,  dafs 
sie  mit  den  Ständen  nichts  zu  thun  haben  solle®.  Cs  ist  die 
Gereiztheit  der  Unterlegenen,  die  aus  ihren  Berichten  spricht 
Denn  der  Erfolg  war  diesmal  auf  der  Kriegskammer  Seite. 
Die   Accise    war    wieder,  als  Verwaltungsmafsnahme    durch- 

! gesetzt,  wie  sie  als  politische  den  Oberständen  gegenüber 
eicht  gelungen  war.  Letztere  mufsten  nach  der  Überwältigung 
ihrer  Wortführerin,  der  Regierung,  sich  auf  einen  Protest  gegen 
das  formelle  Vorgehen  der  Städte  beschränken'. 

Von  der  Kriegskammer  aufgesetzt,  von  der  Regierung 
unterzeichnet,  waren  die  Ausschreiben  wegen  der  Accise  an 
die  kleinen  Städte  ergangen.  Sie  war  mit  der  Verkündigung 
von  Kanzel  und  Rathaus  in  Thätigkeit  getreten  und  besteht 
in  der  Folge  durch  unseren  ganzen  Zeitraum. 


1  Reskript  an  die  Pr.  Reg.  —  Auf  dem  Creutzberge  vor  Bonn. 
28.  Aug.  1689.  —  Kön.  Et.  —  Min.  87«.    fol.  194—197.  —  Ausf. 

«  Rel.  der  Pr.  Reg.  —  Kön.,  5.  Sept.  1689.  —  Kön.  Et  —  Min.  87< 
fol.  209,  210.  —  Konzept. 

»  Pr.  Reg.  an  Eb.  v.  Danckelmann.  —  Kön.,  5.  Sept  1689.  — 
Kön.  Et.  —  Min.  87®.    fol.  211.  —  Konzept. 

*  Eb.  V.  D.  an  die  Pr.  Reg.  —  Creutzberg  vor  Bonn,  15.  Sept 
1689.  —  Kön.  Et  —  Min.  87«.    fol.  233,  234.  —  Eigenhändig. 

^  Relation  der  Pr.  Reg.  ~  Kön.,  11.  Aug.  1689.  —  Kön.  Et  — 
Min.  87e.    fol.  169,  170.  —  Konzept. 

•  Desgl.  -  Kön.,  18.  Aug.  im.  —  Kön.  Et  -  Min.  87e.  fol.  175. 
176.  —  Konzept. 

'  Geeinigtes  Bedenken.  —  Kön.,  praes.  6.  Aug.  1689.  —  Kön.  Et 
—  Min.  87e.    fol.  161—164. 
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Dritter  Abschnitt 
Die  Einrichtmig  der  Accise^ 

Aufgelegt  und  eingerichtet  in  derselben  Weise  wie  die 
im  letzten  Jahre  des  Qrofsen  EurfUrsten  aufgelegte  Accise, 
charakterisiert  sie  sich  als  „eine  indirekte  Verkaufs-  und  Thor-^ 
sowie  eine  Personal-,  Gewerbe-  und  Viehsteuer  mit  ziemlich 
mäfsigen,  aber  möglichst  auf  alles  sich  ausdehnenden  Sätzen"^. 

Jede  kleine  Stadt  wurde  von  ihr  als  Wirtschaftseinheit 
gefaÜBt.  Die  Accise  suchte  einmal  dieselbe  nach  aufsen  abzu- 
grenzen und  zu  schützen y  wie  sie  andererseits,  auf  der 
Differenzierung  dieser  Wirtschaftseinheit  fufsend ,  Handel, 
Gewerbe  und  mobilen  Besitz  zu  treffen  wufste  und  daneben 
als  Konsumtions-  und  teilweise  Personalsteuer  jedes  der  Einzel- 
glieder dieser  Einheit  heranzog. 

Nach  aufsen  schützte  sie  besonders  als  Tranksteuer,  auf 
eingeführte  Weine,  Biere  und  Meth,  insbesondere  dabei  auch 
die  städtischen  Mälzenbräuer  gegen  die  Beeinträchtigung  durch 
die  ländliche  Bierindustrie  sichernd.  Für  den  Handel  kamen 
besonders  Getreide  und  Vieh  in  Betracht.  Als  Gewerbesteuer 
traf  sie  vorzugsweise  Bäcker  und  Fleischer,  die  sie  natürlich 
auf  den  Konsumenten  überwälzten ;  als  Besitzsteuer  den  Vieh- 
bestand; als  Personalsteuer  besonders  Instleute  und  Tagß- 
JObner. 

Die  Erhebung  war  naturgemäfs  der  verschiedenen  Steuer- 
quellen wegen  eine  verschiedene.  Sie  geschah  für  alle  ausr 
und  eingehenden  Waren,  wie  Getreide,  Vieh  und  Biere,  an 
dien  Stadtthoren  durch  die  Thorschreiber.  Biere  und  Weine 
mufsten  noch  vor  der  Einbringung  in  den  Keller  versteuert 
werden  und  sich  der  Besitzer  jederzeit  durch  Accisezettel 
darüber  ausweisen.  Das  Getreide,  das  vermählen  werden 
^sollte,  mufste  erst  dem  Acciseeinnehmer  angezeigt  und  durfte 
erst  gegen  Vorzeigung  der  Accisezettel  vom  Müller  angenommen 
werden.  (Die  eine  Kontrolle  unmöglich  machenden  Hand- 
mühlen für  den  Hausgebrauch  wurden  bei  Strafe  verboten.) 
Ebenso  mufste  das  Schlachtvieh  angezeigt  werden,  gleichviel 
ob  es  auf  dem  Scharren,  dem  Schlachtraum  der  Fleischer, 
oder  im  Hause  geschlachtet  wurde.  —  Bei  Viktualien  sollte 
der  Konsument  die  Auflage  entrichten,  natürlich  in  der  Form 
4es  Preiszuschlages  seitens  des  Verkfiufers;  bei  den  übrigen 
Waren  der  Kaufmann,  eine  Distinktion,  die  in  der  Praxis 
wohl  kaum  durchzufuhren  war.  —  Der  zu  versteuernde  Vieh- 
besitz war  jährlich  im  Mai  festzustellen,  wobei  der  Stadthirte 


*  Accise-Reglement.  —  Köri.  Ostpr.  Fol.  725.    No.  66  p.  768—786. 

*  Selimoiler,   Das  Städtewesen   unter  Fr.  W.   I.   in  Zeitschrift 
far  Preufs.  Geschichte  u.  Landeskunde.    VIII  (1871)  p.  521—569. 
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^Is  Vertrauensmann  fungierte.  —  Die  Anlage  auf  die  Hand- 
werker und  Instlente  sollte  monatlich  der  Magistrat  vor- 
nehmen. 

Befreit  waren  nur  die  Geistlichen,  Kirchen-  und  Schal- 
bedienten, —  und  der  Schützenkönig,  naturgem&Ts  jedoch  in 
der  Form,  dafs  sie  wohl  die  Accise  entrichteten,  aber  eine 
Jährliche  Rückyergütung  dafür  empfingen. 

Die  Einnahme  der  Erträge  vermittelte  der  schon  erwähnte 
Acciseeinnehmer,  dem  die  Verwaltung  der  Accise  unter  Haf- 
tung des  Magistrats  tibertragen  war.  Er  wurde  vom  Magistrat 
-erwählt  und  vereidigt  und  mufste  ein  „gesessener  Mann**  sein^ 
d.  i.  ortsansässig.  Er  hatte  ein  bestimmtes  Gehalt  vom  Kur- 
fürsten zu  erhalten  und  sich  dieses  vierteljährlich  von  der 
Acciseeinnahme  abzuziehen. 

Zu  seiner  örtlichen  Kontrolle  und  zur  Aufsuchung  der 
Unterschleife  wurde  ein  „Instigator"  erwählt,  der  gleichfalli 
•Sold  und  von  den  Strafen  den  fUnften  Teil  erhielt. 

Die  Auszahlung  der  Erträge  sollte  monatlich  geschehen, 
•entweder  auf  kurfürstliche  Assignationen,  oder  „an  einen 
anderen  vom  KurfUrsten  bestimmten  Ort^,  und  daneben  sorg- 
fältige Jahresrechnungen  eingereicht  werden.  Jene  Assigna- 
tionen, von  der  Kriegskammer  für  einzelne  Regimenter  aoa- 
festellt,  waren  besonders  in  der  ersten  Zeit  bei  den  kleinen 
tädten  noch  sehr  zahlreich  ^  Bezüglich  der  noch  übrigen 
Erträge  versuchten  die  Oberstände,  sie  an  den  Landkasten  sa 
ziehen ;  jedoch  ohne  Erfolg  *.  Ein  direkter  Verkehr  der  Accise- 
einnehmer, wie  er  doch  im  Interesse  der  Landeshoheit  gewesen 
wäre,  wardejedoch  auch  nicht  eingerichtet:  der Obereinnehm^ 
tibermittelte  nebenamtlich  die  Rechnungen,  Register  und  Er- 
träge von  den  Acciseeinnehmem  an  die  Kriegskasse.  — 

Wie  die  Willigungsformel  sagte,  sollte  die  Accise  jedesmal 
nach  Ablauf  eines  Jahres  „ipso  iure  et  facto  cessieren*.  Ei 
war  nur  eine  Formel;  ihr  Geltung  zu  verschaffen,  dazu  fehlte 
•es  den  kleinen  Städten  an  Kraft.  So  geht  die  Accise  ab 
ihre  stehende  Steuer  hinüber  in  die  landtagslose  Zeit  nach  1704. 

Vierter  Abschnitt. 

Benrteiinng  der  Accise. 

Gewifs  war  die  Accise  für  die  kleinen  Städte  alles  weniger 
als  eine  vollkommene  Steuerform.  Sie  war  weder  gerecht  ab- 
gestuft nach  der  wirtschaftlichen  Leistungsfllhigkeit  und  ent- 

1  Supplicatum  der  kl.  Stadt  Bartenstein.  —  12.  Sept.  1689.  —  KAb. 
Et.  —  Min.  87e.  fol.  212,  213.  —  Bitte  der  Stadt  Angerburg.  —  10.  Okt 
1689.  —  Kön.  Et.  —  Min.  87e.    fol.  270—272. 

'  Reskript  an  die  Pr.  Beg.  —  Hauptquartier  zu  RintorlF  bei 
Bonn.  —  28.  Juli  1689.  —  Kön.  Et.  —  Min.  87«.    fol.  167,  168.  —  Aarf 
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laBtend  für  die  Armut,  noch  bequem  und  sicher  in  der  Er- 
hebung. Immerhin  darf  sie,  wie  schon  im  Eingange  an- 
gedeutet, gegen  die  doch  sehr  viel  rohere  Veranlagung  nach 
den  Hunderten  als  Fortschritt  bezeichnet  werden,  zunächst  in 
ihrer  Anpassung  an  die  wirtschaftliche  Differenzierung  der 
Steuerquellen,  dann  aber  auch  als  Mittel  der  weiteren  Durch- 
setzung der  Landeshoheit.  Ihr  war  damit  wenigstens  fiir 
später  eine  Gelegenheit  geboten  —  und  daher  das  Interesse 
der  Kriegskammer  ftlr  die  Accise  — ,  die  Steuer  der  Städte 
in  eigene  Verwaltung  zu  bringen,  indem  sie  die  Beamten  der- 
selben völlig  von  sich  abhängig  machte.  Das  wäre  ja  freilich 
auch  bei  dem  Hundertenschofs  thunlich  gewesen,  aber  nicht 
mit  dem  Erfolge  für  die  Landeshoheit  wie  bei  der  Accise. 
Sie  wurde  dem  absoluten  Staat  das  geeignetste  Mittel,  dem 
Bürger  bis  in  den  Rayon  seiner  kleinen  Eigenwirtschaft  hiix- 
ein  die  Macht  der  grofsen  Zwangsgemeinschaft  fühlbar  za 
machen,  zunächst  mit  dem  Interesse  des  steuerfordemdea 
Fiskus,  später  des  bis  in  die  internsten  Angelegenheiten  be- 
vormundenden Polizeistaates,  fördernd  und  —  erziehend  zu- 
gleich. Damit  ist  der  Erweis  für  die  historische  Berechtigung 
der  Accise  erbracht,  wenn  auch  der  Sociologe  sie  anders 
werten  und  bedauern  mufs,  dafs  sie  so  zugleich  das  Mittel 
gewesen  ist,  die  letzten  Spuren  selbständigen,  selbstwagenden, 
und  sich  persönlich  einsetzenden  Bürgersinnes  in  diesen  städ- 
tischen Qemeinwesen  völlig  auszulöschen. 

Fünfter  Abschnitt. 
Weitere  Belastung  der  kleinen  Städte. 

Die  Accise  blieb  jedoch  nicht  die  einzige  Belastung  der 
Ueinen  Städte.  Sie  hatten  daneben  noch  einen  bedeutenden 
Teil  der  Kosten  für  die  im  Lande  befindlichen  Truppen  auf- 
zubringen, teils  in  der  Form  der  Einquartierung  und  Ver- 
pflegung der  Truppen  selbst,  teils  in  der  Form  von  Natura- 
lien, besonders  aer  Lieferung  von  Rauch-  und  Hartfutter,, 
teils  in  besonderen  Geldauflagen,  den  Servicegeldern,  die  1689 
1^  gr*  pro  Hube  und  Hunderte  betrugen  ^.  Es  waren  ungewilligte 
Lasten,  die  die  Eriegskammer  auflegte,  wenn  andere  Mittel 
f)ir  die  Truppen  nicht  vorhanden  waren,  Lasten,  zu  denen 
man  sich  angesichts  der  sich  in  der  anrückenden  und  fordern- 
den Soldateska  manifestierenden  Staatsgewalt  ohne  weitere» 
verstehen  mufste,  mit  dem  einzigen  Recht,  sich  auf  dem 
nächsten  Landtage  beschweren  zu  dürfen.  So  regelmäfsig 
dies  auch  geschah   —   auch  die  Accise  war  gewilligt  mit  der 


1  Memorial  derer  von  kl.  Städten.  —  Kön.,  29.  April  1689.  —  Kdn. 
Oitpr.  Pol.  725.    No.  56  p.  672,  673. 
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Bedingung y  dafs  die  Nebenonera  wegfallen  sollten^  — ,  die 
Not  des  Tages  zwang  immer  wieder  zu  ungewilligten  AufLugen. 
Der  Kurfürst  konnte  sie  nur  mit  dem  Hinweise  trösten,  dab 
neben  ihnen  und  den  Cölmern  ja  auch  die  kurflirsdicfaen 
Amtsunterthanen  gleicherweise  beschwert  würden,  und  dab 
einzig  nur  der  Hubenbesitz  der  Ritterschaft  davon  befreit  sei^ 
Besonders  drückend  mufsten  die  Einquartierungen  wirken', 
da  sie  naturgemäfs  lokal  ungleichmäfsig  verteilt  waren.  Dazu 
kamen  dann  noch  die  bei  Gelegenheit  der  Anwesenheit  von 
Truppen  besonders  häufigen  Werbungen  in  den  kleinen  StftdteiL 
durch  die  ihnen,  wie  sie  klagten,  Gesellen  und  Knechte^  ent- 
zogen wurden. 

Ihre  Lage  wurde  nicht  günstiger,  als  man  1704  anfing  — 
und  die  Oberstände  drangen  darauf  —  auch  die  bis  dahin 
vom  Schofs  befreiten  Hüben  der  den  kleinen  Städten  ge- 
hörigen Dörfer  damit  zu  belegen*. 

Wie  die  Hundertentaxe  für  die  vorhin  genannten  Service- 
gelder noch  in  Gebrauch  blieb,  so  bot  sie  auch  für  die  Ge- 
währung von  besonderen  freiwilligen  Leistungen,  Donativea 
bei  besonderen  Anlässen  noch  die  geeignetste  Grundlage  durch 
die  rechnungsmäfsig  leichte  Abschätzung.  — 

Alles  in  allem  erscheinen  die  Bürger  der  kleinen  Städte 
unter  allen  Einsassen  des  Landes  am  meisten  belastet.  Zu- 
meist sehr  klein,  wenig  günstig  wirtschaftlich  entwickelt,  ganz 
unzulänglich  auf  dem  Landtage  organisiert  und  daher  ein 
Spielball  zwischen  den  widerstreitenden  Interessen  anderer, 
erscheint  es  nicht  übertrieben,  wenn  sie  sich  schon  1689  be- 
zeichnen als  „einen  armen  und  schier  in  den  letzten  Zttgen 
liegenden  Stand"*. 


1  Willigung  der  kL  Städte.  —  Kön.,  praes.  28.  Juni  1689.  —  L  c 

*  Besolution  auf  der  Stände  Gravamina.  —  KOn.,  5.  April  1690.  — 
Kön.  Et.  —  Min.  87d.    fol.  17—88. 

>  Erachten  des  Standes  von  Städten.  —  Kön.,  praes.  5.  Juli  169i 
—  R.  6.  B.B.B.  4. 

*  Allgemeines  Bedenken.   —  Kön. ,  praes.  18.  März  1704.  —  B.  <^ 
B.B.B.  6.    fol.  188-211  (fol.  186). 

»  Desgl.  (fol.  187). 

«  aravamina  der  Städte.  —  Kön.  1689.  —  R.  6.  B.B.B.  2. 


Siebentes  Kapitel. 

Die  Einbeziehung  der  Schatullsassen,  Jagd-  und 

Forstbedienten. 


Erster  Abschnitt. 

Rechtliche  und  wirtschaftliche  Stellanf:  derselben. 

Zu  denen,  auf  welche  nach  Einfuhrung  der  neuen  Be- 
steuerungsart seitens  der  Oberstände  das  Streben  nach  Über- 
wälzung besonders  gerichtet  war,  gehörten  die  SchatuUsassen 
und  die  Jagd-  und  Forstbedienten. 

Es  sind  die  Bewohner  oder  Benutzer  und  die  Beamteten 
der  ausgedehnten  Waldungen,  der  ,, Wildnis^,  die  nicht  zu 
den  kurfürstlichen  Ämtern  gehörte,  folglich  nicht  unter  der 
Amtshauptleute  Verwaltung  stand,  sondern  von  der  kurfürst- 
lichen Schatulle  gesondert  verwaltet  wurde,  durch  einen  be- 
sonderen, nicht  allzu  zahlreichen  Beamtenapparat. 

Von  einer  auch  nur  einigermafsen  geregelten  Forstkultur 
konnte  noch  nicht  die  Rede  sein.  Für  intensivere  Nutzung 
des  ungeheuren  Holzbestandes  fehlten  bei  der  Mangelhaftigkeit 
der  Verkehrsgelegenheiten  noch  alle  Bedingungen;  die  Wald- 
wirtschaft war  eine  wesentlich  extensive.  Nur  geringe  Summen 
brachten  der  regellose  Holzschlag  und  andere  Waldnutzungen, 
nnd  nur  schwer  konnte  sich  besonders  der  Adel  dazu  ver- 
stehen, die  „Wildnis**  als  kurfürstliches  Sondereigentum  anzu- 
sehen. Das  Verbot  der  freien  Jagd  in  derselben  bildet  ein 
stetig  wiederkehrendes  Gravamen  in  den  Landtagsverhand- 
lungen unserer  Zeit.  Vorwiegend  als  Organe  fllr  den  Holz- 
verkauf und  die  Jagdpolizei  charakterisieren  sich  daher  die 
von  der  Schatulle  dependierenden  Beamten  der  „Wildnis", 
An  der  Spitze  stehen  2  Oberforstmeister  (v.  Schlieben  und 
v.^  Lüderitz).  Ihnen  unterstellt  sind  3  Kreisholzschreiber. 
Die  Tnterorgane  bilden  die  Wildnisboreiter,   Jfiger  und  zahl- 
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reichere  Warten  (Waldwärter),  die  auch  die  Aufsicht  über 
die  kleinen  Industriellen  der  Waldeinsamkeit,  Asch-  und  Teer- 
brenner, Beutner,  Inhaber  von  Eisenhämmern  und  Glashütten, 
führten  und  deren  geringe  Abgaben  einzogen. 

Die  „Wildnis'^  bot  naturgemäfs  den  Grund  und  Boden  zu 
weiterer  Siedelung  dar  und  zur  Erweiterung  angrenzenden 
Kulturlandes,  für  die  Schatulle  eine  Gelegenheit  zu  weiterer 
Nutzung;  denn  letztere  war  natürlich  der  Hauptgrund  für  die 
Zulassung  der  Rodung:  von  einer  planmäfsigen  Kolonisation 
von  auswärts  im  Interesse  der  Vermehrung  der  Bevölkerung 
lassen  sich  in  unserer  Zeit  auch  noch  nicht  die  Spuren  e^ 
kennen,  und  die  Schichten  der  Einheimischen,  die  für  Ken- 
siedelung  in  Betracht  kommen  konnten,  waren  in  Abhängig- 
keit und  an  die  Scholle  gefesselt.  Das  erklärt  denn  auch  den 
verschiedenen  Charakter  derer,  die  Rodland  von  der  Schatulle 
in  Besitz  hatten  und  als  „Schatullsassen''  bezeichnet  werdend 
Die  eine  Gruppe  derselben  bilden  Adelige  und  Cölmer,  die 
(als  Unternehmer)  gröfsere  Gebiete  der  ^Wildnis"  mit  unter- 
thänigen  Bauern  besiedelt  haben  und  so  ganze  Dorfschaflen 
und  Vorwerke  besitzen.  Andere  Adelige  und  Cölmer,  darunter 
auch  solche,  die  zugleich  als  Jagdbediente  fungierten,  hatten 
einzelne  Hüben,  besonders  auch  Waldwiesen,  zu  ihren  im  Amt 

{gelegenen  Gütern  erworben.  Daneben  hatten  viele  kurfürst- 
iche  Amtsbauern  zu  ihrem  zum  Amt  gehörigen  Scharwerks- 
acker ein  Stück  Rodland  erhalten.  Den  Rest  bildeten  die 
sogenannten  ^Neusasser",  die,  einzeln  siedelnd,  zugewiesene 
Stücke  der  Wildnis  urbar  gemacht  hatten.  Verarmte  Cölmer 
und  Freie,  daneben  entlaufene  Unterthanen  mochten  unter 
ihnen  die  Mehrzahl  bilden.  Die  erste  und  letzte  Gruppe 
standen  völlig,  die  übrigen  nur  bezüglich  des  betreffendoi 
Teils  ihrer  Besitzung  unter  der  Jurisdiktion  der  Schatoll* 
Verwaltung. 

„Zu  Sr.  Churf.  Durchl.  Besten  und  Vermehrung  der 
Schatullin traden**  fand  die  Verleihung  solchen  Rodlandes  statt 
Diese  Intraden  bestanden  in  einem  Zins,  im  Durchschnitt 
20  flor.  poln.  pro  Hube  jährlich,  zahlbar  am  Zinstage,  Martini 
Bei  schwierigem  Terrain  wurden  dem  Beliehenen  einige  Frei- 
jahre gewährt,  wenigstens  fUr  einen  Teil  des  Besitzes.  Be- 
züglich der  Abgrenzung  desselben  verfuhr  man  in  der  ersten 
Zeit  sehr  liberal;  „ohne  Mafs^  wurden  die  Hüben  zugeteilt, 
wie  dies  die  seit  1640  geführten  Holzrechnungen  der  Schatttll- 
kommission  1694  noch  erwiesen.  Später  erst  wurden  besondere 
„Berahmungen"  erteilt,   d.  h.  durch  einen  Landmesser  wurde 


^  Dafür  und  für  das  Folgende:  Vorhergäneige  eigentliche  Nadi- 
richt,  wieweit  man  in  der  wegen  CoUectierung  der  Scbatullsassen  vex- 
ordneten  Commission  gekommen ;  ad  Instruktion  furBarfafs.  —  Cölhu 
21.  Juli  1696.  —  R.  6.  B.B.B.  5. 
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das  Gebiet  zugemessen  und  mit  P&hlen  begrenzt;  ein  Abrifs 
wurde  in  die  Urkunde  aufgenomm.en,  die  jenen  Namen  erhielt 
und  dem  Erwerbenden  ausgehändigt  wurde.  Sie  enthielt 
auifier  der  Konzession  noch  eine  Besehreibung  des  Gebietes, 
die  Angabe  des  Zinses  und  die  Zusicherung,  die  verschriebenen 
Hüben  seien  „erb-  und  eigentümlich  zu  cölmischem  Recht ^ 
Terifehen.  Bis  1680  war  die  Klausel  zugefügt,  dafs  die  Er- 
werbeoden demnach  frei  von  allen  Pflichten,  Kontributionen, 
Schar  werken  etc.  seien,  aufser  dem  Kirchendecem,  „und  was 
sonst  auf  öffentlichen  Landtagen  laudieret  und  gewilligt  wird, 
davon  sie  und  die  künftigen  Besitzer  nicht  exemt  sein  können." 
Es  mochte  mit  dem  Wechsel  in  der  Besteuerungsart  zusammen- 
hängen, dafs  man  nach  1680  diese  Klausel  wegliefs.  Eine 
besondere  Besteuerung  der  Hüben  schien  nicht  mehr  an- 
gebracht, da  sie  schon  den  Grundzins  erlegten.  Eine  ^Be- 
rahmung*"  noch  aus  dem  Jahre  1680  (vom  1.  Juli),  ausgestellt 
durch  den  Oberforstmeister  Wilhelm  Reinhardt  v.  Halle,  der 
6  Hüben  12  Morgen  an  die  Dorfschaft  Schottlauken  über- 
geben, enthält  aufser  dem  Zinsfuls  eine  weitergehende  Be^ 
Stimmung  nicht  mehr. 

Nach  Besitzrecht  und  Jurisdiktion  waren  so  die  Schatull- 
sassen völlig  gelöst  aus  dem  Verwaltungsapparat  des  Landes, 
wie  aus  der  ständischen  Organisation.  Sie  standen  in  einem 
rein  privatrechtlichen  Verhältnis  zum  Kurfürsten.  Und  wenn 
neben  der  privatrechtlichen  Abgabe  des  Zinses  sie  auch  zu 
6iner  ständischen  Kontribution  gelegentlich  verpflichtet  worden 
waren,  so  lag  darin  ein  Widerspruch,  wenigstens  so  lange  die 
Stände  auch  ihr  Verhältnis  zum  Kurfürsten  rein  privatrechtlich 
als  Willigende  auffafsten.  Der  Widerspruch  wurde  gehoben, 
als  mit  der  Durchsetzung  der  Landesnoheit  der  Staat  sich 
bildete,  mit  eigenen  Interessen,  die  mit  denen  des  Fürsten 
nicht  mehr  völlig  zusammenfielen.  Zu  öffentlichrechtlicher 
Leistung  waren  dann  die  Neusassen  neben  der  privatrecht- 
lichen gegenüber  dem  Fürsten  sehr  wohl  noch  zu  zwingen. 
Es  ist  also  nicht  nur  reine  Überwälzung,  sondern  auch  das 
Streben  nach  ausgleichender  Gerechtigkeit,  das  die  Stände 
zur  Einbeziehung  der  Schatullsassen  führte,  und  das  dann  und 
Timsomehr  berechtigt  war,  je  weiter  sich  auch  bei  den  Ständen 
die  Auffassung  der  Steuer  als  eines  öffentlich  rechtlichen  Bei- 
trages durchsetzte.  Es  wurde  schon  erwähnt,  wie  die  Brücke 
zu  dieser  Auffassung  der  Schutz  seitens  des  Fürsten  war. 
An  sich  ein  rein  privatrechtliches  Element,  lag  doch  darin 
der  Anlafs,  zu  scheiden  zwischen  der  Vergütung  für  den 
privaten  Nutzen  und  der  für  die  Sicherheit  des  Geniefsen- 
könnens,  die  der  Fürst  doch  flir  die  Allgemeinheit  und  durch 
sie  gewährte. 

Fonchangeu  XIX  1.  —  Bergmann.  11 
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Zweiter  Abschnitt. 
Die  ersten  Versuche  zur  Eiuberiehuug. 

Die  Einbeziehung  selbst  wurde  sofort  bei  Gewährung  der 
Kopfaccise  und  Tranksteuer  1690  verlangt  und  nur  unter 
dieser  Bedingung  ein  gewisses  Quantum  von  200000  Thlr. 
jährlich  gewilligt.  Die  Oberstände  begründeten  sie  damit» 
dafs  solche  Summe  „unter  dem  Titel  der  Landesdefension* 
gehe  —  anderswo  widersprachen  sie  doch  dieser  AufFassang 
heftig  — j  an  der  diese  Leute  doch  auch  participierten ;  ferner, 
weil  sonst  die  Dienstboten  von  ihnen  in  Menge  nach  den 
Schatulldörfern  übergehen  würden,  wo  sie  unbelastet  wären; 
endlich  weil  sonst  zahlreiche  Unterschleife  zu  befurchten 
seien  ^ :  neben  diesem  steuertechnischen  also  meist  Gründe  der 
durchgehenden  Gleichheit.  Sie  suchen  letztere  später  noch 
zu  erhärten  durch  die  Hinweise,  wie  jene  Neusassen  meist 
„verlaufene  Leute^  (die  sich  der  Unterthanenpflicht  gegen  die 
Gutsherren  durch  die  Flucht  entzogen)  seien,  und  wie  man 
nun  deren  Verschreibungen ,  in  denen  doch  „die  meisten  ad 
onera  publica  verbunden*',  höher  achte  als  „des  Adels  virtute 
et  sanguine  majorum  erworbene  Freiheiten"  *. 

Zwei  Fragen  galt  es  zu  entscheiden,  ob  die  Landeshoheit 
dem  stattgeben  dürfe,  und  wenn,  wie  die  Einbeziehung  aus» 
zuführen  sei.  In  jener  blieben  die  Oberstände  Sieger,  in 
dieser  blieb  die  Landeshoheit  im  Vorteil. 

Der  Kurfürst  war  zunächst  nicht  zum  Nachgeben  bereit 
Die  naturgemäfse  Weigerung  der  Schatullsassen  und  Forst- 
bedienten fand  so  {Urs  erste  noch  ihren  Rückhalt  in  dem 
Verbot  der  Oberforstmeister,  dem  Wunsch  der  Oberstände 
nachzukommen^.  Und  als  dann  die  Preufsische  Regierung 
dringlich  eine  Anweisung  an  die  Beamten  der  Schatulle  erbat, 
da  besonders  die  Jägereibedienten  der  „Gewalt  mit  Gewalt 
zu  steuern''  drohten^,  blieb  des  Kurfürsten  Zustimmung  eine 
mehr  passive,  nicht  normgebende.  Nur  spärlich  gingen  die 
Erträge  ein*.  Erst  der  wiederholte  Hinweis,  dafs  nur  dann 
das  Quantum  von  200000  Thlr.  völlig  eingehen  könne*,  und 
P.  V.  Fuchsens  Darlegung,   dafs  es  unthunlich  sei,   den  on- 


1  Gesach  der  beiden  Oberstände.  —  Kön.,  praes.  80.  Juni  1(KKK  — 
Kön.  Et  —  Min.  87^.    fol.  101,  102. 

*  Gesach  der  Oberst&nde.  —  Kön.,  praes.  24.  Sept  1690.  —  K&a- 
Et.  —  Min.  874.    toi.  94-97. 

«  Relation  der  Oberrftte.  —  28.  Aug.  1690.  —  Kön.  Et  —  Min.  87< 
fol.  196.  —  Konzept. 

*  Rel.  der  Pr.  Reg.  —  Kön.,  21.  Sept  1690.  —  Kön.  Et  —  Min.  87*. 
fol.  199.  —  Konzept 

^  Desgl. 

*  Bedenken  und  Erklärung  der  Landrftte.  —  Kön.,  9.  Mai  1692.  — 
R.  (k  B.B.B.  3. 
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gleichen  Beitrag  der  Eximierten  aufrecht  zu  erhalten,  da  doch 
die  Oberstände  so  grofsen  Wert  auf  durchgehende  Gleichheit 
l^ten^y  brachten  einen  Wandel:  ohne  Distinktion  sollten  sie 
herangezogen,  die  Aufhebung  eines  ihrer  wichtigsten  Grava- 
mina  aber  auch  von  den  Ständen  durch  entsprechend  höhere 
Willigung  vergütet  werden*. 

Man  sieht,  die  Angelegenheit  wurde  so  vom  Kurfürsten 
nur  als  Tauschobjekt  behandelt  und  entschieden,  ohne  weitere 
Beachtung  und  Untersuchung  der  rechtlichen  Grundlagen. 
Und  so  führte  der  Versuch  der  strikten  Durchführung  zu 
einer  Divergenz  der  Oberforstmeister  und  der  Preufsischen 
Regierung.  Jene,  von  P.  v.  Fuchs  nachdrücklich  im  kurfürst- 
lichen Sinne  beraten,  befahlen  ihren  Untergebenen,  die  Kon- 
signationen gesondert  von  den  Amtseinsassen  anzulegen  und 
sie  vor  der  Effektuierung  direkt  zur  Prüfung  einzusenden'. 
Die  Preufsische  Regierung  wieder  forderte,  im  Sinne  der 
Stände,  dafs  diese  Konsignationen  auch  dem  Schofseinnehmer 
einzureichen  seien  ^.  Dieser  Konflikt  in  der  Organisation  er- 
leichterte den  Widerstand,  den  besonders  die  Forstbedienten 
der  Durchführung  entgegensetzten,  trotz  der  wiederholten 
Reskripte,  die  der  Kurfürst  an  die  Preufsische  Regierung,  an 
Küpner  und  die  Oberforstmeister  ergehen  liefs'^.  Der  Kur* 
fftrst  selbst  erschwerte  die  ernstliche  Durchführung,  indem  er 
die  Einbeziehung  der  Schatullsassen  etc.  bald  wieder  als  eine 
nur  vorläufige  bezeichnete,  die  nicht  für  die  folgenden  Jahre 
verbindlich  sei*.  Die  Verwirrung  —  die  Generalkasse  be- 
zeichnete als  einen  für  die  Schatulle  angegebenen  Fehlbetrag 
von  1693  9812  Thlr.  "^  —  konnte  nur  gelöst  werden  durch  eine 
Klarlegung  der  rechtlichen  Verhältnisse. 

Küpner  war  es  wieder,  der  dazu  den  Anstofs  gab.  Schon 
bei  seiner  Anwesenheit  in  Berlin  1694  legte  er  dar,  und  bald 
darauf  auch  schriftlich ,  dafs  eine  Besteuerung  der  Bewohner 
der  kurfürstlichen  Wildnis  gleich  den  anderen  Einsassen  des 
Landes  berechtigt  sei ;  denn  auch  sie  genössen  wie  alle  Unter- 
thanen  des   kurflirstlichen  Schutzes.     Wohl  aber  seien  jener 


1  Bericht  von  Fachs.  —  Kön.,  9.  Mai  1692.  —  B.  6.  B.B.B.  3.  — 
Eigenhändig. 

•  Resluript  an  Fachs.   —  Colin,  18.  Mai  1692.  —  B.  6.  B.B.B.  8. 

—  Konzept,  ohne  Sign. 

*  F.  y.  Oppen  an  einen  Wildnigbereiter.  —  Kön.,  8.  Sept.  1692. 

—  Kön.  Oatpr.  Pol  741     No.  164  fol.  878-879. 

♦  Oberräte  an  Melchior  v.  Tettau.  —  Kön.,  6.  Nov.  1692..— 
KOn.  Ostpr.  Fol.  741.    No.  165  fol.  880  f. 

»  Reskripte.    —    Potsdam,  8.  April  1693.    —   R.  6.   B.B.B.  4.    — 
Konzept,  gez.  D.  L.  v.  D. 

•  Reskript  an  die  Pr.  Reg.  —  Potsdam,  23.  Juni  169a   —  R.  6. 
Ü.B.B.  4.  —  Konzept,  gez.  D.jL.  v,  D. 

^  Desgl.   —    Colin,  9.  Jani  1694.    —    Kön.  Ostpr.  Fol.  744.    fol. 
87—90. 
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Erträge  zu  scheiden  von  denen  der  übrigen  KontribuenteoL 
Als  Bewohner  kurfürstlichen  Bodens  dürften  die  Schatull- 
sassen nicht  zur  Landeskontribution  gezogen  werden  ^  da  ihre 
Hüben  nie  ad  catastrum  gekommen  seien ,  vielmehr  ihrer 
primordialen  Natur  nach,   als   Rodland,   noch   zur  „Wildnis^ 

fehörten*.  So  erging  denn  an  Eüpner  der  Auftrag,  unter 
iuziehung  der  beiden  Oberforstmeister  in  besonderer  Kom- 
mission die  rechtlichen  Verhältnisse  der  Schatullsassen  etc. 
zu  untersuchen  und  zu  berichten,  wieweit  dieselben  mit  Fug 
belastet  werden  dürften ".  Es  war  hohe  Zeit.  Wie  Oberforst- 
meister V.  Schlieben  berichtete,  hatten  sich  einige  Schatull- 
dörfer der  Einziehung  der  Eontribution  offen  widersetzt  und 
sich  zur  Abwehr  der  Exekution  verbunden;  eine  gröfsere 
Truppenzahl  mufste  gegen  sie  aufgeboten  werden,  „in  benach- 
barten Dörfern  zugleich,  damit  das  eine  nicht  dem  anderen 
zu  Hülfe  kam"  *. 


Dritter  Abschnitt. 
Die  „Schatnll-Kommission^*  und  deren  Thätigkeit. 

Das  Programm  für  die  Thätigkeit  der  Kommission  war 
durch  Küpners  oben  genannte  Darlegung,  die  dem  Kurfürsten 
genehm  war,  gegeben.  Für  die  Heranziehung  zunächst  der 
bisher  Eximierten  war  die  Einsichtnahme  der  alten  Dokumente  j 
und  Verschreibungen  nötig,  um  die  Gegengründe  der  Schatull- 
sassen etc.  zu  entkräften.  Das  gelang.  In  der  Hauptsache 
richteten  sich  diese  Gegengründe  darauf,  darzulegen,  wie  eine 
höhere  Belastung  nicht  im  Interesse  der  Schatulle  sei,  da 
zahlreiche  Besitzer  ihre  Hüben  verlassen  würden  und  so  der 
Zinsertrag  sinken  möchte.  Die  Qualität  der  Besitzer  von 
SchatuUhuben,  wie  die  Untersuchung  sie  herausstellte,  machte 
diesen  Einwand  hinfällig:  Adel  und  Cölmer  hatten  ihren  ' 
Wirtschaftsbetrieb  auf  die  Mitbenutzung  von  Wildnisland  ein- 
gerichtet; sie  wie  die  kurfürstlichen  Domänenbauem  waren 
an  die  Entrichtung  der  Kontribution  gewöhnt.  So  blieben 
also  nur  die  Neusasser,  die  von  den  gesamten  SchatuUintraden  \ 
von  47000  Thlr.  nur  7700  Thlr.  aufzubringen  hatten.  War 
es  wirklich  nicht  thunlich,  sie  zu  belasten,  so  trug  es  nicht 
allzuviel  aus,   sie  als  „Verarmte"  in  Abgang  zu  bringen.    So 


^  Küpners  EriDnerungcn.  —  Jan.  1694.  —  R  6.  B.B.B.  4.  — 
Eigenhändig. 

«  Desel.  —  Kön.,  30.  Juli  1694  —  R.  6.  B.B.B.  4.  —  Eigenhfindi^. 

'  Reskript  an  die  Oberforstmeister.  —  Gölln,  80.  Aug.  1694.  — 
R.  6.  B.B.B.  4.  —  Konzept,  gez.  D.  L.  v.  D. 

*  Reskript  an  die  Pr.  Res.  —  Colin,  16.  Okt  1694.  —  R  6. 
B.B.ß.  4.  —  Konzept,  gez.  D.  £.  v.  D. 
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erklfirte  die  Eommißsion  den  Hubenschofs  für  berechtigt,  wie 
auch  laat  der  früheren  Klausel  in  den  Verschreibungen  Kopf- 
accise  und  Tranksteuer,  die  an  die  Stelle  der  früheren  Accise 
getreten,  unanfechtbar  seien,  letztere  auch  bezüglich  der 
Schatullbedienten  ^. 

Um  aber  die  Besteuerung  besonders  der  Hüben  gerechter 
und  damit  annehmbarer  zu  machen,  richtete  die  Kommission 
auch  ihr  Augenmerk  auf  eine  Klassifikation  der  Hüben  nach 
ihrer  Bonität.  Bei  der  Schwierigkeit  dieser  Aufgabe  kam 
man  damit  nur  sehr  langsam  vorwärts.  Die  Untersuchung 
schien  1695  ins  Stocken  geraten  zu  sein.  Der  nach  Preufsen 
entsandte  General  v.  Barf'ufs  wurde  mit  ihrer  Förderung  be- 
sonders beauftragt^.  Zu  einem  befriedigenden  Resultat  scheint 
es  auch  in  den  folgenden  Jahren  nicht  gekommen  zu  sein. 
Ein  letzter  Bericht,  dafs  man  die  Untersuchung  der  Hüben 
noch  fortsetze,  stammt  aus  dem  Jahre  1697  ®.  Bei  der  Schwierig- 
keit, die  vermutlich  die  früher  mit  ungewissen  „Berahmungen*^ 
ausgestatteten  Schatullsassen  bereiteten,  mochte  es  an  den 
ausreichenden  Mitteln  fehlen. 

Dagegen  richtete  nun  die  Kommission,  die  1697  bei  des 
EurfUrsten  Anwesenheit  in  Königsberg  noch  verstärkt  wurde, 
u.  a.  durch  P.  v.  Fuchs  und  den  General-Commissarius  D.  L. 
V.  Danckelmann^,  ihr  Augenmerk  darauf,  die  Erträge  der 
Schatullsassen  durchaus  von  den  übrigen  zu  trennen,  wie  ja 
schon  1695  der  Kurfürst  gefordert  hatte,  dafs  das  Quantum 
von  200  000  Thlr.  von  den  Oberständen  völlig  aufgebracht  wer- 
den, die  Schatullsassen  aber  gesondert  steuern  sollten  ^.  Das  er- 
schien am  sichersten  erreicht  zu  werden  nicht  nur  durch  gesonderte 
Finanzbehörden,  sondern  auch  durch  einen  gesonderten  Modus. 
An  die  Stelle  der  hier  wenig  ertragreichen  Tranksteuer  und 
des  Hubenschosses,  für  den  man  nicht  die  geeigneten  Grund- 
lagen gewonnen,  wurde  ein  besonderes  „Schutzgeld^  ein- 
g^hrt,  das  schon  1696  in  der  Kommission  diskutiert,  von 
den  Schatullsassen  selbst  freilich,  von  denen  die  meisten  doch 
schon  auch  Tranksteuer  als  kontribuable  Personen  zahlten, 
ungünstig  aufgenommen  wurde  ^. 


'  VorhergfiDgige  Nachricht.  —  1696.  —  1.  c. 

*  Pnncta,  mit  Barfafs  zu  konferieren.  —  1695.  —  B.  6.  B.B.B.  4 
'  Bericht  der  verstärkten  KommiBsion.  —  Kön.,  19.  Aug.  1697.  — 

R.  6.  B.BJJ.  5. 

*  Reskript  an  die  Kommission.   —  Kön.,   14.  Aug.  1697.  —  B.  $• 
B.B.B.  &.  —  Konzept,  gez.  £b.  v.  D. 

*  Reskript  an  Barfufs.  —  CöUn,  13.  Dez.  1695.  —  R.  6.  B.B.B.  4. 
—  Konzept,  ges.  D.  L.  v.  D. 

*  Der  Schatuilsassen  Entgegnung.  —  Kön«,   8.  Okt  1696.  —  R.  6w 
B.B.B.  5.  —  Ausf. 
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Vierter  Abschnitt. 
Weiteres  Streben  der  OberstftDde;   die  endlichen  Resnltnte. 

Inzwischen  waren  die  Stände  nicht  müde,  alljährlich  auf 
die  Nichtinnehaltunff  ihrer  Bedingungen  zu  verweisen  ^  näm- 
lich dafs  die  Jago-  und  Schatullbedienten  etc.  zu  ihrem 
Beitrag  konkurrieren  sollten  ^ 

Die  Divergenzen  der  ausführenden  Behörden  hatten  die 
Oberstände  erkennen   lassen,   dafs,  wenn  ihnen   der  Beitrag 

1'ener  entgehe,  wie  es  den  Anschein  hatte,  der  Grund  darin 
ag,  dafs  man  jene  rechtlich  nicht  zu  fassen  vermochte.  Daher 
.versuchten  die  Oberstände  die  Wildnisbereiter,  als  die  einflufs- 
reichsten  und  widerstrebendsten  jener,  unter  die  Jurisdiktion 
der  Haupdeute  zu  bringen'.  1&  gelang  ihnen  nicht  Ohne 
weiteres  wäre  damit  auch  die  Jurisdiktion  der  Hauptleute 
aber  die  Aufsichtsbezirke,  die  „Beritte^,  der  Wildnisbereiter 
ausgesprochen  gewesen,  und  so  wurde  dies  Ansuchen  rundw^ 
abgescnlagen'. 

Da  ihnen  so  der  Beitrag  jener  faktisch  zu  entgehen 
drohte,  suchten  die  Oberstände  den  Kurfürsten  in  anderer 
Weise  gegen  sie  einzunehmen.  Man  wies  darauf  hin,  dais 
durch  die  zahlreiche  Ansetzung  von  Neusassen  besonders  auf 
Samland  die  Wälder  verhauen  und  ruiniert  würden.  Die 
Oberstände  wurden  in  ihrem  Eigennutz  erkannt:  mehr  ab 
die  Neusassen  war  der  Adel,  wenn  die  Klage  berechtigt  war, 
selbst  daran  schuld,  dem  das  Samländische  Privilegium  freien 
Holzschlag  in  der  Wildnis  gewährte,  und  der  nun  seine 
eigenen  Waldungen  schonte.  Der  Kurfürst  wies  die  Ober- 
forstmeister an,  dafs  dies  mit  Moderation  geschehen  müsse, 
aber  auch,  dafs  fortan  Schatullhuben  ohne  Specialkonsens 
nicht  mehr  ausgethan  werden  sollten^. 

So  bestimmt  der  Kurfürst  aber  auch  zuweilen  auftrat,  in 
wichtigen  Fällen  und  Fragen  blieb  er  schwankend,  inuner  die 
ganze  Angelegenheit  nur,  wie  erwähnt,  als  Tauschobjekt  be* 
trachtend  und  behandelna.  Qanz  entfi;egen  früherer  Stellung- 
nahme erbot  er  sich  1698,  den  Oberständen  den  Ertrag 
der  Schatulleinsassen  etc.   von   ihrem   Quantum  abzuziehen  \ 


'  Bedenken  der  Stände.  —  Kön.,  praes.  11.  Dez,  1694.  —  R.  6w 
B.B.B.  4.  —  Ausf. 

«  Bedenken.  —  Kön. ,  praes.  8.  Dez.  1696.  —  R.  6.  B.B.B.  5.  — 
Ansf. 

•  Beskript  an  die  Pr.  Reg.  —  Colin,  15.  M&ra  1698.  —  R.  6.  BJ3.B.  & 
—  Konzept,  gez.  P.  v.  Fachs. 

^  Resknpt  an  die  Oberforstmeister.  —  Colin,  21.  Juli  1696.  —  R.  6l 
B3.B.  5.  —  Konzept,  gez.  D.  L.  v.  D. 

»  Reskript  an  dieTr.  Reg  —  Colin,  4.  Okt  1698.  —  Gen.-I>ir. 
Ostpr.  Landrätl.  Kreissachen.    GeneraJia  No.  1. 
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nur   um   sie   für  die   boTorstehende  Willigung   geneigter   zu 
machen. 

Das  nächste  Jahr  brachte  dann  die  erwünschte  festere 
Stellongnahmey  als  Resultat  der  Arbeiten  der  Kommission,  die 
damit  schlofs.  Es  wurden  Verhältnisse  der  Schatullsassen  etc., 
die  so  lange  flielsende  gewesen ,  neu  geregelt ,  bezüglich  der 
Keuansetzungen  y  wobei  die  „Berahmungen"  „ohne  contradic- 
tiones  et  dubia'',  mit  bestimmter  Angabe  der  Verpflichtung 
ausgestellt  werden  sollten^,  und  besonders  bezüglich  dieser 
letzteren  und  der  Organisation  des  Finanzdienstes,  durch  die 
aie  endgültig  aus  der  der  übrigen  Kontribuenten  ausgelöst 
wurden. 

Fünfter  Abschnitt. 

Stenerauflagen  und  Stenerorganisatioii  ffir  die  SchatuUsassen, 

Forst-  und  Jagdbedienten'. 

Als  Verpflichtung  der  Schatullsassen  über  den  bisherigen 
Zins  hinaus  wurden  ein  Schutzgeld  und  eine  durchgehende 
KoDfaccise  festgestellt  Über  Höhe  und  Charakter  jenes  Schutz* 
gelaes  konnte  näheres  nicht  eingesehen  werden.  Es  darf  ver- 
mutet werden,  dafs  es  eine  dingliche  Last  war ,  aufgelegt  in 
bestimmtem  Verhältnis  zum  jährlichen  Zins.  Dafür  spricht 
der  umstand ,  dafs  es  wie  dieser  jährlich  am  Martinitage  er- 
Ic^  werden  sollte.  —  Die  Personalsteuer  war  wie  im  ganzen 
Herzogtum  zu  entrichten,  von  jeder  in  der  Wildnis  angesessenen 
und  von  der  Schatulle  dependierenden  Person,  die  das  vierte 
Jahr  erreicht,  in  Höhe  von  1  flor.  poln.,  oder  ^/s  Thlr.  jähr- 
lich, quartaliter  abzuführen.  Der  Anfangstermin  für  Erlegung 
des  Schutzgeldes  war  Martini  1697,  für  die  Kopfaccise  der 
erste  darauf  folgende  Quartalstag. 

Die  Einnahme  dieser  Geflllle  hatte  zu  geschehen  durch 
die  Wildnisbereiter,  die  schon  bisher  die  tibrigen  Schatull- 
gefälle einzunehmen  und  zu  berechnen  hatten.  Sie  hatten 
ordentliche  Rechnung  zu  halten.  Für  Mängel  in  derselben 
waren  sie  verantworüich,  wie  ihnen  andererseits  zur  Exekution 
gegen  Säumige  die  im  Lande  stehende  Miliz  assistieren  sollte. 

Das  eingenommene  Geld  hatten  die  Wildnisbereiter  vier 
Wochen  nach  dem  Fälligkeitstermin  an  den  Kreisholzschreiber 
(je  einen  gab  es  in  Samland,  Natangen  und  Oberland)  abzu- 
liefern, samt  den  Registern  (den  Verzeichnissen  der  steuer- 
baren Personen)  und  Rechnungen. 


^  Bericht  der  verstärkten  Kommission.  —  Kön.,  19.  Ang.  1697.  — 
B^  6.  B.B.B.  5.  -  Konzept,  gez.  £.  v.  D. 

*  Reskript  an  die  Scha&llkommission.  —  Colin,  24.  Nov.  1699.  — 
R.  6.  B.B.B.  5. 
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Die  Ereisholzschreiber  übermittelten  die  Summen  mit 
ihren  Rechnungen  gegen  Quittung  dem  Oberholzschreibec 
Letzterer .  hatte  über  dieso  Eingänge  eine  besondere  Rechnung 
zu  führen  und  durfte  sie  nicht  mit  den  übrigen  SchatuU- 
gefällen  koufundieren*  Er  hatte  die  Summe  schlieCslich  aa 
die  Eriegskammer  abzuführen,  in  Gegenwart  der  beiden  Obe^ 
fofstmeister,  das  Schutzgeld  jährlich,  die  Eopfacciae  quarta- 
liter.  Doch  behielt  sich  der  Kurfürst  vor,  diese  Einkünfte  in 
Zukunft  auch  frir  andere  Zwecke  zu  bestimmen.  Assignur 
tionen,  also  Anweisungen  einzelner  Regimenter  auf  solche  Iih 
traden,  ehe  sie  die  Centralkasse  in  Königsberg  erreicht  hatten, 
wie  sie  jetzt  noch  zahlreich  erteilt  wurden ,  durften  nur  dem 
Oberholzschreiber  eingereicht,  keinenfalls  aber  schon  von  dem 
Wildnisbereiter  oder  Kreisholzschreiber  angenommen  und 
effektuiert  werden. 

Die  Kontrolle  bezüglich  dieser  Eingänge  und  des  Finanz- 
dienstes überhaupt  stand  wie  bei  den  Zinsgefilllen  allein  den 
beiden  Oberforstmeistem  zu,  v.  Schlieben  und  v.  Lüderitz,  je 
für  Samland  und  Natangen  -  Oberland.  Sie  hatten  besonders 
gegen  säumige  Wildnisbereiter  sofort  strenge  Exekution  zu 
verhängen  und  die  Rechnungsführung  der  einzelnen  Instanzen 
mit  Sorgfalt  zu  kontrollieren*. 

An  Kosten  für  diesen  Finanzdienst  wurden  3  ®/o  der 
Gesamteingänge  bestimmt*.  Deren  Distribution  auf  die  ein- 
zelnen Organe  blieb  als  letzte  Arbeit  der  Schatullkommission 
überlassen.  Doch  sollte  der  gröfste  Teil  dabei  den  Wildnis- 
bereitem  zufallen,  da  sie  naturgemäfs  die  meiste  Mühe  bri 
der  Arbeit  hatten. 

Auf  eine  etwaige  schwierige  Lage  einzelner  sollte  Rück- 
sicht genommen  werden;  nur  durften  die  Erträge  der  neuen 
Veranlagung  infolge  solcher  Nachsicht  nicht  unter  die  An- 
schläge der  in  den  letzten  Jahren  erzwungenen  Modi  herab- 
sinken. Da  die  Einziehung  der  letzteren  aber  seit  einigen 
Jahren  fast  ganz  eingestellt  oder  durch  Widerstand  infolge 
mangelhafter  Organisation  nicht  zu  erzwingen  gewesen  war, 
so  wurde  behufs  Nachforderung  eine  Specinkation  derjenigen 
Schatullsassen  eingefordert,  die  die  früher  erwähnte  Klausel 
in  ihren  Berahraungen  hatten  und  daher  zur  Erlegung  der 
auf  den  Landtagen  gewilligten  Schösse  verpflichtet  sein 
sollten. 

Im  übrigen  aber  sollten  Nachforderungen  nicht  mehr  statte 
finden.  Eine  Assekuration  schützte  diese  Unterthanen  vor 
Jedem  anderen  onere  sowohl  reali  als  personali  für  ewige 
Zeiten". 


^  Reskript  an  die  Schatullkommission.  —  1.  c. 
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Sechster  Abschnitt. 

BenrteilaDg  dieser  Vorgänge. 

Damit  war  denn  der  Kampf  um  die  Einbeziehung  der 
SchatuUsassen  etc.  zu  Ende.  Von  irgendwelchem  Widerstände 
der  letzteren  wird  weiterhin  nichts  mehr  berichtet.  Natürlich; 
die  denselben  bisher  eigentlich  geführt  zu  haben  scheinen,  die 
Wildnisbereiter,  waren  durch  die  Entlohnung,  die  ihnen  dabei 
wurde,  gewonnen  und,  soweit  dies  etwa  nicht  der  Fall  war, 
doch  in  die  neue  Organisation  hineingezwungen  worden.  Durch 
diese  Organisation  selbst  —  im  wesentlichen  Küpners  Werk, 
der  in  der  Kommission  hier  wie  ja  auch  sonst  die  bedeutendste 
finanztechnische  Kraft  war  —  war  die  Absicht  der  Oberstände, 
die  auf  Einbeziehung  zielte,  wohl  endlich  erreicht,  sie  schweigen 
fortan  davon ,  und  doch  war  der  schliefsliche  Erfolg  auf  der 
Landeshoheit  Seite. 

Deren  Beamte  hatten  den  Ansturm  abgewehrt  durch  eine 
reinliche  Scheidung  der  auf  kurfürstlichem  Boden  mit  gutem 
Besitzrecht  Angesessenen,  soweit  sie  wenigstens  als  wirkliche 
Neusiedler  in  Betracht  kamen,  von  allen  denen,  die  durch 
ein  ständisches  Laudum  zu  fassen  waren,  solange  man 
wenigstens  die  Stände  als  Willigende  noch  unverdientermafsen 
anerkannte. 

Jene  waren  bereits  des  Kurfürsten  direkte  Unterthanen; 
diese  sollten  es  mit  der  völligen  Überwindung  des  geschicht- 
lich berechtigt  gewesenen  Zwischenfaktors  der  Standschaft 
wenigstens  staatsrechtlich  erst  noch  werden,  wenn  sie  es  auch 
faktisch  längst  waren. 

Die  guten  Besitzverhältnisse  jener  boten  eine  Gewähr 
gesunder  wirtschaftlicher  Weiterentwickelung;  der  ausgedehnte 
kurfürstliche  Grundbesitz  bot  weiten  Spielraum  für  eine  spätere 
Vermehrung  der  Kolonen  auf  gleicher  besitzrechtlicher  GFrund- 
lage,  somit  ohne  die  Schwierigkeiten,  die  hier,  zum  Teil 
wenigstens,  das  geschichtlich  überkommene  und  in  der  Stand- 
scbaft  noch  seinen  verfassungsrechtlichen  Ausdruck  findende 
gutsherrlich-bäuerliche  Verhältnis  für  die  Entfaltung  der  wirt- 
schaftlichen Kräfte  bot. 

Es  wäre  gewifs  gewagt,  wollte  man  aus  jenem  Ansturm 
der  Oberstände  gegen  die  Schatullsassen  etc.  die  Tendenz 
ableiten,  den  weiten  Grundbesitz  des  Kurfürsten  dadurch  mit 
anter  ihre  Kompetenz  zu  bringen.  Das  Interesse  des  Tages^ 
das  Streben  nach  Überwälzung  der  Lasten  trieb  zunächst 
dazu.  Ganz  im  Unrecht  dürfte  man  freilich  damit  nicht  sein. 
Die  relativ  geringe  Zahl  der  in  Betracht  kommenden  Kon- 
tribuenten, deren  Beitrag,  auch  wenn  die  Stände  reüssierten^ 
doch  nur  etwa  5^/o  ihres  Jahresquantums  ausmachte,    erklärt 
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das  fast  zehnjährige  Andringen  der  Oberstände  nicht  allein 
und  läfst  vermuten,  dafs  sie  in  der  Angelegenheit  eine  ftir 
die  weitere  Entwickelui^  wichtige  Principienfinige  sahen,  eine 
letzte  Ejraftprobe,  die  ^eilich  im  wesentlichen  zu  ihren  Un- 
gunsten ausfallen  mulste. 

Diese  Auffassung,  zugleich  die  an  anderer  SteUe  dar 
gelegte  Bedeutung  dieses  Vorganges  als  Manifestation  ftlr  die 
Wandlung  der  Oberstände  in  der  Auffassung  der  Steuer  mag 
es  erklären,  warum  hier  näher  darauf  einzugehen  war.  — 


Achtes  Kapitel. 

Die  Kämpfe  der  Oberstände  mit  den  Städten 
Königsberg  und  deren  Besteuerung. 


Erster  Abschnitt. 

Die  yySeparatira'*  der  StBdte  Königsberg. 

Es  ist  bereits  des  Strebens  der  Oberstände  gedacht  worden^ 
aach  die  Städte  Königsbeig  in  den  Bereich  ihrer  Steuerpläne 
einzubeziehen.  Sie  hatten  Torläufig  davon  Abstand  nenmen 
müssen,  da  ihnen  nur  dann  die  Realisierung  ihrer  übrigen 
Überwälzungspläne  möglich  war.  Die  Haltung  des  Kurfürsten 
—  er  wurde  in  jener  Zeit  für  die  preufsischen  Angelegenheiten 
durch  Eberhard  y.  Danckelmann  beraten  —  hatte  sie  dazu 
Teranlafst.  Der  Kurfürst  hatte  sie  vertröstet,  ihre  Divergenzen 
bei  seiner  Anwesenheit  in  Königsberg  1690  ausgleichen  zu 
wollen  durch  eine  sorgfältige  Untersuchung  der  beiderseitigen 
Gründe^.  Aufs  neue  stellte  er  diese  in  Aussicht  in  seiner 
Resolution  1690'.  Es  mufste  Ernst  damit  gemacht  werden, 
ils  auch  die  Städte  Königsberg  sie  wünschten^  und  die  Ober* 
stände  darauf  bestanden*,  letztere  verweisend  auf  ihre  schon 
1685  gegen  Königsberg  eingereichten  Beschwerden. 

Diese  selbst  bezogen  sich  vor  allem  darauf,  dafs  Königs* 
beig  sich  von  den  Oberständen  getrennt  hatte  durch  Auflage 
eines  besonderen  Modus  und  durch  die  gesonderte  Abführung 


1  Beskript  an  die  Pr.  Reg.  —  CöUn,  15.  Mai  1689.  —  Kön.  Et.  — 
Min.  87*.    fol.  70—78.  —  Ausf: 

*  Besolution  auf  Gravamina.  —  Kön.,  5.  April  1690.  —  Kön.  Et.  — 
Min.  87«.    foL  17--d8  (fol.  24). 

*  Memorial  des  Standes  von  Städten.  —  Königsberg,  im  Mai  1690» 
-  Kön.  Et  —  Min.  87*.    fol.  63—66. 

^  Triplica  der  überstände.   —  Kön.,  praes.  9.  Juni  1690.  —  Kön« 
Et  -  Min.  87«.    fol.  67  -  88. 
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ihres  Quantums,  ohne  dafs  es  von  den  Oberständen  im  Land- 
kasten  kontrolliert  werden  konnte.  Sie  bezogen  sich  ferner 
auf  die  Höhe  dieses  Quantums  und  auf  die  Quote  der  Oesamt- 
summe,  die  die  Oberstände  höher  wünschten. 

Diese  Trennung  nach  Steuermodus  und  Steuerorganisation 
hatte  sich  bereits  unter  dem  Grofsen  Kurfürsten  vollzogen. 
Bis  zum  Jahre  1673  hatte  Königsberg  einen  Steuerbeitrag  von 
18573  Hunderten  leisten  müssen,  d.  h.  es  hatte,  wenn  ein 
Hubenschofs  ausgeschrieben  worden  war,  denselben  nach 
dieser  Hundertenzahl  erlegt.  Nach  der  Höhe  des  so  bei- 
gesteuerten Quantums  war  dann  auch  sein  Anteil  berechnet 
worden  bei  der  Einführung  der  allgemeinen  Accise.  Da 
Königsberg  sich  durch  diese  Höhe  prägraviert  gefühlt  hatte, 
war  im  genannten  Jahre  nach  wiederholten  Gesuchen  vom 
Orofsen  Kurfürsten  die  Hundertenzahl  auf  9045  herabgesetzt 
4ind  demgemäfs  auch  sein  Anteil  an  der  zur  Zeit  bestehenden 
Accise  ermäfsigt  worden  ^  So  hatte  sich  seine  Steuerquote 
verringert.  —  Als  dann  1681  an  die  Stelle  der  Accise  der 
allgemeine  Hubenschofs  trat,  bat  Königsberg,  bei  dem  bis- 
herigen Quantum  bleiben  und  es  in  der  bisherigen  Weise  er- 
heben zu  dürfen,  d.  h.  es  wünschte  seine  bisherige  Accise,  die 
vorwiegend  eine  Tranksteuer  war  und  bei  der  es  auf  seinen 
Vorteil  kam,  beizubehalten.  Auch  dies  wurde  gewährt  wie 
^uch  das  Ersuchen,  diese  Steuer  direkt  und  nicht  mehr  wie 
bisher  durch  den  Landkasten  abführen  zu  dürfen*. 

Zwei  Gründe  dürften  beim  Grofsen  Kurfürsten  für  diese 
Oe Währung  bestimmend  gewesen  sein.  Die  Accise  war  ein- 
mal der  differenzierten  Stadtwirtschaft  mehr  angepafst  als  die 
-einfache  Auflage  nach  Hunderten;  sie  war  hier  auch  leichter 
zu  erheben  als  auf  dem  Lande,  wo  zahllose  Defraudationen, 
oft  in  grofsem  Stile  durchgeführt,  sie  in  Mifskredit  gebracht 
hatten^;  eine  Einbufse  erlitt  also  der  Grofse  Kurfürst  bei 
dieser  Gewährung  nicht.  Neben  diesem  finanztechniscben 
sher  kam  vor  allem  ein  politischer  Grund  in  Betracht  Der 
Grofse  Kurfürst  hatte  hier  eine  Gelegenheit,  nach  dem  Grund- 
satz des  divide  et  impera  die  Stände  zu  sprengen  und  ihren 
Widerstand  damit  lahm  zu  legen.  Er  stellte  sich  auf  die  Seite 
•des  (nach  der  Organisation,  wenn  auch  nicht  wirtschaftlich) 
schwächeren  Teils  in  dem  wirtschaftlichen  Kampf,  der  Stttdte 
Königsberg,  gegen  die  Oberstände;  nach  deren  überwältiguji£ 
«oUte  es  ein  Leichtes  sein,  auch  Königsberg  in  seine  Hand 
zu  bekommen. 


>  Reskript  d.  d.  Sparenberg,  13.  Jan.  1673.  —  Kön.  Ostpr.  FoL  378». 
fol.  39.  •  Kopie. 

*  Reskript  an  die  Städte  Königsberg.  —  Potsdam,  6.  Dei.  1680l  ~ 
£.  6.  B.B.B.  6.  —  Kopie. 

■  Nach:  Bericht  der  Accise-Kommission.    1703.    1.  c. 


XIX  1.  173 

Damit  war  der  Fiogerzeig  flir  die  weitere  Politik  gegeben ;, 
hauptsächlich  durch  das  Eintreten  der  kurfürstlichen  Beamten 
ist  sie  unter  dem  Nachfolger  innegehalten  worden. 

Aufs  schmerzlichste  wurde  die  Separation  von  den  Ober- 
ständen  empfunden;  nicht  nur  dafs  sie  fühlten,  wie  ihre  Macht 
dem  Kurfürsten  gegenüber  geschwächt  war,  sie  fanden  sich 
vor  allem  wirtschaftlich  prägraviert.  Sie  hatten  damit  sicher- 
recht; der  Hubenschofs  auf  dem  Lande  war  drückender  als 
die  Accise  Königsbergs ;  und  was  die  Mälzenbräuer  dort  wirk- 
lich zu  leisten  vermochten,  zeigte  sich  später,  als  die  An- 
forderungen an  Königsberg  sich  steigerten^.  Auch  die  stets 
wiederkehrende  Behauptung  der  Oberstände  klingt  sehr  wahr- 
scheinlich, dafs  das  Land  die  Steuer  Königsbergs  so  mittragen 
müsse.  Königsberg  wufste  wohl,  warum  es  sich  des  Kur- 
fürsten Gunst  zu  erhalten  suchte,  durch  pünktliche  Willigungen 
und  in  der  Folge  durch  Erhöhung  derselben. 

So  war  es  denn  nur  formal,  als  Friedrich  III.  1691  wirk- 
lich eine  Kommission  zur  Ausgleichung  der  Gegensätze  ein- 
setzte. Paul  V.  Fuchs  wurde  zu  ihrer  Einrichtung  und  Leitung 
nach  Königsberg  gesandt.  Sie  sollte  sich  unter  ihm  zusammen- 
setzen aus  folgenden  Kommissarien :  den  Oberappellations-  und 
Hofgerichtsräten  Albrecht  v.  Kainein,  Alexander  v.  Rauschke. 
Joh.  Georg  v.  Götzen,  Karl  Friedr.  Lau,  Michael  Prenck  und 
dem  Official  beim  samländischen  Konsistorium,  Joh.  Christoph 
Boltz.  Für  ihre  Geschäftsführung  erhielt  sie  genaue  An- 
weisungen. Auf  einem  Zimmer  im  Schlosse  sollte  sie  beide 
Teile  vor  sich  fordern,  sie  ausfuhrlich  vernehmen,  ihre  Doku- 
mente einsehen,  Zeugen  abhören,  wenn  nötig  Okularinspek- 
tionen vornehmen,  in  allem  unparteiisch  verfahren.  Nach 
dieser  Untersuchung  sollte  man  versuchen,  „beide  Teile  in 
Güte  zusammenzubringen,  oder  dals  wenigstens  die  Animosität 
cessiere".  War  solcher  Vergleich  nicht  möglich,  dann  sollte 
sich  die  Kommission  auf  einen  rechtlichen  Schlufs  einigen, 
diesen  aber  geheim  halten  und  zunächst  dem  Kurfürsten  zu- 
schicken*. —  Auch  die  Oberräte  erhielten  Mitteilung  von  dem 
Werk,  durch  das  „die.  gute  'Harmonie  unter  den  Ständen 
hefördert"  werden  sollte,  und  die  Anweisung,  durch  ver- 
trauliche Konferenzen  mit  P.  v.  Fuchs  ihm  an  die  Hand  za 
gehen*. 


*  Vgl.  weiterhin  8.  Abschnitt. 

*  Reskript  an  Fuchs.   — -    Cleve,  23.  Jan.  1691.    —   Kön.  Ostpr. 
Pol.  741.    No.  10  fol.  98-100.  —  Ausf. 

»  Reskript  an  die  Fr.  Reg.  —  Colin,  21.  Jan.  1691.  —  Kön.  Ostpr. 
Fol  741.    No.  9  fol.  97.  —  Ausf. 
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Zweiter  Abschnitt. 
Die  Kommission  znr  Beilegung  des  Streites. 

Das  war  das  offizielle  Programm  für  die  Kommission; 
im  geheimen  lautete  es  anders,  entsprechend  der  oben  an- 
gedeuteten Politik,  wie  sie  im  Geheimen  Rat  beibehalten  and 
besonders  auch  von  der  Kriegskammer  in  Königsberg  eifrig 
betrieben  wurde.  Nach  dem  Bericht  von  Meinders  wurde 
Fuchs  eine  Nebeninstruktion  zu  teil,  des  Inhalts,  dafs,  da  die 
Separation  unter  den  Ständen  dem  KurfUrsten  nicht  unxa- 
träglich  sei,  Fuchs  sie  „unvermerkterweise  mit  aller  möglichen 
Dexterität  vielmehr  zu  erhalten  und  zu  continuieren,  als  die- 
selbe zur  Endschaft  zu  befördern  und  abzustellen  gefliasen 
«ein  soUe^  '.  —  Die  Kommission  wurde  so  lediglich  zur  Maske- 
rade, die  Oberstände  zu  täuschen  und  hinzuhalten,  in  ihrem 
Verlauf  und  Erfolg  typisch  für  zahlreiche  Kommissionen 
jener  Zeit. 

Sie  mufste  natürlich  von  den  Parteien  ernst  genommen 
werden.  Fa  entstand  zunächst  die  Frage,  wie  man  die  Ober- 
stände  vorfordem  solle,  da  zur  Zeit  keine  Tagung  stattGeuid. 
Deswegen  alle  Oberstände  zu  solcher  zu  konvozieren,  warde 
vom  Kurfürsten  widerraten ;  man  fürchtete  wohl  die  zu  grolke 
Aufregung  deswegen  bis  in  die  Amter  hinein  und  wünschte 
nur  die  Vorladung  einer  Deputation'.  Jedenfalls  sollte  noch 
vor  Berufung  des  neuen  Landtages  die  Deputation  zusammen- 
treten'. So  wurden  neben  den  Landräten  Deputierte  des 
letzten  Landtages  berufen. 

Nicht  ohne  weiteres  stellten  sie  sich  der  Kommission. 
Es  galt  zunächst  festzustellen,  ob  sie  als  Stände  dem  Folge 
leisten  dürften.  Pro  negativa  zogen  sie  in  Erwägung,  dab 
doch  der  Präses  ein  Fremder  sei,  „so  von  preufsischen  Sachen 
per  privilegia  expresse  excludieret^ ;  dais  der  modus  pro- 
cedendi  durch  eine  Kommission  ungewöhnlich  sei  und  hier- 
durch die  Oberräte  in  ihren  Kompetenzen  beschränkt  würden; 
und  wolle  man  auch  solche  Kommission  als  ein  Judiciom 
parium  curiae  ansehen,  so  dürfte  doch  solches  nach  der  Ob- 
servanz nur  eingesetzt  werden 'bei  Differenzen  „inter  vasallam 
et  principem*'.  —  Pro  affirmativa  machten  sie  geltend,  dab 
«ie  ja   doch    das  Werk   gewünscht;    dafs   die  Kommissarien 


*  Bericht  des  Geh.  Rats  v.  Meinders.  —  Berlin,  16.1  Jan.  1^^-  — 
B.  6.  B.B.B.  1.  —  Ausf. 

s  Reskript  an  Fuchs.  —  Haag,  5.  Febr.  1691.  —  K.  6.  B.RB.  2: 
—  Aasf. 

"  Die  Oberräte  an  Melchior  y.  Tettan.  —  K5n.,  19.  Febr. 
1691.  —  Kön.  Ostpr.  Fol.  741.     No.  7  fol.  93,  94.  —  Ausf. 
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«tüiser  dem  Präses  Einheimische  aus  ihrem  Mittel  seien;  dafs 
die  Kommission  als  ein  Judicium  delegatum  der  Herrschaft 
anzusehen  sei;  dab  sie  als  solche  nicht  potestatem  decidendi 
habe  und  der  Entscheid  schlieiÜBlich  immer  noch  bei  ihnen  sei. 
—  Demnach  ergab  sich  als  Conciliatio,  es  dürfe  wohl  hier  eine 
Abweichung  von  der  Observanz  stattfinden,  „cum  salus  publica 
suprema  lex  sit*';  die  Person  des  Präses  sei  als  eines  pleni- 
potentiarii  in  judicio  delegato  anzusehen;  man  sei  ja  auch 
nicht  gezwungen,  mit  denen  von  Städten  sich  persönlich  in 
Wortwechselung  einzulassen  ^. 

So  wurden  denn  neun  Vertreter  der  Oberstände  gewählt^ 
drei  Landräte  (H.  v.  Eallnein,  Melchior  v.  Tettau,  Siegmund 
V.  Wallenrodt)  und  sechs  von  der  Ritterschaft^.  Einzig  ad 
audiendum  et  referendum  waren  sie  von  den  Ihrigen  instruiert 
und  diese  Instruktion  ihnen  schriftlich  ausgehändigt.  Darnach 
hatten  sie  Sorge  zu  tragen,  dafs  nichts  Nachteiliges  in  der 
Kommission  tlber  die  Oberstände  verhängt  würde;  vor  allem 
aber  hatten  sie  fleifsig  die  Eommissarien  auf  die  Separation 
als  auf  das  Grundübel  hinzuweisen'. 

Die  Arbeit  in  der  Rommission  konnte  natürlich  nur  sehr 
langsam  von  statten  gehen.  Man  sollte  ja  doch  alles  ver- 
meiden, um  zu  einem  günstigen  Resultat  zu  kommen.  Den 
Oberständen  war  natürlich  die  Hauptsache  die  Feststellung 
einer  für  die  Schätzung  des  Beitrags  Königsbergs  grund- 
l^enden  Hundertenzahl.  Eine  Einigung  war  hier  nicht  zu 
erzielen,  da  die  Oberstände  stets  die  alte  Taxe  (13573  H.) 
forderten,  Königsberg  aber  auf  der  vom  Grofsen  Kurfürsten 
gewährten  neuen  bestand  (9045  H.).  Auch  der  Ausweg,  den 
Fuchs  vorschlug  ^y  eine  neue  Taxe  auf  Ghrund  eingehender 
unparteiischer  Untersuchung  aufzustellen ,  wurde  von  Königs- 
berg nicht  ohne  weiteres  angenommen.  Ein  hartnäckiger 
Schriftwechsel  ging  hinüber  und  herüber  und  kam  schliefslich 
bis  zur  Quadruplic.  Der  Aufforderung  der  Kommission  im 
Auftrage  des  Kurfürsten,  die  alte  Hundertentaxe  herauszu- 
geben ^^  kam  Königsberg  auch  nicht  nach,  vorgebend,  dafs  es 


1  Bedenken  der  Oberstände.   —    1681.   —   Kön.  Ostpr.  Fol.  741. 
Ko.  8  fol.  95,  96. 

*  EztTActuB  ProtoooUi.    —   Kön.,  8.  M&rz   1691.    —   Kön.  Ostpr. 
Fol.  741.    No.  11  fol.  100,  101. 

*  Instruktion  der  znr  Accise  G-evoUmächtigten.  —  Kön.,  12.  M&rz 
1091.  —  Kön.  Ostpr.  Fol.  741.    No.  12  fol.  103—106.  -  Ausf. 

«  Relation  von  Fuchs.  ~  Kön.,  8.  Mai  1691.  —  R.  6.  B.B.B.  2. 
—  Ausf. 

>  Ans  der  Kommission.  —  Kön.,  23.  Juni  1691.  —   Kön.  Ostpr. 
FoL  741.    No.  50  fol.  416.  ->  Konsept. 
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solche  von  1609  nie  gesehen^,  sodafs  es  schliefslich  ermahnt 
werden  mufste,  sich  nicht  auf  das  Jahr  bu  steifen,  sondern 
dann  eine  andere  alte  Taxe  vorzubringen  ^.  Besonderen  Protest 
erregte  der  Anschlag,  den  nun  die  Oberstände  nach  Au8w«s 
eines  sei.  Herrn  v.  Hoverbeck  vorbrachten,  mit  21828  Hun- 
derten. Da  es  unter  allen  Umständen  auf  höchstens  10500 
Hunderten  bestand,  brachten  die  Oberstände  in  Vorschlag, 
dafs  Königsberg  seine  Abgabe  so  einrichte,  dafs  sie  ein  Dritld 
der  des  ganzen  Landes  ausmache,  wie  1663  ^.  Natürlich  ohne 
Erfolg.  Da  also  gütliche  Einigung  nicht  in  Aussicht  stand 
und  es  zu  einem  langwierigen  Rechtsverfahren  kommen  mufste, 
wurde  Fuchs  abberufen  *.  Doch  sollte  die  Kommission  weiter 
in  Thätigkeit  bleiben. 

Inzwischen  war  die  Untersuchung  zu  einer  Neuaufstelluog 
einer  Hundertentaxe  auf  Befehl  des  Kurfürsten  nach  dem 
Vorschlage  Fuchsens  in  die  Wege  geleitet^,  eine  Anzahl 
Handwerker  mit  dazu  herangezogen  und  der  Untersuchungs- 
kommission besonderer  Schutz  gegen  jede  Unbill  zugesichert 
worden  ^.  Diese  Aufstellung  bildet  weiterhin  die  Aufgabe  der 
Kommission,  die  nur  sehr  langsam  darin  fortschritt,  schliefs- 
lich ganz  ins  Stocken  kam. 

So  „bestand**  die  Kommission.  Der  Kurfürst  konnte  auf 
dieses  Bestehen  hinweisen  gegenüber  den  weiteren  Klagen  der 
Oberstände,  im  übrigen  aber  sich  der  Separation  freuen.  Das 
Hauptinteresse  nahm  dann  für  längere  Zeit  die  Einbeziehung 
der  Eximierten  in  Anspruch.  Nur  ab  und  zu  erfolgte  wieder 
eine  Erkundigung  seitens  der  Oberstände  nach  den  alten  He- 
gistem'',  oder  ein  Bericht  der  Kommission  über  den  lang- 
samen Fortgang  der  Untersuchung®,  ohne  dafs  Reprimenden 
seitens  des  Kurfürsten  ergingen.  Im  Gegenteil,  der  1695  nach 
Preufsen  entsandte  General  v.  Barfuis  erhielt  wieder  die 
Weisung,  dafs  es  bezüglich  des  Streites  zwischen  Königsberg 
und  den  Oberständen  unverändert  sein  Bewenden  haben  müsse*. 


1  Desgl.  1.  c.  No.  51  fol.  417. 

«  Dekret  der  Kommission.  —  Kön.,  12.  Juli  1691.  —  Kön.  Ostpr. 
Fol.  741.     No.  6*2  fol.  453. 

8  Fürschlag  der  Oberstände.  —  Kön.  1691.  —  Kön.  Ostpr.  Fol.74L 
No.  53  fol.  419. 

*  Reskript  an  die  Konmiissarien.  —  Colin,  25.  Juni  1691.  —  Kön. 
Ostpr.  Fol.  7881».    fol.  204,  205.  —  Ausf. 

^  Desgl.  —  Carlsbad,  7.  Juni  1691.  —  Kön.  Ostpr.  Fol.  738^.  fol 
Ig9__jg2.  Ausf. 

«  Desgl.  —  Colin,  28.  Juli  1691.  —  Kön.  Ostpr.  Fol.  788»».  fol 
274 277.  Ausf. 

7  Gesuch  der  Gevollmäclitigten.  —  1692.  —  Kön.  Ostpr.  Fol.  741. 
No.  129  fol.  776,  777. 

8  Relation  der  Kommission.  —  Kön.,  16.  Aug.  1694.  —  R.  6. 
B.B.B.  4.  —  Ausf. 

»  Instruktion  für  Barfufs.  —  Colin,  27.  Sept.  1695.  —  B.  6- 
B.B.B.  4.  —  Konzept,  gez.  D.  L.  v.  D. 
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Akut  wurde  die  Frage  bezüglich  der  Quote  der  Städte 
Königsberg  erst  wieder,  als  1701  die  Stände  ein  Donativ  von 
100000  Thlr.  gewilligt  hatten  und  dies  nach  der  Absicht  der 
überstände  durch  einen  durchgehenden  Kopfschofs  erhoben 
werden  sollte;  also  auch  von  den  Städten^.  Königsberg  pro- 
testierte, es  wollte  sich  nur  zu  bestimmtem  Beitrage  verstehen, 
nach  Proportion  der  Hundertenzahl  ^.  Der  König  selbst  wies 
das  Ansinnen  der  OWstände,  Königsberg  durch  Komplana- 
tion  dazu  zu  zwingen,  zurück.  Er  nahm  es  auch  in  Schutz, 
als  man  Königsberg  zu  einem  gröfseren  Beitrage,  etwa  ein 
Drittel  des  Ganzen,  nötigen  wollte,  da  das  nicnt  geschehen 
dürfe,  solange  die  qu.  Kommission  noch  nicht  beendet  sei^. 
Es  änderte  darin  auch  der  Oberstände  Hinweis  in  ihrer  Zu- 
schrift an  Kolb  von  Warttenberg  nichts,  dafs  besonders  die 
königlichen  unmittelbaren  Unterthanen  so  durch  die  Städte 
Königsberg  leiden  müfsten^. 

Um  der  Vorwürfe  wegen  Prägravation  endlich  ledig  zu 
werden,  bat  Königsberg  selbst  um  Fortsetzung  der  Unter- 
suchung^;  denn  die  Gegner  ruhten  nicht,  besonders  als  es 
sich  1703  um  die  Restzahlung  des  Donativs  handelte.  Auch 
einzelne  Landräte  suchten  den  König  gegen  Königsberg  zu 
beeinflussen,  wie  Christ.  Alex.  v.  Rauschke,  der  eindringlich 
nahelegte,  dafs,  wenn  es  nicht  besonderen  Vorteil  dabei  hätte, 
es  sich  nicht  von  den  Übrigen  als  Corpus  abgesondert  haben 
würde*.  Der  König  war  mit  den  Städten  Königsberg  zu- 
frieden, als  sie  zu  den  zuvor  erlegten  noch  einmal  10000  Thlr. 
zur  Kronsteuer  bewilligten;  ihr  Beitrag  betrug  nun  den  fünften 
Teil  der  ganzen  Summe,  und  damit  war  die  Quotenfrage  für 
diesmal  wieder  erledigt 

unterdessen  hatte  die  Kommission  ihren  Fortgang,  wie 
wenigstens  noch  1705  versichert  wurde.  Es  ist  die  letzte 
Nachricht  über  sie^;  ihr  Ausgang  scheint  also  in  der  Haupt- 
sache resultatlos  gewesen  zu  sein. 


'  Der  gesamten  Stände  sohl.  Bedenken.  —  KOn.,  praes.  25.  Febr. 
ITDL  —  R.  6.  B.B.B.  6. 

*  Beibringen  der  Städte  Königsberg.  —  KOn. ,  praes.  26.  Febr. 
HOL  -  R  6.  B.B3.  6. 

>  Begis  resolntio.  —  K5n.,  27.  Febr.  1701.  —  B.  6.  B.B.B.  6.  — 
Konxept. 

^  Depatierte  der  Oberstände  an  Kolb  v.  W.  —  Kön.,  praes. 
27.  Febr.  1701.  —  B.  6.  B.B.B.  6. 

*  AUgem.  Bedenken.  —   Kön. ,   praes.  30.   Jan.  1702.    —    B.  6 

«V.  Ranscbke  an  den  König.  —  KOn.,  20.  Sept  1708.  —  B.  6. 
B£3.  6.    foL  94—100. 

^  Beekript  an  den  Kanzler  v.  Kreytzen.  —  Colin,  28.  Nov.  1705. 
—  B.  «.    B JBtB.  6.    foL  817. 

Forsehmig«!!  XIX  1.  —  Bergmann.  12 
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Dritter  Abschnitt 

Weitere  Kämpfe;   Übergan/s:   des   städtischen  Stenerweseis 

unter  fürstliche  Verwaltung. 

Der  Verlauf  der  Untersuchungen  in  der  Kommission  hatte 
den  Oberständen  dargethan,  dafs  sie  durch  dieselbe  etwas 
Befriedigendes  nicht  erreichen  würden.  So  nahm  man  die 
Angelegenheit  auch  selbst  in  die  Hand;  der  Streit  mit  Königs- 
berg bildet  den  hauptsächlichsten  Gegenstand  der  Verhand- 
lungen in  der  von  den  Oberständen  selbst  gebildeten  Kom- 
mission für  eine  Generalaccise.  Bereits  1696  eingesetzt ',  aus 
drei  Landräten  und  drei  von  der  Ritterschaft  bestehend,  suchte 
diese  Kommission  vor  allem  rechnungsmäfsige  Aufstellungen 
über  den  Ertrag  der  Accise  Königsbergs  zu  gewinnen,  um 
damit,  nachdem  Königsberg  es  abgelehnt  hatte,  durch  Depu- 
tierte in  der  Kommission  mit  zu  verhandeln ,  möglichst  mit 
Erfolg  beim  Könige  vorgehen  zu  können*.  Gelang  es  auch 
trotzdem  nicht,  die  Städte  noch  in  ihre  Pläne  einbeziehen  zu 
können,  so  wollte  man  doch  wenigstens  den  König  mifstrauisch 
machen. 

Es  wurde  ihm  also  zahlenmäfsig  dargelegt,  wie  die  Accise 
Königsbergs  mindestens  200000  fl.  jährlich  trage,  wie  diese 
Auflage  vor  altem  gewonnen  würde  durch  Besteuerung  der 
eingeführten  und  ausgeführten  Waren  an  den  Thoren,  sodafs 
der  Landmann  sie  in  der  Hauptsache  erlegen  müsse.  Es 
wurde  vor  allem  betont,  dafs  diese  Accise  nur  zur  Bereicherung 
einiger  wenigen  diene,  die  in  der  Leitung  der  Stadt  sich  An- 
sehen zu  verschaffen  wüfsten  und  aus  den  Accisege&Uen  ein 
hohes  Einkommen  bezögen;  nur  ein  Teil  dieser  Erträge  würde 
dem  Könige  geliefert;  was  Königsberg  bisher  bezahlt  habe, 
würde  schon  durch  die  Mchlsteuer  gedeckt,  die  allein  24000 
Thaler  jährlich  ergebe.  Darnach  sei  zu  ermessen,  wieviel  dem 
Könige  verloren  gehe.  Und  nun  folgen  die  Vorschläge,  er 
möge,  um  wenigstens  auf  das  Doppelte  der  bisherigen  Erträge 
zu  kommen,  entweder  selbst  einen  Direktor  über  die  Accise- 
Verwaltung  der  Stadt  setzen  oder  doch  dieselbe  in  dieser  Höhe 
verpachten*. 

Der  Vorschlag  war  zu  schön,  als  dafs  er  nicht  von 
Könige  accepticrt  worden  wäre,  zumal  er  sich  auch  in  der 
Richtung  der  Politik  bewegte,  die  von  seinen  treusten  Beratern 
innegehalten  wurde  und  die  darauf  abzielte,  Königsberg  unter 


>  Bedenken  der  gesamten  Stände.  —  Kön.,  praes.  8.  Dei.  I09&  — 
R.  6.  B.B  B.  5.  —  AuRf. 

*  Bericht  der  Accise-Kommission.  —  1703.  —  1.  c. 

*  Allgemeines  Bedenken.  --  Kön.,  praes.  18.  M&n.  1704.  —  R  6. 
B.B.B.  6.    fol.  18a--211. 
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ftrstliche  Verwaltung  zu  bringen.  So  finden  sich  denn  die 
Ausfhhningen  der  Oberstände  wieder  in  dem  nächsten  Reskript 
An  die  Regierung  ^,  und  des  Königs  Verhalten  gegen  Königs- 
berg ist  fortan  nur  auf  Erreichung  dieser  Pläne  gerichtet. 

Nicht  ohne  weiteres  ging  Königsberg  auf  die  Pläne  ein. 
£s  war  natürlich,  dafs  nach  der  Überlassung  der  Accisever- 
waltung,  die  jetzt  durch  die  Stadt  selbst  geschah,  von  irgend- 
welcher Selbständigkeit  des  Gemeinwesens  keine  Rede  mehr 
«ein  konnte;  es  war  weiter  klar,  dafs  damit  auch  die  Herr- 
schaft der  leitenden  Familien  in  der  Stadt  zu  Ende  war,  die 
die  Verhältnisse  bisher  zu  nützen  verstanden  hatten.  Denn 
dafs  die  Angaben  der  Oberstände  wenigstens  zum  Teil  auf 
Wahrheit  beruhten,  läfst  das  weitere  Verhalten  der  Stadt  ver- 
muten. 

Königsberg  suchte  also  zunächst  darzulegen,  dafs  seine 
Accise  eher  weniger  betragen  habe  als  der  abgelieferte  jähr- 
liche Betragt.  Es  suchte  dies  zu  erhärten  durch  Mitteilung 
der  Schlufsrechnung  der  Accise  seit  1666;  ein  schwaches 
fieweismittel,  denn  es  legte  eben  nur  dar,  was  abgeliefert, 
nicht  was  wirklich  eingekommen  war.  Es  konnte  auch  den 
König  nicht  überzeugen.  Immerhin  gab  er  die  geringen  Be- 
träge der  Accise  selbst  zu,  nur  müsse  man  ihm  die  Leitung 
derselben  überlassen^.  Die  Festigkeit  des  Königs  in  dieser 
Forderung  veranlafste  nun  Königsberg,  durch  erhöhte  Aner- 
bietongen  den  König  zu  beschwichtigen  und  die  drohende 
Gefahr  abzuwenden.  Es  steigerte  seinen  Betrag  von  35  auf 
38,  schliefslich  auf  40000  Thlr.,  und  schien  damit  Erfolg  zu 
haben,  denn  der  König  hielt  für  eine  Zeit  mit  der  obigen 
Forderung  zurück ;  freilich  suchte  er  auch  die  Bereitwilligkeit 
zur  Erhöhung  zu  nützen,  indem  er  verlangte,  dafs  die 
Summe  auf  70  000  Thlr.  erhöht  würde.  Als  Königsberg  darauf 
nicht  eingehen  konnte,  wurden  schliefslich  1708  die  Vor- 
bereitungen zur  Übernahme  der  Accise  getroffen. 

Sie  war  bisher  in  der  Hauptsache  eine  Konsumtionssteuer 
gewesen,  aufgelegt  vor  allem  auf  Mehl  und  Bier,  daneben  eine 
Thorsteuer  für  alle  aus-  und  eingehenden  Waren.  Sie  wurde 
jetzt  bei  der  Übernahme  wesendich  eine  Tranksteuer.  EUne 
Kommission,  der  die  Steuerrechnungen,  besonders  die  der 
Tranksteuer  seit  1692,  zu  extradieren  waren,  hatte  die  Er- 
li;iebigkeit  dieser  Steuer  festzustellen  und  dann  für  die  Ein- 
fohrang  derselben  Sorge  zu  tragen.  Sie  fand  am  31.  Oktober 
1708  statt  und  erleichterte  sich  die  Arbeit  dadurch,    dafs  die 

»  Reskript  an  die  Pr.  Reg.  —  Potsdam,  19.  April  1704.  —  R.  6. 
B.B.B.  6     foL  173—175. 

*  Bitten  und  Flehen  der  St.  Königsberg.  —  Mai  1704.  —  R.  6. 
B.B.B.  6.    fol.  261—264. 

•  An  die  Pr.  Reg.  wegen  Abtretung  der  Rönigsberger  Accise.  — 
SehSnhansen,  31.  Mai  1704.  -  R.  6.  B.B.B.  6.  fol.  265. 
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bisherigen  Steuereinnehmer  ab  königliche  Beamte  übemommeD 
wurden.  Die  neue  Behörde  führte  den  Namen  Tranksteuer- 
koUegium.  Die  Steuerauflage  betrug  durchgehend  1  flor.  poln 
fiir  jede  Tonne  Bier,  nebst  einem  Zuschlag  von  5  gr.  zur 
Salarierung  der  Beamten. 

Die  Bürgerschaft  selbst  fügte  sich ;  sie  brachte  schlie&licli 
ihre  Zustimmung  in  einem  besonderen  Memorial  zum  Am- 
druck.  Die  Zufriedenheit  erklärt  sich,  wenn  wir  vemehnieD, 
dafs  die  Erträge  der  Tranksteuer  sich  1708  auf  26205,  1709 
auf  27  964  Thlr.  nur  beliefen  \  — 

So  waren  auch  die  Städte  Königsberg,  die  so  lange  yer 
hältnismäfsig  unangefochten  geblieben  waren,  schliefslich  docl 
der  Übermacht  des  Absolutismus  erlegen. 


^  Reskript  an  den  G^.-Commi88ariu8.  —  CöUn,  9.  Febr.  1709. - 
B.  7.    No.  40,  g. 


S  c  h  I  u  fs. 


Erster  Abschnitt. 

EiBstelliiiig  der  stindischen  Ta^nm^en  in  Ostpreafsen. 

Zum  letztenmal  waren  die  Stände  1704  in  Königsberg 
versammelt  gewesen.  Noch  einmal  hatten  sie  versucht,  eine 
durch  das  ganze  Land  gleich  gehende  OeneraUccise  durch- 
zusetzen. Die  Oberstände  —  denn  sie  sind  eigentlich  nur 
noch  unter  den  „Ständen^  zu  verstehen  —  selbst  hatten  durch 
eine  Kommission  ein  Reglement  ausgearbeitet  und  vorgelegt 
£8  beabsichtigte  nicht  sowohl  eine  gröfsere  Änderung  in  den 
Steuerquellen  als  vielmehr  in  der  Organisation  durch  die  Ein- 
beziehung aller  Städte.  Wieder  war  diese  Absicht  nicht  er- 
reicht worden.  Als  einzigen  Erfolg  durften  sich  die  Ober- 
stände  zuschreiben,  daTs  es  ihnen  gelungen  war,  Friedrich  III. 
miTstrauisch  gegen  die  Städte  Königsberg  zu  machen.  Es  ist 
des  Verfahrens  gegen  sie,  wie  es  sich  nun  weiter  gestaltete^ 
schon  gedacht  worden.  Die  kleinen  Städte  kamen  schon  seit 
langem  als  verhandlungsfähig  nicht  mehr  in  Betracht.  So 
bezieht  sich,  was  weiter  geschah,  lediglich  nur  auf  die  Ober- 
stftnde. 

Wieder  hatten  diese  ihre  Willigung  schliefslich  nach  der 
bisherigen  Weise  gethan,  und  zwar,  wie  1702,  auf  zwei  Jahre. 
Ordnungsgemäfs  berichtete  die  Regierung  Ende  1705  von  dem 
Ablauf  dieser  Willigung*.  Aber  zuvor  schon  war  an  den 
Hof-  und  Jagdrat  Jetzke  in  Königsberg  ein  vertrauliches 
Reskript  ergangen,  und  zwei  Oberräte,  Oberburggraf  v.  Rauschke 
und  Kanzler  v.  Krejtzen,  wurden  aufgefordert,  sich  von  Jetzke 
ttber  den  Inhalt  dieses  Reskripts  unterrichten  zu  lassen,  alles 


1  Bericht  der  Pr.  Reg.  —  Kön. ,  24.  Aug.  1705.  —  R.  6.  ß.B.B.  6. 
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aber  geheim  zu  halten  ^.  Es  wurde  ihnen  darin  die  Mitteilung^ 
dafs  der  König  gesonnen  sei.  weitere  Landtage  nicht  mehr 
abhalten  zu  wollen.  Beide  Oberräte  sollten  ihre  Erklärung 
darüber  schriftlich  einsenden.  Kreytzen  war  völlig  damit  ein- 
verstanden ;  er  erklärte ,  dafs  der  König  dazu  berechtigt  sei^ 
und  dafs,  wenn  die  Stände  doch  zusammentreten  würden,  im 
verfassungswidrig  und  zu  bestrafen  sei^.  Er  empfing  für 
diese  gute  Erklärung  Anerkennung  und  wurde  fiir  das  weitere 
Verfahren  als  brauchbar  im  Auge  behalten;  zunächst  sollte  er 
im  ausgesprochenen  Sinne  seine  „Mitbrüder  unter  dem  Ädd 
animieren**  ®.  Weniger  befriedigend  lautete  die  Antwort 
Rauschkes;  er  war  „ziemlich  bestürzt**  gewesen  bei  der  Nach- 
richt*, und  so  wurde  er  für  weiterhin  nicht  mehr  in  Anspruch 
genommen,  da  er  „bei  der  Sache  nicht  den  Eifer  für  des 
Königs  Intention  zeige***. 

Inzwischen  wurde  die  Regierung  doch  um  Auskunft  an- 
gegangen von  einzelnen  der  Stände  wegen  des  bevorstehenden 
Landtages.  Sie  wurden  von  Kreytzen,  unter  Assistenz  des 
Hofrats  Jetzke,  vertröstet,  wie  der  König  das  Land  „bei  seinen 
Privilegien  und  Rechten  jederzeit  ungekränkt  lassen  wolle*, 
des  weiteren  aber  dann  wegen  eines  Landtages  präparieret*  *, 
mit  solchem  Erfolge  geschah  dies  letztere,  dafs  Kreytzen  dem 
Könige  empfehlen  konnte,  nun  offiziell  der  Regierung  und 
dem  Lande  von  seiner  Intention  Mitteilung  zu  machen.  R^ 
gierung  und  Kriegskammer  erhielten  also  die  bezüglicbeo 
Mitteilungen ;  letztere  wurde  besonders  angewiesen,  fleifsig  auf 
die  Eintreibung  des  bisherigen  Quantums  zu  sehen  und 
nötigenfalls  strengste  militärische  Exekution  anzuwenden.  Die 
Angelegenheit  nahm  ungehinderten  Verlauf;  Kreytzen  konnte 
im  Februar  1705  berichten  •,  dafs  die  Willigung  der  ersten 
Monate  bereits  widerspruchslos  eingegangen  sei.  und  offiziell 
konnte  die  Regierung  berichten,  dafs  überall  die  Stände  „ge- 
horcht**  und  sich  zufrieden  erklärt  hätten. 

Ende  1706  trat  schliefslich  in  Colin  a.  d.  Spr.  noch  eine 
„Kommission  wegen  der  preufsischen  Landtage  zusammen; 
ihr  gehörten  aufser  dem  Hofrat  Jetzke  auch  D.  L.  v.  Danckel- 


1  Reskript  —  Charlottenburg,  9.  Aug.  1705.  —  E.  6.  B.BA  «. 
fol.  291. 

«  Q.  Priedr.  Kreytzen  an  den  König.  —  Kön.,  7.  Sept  1705.  — 
B.  6.  B.B.B.  6.    fol.  296-299.  —  Ausf. 

8  Reskript  an  Kreytzen.  —  Golze,  25.  Sept  1705.  —  R  6. 
B.B.B.  6.    foL  804. 

*  Berieht  von  Rausch  ke.  —  Kön.,  7.  Sept  1705.  —  R.  6.  B.B.B.  ß. 
fol.  300—303.  —  Ausf. 

*  Reskript  an  Kreytzen.  —  Charlottenburg,  18.  Okt  1705  — 
R.  6.  B.B.B.  6.    fol.  312,  313.  —  Konzept 

*  Bericht  von  Kreytzen.  —  Kön.,  5.  Febr.  1705.  —  R.  6.  ß.B.B.6. 
fol.  321. 
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mann  und  Ilgen  an.  Einmütig  hielt  sie  dafür,  dafs  es  mit 
diesen  Landtagen  sein  Bewenden  haben  müsse.  Um  jede 
weitere  Schwierigkeit  zu  vermeiden ,  sollte  nach  dem  Vor- 
schlage Jetzkes  auch  das  sogenannte  Privilegienbuch  sup- 
Skrimiert  werdend  —  Und  so  erhielt  die  Preufsische  Regierung 
en  gemessenen  Auftrag,  jede  weitere  Anfrage  wegen  der 
Landtage  fortan  zu  unterlassen.  —  Die  ständischen  Tagungen 
zum  Zwecke  einer  Willigung  hatten  damit  fUr  immer  auf- 
gehört — 

Zweiter  Abschnitt. 
Rflckblick. 

Es  ist  bereits  am  Schlüsse  einzelner  Abschnitte  der  vor- 
stehenden Untersuchung  eine  Beurteilung  der  jeweiligen 
Olganischen  und  thatsächlichen  Wandlungen  in  unserer  Zeit 
angeschlossen  worden,  sodafs  hier  nur  erübrigen  dtlrffce,  einige 
Bemerkungen  allgemeinerer  Art  hinzuzufügen. 

Eine  kurze  Zeit  nur  umfafst  unsere  Untersuchung,  und 
nur  teilweise  ist  letztere  durchzuführen  versucht  worden. 
Immerhin  lassen  Beginn  und  Schlafs  unserer  Periode  einen 
merklichen  Wandel  unschwer  erkennen.  So  hoffnun^sfroh 
die  Stände  in  den  Kampf  1688  eintraten,  so  hoffnungslos  ist 
ihre  Lage  am  Ende  unserer  Zeit.  Fast  müfste  es  scheinen, 
als  habe  eine  starke  Gewalt  dazu  gehört,  sie  so  niederzu- 
werfen. 

Und  doch,  so  völlig  ihre  Niederlage  auch  ist,  die  Stände 
verdanken  dieselbe  nicht  nur  ihrem  Gegner,  dem  auf- 
strebenden Absolutismus  und  seinen  Organen.  Es  ist  kein 
machtvoller  Kampf,  der  mit  diesem  zu  Aihren  ist  Die  Ur- 
sachen dieser  Niederlage  sind  vorzugsweise  zu  suchen  in  ihren 
eigenen  Reihen.  Der  ständische  Geist  war  gewichen  und 
machte  so  auch  die  ständische  Institution  wirkungslos.  Das 
scheinbar  frische  Auftreten  am  Anfang  der  Periode  darf  also 
nicht  überschätzt  werden;  es  ist  das  letzte  Aufflackern  eines 
entschwindenden  Lebens. 

Fast  darf  man  sagen,  dafs  sie  so  lange  bestanden,  ver- 
dankten sie  ihrem  Gegner.  So  sehr  und  eifrig  sich  dessen 
Diener  in  den  Dienst  des  Absolutismus  stellten,  es  fehlte  dem 
Fürsten  die  Energie,  im  richtigen  Augenblick  einzugreifen; 
es  fehlte  vor  allem,  wenn  es  doch  geschah,  die  Kontinuität. 
So  bietet  im  ganzen  die  Zeit  kein  erfreuliches  Bild.  Es 
fehlen  die  grofsen  Züge,  und  schwer  nur  ist  es,  im  einzelnen 


*  Aas  der  Kommission  wegen  der  Prenfs.  Landtage.    —   Colin, 
Nov.  1706.  —  R  6.  B.B.B.  6. 
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den  Mafsnahmen  zu  folgen  und  die  einzelnen  Entwickelung»- 
linien  herauszulösen. 

Das  hindert  nicht,  auch  an  vielen  dieser  einzelnen  Maß- 
nahmen des  Absolutismus  zur  Durchsetzung  seiner  Macht 
Geschick  und  Erfolg  und  an  allen  den  guten  Willen  anzu- 
erkennen. Die  grofsen  Gesichtspunkte  freilich,  die  noch  Be- 
achtung fanden,  gehören  unserer  Zeit  nicht  ursprünglich  ao, 
sondern  sind  übernommen  aus  der  Zeit  des  Grofsen  Ku^ 
fürsten.  — 


Anlagen. 
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I.   Vergleichende  ZasammensteUaiig  der 

auf  den  Landtagen 


1688 1 

Landtags-Marschall 
E.  V.  Röder 


1691« 
L.-M. 
Abel  V.  Tetten 


1.  Brandenburg 


2.  Schaacken  .  . 
8.  Fischhansen  . 
4.  Tapian  .... 


5.  Balga 

6.  Preuf8.-Eylau 

7.  Bartenstein   . 

8.  Rastenbnrg  . 

9.  Holland.  .  .  . 

10.  M  orangen   .  . 

11.  Liebstadt.  .  . 

12.  Biesenbnrg.  . 
18.  Marienwerder 

14.  Preufs.  Markt 

15.  Liebemühl 

16.  Barthen.  . 


17.  Osterode  . 

18.  Hohenstein 

19.  Sehesten  . 

20.  Neidenbarg 

21.  Soldaa  .  . 

22.  Lvck  .  .  . 
28.  Oletzko .  . 

24.  Angerbarg 

25.  Rhein .  .  . 

26.  Ortelsbarg 


27.  Johannisbarg 

28.  Lötzen  .... 


29.  Neahaosen 
80.  Labiau  .  . 
31.  Tilsit  .  .  . 
82.  Ragnit  .  . 
88.  Insterborg 


84.  Memel.  .  . 

85.  Schönberg 

86.  Gerdauen. 

87.  Nordenburg 

88.  Gilgenbarg 

89.  Deutsch -^lan 
40.  Neuhof  .  . 


1 


Christ  Ehr.  Freiherr  v.  Kittlitz 
Erhardt  Truchsefs  v.  Wetz- 
hausen 
G.  Fr.  V.  Kainein 
Wilh.  Rapp 
Andr.  v.  Auer,  Oberkastenherr 

Erb.  V.  Röder.  —  Yenediger.  — 

Hochfelder 

Ludwig  V.  Eppinger 

Abel  V.  Tettau 

Wilh.  V.  Tettau 

Christoph  Sack.  —  Yenediger 

Fabian  v.  Kuhnheim 

Seb.  Braxein 

Georg  Melchior  v.  Kospoth 

Albr.  Friedr.  v.  Diebes 

Chr.  Ernst  v.  Reibitz 

Fab.  Melchior  v.  Brumsee. 

B.  G.  y.  Königseck 

Job.  Quirin  v.  Deppe 

Friedr.  v.  Wormsdorf 

Seb.  V.  Drausewitz 
Samuel  y.  Wormsdorf 

Alex.  y.  Modem 

Christ,  y.  Schlieben 

Joh.  Heinr.  Kröstel 

Jacob  Pomeja 

Yenediger 
Joh.  Theodor  y.  Schlubuth 

Erb.  Albr.  y.  d.  Trenck 

Georg  y.  Koschkuhl 

Chr.  Albr.  y.  Lefsgewang.  — 

Rapp 

Capit  Lefsgewang 

Friedr.  Albr.  y.  Kainein 

Chr.  Friedr.  y.  Schlieben 

Christ.  Reinhold  Finck 

Melchior  Olschnitz 
Friedr.  y.  Wormsdorf 


1 


Freih.  y.  KittUtz 

Lehwaldt 
A.  y.  Aaer 

Joh.  Dietr. 
y.  Petzinger 

£|ppinger 
A.  y.  Tctttti 
W.  y.  TetUn 

Chr.  Sack 

Fab.  y.  Kahn- 
heim 

Freih.  y.  KittHts 


1 


} 


y.  d.  Mfihlen 
Daniel  y.Schätiel 
\  Alex.  y.  Kostkt 


Alex.  y.  Madwig 
J.  H.  Kröstel 


I 


J.  Fr.  Baron 

y.  Schenck 

Otto  y.  Netfcel- 

bOTSt 


Lefisgewaog 


»  Kön.  Ottpr.  Pol.  726  No.  3  p.  22.  28. 
«  Kön.  0«tpr.  Fol.  74L    fol.  2».. 
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Depirtierteii  von  der  Bittenehaft  und  Adel 

1688—1704. 


1693> 

li.-M. 
£.  y.  Köder 


1694* 

L.-M. 
Trachsefs  v.  Wetzhausen 


1695» 

L.-M. 

Truchsefs  v.  Wetz- 
hausen 


TrachBefs  v.  Wetz- 
hausen 

Sapp 

M.  Albr.  Stach 

y.  Golzheim 

Röder 


1 


£ppinger 
Rapp 
Sack 

Knhnheim 
Auenwald 


1 


Beibitz 

Joh.  Albr.  y.  d. 
Hübe 

I  J.  Qn.  y.  Deppe 

Sehätzel 


6.  Fr.  y.  Losch 


) 


Trenck 


Lefsgewang 


J.  Qu.  y.  Deppe 


Truchsefs  y.  Wetzhausen 


} 


Stach  y.  G. 

Venediger 

Eppinger 

W.  y.  Tettau 

Sack 

Joh.  Dietr.  Borck 

Priedr.  y.  d.  Groben 
Beibitz 

Milbe 

Deppe 

Sehätzel 

Beb.  y.  Drausewitz 


Losch 

Siegm.  Küchenmeister 

y.  Stemberg 

Drausewitz 


Trenck 

Koschkuhl 
Lefsgewang 

Groben 


Deppe 
Drausewitz 


Truchsefs  y.  Wetz- 
hausen 

G.  Chr.  y.  Gaudeck  er 

Stach  y.  G. 

Petzinger 

Eppinger 
[        W.  y.  Tettau 
Sack 

Borck 

Groben 

Beibitz 

B.  G.  y.  Rönigseck 

Deppe 

Sehätzel 

Drausewitz 


Brumfort 


i 


1 


Eppinger 

Trenck 
Lefsgewang 

Trenck 
Schlieben 


*  KOn.  Ostpr.  Fol.  741.    No.  192  fol.  948,  949. 

*  Kto.  Ostpr.  Fol.  744.    fol.  00.  *  KOn.  Ostpr.  Fol.  744.    fol.  250. 
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16961 
Landtags-Marschall 
J.  D.  V.  Petzinger 


1697« 

li.-M. 

Paul  Mohr 


1.  Brandenburg 

2.  Schaacken  . 
d.  Fischhausen 

4.  Tapiau  .  .  . 

5.  Ba%a  .... 

6.  Preufs.-£jrlau 

7.  Bartenstein 

8.  Rastenburg 

9.  Holland.  .  . 

10.  Morungen   . 

11.  Liebstadt.  . 

12.  Riesenburg 

13.  Marienwerder 

14.  Preufs.  Markt 

15.  Liebemühl  . 

16.  Barthen.  .  . 

17.  Osterode  .  . 

18.  Hohenstein . 

19.  Sehesten  .  . 

20.  Neidenburg 

21.  Soldau   .  .  . 

22.  Lvck   .... 

23.  Oletzko  .  .  . 

24.  Angerburg  . 

25.  Rhein  .... 

26.  Orteisburg  . 

27.  Johannisburg 

28.  Lötzen  .  .  . 

29.  Neuhausen  . 

30.  Labiau  .  .  . 

31.  Tilsit 

32.  Ragnit   .  .  . 

33.  Insterburg  . 

34.  Memel    .  .  . 

35.  Schön berg  . 

36.  Gerdauen.  . 

37.  Nordenburg 

38.  Gilgenburg. 

39.  Deutsch -Eylau 

40.  Neuhof 


Truchsefs  v.  Wetzhaosen 

Gaudecker 

Capit.  Hirsch 

Petzinger 

£ppinger 

[       Lieut  Knobloch 

Milbe 

Lehwaldt 

Groben 

Diebes 

Kalckstein 

Euhnheim 

Schätzel 

Drausewitz 


Brumfort 

G.  Fr.  V.  Losch 

Küch.  V.  Stemberg 


Trenck 

Gattenhöfer 
Lefsgewang 


Kuhnheim 


1 
I 

1 


Truchsefs  v.  W. 
Gaudecker 

Hirsch 
Petzinger 
Epping^ 

Glanbitz 

Hohndorf 

Lehwaldt 

Groben 

Reibitz 

Kalkstein 

Schierstedt 

Schätzel 

Drausewitz 


Paul  Mohr 

Ebert 

Kfich.  V.  Stembeig 


} 


Trenck 


Partheyn 
Mannstein 

Groben 


>  Kon.  Ostpr.  Fol.  7U.    fol.  466. 
*  Kön.  Ostpr.  Fol.  747.    Fol.  17-20. 


XIX  1. 

der  Tabelle  I. 

1698» 

L.  -M. 

Tmchaefs  v.  Wetzhausen 


18» 


1700« 

L.-M. 

W.  Chr.  V.  Schlieben 


1704» 

L.-M. 

Capit.  Hirsch 


1 


Truchsefs  v.  W. 

Kapp 

Hirsch 

Röder 

Eppinger 

Sack 

Hohndorf 


} 


Truchsefs  v.  W. 

V.  Röder 

Hirsch 

Venediger 

Portugall 

A.  V.  Tettau 


Capit  Wallenrodt 


1 


Lehwaldt 

Beibitz 
Kalckstein 
Schierstedt 

Sch&tzel 


) 


I 


Mohr 

Losch 

Ktck  y..  Stemberg 


Trenck 

Lefisgewang 
Lehwaldt 


Reibitz 

Stach  y.  G. 

Schierstedt 

Schätzel 

Küch.  y.  Stemberg 

Packmohr 

Bmmfort 
Packmohr 


} 


Lefsgewang 


W.  Chr.  y.  Schlieben 


} 


y.  Rauter 
y.  Röder 

Hirsch 

Polentz 
Portugall 

A.  y.  Tettau 

Baron  Heydeck 

Capit.  Wallenrodt 

Auerswald 

Reibitz 
B.  G.  y.  Königseck 

Deppe 

Schätzel 

Schönaich 

Kröstel 

Sch&tzel 

Kröstel 
Kirschendorf 

Kröstel 


Partheyn 
Lefsgewang 

Auerswald 

Schlieben 

Deppe 

Sch&tzel 


>  X«ii.  Ottpr.  Fol.  TI0.    fol.  16. 

>  KOn.  Ostpr.  Fol.  740.    fol.  868. 
*  KOa.  Ostpr.  Fol.  750.    fol.  TSS. 


IL 
Zar  Rechnangsffihrnng  des  Prenlsischen  Laudkasiens. 

Bericht   über   den    „neunten  Pfennig'',    sowie  einen    im  Interesse 
der  ständischan  Eigenwirtschaft  erhobenen  Hubenschofs. 


Die  Rechnungen  des  „neunten  Pfenniffs^  werden  noch  nach  Hark, 
Schillingen  und  IFfennigen  geführt,  denselben  Einheiten,  die  aach  in 
der  Hunderten-Bewertung  der  Städte  noch  mafs^ebend  waren.  —  Zodi 
Vergleich  mit  den  sonst  durchweg  gebräuchlichen  Werteinheiten  ge» 
nügen  hier  folgende  Andeutungen: 

1      ;5^*«60jff. 

Iß  ^e    ^.. 

Sß  ^  IS  l^  l  gr. 
1      7^  =.eOß  ^  20  gr. 

IV«  Z^  =  90  j(?  «  30  gr.  =  1  Flor.  poln. 

4Va  W  ^  90  gr.  >=  3  Flor.  poin.  —  1  Rthlr. 
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3410 

■ 

10000 

10000 

181 

643 


26 


85   -    - 


Beriolit   über  die  Verreohnung  des  SSrtrages   eines  besonderen 

HubensohoBses. 

Die    eingekommenen  34386  Thlr.  16  gr.   10  Pf.  werden  folgender- 
mafsen  verrechnet*: 

8  558  Thlr.  81  gr.  —  Pf.  zu  Supplierun^  der  15  000  Thlr.,  so  dem  Kur- 
fürsten 1690  als  Huldignngsgeschenk  offeriert 
(6441  Thlr.  23  ffr.  4  Pfg.  sind  bereits  durch 
den  Dezember  1692  föliigen  Donativschofs  ent- 
richtet). 

-  zu  Supplierung  der  10000  Thlr.,  der  Kurfurstin 
offeriert  (6589  Thlr.  5  gr.  durch  Schofs  im 
März  1698  bezahlt). 

-  dem  Kurfürsten  zum  Friedrichhoffschen  Bau 
versprochen. 

-  der  Kurfürstin,  was  ihr  zum  Patengeschenk 
des  Kronprinzen  gewilligt  worden. 

-  vi  ermonatliche  Interessen  dem  Kriegsrat  und 
General-Kmpfanger  Kraut  für  vorgeschossene 
6550  Thlr. 

-  Kostgelder  wegen  abgehörter  Kastenrech- 
nungen von  1681 — 1694;  denen  dazu  aus  der 
Kurfürstlichen  Oberratsstube ,  Landräten, 
Bitterschaft,  Städten  deputiert  gewesenen, 
item  den  Oberkastenherren  etc. 

-  In  Natangen    1  Verlust   an  den  abgesetzten 

-  Im  Oberlande  j  Zweidrittelstncken. 

-  an  Landrat  und  Hauptmann  zu  Orteisburg, 
V.  Kainein,  wesen  Revidierung  des  Land- 
rechts;  bereits  1^  an  Kostgeld  zu  empfangen; 
jetzt  erst  verrechnet. 

-  feinem  Exulanten  aus  der  Pfalz,  auf  Ver- 
ordnung den  22.  Dezember  1695. 

-  Der   Dr.   Möllerin   zur  Verlegung  eines   ge- 
wissen Traktats  den  28.  Februar  1696. 
r  gewöhnliche       \    dem   Schofseinnehmer  zu 

Reisegelder        I  Holland,  als  er  Donativ- 

Fuhrlohn  von     >  schofs     des  Oberlandes 

Königsberg  bis  |  16Ö4     nach  Königsberg 

Brandenburg      9  gebracht. 

.     A     ., ,  «^«  \  ^®"  3  Hofpredigem  für  die 

4.  April  1696      sonntägige     Fürbitte    und 

15.  Dez.   1696  \  Gebet   um    die   Wohlfahrt 

19'  ^  ",     }??§  I  ^cr  Landstände  und  glück- 

25.  Febr.  1699  }  Hebe  Landtagshandlung. 

-  für  1696  ] 

-  1697  I  dem   Aktuar  Holländer  sein  ver- 

-  1698  I  ordnetes  Annuum 

-  -    1699  i 

-  dem  Kasten -Aufwärter,  so  ihm  von  £.  £. 
Landschaft  geschenkt  worden. 

-  Interessen  rar  1696  und  1697  wegen  der 
222  Thlr.  20  gr.,  welche  aus  dem  9.  Pf.« 
in  die  Donati v-Rechnung  vom  Dezember  1694 

geflossen. 
esgl.  für  1698  und  1698. 


10 

- 

— 

7 

- 

4 

~ 

20 

6 

• 

12 
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— 

8 

- 

30 

1 

- 

48 

22 

. 

^^^^ 

22 

— 

— 

22 

- 

— 

22 

- 

— 

12 

- 

— 

12 

- 

— 

12 

- 

— 

12 

- 

— 

12 

- 

— 

60  -    — 


26 


60   -    — 


32  989  Thlr.  24  gr.  —  Pf.  Übertrag. 


1  Extrakt  etc.  —  Kön.  1699.  —  Kön.  Ostpr.  Fol.  749.  fol.  289—292. 

FoTS«h«mgen  XIX  1.  --  Bergmann.  18 
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82  989  Thlr.  24  gr.  —  Pf.  Übertrag. 

4      -      60   -    -^    -   Beiseeeld  und  Fuhrlohn  för  Schofseinnehmer 

zu.SoTdau,  welcher  den  Don.-Schofa  fni  Juli 
1699    ans    dem   Oberland    nach   Königsberg 
gebracht. 
4      -      —   .    _    -   den   beiden    Aufwärtem    der   Oberratsstobe, 

nach  Verordnung  vom  31.  Januar  1698. 
2      -      —   -    —    -    dem  Emanuel  Gotero  Schreibgebühr  für  die 

Landtagsakten,  21.  März  1699. 
4     -      60   -    —    -   dem  Acciseeinnehmer  zu  Holland  Reisegelder 

und  Fuhrlohn  von  Königsbei^  bis  Bruiden- 
bürg,  wegen  Donativgelder  1697. 
400      -      —  •-    —    -    den  Fröbnerschen  Erben  gezahlt  1697  und  1699. 
222      -      20  -    —    -   zu  dem  „9.  Pfenmg^  erstattet,  so  1695  geliehen. 
709      -      82   -    10    "   bar  bei  allen  3  Kreisen. 

84  336  Thlr.  16  gr.  10  Pf. 
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IV.   Die  WUligmg 

vom  1.  Juni  1690 
I— V.    SammariBche  Berechnung  der  Kontributioni 


Adel 


Soll 
fallen 


TMr.    |gr.|Pf. 


Ab 


Ober- 
kasten- 
herren 


Thlr. 


^ 


Pf. 


Adelige 
Depu- 
tierten 


Tlilr. 


SL 


Pt 


Kasten- 
schreiber 


Thlr. 


Si 


Pf. 


I.  Quartal :  Kopf-  und 
Tranksteuer.  Juni,  Juli, 
Aug.  1690 

Einfacher  HornBchofs  Okt. 
1690 

II.  Qu.:  Kopf-  und  Trank- 
steuer. Sept.,  Okt.,  Nov. 
1690 

ni.  Qu.:  Doppelte  Kopf- 
accise.  Dez.  1690,  Jan., 
Febr.  1691 

m.  Qu.:  Doppelte  Trank- 
^teiier 

IV.  Qu. :  kinfache  Kopf- 
accise.  März  ,  April, 
Mai  1691 

IV.  Qu.:  Einfache  Trank- 
steuer   

Einfacher  Homschofs  Juni 
1691 

Sa. 


9536 
11279 


9  745 


12  912  20 


5  084 


6  570 
2905 


10  21182- 


74 
80 


57 


13 


82 


12  354 


864 


9 


468 


101 
359 


60 


60 


10 


30 


60  — 


332 
369 


372 


65 
70 


45 


110   2 


110 


2i  9 


90-:  - 


1060  — 


245 


20 


90 
20 


21  9 


34115 


2  9 


37  48,13»'s 


68  245  57   311648  401— 


13311  41151 487  i58;l8»'i 


n. 


Cölmer  , 


Soll 
fallen 


Thlr.    |gr.|   Pf. 


Ab 


Adelige 
Depu- 
tierten 


Thlr.lgr.lPf 


Kasten- 
Bchreiber 

Thlr.|gT!  P^-_ 


I.  Qu.:  Kopf-  und  Tranksteuer 
Einfacher  Homschors,  Okt.  1690 
II.  Qu.:  Kopf-  und  Tranksteuer 
III.  Qu.:  Doppelte  Kopfaccise  . 

III.  Qu. :  Doppelte  Tranksteuer 

IV.  Qu. :  Eiiuache  Kopfaccise    . 
IV.  Qu.:  Einfache  Tranksteuer 
Einfacher  Homschofs,  Juni  1691 


Sa 


6081    7i  — 
6759110 
6  938'46  13V2 
8920  58!  9 
3117  87'  — 
469149.  4V« 
1677  711  — 
6  400  471  9 


29i25 
15110 
29  15 


41  111  9 


67 172,  9 

67  72  9 
45|-i  - 
42 '72  9 

45 

22  72  9 
46  6313»! 


44  587  10'  7 


114  791  9 


387  '831  4M 


^  Kön.,  praes.  (aus  dem  Landkasten)  23.  Juni  1692.  —  Kon.  Ostpr. 


itr  Ob«ntinde 
bis  ult  Hai  1691. 


1  1.  Jani  1690  bis  ult.  Kai  lößl. 


Schoß- 
«innehmer 

Weg«. 

der 
Befteiteo 

Bleiben  zu 
liefern 

kammeT 
geliefert 

Re«l 

ThlrV. 

K. 

Thl.l^. 

Pf. 

Tfch. 

IC- 

pr. 

Thlr. 

<r-\  "■ 

TUr. 

r-\  p»- 

Thlr. 

^.1  Pf, 

S9967 

2'/4 

17 

87 

5 

SS 

8126 

78 

■/* 

8  075 

64 

9V4 

51 

13 

9 

■2- 

- 

8 

80 

- 

82 

3 

- 

10867 

67 

- 

10858 

23 

9 

9 

43 

9 

60167 

2'/4 

13 

37 

- 

2» 

17 

9 

8263 

77 

15'/4 

8209 

45 

6»/4 

44 

32 

9 

23574 

13 

9 

27 

_ 

39 

75 

9 

12537 

23 

5 

12511 

8 

5 

26 

1& 

_ 

17289 

ll'/4 

9 

30 

- 

57 

53 

9 

4346 

8 

6'/* 

4831 

76 

6'/4 

14 

22 

- 

30647 

15'/i 

6 

7 

_ 

17 

82 

9 

6038 

35 

*U 

5  647 

25 

3»/4 

391 

S!  15 

mi6 

9 

12 

- 

- 

6 

6 

2  393 

12 

9 

2  299 

3 

9 

94 

9,  — 

2- 

- 

9 

30- 

19.10 

_ 

9897 

47 

7'/. 

9  800140 

7V» 

97 

7|  - 

im  2 

17V. 

^ 

3ä 

- 

6Ö7 

n 

- 

ii4ei) 

W 

ü'/i 

61733 

17 

3'/iJ 

7i7 

62 

6 

gang 

Bleiben  zu 
liefern 

Zur  Kriegs- 
ktunmer 

geliefert 

^ 

SthofB- 

Schniberei 

Wegen 

der 
Befreiten 

Reat 

Thlr.  KT.I  Pf 

TH,V.|K 

Tiiir.liri.lPr, 

TU..   Ig.,1  Pt. 

Thlr    lur     Pf 

Thlr 

r- 

Pf. 

138'28l2'/4 

,0  L|_ 

2  60- 

5  832i26,13'/4 

5  814^26  13»/4 

18 

58 

_ 

2   60- 

9  '481— 

6  73ll72    - 

6  717145  — 

14 

136  28;  12  V4 

11  .81  — 

6  688  65   2'/. 

6642'7511V. 

+,S 

9 

JtW* 

7  i75  — 

28   62   i 

8  717  32   7V4 

8660:47   7'/i 

5« 

75 

13V' 

6  '60.- 

2951!54l3'/i 

3 

4R 

6 

18 

57;- 

10  70- 

4  479  85'16V4 

4I23  58'll»;4 

356 

27 

4'/» 

8861 

9 

4 

1459  421  — 

101;  15 

—  — 

- 

4 

— 1  — 

6  78i- 

6301174!  4Vi 

6  217l57'l3V. 

84  |l« 

9 

73762 

8 

65 

63,- 

6Ö  571  9 

4ä.268,32  3V> 

1 

42  587|48|  - 

660 

« 

*"• 

Fol.  741.    No.  112  fol-  691  ff. 


XIX  1. 

I^T.    Sumioarische  BerechouDg  der  Koutributioiugeffile 


Ab 

Soll  faUen 

Adelig« 
Dep«- 

tierten 
Tiar.|p.lK. 

OberBt&nde 
COlioer  .    . 
Baneni  .    . 

Samland 

Natangeu 

Oberland 

SwnlBnd 

NataDgen 

Samland 

Nataagan 

Oberland 

978 
205 
1491 
1309 

1  118 
427 

2  937 
884 
595 

55 
6 
54 

II 

64 
15 

14 

13'/» 
IS'h 
lO'/t 

61 

4Vi 

12 
8 

5 

äa. 

fmr 

42 

1^ 

-- 

Soll  fallen: 

6S24S  Thir.  BT  p.    3 


V.    Sumine  der 
Abgang: 


9«H  TUr.  bip.   ^1  ^ 


'  Kön.    1692.    Aus   dem  Landkasten.    —    Kön.  Ostpr.  Fol.  741- 


XIX  I. 

TOm  I.  Juni  1690  bis  alt.  Mai  1691.    (Fortaetzuug.) 


Schreiberei 

■.  I  Thlr-  p.  I  Pf,    _ 


Zur  KriegB- 
kamoier 

geliefert 


m  |80|  i| 


iiiii|iä|f 


WIM     -     H    -    1W,   ■- 

61788  TW 

i:  gr.    3'..  Pf. 

1 

S^'i-r"- 

USW      - 

si.    a-/.  -■ 

S8e     -     19   ." 

ni^  - 

V.  P^. 
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XIX  1. 


VI.    Speeialbereehnnng '  dar 


Via.    Kopfaoolse  und  Tranksteaei. 


Zahl 
der  Per- 
sonen 

3  scheffel. 
Bier 

Tonnen  |  StoiF* 

2  scheffel. 
Bier 

T.          St. 

Weiacn- 
mehl 

T.      st 

Adel  .    .    • 

Samland   . 
Natangen . 
Oberland  . 

14  563 
39119 
23425 

1757 
2370 

882 

86V« 
24 

284 
1081 
1628 

84 
48 

70  1  48 
129  1- 

100    48 

Cölmer  .    < 

Sa. 

Samland  . 
Natangen . 
Oberland  . 

77107 

20  594 
24  910 

7  885 

5010 

1231 

396 

41 

14Va 

24 
72 

2994     36 

2533  1  84 

1296     84 

253     72 

300    - 

102^24 
52    12 

9  '  72 

Bauern  . 

Sa. 

Samland  . 
Natangen . 
Oberland  . 

53389 

95  591 
25  573 
12  833 

1669 

1261 
297 
291 

80 
72 

48 

4084 

554 
621 

390 

48 

72 
24 
60 

164  '  12 

17  - 
90  72 
13  1  ^ 

Sa. 

133  997 

1851 

8 

1566 

60 

121  :  24 

Via.    Kop&ccise  und  Tranksteuer. 


QfS^f 

Ab 

oiacir. 

Huben- 

schofs 

Thlr.  gr.  Pf. 

Summe 
an  Geld 

Thlr.       gr.  Pf 

Ober- 
kasten- 
herren 

Thlr.  gr.  Pf. 

Kasten- 
schreiber 

Thlr.  p   PI 

Adel  .    .    . 

1 

Samland   . 

Natangen . 
Oberland  . 

1 

60 

3  851 

8  788 
5  356 

53 

3 

68 

9 

253  30  - 

1 

101  ^30  — 

30 

45 
45 

2    9 

Cölmer  .    . 

Sa. 

Samland   . 
Natangen . 
Oberland  . 

1 

lö 

17  996 

5  478 
5  056 
1504 

34 

8 
33 
13 

9 

9 
9 
9 

354 

60- 

1 

120    2    » 

42  72    9 
22  45  - 
22  45  - 

Bauern  . 

Sa. 

Samland  . 
Natangen . 
Oberland  . 

1 

1 
1          1 

1 

1 

12038 

8  715 
2  398 
1271 

55 

37 

18 
19 

9 

9 
9 

^^^ 



87  72    y 

103  75  - 
22  45  - 
22'45  - 

ga. 

— 

12  384 

75 

— 

— 

153 

75  - 

'  Kon.  1691.  —  Aus  dem  Landkasten.  —  Kön.  Ostpr.  Fol.  741  ^ 
2  Eine  Tonne  =  96  Stoff. 


XIX  1. 

QflfiUe  des  m.  Quartal«. 

Det.  1B90,  Jan.  nnä  Tebr.  1691. 


Kom- 
schrot 

Mak 

Uabor- 
schrot 

Bäcker,  ao  ein 
Oewieses 
geben 

Vom 

BranntveiD- 

brennea 

T.     Ut, 

T. 

8t. 

T.          8t. 

TUr. 

IT.    1     Pf. 

Tklr. 

V.   i     Pf. 

164S'  48 
1052  1  - 
89a|- 

164 

72 

185 
3643 
320 

48 
24 

48 

4 
3 

20 
17 

- 

12 

10  1  — 
31  i  — 

:»Ö7|46 

164 

72 

4149 

24 

7 

!i7 

— 

12 

41     - 

1198  1  - 

169 :  - 

32  1- 

292 

72 

337 
1277 
744 

72 

4 
2 

1 

40 
40 

~ 

l 

60 
80 

~ 

1^94     - 

-ir 

■75- 

äfc§ 

72 

'    1 

BO 

— 

ä 

5Ö 

— 

758  1- 
30l- 
7  i  — 

1032 

72 

59 
160 
639 

15 

8 

20 
70 

87 

— 

7 

64 

^ 

M|- 

10»2 

^ 

feö 

- 

H 

M 

- 

1 

54 

— 

Dei.  1690,  Jan.  und  Febr.  1691.    (Fortsetenng.) 


Schofa- 
eiDuehmer 

Auf 
Schreiberei 

Den 
B«freiten 

Auf 
Speeial- 

Bleibt  zu 
liefern 

TU..  In.      Pf. 

Thlr. 

F-l" 

TWr. 

Tbl,.    |„. 

Pf. 

TLlr.     |l> 

Pt 

67  las  — 

6 

_ 

_ 

75 

_ 

3488   86 

9 

1^' 

174 

29il3 
5' 11'/* 

6 
6 

z 

1 

47 

28 

1 

49 

30 

9 

8520   32 
4983'   9 

14 

i\i 

TT 

ÖV. 

lä 

— 

— 

47 

2i 

9 

s« 

Ife 

9 

iä992 

85 

ii*/* 

81 
66 

22 

74 
6 

9 
4 
11 

2 
4 
4 

60 
60 

2 

^ 

^ 

~9 

3 

E 

^ 

5  352 

4940 
1383 

3 
34 
19 

9 
5 
7 

235 

\% 

6 

11 

30 

— 

-w 

Ji 

» 

— 

— 

— 

11675 

Wl 

230 
105 

eo 

58 
2 

33 

13^1 

5 
1 

1 

E 

— 

1 

m 

Z 

122 

40 

9 

8188 
2  272 
1169 

44 
61 
55 

4"/^ 

* 

4-7^ 

' 

- 

- 

■^ 

- 

-^ 

40 

9 

um 

:ö 

PT. 
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XIX  l. 


VIb.    Baa«rn-Haben8«holk 


V 

Hub 

H. 

oU( 
en2 

M 

:ahl 

□  R. 

Abgang 
H.      M  DR. 

Bleiben  zur 
Kontribution 

H.      M.  DR. 

Summe  i 

Gkld 

TUr.    Igt. 

MI 
Pf. 

Samland  .    . 
Katangen     . 
Oberland .     . 

27159 

14  555 

8  260 

2 

29 

7 

26^2 
285 
173 

12533   4 

8  74812 
5  316   9 

225 
91 

208 

14  605 
5  807 
2943 

27 

17 
9 

98Vt 
194 
208 

7  319 

2903 
1471 

7 
71 
86 

IVl 

3 

Sa. 

49  975 

9 

184V8 

26  617  26  227 

23  3.37  12  257Vfi|5411459j9 

▲nsohlag^ 

alles  desjenigen,   was  bei  der  von  den  Ständen  gewilligten  Kopfaccise 
und  Tranksteuer  teils   auf  vorgeschützte  Verordnungen,   teils   eigen- 
mächtig sich  befreit  und  nictit  zur  Einnahme  gebracht  worden. 


Samland 

Natangen 

8  000  Thlr 

.  -  gr.  -  Pf. 

wegen     der     Freiheiten 

Königsbergs,  angeschla- 
gen  auf  6000  Personen 

und  10000  Tonnen  Bier. 

'814 

- 

50    - 

wegen  der  Freiheiten  bei 

den  kleinen  Städten    .  . 

156 Thlr. 59 gr.  »PI 

245 

- 

82    -     9   - 

wegen  der  Befreiten .  .  . 

10 

-     58 

460 

- 

85 

wegen     der    Hauptleute 

und  Beamten 

272 

-     12   -    9  - 

8353 

- 

42 

wegen  der  Schatulldörfer 

• 

und  Neusassen 

83 

-     67   -    9  - 

2576 

« 

80 

wegen     der    Jagd-    und 
Scnatullbedienten  .... 

380 

-     75 

70 

- 

60    -  -   - 

wegen    der    Stuttereibe- 

26 

dienten 

11 

-    eo  -  —  - 

:59 

wegen  eines  Besitzers  von 
100  Hüben,  der  noch  in 

den  Freijahren. 

Wegen  der  Hospital- 

dörfer  

120 

^                ^^^          V      ^mm       * 

Von  den  Landdörfem 
bei    den    kleinen 

Städten 

85 

M                 ^^^           m      ^^^        * 

Samland  und  Natangen :     16  244  Thlr.  73  gr.  —  Pf. 
Oberland  (geschätzt  auf ):     1 387      -      57    -       9    - 

Sa. :  17  632  Thlr.  40  gr,    9  W. 


1  Aus  dem  Landkasten.  —  Kön.  1691.  —  Kön.  Ostpr.  Fol.  741  sA 
No.  30  toi.  296,  297. 
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207 


•  i5  ffr.    Tebroar  1691. 


Abgang 

Ober- 

kasten- 

hcrren 

Thlr.lfr.lPf. 

Kasten- 
scbreiber 

Thlr.|gr.|Pf. 

eini 

Thlr. 

5ho 
lel 

ffl- 
imer 

Pf. 

Schraiberei 
Thir.  gr.  Pf. 

Den 
Befreiten 

ThlrJgr.|Pf. 

Anf 

Special- 

verordnnng 

Thlr.  gT.  Pf. 

Bleibt  zu 
liefern 

Thlr.    gr.l  Pf. 

1 
1 

1 

— 

— 

— 

— 

^ 

—^ 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

354 '60 

— 

361 

60 

— 

1122 

1 

16»/4 

38 

30 

— 

83 

61 

— 

172  56 

51 981 60 10V4 

1     1 

Specifikation^ 
bezüglich  der  ScbatuUdörfer  in  Samland:  für  1690—1691. 

Es  sollen  dieselben  tragen  in  einem  Qaartal: 

854  Thbr.  —  gr.  —  Pf.  für  10248  Personen  k  Vit  gr. 

9  .  60  -  —  -  für  29  Tonnen  36cbeffel.  Bier  4  30  gr. 

44  .  40  -  —  -  für  190  Tonnen  2scheffel.  Bier  4  20  gr. 

1  -  40  -  9  -  für  64  Scheffel  Weizenmehl  k  18  gr. 

__  -  66  -  —  -  für  22  Scheffel  Komschrot  i  3  gr. 

20      -  25  -  —  -  für  182V«  Scheffel  Malz  k  10  gr. 

—  -  40  -  —  -  für  40  Scheffel  Haferschrot  &  1  gr. 

"&.    9äl  Ttlr.    1  gr.    9  Pf 

Abo  aof  6  Quartale  (das  dritte  doppelt,  und  1  gezählt 

anstatt  des  Homschosses) 5586  Thlr.    9  gr. 

Dtranf  sind  eingekommen  im  2.  Qaartal 1190      -      21    - 

im  3.  Qaartal 1042      -      36    - 

Demnach  bleibt  als  Rest  von  den  SchatuUdörfem     .    .  3353      -      42    - 


1  Ans  dem  Landkasten.   —    Kön.  1691.    —    Kön.  Ostpr.  Fol.  741  ad 
Ko.  30  fol.  296,  297. 
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XIX  1. 


Wlldnisbereiter  und  Warten', 
80  sich  von  Kopfaccise  und  Tranksteuer  eximiert,  1690 — 1691. 


a 

Bier  auf 

Bier  auf 

m  u 

r2 

das  Jabr 

c 

S2 

das  Jahr 

ter          »o  'S 

V  08 

p4 

O    ^ 

Am 

• 

* 

■ 

Ä  b. 

£  3 

s 

£ 

ce 

S  ö 

£      te 

03 

'S 

^ 

CL4   O 

c           z, 
c»           "y 

^ 

OD 

CO 

OD 
03 

^ 

OQ                 « 
00              ^ 

Neubau 

sen  .  .        1 

8 

6 

5 

20 

10      - 

Waldai] 

i  .  .  .  .       — 

.^ 

— 

— ^ 

2 

8 

4       - 

Schaacl 

^en   .  .       8 

24 

18 

— . 

18 

72 

36       - 

Fiscbba 

usen    .        2 

16 

12 

-^ 

16 

64 

82       - 

Labiau 

....        2 

16 

12 

50 

200 

100       - 

Tapiau , 

4 

32 

24 



21 

84 

42       - 

• 

....        2 

16 

— 

12 

36 

144 

—        72 

. 

4 

32 

— 

24 

40 

160 

—        80 

- 

2 

16 

— 

12 

12 

48 

24 

- 

3 

24 

18 

52 

208 

—       104 

Ragnit . 

1 

8 

— 

6 

:^2 

128 

—        64 

- 

3 

24 

— 

18 

29 

116 

58 

Tilsit. 

2 

16 

— 

12    1 

,     40 

160 

—        80 

Mumme 

1 1 

8 

_ 

6 

36 

144 

—         72 

Salau 

1 

8 

._- 

6 

1     16 

40 

.  -         20 

Georgei 

iburg .        1 

8 

6 

1       8 

82 

—         16 

Taplacl 

ten  .  .        1 

8 

6 

1     18 

72 

•     86 

Sa.       33 

264 

72 

126 

425 

1700 

224      626 

Summe  bei  den  Wildnisbereitem      444  Thlr.  —  gr. 
Summe  bei  den  Warten .    .    .    .    2132      -      80    - 

2576  Thlr.  80  gr. 


»  Kön.  Ostpr.  Fol.  741.    fol.  300,  301. 
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V.    Sammarische  Bereehnan^ 
der  im  Jnli  1701  eingenommeneD  Kron-Kopfstener  ^ 

TOD  beiden  Oberständen ,    Cölmem  und  Banem ,    ans  allen  8  Kreisen. 

Nebst  dem  Reglement,  betr.  das  Snpplementum  dazu  im  Jnli  1704'. 
(Aus  dem  Landkasten;  gez.  Daniel  Bojen,  Obereinnebmer.) 


Kronsteuer,  im  Juli  1701  einfi^enommen : 
Von  den  beiden  Oberständen. 


Adeliee  Eigen ttlnri er,  nacb  der 
Zahl  der  adeligen  Sitze  .    . 

Arme  Adelige 

Adeliee  Kinder 

Arendatoren  auf  grofsen  ade- 
lieen  Gütern 

Hocbcölmer,  nach  der  Zahl  der 
cOlmiflchen  Sitze 

Schlechte  Cölmer,  Freie,  Schul- 
zen, Kruger 

Anne  Freie,  so  auf  1  Hube 
und  darunter  sitzen     .    .    . 

Colmerkinder 

Armer  Freien  Kinder.    .    .    . 

Deotsche  Hochzinser  oder  Zins- 
banem,  mit  2—3  Hüben.    . 

Andere  deutsche  Bauern    .    . 

Hochzinser  in^den  litth.,  poln. 
nnd  oberl.  Ämtern .... 

Andere  Banem  in  diesen  Äm- 
tern     

•Er^  nnd  Arendemüller,  so 
eigene  Hüben  haben  .    .    . 

Andere  Müller,  auf  schlechter 
Mühle     . 

bstieute,  Tagelöhner,  Hirten 

Kaufcärtner,  Mietsleute,  so 
Acter  gebrauchen  .... 

Verwalter,  Hofleute,  Kämme- 
rer, Warten,  Fischer  etc.    . 

^tache  Knechte 

Knechte  in  den  poln.  und 
iJtth.  Ämtern 

I^ntache  Jungen,  Mägde  und 
Banemkinder 

Jungen,  Mägde  etc.  in  poln. 
und  oberl.  Ämtern  .... 


k  Person 


1  Thlr. 

45  irr. 

30  - 

60  - 

60  - 

45  - 

30  - 

30  - 

20  - 

40  - 

80  - 

30  - 

20  . 

60  - 

45  - 

15  - 

20  - 

30  - 

30  - 

20  - 

15  - 

10  - 


Zahl  der  Personen 


Saml. 


Nat.       Oberl.     Snmine 


305 

39 

112 

61 


45 


436 

824 


707 
130 
277 

85 

68 

326 


926 
6  552 

87 


980  1287 


20 
4117 


16 
15382 


566  1718 


1050 
861 

292 


1241 
1612 

270 


2912  4  655 


686 


540 
209 
270 

154 

141 

180 

359 

26 

1 

1099 
1464 

109 


1552 
378 
659 

300 

209 

551 

359 

26 

1 

2461 
8840 

146 


1116  3  383 


36 

62 
6  727 

952 

1513 
963 

477 

4230 


2430  2365  5481 


36 

98 
26  226 

3236 

3804 
3436 

1039 

11797 


18  306' 37  719 


22  993 


74018 


Ertrag 


Thlr. 


gr.IPf* 


17  927 


40 


^  Kön.  Ostpr.  Fol.  750.  No.  1113  fol.  594-601. 

*  Kon.,  31.  Jan.  1704.  —  Kön.  Ostpr.  Fol.  750.  fol.  850—858. 

Fortchungea  XIX  1.  —  Bergmann.  14 
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XIX  I. 


y.    Summarische  Berechnung 
der  im  Juli  1701  eingenommenen  Kron-Kopfsteuer.    (Fortsetcnog.) 

Von  den  beiden  Oberst&nden. 


Von  Personen  : 

Samland  13  d06 
Natangeu  87  719 
Oberland     22  993 

Sa.    74018 


SoU  fallen: 

8 196  Thlr.  55  gr. 
9038      -      45    - 
5697      -      80    - 

Sa.    17  927  Thlr.  40  gr. 


Abgang 
auf  die  adeligen  Deputierten:  auf  die  Schofseinnehmer: 


S.       76  Thlr.  40  gr. 
N.      90      -      60    - 
O.     117      -      30    - 

Sa.     284  Thlr.  40  gr. 

Bleibt  zu  liefern: 

S.      8091  Thlr.  62  gr.    —    Pf. 
N.     8881      -      68    -    12«/8    - 
O.     5481      -      15    -     —       ■ 

Sa.    17454  Thlr.  55  gr.  12»/8  Pf. 


28  Thlr.  43  gr.   -    Fl 
61      -        6    -    5V»    - 
98      -      75    -     —    - 

188  Thlr.  34  gr.  5V8  Ff. 


Greliefert: 

1 699  Thlr.  10  gr.    —    Pf. 
7452      -      61    -    IS^lt  - 
5066      -      25    -      —     ■ 

14218  Thlr.    6  gr.  15«/t  Fi 


Rest: 


S. 
N. 
0. 

"SäT 


1392  Thlr.  52  gr.  -  Pf. 

1429      -        6    -    15    - 

414      -      80    -    ~    - 

3236  Thlr.  48  gr.  15  Pf. 
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y.    SmnmariBche  Berechnung 
der  im  Juli  1701  eingenommenen  Kron-Kopfsteuer.    (Fortsetsiing.) 

Kronsteuer,  im  Juli  1701  eingenommen: 
Von  den  CÖlmem: 


k 
Per- 
son 


Zahl  der  Personen 


Saml.         Nat. 


Oberl. 


Summe 


Ertrag 


TUr. 


Pt 


Hochcölmer,  nach  der  Zahl 
der  cölmischen  Sitze  .    . 

Schlechte  Cölmer,  Freie, 
Schulzen 

Arendatoren  oder  Miete- 
lente  auf  den  cölmischen 
Ofitem 

Aime  Freie,  auf  1  Hube 
nnd  danmter 

Cdlmerkinder 

Anner  Freien  Kinder    .    . 
£rh-  und  Arendemüller 

Andere  Müller  auf  schlech- 
ten Mühlen 

Instleate,  Tagelöhner,  Hir- 
ten     

Kttfgärtner ,  Mietsleute, 
80  Acker  gebrauchen 

Verwalter,  Hof  leute,  Käm- 
merer etc. 

Beatsche  Knechte     .    .    . 

Knechte  in  polnifschen  und 
litthauischen  Ämtern.    . 

Beateche  M&gde,  Jungen 
nnd  BauernJander .    .    . 

lüfde  in  poln.,  oberl.  und 
btth.  Ämtern 


60  gr. 
45    - 


40    - 

30   - 
30   - 

20   - 
60   - 


45 

15 

20 

30 
30 

20 

15 

10 


413 
1879 


71 

1279 
1223 


5427 

1382 

1006 
619 

889 

1984 

2067 


420 
4379 


22 

6184 

U2k80gr. 

2249 

k  15  gr. 


Unter  den 

Hoch- 

cölmem 


5301 

227 

108 
282 

1607 

1300 

4602 


186 
1987 


18 

1023 
257 

153 
10 


2 

1592 

340 

508 
179 

245 

498 

1117 


1019 
8245 


111 

843^ 
3871 

153 
10 


8 

12320 

1949 

1622 
1080 

2731 

8732 

7  786 


18193 


26  775 


8115  53088 


14112 


20 


14- 
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V.    Summarische  Berechnung 
der  im  Juli  1701  eingenommenen  KronKopfeteuer.    (Fortsetzung.) 

Von  den  Cölmern. 


Von  Personen: 

Samland  18 193 
Natangen  26  775 
Oberland       8115 

Sa.    53083 


Soll  fallen: 

4  586  Thlr.  10  gr. 
7  100      -      75    - 
2425      -      25    - 

14 112  Thlr.  20  gr. 


Abgang. 
Auf  die  adeligen  Deputierten:  Auf  die  Schofseinnehmer: 


S.       —  Thlr.  . 

N.      -      -      - 
0.        8      -      80    - 

Sa.    8  Thlr.  80  gr. 

Bleibt  zu  liefern: 

S.      4546  Thlr.     1  gr. 
N.     7  070      -      71    - 
0.      2411      -      35    - 

Sa.     14  028  Thlr.  17  gr. 


40  Thlr.    9  gr. 

30      -        4    - 

5      -      -    - 

75  Thlr.  13  gr. 


Geliefert: 

3118  Thlr,  23  gr. 
6  825      -      31    - 
2  200      -      45    - 

12  144  Thlr.    9  gr. 


Rest: 

S.      1427  Thlr.  68  gr. 
N.       245      -      40    - 
0.       210      -      80    - 

Sa.     1884  Thlr.    8  gr. 
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y.    Summarische  Berechnung 
der  im  Juli  1701  eingenommenen  Kron-Kopfsteuer.    (Fortsetzung.) 

SIronsteaer,  im  Juli  1701  eingenommen: 
Von  den  Baaern. 


ä 
Per- 

Zahl der  Personen 

Ertrag 

son 

Saml. 

Nat. 

Oberl. 

Summe 

Thlr.     gT. 

w. 

Königliche  Beamte  u. 

1  ä  1  Thlr. 

1  älTUr. 

Arendatoren  auf  den 

Ämtern 

60  gr. 

155 

60 

54 

269 

..^ 

— 

Deutsche    Hochzinser 

^ 

oder  Zinsbauern  .    . 

40   - 

1247 

573 

1145 

2965 

._ 

— 

-~- 

And.  deutsche  Bauern 

30   - 

1378 

2003 

811 

4182 

^_ 

__ 

Hochzinser  in  den  pol- 
nischen, iitthauiscnen 

und     oberländischen 

Ämtern     .     ,    .    .    . 

30   - 

1826 

803 

136 

2  765 

_ 

Ändere  Bauern  in  die- 

sen Ämtern  .... 

20   - 

30092 

6828 

1103 

38  023 

^^ 

..... 

Erb-  u.  ArendemüUer 

mit  eigenen  Hüben  . 

60   - 

7 

20 

27 

— 

Ändere     Müller     auf 

1 

schlechten  Mühlen    . 

45   - 

121 

153 

94 

368 

__ 

_— ■ 

Instleute,  Tagelöhner, 

Hirten 

15    - 

7  028 

6064 

2466 

15  558 

« 

— 

Kanfgärtner  u.  Miets- 

leute     

30   - 

unter  den 

367 

914 

1281 

— 

— 



Verwalter,    Hofleute, 

Bauern 

Kämmerer  etc. .    .    . 

30   - 

1461 

558 

727 

2  746 

^— 

^^ 

^^^ 

Deutsche  Knechte.     . 

30   - 

1206 

630 

754 

2  590 

_^ 

Knechte   in   den   pol- 

nischen ,      oberländi. 

sehen  u.  litthauischen 

Amtern 

20   - 

6  797 

665 

151 

7  613 

— i— 

— 

-_ 

Deutliche  Mägde,  Jun- 

ten u.  Bauernkinder 
Mägde   etc.  in    polni- 
schen, oberländischen 

15    - 

3944 

1783 

2  301 

8  028 

^-. 

1 

! 

■ 

u.  litthauischen  Äm- 

1 
1 

tern  

10   - 

24451 

6  066 

1163 

31680 

— 

79  701 

26  560 

11839 

118100 

23673 

30' 
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V.    Summarische  Berechnung 
der  im  Juli  1701  eingenommenen  Kron-Kopfsteuer.    (Fortsetzung.) 

Von  den  Bauern. 

Von  Personen:  Soll  fallen: 

S.      79  701  15  416  Thlr.  75  gr. 

N.     26560  5436      -      —    - 

O.      11899  2820      -      45    - 

Sa.     118100  23  673  Thlr.  30  gr. 

Dazu  von  Adel:  74018  17  927      -      40    - 

-     Cölmem:     53083  14112      -      20    - 

ga.    245201  ^5  713  Thlr.  —  gr. 

Abgang: 

Adelige  Deputierte:  Schofseinnehmer: 

S.       —   Thlr.  —  gr.  102  Thlr.  55  gr.  12     PL 

N.      —       -      —    -  35      -      12    -      7«t   - 

Sa.  —   ttlr.  —    -  137  Thlr.  68  gr.    1«/»  n 

Dazu  von  Adel:  284      -      40    -  188      -      34    -      5Vt   . 

.     üölmem:  8      ■      80    ■  75      -      13-4 

Sa.  293  Thlr.  30  gr.  401  Thlr.  25  gr.  11     K 

Bleibt  zu  liefern:  Geliefert: 

S.     15  314  Thlr.  19  gr.    6     Pf.      9  415  Thlr.  45  gr.  -    ?t 
N.     5400      -      77    -     10V8   -        4542      -        3    -    10-     - 
0.     2820      -      45    .      -     -        2  225      -      69    -    -      • 

Sa.    23535  Thlr.  51  gr.  16VsPf.    16  183  Thlr.  27  gr.  IOVb  1^- 
Dazu  V.Adel:    17454      -      55    -    12«/8   -      14218      -       6    -    15«»  - 
-      -  C5lm.:  14028      ■      16-14       -      12 144      -        9    -     3      - 

Sa.    55  Ö18  Thlr.  34  gr.    7     tf.    42  545  Thlr.  43  gr.  12    rf 

Kest: 

S.      5  898  Thlr.  64  gr.    6  Pf. 
N.        858      -      74    -    —    - 
0.        594      ■      66    -    —    - 

Sa.    7  352  Thlr.  24  gr.    6  Pf. 
Dazu  von  Adel:  3236      -      48    -    15    - 

-     Cölmem :      1 884      -        7    -     10    - 

Sa.     12  472  Thlr.  80  gr.  13  Pf. 

Der  ganze   Abgang: 

An  adelige  Deputierte 293  Thlr.  30  gr.  -  PL 

Schofseinnehmer 401      -      25    -    11  - 

Eiii«B  Kowtts  B«.  I  Oberkastenherren 119     -      80   -    —  - 

SiTbeTdiewr  < Obereinnehmer  u.  Kastenschreiber  108     -        5 

KroBsteneT.      JAufw&rter 2      -      45    •    —   • 

925  Thlr.    5gr.  llR 
=  IVz  o/o  der  abzufahrenden  Summe. 

Zu    zahlen: 

55  713  Thlr.  —  gr.  —  Pf. 
-       925      -        5    -    11    - 

54  787  Thlr.  84  gr.    7  Pf . 
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Supplementum, 

▼onach  dasjenige,  was  zu  der  1701  gewüligten  (100000  Thlr.)  ELronsteuer 

nach  damabgem  Reglement  nicht  zureichend  gewesen^  von  den  Einsassen 

auf  dem  Lande  und  von  den  Schatulldörfern  im  Juli  1704  nachgegeben 

und  in  den  Ämtern  eingenommen  werden  soll. 


Personen 
170P 


Noch  zu 
geben 


Möchte 
tragen 

Thlr.  I  gr.  I  Pf. 


Ein  J^elmann,   von  jedem   adeligen 

Sitze 

Adelige,  die  unter  6  Hüben  besitzen 

Adeliffe  Kinder.    .    .    .  ^ 

Arenoatoren  auf  königl.  Ämtern  und 

frofsen  adeligen  Gütern;  desgl. 
önigl.  Beamte,  Wildnisbereiter 

flochcölmer,  nach  Zahl  der  cölm.  Sitze 

Schlechte  Cölmer,  Freie,  Freischulzen, 
Krfieer 

Anne  Freie,  so  auf  1  Hube  und  dar- 
unter sitzen 

Colmerkinder 

Armer  Freien  Kinder 

Deutsche  Hochzinser  oder  Zinsbauern, 
80  2— 3  Hüben  besitzen 

Andere  deutsche  Bauern 

Hochzinser  in  den^litth.,  poln.  und 
schlechten  oberl.  Ämtern     .... 

Andere  Bauern  (doch  hier  nicht  zu 
verstehen,  die  auf  Vs  Hube  sitzen 
und  oft  wohl  wüste  Hüben  aren- 
diert,  welche  billig  den  Hochzinsem 
gleich  zu  achten) 

£rb-  und  Arendemüller,  so  eigene 
Haben  haben 

Andere  Müller 

Instleute,  Tagelöhner,  Hirten    ...    . 

Kaufgfirtner,  Mietsleute,  so  Äcker 
gebrauchen 

Verwalter,  Hof leute,  Kämmerer,  War- 
ten, Fischer,  so  eigen  Garn  haben, 
Schäfer,  Brauer,  nandwerker  etc.  . 

Deutsche  Knechte 

Knechte  in  poln.    und   litth.  Ämtern 

Deutsche  Mägde,  Jungens  und  Bauern- 
kinder 

Mägde,  Jungen  und^Bauemkinder  in 
poln.  und    litth.   Ämtern    .... 

SaT 


1552 
353 

694 


591 
1201 

8  706 

7  252 

2982 

154 

5426 
10059 

2  700 


41665 

98 

587 

52396 

5  633 


9  762 

9199 

12005 

18  742 

43365 


14     gr. 

7 

4V«    - 


9 
9 


5 

4V« 
3 

6 
5 


9 

7 
2Vb 


5 
5 
3 

2V« 

ivi 


235  123 1 


241 
27 
34 


59 
120 

677 

402 

149 

5 

361 

558 

150 


1388 

9 

45 
1455 

187 


542 
511 
400 

520 

722 


38 
41 
63 


9 
9 

12 

80 

9 

12 

60 
75 


25 

72 

50 
40 

69 


30 

5 

15 

57 

67     9 


—       8571 


44 


^  Die  Zahlen  weichen  zum  Teil  ab  von  den  umstehenden:  Rück- 
zug der  Bevölkerungszahl. 
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Zahl  der  kor.tribuablen  Personen. 


Zur 

Kopfaccise  September  1 
Adel    Cölmer    Bauern 

700^: 
Summe 

Zur 
Krousteuer 
Juli  1701: 

Zur 

Kopfacci 
Juni  170 

Saml. 

Nat. 

Oberl. 

12368 
37  248 
22831 

18  027       77  242 

26  748      25  935 

7  972       11419 

107  637 
89  931 
41222 

111200 
91  054 
42  947 

245  201 

111  2-^:i 
91  IUI 
42  9.V> 

Sa. 

72  447 

52  747     114  596 

239  790 

245  s7y 

VI.   Einnahmen 
der  Oeneral-Ki'iegsknsse  ans  dem  Herzogtum  PrenCseii^. 


Kontribution 

Reste  (aus  dem 

vor. 

Jabre) 

Thlr.          1    gr. 

Pf. 

Thlr.          1 

g»- 

Pf. 

1689 

297  662 

1 

9 

1690 

290  042 

4 

— 

— 

1691 

275  000 

— 

— 

— 

1692 

200  847 

15 

— 

4437 

8 

1693  • 

257  744 

11725 

15 

—. 

1694 

231  918 

7 

— 

130 

5 

— 

1695 

169  126 

19 

— 

2  687 

17 

6 

1696 

177  572 

9 

13  744 

1697 

207  021 

21 

30106 

1 

22 

^■^ 

»  Kön.  Ostpr.  Fol.  749.    fol.  429. 

2  Kön.  Ostpr.  Fol    750.    fol.  594—601. 

•  Kriegs-Mmisterium,  Berlin.  VI.  2.  c.  —  Wurde  mir  durch  Hern 
Prof.  Breysig,  Berlin,  zur  Verfü^n^  gestellt.  Vergl.  dazu  die 
Gesamteinnahmen  des  pr.  Staates  bei  Riedel,  Der  brand.-pr.  Staats- 
haushalt.   Berlin  (1866).    Beil.  V. 
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Einleitung, 


Die  vorliegende  Arbeit  soll  ein  Versuch  sein,  die  Entwicklung 
der  gewerblichen  Arbeitsteilung  für  einen  bestimmten  Ort  und 
eine  begrenzte  Periode  auf  Grund  kritischer  Quellenforschung 
darzustellen. 

Als  Urmaterial  dienten  die  Leipziger  Adrefsbücher ,  welche 
seit  1701  existieren,  aber  erst  seit  1713  die  „Handwerker  und 
Künstler^  aufgenommen  haben.  Von  diesem  Zeitpunkt  an  bis 
zur  Hitte  des  1 8.  Jahrhunderts  ist  jedoch  von  einer  wesentlichen 
Zunahme  der  Arbeitsteilung  wenig  zu  spüren.  Aufserdem  sind 
die  ältesten  Adrefsbücher  nicht  ganz  zuverlässig.  Deshalb  wurde 
als  Anfangsjahr  der  im  folgenden  darzustellenden  Periode  das 
Jahr  1751  gewählt  —  der  Jahrgang  1750  war  nicht  aufzutreiben. 
Mit  dem  Jahre  1890  wurde  die  Untersuchung  abgeschlossen,  wesent- 
lich aus  dem  Grunde,  weil  flir  die  Prüfung  des  eventuellen  Ein- 
flusses der  Gewerbefreiheit  auf  die  Arbeitsteilung  das  Jahr  18G0 
7on  besonderer  Bedeutung  ist  und  sich  daher  eine  Vergleichung 
der  Perioden  1800—30,  1830—60  und  1860—90  als  das  Natür- 
lichste ergab. 

Ursprünglich  bestand  die  Absicht,  auch  den  Handel  in  die 
Beobachtung  mit  hinein  zu  ziehen.  Jedoch  waren  für  diesen 
Zweck  die  Quellen  zu  mangelhaft.  Denn  bis  zum  Jahre  1858 
sind  die  Handeltreibenden  überhaupt  nicht  nach  Geschäftsbranchen 
geschieden,  abgesehen  von  einigen  kleinen  Handelsgeschäften,  die 
sich  unter  den  Gewerben  verstreut  finden.  1859 — 62  fand  zwar 
eine  solche  Ordnung  nach  Handelszweigen  statt.  Dann  aber  fällt 
sie  wieder  fort,  und  erst  seit  1880  sind  mit  den  Gewerbetreibenden 
auch  „diejenigen,  welche  kauftnännische  Firmen  angemeldet 
haben'',  vereint.  Daher  mufste  der  Handel  von  der  Betrachtung 
ausgeschlossen  bleiben. 

So  blieb  das  Gewerbe  übrig,  und  zwar  nur  die  selb- 
ständigen gewerblichen  Berufe,  welche  allein  in  den  Gewerbe- 
verzeichnissen der  Adrefsbücher  angeführt  sind.  Doch  war  es 
nicht  nötig,  sich  ganz  auf  das  Gewerbe  im  engeren  Sinn  („Form- 
veränderung von  RohstojBTen'')  zu  beschränken.     E^  konnte  auch 
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die  Urproduktion,  das  Versicherungs- ,  Verkehrs-,  Gast-  und 
Schankwirtschaftsgewerbe  und  die  persönlichen  Dienstleistungen 
soweit  diese  eben  den  Charakter  selbständiger  Berufsthätigkeiten 
haben,  hinzugenommen  werden. 

Nicht  in  Betracht  gezogen  wurden,  weil  unter  anderen  Ein- 
flüssen stehend,  alle  diejenigen  Berufskategorien,  welche  nicht 
dem  privaten  Erwerb  zu  dienen  bestimmt  sind ,  also  alle  öifent- 
liehen  Anstalten  (des  Reichs,  des  Staates,  der  Stadt,  der  üni 
versität)  und  gemeinnützigen  Institute  samt  der  Schar  ihrer  Ad 
gestellten.  Personen  dagegen,  bei  denen  die  Ausübung  der 
gewerblichen  Thätigkeit  nur  an  irgend  eine  Art  behördlicher  G^ 
nehmigung  geknüpft  ist,  wie  z.  B.  Rechtsanwälte,  Hebamnien 
Trichinenschauer  sind  mit  berücksichtigt  worden. 

Es  wäre  interessant  gewesen,  auch  die  Anzahl  der  Angehörigen 
der  einzelnen  Gewerbe  in  den  verschiedenen  Zeiten  festzustellea 
Jedoch  auch  hier  versagte  das  Material.  In  der  älteren  Zdt  zwar 
sind  die  diesbezüglichen  Angaben  der  Adrefsbücher  wenigstem 
betrefis  der  Zünfte  im  allgemeinen  zuverlässig.  Je  mehr  man  sidi 
aber  der  Gegenwart  nähert,  desto  mehr  tritt  das  Bestreben  her- 
vor ,  ein  und  *  denselben  Betrieb  unter  mehreren  Rubriken  tn- 
zuftlhren,  um  dadurch  dem  Benutzer  das  Aufsuchen  zu  erleichtern. 
So  ist,  um  ein  Beispiel  von  vielen  anzuführen,  in  einem  neueres 
Adrefsbuch  ein  und  dasselbe  Unternehmen  7  mal  aufgeführt  unter 
den  Rubriken:  Gold-  und  Silberdrahtzieher,  Gold-  und  Silber 
sticker,  Stickereimanufaktur,  Militäreffekten,  Bijouteriewaren  und 
Galanteriewaren.  Aus  diesem  Grunde  mufste  darauf  verzichtet 
werden,  die  Zahl  der  Berufsangehörigen  mitzuteilen.  Nur  dl 
wo  dieselbe  besonders  charakteristisch  und  zugleich  sichar  fest- 
zustellen war,  ist  dies  Princip  durchbrochen  worden. 

Was  aber  die  Gewerbearten  selber  anbetrifft,  so  haben  wir 
keinen  Grund ,  anzunehmen ,  dafs  irgend  welche  für  lApBf 
wichtigen  Gewerbe  in  die  Adrefsbücher  nicht  aufgenommen  ani 
Wir  haben  an  den  letzteren  einen  für  unsere  Zwecke  durch«« 
vertrauenswürdigen  wissenschaftlichen  Arbeitsstoff.  Nur  der  Zat- 
punkt  des  Auftretens  eines  neuen  bezw.  Verschwindens  eioei 
alten  Gewerbes  wird  in  Wirklichkeit  öfters  nicht  ganz  identisch 
sein  mit  dem  Jahre,  in  welchem  diese  Thatsache  in  den  Adreb- 
büchern  erscheint.  In  diesem  Punkte  bieten  unsere  QueUen  nur 
approximative  Richtigkeit. 

Aus  der  Thatsache,  dafs  öfters  derselbe  Gewerbetreibaid« 
an  verschiedenen  Stellen  wiederkehrt,  ergiebt  sich,  dafs  nicht  jede 
Sonderrubrik  der  Adrefsbücher  auch  eine  reine  Specialität  re- 
präsentiert. Es  war  daher  in  allen  zweifelhaften  Fällen  eioe 
besondere  Nachprüfung  erforderlich.  Auch  überall  da,  ^o 
Fabriken  mit  Handlungen  in  einer  Abteilung  untermengt  wares. 
mufsten  die  einzelnen  Firmen  kontrolliert  werden. 

Gewerbe  femer,  welche  aufserhalb  Leipzigs  ausgeübt  werd«. 
deren  Geschäftsleitung  sich  aber  am  Orte  befindet,  sowie  solche 
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auswärtigen  industriellen  Unternehmungen,  welche  in  Leipzig  nur 
ein  Fabriklager  haben,  mufsten  ausgesondert  werden,  weU  sie  nur 
ganz  ausnahmsweise  in  die  Gewerbeverzeichnisse  aufgenommen  sind. 

Andererseits  wurden  Leipziger  Gewerbespecialitäten ,  welche 
zugleich  mit  Handel  verbunden  sind,  in  jedem  Falle  berück- 
sichtigt, und  zwar  nicht  nur  wo  ein  Verkauf  selbsterzeugter 
Produkte,  sondern  auch  wo  der  Vertrieb  angekaufter  Waren 
vorliegt.  Die  Befolgung  des  entgegengesetzten  Princips  hätte, 
abgesehen  davon,  dafs  sie  unter  den  obwaltenden  Umständen 
gar  nicht  durchführbar  gewesen  wäre,  zum  Ausscheiden  einer 
grofeen  Zahl  der  alten  Handwerke  —  man  denke  nur  an  die 
Klempnerei  —  geführt.  Es  ist  jedoch  überall  da,  wo  die  Fabri- 
kation mehr  oder  weniger  als  Anhang  eines  Handelsgeschäftes  zu 
betrachten  ist,  wie  z.  B.  bei  den  Kaffeeröstereien,  Ölraffinerien  u.  a., 
der  betreffende  Handelszweig  mit  vermerkt. 

Wo  die  Herstellung  zweier  oder  mehrerer  verschiedenartiger 
Produkte  in  einer  Hand  kombiniert  ist,  also  eine  Arbeitsver- 
einigung  vorhanden  ist,  ist  der  kombinierte  Beruf  nur  dann  be- 
sonders aufgeführt  worden,  wenn  die  Einzelproduktion  sonst 
überhaupt  nicht  in  Leipzig  vorkommt,  jedoch  auch  dann  nur 
immer  an  einer  einzigen  Stelle,  unter  Nennung  des  noch  nebenbei 
betriebenen  Geschäftszweiges,  so  z.  B.  die  Fabrikation  von  Seifen- 
mehl und  wetterfester  Anstrichfarbe. 

Eine  Unterscheidung  von  handwerksmäfsigem  und  fabrik- 
mäfsigem  Betrieb  läfst  sich  leider  auf  Grund  unserer  Unterlagen 
nicht  machen,  da  die  Bezeichnung  einer  Person  als  Fabrikant 
bezw.  ak  Handwerksmeister  nicht  einen  sicheren  Schlufs  auf  die 
Betriebsform  ziehen  läfst.  Das  Aufkommen  von  „Fabrikanten" 
neben  alten  Handwerkern,  z.  B.  von  Kammfabriken,  Handschuh- 
fabriken  neben  Kammmachem,  Handschuhmachern  ist  daher  nicht 
ab  Elntstehen  einer  neuen  Specialität  angesehen  worden,  aus- 
genommen natürlich  da,  wo  ersichtUch  eine  Arbeitsteilung  statt- 
gefunden hat. 

Nach  den  hier  dargelegten  Grundsätzen  wurde  der  Rohstoff, 
welchen  die  Leipziger  Adre&bücher  boten,  gesichtet  und  geordnet, 
und  gerade  in  aieser  mannigfachen  Kontrolle  und  Umbildung  des 
an  sich  ganz  anderen  Zwecken  dienenden  Urmaterials  bestand 
eme  Hauptschwierigkeit  der  vorliegenden  Arbeit.  In  vielen  Fällen 
machten  sich  hier  auch  persönliche  Nachfragen  bei  Unternehmern 
notwendig. 

Eine  weitere  Aufgabe  war  es,  die  so  eruierten  Einzelthat- 
Sachen  der  Arbeitsteilung  auf  ihre  innere  Beschaffenheit  hin  zu 
untersuchen.  Hierbei  hat  sich  Verfasser  eng  an  die  von  Bücher 
in  seiner  Entstehung  der  Volkswirtschaft,  S.  277  ff.  (2.  Aufl.) 
dai^legten  Gedanken  angeschlossen.  Dort  ist  zum  erstenmal 
der  Begriff  der  Arbeitsteilung  zergliedert  worden  und  der  Nach- 
weis geßihrt,  dafs  verschiedene  Formen  existieren,  die  wohl  von- 
einander  zu  unterscheiden  sind.     Fünf  Kategorien  sind  dort  von 
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Bücher  aufgestellt  worden :  Berufsbildung ,  SpecialiiBatioQ  oder 
Berufsspaltung,  Produktionsteilung^  Ärbeitszerlegung  und  Arbeits- 
verschiebung. 

Die  Ärbeitszerlegung  nun,  welche  in  der  „Auflösung 
eines  Produktionsabschnittes  in  einfache ,  füLr  sich  nicht  selb- 
ständige Arbeitselemente"  besteht,  das,  was  andre  die  „technische* 
Arbeitsteilung  nennen,  kommt  bei  unserer  Arbeit,  die  es  nur  mit 
selbständigen  Unternehmungen  zu  thun  hat,  nicht  in  Betracbt 
Anders  ist  es  mit  den  anderen  Arten  der  Arbeitsteilung,  die  nun 
auch  als  „gesellschaftliche''  Arbeitsteilung  zusammengefafst  hat 

Historisch  an  die  Spitze  zu  stellen  ist  die  Berufsbildung. 
Bücher  fafst  unter  diesem  Namen  zweierlei  zusammen:  1.  das 
Entstehen  eines  Berufes  aus  der  geschlossenen  HauswirtBchaft 
und  2.  die  Bildung  von  Berufen  infolge  des  Aufkommens  ganz 
neuer  Güterarten.  Da  wir  im  folgenden  genötigt  sind,  beide 
Spielarten  des  Begriffs  auseinander  zu  halten,  so  sei  es  gestattet, 
unter  Beibehaltung  der  Bezeichnung  „Berufsbildung"  für  dieLosr 
lösung  eines  Berufs  aus  dem  Rahmen  häuslicher  Tkätigkeit,  für 
die  zweite  Thatsache  noch  einen  besonderen  Namen  zu  prägen, 
den  der  Berufs  Schöpfung,  womit  die  Entstehung  eines  Be- 
rufs gleichsam  aus  dem  Nichts  angedeutet  werden  soll.  Streng 
genommen  freilich  ist  die  Berufsschöpfung  überhaupt  keine  ArbeitB 
teilung. 

Wenn  sich  Specialberufe  von  einem  bereits  bestehenden  Ge- 
werbe absondern ,  so  geschieht  das  entweder  so,  dafs  der  gaine 
Produktion^prozefs  in  verschiedene  selbständige  Abschnitte  geteOt 
wird ,  oder  so ,  dafs  die  Herstellung  einer  einzelnen  Güterart  zu 
einem  besonderen  Gewerbe  wird.  Im  ersten  Falle  liegt  Pro- 
duktionsteilung,  im  zweiten  Berufsspaltung  (Spedali- 
sation)  vor. 

Der  letzte  Fall  der  Arbeitsteilung,  die  Arbeitsverschiebung, 
tritt  da  ein,  wo  durch  Erfindung  neuer  Maschinen  oder  sonstiger 
Arbeitsmittel  eine  örtliche  und  zeitliche  Verschiebung  der  Pro- 
duktion sich  ergiebt.  Es  ist  gerade  diese  wirtschaftliche  & 
scheinung  eine  besonders  charakteristische  und  in  der  neueren 
Zeit  sehr  häufige.  Jedoch  sofern  dieselbe  stattfindet,  ohne  dab 
sich  für  die  Erzeugung  des  neuen  Hülfsmittels  der  Arbeit  eb 
eigener  Specialberuf  herausbildet,  bleibt  sie  von  vornherein  aufso' 
h^b  des  Rahmens  der  vorliegenden  Untersuchung.  Wo  aber 
für  jenen  Zweck  eine  neue  Sonderuntemehmung  gegründet  wiri 
da  fällt  die  Arbeitsverschiebung  zugleich  unter  eine  der  obai  ge- 
nannten anderen  Kategorien  der  gesellschaftlichen  Arbeitsteilung: 
sie  hat  keine  Merkmale,  welche  jene  ausschliefsen.  Insbesondere 
handelt  es  sich  hier  um  Berufsschöpfung  und  Specialisation. 
Wird  die  neue  Maschine  von  Anfang  an  in  einem  Sonderbetiicbe 
hergestellt,  so  haben  wir  einen  besonderen  Fall  der  Beraä- 
Schöpfung.  Wird  aber  ihre  Produktion  zunächst  von  einem  schon 
bestehenden  Gewerbe  übernommen,  dessen  Produktionsgebiet  flch 
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dadurch  erweitert,  so  kommt  es,  sobald  sich  die  Anfertigung  des 
Specialproduktes  verselbständigt,  zur  Berufsspaltung.  So  ist  es 
z.  B.  bei  den  Nähmaschinenfabriken,  die  durch  Specialisation  der 
Maschinenfabriken  entstanden  sind,  obgleich  andererseits  durch 
den  aufkommenden  Gebrauch  der  Nähmaschine  eine  Verschiebung 
der  Arbeit  eingetreten  war. 

Wenn  wir  daher  in  unserer  Arbeit  die  einzelnen  seit  1751 
neu  hinzukommenden  Gewerbe  in  Rücksicht  auf  die  Art  ihrer 
Entstehung  bestimmen  und  rubrizieren  wollen,  so  werden  wir  uns 
auf  folgende  Formen  der  Arbeitsteilung  beschränken:  Berufs- 
bildung, Berufsschöpfung,  Produktionsteilung  und  Berufsspaltung, 
mdem  wir  uns  bei  jedem  neuen  Beruf  fragen:  Welche  von  diesen 
vier  Arten  ist  charakteristisch  für  sein  Erscheinen?  Bemerkt  sei 
aber  schon  an  dieser  Stelle,  dafs  wir  bei  der  Berufsspaltung  noch 
eine  eigenartige  Unterkategorie  unterscheiden,  die  im  §  7  als 
, Verselbständigung  eines  Nebenberufs '^  eine  gesonderte  Behandlung 
finden  soll,  und  dafs  wir  endlich  eine  Anzahl  neu  auftretender 
Berufe  haben,  die  sich  nicht  unter  obige  Kategorien  einreihen 
lassen,  da  sie  alle  durch  Übertragung  von  anderen  Orten,  wo  sie 
bereits  lange  vorher  existierten,  nach  Leipzig  gekommen  sind, 
and  daher  unter  dem  Titel  „Berufseinwanderung"  vor  den  anderen 
Formen  der  Arbeitsteilung  in  §  2  zu  betrachten  sein  werden.  — 

Was  endlich  die  benutzte  Litteratur  angeht,  so  hat  Ver- 
fitöser  in  erster  Linie  neben  der  schon  erwähnten  „Entstehung 
der  Volkswirtschaft"  von  Bücher  und  der  „Bevölkerung  von 
Frankfurt  a.  M."  desselben  Verfassers  die  in  den  Schriften  des 
Vereins  ibr  Socialpolitik  publizierten  „Untersuchungen  über 
die  Lage  des  Handwerks"  hervorzuheben,  namentlich  Bd.  II, 
V,  VI  u.  IX ,  welche  auf  Leipziger  Verhältnisse  Bezug  haben ; 
ferner  die  seit  1863  vorhandenen  Berichte  der  Leipziger  Handels- 
kammer^ Funke,  Polizeigesetze  und  Verordnungen  des  König- 
reichs Sachsen.  Leipzig  1846  ff.,  besonders  Bd.  IV,  V  u.  VI; 
Grosse,  Geschichte  der  Stadt  Leipzig.  1839  u.  1842;  und 
Hasse,  Die  Stadt  Leipzig.  Leipzig  1878. 

In  technologischer  Beziehung  haben  gute  Dienste  geleistet: 
das  von  Reuleaux  herausgegebene  Buch  der  Erfindungen  und 
Karmarsch,  Geschichte  der  Technologie,  speciell  für  die  ältere 
Zeil  die  encyklopädischen  Werke  von  Krünitz  und  Bergius. 
i>ie  übrige  Litteratur  bot  für  den  vorliegenden  Zweck  eine  zu 
geringe  Ausbeute,  als  dafs  sie  der  Erwähnung  bedürfte.  Viel- 
&ch  wurden  Aktenstücke  des  Leipziger  Batsarcliivs  eingesehen. 
Mancherlei  Anr^ung  hat  auch  die  in  den  Schmollerschen 
Forschungen  erschienene  Schrift  von  Otto  Wiedf  eldt.  Statistische 
Studien  zur  Entwicklungsgeschichte  der  BerUner  Industrie.  Leipzig 
1898,  gegeben,  da  sie  die  einzige  ist,  welche  einen  dem  vor- 
liegenden Thema  verwandten  Gegenstand  aus  neuerer  Zeit,  frei- 
li<A  mit  anderem  Material,  behandelt. 


§  1. 

Der  Bestand  Ton  1751. 

Im  Anfangsjahre  unserer  UDtersuchungsepoche  lassen  sich  aa> 
den  Leipziger  Adrersbüchem  im  ganzen  118  Gewerbe  konstatiereD. 

Davon  waren  64,  also  über  die  Hälfte  ^  zunftmäfsig  organi 
siert ,  die  meisten  in  gesonderten  Innungen ,  einige  in  kombinierten 
So  gehörten  zur  Schlosserzunft  auch  die  Büchsenmacher, 
Windenmacher  und  Sporer,  eine  Zeit  lang  auch  noch  die  Ubr- 
macher.  Auch  die  Feilenhauer  hielten  sich  damals  noch  sn  den 
Schlossern,  die  Schleifer  und  Polierer  dagegen  zu  den  Messer 
schmieden.  Die  Maler  besafsen  1751  auch  noch  eine  Innung, 
die  aber  gegen  Ende  des  18.  Jahrhunderts  aufgehoben  wurde. 

Einige  Gewerbe,  die  1751  vorhanden,  aber  noch  nicht 
zünftig  waren,  wurden  es  später  im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts, 
und  wir  können  daher  auch  sie  noch  zu  den  Zunftgewcrben 
hinzunehmen.  Es  sind  das :  die  Zobelfärber  und  die  Seidenfiirber. 
die  später  zu  der  aus  Schwarz-  und  Schönförbem  vereinigten 
Färberinnung  geschlagen  werden;  die  Tapezierer,  die  mit  den 
Täschnern  vereinigt  werden  5^ und  endlich  die  Gold-  und  Silberdraht 
zieher  und  die  Gold-  und  Silbcrplätter  und  -spinner,  aus  welchen 
zusammen  ebenfalls  eine  zunftmäfsige  Korporation  gebildet  wurde. 
Mit  diesen  5  gewerblichen  Berufen  würde  die  Zahl  der  zünftigen 
Gewerbe  auf  69  steigen. 

Ea  seien  im  folgenden  diese  Zunftgewerbe,  nach  Gewerbe- 
gruppen  geordnet,  aufgeführt: 

I.    Urproduktion:    Fischer. 

IL  Metallverarbeitung:  Gold-  und  Silberarbeiter (aacb 
Juweliere),  Gold-  und  Silberdrahtzieher,  Gold-  und  Silber 
plätter  und  spinner,  Kupferschmiede,  Rotgiefser,  ZinDgiefser. 
Gürtler,  Klempner,  Nagelschmiede,  Huf-  und  Waffenschmiede. 
Schlosser,  Siigeschmiede  (seit  1821  als  Säge-  und  Zeugschmiede 
bezeichnet).  Sporer,  Schwertfeger  (Langmesserschmiede),  Messer- 
schmiede (Kurzmesserschmiede),  Schleifer  und  Polierer,  Feilcn- 
hauer,  Nadler. 

III.  Maschinen,  Instrumente,  Apparate:  Stdl* 
macher  ( Wagner) ,  Büchsenmacher  (später  auch  Gewehrfabrikanten). 
W^indenmaclier,  Klein- Uhrmacher,  Grofs- Uhrmacher. 
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IV.  Chemische  Industrie  und  Verwandtes:  Seifen- 
sieder. 

V.  Textilindustrie:  Lein- und  Zeu^eber,  Tuchmacher, 
Tuchscherer  (Tuchbereiter ^),  Schwarz-  und  Boyfllrber,  Kunst-, 
Waid-  und  Schönfärber,  Seidenfärber,  Posamentierer  (später 
auch  Posamenten&briken),  Seiler. 

VI.  Papier:   Buchbinder  ^ 

VII.  Leder:  Lohgerber,  Weifsgerber,  Corduanmacher, 
Pergamentmacher,  Sattler,  Riemer,  Tapezierer,  Täschner. 

VIII.  Holz-  und  Schnitzstoffe:  Tischler,  Böttcher, 
Korbmacher  (später  auch  Korbwarenfabrikanten) ,  Drechsler , 
Kammmacher  (später  auch  Kammfabriken),  Bürstenmacher  (in 
älterer  Zeit  Bürstenbinder  genannt). 

IX.  Nahrungs-  und  Genufsmittel:  Müller,  Bäcker, 
Fleischhauer. 

X.  Bekleidung  und  Reinigung:  Schneider,  Strumpf- 
atricker  und  Barettmacher,  Strumpfwirker,  Hutmacher  (später 
auch  Hutfabriken) ,  Kürschner,  Zobelftlrber ® ,  Beutler  und  Hand- 
schuhmacher ,  Schuhmacher  (später  auch  Schuhwarenfabrikanten) , 
Barbiere  (auch  als  „Wundärzte  und  Barbiere"  bezeichnet), 
Perückenmacher,  Bader*  (auch  „Wundärzte  und  Bader"  genannt). 

XL  Baugewerbe:  Maurermeister,  Zimmermeister,  Töpfer , 
Glaser,  Zimmermaler,  Schornsteinfeger  („Feuermauerkehrer'*). 

XII.  Polygraphische  Gewerbe:    Buchdrucker^ 

Ruft  die  Durchsicht  dieser  Gewerbebezeichnungen  fast  das 
Bild  einer  mittelalterlichen  Stadt  hervor,  in  der  Zunfthandwerker 
in  kleinen  Betrieben  ihr  engbegrenztes  Dasein  leben,  so  fragt 
es  sich ,  ob  die  noch  übrigen  49  gewerblichen  Berufe  nicht  viäl- 
Idcht  diesen  Eindruck  zu  Gunsten  einer  „modernen"  Industrie- 
entwicklung  abzuschwächen  vermögen. 


*  Die  Tuchscherer  und  Tnchbereiter  sind,  obgleich  sie  verschiedene 
Namen  führen  und  sogar  gesonderte  Innungen  besafsen,  bereits  im  18.  Jahr- 
hundert sachlich  dasselbe.  Das  beweisen  die  übereinstimmenden  Aus- 
sagen der  alten  Kameralisten.  Auch  die  modernen  Bezeichnungen:  Ap- 
preteur, Dekateur,  kennzeichnen  nicht  etwa  eine  ganz  neue  Berufsart, 
sondern  nur  eine  Verfeinerung  alter  Gewerbethätigkeit. 

«  Es  gab  ihrer  1751:  19,  1800:  28,  18^30:  43,  1860:  98  und  1890:  207. 

'  Das  Veredeln  der  Felle,   welches  dem  Zusammennähen  derselben 


Quellen 

genannt,  und  seitdem  bilden  die  Zobeliarber  eine  ständige  Kubrik  der 
Adrefsbucber.  nur  dafs  seit  1880  an  Stelle  der  alten  Bezeichnung  Zobel- 
farbcr  die  allgemeinere  der  Rauch warenfärbereien  tritt. 

*  Es  sind  ihrer  immer  nur  wenige  gewesen,  1751  u.  1800:  3,  1833, 
wo  sie  zum  letztenmal  genannt  werden,  2,  davon  einer  JPächter  der 
Ratsbaderei. 

^  Es  gab  1751:  15  Buchdruckerei  betriebe,  1800:  19,  1830:  22,  1860: 
47  und  1890:  109. 
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Sondern  wir  zunächst  diejenigen  Qewerbe  aus,  die  als 
„Fabriken"  bezeichnet  sind,  so  zeigt  sich  sogleich  die  bemerkens- 
werte Thatsache,  dafs  deren  nur  5  Arten  vorhanden  sind: 
Tabakfabriken,  Berliner  Blau-  und  Lackfabriken,  Wachstuch- 
fabriken, Sammetfabriken ,  Gold-  und  Silbergespinstwarenfabriken. 
Das  ist  um  die  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  alles  in  Leipzig,  was 
irgendwie  nach  Grofsbetrieb  ausschaut. 

Die  anderen  nicht  zünftigen  Gewerbe  tragen  zum  Teil  hand- 
werksmäfsigen  Charakter,  zum  Teil  zeigen  sie  ein  mehr  oder 
weniger  künstlerisches  bezw.  wissenschaftliches  Gepräge  oder 
fallen  ganz  in  das  Gebiet  der  immateriellen  Produktion.  Aber 
auch  sie  lassen  uns  alle  nur  geringe  Anfänge  neuzeitlicher  Ge- 
werbeentwicklung erkennen. 

Die  Gärtner,  Gold-  und  Silberschläger,  Beckenschläger, 
Leinwand-  und  Seidendrucker,  Knopfmacher,  Senkler,  Loh- 
müller, Bierbrauer  und  Branntweinbrenner  unterscheiden  sich 
von  anderen  Handwerkern  nur  dadurch,  dafs  sie  keine  Zünfte 
bildeten. 

Auf  einer  etwas  höheren  Stufe,  teilweise  schon  an  das 
künstlerische  Gebiet  angrenzend,  stehen  die  Mechaniker,  Optiker, 
Petschier-  und  Stempelschneider  (Graveure) ,  Figur-  und  Formen- 
schneider, Kartenmaler  (später  Spielkartenfabriken),  Musikalische 
Instrumentenmacher \  Orgelbauer,  Kupferstecher,  Kupferdrucker 
und  Schriftgiefser.  Die  reiue  Kunst  vertreten  ein  Kunstmaler 
und  4  Bildhauer.  Die  Apotheker,  Chemiker  („Laboranten")^ 
und  auch  die  Gold-  und  Silberscheider^  neigen  wieder  mehr 
nach  der  wissenschaftlichen  Seite  hin,  obgleich  auch  sie  noch 
zur  materiellen  Produktion  zu  rechnen  sind.  Sie  alle  aber  können 
durch  ihr  Vorhandensein  das  altertümliche  Aussehen ,  welches  das 
Leipziger  Gewerbe  im  grofsen  und  ganzen  noch  im  18.  Jahr- 
hundert zeigt,  nicht  wesendich  modifizieren. 

Das  thun  auch  nicht  die  6  Gewerbe,  die  für  die  letzte 
Herstellung  und  Verabfolgung  von  Nahrungs-  und  Genufsmitteln 


'  Es  sind   hierunter  Verfertiger  vou  Blasinstmmenten  zu  verstehen. 

'  Die  alteD  Chemiker  haben  sich  noch  bis  ins  19.  Jahrhundert  hinein 
vorwiegend  mit  der  Herateilung  von  Viehmedikamenten  und  anderen  Heil- 
mitteln abgegeben.  Noch  1830  verfertigt  einer  von  ihnen  Mittel  ge^en 
Ungeziefer,  ein  anderer  die  „Ballhaussche  Medizin'^,  zwei  Tierarzneien, 
einer  „das  bekannte  Universalpflaster",  ein  anderer  wieder  reinigt  Pfeifen, 
Astrallampen  u.  8.  w.  Mit  dem  Aufschwung,  den  die  chemische  Wissen- 
schaft nimmt,  verwandeln  sich  dann  jene  Laboranten  allmählich  in  unsere 
modernen  Inhaber  von  Laboratorien,  welche  neben  der  Erzeu^uusc  ein- 
facherer Präparate  das  Hauptgewicht  ihrer  Thätigkeit  auf  die  Unter- 
suchung von  Nahrungsmitteln  und  anderen  Gebrauchsgiitem  le^en.  Auf 
der  anderen  Seite  entstehen  durch  Benutzung  grösseren  Kapitals  und 
durch  Specialisierung  auf  einen  oder  wenige  Artikel  die  chemischen 
Fabriken. 

>  Es  waren  Gold-  und  Silberscheider  1751:  3,  1800:  2,  seit  1815:  1, 
welcher  seitdem  auch  als  städtischer  Münzwardein  (Münzguardein)  be- 
zeichnet ist. 
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und  für  Beherbergung  von  Reisenden  Sorge  tragen:  Die  Gast- 
höfe, Bierschenken  (später  Restaurationen),  Weinschenken  (später 
\\'einstuben) ,  Speisehäuser,  Kaffeehäuser  bzw.  Kaffeegärten  (in 
neuerer  Zeit  auch  Cafös)  und  die  Köche  ^ ;  ebensowenig  die  beiden 
Transportgewerbe  der  Sänftenträger^  und  der  Leichenbestatter 
oder,  wie  sie  noch  bis  1810  genannt  werden,  der  Leichen- 
bitter, welche  damals  auch  zugleich  noch  als  Hochzeitsbitter 
fungierten. 

Und  was  endlich  die  persönlichen  Dienste  anbetrifft,  soweit 
sie  sich  1751  als  selbständige  Gewerbe  darstellen,  so  findet  sich 
auch  hier  kaum  etwas ,  was  nicht  auch  schon  in  viel  älterer  Zeit 
vorhanden  gewesen  wäre:  die  Advokaten  (Rechtsanwälte)  ver- 
treten die  Recht  suchenden  Bürger ;  der  Förderung  des  leiblichen 
Wohlbefindens  dienen  die  Ärzte,  damals  lieber  als  „Doktoren 
der  Medizin"  bezeichnet,  von  denen  als  einzige  Specialität  um 
die  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  ein  Geburtshelfer  (Accoucheur) 
vorhanden  ist,  ferner  die  Wundärzte  oder  Chirurgi  und  die 
Hebammen;  für  ünterrichtszwecke  höherer  und  niederer  Art 
endlich  sind  thätig:  Sprachmeister  (Sprachlehrer)  der  verschiedensten 
Art,  Schreib-  und  Rechenmeister  (lehrer),  heutzutage  etwas 
vornehmer  „  Privallehrer  flir  Schönschreibe-  und  Rechenkunst" 
genannt,  Zeichenmeister  (-lehrer),  Tanzmeister  (-lehrer),  Fecht- 
meister, Bereiter  (Stallmeister,  später  Inhaber  eines  Reitinstituts) 
und  eine  Anzahl  von  Inhabern  von  Privatschulen®. 

Wenn  wir  diese  ganze  Reihe  von  Berufen,  die  es  1751  in 
Leipzig  gegeben  hat,  überblicken,  so  müssen  Wir  sagen:  Der 
Hauptcharakter  des  damaligen  Gewerbes  war  durchaus  „alten 
Stils*'  im  Vergleich  zu  unserer  heutigen  Entwicklungsstufe.  Hand- 
werksmäfsiger  Kleinbetrieb  im  Gegensatz  zur  modernen  Massen- 
fabrikation ,  Kundenproduktion  im  Gegensatz  zur  Warenproduktion, 
Stadtwirtschaft  im  Gegensatz  zur  modernen  Volkswirtschaft, 
mittelalterliche  lokale  Arbeitsteilung,  aber  noch  nicht  moderne 
nationale,  geschweige  denn  internationale  Arbeitsteilung.  Nur 
^anz  leise  zeigt  sich  schon  in  einigen  Gewerbszweigen  eine  An- 
deutung der  kommenden  grofsartigen  Entwicklung. 

^  In  der  zweiten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  kommen  zu  den  männ- 
lichen Köchen  die  Kochfrauen  hinzu,  die  wir  gleich  hier  erwähnen,  da 
sie  kein  vollständig  neues  Gewerbe  repräsentieren  und  daher  später  nicht 
mehr  Berücksichtigung  finden. 

'  Die  Institution  der  Sänftenträger  war  1708  eingeführt  worden,  um 
den  Gebrauch  der  „Kareten"  innerhalb  der  Stadt  einzuschränken.  Vgl. 
Grosse,  a.  a.  O.  Bd.  II  S.  348.  Es  gab  noch  im  19.  Jahrhundert 
12  Sänften  und  24  Träger,  aufserdem  noch  zum  Ersatz  der  letzteren  eine 
Anzahl  Gehülfen.  Die  Sänftenträger  dienten  auch  als  Botenläufer.  In- 
sofern kann  man  in  ihnen  eine  Art  Vorläufer  unserer  heutigen  Dienst- 
männer erblickßn. 

'  Es  gab  damals  aufser  den  2  öffentlichen  Schulen  (St.  Nicolai  und 
St.  Thomas)  „in  und  vor  der  Stadt  viele  Privatschulen,  allwo  die  zarte 
Jugend  beiderlei  Geschlechts  im  Christentume  und  andern  nötigen  Stücken 
unterrichtet  wird*".    1800  waren  ihrer  15. 
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§  2. 
Berufseiiii;?aiideraiig. 

Unter  denjenigen  gewerblichen  Berufen,  welche  im  Laufe 
der  letzten  1^2  Jahrhunderte  Jn  Leipzig  neu  aufgetreten  sind, 
müssen  wir,  wie  schon  in  der  Einleitung  angedeutet  wurde,  eine 
Klasse  von  vornherein  aussondern.  Sie  umfafst  diejenigen  Ge- 
werbethätigkeiten ,  welche  an  sich  schon  ein  bedeutend  höheres 
Alter  haben,  aus  irgend  welchem  Grunde  aber  am  Orte  erst 
wesentlich  später  auftreten.  Sie  unterscheiden  sich  von  den 
anderen  dadurch,  dafs  sie  nicht  organisch  aus  dem  Boden  des 
Leipziger  Gewerbes  herausgewachsen ,  sondern  aus  irgend  welchen 
Ursachen  von  auswärts  importiert  worden  sind.  Man  kann  sie 
als  „übertragene"  oder  „eingewanderte"  Gewerbe  bezeichnen  und 
den  entsprechenden  volkswirtschaftlichen  Vorgang  „Gewerbe-  oder 
Berufseinwanderung"  nennen. 

Wir  geben  im  folgetiden  zunächst  eine  Aufzählung  all  der- 
jenigen gewerblichen  Berufe,  von  denen  es  sicher  ist,  dafs  sie 
in  ihrer  Specialität  ein  bedeutend  höheres  Alter  haben ,  als  dasjenige 
Jahr  bezeichnet,  in  welchem  sie  auf  Leipziger  Boden  zum  ersten 
mal  erscheinen.  Es  ist  dabei  nicht  ausgeschlossen,  dafs  auch 
von  den  in  den  späteren  Gruppen  zu  behandelnden  Gewerben 
das  eine  oder  andere  vielleicht  zu  der  Klasse  der  „eingewanderten 
Gewerbe"  gerechnet  werden  könnte.  Es  handelte  sich  hier 
nur  darum,  diejenigen  Berufe  von  vornherein  auszuscheiden, 
welche  unbedingt  als  übertragene  angesehen  werden  müssen. 
Geordnet  sind  sie  nach  der  Zeit  ihres  Auftretens;  F  bedeutet 
Fabrik. 

1752 — 1890    Saiteninstrumentenmacher    (Geigen-     und 

Lautenmacher) 
1752—75,  1882-90  Glasbläserei   (im    18.  Jahrhundert 

„Glaskünstier") 
1753—57  Seidensticker 

1755—57,  1821—58,  1869-00  Glasschleifer 
176  t     77,  1824—90  Gold-  und  Silbersticker 

1 800—  1 809  Tambourinseidenfabrikant  ^ 
1 801—90  Wachslichtfabrikant 
1803-90  Siegellackfabrikant 
1811—90  Strohhutfabrikant 
1812 — 29  Schweizerkäsefabrikant 
1819—00  Watte- F.  2 


1  Tambourin-(richtiger  Tambourier-)seide  ist  eine  Art  Stickseide  und 
der  obige  Fabrikant  jedenfalls  ein  Spinner. 

2  Die  Wattefabriken  nehmen  einen  ziemlichen  Aufschwung.  1^30 
sowohl  wie  1860  giebt  es  ihrer  11,  seitdem  aber  sinken  sie  bis  auf  3 
(1890)  herab. 
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1819— .90  Pappenmacher  (Pappe-F.) 
1821— ÜO  Stukkateur  (und  Marmorierer') 
1821 — 90  Gipsfigurenfabrikant 
1829—38  Edelsteinschleifer 
1823—90  Fischbeinfabrikant  (-reifser) 
1829— 1860er  Jahre  8eidenappreteur 

1834—90     Steinmetzmeister     (Steinhauer)     (1834  :  1 , 

1860  :  7) 
1838—90  Holzbildhauer  (Holzschnitzer) 
1839-90  Siebmacher 
1839 — 61  Seidenspinner 
1843—90  Lei8ten8chneider(-F.) 
1849 — 90  Musikdirektor  („Inhaber  von   Musikchören") 

(1849  :  6) 
1850  —  90  Brunnenbauer 

1870—90  Tapeten-F. 

1870—90  Glasmaler 

1871—90  Bootsbauer  (Gondelbauer) 

1874—90  Mühlenbaumeister 

1877—90  Korkschneiderei 

1880-87  Kumys- F. 

1880er  Jahre  bis  90  Saitenspinnerei 

1881—90  Rohr-F. 

1882—90  Spiegel- F.  (-Belegerei) 

1883—90  Fabrikation  von  Mosaikfufsböden 

1885—90  Baumwollspinnerei 

1888—90  Pauken-  und  Tromrael-F. 

1889—90  Teppichkniipf-F. 

1889—90  Russische  Meth-F. 

seit  1890  Ziegel-F. 

seit  1890  Röhren-F. 

Wir  zählen  demnach  im  ganzen  40  Fälle  der  Berufsein- 
wanderung; und  zwar  haben  sich  auswärtige  Gewerbe  in  Leipzij^^ 
niedergelassen  in  den  Perioden 

1751-1800 5 

1800-1880  ,....,..  12 

1830-1860 7 

1860-1890 16 

zusammen    40 

Betrachten  wir  die  Tabelle  im  einzelnen ,  so  fällt  uns  zunächst 
eine   ganze    Reihe   aus   dem  Auslande   eingeführter   Berufe  auf. 

'  So  genannt,  weil  sie  marmorähnliche  Wände  und  FufsbÖden  her- 
stellen. Diese  Marmorierer  sind  zu  unterscheiden  von  den  gleichnamigen 
Gewerbetreibenden,  welche  Hülfsarbeiter  der  Buchbinder  sind. 
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Aus  Italien  finden  Eingang  die  Stukkateure  (1821),  deren  Ge- 
werbe bereits  im  Mittelalter  in  Italien  blühte  ^  ja  sich  bis  in  das 
Altertum  zurtickverfolgen  lädst,  die  Gipsfigurenfabrikanten  (1821), 
die  später  auch  noch  die  Herstellung  von  Figuren  aus  Elfenbein- 
masse übernehmen,  und  ein  Fabrikant  von  Mc^aikfufsböden 
(1883).  Auch  die  Strohhutfabrikation  (seit  1811)  ist  von  dorther 
zu  uns  herübergekommen.  Sie  war  namentlich  in  Toscana  schon 
seit  alter  Zeit  in  Übung,  fand  aber  in  Sachsen  erst  Eingang 
und  Ausbreitung  mit  der  Einführung  der  Strohflechterei  im  Erz- 
gebirge am  Anfang  des  19.  Jahrhunderts.  Zu  dem  Produktions- 
gebiete der  zünftigen  Hutmacher  haben  die  Strohhüte  nie  gehört. 
Specielle  Schweizer  Produktion  vertritt  eine  Zeit  lang  (1812 — 29) 
ein  Schweizerkäsefabrikant.  Russische  Produktion  faCst  Boden  in 
einer  Kumys-F. ,  die  von  1880 — 87  existiert,  und  in  einer 
Russischen  Meth-F.  (seit  1889).  Und  selbst  orientalische  Technik 
fkngt  an  in  Leipzig  ausgeübt  zu  werden,  durch  eine  Teppich- 
knüpffabrik (seit  1889). 

Eine  andere  Gruppe  bilden  die  Fischbeinfabrikanten  (reifser « 
seit  1823),  die  Korkschneidereien  (seit  1877)  und  die  Rohr- 
fabriken (seit  1881).  Sie  haben  alle  drei  das  gemeinsame  Merk- 
mal, dafs  sie  ausländische  Rohstoffe  zum  Gebrauch  zurichten,  und 
dafs  sie  ursprünglich  und  in  der  Regel  in  den  Seestädten  auf- 
treten. So  hatten  die  Fischbeinreifser,  welche  die  Baarden  des 
Walfisches  von  den  Jägern  kaufen  und  sie  dann  durch  Kochen 
und  Reifsen  gebrauchsfertig  machen,  noch  im  18.  Jahrhundert 
ihren  Sitz  besonders  in  Holland,  Hamburg  und  verschiedenen 
Seestädten;  und  die  Korkschneider,  welche  den  wahrscheinlich 
schon  im  15.  Jahrhundert  aufgekommenen  Stöpselkork  herstellen, 
safsen  noch  im  19.  Jahrhundert  hauptsächlich  in  Hamburg  und 
Lübeck.  Jedoch  wurde  schon  im  18.  Jahrhundert  eine  privile- 
gierte Korkmanufaktur  in  Potsdam  angelegt  und  später  auch 
eine  in  Berlin.  Allen  drei  Gewerben  ist  auch  eigentümlich ,  dafs 
ihre  Verpflanzung  in  das  Binnenland  vom  theoretischen  Stand- 
punkte aus  als  wenig  zweckmäfsig  betrachtet  werden  mufs,  weil 
dadurch  das  Princip  der  möglichst  weitgehenden  Zurichtung  der 
Naturprodukte  am  Gewinnungsorte  oder  bei  ausländischen  &- 
Zeugnissen  wenigstens  am  Ausschiffimgsorte  verletzt  wird. 

Am  zahlreichsten  sind  naturgemäfs  diejenigen  alten  Gewerbe , 
welche  in  anderen  deutschen  Binnenstädten ,  zum  Teil  bereits  seit 
mehreren  Jahrhunderten ,  ausgeübt  wurden ,  bevor  sie  an  unserm 
Ort  heimisch  wurden.  Ihre  Produkte  wurden  bis  dahin  meist 
durch  den  Handel  dem  Leipziger  Bedarf  zur  Verfügung  gestellt. 
Oft  auch  ist  solch  eine  Industrie  bereits  früher  einmal  in  Leipzig 
vorhanden  gewesen.  So  hat  es  Saiteninstrumentenmacher  (Geigen- 
und  Lautenmacher)  bereits  im  16.  Jahrhundert  hier  gegeben,  in 
derselben  Zeit,  als  der  berühmte  italienische  Geigenbau  in  Blüte 
stand.  Auch  später  fanden  sich  Angehörige  dieses  Berufs  von 
Zeit  zu  Zeit  am  Orte,  bis  sie  dann  seit  1752  dauernd  auftraten. 
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Auch  die  Saitenspinnerei ,  die  ursprünglich  durch  Specialisation 
der  Seilerei  entstanden  war,  hatte  im  16.  Jahrhundert  ihre  Ver- 
treter in  Leipzig  gehabt,  kommt  aber  dann  erst  wieder  seit  den 
1880er  Jahren  auf. 

Andere  alte  deutsche  Gewerbe,  die  sich  in  anderen  Städten 
bis  ins  Mittelalter  hinauf  verfolgen  lassen,  in  Leipzig  aber  als 
Öondergewerbe ,  soviel  wir  wissen,  erst  spät  erscheinen,  sind: 
die  Seidensticker  (1753—57),  die  Gold-  und  Silbersticker 
(1764—77  und  seit  1824),  die  aber  auch  mit  Seide  stickten  — 
beide  Gewerbe  sind  anfkngiich  aus  der  Schneiderei  entstanden  —  , 
die  Edelsteinschleifer  (1829—38),  die  Glasmaler  (seit  1870),  die 
Glasschleifer  1  (1755—57,  1821 -58  und  seit  1869)— die  beiden 
letzten  Berufsthätigkeiten  wurden  in  alter  Zeit  von  den  Glasern 
ausgeübt  — ,  die  Glasbläser  für  Herstellung  wissenschaftlicher 
Glasapparate  (Glaskünstler,  1752—75  und  seit  1882),  die  Leisten- 
schneider(-F.,  seit  1843),  die  Siebmacher  (seit  1839)  und  die 
Holzbildhauer  oder  Holzschnitzer  (seit  1838). 

Manche  der  eingewanderten  Gewerbe  besitzen  ein  minder 
hohes  Alter,  als  die  genannten,  haben  aber  doch  meistens  100 
oder  sogar  mehr  Jahre  vor  ihrem  Aufkommen  in  Leipzig  ander- 
wärts existiert  und  können  nicht  direkt  von  früheren  Leipziger 
Gewerben  abgeleitet  werden.  Dahin  gehört  die  Spiegelfabrikation 
(-ßelegerei) ,  die  schon  in  der  1695  zu  Neustadt  a.  d.  Dosse  er- 
richteten Spiegelfabrik  und  dann  namentlich  seit  1706  in  Nürn- 
berg und  Fürth  betrieben  wurde,  in  unserer  Stadt  dagegen  erst 
1882  erscheint.  Weiter  sind  hier  zu  nennen  die  Pappenmacher. 
Die  Pappe,  die  mit  der  allmählichen  Verdrängung  desUolzdeckels 
durch  den  Pappdeckel  in  der  Buchbinderei  seit  dem  16.  Jahr- 
hundert immer  mehr  an  Bedeutung  gewann,  wurde  zwar  noch 
lange  Zeit  von  den  Buchbindern  selbst  durch  Aufeinanderkleben 
mehrerer  Papierblätter  verfertigt^,  das  Specialgewerbe  der  Pappen- 
macher ist  aber  jedenfalls  weit  früher  entotanden ,  als  es  in  Leipzig 
auftritt,  wo  es  erst  von  1819  an  vorhanden  ist^.  Auch  die 
Wattemacher  (-Fabriken),  die  ebenfalls  nicht  vor  1819  in  den 
Adrelsbüchern  verzeichnet  sind,  haben  gewifs  ein  weit  höheres 
Alter;  jedenfalls  ist  kein  Beweis  dafür  beizubringen,  dafs  noch 
im   19.   Jahrhundert  die  Schneider,   die  vermutlich  die  ältesten 


^  Wir  haben  unter  den  Glasschleifern,  die  sonst  aach  Glasschneider 

genannt  werden,  solche  Gewerbetreibende  zn  verstehen,  welche  sowohl 
em  Glas  durch  Schleifen  eine  bestimmte  äufsere  Form  geben,  als  auch 
in  dasselbe  allerhand  verzierende  Figuren  einschneiden.  Darauf  weist 
auch  die  Bemerkung  hin,  welche  dem  1821  erscheinenden  Vertreter  dieses 
Gewerbes  beigefügt  ist:  „Schleift  Namen  und  Wappen  in  Glas  etc."  Eine 
Abart  ist  die  „Optische  Glasschleiferei'',  die  sich  aber  am  Ort  nicht  zu 
einem  Sonderberuf  ausgewachsen  hat. 

«  Vgl.  Bücher  in  Sehr.  d.  V.  f.  S.-P.  Bd.  66,  S.  271. 
^  £8  sei  hier  anraerknngs weise  angeführt,  dafs  es  eigentliche  Papier- 
fabriken neben  den  Pappenfabriken  am  Ort  nie  gegeben  hat.  und  zwar 
ans  dem  Grunde,  weil  die  Leipziger  Wasserverhältnisse  zu  ungünstig  sind. 
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Wattemacher  sind,    sich   noch  mit  der  Herstellung  dieses  Hülfs- 
Stoffes  abgegeben  haben. 

Alte  Gewerbe  vertreten  auch  die  Wachslichtfabrikanten 
(in  Leipzig  erst  seit  1801)  und  die  Siegellackfabrikanten  (seit 
1803  am  Platze).  Die  letzteren  hat  es  schon  in  früheren  Jahr- 
hunderten nicht  blofs  in  England,  Frankreich  und  sonst  im 
Ausland  gegeben,  sondern  auch  in  Nürnberg  z.  B.  wurde  be- 
reits im  16.  Jahrhundert  Siegellack  fabriziert,  wie  denn  auch  das 
älteste  Siegel  aus  dieser  Masse  aus  dem  Jahre  1553  stammen  soll. 

Auch  einige  Zweige  der  Seidenindustrie  gehören  hierher. 
Obgleich  die  letztere  bereits  gegen  Ende  des  17.  Jahrhunderts  in 
Deutschland  einen  lebhaften  Aufschwung  nahm  und  dann  im 
18.  Jahrhundert  namentlich  in  Berlin  blühte  —  es  wurden  dort  1777 
für  über  eine  Million  Thaler  Seidenwaren  produziert  — ,  gab  es  in 
der  Mitte  des  IS.  Jahrhunderts  in  Leipzig  nur  einige  Sammet- 
fabriken.  Dazu  ti*aten  dann  durch  Berufsübertragung  im  19.  Jahr- 
hundert: ein  Tambourinseidenfabrikant  (1800 — 1809,  vergl.  An- 
merkung 1,  S.  10),  ein  Seidenappreteur  (1829 — 1860er  Jahre) 
und  ein  Seidenspinner  (1839— 61)  ^ 

Die  mechanische  Baumwollspinnerei  ist  ebenfalls  erst  sehr 
spät  nach  Leipzig  eingewandert.  Während  Hargreaves ,  Arkwright 
und  Crompton  schon  in  den  60er  und  70er  Jahren  des  18.  Jahr- 
hunderts ihre  Erfindungen  machten  und  die  erste  Spinn- 
maschine in  Sachsen  bereits  1782,  und  zwar  in  Chemnitz,  auf- 
gestellt wurde,  hat  in  unserer  Stadt  die  Baumwollspinnerei  erst 
seit  1885  Fufs  gefafst. 

Bei  zwei  Specialberufen  haben  wir  die  interessante  Erschei- 
nung ,  dafs  ihre  Produkte  zwar  in  der  ersten  Zeit  unserer  ünter- 
suchungsepoche  am  Orte,  wenn  auch  nicht  in  besonderen  Be- 
trieben ,  so  doch  nebenher  in  anderen  Produktionsstätten  hergestellt 
werden,  dafs  dann  mit  dem  Untergang  der  letzteren  auch  jene 
Nebenfabrikation  verschwindet,  bis  sie  dann  schliefslich  nach 
Verlauf  einer  gewissen  Zeit  als  Specialproduktion  wieder  auftritt 
Es  ist  das  die  Fabrikation  von  Tapeten  und  die  von  Pauken 
und  Trommeln,  die  wir  deshalb  auch  der  Gruppe  der  über- 
tragenen Gewerbe  eingegliedert  haben. 

Bereits  in  den  alten  Buntpapierfabriken,  die  seit  1755 
existierten,  wurden  Tapeten  angefertigt.  Spätestens  mit  dem 
Aufhören  der  Herstellung  von  Buntpapier  (1812)  verschwindet 
auch  die  Produktion  von  Tapeten;  dann  aber  tritt  1870  die 
Tapetenfabrikation  in  Leipzig  als  Specialität  auf,  nachdem  die 
Loslösung  dieses  Sondergewerbes  sicn  anderwärts  schon  beinahe 
ein  Jahrhundert  früher  vollzogen  hatte.  Denn  bereits  1790  wurde 
die  erste  Tapetenfabrik,  und  zwar  in  Rixheim,  begründet. 


^  In  dieser  Leipziger  Seidenspinnerei,  die  neben  dem  Spinnen  auch 
das  Zwirnen  und  Färben  betrieb,  wurde  nach  Gebauer  ausländische 
Rohseide  verarbeitet.  Es  ist  demnach  das  Auftreten  dieses  Gewerbes  nicht 
mit  den  sächsischen  Versuchen  der  Seidenzucht  in  Verbindung  zu  bringen. 
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Derselbe  Vorgang  fand  statt  bei  den  Pauken-  und  Trommel- 
fabriken. Wir  können  dieselben  in  den  Adrefsbüchern  nur  von 
1888  an  konstatieren.  Aber  auch  diese  Produktion  wurde  bereits 
firüher  in  Leipzig  ausgeübt,  nämlich  von  den  Pergamentmachem 
in  der  ersten  Hälfte  des  1 9.  Jahrhunderts.  Das  geht  aus  Notizen 
in  unseren  Quellen  hervor^.  Ob  diese  Nebenproduktion  auch 
noch  von  der  letzten  Pergamentfabrik,  die  1872  zuletzt  erwähnt 
wird,  bis  zu  ihrem  Ende  beibehalten  worden  war,  ist  fraglich. 
Jedenfalls  ist  die  Specialisation  auch  in  diesem  Falle  auswärts 
vor  sich  gegangen. 

Letzteres  ist  auch  der  Fall  bei  den  Röhrenfabriken  (seit 
1890),  welche  Röhren  für  Wasser-  und  Gasleitungen,  für  Central- 
heizungen,  Abstofsrohre  für  Dampfmaschinen  etc.  fabrizieren. 
Denn  diese  Röhrenfabrikation  ist  durch  Berufsspaltung  von  der 
Kesselschmiederei  entstanden.  Diese  Absonderung  aber  hat  sich 
nicht  in  Leipzig  vollzogen,  wo  weder  derartige  Röhren  vorher 
angefertigt  wurden  noch  überhaupt  die  Kesselschmiederei  vertreten 
gewesen  ist,  vielmehr  ist  dieser  specielle  Fabrikationszweig,  wie 
persönliche  Erkundigung  ergeben  hat,  aus  Schwaben  übergesiedelt, 
wo   er  bereits  längere  Zeit  in  seiner  Specialität  bestanden  hatte. 

E^  bleiben  uns  noch  einige  Berufe ,  die  alle  das  Gemeinsame 
haben ,  dafs  ihr  verhältnismäfsig  spätes  Auftreten  in  den  Adrefs- 
büchern mit  der  Wirklichkeit  nicht  übereinzustimmen  scheint ,  da 
wir  Vertreter  dieser  Berufe  schon  viel  früher  am  Orte  vermuten. 
Es  sind  das  die  Mühlenbaumeister  (seit  1874),  die  Bootsbauer 
(Gondelbauer,  seit  1871),  die  Brunnenbauer  (seit  1850),  die 
Steinmetzmeister  (Steinhauer,  seit  1834),  die  Ziegeleien  (Ziegel- 
fabriken, seit  1890)  und  die  Musikdirektoren  („Inhaber  von 
Musikchören ** ,  seit  1 849).  Man  könnte  hier  an  eine  Ungenauig- 
keit  der  Adrefsbücher  denken,  in  welche  in  früheren  Jahren  die 
genannten  Gewerbtreibenden  nicht  aufgenommen  worden  seien. 
Doch  es  ist  nicht  nötig,  ein  solches  Mifstrauen  in  unsere  Quellen 
zu  setzen. 

Das  Gewerbe  der  Steinmetze  ist  ja  freilich  ein  sehr  altes 
Gewerbe  und  an  anderen  Orten  schon  im  frühen  Mittelalter  vertreten. 
Ihre  verhältnismäfsig  späte  Ansiedelung  in  Leipzig  (1834)  aber 
hängt  wohl  damit  zusammen,  dafs  der  Bedarf  an  Steinhauer- 
waren bisher  nicht  gerade  grofs  gewesen  und  vorkommenden 
Falls  aus  dem  benachbarten  Rochlitz  gedeckt  worden  war. 

Ziegeleien  hat  es  natürlich  schon  sehr  lange  vor  1890  in 
der  Leipziger  Umgegend  gegeben.  Dafs  sie  erst  jetzt  in  Leipzig 
selbst  auftreten,  liegt  an  der  Einverleibung  der  Vororte.  Aber 
auch  heute  noch  liegen  die  meisten  Ziegeleien  in  einiger  Entfer- 
nung von  der  Stadt. 


^  Über  die  Ableituog  der  Trommelfabrikation  yod  der  Pergament- 
macherei  vgl.  auch  den  Artikel  „PergameDtmacher"  in  Bergios'  Nenes 
Rameralmagaran. 
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Auch  die  Mühlenbaumeister  (seit  1874),  die  Bootsbauer 
(seit  1871)  und  die  Brunnenbauer  (seit  1850)  werden  früher  in 
der  näheren  Umgebung  der  alten  Stadt  ihren  Sitz  gehabt  haben , 
wo  ihnen  der  für  die  Ausübung  ihrer  Gewerbe  nötige  Platz  zu 
billigerem  Preise  zu  Gebote  stand ,  wie  denn  auch  heute  noch  in 
der  Kegel  diese  Gewerbe  ihren  Standort  mehr  in  der  Peripherie 
der  Ortschaften  haben.  Um  irgend  welches  Produktions-  oder 
Absatzinteresses  willen  müssen  dann  aber  später  einige  Angehörige 
dieser  Berufsklassen  sich  innerhalb  der  Stadt  niedergelassen  liaben. 
So  kann  man  es  sich  erklären ,  dafs  diese  Berufe  erst  Verhältnis- 
mäfsig  spät  in  den  Adrel'sbüchern  auftauchen. 

Bei  den  Musikdirektoren  (Inhabern  von  Musikchören,  seit 
1849)  liefet  die  Sache  anders.  Was  die  Ausübung  der  musika- 
lischen Kunst  anbetrifft,  so  wird  uns  in  unseren  Quellen  im 
18.  Jahrhundert  nur  die  Leipziger  „Kirchen-  und  Stadtmusik** 
genannt,  die  sich  aus  5  Stadtpfeifern  und  3  Kunstgeigern  zu- 
sammensetzte. Wir  werden  aber  mit  Sicherheit  annehmen  können, 
dafs  neben  dieser  städtischen  „Kapelle"  von  Zeit  zu  Zeit  herum- 
ziehende Musikantentrupps  sich  in  der  Stadt  hören  liefsen.  Das 
wachsende  Musikbedürfnis,  namentlich  die  Zunahme  der  öffent- 
lichen Tanzlustbarkeiten  —  in  den  1850er  Jahren  entstanden  die 
Ball-  und  Konzerthäuser  —  ermöglichte  die  feste  Niederlassung 
solcher  wandernden  Musiker,  und  so  entstand  das  ansässige  Ge- 
werbe der  „Inhaber  von  Musikchören".  Wir  haben  also  hier 
ein  interessantes  Beispiel  für  Ansiedelung  von  Wandergewerbe- 
treibenden. 

Es  ist  gezeigt  worden ,  wie  aus  den  verschiedensten  G^enden 
gewerbliche  Berufe  nach  Leipzig  übergesiedelt  sind,  aus  dem 
Ausland  und  aus  den  Seestädten,  aus  dem  Binnenland  und  aus 
der  nächsten  Umgebung  der  Stadt.  Wir  haben  unter  ihnen  so- 
wohl recht  alte  Gewerbe  zu  betrachten  gehabt,  wie  auch  solche 
jüngeren  Datums,  aber  doch  immer  nur  solche,  die  schon 
eine  recht  beträchtliche  Zeit  vor  ihrer  Ansiedelung  in  Leipzig 
als  Spccialität  anderwärts  existiert  haben.  Wenn  wir  nun  noch 
auf  die  Ursachen  der  Berufseinwanderung  eingehen,  so  haben 
wir  es  selbstverständlich  hier  gar  nicht  damit  zu  thun,  zu  erklären, 
was  seiner  Zeit  einmal  die  Entstehung  der  hier  in  Betracht 
kommenden  Gewerbe  überhaupt  veranlafst  hat,  sondern  die  Frage 
stellt  sich  so:  Aus  welchen  Ursachen  sind  diese  Gewerbe  nach 
Leipzig  übertragen  worden? 

Freilich  in  jedem  einzelnen  Fall  läfst  sich  darauf  nicht  eine 
bestimmte  Antwort  geben.  Doch  lassen  sich  einige  allgemeine 
Gesichtspunkte  finden.  Auf  die  rein  äufserliche  Ursache ,  welche 
in  der  Inkommunalisierung  von  Vororten  Hegt,  wollen  wir  hier 
nicht  weiter  eingehen.  Ea  ist  bereits  gesagt  worden,  wie  das 
späte  Auftreten  der  Ziegeleien  innerhalb  des  Stadtgebiets  sich 
dadurch  erklärt.  Sehen  wir  davon  ab,  so  werden  wir  im  all- 
gemeinen unterscheiden  müssen ,  ob  das  durch  das  eingewanderte 
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Gewerbe  hergestellte  Out  auch  schon  früher  der  städtischen  Be- 
völkerang  zugänghch  war,  oder  ob  es  für  sie  ein  ganz  neues 
Mittel  der  Bedürfoisbefried^ung  bedeutet. 

Im  ersteren  Falle  konnte  entweder  das  auswärts  hergestellte 
Produkt  den  Leipziger  Konsumenten  durch  den  Handel  zugäng- 
lich gemacht  werden,  z.  B.  geschnittene  Korke,  gespaltenes 
Bohr,  oder  es  konnte  der  auswärtige  Berufsarbeiter  bei  Bedarf 
zeitweilig  zur  Ausübung  seiner  Thätigkeit  in  die  Stadt  gerufen 
werden ,  so  z.  B.  die  Rochlitzer  Steinmetzen ,  oder  die  Bedürfois- 
befiriedigung  der  Städter  wurde  möglich  durch  vorübergehende 
Anwesenheit  von  Wandergewerbetreibenden ,  wie  z.  B.  der  herum- 
ziehenden MusikkapeUen.  Steigert  sich  nun  der  örtliche  Bedarf 
nach  den  betreffenden  Gütern ,  so  führt  das  zur  Ansiedelung  der 
Produzenten.  Es  werden  mehr  Flaschenkorke  gebraucht  —  man 
denke  nur  an. die  rasche  Entwicklung  des  Flaschenbierhandels , 
der  in  seiner  ersten  Zeit  sich  noch  nicht  der  heutigen  Patentver- 
schlüsse bediente!  — ,  und  die  Korkschneidereien  lassen  sich 
nieder.  Die  Rohrmöbelindustrie  nimmt  einen  Aufschwung,  es 
entstehen  die  beiden  Specialberufe  der  Stuhlfabriken  und  der 
Rohrstuhlbezieher,  —  da  erscheint  es  vorteilhaft,  Rohrfabriken 
am  Ort  zu  begründen,  die  das  Halbfabrikat  liefern.  Das  Leip- 
ziger Bauwesen  zeigt  mehr  und  mehr  eine  feinere,  künstlerische 
Geschmacksrichtung,  —  und  ansässige  Steinmetzen  finden  in  der 
Stadt  genügende  Beschäftigung.  Das  Interesse  für  Musik  nimmt 
auch  im  Volke  immer  mehr  zu ,  —  und  der  wandernde  Musikant 
siedelt  sich  dauernd  an. 

Hierbei  trifft  es  denn  nicht  selten  zu,  dafs  ein  am  Platze 
oder  in  der  Umgegend  betriebenes  Gewerbe  ein  verwandtes  nach 
sich  zieht.  Namentlich  veranlafst  die  Herstellung  eines  Halb- 
fabrikats die  Übersiedelung  derjenigen  Produktion,  welche  das 
Gut  ganz  fertigstellt,  und  umgekehrt.  Es  ist  bereits  oben  darauf 
hingewiesen  worden,  dafs  das  Aufkommen  der  Strohhutfabriken 
in  Leipzig  am  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  aufs  engste  zu- 
sammenhängt mit  der  Einfiihrung  der  Strohflechterei  im  Erzge- 
birge. Auch  die  Pappenmacher  haben  sich  am  Orte  angesiedelt , 
weil  der  Bedarf  nach  ihrem  Fabrikat  sowohl  von  Seiten  der  Buchbin- 
der, wie  von  Seiten  der  sich  gerade  damals  zu  einem  Sonderberufe 
entwickelnden  Papp-  und  Kartonnagenarbeiter  wesentlich  zunahm. 

Auch  die  Mode  spielt  hier  mitunter  eine  Rolle.  So  ist  die 
seit  den  letzten  Jahrzehnten  aufgetauchte  Vorliebe  fbr  bemalte 
Fenster  und  Butzenscheiben  die  Veranlassung  gewesen,  dafs 
Glasmaler  sich  in  Leipzig  niederliefsen. 

War  in  all  diesen  Fällen  Steigerung  des  örtlichen  Bedarfs 
die  Ursache  der  Berufseinwanderung,  so  kann  die  letztere  aber 
auch  eintreten,  ohne  dafs  überhaupt  ein  direktes  Bedürfnis  nach 
dem  bestimmten  Gut  vorhanden  war ,  ohne  dafs  dieses  überhaupt 
früher  am  Ort  bekannt  war.  Dann  handelt  es  sich  um 
Weckung  neuer  Bedürfnisse  oder,  wenn  man  so  sagen  will,  um 
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Auslösung  eines  latenten  Bedarfs.  So  ist  es  mit  den  aus  Italien 
kommenden  Stukkateuren  und  mit  dem  ebendaher  übergesiedelten 
Verfertiger  von  Mosaikfufsböden,  wohl  auch  mit  der  Kumys- 
fabrik und  der  Russischen  Methfabrik.  Was  diese  bringen ,  sind 
für  den  Ort  ganz  neue  Güter;  das  Bedürfnis  nach  ihnen  mufs 
dem  Konsumentenpublikum  erst  anerzogen  werden.  Deshalb  ist 
die  Einwanderung  solcher  Gewerbe  immer  mit  gröfserem  Risiko 
verbunden ,  als  wenn  der  schon  vorhandene  Bedarf  den  Anreiz 
zur  Ansiedelung  bildet. 

Es  ist  aber  durchaus  nicht  immer  nötig ,  dafs  das  neu  an- 
ziehende Gewerbe  allein  auf  die  am  Ort  wohnenden  Abnehmer 
angewiesen  ist.  Mit  der  Ausbildung  des  Verkehrswesens  und  der 
damit  verbundenen  Erweiterung  des  Marktes  macht  sich  der 
Produzent  immer  mehr  unabhängig  vom  lokalen  Absatz.  Ja,  es 
kann  geschehen ,  da(s  er  flir  diesen  so  gut  wie  gar  nicht  arbeitet. 
In  solchen  Fällen  wird  für  die  Übertrat^ung  eines  Gewerbszweiges 
in  erster  Linie  die  Standortsfrage  in  Betracht  kommen.  Dafs  in 
einem  Handelsplatz  wie  Leipzig  die  Absatzgelegenheiten  besonders 
günstige  sind,  bedarf  keines  näheren  Beweises.  Dafs  aber  auch 
Produktionsvorteile  die  Ansiedelung  eines  an  sich  wesentlich 
älteren  Gewerbes  bewirken  können,  daftir  ist  ein  Zeugnis  die 
Pauken-  und  Trommelfabrikation,  welche  in  dem  ausgedehnten 
Leipziger  Lederhandel  und  in  der  damit  in  Verbindung  stehenden 
umfangreichen  Gerberei  der  Umgegend  eine  wesentliche  Unter- 
stützung findet. 

Aufser  den  hier  vorgebrachten  rationellen  Gründen  können 
auch  noch  oft  irgend  welche  ZufkUigkeiten ,  verkehrte  Spekulationen, 
persönliche  oder  Familienbeziehungen,  zu  einer  Berufseinwanderung 
führen.  Diese  Dinge  jedoch  sind  weder  zu  kontrollieren  noch 
haben  sie  eine  ökonomische  Bedeutung.  Wenn  wir  aber  das 
oben  Dargelegte  überblicken  und  uns  fragen:  Was  ist  denn 
allenthalben  das  Entscheidende  bei  der  Thatsache  einer  Berufs- 
übertragung?, so  werden  wir  immer  wieder  auf  den  Bedarf 
zurückgeführt.  Mag  nun  der  Bedarf  schon  ausgesprochenermafsen 
vorher  vorhanden  sein ,  oder  mag  der  anziehende  Wirtschafter  ihn 
erst  hervorzurufen  hoffen,  mag  die  Absatzmöglichkeit  sich  nur 
auf  den  Ort  selbst  oder  mag  sie  sich  auf  einen  weiteren  Markt- 
umkreis erstrecken ,  —  in  jedem  Falle  sind  es  die  Bedürfnisse  der 
Konsumenten ,  welche  in  letzter  Linie  für  die  Einwanderung  neuer 
Berufe  maßgebend  sind. 


§3. 
Berafsblldnng. 

Von  allen  Arten  der  Arbeitsteilung  ist  die  Berufisbildung,  d.  i. 
die  Entstehung  von  Berufen  durch  Loslösung  von  der  alten  Haus- 
wirtschaft, die  älteste.    Ist  doch  auf  diese  Weise  ein  berufsmälsig 
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gestaltetes  Oewerbe  Überhaupt  erst  entstanden.  Aber  man  würde 
fehlgehen,  wenn  man  glaubte,  dieser  Prozefs  der  VerselbstHndigung 
von  Arbeiten  des  Haushaltes  alter  Ordnung  habe  seine  Bedeutung 
nur  in  mittelalterlicher  Zeit  gehabt.  Nein,  auch  die  letzten 
150  Jahre  haben  einen  grofsen  Teil  der  Eigenproduktion  der 
Hauswirtschaft  beseitigt.  Man  könnte  das  schon  rückwärts  aus 
der  Bedeutung  schliefsen,  welche  in  unserer  Zeit  die  Frauenfrage 
gewonnen  hat,  deren  letzte  Ursache  ohne  Zweifel  die  Auflösung 
der  alten  Eigenwirtschaft  ist.  Wir  erkennen  aber  auch  die 
hervorragende  Rolle,  welche  die  Berufsbildung  sogar  noch  im 
19.  Jahrhundert  gespielt  hat,  wenn  wir  die  Berufe,  welche  von 
1751 — 1890  auf  diese  Weise  in  Leipzig  entstanden  sind,  nach 
der  Zeit  ihres  Aufkommens  geordnet,  uns  vor  Augen  führen. 
Es  sind  das  folgende: 

1768—81,  1812—90  Federschmticker  (Schmuckfeder-F.) 

1772—1813,  1882—90  Stärke-F. 

1790—1890  Destillateur  (Liqueur-F.)  * 

1810—90  Konditor^ 
1815—90  Putzmacherin 
1819—90  Essig-F.8 

1819—20,  1879—90  Ratten-  u  Mäusevertreiber  (Kammer- 
jäger) 
1820-90  Nähterin  (1830:  5) 
1821—42  Fadennudelfabrikant 
1825—90  vStickereimanufaktur(- Geschäft)* 
1827—29  Hundewasch-  und  Scheranstalt 
1828—70  Florwäscherin 
1828-90  Lohndiener  (Lohnlakai)  ^ 

1830—90  Wasch-  und  Plättanstalt 
1830—90  Federreinigungsanstalt  (anfangs  „Kön.  Sachs, 
priv.  Federreinigungsmaschine'') 


^  In  unseren  Quellen  ist  hier  ein  Unterschied  gemacht  zwischen 
Destillateuren  (zuerst  1790:  2)  und  Liqueurfabriken  (zuerst  1810:  2),  und 
diese  Scheidung  ist  bis  in  die  1840er  Jahre  festgehalten.  Die  Differenz 
besteht  aber  nur  im  Namen. 

^  Auch  hier  kennen  die  AdrefsbÜcher  zwei  gesonderte  Rubriken,  die 
der  „Schweizer  Zuckerbäcker",  zuerst  1810:  5,  und  die  der  „Konditoren*", 
zuerst  1821 :  12,  und  fuhren  beide  Kategorieen  noch  bis  1850  inkl.  getrennt 
auf.  Doch  ist  sachlich  zwischen  beiden  kein  wesentlicher  Unterschied 
zu  konstatieren. 

>  In  den  Adrefebfichem  sind  seit  1819  „Weinessierfabrikanten"  und 
seit  1821  „Essigfabrikanten"  gesondert  aufj^efünrt,  und  aiese  Trennung  ist 
bis  in  die  30er  Jahre  beibehidten.  Auch  hier  entspricht  der  verschiedenen 
Bezeichnung  nicht  ein  Unterschied  in  der  Sache. 

^  Die  ersten  4  Stickerinnen,  welche  im  Jahr  1825  vorkommen, 
werden  noch  eine  Zeit  lang  zugleich  als  „Strickereiarbeiterinnen''  d.  h. 
Strickerinnen  bezeichnet. 

^  1828:  3,  1860  schon  35,  1890  nur  22,  aufserdem  noch  vielfach  im 
Nebenberuf. 


20  XIX  2. 

1830er  u.  40er  Jahre,  Ende  1880er  Jahre  — 90  Koch- 
lehranstalt 

1842—90  Kaltes  Bad 

1843—90  Wasch-  u.  Dekatieranstalt  (Chemische  Wasch- 
anstalt) 

1843—63  Schreibfederfabrikant 

1847—90  Senf-F. 

1847 — 83  Notenschreiber  (so  seit  1854,  zuerst  „Musikalien- 
kopieranstalt^) 

1849—90  Seiden  Wäscherei 

1853—90  Puppen-F. 

1854—90  Zimmerfrotteur  (1854:  3) 

1855-90  Wichs-F. 

1856—90  Kranken-  u.  Wochenwärterin  (1856:  7) 

1858-90  Tinten-F. 

1859—90  Wäschetrockenplatzinhaber  (1859:  9) 

IL  Drittel  19.  Jahrb.  — 1890  Klavierspieler  (z.  Tanz) 

1863—90  Lehranstalt  für  erwachsene  Töchter  (1) 

Ende  1860er  Jahre—  90  Bauunternehmer 

1871—90  Civihngenieur  1 

1873-90  Friseuse  (1873:  7,  1890:  23) 

1877—90  Dampfholzspalterei 

1884—90  Fensterreinigungsanstalt 

1884—90  Kaffeerösterei  (verbunden  mit  Kaffeehandlung) 

1886 — 90  Tiefbauuntemehmer 

1887-90  F.  V.  Delikatessen  in  Aspic  (an  eine  Delika- 
tessenhandlung angeschlossen) 

1888 — 90  Teppichreinigungsanstalt 

1889—90  Gardinen  Wäscherei 

m.  Drittel  19.  Jahrb. -1890  Heilanstalt  für  Hautkrank- 
heiten (1) 

HL  Drittel  19.  Jahrb.  — 1890  Milchkuranstalt 

HL  Drittel  19.  Jahrb.  — 1890  Kuranstalt  für  Haustiere  (1) 

HL  Drittel  19.  Jahrb.  — 1890  Kindergarten 

seit  1890  Pferdescherer 

seit  1890  Spitzenwäscherei. 

Es  bildeten  sich  demnach   durch  Ablösung  von  der  Haas- 
wirtschaft neue  Berufe  in  der  Periode: 

1751—1800 3 

1800—1830 10 

1830—1860 16 

1860-1890 17 

zusammen    46 


^  Unter  der  Rubrik  der  Civilingenieure  haben  in  den  AdrefBbücbem 
auch  die  Patentbureaus  ihren  Platz  gefunden.    Indes  gehören  diese,   da 


XIX  2.  21 

Unter  diesen  Berufen  lassen  sich  einige  besonders  charakte- 
ristisehe  Gruppen  herausheben. 

Einen  breiten  Raum  nehmen  die  Gewerbe  ein,  welche  sich 
der  Herstellung  von  Nahrungs-  und  Genufsmitteln  widmen,  die 
früher  im  Hause  produziert  wurden.  Senf,  Essig,  Stärke,  Liqueure, 
feine  Backwaren,  Nudeln,  sogar  Delikatessen  in  Aspic  werden  jetzt 
in  eigenen  gewerblichen  Betrieben  hergestellt;  selbst  das  Rösten  des 
Kaffees  ist  der  Hausfrau  abgenommen.  Es  erscheinen  1847  Senf- 
fabriken, 1819  Essigfabrikanten,  1772—1813  und  dann  wieder 
1882  Stärkefabriken,  1790  Destillateure  (Liqueurfabriken),  1810 
Konditoren,  1821—42  Fadennudelfabrikanten,  1887  eine  Fabrik 
von  Delikatessen  in  Aspic  und  1884  Kaffeeröstereien. 

Auch  die  Näherei,  die  feinere  Handarbeit  und  die  Be- 
schaffung weiblichen  Putzes  haben  sich  verselbständigt.  Nähterinnen 
(seit  1820),  Stickerinnen  bezw.  Stickereigeschäfte  (seit  1825), 
Putzmacherinnen  (seit  1815),  Federschmücker  (Schmuckfeder- 
fabriken, 1768 — 81  und  seit  1812)  machen  diese  Thätigkeiten 
zu  ihrer  Lebensaufgabe.  Die  Puppen,  die  einst  von  den  Müttern 
selbst  für  ihre  Kleinen  zurechtgenäht  wurden ,  werden  jetzt  in 
Pnppenfabriken  (seit  1853)  angefertigt. 

Die  Wäscherei,  bestehe  sie  nun  im  Waschen  von  Leibwäsche 
oder  von  Kleidern,  von  Flor  oder  von  Seidenstoffen,  von  Spitzen 
oder  von  Gardinen,  hat  eine  Reihe  von  Sondergewerben  hervor- 
gerufen. Es  giebt  Wasch-  und  Plättanstalten  (seit  1 830),  Wasch- 
und  Dekatieranstalten  (chemische  Waschanstalten,  seit  1843), 
Elorwäscherinnen  (1828  —  70),  Seiden  Wäschereien  (seit  1849), 
Spitzen  Wäschereien  (seit  1890)  und  Gardinen  Wäschereien  (seit 
1889).  Besondere  Wäschetrockenplatzinhaber  (seit  1859)  bieten 
die  Möglichkeit,  auch  bei  dem  grofsstädtischen  Mangel  an  eigenen 
Trockenplätzen  die  Wäsche  im  Freien  aufeuhän(2:en.  Auch  die 
Vermietung  von  Wäscherollen  (Mangen)  wäre  hier  zu  nennen. 
Jedoch  geben  uns  die  Adrefsbücher  keinen  Anhalt  über  die  Zeit 
ihres  Aufkommens. 

Für  das  Reinigen  von  Bettfedem,  von  Fenstern  und  von 
Teppichen,  fUr  das  Frottieren  des  Zimmerbodens,  ftlr  die  Be- 
seitigung des  Ungeziefers  im  Hause  giebt  es  besondere  Gewerbe- 
treibende: seit  1830  Federreinigungsanstalten,  seit  1884  Fenster- 
reinigungsanstalten ,  seit  1888  Teppichreinigungsanstalten ,  seit 
1854  Zimmerfrotteure  und  seit  1879  Kammerjäger,  die  schon 
firüher  einmal  1819  und  1820  durch  einen  Ratten-  und  Mäuse- 
vertreiber  vertreten  waren.  Das  Scheren  der  Pferde  sowie  das 
Waschen  und  Scheren  der  Hunde  wird  zu  einem  eigenen  Beruf. 
Unsere  Adrefsbücher  berichten  uns  von  einem  Pferdescherer 
(seit  1890)  und  von  einer  Hundewasch-  und  -Scheranstalt  (in 
den  Jahren  1827—29). 


sie  sich  nur  mit  dem  Besorgen  und  Verwerten  von  Patenten  abgeben, 
schon  zum  Handel  und  fallen  daher  flir  uns  hinweg. 
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Tinte  und  Stiefelwichse  werden  kaum  noch  irgendwo  in  der 
Haushaltung  hergestellt,  sondern  in  Tintenfabriken  (seit  1858) 
bezw.  in  Wichsfabriken  (seit  1855).  Das  Brennholz  wird  nur 
noch  ausnahmsweise  durch  Lohnarbeiter  auf  dem  Hofe  des  Kon- 
sumenten gespalten,  meist  in  gebrauchsfertigem  Zustand  aus 
Dampf holzspatterev'en  (seit  1877)  bezogen.  Das  Schneiden  von 
Gänsekielfedern,  die  sich  früher  jeder  selbst  zurichtete,  wird  auch 
noch  eine  Zeit  lang  zum  Sonderberuf.  Von  1843 — 68  giebt  es 
„Schreibfederfabrikanten^.  Dann  aber  wurde  die  Federpose 
durch  die  Stahlfeder  verdrängt.  1856  war  die  erste  Stahlfeder- 
fabrik in  Deutschland,,  die  von  Heintze  &  Blanckertz  in  Berlin, 
begründet  worden. 

Das  Abschreiben  von  Noten,  das  Klavierspielen  zum  Tanz, 
das  Frisieren  der  Damen,  die  Thätigkeit  eines  Tafeldieners  werden 
zu  specialisierten ,  selbständigen  Berufen.  Wir  finden  von  1847 
ab  eine  Musikalienkopieranstalt,  seit  1854  auch  andere  Noten- 
schreiber, seit  dem  zweiten  Drittel  des  19.  Jahrhunderts  Klavier- 
spieler zum  Tanz,  seit  1873  Friseusen  und  seit  1828  Lohndiener 
(Lohnlakaien). 

Die  Beaufsichtigung  und  Beschäftigung  der  kleineren  Kinder, 
die  Unterweisung  der  heranwachsenden  weiblichen  Oeneration  in 
Küche  und  Haushaltung  ist  auch  bereits  zum  Teil  aus  dem  engen 
Rahmen  des  Hauses  herausgetreten  und  zu  einem  Geschäft  ge- 
worden. Kindergärten  (seit  dem  dritten  Drittel  des  IIK  Jahr- 
hunderts), eine  Kochlehranstalt  (in  den  1830er  und  40er  Jahren, 
sowie  wieder  seit  Ende  der  80er  Jahre)  und  eine  Lehranstalt 
für  erwachsene  Töchter  (seit  1863)  widmen  sich  diesen  Aufgaben 
gewerbsmäfsig. 

Der  Kranke  fand  früher  in  seinem  eigenen  Heim  von  seinen 
Hausgenossen  die  nötige  Pflege,  oder  er  war  auf  öffentliche 
Krankenhäuser  angewiesen.  Jetzt  sind  nicht  nur  berufsmäfsige 
Kranken-  und  Wochen  Wärterinnen  (seit  1856),  sondern  auch 
Privatanstalten  verschiedener  Art  entstanden,  welche  Heilzwecken 
dienen.  Mehreren  dieser  privaten  Heilanstalten  werden  wir  in 
dem  Abschnitt  „Berufsschöpfung"  begegnen,  da  dieselben  ihre 
Entstehung  dem  Aufkommen  neuer  Heilmethoden  verdanken. 
Hier,  wo  es  sich  um  die  Verselbständigung  von  Thätigkeiten 
handelt,  die  früher  im  geschlossenen  Kreise  des  Hauses  ihren 
Platz  hatten,  sind  nur  zu  nennen:  eine  Heilanstalt  für  Haut- 
krankheiten, Milchkuranstalten  und  eine  Kuranstalt  für  —  Haus- 
tiere, alle  erst  im  letzten  Drittel  des  19.  Jahrhunderts  entstanden. 

Seit  dem  Ende  der  l»60er  Jahre  bildet  sich  in  Leipzig  der 
Beruf  des  Bauunternehmers.  An  die  Stelle  des  Bürgers,  der 
früher  selbst  den  Bau  seines  Hauses  leitete,  seine  eigenen  Mittel 
dazu  aufwendete  und  meist  und  zunächst  nur  den  Zweck  ver- 
folgte, sein  eigenes  Wohnungsbedürfhis  zu  befriedigen,  tritt  jetzt 
ein  Unternehmer,  der,  in  der  Regel  mit  fremdem  Kapital,  Bauten 
zu    Spekulationszwecken    ausfrlhrt,     womit    der    Hausbau    den 
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Charakter  der  Warenproduktion  annimmt.     1890  gab  es  bereits 
22  Bauunternehmer. 

Ähnlich  ist  die  EIntstehung  der  Tiefbauuntemehmer  zu  er- 
klären, welche  vor  allem  Strafsen-  und  Schleusen  bauten  ausfuhren 
und  in  unseren  Quellen  erst  1886  erscheinen.  Nur  dafs  es  sich 
bei  ihnen  weniger  um  die  Bildung  eines  Berufes  aus  der  privaten 
Hauswirtschaft  heraus  handelt,  sondern  darum,  dafs  eine  Arbeit, 
die  früher  von  der  städtischen  Gemeinwirtschaft  selbst  ausgeübt 
wurde  —  nämlich  durch  Ausführung  derartiger  Bauten  in  eigener 
Regie  — ,  nunmehr  auch  an  Privatpersonen  vergeben  wird. 

Eine  eigenartige  Kategorie,  welche  zuerst  1871,  und  zwar 
in  der  Stärke  von  4  Personen,  aufgeführt  wird^  sind  die  Civil- 
ingenieure.  Im  allgemeinen  kann  man  diese  als  selbständige 
Personen  bezeichnen,  welche  technische  Anlagen  irgendwelcher 
Art  entwerfen  und  zur  Ausführung  bringen.  Auch  hier  sehen 
wir  also,  wie  in  den  beiden  letzten  Fällen,  die  unternehmungs- 
weise Produktion  an  Stelle  der  hauswirtschaftlichen  bezw.  gemein- 
wirtschaftlichen  treten.  Aufserdem  spielt  hier  die  Entwicklung  der 
technischen  Wissenschaften  mit,  welche  es  für  einen  Laien  nicht 
mehr  rätlich  erscheinen  läfst,  bei  dem  Bau  von  Fabriken  oder 
sonstigen  Produktionsstätten  die  Oberleitung  selbst  in  die  Hand 
zu  nehmen. 

Endlich  müssen  wir  noch  die  Entstehung  einer  Oewerbe- 
thätigkeit  hier  einfügen,  bei  der  es  sich  ebenfalls  um  Bildung 
einer  Unternehmung  handelt.  Es  ist  das  Aufkommen  der 
^Eodten  Bäder'',  welches  nach  dem  Adrefsbuch  in  das  Jahr  1842 
&llt.  Die  Möglichkeit,  ein  Flui'sbad  zu  nehmen,  war  ja  auch  schon 
früher  immer  vorhanden,  teils  indem  man  aufserhalb  der  Stadt 
vollständig  im  Freien  badete,  teils  indem  einzelne  Familien  ihre 
eigenen  Badehäuschen  besalsen.  Nun  aber  wird  die  Darbietung 
kalter  Bäder  zu  einer  entgeltlichen  Dienstleistung  durch  andere. 

Damit  ist  der  Kreis  derjenigen  Berufe,  welche  sich  im  Laufe 
der  letzten  P/s  Jahrhunderte  in  Leipzig  aus  der  Hauswirtschaft 
losgelöst  haben,  geschlossen.  Wir  haben  darunter  solche  gefunden, 
die  sich  mit  der  Herstellung  von  Nahrungs-  und  Genufsmitteln, 
mit  Näherei  und  Putz,  mit  Wäscherei  und  anderen  Reinigungs- 
arbeiten abgeben  oder  gewisse  in  jedem  Haushalt  gebrauchte 
Produkte  herstellen.  Wir  haben  davon  andere  unterschieden, 
welche  UnterrichtB-  und  Heilzwecke  verfolgen,  die  früher  im 
Hause  selbst  erstrebt  und  erreicht  wurden.  Und  schliefslich  haben 
wir  auch  noch  einige  neuere  untemehmungsweise  Betriebe  kennen 
gelernt,  die  ebenfalls  sich  am  besten  aus  der  Hauswirtschaft  bezw. 
in  einem  Fall  aus  der  städtischen  Gemeinwirtschaft  ableiten  lassen. 

Allüberall  aber  müssen  wir  als  letzte  Ursache  der  Entstehung 
dieser  Berufe  ansehen  den  wachsenden  Konsum  und  die  Aus- 
dehnung gröfserer  Ansprüche  und  feinerer  Lebenssitten  auch  auf 
die  breiten  Massen  des  Volkes.     Welche  Nebenursachen  sonst 
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noch  dabei  mitgewirkt  haben,  das  soll  im  Zusammenhang  mit 
den  anderen  Formen  der  Arbeitsteilung  im  §  8  untersucht 
werden. 

§  4. 
BernfsschSpfang. 

Unter  Berufsschöpfung  haben  wir  (vgl.  Einleitung)  die  Elnt- 
stehung  eines  Berufes  durch  das  Aufkommen  ganz  neuer  Güter- 
arten verstanden.  Dieser  volkswirtschaftliche  Vorgang  tritt  also 
überall  da  auf,  wo  ein  Produkt  früher  überhaupt  nicht,  weder 
von  irgend  einem  Gewerbe  noch  in  der  Hauswirtschaft,  erzeugt 
wurde.  Mit  der  neuen  Erfindung  ist  auch  zugleich  der  neue 
Beruf  gegeben.  Bei  dieser  allgemeinen  Definition  wollen  wir  es 
hier  vorläufig  bewenden  lassen;  im  Verlaufe  des  Abschnittes 
werden  wir  noch  einige  feinere  Nuancen  kennen  lernen. 

Dafs  diese  Art  der  Berufsentstehung  ganz  besonders  für  die 
neuere  Zeit  charakteristisch  ist,  wird  jeder  von  vornherein  zu- 
geben. Doch  sind  die  Zahlen,  welche  wir  erhalten,  wenn  wir 
auch  hier  die  Summe  aller  Fälle  auf  die  vier  Perioden  verteilen, 
von  besonderer  Beweiskraft.  Es  entstanden  auf  dem  Wege  der 
Berufsschöpfung  folgende  Berufe: 

1778—1.  Drittel  19.  Jahrh.  Institut  für  Stumme' 

1781—1890  Schieferdecker 

1790-1890  Pianoforte-F. 

1820—90  Öh-affinerie  (1890:   5,   immer  in  Verbindung 

mit  Eolonialwarenhandlungen) 
1821—90  Steindrucker  (1821:  2) 
1824-67  Chemische  Feuerzeug-  u.  Zündhölzer-F. 
1825—90  Lithograph 

1831—90  Anstalt  für  Heilgymnastik  u.  Orthopädie  (1) 
(zuerst  als  „Heilanstalt  für  Verkrümmte^  von  Prof. 
Dr.  Carus  begründet) 

1835—90  Parfümerie-  u.  Toilettenseifen-F. 

1837 — 90  Kammgarnspinnerei 

1838—42  Rotstift-F. 

1840 — 90  Asphalt-F.  (später  „Asphalt-,  Dachpappen-  u. 
Holzcement-F.") 

1840er  Jahre  -  90  Trinkanstalt  künstlicher  Mineralwasser' 

1843—90  Stahlstecher 


>  Das  Inetitat  für  Stumme,  1778  von  dem  Privatgelehrten  Heinecke 
begründet,  um  1800  von  seiner  Witwe  weitergeführt,  hat  nur  vorüber- 

fenende  Existenz  als  Privatuntemehmen  gehabt,   da  es  am  Anfang  des 
9.  Jahrhunderts  zu  einer  öffentlichen  Anstalt  wurde,  deren  Verwaltung 
in  den  Händen  der  Universität  lie^t. 

>  „Für  diejenigen,  die  ein  Mineralbad  nicht  besuchen  können  oder 
wollen." 
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1843—90  Kunstfeuerwerker  (Feuerwerk-F.) 

1843 — 52  F.  wasserdichter,  geruchloser  Stoffe 

1844-47  Stahldrucker 

1844 — Ekide  50er  Jahre  Daguerrotypeur 

1844—90  Kolorist  (Bilderbogenfabrikant) 

1848—90  Stenograph 

1850—90  Buchbinderleinen.(Kaliko.)F. 

1850-90  Sprit-F. 

1851 — 90  Uarmonikafabrikant 

1855—90  Galvanoplastische  Anstalt 

1855—90  Photograph 

1857—90  Zinkgiefserei 

1858—64  Pannotypist 

IL  Drittel  10.  Jahrb.— 1890  Homöopathische  Heilanstalt 

(Beratungsanstalt) 
IL  Drittel  19.  Jahrb.— 1890  Irrenheilanstalt 
IL  Drittel  19.  Jahrb. -1890  Stenographielehrer 

1860—90  Papierprägeanstalt 

1862—90  Mineralwasser-F. 

1867—90  Gasanstalt,  priv.  (1)^ 

1871—90  Papierwäsche  F. 

1871—90  Pferdeeisenbahngesellscbaft 

1875  —  90  Handarbeitslehrerinnenseminar  (1) 

1875  —90  Lehrerinnen-  und  Kindergärtnerinnenseminar (1) 

1879-90  Jalousie-F. 

1880—84  Feigenkaffee-F. 

1880—90  Sirupraffinerie 

1880—90  Gummi  waren- F. 

1880—90  Wasserfilter-F.  (1)« 

ca.  1880—90  Planen-F. 

ca.  1880-90  Segeltuchweberei 

1880er  Jahre — 1890  Herstellung  von  Spitzenpapier 

1880er  Jahre — 1890  F.  mechanischer  Musikwerke 

1880er  Jahre— 1890  Eialbumin- und  Margarinebutter-F. « 

1880er  Jahre— 1890  Elektrotechnische  F. 

1880er  Jahre  —  1890  Elektrotechnische  Installationsanstalt 

1880er  Jahre— 1890   Anlage   von   elektrischen  KUngeln 

und  Telephonleitungen 
1880er  Jahre— 1890  Holzgipstrockenstuck-F. 
1881—90  Spitzen-F. 
1881—90  Kautscbukstempel-F. 
1884—90  Drabtseilbahn-F. 
1884—90  Roheiswerk 


1  Die  städtischen  Gasanstalten  bleiben  für  uns  anfser  Betracht. 

*  Zuerst  mit  Gartenmöbelfabrikation,  danu  mit  Herstellung  elektrischer 
Kohle  verbunden. 

*  Kombiniert  mit  Eierhandlung. 
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1885-90  MaÄseur  (1885  :  3) 

1885—90  Fahrrad-F. 

1885 — 90  Zinkographische  Anstalt 

1885 — 90  Mechanische  Strickerei 

1885—90  Wellblechwalzwerk 

1887 — 90  F.  V.  Dichtungsmitteln,  damit  imprägnierter 
Stopf büchsenpackung ,  Dampf hahn-  und  Eammrad- 
schmiere 

1888—90  Verbandstoflf-F. 

1889—90  FeueranaünderF.  (1)' 

1889—90  Pflanzenleim-F. 

Ende  1880er  Jahre— 1890  Anstalt  für  Phototypie  (Licht- 
druck) 

1889—90  Trichinenschauer,  verpfl. 

III.  Drittel  19.  Jahrb.— 1890  Erziehungsanstalt  fttr  geistig 
zurückgebliebene  Kinder  (1) 

seit  1890  Loofahwaren-F. 

seit  1890  GelatinekapselF. 

seit  1890  Cementwaren-F. 

seit  1890  Baunscheidtist  (1) 

Eb  kamen  mithin  durch  Berufsschöpfung  dazu  in  den  Perioden 

1751-1800 3  Berufe 

1800-1830 4       „ 

1830—1860 23       „ 

1 860— 1890     .     .     .     ...     42       „ 

zusammen:  72  Berufe 

Wir  können  also  ein  geradezu  rapides  Anwachsen  konsta- 
tieren. Namentlich  zeigt  sicn  dasselbe  seit  den  1880er  Jahren. 
Bei  weitem  die  meisten  der  42  Berufe,  welche  seit  1860 
neu  aufgetreten  sind,  verdanken  erst  den  1880er  Jahren  ihre 
Entstehung.  Die  technischen  Erfindungen  der  letzten  50  Jahre 
und  namentlich  der  allerletzten  Jahrzehnte  spiegeln  sich  hier  wieder. 

Sehr  stark  sind  durch  Erfindungen  die  polygraphischen  Ge- 
werbe im  19.  Jahrhundert  bereichert  worden.  Der  Buchdruck, 
Holzschnitt  und  Kupferstich  waren  ja  schon  lange  bekannt.  Nun  aber 
treten  infolge  verschiedener  neu  entstandener  Produktionsweisen 
im  Vervielfältigungsgewerbe  nicht  wenig  ganz  neue  Berufszweige 
auf  den  Plan,  die  auch  intensiv  im  heutigen  Oewerbeleben  und 
speciell  im  Leipziger  eine  hervorragende  Rolle  spielen.  Die  Er- 
nndung  der  Lithographie  gegen  1800  durch  8enefelder  bringt 
uns  1825  Lithographen  und  1821  Steindrucker.  Die  1824  nach 
Deutschland  kommende  Stahlstichkunst  läfst  1843  Stahlstecher 
und  1844  Stahldrucker  entstehen.  Der  Stahlstich  wurde  dann 
zwar  auch  vielfach  mit  dem  Kupferstich  zusammen  von  einer 
Person  ausgeübt,  aber  es  geschah  das  nicht  in  allen  Fällen.    Der 

^  Mit  einer  Kephiranstalt  vereint. 
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Stahldruck  dagegen  wurde  fast  ausschliefslich  von  den  Kupfer- 
druckereien besorgt;  nur  von  1844 — 47  findet  sich  ein  einziger 
Betrieb;  der  sich  auf  Stahldruckerei  beschränkt  zu  haben  scheint. 

Das  Aufkommen  des  Buntdrucks  (Chromotypie)  seit  den 
'JOer  und  30er  Jahren  des  19.  Jahrhunderts  ruft  aie  Koloristen 
(Bilderbogenfabrikanten,  seit  1844)  hervor.  Der  Zinkdruck 
(Zinkographie),  auch  erst  im  19.  Jahrhundert  erfunden,  und 
der  Lichtdruck  (Phototypie),  1862  zuerst  zur  Anwendung  ge- 
kommen, veranlassen  die  Entstehung  besonderer  Anstalten  auch 
für  diese  graphischen  Kunstzweige:  Zinkographische  Anstalten 
(seit  1885)  und  Anstalten  für  Phototypie  (seit  dem  Ende  der 
1880er  Jahre). 

Die  Phototypie,  eine  Kombination  von  Druck  und  Photo- 
graphie, führt  uns  zu  der  Erfindung  dieser  letzteren  Kunst  der 
Verviel&ltigung ,  die  heute  zu  einer  ganz  gewaltigen  Ausdehnung 
und  Vervollkommnung  gelangt  ist.  Sie  beginnt  mit  der  Daguerro- 
typie.  Der  erste  Daguerrotypeur  ist  im  Jahre  1844  verzeichnet; 
es  war  eine  Frau.  Bald  nehmen  die  Daguerrotypeure ,  die  schon 
1850  auf  6  angewachsen  sind,  auch  die  eigentliche  Photographie 
in  ihr  Arbeitsgebiet  auf,  und  mit  dem  Jahre  1855  beginnt  die 
Photographie  sich  als  Sonderberuf  auszubreiten,  worauf  dann 
bald  jene  ältere ,  unvollkommnere  Form  ganz  imtergeht  (Ende  der 
50er  Jahre).  Ein  anderer  Zweig  der  ältesten  PhotOjgraphie,  die 
Pannotypie,  hat  nur  kurze  Zeit,  von  1858 — 64,  ein  Sonderdasein 
geführt.  Sie  wird  zwar  auch  noch  später  eine  Zeit  lang  be- 
trieben, aber  nur  in  Kombination  mit  der  siegreichen  Schwesterkunst. 

Der  Bedeutung  halber,  welche  die  lb37  erfundene  Galvano- 
plastik insbesondere  für  die  Buchdruckerei  gewonnen  hat,  fügen 
wir  hier  gleich  die  Galvanoplas^tischen  Anstalten,  in  Leipzig  seit 
1855,  an.  Auch  die  für  die  Entwicklung  der  Buchbinderei  so 
wichtige  Erfindung  der  Buchbinderleinwand  (des  Kaliko)  hat  bereits 
im  Jahre  1850  einen  Betrieb  von  grofser  Kapitalstärke  entstehen 
lassen,  der  sich  speciell  mit  der  Herstellung  dieses  Stoffes  befafst. 

In  der  Papierindustrie  hat  das  Aufkommen  der  Prägepresse 
(im  Anfang  des  19.  Jahrhunderts)  den  Anlafs  gegeben  zur  Bildung 
von  Papierprägeanstalten  (in  Leipzig  seit  1860).  Und  als  dann 
später  das  Stanzen  des  Papiers  in  Aufnahme  kam,  führte  dieses 
in  Verbindung  mit  der  Prägerei   zu   der  Spedalität  der  Spitzen- 

Japierfabriken  (seit  den  1880er  Jahren).  Auch  die  Herstellung  von 
^apierwäsche  (seit  1871)  ist  eine  Schöpfung  des  19.  Jahrhunderts. 
Die  ganze  Gummiwarenindustrie  ist  ebenfalls  erst  neueren 
Datums.  Sie  beruht  auf  der  Entdeckung  wichtiger  Eigenschaften 
des  schon  anfangs  des  18.  Jahrhunderts  in  Europa  bekannten 
Kautschuks.  Industriell  ausgenutzt  wurde  dieser  ausländische 
Rohstoff  aber  erst  seit  den  20er  Jahren  des  19.  Jahrhunderts. 
Seit  1823  wurde  er  in  England  zur  Herstellung  wasserdichter 
Stoffe  angewandt.  Auch  in  Leipzig  finden  wir  eine  Zeit  lang, 
von    184b — 52,    eine   Fabrik   wasserdichter,    geruchloser  Stoffe. 
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Die  dann  seit  ca.  1880  auftretenden  Planenfabriken  beruhen  auf 
derselben  Verwendung  desselben  Rohmaterials.  Eine  ausgedehn- 
tere Brauchbarkeit  hatte  das  Kautschuk  aber  erst  durch  die  Er- 
findungen des  Amerikaners  Goodyear  erlangt,  welcher  1839 
durch  Vulkanisieren  dem  Kautschuk  seine  Klebrigkeit  und  andere 
unangenehme  Eigenschaften  nahm  und  dann  1852  zum  ersten  Mal 
das  zu  Kämmen  und  anderen  Gegenständen  viel  benutzte  „Hart- 
gummi" hervorbrachte.  Seitdem  hat  die  Gummi  Warenproduktion 
einen  gewaltigen  Aufschwung  genommen.  Speciell  in  unserer 
Stadt  sind  aufser  den  obenerwähnten  Industriezweigen  als  Special- 
gewerbe noch  zu  nennen  die  Gummi  Warenfabriken  (seit  1880) 
und  die  Kautschukstempelfabriken  (seit  1881). 

Ebenfalls  infolge  des  Bekanntwerdens  eines  ausländischen 
Rohstoffes  ist  neuerdings  noch  eine  andere  Fabrikation  ins  Leben 
getreten,  die  Loofah Warenfabrikation  (seit  1800). 

Die  Verwertung  der  elektrischen  Kraft,  so  sehr  sie  auch  in 
der  Zunahme  begriffen  ist,  hat  am  Orte  nur  einige  Specialitäten 
hervorgerufen,  die  dafUr  aber  fast  alle  um  so  kapitalkräftiger 
sind.  Wir  haben  hier  zu  nennen :  die  elektrotechnischen  Fabriken, 
die  elektrotechnischen  Installationsanstalten,  die  Fabriken  elektro- 
technischer Bedarfsartikel  und  einen  kleinen  Gewerbetreibenden, 
der  sich  auf  die  Anlage  von  elektrischen  Klingeln  und  Telephon- 
leitungen specialisiert  hat,  alle  erst  in  den  1880er  Jahren  entstanden. 

Den  doppelten  Dienst,  den  die  Mektricität  neben  anderem 
dem  Menschen  leistet,  nämlich  die  Elrzeugung  von  Licht  und 
von  Energie,  erftQlt  in  seiner  Weise  auch  das  Gas.  Bekannt 
war  die  Brennbarkeit  des  Steinkohlengases  zwar  auch  schon 
fiiiher;  praktische  Anwendung  zur  Beleuchtung  fand  dasselbe 
aber  erst  im  19.  Jahrhundert,  zur  Krafterzeugung  sogar  erst  in 
aUerletzter  Zeit.  Seiner  Bereitung  dient  neben  dei«  städtischen 
Gasanstalten  seit  1867  auch  eine  private. 

Durch  Erfindungen  hervorgerufen  sind  auch  eine  Reihe  von 
neuen  Gewerben,  welche  sich  auf  den  Bau  und  die  Ausstattung 
von  Häusern  beziehen.  Bereits  im  18.  Jahrhundert  war 
neben  die  Ziegelbedachung  das  Schieferdach  getreten,  ftlr  dessen 
Anbringung  seit  1781  besondere  Schieferdecker  thätig  sind.  Erst 
dem  19.  Jahrhundert  entstammt  die  Cementwarenfabrikadon  (seit 
1890),  die  Fabrikation  von  Holzgipstrockenstuck  (seit  den  1880er 
Jahren)  und  die  Herstellung  von  Jalousieen  (RolUäden,  seit 
1879).  Gewelltes  Eisenblech,  das  zur  Dachdeckung,  zu  Blech- 
wänden und  anderen  Zwecken  gebraucht  wird ,  ist  nicht  vor  der 
Mitte  des  19.  Jahrhunderts  hergestellt  worden;  mit  seiner  Produktion 
beschäftigen  sich  die  W^ellbiechwalzwerke  (seit  1885).  Femer 
gehört  in  diesen  Zusammenhang  wegen  der  Herstellung  orna- 
mentaler Gegenstände  die  Zinkgielserei ,  die  überhaupt  erst  in 
den  1830er  Jahren  eine  gröfsere  Bedeutung  gewann  und  in 
Leipzig  bereits  1857  Fufs  fafste.  Auch  die  Asphaltfabriken, 
seit  1840  am  Orte,   seien  hier  angeftlgt.     Diente  auch  ihr  Pro- 
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dakt  anfänglich  nur  der  Strafsenpflasterung,  wozu  es  zum  ersten- 
mal lb32  in  Frankreich  benutzt  wurde,  so  übernahmen  doch 
diese  Fabriken  bald  auch  die  Anfertigung  von  Dachpappen  und 
von  Holzcement. 

Neue  Musikinstrumente  produzieren  seit  dem  18.  Jahr- 
hundert bereits  die  Pianofortefabriken,  in  den  Adrefsbüchern 
zum  erstenmal  1790  genannt,  thatsächUch  wohl  schon  früher 
vorhanden,  seit  1851  die  Uarmonikafabriken  und  seit  den  1880er 
Jahren  die  Fabriken  mechanischer  Musikwerke. 

In  die  Nahrungs-  und  Genufämittelbranche  gehören  die 
Mineralwasserfabriken  (seit  1862)  und  die  Trinkanstalten  künst- 
licher Mineralwasser  (seit  den  1840er  Jahren).  Die  Fabrikation 
künstlicher  Mineralwasser  wurde  zuerst  1818  in  Dresden  durch 
den  Apotheker  Struve  ausgeführt.  Surrogate  liefern  eine  Feigen- 
kaffeembrik  (von  1880-84)  und  die  Eialbumin-  und  Margarine- 
butter-Fabriken (seit  den  1880er  Jahren). 

Man  dürfte  sich  wundem,  dafs  hier,  in  dem  Abschnitt  der 
Beru&schöpfung,  noch  gar  nicht  der  Maschinenindustrie  gedacht 
ist,  in  der  doch  gerade  das  Aufkommen  neuer  Oüterarten  durch 
Erfindung  eine  so  grofse  Rolle  spielt.  Aber  bei  ihr  fehlt  es  ge- 
rade an  dem  einen  wesentlichen  Moment  dieser  Kategorie  der 
Arbeitsteilung,  nämlich  daran,  dafs  das  neue  Qut  von  vornherein 
zu  der  Einrichtung  eines  Special betriebes  Veranlassung  giebt. 
Vielmehr  ist  es  hier  die  Regel ,  dafs  die  neu  erfundene  Maschinen- 
sparte zuerst  längere  oder  kürzere  Zeit  in  einer  Maschinenfabrik 
neben  einer  Reihe  anderer,  ähnlicher  Produkte  hergestellt  wird, 
und  dafs  erst  später  die  Specialisierung  auf  dieses  eine  Produkt 
zur  Wirklichkeit  wird.  Wir  werden  daher  den  hierhin  gehören- 
den specialisierten  E^rwerbszweigen  erst  bei  der  Berufsspaltung 
begegnen. 

Dasselbe  gilt  von  einer  ^ofsen  Zahl  der  Abarten  der  che- 
mischen Fabriken.  Auch  hier  findet  die  Anfertigung  eines 
Specialproduktes  meistens  nicht  von  Anfang  an  in  einer  Special- 
Unternehmung  statt.  Es  wird  das  neue  Gut  zunächst  von  einer 
schon  bestehenden  und  noch  andere  Artikel  herstellenden  Fabrik 
mit  in  ihren  Produktionsumfang  aufgenommen,  und  erst  allmäh- 
lich tritt,  wenn  die  Umstände  günstig  sind,  die  Specialisation  ein. 

Jndes,  eine  Reihe  von  mehr  oder  weniger  in  das  Gebiet  der 
chemischen  Produktion,  wenn  auch  nicht  im  engeren  Sinne, 
fallenden  Gewerben  werden  wir  doch  der  Berufsschöpfung  zu- 
zählen können.  Es  sind  das  die  Chemischen  Feuerzeug-  und 
Zündhölzerfabriken  (1824—67),  die  dem  Aufkommen  der  „che- 
mischen Feuerzeuge"  seit  1807  und  der  Erfindung  der  jene  all- 
mählich seit  den  1830er  Jahren  ablösenden  Phospborstreichhölzer 
ihr  Dasein  verdanken ;  femer  die  Parfümerie-  und  Toilettenseifen- 
fabriken  (seit  1835),  eine  Rotstiftfabrik  (von  1838-42),  die 
Kunstfeuerwerker  bezw.  Feuerwerkfabriken  (seit  1843),  eine 
W^asserfilterfabrik  (seit  1880),  eine  Fabrik  von  Dichtungsmitteln, 
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damit  imprägnierter  Stopf  büchsenpackung ,  Dampf  bahn-  und 
Eammradschmiere ,  also  von  mehreren  Hülfsmitteln  für  den 
Dampfmaschinenbetrieb  (seit  1887),  eine  Feueranzünderfabrik  (seit 
1889),  VerbandstoffFabriken  (seit  1888),  eine  Pflanzenleimfabrik 
(seit  1889)  —  früher  kannte  man  nur  Leder-  und  Knochenleim 
—  und  endlich  eine  Gelatinekapselfabrik  (seit  1890). 

Bisher  unbekannte  Verkehrsmittel  werden  produziert  in  den 
Fahrradfabriken  (seit  1885)  und  in  einer  Drahtseilbahnfabrik 
(seit  1884).  Zwar  nicht  ein  neues  Transportmittel  zu  schaffen, 
aber  doch  ein  solches  zur  Benutzung  darzubieten  war  die  Auf- 
gabe der  Leipziger  Pferdeeisenbahngesellschaft ,  welche  durch 
Konzessionsurkunde  vom  20.  April  1871  bestätigt  wurde,  ihren 
Sitz  in  London  hatte,  1890  noch  existierte,  gegenwärtig  aber 
bekanntlich  2  Unternehmungen  elektrischer  Strafsenbahnen  Platz 
gemacht  hat. 

Einer  neu  erfundenen  Kunst  des  Schreibens  befleifsigen  sich 
die  Stenographen,  die  seit  1848  unter  den  Leipziger  Gewerbe- 
treibenden erscheinen. 

Bisher  haben  wir  es  immer  mit  Gütern  zu  thun  gehabt, 
welche  als  etwas  absolut  Neues  in  der  Volkswirtschaft  erscheinen. 
Es  kann  nun  aber  ein  Ghit  als  solches  schon  lange  vorher  er- 
zeugt worden  sein  und  doch  dann  durch  Erfindung  einer  neuen 
Technik  eine  so  wesentliche  Vervollkommnung  in  seiner  Qualität 
oder  eine  so  bedeutungsvolle  Änderung  in  der  Produktions- 
methode erfahren,  dafs  es  zur  Entstehung  eines  neuen  Berufes 
kommt. 

Wir  rechnen  dahin  die  Anwendung  des  Elaffinierungsver- 
verfahrens  auf  mehrere  Erzeugnisse,  welche  1820  die  Ölraffi- 
nerieen,  1850  die  Spritfabriken  und  1880  die  Sirupraffinerieen  ins 
Leben  ruft. 

Es  gehört  femer  hierher  die  Verdrängung  der  Handarbeit 
durch  Maschinenarbeit  in  der  Textilindustrie.  Die  maschinelle 
Kammgarnspinnerei,  die  in  England  bereits  seit  1792  betrieben 
wurde,  in  Sachsen  aber  erst  am  Schlufs  des  dritten  Jahrzehnts 
des  19.  Jahrhunderts  eingeflihrt  wurde,  zuerst  1825  in  Reichen- 
bach, findet  in  Leipzig  bereits  1837  eine  Vertretung. 

Viel  später,  erst  1867,  wurde  in  Sachsen  die  erste  mecha- 
nische Leinen  Weberei  eingerichtet;  in  Leipzig  tritt  diese  Pro- 
duktionsweise ca.  1880  auf  in  den  Segeltuchwebereien,  welche 
neben  Leinen  auch  Jute  verarbeiten,  einen  indischen  Faserstoff, 
der  erst  seit  etwa  einem  halben  Jahrhundert  in  der  europäischen 
Industrie  Anwendung  findet. 

Die  Herstellung  von  Strumpfwaren  geschah  zuerst  durch 
Handstrickerei,  dann  auf  dem  von  William  Lee  um  1589  er- 
fundenen Strumpfwirkerstuhl,  der  später  mannigfache  Ver- 
besserungen erfunr.  Daneben  ist  dann  seit  dem  Aufkommen 
der  Strickmaschine,  die  aber  erst  in  der  zweiten  Hälfte  des  19. 
Jahrhunderts  in  guter  Qualität  hergestellt  wurde,  noch  eine  dritte 
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Produktionsweise  getreten,  die  mechanische  Strickerei,  in  Leipzig 
seit  1885. 

Die  mechanische  Spitzenfabrikation,  die  in  Leipzig  seit  1881 
yertreten  ist,  war  damit  in  Sachsen  überhaupt  zum  ersten  Mal 
erschienen.  Er  gelingt  ihren  Produkten  aber  nur  zum  Teil,  die 
KlOppelspitzen  zu  verdrängen. 

Eine  ganz  eigenartige  Stellung  endlich  nehmen  die  Roheis- 
werke (seit  1884)  ein.  Hier  handelt  es  sich  weder  um  ein  ab- 
solut neues  Out  noch  auch  darum,  ein  schon  früher  gewerblich 
hergestelltes  Produkt  wesentlich  vollkommener  oder  auf  eine  ganz 
neue  Weise  hervorzubringen.  Sondern  es  wird  hier  ein  sonst 
von  der  Natur  frei  dargebotenes  Gut  neuerdings  durch  künstliche 
Mittel  erzeugt,  wobei  denn  freilich  auch  eine  reinere  Qualität  und 
damit  eine  gröfsere  Brauchbarkeit  erzielt  wird. 

In  fast  all  den  zahlreichen  Fällen,  die  wir  in  unserem  Ab- 
schnitt bisher  behandelt  haben,  waren  die  Güter,  deren  Her- 
stellung zur  Schöpfung  neuer  Sonderberufe  führte,  Sachgüter. 
Nur  einmal,  bei  der  Pferdeeisenbahngesellschaft,  handelte  es  sich 
um  Hervorbringung  eines  immateriellen  Gutes  und  zwar  einer 
Transportleistung.  Nun  haben  wir  aber  zum  Schlüsse  unser 
Augenmerk  noch  auf  eine  Zahl  von  Berufen  zu  richten ,  welche 
ebenfaUs  immaterielle  Güter  produzieren,  und  zwar  persönliche 
Dienstleistungen ,  und  welche  in  gleicher  Weise  wie  alle  die  oben- 
genannten Beispiele  der  Berufsschöpfung  weder  in  der  Hauswirt- 
schaft noch  in  einem  schon  bestehenden  Gewerbe  ihren  Ursprung 
haben,  sondern  auf  einer  ganz  neu  erscheinenden  Arbeitsleistung 
basieren. 

ESnmal  sind  es  neu  aufkommende  Heilmethoden,  durch 
welche  neue  Berufe  geschaffen  werden.  Diese  Entstehungsursache 
haben  nicht  blofs  die  Masseure  (seit  1885)  und  der  eine  Baun- 
Bcheidtist  (seit  1890) ,  sondern  auch  mehrere  private  Heilanstalten : 
die  Heilanstalt  flir  Verkrümmte  (Anstalt  für  Heilgymnastik  und 
Orthopädie,  seit  1831),  die  Homöopathische  Heilanstalt  und  die 
Irrenheilanstalt  (beide  seit  dem  IL  Drittel  des  19.  Jahrhunderts). 

Ferner  fallen  hierher  solche  Berufe,  welche  bisher  niemals 
▼erfolgte  Lehr-  und  Erziehungszwecke  erstreben,  wie  das  Institut 
ftar  Stumme  (seit  1778),  die  Stenographielehrer  (seit  dem  II. 
Drittel  des  19.  Jahrhunderts),  die  Erziehungsanstalt  für  geistig 
zurückgebUebene  Kinder  (seit  dem  III.  Drittel  des  19.  Jahr- 
hunderts), das  Handarbeitslehrerinnenseminar  (seit  1875)  und  das 
Lehrerinnen-  und  Eindergärtnerinnenseminar  (seit  1875). 

Schliefslich  gehört  zu  den  persönlichen  Dienstleistungen  noch 
ein  Gewerbe,  das  durch  einen  gesetzgeberischen  Akt  des  Staates 
hervorgerufen  worden  ist.  Es  ist  das  Gewerbe  der  seit  1889 
aufgeführten  verpflichteten  Trichinenschauer,  deren  Entstehung  ihre 
Ursache  hat  in  der  Einführung  der  obligatorischen  Trichinenschau 
in  Sachsen  durch  Verordnung  vom  21,  Juli  1888. 

Fassen   wir  den   Inhalt  dieses  Abschnittes  kurz  zusammen! 
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Den  Anstofs  zur  Berufsschöpfung  können  erstens  neu  aufkommende 
Sachgüter  geben,  sei  es  nun,  dafs  diese  absolut  neu  oder  in 
ihrer  Qualität  wesentlich  vollkommener  sind.  Es  kann  femer  die 
Produktionsmethode  auch  schon  früher  hergestellter  Güter  sich 
so  von  Grund  aus  verändern  ^  dafs  ein  ganz  neuer  Beruf  entsteht 
(Verdrängung  der  Handarbeit  durch  Maschinenarbeit).  Es  können 
endlich  auch  persönliche  Dienstleistungen  auftreten ,  die  es  vorher 
nicht  gegeben  hatte ,  indem  neue  Heilmethoden,  neue  Lehrzwecke 
oder  auch  gesetzgeberische  Bestimmungen  dabei  mafsgebend  sind. 
Stets  aber  ist  es  für  diese  Form  der  Arbeitsteilung  charakteristisch^ 
dafs  eine  neue  Produktion,  sei  sie  nun  materiell  oder  immateriell, 
bringe  sie  nun  vollständig  neue  Güter  hervor  oder  alte  auf 
durchaus  neue  Weise,  von  vornherein  die  Entstehung  eines 
eigenen  Specialgewerbes  veranlafst.  Damach  modifiziert  sich  die 
am  Anfang  unseres  Paragraphen  gegebene  Definition. 


§5. 
Prodaktlonsteilang. 

Abgesehen  von  den  übertragenen  Gewerben  sind  bisher  die- 

i'enigen  im  Laufe  der  letzten  P/2  Jahrhunderte  neu  hinzuge- 
kommenen Berufe  aufgeführt  und  besprochen  worden,  weldie 
sich  entweder  aus  der  Hauswirtschaft  abgelöst  oder  sich  infolge 
einer  neu  auftretenden  Technik  von  vomherein  als  specialisierte 
Berufe  gebildet  haben.  Wir  kommen  nun  zu  den  Sonder- 
gewerben ,  welche  sich  von  bereits  bestehenden  Gewerbearten  ab- 
getrennt haben,  sei  es  nun  dadurch,  dafs  von  dem  neu  sich 
bildenden  Specialberuf  nur  ein  Teil  der  bisher  vom  Muttergewerbe 
hergestellten  Produkte  übernommen  wird,  sei  es  dadurch,  dafs 
der  ganze  Produktionsprozefs  in  Sonderabschnitte  zerlegt  wird. 
Zunächst  haben  wir  es  in  unserem  Abschnitt  mit  dem  zweiten 
Fall  zu  thun,  mit  der  Produktionsteilung.  Ihr  rechnen  wir  fol- 
gende Gewerbe  zu: 

1755—1812  Buntpapier-F.  v.  Buchbinder 

1771 — 1890  Kleiderreiniger  (Fleckausmacher)  v.  Schneider 

1775— gegen  1800,  1801—90  Taschenuhrgehäusemacher 

V.  Uhrmacher 
1793—1809  Hutstaffierer  v.  Hutmacher 

1810—12,     Ende    1860er    Jahre— 1890    Schaftstepper 

(Schäfte- F.)  V.  Schuhmacher 
1820—90  Putzmaurer  v.  Maurer 
1824 — 90  Notenstecher  v.  Steindruckerei 
182(5 — 00  Möbel-  und  Instrumentenpolierer  v.  Tischler 
1826 — 61  Gemälderestaurateur  v.  Kunstmaler 
1828—90  Strohhutwäscherei  und  -Färberei  v.  Strohhut-F. 
1829—90  Instrumentenstimmer  v.  Pianoforte-F. 
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1830— III.   Drittel  19.  Jahrh.   Herstellung   v.   Ölfarben 

V.  Maler 
1830—40  Federwäscherin  v.  Federschmücker 
1833—90  Ziegeidecker  v.  Maurer 
1838—90  Lmiierer  v.  Buchbinder 
1839—90  Foumierschneiderei  v.  Tischler 
1841 — 90  Buchdruck£arben-F.  v.  Buchdrucker 
1843-  52,  seit  1890  Sägenschärfer  v.  Tischler  u.  a. 
1843—90  Klaviatur-F.  v.  Pianoforte-F. 
1844 — 90  Eisengiefserei  ▼.  Hochöfen 
1845  -  90     DampfiKihneidemühle     (Dampfsägewerk)     v. 

Zimmermeister 
1846—90  Korrektor  v.  Buchdruckerei 
1846—90  Sand-,  Glas-  und  Schmirgelpapier-F.  v.  Tischler 
1852  -  90  Handschuh  Wäscher  v.  Handschuhmacher 
1852-90  Lack-  und  Fimils-F.  v.  Lackierer 

in.  Drittel   19.  Jahrb.— 1890   Pianofortemechanik-F.  v. 

Pianoforte-F. 
III.   Drittel    19.    Jahrb.— 1890    Klaviaturbacken-F.    v. 

Pianoforte-F. 
III.  Drittel   19.  Jahrb.— 1890   F.   v.   metallenen  Piano- 
fortebestandteilen V.  Pianoforte-F. 
ni.  Drittel  19.  Jahrb.— 1890  F.  v.  hölzernen  Pianoforte- 
bestandteilen ^  V.  Pianoforte-F. 
1863—90  Baufabrik  v.  Zimmermeister 
1871 — 90  Technisches  Bureau  v.  Cüvilingenieur 
1872—90  Wollkämmerei  v.  Kammgarnspinnerei 
nur  1880  Rad-  und  Wagenteil- F.  v.  Stellmacher 
1880er   Jahre— 90    Buchdruckwalzenmasse-F.   v.  Buch- 
drucker 
1884—90  Vernickelungsanstalt  v.  Gürtler 
1885—90  Ofensetzer  v.  Töpfer 
1885 — 90  Vergoldeanstalt  v.  Buchbinder 
1886—90  Holzfraisanstalt  (Holzbearbeitungs-F.)  v.  Tischler 
1887—90  Gummieranstalt  v.  Buchbinder 
1888—90  Papierprüfungsanstalt  v.  Papier-F.  u.  a. 
1888 — 90  Wachssiederei  v.  Wachslichtfabrikant 
1889 — 90  Darmschleimerei  v.  Fleischhauer 
seit  1890  Satinieranstalt  v.  Buchdruckerei 

Es  sind  mithin  durch  Tdlung  des  ganzen  Produktionspro- 
zesses in  mehrere  selbständige  Abschnitte  entstanden  in  den 
Perioden 


^  D.  h.  von  Lyren,  Füfsen  n.  Pulten. 

Forschungen  XIX  2.  —  Petrenz. 
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1751-1800 4  Berufe 

1800-1830 7       „ 

1830— 1S60 14      „ 

1860-1890  ....     .    .  18       „ 

zusammen:  43  Berufe. 

Was  wir  aus  diesen  Zahlen  konstatieren  können,  ist,  dafs 
auch  hier  wie  bei  den  anderen  Arten  der  Arbeitsteilung  eine 
stetige  Zunahme  eingetreten  ist. 

Richten  wir  aber  unser  Augenmerk  zugleich  noch  auf  eine 
andere  Thatsache!  Fragen  wir  uns:  Welche  Gewerbe  sind  es  vor 
allem  gewesen,  an  denen  eine  Produktionsteilung  sich  vollzogen 
hat?  Aus  20  Gewerben  hat  sich  auf  diese  Weise  nur  je  ein 
neues  gebildet,  blofs  6  Muttergewerbe  haben  sich  mehrfach  ge- 
teilt, und  zwar  die  Maurer-  und  Zimmermeister  2mal,  die  Buch- 
binder und  Buchdrucker  4mal,  die  Tischler  5mal  und  die 
Pianofortefabriken  6mal. 

Es  zweigten  sich  nämlich  ab:  von  den  Maurern  die  Putz- 
maurer und  Ziegeidecker,  von  den  Zimmermeistem  die  Dampf- 
sftgewerke  und  Bau&briken,  von  den  Buchbindern  die  Bunt- 
papierfabriken, Liniierer,  Vergoldeanstalten  und  Gummieran- 
Btalten,  von  den  Buchdruckern  die  Buchdruckfarbenfabriken, 
Korrektoren ,  Buchdruckwalzenmassefabriken  und  Satinieran- 
stalten,  von  den  Tischlern  die  Möbel-  und  Instrumentenpolierer , 
Foumierschneidereien ,  Sägenschärfer,  Sand-,  Glas- und  Schmirgel- 
papierfabriken  und  Holzfiraisanstalten  und  von  den  Pianoforte- 
fabriken  endlich  die  Instrumentenstimmer  (s.  weiter  unten  S.  38), 
sowie  die  Specialfabriken  von  Klaviaturen,  Mechaniken,  Klavia- 
turbacken, metallenen  und  hölzernen  Pianofortebestandteilen. 

Die  gröfsere  oder  geringere  Zerlegbarkeit  des  Produktions- 
prozesses in  selbständige  Abschnitte  wird  hier  vor  allem  mals- 
gebend gewesen  sein,  daneben  aber  auch  die  Ungleichheit  in  der 
Bedarfssteigerung  eine  Rolle  gespielt  haben. 

Gehen  wir  näher  auf  das  Einzelne  ein!  Bei  der  Produk- 
tionsteilung sind  verschiedene  Nuancen  möglich.  Es  kann  der 
Anfangsprozefs  der  Produktion  zum  selbständigen  Beruf  werden , 
und  es  uefert  dieser  dann  dem  Muttergewerbe  ein  bis  zu  einem 
gewissen  Grade  zugerichtetes  Halbfabrikat. 

So  trugen  früher  die  Zimmerer  selbst  für  das  Zuschneiden  der 
nötigen  Bretter  Sorge,  und  zwar  mittels  der  in  manchen  Gegenden 
noch  heute  üblichen  ^Sägegrube".  Seit  1845  nehmen  ihnen  diese 
Vorbereitung  ihres  Materials  die  Dampfschneidemühlen  (Dampf- 
sägewerke) ab.  Durch  die  Bau&briken  (seit  1863)  vollends  wird 
auch  noch  ein  weiteres  Stück  des  Arbeitsprozesses  der  Zimmer- 
leute, die  vollständige  Fertigstellung  der  zum  Bau  erforderlichen 
Holzteile,  übernommen. 

Die  Schaftstepper  (Schäflefabriken,  1810—12  und  seit  Ende 
der    60er   Jahre)    übernehmen   den   ersten   Teil    der   bisherigen 
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Produktion  der  Schuhmacher.  Die  Wachssiedereien  (seit  1888) 
arbeiten  den  Wachslichtfabrikanten  vor. 

In  diesen  Zusammenhang  gehört  ferner  die  Loslösung  der 
Wollkämmerei  von  der  Kammgarnspinnerei.  Das  Kämmen  der 
Wolle,  die  Vorbereitung  illr  den  SpinnproaseCs,  wurde  noch  bis 
fast  zur  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  mit  der  Hand  betrieben. 
Durch  *die  mechanische  Wollkämmerei  wurde  dann  die  Hand- 
kämmerei  rasch  verdrängt,  1843  gab  es  in  Sachsen  eine,  1850  zwei, 
1861  bereits  19  Wollkämmereien,  welche  teils  allein,  teils  in 
Verbindung  mit  Kammgarnspinnereien  betrieben  wurden,  fUr 
welche  sie  den  Rohstoff  liefern.  Speciell  die  Leipziger  Spinnereien, 
die,  wie  wir  gesehen  haben,  1837  auftraten,  hatten  zum  Teil 
eigene  Kämmereien.  1872  wird  dann  die  Zurichtung  der  Wolle 
auch   in  Leipzig  von  gesonderten  Betrieben  übernommen. 

Die  Hoizfraisanstalten  (Holzbearbeitungsanstidten,  seit  1886) 
stellen  ein  Vorprodukt  für  die  Tischler  her ,  die  Satinieranstalten 
(seit  1890)  richten  den  Rohstoff  ftir  die  Buchdrucker  zu. 

Die  technischen  Bureaus  (seit  1871)  sind  aus  einer  Produk- 
tionsteilung der  Civilingenieure  herzuleiten,  da  sie  auf  die  eigent- 
liche Ausfiihrung  gewerblicher  Einrichtungen  und  technischer 
Anlagen  verzichten  und  sich  auf  die  vorbereitenden  Arbeiten, 
insbesondere  auf  das  Aufstellen  eines  Entwurfs  und  Kostenan* 
Schlags  beschränken. 

Der  Notenstich  endlich ,  zuerst  innerhalb  der  sich  auch  mit 
Notendruck  abgebenden  Steindruckereien  von  unselbständigen 
Berufsarbeitem  ausgeübt,  wird  seit  1824  auch  in  gesonderten 
Notenstechereien  betrieben. 

War  es  in  den  oben  angeftLhrten  Fällen  der  Anfang  des 
Produktionsprozesses .  der  sich  verselbständigte ,  so  geschieht  das- 
selbe mitunter  auch  mit  dem  Endprozefs.  So  ist  es  z.  B.  bei 
den  Hutstaftierern.  In  der  Regel  besorgten  und  besorgen  noch 
heute  die  Hutmacher  das  Staffieren  der  Hüte,  d.  h.  das  Annähen 
▼on  Futter,  Schweifsleder,  Hutband  und  das  Umsäumen  der 
Hutkrempe  selbst  Eine  Zeit  lang,  von  1793—1809,  finden 
wir  jedoch  auch  besondere  HutstafBerer.  Die  letzte  Verschönerung 
des  Bucheinbandes  durch  Vergolden  (Schnitt-  und  Prefsvergolden) 
ist  seit  1885  zum  grolsen  Teil  von  den  Buchbindern  an  specielle 
Vergoldeanstalten  übergegangen.  Für  die  Schlufsthätigkeit  des 
alten  Maurers  beim  Hausbau,  das  Decken  des  Hauses  mit  Ziegeln, 
hat  sich  seit  1833  der  Sonderberuf  der  Ziegeidecker  gebildet. 

Mitunter  ist  es  auch  die  Verarmung  eines  Oewerbszweiges, 
die  dahin  führt,  dafs  schliei'slich  nur  das  Schlufsstück  des  Pro- 
duktionsprozesses ihm  übrig  bleibt.  Das  ist  der  Fall  bei  der 
fkitstehung  der  Ofensetzer  aus  den  Töpfern.  Die  Töpferei  (vergl. 
Bischoff,  die  Töpferei  in  Leipzig,  in  Sehr.  d.  V.  f.  S.-P.  Bd.  67, 
S.  243  ff.)  wird  heute  nur  noch  von  einem  einzigen  Leipziger 
Betrieb  im  vollen  Umfang  des  alten  Handwerks  ausgeübt.  Be- 
reits in  den   ersten  Jahrzehnten  des   19.  Jahrhunderts  war  die 

3* 
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Geschirrtöpferei  verfallen,  und  seit  den  1840er  Jahren  ging  es 
auch  alimählich  mit  der  Ofentöpferei  zu  Ende.  Die  heutigen 
Leipziger  Töpfer  beschränken  sich  daher  mit  jener  Ausnahme 
auf  die  Ofensetzerei,  die  als  Specialität  zuerst  1885  in  den 
Adrefsbüchem  namhaft  gemacht  wird. 

Eine  Verselbständigung  des  letzten  Stückes  der  Produktion 
bezw.  eines  bisher  ungetrennten  Veredelungsverfethrens  findet  auch 
statt  bei  dem  Entstehen  der  EäBengiefsereien  (1844)  und  der 
Vemickelungsanstalten  (1884).  Eisenguis  wurde  bereits  in  fiH- 
heren  Jahrhunderten  hergestellt,  aber  bis  zum  Ende  des  18.  Jahr- 
hunderts mufste  das  Gufswerk  direkt  aus  dem  Hochofen 
gegossen  werden,  flrst  infolge  der  Erfindung  der  Kupolöfen 
wurde  eine  Trennung  möglich ,  und  die  ausgedehnte  Verwendung 
des  Eisengusses  beim  Bau-  und  Maschinenwesen  führte  zu  einer 
thatsächlichen  Zerteilung  der  Produktion. 

Was  endUch  die  Vemickelungsanstalten  betriflFt,  so  ist 
darauf  hinzuweisen ,  dafs  die  Nickelwaren&brikation  ebenso ,  wie 
es  auch  mit  der  Herstellung  Ton  Neusilberwaren  geschehen  war, 
zuerst  von  den  Gürtlern  übernommen  wurde ,  deren  Produktions- 
gebiet dadurch  eine  Erweiterung  erfuhr.  Dadurch,  daüs  dann 
selbständige  Vemickelungsanstalten  entstanden,  die  sich  nur  mit 
der  Veredelung  des  geformten  Materials  befassen,  ohne  die 
Bleche  selbst  herzustellen,  wurde  der  so  erweiterte  Produktiona- 
prozefs  der  Gürtlerei  wieder  in  zwei  Abschnitte  zerlegt. 

Es  ist  aber  durchaus  nicht  immer  nötig,  dafs  die  Produk- 
tionsteilung am  Anfang  oder  am  Ende  einsetzt,  es  kann  auch 
ein  Glied  aus  der  Mitte  der  Kette  des  Produktionsverlaufes  sich 
aussondem  und  zu  einem  eigenen  Gewerbe  werden.  In  dieser 
Weise  entstehen  neben  den  mit  Buchdruckereien  in  festem  Ver- 
tragsverhältnis  stehenden  Korrektoren  1846  ein  selbständiges 
Korrekturbüreau  und  eine  Reihe  einzelner  Korrektoren  (1855 
schon  10).  Für  das  Liniieren  der  Geschäftsbücher  und  Schul- 
hefte, das  früher  von  den  Buchbindern  selbst  besorgt  wurde,  sind 
seit  1838  die  Liniierer  thätig.  Das  Gummieren  aller  Arten  Papiere 
wird  seit  1887  von  besonderen  Gummieranstalten  ausgeftihrt 

Es  ist  auch  möglich,  dafs  aus  einem  Betriebszweig,  der  ein 
kompliziertes  Produkt  herstellt,  welches  aus  verschiedenartigen 
Teilen  zusammengesetzt  ist,  eine  Reihe  von  Teilproduzenten  hervor- 
geht. So  entstehen  aus  den  Pianofortefabriken  1843  Klaviatur- 
fabriken und  im  HI.  Drittel  des  19.  Jahrhunderts  Sonderbetriebe, 
welche  Pianofortemechaniken,  Klaviaturbacken,  metallene  oder 
hölzerne  Pianofortebestandteile  produzieren.  Als  solche  Verselb- 
ständigung  einer  Teilproduktion  stellt  sich  ferner  dar  das  Ent- 
stehen der  Taschenuhrgehäusemacher  (1775)  aus  den  Uhrmachern 
und  das  einer  Rad-  und  Wagenteilfabrik  (1880)  aus  den  Stell- 
machem  bezw.  den  Wagenfabriken. 

Ferner   bilden  sich   eine  Anzahl    von   Specialgewerben   zur 
Herstellung  eines  blofsen  Hülfsstoffes,   der   früher  von   dem  Ge- 
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werbtreibenden,  der  seiner  bedurfte,  selbst  gefertigt  wurde.  So 
bereitete  früher  der  Buchbinder  selbst  das  von  ihm  gebrauchte 
gefärbte  Papier  (Buntpapier'),  der  Maler  die  Ölfarbe,  der 
Lackierer  den  Lack,  der  Buchdrucker  die  Buchdruckfarbe  und 
Buchdruckwalzenmasse  ^ ,  der  Tischler  und  andere  holzverar- 
beitende Gewerbtreibende  ihr  Schmirgelpapier,  bis  für  all  dieses 
besondere  Betriebe  errichtet  wurden. 

So  finden  wir  von  1755 — 1812  „Bunte  Papierfabriken",  von 
1830  bis  in  das  dritte  Drittel  des  19.  Jahrhunderts  einen  selb- 
ständigen Gewerbetreibenden,  der  sich  mit  der  Herstellung  von 
Ölfarben  befafst,  seit  1852  Lack-  und  Fimifsfetbriken,  seit  1841 
Buchdruckfarbenfabriken,  seit  den  1880er  Jahren  auch  Buch- 
druckwalzenmassefabriken und  seit  1846  Sand-,  Glas-  und 
Schmirgelpapierfabriken. 

In  gleicher  Weise  treten  an  Stelle  des  Tischlers,  der  seine 
Foumiere  sich  selbst  zuschnitt,  seit  183'>  Foumierschneidereien, 
und  an  Stelle  des  Fleischhauers,  der  die  Därme,  deren  er  zur 
Wur8t£»brikation  bedurfte,  irüher  selbst  reinigte,  seit  1880  eigene 
Darmschleimereien  im  städtischen  Schlachthof. 

Besondere  Klassen  endlich  bilden  die  Reparaturgewerbe  und 
die  Reinigungsgewerbe.  Handelte  es  sich  bisher  um  Neuher- 
stellung, so  kommt  es  hier  darauf  an,  ein  abgenutztes  Gut 
wieder  gebrauchsfähig  zu  machen,  es  soweit  möglich  wieder  in 
den  Stand  zu  versetzen ,  den  es  nach  seiner  ursprünglichen  Her* 
Stellung  gehabt  hat  Nach  ihrem  ganzen  Charakter  fällt  die 
Entstehung  solcher  Reparatur-  und  Reinigungsgewerbe  auch  unter 
den  Begriff  der  Produktionsteilung,  wenn  sie  auch  als  eine  be- 
sondere Spielart  zu  betrachten  ist.  Gehört  das  Reparieren  oder 
Reinigen  eines  Gutes  auch  nicht  zur  Neuproduktion,  so  doch  sicher 
zur  Produktion,  und  es  unterscheidet  sich  das  Aufkommen  eines  be- 
sonderen Reparatur-  oder  Reinigungsgewerbes  doch  wesentlich 
von  der  Berufsspaltung,  nämlich  dadurch,  da(s  es  sich  im  ersten 
Fall  immer  um  ein  und  dasselbe  Gut  handelt.  Wir  haben  daher 
diese  beiden  Gewerbeklassen  auch  bei  der  vorli^enden  Kategorie 
der  Arbeitsteilung,  bei  der  Produktionsteilung,  behandeln  zu 
müssen  geglaubt. 

Von  Ausbesserungsgewerben  ist  in  erster  Linie  zu  nennen  das 
der  Putzmaurer,  welche  allerhand  in  das  Bereich  der  Maurer 
fallende  Flickarbeit  verrichten.  Diese  Gewerbtreibenden  haben 
allerdings  erst  1861  in  die  Adrefsbücher  Aufnahme  geftinden, 
wohl  infolge  ihres  geringen  Ansehens.  Es  gab  ihrer  damals  41  , 
1800:   69.     Sie  sind  aber  schon   lange  vorher  selbständig  thätig 

^  Darflber,  dafa  die  Fabrikation  von  Bantpapier  auch  aU  eine  der 
vielen  AteweigODgen  vom  Buchbindereigewerbe  zvl  betrachten  ist,  v^l. 
Bücher,  Überblick  über  die  Geschichte  der  deutschen  Buchbinderei,  in 
Sehr.  d.  V.  f.  S.-P.  Bd.  66,  8.  272. 

*  Buchdruck walzenmasse  ist  die  aus  einer  Leimmischung  bestehende 
Masse,  aus  welcher  die  zum  Verreiben  der  Farbe  dienenden  Walzen  ge* 
gössen  werden. 
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gewesen.  Schon  1820  erhielten  die  Maurergesellen  der  Stadt  die 
Erlaubnis,  die  sogenannte  „Beiarbeit^  auf  eigene  Rechnung  zu 
übernehmen^.  Wir  werden  daher  mit  mehr  Recht  das  Jahr 
1820  als  Entstehungsjahr  der  Putzmaurer  annehmen. 

Als  Reparaturgewerbe  im  engsten  Sinne  des  Wortes  ist  au&er 
dem  genannten  eigentlich  nur  noch  das  der  Sägenschärfer  zu 
erwähnen,  welches  von  1843 — 52  und  dann  erst  wieder  189(>  in 
unseren  Quellen  namhaft  gemacht  wird.  Eine  grofse  Rolle  spielt 
diese  Specialität  freilich  nicht,  denn  wie  früher,  so  ist  es  auch 
heute  noch  die  Regel,  dafs  das  Schärfen  der  Sägen  von  den- 
jenigen Handwerkern,  welche  dieses  Werkzeug  brauchen,  den 
Tischlern ,  Zimmerleuten  u.  a. ,  selbst  besorgt  wird.  Die  Sägen- 
schärfer sind  daher  auch  meist  nur  durch  einen  einzigen  Betrieb 
vertreten,  1850  durch  2. 

Nur  in  weiterem  Sinne  gehören  noch  hierher  die  Möbel-  und 
Instrumentenpolierer,  welche  sich  tö26  von  den  Tischlern,  und 
die  Instrumentenstimmer,  welche  sich  1829  von  den  Pianoforte- 
&briken  abzweigen.  Bei  den  letzteren  ist  aber  auch  zu  beachten , 
dafs  das  Stimmen  von  Instrumenten  nicht  nur  von  den  bestehen- 
den Pianofortefabriken  übernommen,  sondern  auch  noch  sonst 
vielfach  von  musikverständigen  Privatpersonen,  namentlich  von 
Lehrern  und  Organisten,  als  Nebenbeschäftigung  ausgeübt  wurde. 

Auf  der  Grenze  von  Reparatur-  und  R^igungsgewerben 
stehen  die  Gemälderestaurateure,  die  von  1826—61  einen  be- 
sonderen Berufszweig  neben  der  Kunstmalerei  darstellen.  Ganz 
ins  Gebiet  der  Reinigung  fallen  folgende  Berufsthätigkeiten.  Von 
den  Schneidern  sondern  sich  1771  die  Eleiderreiniger  (Fleckaus- 
macher), von  den  Strohhutfabriken  1828  Strohhutwäachereien 
und  -fkrbereien,  von  den  Handschuhfabriken  1852  Handschuh- 
wäscher ab;  und  von  1830—40  endlich  finden  wir  den 
Beruf  einer  Federwäscherin,  der  durch  Produktionsteilang  von 
den  Federschmückem  entstanden  ist.  Übrigens  berühren  sich 
diese  letztgenannten  Fälle  der  ProduktionsteUung  auch  vielfach 
mit  der  Berufsbildung.  So  ist  namentlich  das  Reini^n  von 
Kleidern  und  das  Waschen  von  Handschuhen  nicht  blofs  früher 
vielfach  hauswirtschaftliche  Arbeit  gewesen,  sondern  ist  es  zum 
grofsen  l'eil  auch  noch  heute. 

Endlich  haben  wir  noch  eines  eigenartigen  Gewerbes  zu  ge- 
denken, das  erst  1888  entstanden  ist,  der  Papierprüfiingsanstfdt , 
welche  eine  Arbeit  übernimmt,  die  bisher  durch  die  Papierfabri- 
kanten ,  Papierhändler  und  Papierkonsumenten  (Buch-  und  Stein- 
drucker, Verlagsbuchhändler,  Behörden  und  Private)  selbst  aus- 
geführt werden  mulste.  — 

Überblicken  wir  noch  einmal  die  in  Leipzig  durch  Produk- 
tionsteilung entstandenen   Specialberufe,    so   ist  ihre  Zahl   zwar 


'  Vgl.  dazu  Kreuzkam,  Das  Baugewerbe  in  Leipzig,  in  Sehr.  d. 
V.  f.  S.-P.  Bd.  70,  S.  575  flF. 
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nicht  besonders  grols,  aber  die  Umstände,  unter  denen  die 
TeQung  vor  sich  gegangen  ist,  zeichnen  sich  durch  Mannigfaltig- 
keit ans.  Bald  ist  es  der  Anfangs-,  bald  der  Endprozefs,  bald 
irgend  ein  beliebiger  Teilprozefs,  der  sich  verselbständigt.  Bald 
wd  die  Herstellung  eines  Hülfsstoffes,  bald  die  Reparatur  oder 
die  Reinigung  eines  Produktes  zu  einem  besonderen  Gewerbs- 
zweig. Fast  ausnahmslos  geht  aber  auch  diese  Art  der  Arbeits- 
teilung nicht  mit  einer  Minderung,  sondern  mit  einer  Steigerung 
der  Produktion  Hand  in  Hand. 


§6. 

Berafsspaltang. 

Von  allen  Eatesorieen  der  Arbeitsteilung  nimmt  die  Berufs- 
spaltung oder  Specialisation  bei  weitem  den  grölsten  Raum  ein. 
Während,  wie  die  vorigen  Abschnitte  zeigen,  durch  Berufsein- 
wanderung  40,  durch  Berufsbildung  46,  durch  Berufsschöpfung 
72  und  durch  Produktionsteilung  43  neue  Gewerbe  hinzukamen, 
verdanken  dem  ProzefB  der  Berufsspaltung  genau  300  Berufe  ihr 
Dasein. 

Von  ihnen  fallen  auf  die  Perioden 

1751—1800 18  Berufe, 

1800—1830 38       „ 

1830—1860 68       „ 

1860-1890 176       „ 

zusammen    300  Berufe. 

Die  gewaltige  Vermehrung,  namentlich  seit  1860,  springt 
in  die  Augen. 

Anstatt  wie  in  den  vorigen  Abschnitten  die  Berufttabelle  chrono- 
logisch zu  fassen,  empfiehlt  es  sich  hier,  eine  andere  Gruppierung 
eintreten  zu  lassen,  wie  sie  zum  Teil  auch  schon  bei  der  Pro- 
duktionsteilung zur  Anwendung  gekommen  ist.  Denn  bei  der 
Beru&spaltung  ist  es  wegen  der  bei  weitem  grölseren  Zahlen 
von  noch  viel  höherem  Interesse,  als  bei  der  zuletzt  behandelten 
Form  der  Arbeitsteilung,  sich  zu  vergegenwärtigen,  wie  stark 
die  einzelnen  Muttergewerbe  an  den  300  Fällen  der  Berafsspal- 
tang beteiligt  sind ,  um  zu  erkennen ,  welche  Gewerbe  sich  oe- 
sonders  stark  verzweigt  haben.  Dazu  soll  die  folgende  Zusammen- 
stellung der  hier  in  Betracht  kommenden  Berufe  dienen,  bei 
deren  Anfertigung  immer  in  erster  Linie  das  Muttergewerbe 
mafsgebend  gewesen  ist. 

Gruppe:   Metallverarbeitung. 

11808—53  Bleidosenfabrikant 
1847—90  Blechwaren-F. 
1850-90  Lampen-F. 
1854—61  Waschapparat-F. 
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Klempner 
(1751-1890) 


Gürtler 
(1751—1890) 


Schlosser 
(1751—1890) 


1859— ni.  Drittel  19.  Jahrh.  Metallbuchstaben- 
fabrikant 

1865-90  Wassertechniker^ 

1871—90  F.  dekorierter  Bleche  (Blech-  u.  Lackier- 
waren) 

1880—90  F.  V.  Bestandteilen  ftlr  Centralheizun| 
u.  Ventilationseinrichtung  (bes.  v.  Dampf- 
heizungsrohren) 

1881 — 90  F.  V,  Desinfektionsanlagen 

1885—90  F.  V.  Schwarzblechwaren 

1887—90     Blechemballagen  •  F.      (Büchsen, 
Dosen  etc.) 

1888—90  F.  V.  Knierohren  (für  Öfen) 

(1883—90  F.  V.  selbst- 
thätigen     Schmier- 


I         apparaten 


1768-1890  Gelbgiefser 

1885—90  Armaturen-F. 

1769—1890  Zinnknopfmacher  (Zinn-  u.  Silber- 
plattenknopfgiefser,  Knopfgiefser,  Metall- 
knopffabrikant) 

1817 — 90  Bronzearbeiter  (Bronzewarenfabrikant) 

1831 — 90  Argentaa-  oder  Neusilberwaren-F. 
(China-  u.  Neusilberwaren-F.,  Neusilber-  u. 
Alfenidewaren-F.) 

1885-90  Nickdwaren-F. 

1774—1808    Rapp^emühlen  -  (Schnupftabaks- 

mühlen-)macher 
1843—90  Brückenwagen-F. 
1849—90  Maschinen-F. 
1849-87  Gasmesser-F.  (1) 
1854—90  Marquisen-F. 
1861—90  Geldschrank-F. 
1866—90  Gastechniker  2  (1866:  12) 
1 870 — 79  Metallschrauben-F. 
1870er  Jahre  — 90  Telegraphenbauanstalt  (häufig 

auch    mit    Herstellung    u.    Anbringung   v. 

BUtzableitern  kombiniert) 
nur  1880  F.  v.  Patentfensterstellem  u.  Rouleaux- 

schnurenklemmern 
1881 — 90  F.  V.  Gas-  u.  Wasserieitungsapparaten 
1887—90  Verfertigung   v.    Arbeiten   f.   Schrift- 

giefserei 
1888—90  KaflFee-,  Gewürz-  u.  Farbe-Mühlen-F. 


1  Das  Legen  der  Wasserleitungen  innerhalb  des  Hauses  wurde  mit- 
unter auch  von  Schlossern  besorgt. 

'  Das  Anbringen  von  Gasrohren  in  den  H&usem  wurde  in  manchen 
Fällen  auch  durch  Klempner  ausgeführt. 
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Zinngiefser 
(1751—1890) 

Gold  a.   SUber- 

arbeiter 

(1751—1890) 

Gold-  u.  Silber- 
Bpinner 

(1751—1866) 


Zeugschmied 
(1751- 1890) 


1815—29,  1849—90  Zinnfigurenfabrikant  (Zinn- 

Spielwarenfabrikant) 
1886-90  Plomben-F. 

1773-1781  Medailleur 

1863—90  Modelleur  u.  aseleur  (1)* 


{ 
1 


Nadler 
(1751—1890) 

Kupferschmied 
(1751—1890) 

Schleifer  und 

Polierer 
(1751—1890) 

Zinkgiefserei 

(1857-90) 

Hufschmied 
(1751—1890) 


1809 — 35  Leonischer  Gold-  u.  Silberspinner  (1)* 

11846—90  Tischlerwerkzeug-P. 
1854—90  Schuhmacherwerkzeug- 
1854-59,  1862-90  Buchbinder- 
werkzeu£-F. 
1861—90  Kürschnerwerkzeug-F. 

1831—49  Heftel-F.« 

1842 — 90  Drahtstricker  (Drahtwarenfabrikant) 

seit  1890  Haarnadel-  u.  Zifferblatt  F. 

seit  1890  Nadel-F. 

I  seit  1890  F.  v.  Brauerei-  u.  Brennereianlagen 
1790—1829  Tuchscherenschleifer 


I 

{  1884—90  Hutfonn-F.* 

{ 


1771—77  u.  1801—90  Tierarzt «  (Kofs- u.  Tier- 
arzt) 


Gruppe:  Maschinen,   Instrumente,   Apparate. 

1855 — 90  F.  V.   landwirtschaftlichen  Maschinen 

1861—90  Nähmaschinen-F. 

1864 — 90  Eerzengiebmaschinen-F.  (1) 

1871—90  Strickmaschinen-F. 

1873—90  Werkzeugmaschinen- F. 

1874—83  Dampfkessel-F. 

1880er  Jahre — 90  Buch-    u.   Steindruckmaschi- 

nen-F. 
1880er    Jahre — 90    Buchdruckmaschinen  -  (samt 

Buchdruckmetallutensilien-)F. 


Blaschinen-F. ' 

(1849—90) 


1  IMeser  Gewerbetreibende  stellt  hauptsächlich  Kircbengeräte  u.  Me- 
daillen her. 

*  Von  ihm  wurden  unechte  Gold-  u.  Silberfaden  gefertigt. 

*  In  ihr  worden  Haken,  Ösen  etc.  produziert. 

^  In  ihr  werden  Zinkfonnen  für  die  Hntfabrikation  gegossen. 

*  Auf  diese  Ableitung  der  Tierärzte  von  den  Hnfschmieden  weist 
uns  auch  die  bei  dem  im  18.  Jahrhundert  aufgeführten  Tierarzte 
hinzn^fUgte  Bezeichnung  als  „gewesener  Kur-  u.  Fahnenschmied  bei 
den  cnurr  sächs.  Truppen"  hin. 

*  1860  gab  es  bereits  15  Maschinenfabriken. 
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Maschinen-F. 
(1849-90) 


Mechaniker 
(1751—1890) 


Stellmacher 

(1751—1890) 


1880er  Jahre— 90   F.    lithographischer  Schnell- 
pressen 
1881—90  F.  V.  Maschinen  f.  Ziegeleien 
1881  -90  Buchbindereimaschinen-F. 
1882—90  Dampfmaschinen-F. 
1883—90  Cigarrenliandwickelmaschinen-F.  (1) 
1884—90  Wringmaschinen-F. 
1885—90  Buchheftmaschinen- F. 
1886 — 90  Liniiermaschinen-F. 
1886—90  Transmissionen-F. 
1886—90  Holzbearbeitungsmaschinen-F. 
seit  1890  Gasmotoren-F. 
^  seit  1890  Bäckereimaschinen-F. 

1815 — 90  Verf.  chirurg,  Instrumente 
1815—90  Verf.  feiner  Wagen 
1847—90  Reifszeug-F. 
1880-90  Mafsstab-' (Zollstab-)  F. 
Ende    1880er    Jahre- 90    F.    v.    photograph. 
Apparaten 

I  1880—90  Turn-  u.  Feuer-  i  1880  er    Jahre  — 90 
I      wehrgeräte-F.  |      Tumgeräte-F. 


Oruppe:   Chemische  Industrie  und  Verwandtes. 

1829 — 35  conc.  Chemische  u.  Bleizucker-F.  (1) 

1836—90  Chemisch-technische  F. 

1848  -52  Bleiweifsfabrikant 

Ende  1840er  Jahre— 90  F.  ätherischer  Öle  u. 
E^ssenzen  ^ 

1852—90  Kunstdünger-F. 

1857—83  F.  V.  Pflanzenrot  (Rouge  vigital) 

III.  Drittel  19.  Jahrb.  — 1890  F.  v.  schweflig- 
saurem  Kalk 

IIL  Drittel  19.  Jahrb.- 1890  F.  v.  Spiritus- 
präparaten 

III.  Drittel  19.  Jahrb.  — 1890  F.  v.  Superphosphat 

in.  Drittel  19.  Jahrh.  —1890  F.  v.  Präparaten 
f.  Galvanoplastik 

III.  Drittel    19.   Jahrh.  - 1890    F.   v.   Indigo- 

fräparaten 
drittel   19.   Jahrb.  — 1890  F.  v.  schweflig- 
sauren Salzen  u.  Sikkativen 
III.  Drittel  19.  Jahrb.  — 1890  F.  v.  photograph. 

Präparaten 
III.  Drittel   19.  Jahrb.  — 1890  F.  v.  Weinstein 
u.  Salmiak 


Chemiker 

(1751-1890) 


1  1860  bereits  7. 
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Chemiker 
(1751-1890) 


Apotheker 
(1751—1890) 

Seifensieder 
(1751—1890) 

Bachdmck- 

farben-F. 

(1841—90) 


F&rber 
(1751—1890) 

Kuopfmacher 
(1751—1890) 

Seüer 
(1751—1890) 

Kammgam- 

Bpinnerei 

(1^7—90) 

Lein-  u.  Zeug- 
weher 

(1751—1890) 


ßnehbinder* 

(1751—1890) 


1876—90  Farben-F. 

1876—85  Aquarellfarben-F. 

1880er  Jahre  -  90  F.  v.  Anilinfarben 

1880er  Jahre  —  90  F.  v.  Zuckerwarenfarben 

1880er  Jahre  —  90  Farbenfruchtesaenzen-F. 

1886 — 90  Homöopathische  Dispensieranstalt  (Apo- 
theke) * 

1822—90  Windsorseifenfabrikant 
1880—90  F.  V.  Öeifenmehl  u.   wetterfester  An- 
strichfarbe 


1860—86  Stempelfarben-F. 


2 


Gruppe:  Textilindustrie. 

1769—70  Flanelldruckerin  (1) 
1821 — 30  kgl.  Sachs,  conc.  Druckerei  v.  Kattunen 
u.  Tüchern  (1) 

i  1844 — 55  Seidenknopfwarenfabrikant 
I  1882—90  Rofshaarspinnerei» 

1866^90  Wollgamspinnerei  f.  Strickgarne^ 


I 
I 


1846—52  Lampendocht-F. 


j  1815- 


Gruppe:   Papier. 

1883-90  Etuis-F.  f.  Gold 
u.  Silberwaren 


90  Etuis-F 


■I 


'  1836:  1,  1890:  3. 

^  Die  Stempelfarhen  wurden  und  werden  sonst  ebenso  wie  die  Stein- 
druckfarhen  in  den  Buchdruckfarbenfahriken  hergestellt 

8  Über  diese  Ableitung  s.  Sehr.  d.  V.  f.  S.-P.  Bd.  67,  S.  195. 

*  Darüber ,  dafs  die  Strickgame  zu  den  Kammgarnen  gehören  und 
mithin  die  Strickgarnspinnereien  als  eine  Abart  der  Kammgarnspinnereien 
anzusehen  sind,  vgl.  Gebauer,  Volks  Wirtschaft  im  Königr.  Sachsen 
Bd.  in,  S.  37  ff. 

^  1846:  1,  1852:  2. 

*  Von  ieher  haben  die  Buchbinder  neben  der  Einbindearbeit  auch 
allerhand  Schachteln  u.  Behälter  (Futterale)  angefertigt,  in  der  Zeit  des 
Holzdeckels  (16.  Jahrb.)  vorwiegend  aus  Holz,  später,  als  der  Pappeinband 
aufkam,  auch  solche  aus  Pappe.  Sie  wurden  deshalb  auch  Futt^ralmacher 
^nannt.  In  unseren  Quellen  tritt  diese  Bezeichnung  aber  erst  1815  auf, 
indem  an  Stelle  des  bisherigen  Titels  „Buchbinder''  die  Überschrift  „Buch- 
binder u.  Futteralmacher"  gesetzt  wird.  Aus  dieser  Futteralmacherei  ent- 
standen nun  2  Sondergewerbe:  die  Fabrikation  yon  Etuis  .u.  die  'von 
Kartonnagen. 
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Buchbinder 

(1751—1890) 


Papierpräge- 

anstalt 

(1860-90) 

Pappen-F. 

(1819-90) 


1829—90  Pappen- 
arbeiter (Papp-  u. 
Eartonnagenarbei- 
ter,  Rartonnagen- 
fabrikant) 


1815 — 90  Brieftaschenfabrikant  (Portefeuille-  u. 

Lederwaren-F.)  * 

III.  Drittel  19.  Jhrh.- 1890  F.  v. 
BonboDDieren,  Atrappen  etc. 

III.  Drittel  19.  Jahrb.— 1890 
F.  ▼.  Apotheker-  u.  Gold- 
arbeiterschachteln 

III.  Drittel  19.  Jahrb.— 1890 
F.  V.  Kartons  f.  mikroskop. 
PrSnarate 

m.  Drittel  19.  Jahrb.  — 1890 
F.  V.  pbotograpb.  Kartons 

1 857 — 90    Illuminateur     (lUuminationslatemen- 

fabrikant) 

1870—90  Gesangbuch-F. 

1877—90  Geschäftebticher-F. 

1880er  Jahre  — 90  Düten-F. 

1882  -  90  Pappspielwaren-F. 

1886-90  Album-F. 

1880—90  SargverzierungB-F. » 
1880-90  Patentbuchstaben-F. 
1880—90  Siegelmarken-F.  8 


1863—90  Glacö 
Kartonpapier 


S-u.  / 
-F.    1 


1880er  Jahre  —  90  Chromo- 
papier-F. 


Vergoldeanstalt  f  Ende  1880er  Jahre  —  90  Schnittvergolder 
(1885-90)      I  Ende  1880er  Jahre  — 90  Prefsvergolder 


Tfischner 

(1751-1890) 


Riemer 

(1751—1890) 


Sattler 
(1751-1890) 


Gruppe:  Leder. 

1857—82  Reisetaschen-F. 

1875—90  Koffer-F. 

1 880er  Jahre — 90  Verf.  v.  Ledertaschen  f.  Radsport 

1881 — 90  F.  V.  Reise-  u.  Badenecessaires 

1832—52  Peitschenfabrikant 

1 874 — 90  Maschinentreibriemen-F. 

1793—1890  Bandagist 

1810 — 90  Kutschen-  u.  Chaisenmacher  (Wagen- 

bau-F.) 
1887—90  Kummet-F.  (1) 


^  Wie  die  ersten  Portefeniller,  die  Brieftaschenfabrikanten  (seit  1815), 
80  gehörte  auch  der  seit  1854  genannte  Inhaber  einer  „Portefeuille-  u. 
Lederwarenfabrik^  der  Buchbinderinnun^  an.  Damals,  um  die  Mitte  des 
Jahrhunderts,  kam  es  durch  Bedarfsändernng  zu  einem  besonderen  Auf- 
schwung der  Portefenillearbeit.  1847  war  an  Stelle  der  gehäkelten  Börsen 
und  „Geldkatzen"  das  Tortemonnaie  getreten.  Cigarrentaschen  kamen 
auf,  später  auch  Visitenkartentaschen. 

^  In  ihr  wird  Sareschmuck  aus  Pappe  hergestellt. 

'  Mit  einer  Papierhandlung  verbunden. 


A I  /i    ^» 


4& 


Tischler 

(1751—1890) 


Gruppe:   Holz-  und   Schnitzstoffe, 

1798—1890  Möbeltischler 
1798—1890  Billard-  u.  Biilardqueuedfebrikant 
1825—90  Sargti«chler 
1825—90  Parkettfufsbodenfabrikant 
1831—90  Holzbronce-F.  (Rahmen-F.) 
1839—75  Frz.  Strohstuhl-F. 
1843—90  Holzetuis-F. 
1845 — 78  Blasebalgverfertiger 
1868—90  Eisschrank-F. 
1869—90  Kistenmacher  (Kisten-F.) 
Ende  1860er  Jahre  — 90  Modelltischler  ^ 
Anfang    1870  er    Jahre — 90    Holzuhrgehäuse- 
macher ' 
1876—90  Haus-  u.  Küchengeräte-F. 
1880—90  Stuhlbauer  (Stuhl-F.) 
1880—90  Buchdruckholzutensilien-F. 
1880er  Jahre  — 90  Bautischler 
1880er  Jahre— 90  Holzbaukästen-F. 
1888—90  Cigarrenkisten-F.  (1) 


Korbmacher 

(1751—1890) 

Bürstenmacher 
(1751-  1890) 


Drechsler 
(1751—1890) 


I  1878—90  Rohrstuhlbezieher 

j  1838—90  Pinselverfertiger 

l  1887—90  Cylinder-   u.    Flaschen-Bürsten- F.  (1) 

1793—1863  Perlmutterknopffabrikant  (v.  1793 

bis  1814  als  „Stahl-,  Perlmutter-  u.  Massiv- 

knopffabrikant^) 
1810—90  Parapluiemacher  (Schirm-F.) 
1815—41,     1880—90    Meerschaumpfeifenkopf- 

schneider    (Meerschaumwaren-    u^    Rauch- 

requisiten-F.) 
1853—90  Elfenbeinschneider 
1862-83  Ovaldrechsler 
1871—90     Horndrechsler    (Fabrikant    chirurg. 

Waren) 
1872—80  Steinnufsknopf-F. 
1876—90    Thtir-    und    Fenstergarnituren- (Bau- 

be8chläge-)F. 
Anfang  18S0er  Jahre— 90  Stock-F. 
Anfang  1880er  Jahre  — 90  Holzspiel waren-F. 
1888—90  Holzornamenten-F. 


1  Sie  verfertigen  Modelle  für  Eifiengiefsereieu. 

*  Die  Holzuhrgehäusemacher  sind  von  den  anderwärts  erwähnten 
TaschenuhreehätiBemacheru  wohl  zu  unterscheiden.  Jene  verarbeiten  Hols, 
diese  MetalL 
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Grup 


Bäcker 
(1751-1890) 


Konditor 
(1810-90) 


Fleischhauer 
(1751-1890) 

Branntwein- 
brenner 

(1751—1890) 

Tabak-F. 

(1751-1890) 

Müller 
(1751-1890) 


pe:   NahruDgs-   und   Genufsmittel. 

1846—50  Pfannkuchen-  u.  Zuckerbäckerei  (1) 
1880—90  Nährzwieback-F. 
1880—90  Butter-  u.  Schmalzkuchenbäckerei  (1) 
1881-90  Brot-F.i 

1812—90  Schokoladen-F. 

1822-32  Oblatenkuchenbäcker  (1) 

1851 — 90  Bonbonsfabrikant  (Zuckerwaren-F.) 

1884-90  Waffel-F.  (1) 

1830—90  Hausschlächter 
1861—70  Charcuteriegeschäft  2 
1884 — 90  Wurst  F.   (verbunden   mit  Schweine- 
schlächterei) 

1877—90  Presshefen-F.  (1) 
seit  1890  Gognakbrennerei  (1) 

1815—90  Cigarren-F. 
1882—90  Cigaretten-F. 

seit  1890  Gewürzmühle  8 


Schneider 
(1751-1890) 


Gruppe:   Bekleidung  und   Reinigung. 

1791—1809,    1840  er  Jahre  — 90  Schnürbrust- 
(Korsett  )F. 

1815 — 90   Herrenschneider!  h~ 'A 

j  1881—90  Damen- 

warenkonfek- 


schneider 


1835—90  Kravatten-F. 


tion  (1) 


Nähterin 
(1820—90) 


1843—58  Deckennäberin  (Verf.  v.  wattierten  Bett- 
decken u.  Stubendecken  aus  Tuchschroten) 
1856—90  Wäschemanufaktur  ( 1888—90  F.  v. 
(Wäschekonfektionsgeschäft)  |  Herrenwäsche 
1880—90  FlanellkoDfektionsgeschäft 
1887—90  Schürzen-F. 


1  1890:  3. 

'  Charcnterie  in  besonderem  Sinne  ist  jede  Verarbeitung  von  Schweine- 
fldsch,  also  hauptsächlich  die  Herstellung  von  Wurst,  Schinken  etc. 

^  Mit  den  alten  Leipziger  Getreidemühlen  waren  unter  anderem 
auch  Gewürzmühlen  im  Neben  betrieb  verbunden. 

^  Dadnrch,  dafs  späterhin  neben  den  m&nnlichen  Damenschneidern 
auch  noch  Damenschneiderinnen  (Modistinnen)  gewerblich  thätig  werden, 
tritt  keine  berufliche  Neubildung  ein.  Ebensowenig  sind  als  solche  an- 
zusehen die  Damenkonfektionsgeschäfte,  welche  1880  in  der  Stärke  von 
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Strampfwirker 
(1751—1890) 

StickereimanU' 
faktar 

(1825-90) 

Fedenchmücker 

(1768-81, 
1812—90) 

PatzmacheriD 

(1815-90) 

Hutmacher 
(1751-  1890) 

Kürschner 

(1751-1890) 

Handschah- 

macher 
(1751—1890) 


Schahmacher 

(1751—1890) 


Perttckenmacher 

(1751-1890) 

Bader 

(1751—1833) 

Barbier 

(1751—1890) 


Töpfer 

(1751—1890) 

Glaser 

(1751-1890) 


Zimmermaler 

(1761—1890) 


1768  - 1833  Seidenstrumpfwirker(.Fabrikant) 

1844 — 64  Perlenstickerin 
1880—90  Tißchdecken-F.  ^ 


90  Blätter-P. 


1889  -90  Federwedel-F. 

1828—90  F.   künstlicher 

Blumen 
1880—90  Rtischen-F. 

1880er    Jahre — 90    F.    v.    GeBundheitseinlege- 
sohlen^ 


{  1875—' 


1820—90  Mützenmacher  (Mützen-P.) 

1879—90  Glac^handschuh-F. 
1880—90  Stoffhandschuh-F. 

1862 — 71  Damenschuhmacher 
1871—90  Tuchschuhmacher 
1875—90  Theaterschuhmacher 
1880er    Jahre  — 90    F.    v.    Steindruckwalzen- 
hüllen (1)* 

1826—36  Seidene  Locken-F.  (1) 
1880-90  Haararbeiten-F.  (1) 

1831-90  Warm-  1 1850er  Jahre-90  |  seit   1890 
badeanstalt         |      Kurbadeanstalt  \     Lohbad 

I  1864 — 90  Hühneraugenoperateur 

Gruppe:   Baugewerbe. 
{  1875—90  Ofen-F.* 

1884—90  Frühbeetfenster-F. 


( 


f  1771-86,    1802—90 
Lackierer   u.    Ver- 
golder® 
1815 — 90  Dekorationsmaler 
1817 — 90  Firmenschreiber(-maler) 


1854  -  90  Blechlackierer 
1878—83  Wagenlackie- 
rer (1) 


16    Betrieben   Id   den   Adrefsbüchem   yerzeichnet  sind.     Sie  stellen  im 
Gmnde  nur  eine  andere  Betriebsform  der  Damenschneiderei  dar. 
1  1768:  2,  1833:  7. 

*  Die  Tischdeckenfabrikation  besteht  am  Ort  wesentlich  in  Stickerei. 

*  Verknüpft  mit  einer  Kurzwarenhandlang  en  gros. 

^  In  ihr  werden  Steindruckwalzen  mit  LederhüTlen  überzogen,  eine 
Th&tiffkeit,  die  hier  wie  anderwärts  zuerst  von  Schuhmachern  ausgeiiot  wurde. 

*  1875:  2,  später  nur  1,  als  „Fabrik  von  Öfen  und  Thonwaren"  be- 
zeichnet. £s  werden  in  ihr  vorwiegend  Ornamente  und  Röhren  fabriziert 
und  aufserdem  die  Setzerei  betrieben. 

«  1830:  20,  1860:  53. 
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§^4-90)       {  1879-90  Grabsteinbüdhauer 

I  Ende  1880er  Jahre— 90  Kulturingenieur » 

1880er  Jahre — 90  Bautechnisches  Bureaa 
1880er  Jahre — 90  Techn.   Bureau  f.  Brauerei- 
anlagen 
1880er  Jahre— 90  Techn.  Bureau  f.  Mühlenbau 
1880er   Jahre  — 90    Techn.    Bureau    f.    Textfl- 
industrie 


Civilingenieur 
(1871—90) 


Techniaches 
Bareau 

(1871-90) 


Gr 

SchriftgiefBerei 
(1751—1890) 

Formen- 
Schneider 
(1751—1889) 

Eapferstecher 
(1751—1890) 


Eupferdrucker 
(1751-1890) 


Steindrucker 
(1821-90) 


uppe:   Polygraphische  Gewerbe. 

1876—90  Stereotypengiefserei 
1885—90  Messinglinien-F. 
seit  1890  Messingtypen-F. 

1844-90  Xylographen  (1890:  95) 

1820er — 70er  Jahre  Landkartenstecher 
1835—49  Schriftstecher  2 
1846—52  Glvphographische  Anstalt 
in  1850er  Janren  Historienstecher. 

1840—90  Landkartendruckerei    (Geographisch- 
artistische Anstalt) 

1843—90  Notendrucker 

1851—90   Luxus-  I  1880er    Jahre— 90     Her- 
papier-F.  ^  I      Stellung  y.  Patenbriefen. 
1873—90  Chromolithographische  Anstalt 
1880er  Jahre— 90  Etiketten-F. 
1880er  Jahre  — 90  F.  v.  Tapisserieartikehi  * 
1889—90  Holzmaser-  u.  Marmorabziehpapier-F. 


Gruppe:   Künstler  und   künstlerische  Gewerbe. 

Kunstmaler      I  1819—90  Porträtmaler^ 
(1751-1890)     I  1827-90  Landschaftsmaler« 


'  Diese  beschränken  sich  auf  eine  bestimmte  Art  technischer  Anlagen, 
n&mlich  auf  solche  zur  Verbesserung  des  (rrundes  und  Bodens. 

'  Der  Schriftstecher,  welcher  mit  dem  Stichel  Schriften  in  Kupfer 
sticht,  wurde  früher  für  den  Landkartendruck  verwendet 

^  In  den  Luxuspapierfabriken  werden  hauptsächlich  die  verschiedenen 
Arten  von  Gratulatiönskarten  angefertigt 

^  D.  h.  von  Mustern  auf  Papierkanevas  zum  Sticken  von  Haussegen, 
Buchzeichen  u.  s.  w.,  sowie  von  Bildern  zu  demselben  Zweck. 

^  Besondere  Porträtmaler  werden  vereinzelt  auch  schon  im  18.  Jahr- 
hundert erwähnt,  und  zwar  in  den  Jahren  1714,  1715,  1747  und  1797. 
Von  1800—1814  finden  wir  dann  die  Kombination  der  Porträt-  und 
Historienmalerei. 

^  Der  erste  beti*eibt  zunächst  auch  noch  die  Anfertigung  von  Kinder- 
theatem. 
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KmifitDialer 

(1751—1890) 


Graveur 

(1751—1890) 

Glasschleifer^ 
(1755—57,  1821 
-58,  1869-90) 

Zeichner 

(1815-90) 


1829—90  Porzellanmaler 
1846-69  Architekturmaler  (1) 
1856 — 90  Historienmaler 
1874-90  Aquarellmaler 
1878     82  Blumenmalerin  (1) 

1839 — 90  Schablonenschneider  (-fabrikant) 
seit  1890  Glasbuchstabenfabrikant 


1839-90  Muster-  f  1859-90  Manufakturzeich- 
Zeichner  1      ^®^    (Musterzeichner    für 

(      Druckerei  u.  Weberei) 


Gruppe:   Beherbergung  und   Erquickung. 

1860-69  bezw.  74  Omnibus- 
gesellschaft   (zuerst    2, 
dann  1) 

1876  —  90     Möbeltransport- 
geschäft 

1876—90  BegräbnisansiÄlt* 
(1876:  1,  1890:  8) 

1 87  7  —  90      Dtingerabfuhr- 
institut 

1889—90  Vieh-  u.  Fleisch- 
transportgeschäft (1)* 


Gastbofs- 
besitzer' 

(1751-1890) 


1821-90  Fuhr- 
werksbesitzer® 
(Lohnkutscher) 


1  Es  gab  am  Ort  meist  nur  einen  einzigen  Glasschieifer;  erst  neuer- 
dings hat  dieser  Erwerbszweig  einen  bedeutenderen  Aufschwung  genommen. 
1890  waren  8  Giasscbleifereien  vorhanden. 

*  Die  Aufnahme  von  Reisenden  übernahmen  im  18.  Jahrhundert 
nicht  blofs  die  Gasthöfe,  sondern  auch  von  manchem  der  Weinschank- 
wirte beifst  es:  „speist  und  logiert  Fremde''.  Aus  diesen  mit  Weinschank 
kombinierten  Herbergen  bildeten  sich  die  Hotels  (Aubergen),  deren  wir 
bereits  1800  einige  finden  und  die  es  mit  „Herrschaften**  zu  thun  haben 
wollten,  „welche  bequem  Logis  und  gute  Bewirtung  wünschen^.  Ein 
vollständig  neues  Gewerbe  ist  damit  aber  neben  den  gewöhnlichen  Gast- 
höfen nicht  entstanden. 

'  Noch  heute,  wie  bei  seinem  Entstehen,  ist  dieser  Beruf  vielfach 
mit  einem  Pferdehandel-  und  Pferdeverleihgeschäft  verbunden.  Ein  Teil 
der  Fuhrwerksbesitzer  erhielt  dann  später,  1^1,  die  Konzession,  Droschken 
zu  halten,  wogegen  sich  die  Konzessionierten  einer  Taxe  und  behördlicher 
Aufsicht  unterwerfen  mufsten.  Es  hatten  1860  von  125  Lohnkutschem 
und  Pferdeverleihem  29  Fiacres  und  48  konz.  Einspänner.  Die  Zahl  der 
DroBchkenbesitzer  stiee  dann  von  77  (1860)  auf  822  (1890).  Als  ein  be- 
sonderes Gewerbe  wird  man  aber  die  Droschkenhalterei  neben  der  Fuhr- 
halterei  kaum  ansehen  können. 

^  Sie  unterscheiden  sich  von  den  einfachen  Leichenbestattem  da- 
durch, dafs  sie  eigenes  Geschirr  haben. 

^  Es  besorgt  den  Transport  des  Fleisches  vom  Schlachthof  nach  den 
Flascherläden.  Der  neue  städtische  Schlacht-  und  Viehhof  wurde  im 
Sommer  1888  eröffnet 

Fonchungen  XIX  2.  —  Petrenz.  4 
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Restauration 
(1751-1890) 

Weinstube 

(1751—1890) 


I 
{ 


1850er  Jahre  -    90  Konzert-  u.  Ballhaus 
Ende  1870er  Jahre  — 90  Variiti  Theater 

1880er  Jahre  —  90  Obstweinschenke 


Versichemngs- 

gewerbe 
(I.  Drittel  19. 
Jahrb.— 1890) 


Arzt 
(1751—1890) 


Wundarzt 

(1751-1890) 


Gruppe:   Versicherungsgewerbe ^ 

I.  Drittel  19.  Jahrb.  — 1890  Feuer- V. 

I.  Drittel  19.  Jahrb. —  1890  Hagel- V. 

I.  Drittel  19.  Jahrb.  -  1890  Flufs-V. 

I.  Drittel  19.  Jahrb.  — 1890  Lebens- V. 
II.  Drittel  19.  Jahrb.  — 1890  Renten- V. 
II.  Drittel  19.  Jahrb.— 1890  Transport- V. 
n.— III.  Drittel  19.  Jahrb.  Eisenbabn-V. 
n.— III.  Drittel  19.  Jahrb.  Hypotheken- V. 
IL— III.   Drittel   19.  Jahrb.   Hagel-V.  f.  Peld- 
früchte 

II.  Drittel     19.    Jahrb.  — 1890    Hagel -V.    für 
Gärtnereien 

m.  Drittel  19.  Jahrb.- 1890  Aussteuer- V. 

m.  Drittel  19.  Jahrb.— 1890  MiUtärdienst-V. 

m.  Drittel  19.  Jahrb.— 1890  Unfall- V. 

III.  Drittel  19.  Jahrb. -1890  Vieb-V. 
III.  Drittel  19.  Jahrb.— 1890  Pferde-V. 
HL  Drittel  19.  Jahrb.  -  1890  Trichinen- V. 
m.   Drittel    19.   Jahrb.— 1890   Wasserleitung»- 

schaden"  V^ 
III.  Drittel  19.'  Jahrb. -1890  Glas-V. 
III.  Drittel  19.  Jahrb.  —  1890  Windmühlen- V. 
IIL  Drittel  19.  Jahrb.— 1890  Rück-V. 
III.  Drittel  19.  Jahrb.  — 1890  Haftpflicbt-V. 


Gruppe:   Persönliche   Dienste. 

IL  Hälfte  18.  Jahrb.- 1890  Augenarzt 

IL  Drittel  19.  Jahrb.- 1890  Ohrenarzt 

IL  Drittel  19.  Jahrb.— 1890  Homöopathischer  Arzt 

m.  Drittel  19.  Jahrb.— 1890  Specialist  f.  Nasen-, 

Rachen-  u.  Eeblkopfkrankbeiten 
in.  Drittel  19.  Jahrb.  —  1890  SpedaUst  f.  Haut- 
krankheiten 

1756—64  Kurf.  Sachs.  Hofoperateur  (1) 
1797— n.  Drittel  19.  Jahrb.  Bruchschädenarzt« 
1755—1890  Zahnarzt« 


^  Ee  sind  bier  nicbt  nur  die  am  Ort  ansässigen  Gesellscbaften,  sondern 
auch  die  durch  Agenten  vertretenen  auswärtigen  berücksichtigt  worden. 

*  1797:  1,  1825:  4,  zuletzt  1.  Sie  verfertigten  aacb  zugleicb 
„elastische  Bandagen  für  alle  Arten  Brüche*^. 

>  1755:  1,  1800:  1,  1830:  6.    Zu  den  eigentlichen  Zahn&rsien  ge 
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III.  Drittel  19.  Jahrh.  - 1890 


Privatßchule 

(1751—1890) 


I.     Drittel     19. 
Jahrh.- 1890 


Privatinstitut  Z.Vorbereitung 
f.  höhere  Lehranstalten  sowie 


Sule^°*^°"         ^'  Mat"rit«t?-.  Fähnrichs-  u 

l      Einj.-FreiwiUigen-Examen 

I.     Drittel     19.  (  1855— 90priv.HöhereTöchter- 

Jahrh.— 1890  I  schule 

priv.       Mäd-  I  II.-IIl.    Drittel    19.    Jahrh. 

chenschule  '  Engl,  franz.  Institut 

Heben  wir  aus  dem  obigen  Verzeichnis  diejenigen  Mutter- 
gewerbe hervor,  aus  welchen  sich  besonders  zahlreiche  neue 
Berufe  entwickelten!  An  der  Spitze  steht  das  Versicherungsge- 
werbe mit  21  Fällen  der  Specialisation.  Es  folgen:  die  Maschinen- 
fabriken mit  20  Tochtergewerben,  die  Chemiker  mit  19,  die 
Tischler  mit  18,  dit)  Buchbinder  mit  14,  die  Schlosser  mit  13, 
die  Klempner  mit  12  und  die  Drechsler  mit  11  von  ihnen  aus- 
gegangenen Specialgewerben. 

Es  ist  nicht  schwer  zu  erklären,  warum  gerade  diese  Pro- 
duktionszweige so  besonders  vielen  neuen  Berufen  das  Leben 
gaben.  Handelt  es  sich  bei  der  Beru&spaltung  immer  darum, 
dafs  das  Produktions^ebiet  eines  alten  Gewerbes  gespalten,  dafs 
ein  einzelnes  Gut  oder  eine  ganze  Güterklasse  aus  demselben 
herausgenommen  und  nun  von  einem  selbständigen  Sonderprodu- 
zenten allein  hergestellt  wird,  so  werden  gerade  diejenigen  Ge- 
werbe ,  welche  besonders  zahlreiche  Arten  von  Produkten  schaffen, 
zu  einer  solchen  Spaltung  geneigt  sein.  Das  aber  trifft  bei  den 
obigen  in  hohem  Mafse  zu. 

Es  ist  natürlich  nicht  gesagt,  dafs  bei  der  Berufsspaltung 
das  zu  einer  Sonderproduktion  sich  entwickelnde  Gebrauchsgut 
vorher  nun  auch  wirklich  von  allen  Vertretern  des  alten  Gewerbes 
hergestellt  worden  ist.  Im  Gegenteil,  in  vielen  Fällen  werden  es 
immer  nur  einige  gewesen  sein ,  welche  unter  anderem  auch  dies 
Produkt  hervorbrachten,  weil  die  anderen  Gewerbegenossen  ent- 
weder nicht  die  nötige  Geschicklichkeit  besafsen ,  oder  der  Bedarf 
80  gering  war,  da(s  nicht  alle  sich  auf  diesen  Artikel  legen 
konnten.  So  haben,  um  nur  ein  paar  Beispiele  anzuführen, 
nicht  alle  Gold-  und  Silberarbeiter  Medaillen ,  nicht  alle  Zink- 
gieiser  Hutformen  grossen,  nicht  alle  Leinweber  Lampendochte 
gewebt  und  nicht  alle  Seiler  Rofshaar  gesponnen.  Sondern  es 
sind  stets  nur  wenige,  oft  nur  einer  dieser  genannten  und  anderer 
Gewerbtreibenden  gewesen,  welche  auch  ein  bestimmtes  Sonder- 

Srodukt  herstellten.     Wenn   nun   der  Bedarf  durch  Vermehrung 
er    Bevölkerung    oder    durch    Erweiterung   des    Absatzgebietes 
stieg,    oder   wenn    die  Geschicklichkeit  eines  Arbeiters  sich  so 

seUcD  sich  id  Deuerer  Zeit  die  ZahntechDiker,  die  trotz  formell-rechtlichen 
Unterschieds  sachlich  nicht  als  etwas  Neues  aufzufassen  sind. 
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vervollkommnete,  dafs  er  alle  seine  Konkurrenten  weit  hinter 
eich  liefs,  so  war  die  Möglichkeit  zu  einer  Sonderfabrikation  ge- 
geben. 

Auch  das  ist  bei  der  Betrachtung  und  Beurteilung  der  vor- 
stehenden Tabelle  zu  bedenken,  dafs  wir  es  nicht  etwa  mit 
einem  fest  für  alle  Zeiten  abgeschlossenen  und  abgegrenzten 
Produktionsgebiet  der  einzelnen  Gewerbe  zu  thun  haben.  Das 
war  nicht  einmal  in  der  strengsten  Zunftzeit  vorhanden;  auch 
damals  gab  Cb  örtliche  und  zeitliche  Unterschiede  in  der  Beur- 
teilung dessen,  was  der  einzelnen  Hanc[werkerzunft  zu  produzieren 
zustand.  Wie  der  Umfang  eines  Handwerks  sich  aut  der  einen 
Seite  verengern  konnte,  sei  es  infolge  von  Specialisationen ,  sei 
es  infolge  von  Verschwinden  dieser  oder  jener  Gtiterart,  so 
konnte  sich  auch  andererseits  der  Produktionskreis  eines  Ge- 
werbes erweitem,  was  namentlich  durch  das  Aufkommen  neuer 
Güterarten  geschah,  wenn  nämlich  deren  Herstellung  im  Anfang 
von  einem  alten  Gewerbe  mit  übernommen  wurde.  So  wurde 
z.  B.  die  Fabrikation  von  Neusilber-  und  die  von  Nickelwaren 
zuerst  durch  die  Gürtler  ausgeführt;  Stereotypen,  Meesinglinien 
und  Messingtypen  wurden  zuerst  in  den  Schriftgiefsereien ,  pho- 
tographische Apparate  zuerst  von  den  Mechanikern  hergestellt, 
bevor  für  all  diese  Specialfabrikate  auch  Specialbetriebe  möglich 
wurden. 

Es  ist  ferner  hier  an  das  zu  erinnern,  was  bereits  in  dem 
Abschnitt  der  Berufsschöpfung  S.  29  betreffs  der  Maschinen- 
und  chemischen  Industrie  gesagt  worden  ist,  dafs  nämlich  auch 
in  diesen  beiden  Gewerbegruppen  die  Entwicklung  der  Arbeits- 
teilung in  der  Regel  so  vor  sich  geht,  dafs  das  neue  Special- 
produkt nicht  sofort  in  einem  gesonderten  Unternehmen,  sondern 
m  einem  der  schon  bestehenden  Betriebe  mit  anderen  Artikeln 
zusammen  produziert  wird,  bis  es  dann  erst  nach  einer  gewissen 
Zeit  und  wenn  sonst  alle  wirtschaftlichen  Bedingungen  günstig 
sind , '  zu  einer  Sonderherstellung  kommt.  Dasselbe  findet  nun 
auch  noch  auf  die  verschiedenen  Branchen  des  Versicherungsge- 
werbes seine  entsprechende  Anwendung.  Aus  diesem  Grunde  sind 
denn  auch  alle  hierhin  gehörenden  Fälle  der  ßerufsspaltung  ein- 
gereiht worden. 

Behält  man  diese  Gesichtspunkte  im  Auge  und  bedenkt 
man  endlich,  dafs  es  bei  der  Art  der  vorliegenden  Arbeit  natür- 
lich allein  darauf  ankommen  konnte,  darzustellen,  wie  sich  hier 
in  Leipzig  die  Dinge  gestaltet  haben,  und  nicht,  wie  es  etwa 
sonst  anderswo  geschehen  ist ,  so  wird  man  die  in  unserer  Tabelle 
gegebene  Ableitung  der  neuen  Gewerbe  von  alten  im  grofsen 
und  ganzen  —  abgesehen  von  einigen  individuellen  Auffassungen 
—  flir  eine  richtige  ansehen  müssen. 

Mit  dieser  Rechtfertigung  unserer  obigen  tabellarischen 
Gruppierung  können  wir  aber  auch  diesen  Abschnitt  schliefsen 
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und  im  übrigen,  was  die  Ursachen  und  Anlässe  der  Berufs- 
Spaltung  betrifft^  wie  bei  den  anderen  Arten  der  Arbeitsteilung, 
auf  die  systematische  Darstellung  in  §  8  verweisen. 


§7. 
YerselbstBndIgnng  eines  Nebenberufs. 

Wir  kommen  zuletzt  noch  zu  einer  kleineren  Klasse  von 
neu  entstandenen  Berufen,  die  in  gewissem  Grade  auch  noch  zu 
der  Kategorie  der  Berufsspaltung  zu  rechnen  wären,  indessen 
doch  eine  so  eigenartige  Stellung  einnehmen,  dafs  eine  Sonder- 
betrachtang  gerechtfertigt  erscheint. 

Bevor  wir  auf  ihre  charakteristische  Art  näher*  eingehen, 
sei  es  gestattet,  etwas  weiter  auszuholen.  Wir  haben  es  in  der 
vorliegenden  Abhandlung  in  erster  Linie  nur  mit  der  Arbeits- 
teil ung  zu  thun.  Aber  einen  verwandten  Begriff  müssen  wir 
doch  zur  Erklärung  der  Thatsachen  mit  hineinziehen.  Es  ist  der 
Begriff  der  Arbeits  Vereinigung'.  Würde  man  dieselbe  nach  der 
herkömmlichen,  auf  Röscher  zurückgehenden  Auffassung  als 
„Korrelat" ,  als  „andere  Seite"  der  Arbeitsteilung  auffassen ,  sie 
also  entweder  mit  der  Einzeluntemehmung  oder  mit  der  volks- 
wirtschaftlichen Verkehrsorganisation  identifizieren ,  so  würde  man 
damit  schon  bekannten  und  benannten  Dingen  nur  einen  anderen 
Namen  geben,  man  würde  keine  neue  ökonomische  Erscheinung 
dadurch  erklären. 

Da  ist  es  nun  Büchers  Verdienst,  dem  Begriff  der  Arbeits- 
vereinigung einen  neuen  und  fruchtbaren  Inhalt  gegeben  zu 
haben.  Er  stellt  sie  der  Arbeitsteilung  nicht  als  Korrelat 
zur  Seite,  sondern  als  Gegensatz  gegenüber.  Nach  ihm  ist  die 
Arbeitsvereinigung  die  „Vereinigung  verschiedenartiger  Arbeiten 
in  einer  Hand" ,  sei  es  nun  Verbindung  von  Produktion  ver- 
schiedener Güter ,  sei  es  Kombination  von  Produktion  mit  Handel 
oder  mit  persönlichen  Dienstleistungen.  Die  Veranlassung  ihrer 
Erscheinung  ist  ein  quantitatives  Mifsverhältnis  zwischen  Arbeits- 
kraft und  Arbeitsaufgabe,  derart,  dafs  die  letztere  nicht  grofs 
genug  ist,  um  die  ganze  Leistungsfähigkeit  des  Arbeitenden  in 
Anspruch  zu  nehmen.  In  solchem  Falle  wird  denn  nun,  um 
die  Arbeitskraft  voll  auszunutzen  und  so  den  Lebensunterhalt 
möglichst  zu  erhöhen,  zu  der  einen  Thätigkeit  noch  eine  zweite 
oder  dritte  mit  übernommen. 

Obgleich  die  Arbeitsvereinigung  auch  heute  noch  eine  wichtige 
Funktion  auszuüben  hat,  so  spielt  sie  doch  ihre  Hauptrolle  auf 
den  niedrigen  Stufen  der  wirtschaftlichen  Entwicklung.  Sie  ist 
der  Zustand   der  ungeteilten  Arbeit,   welcher  der  Arbeitsteilung 


*  Vgl.  darüber  die  Ausführungen  von  Bttcber  in  seiner  Entstehung 
der  Volkswirtschaft,  IL  Aufl.,  S.  235  ff. 
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vorangeht.  Insbesondere  ist,  was  uns  hier  vor  allem  angeht,  „das 
Handwerk  von  jeher  auf  die  Arbeitsvereinigung  begründet  gewesen. " 

Wenn  wir  nun  die  in  unserer  Arbeit  besprochenen  ver- 
schiedenen Formen  der  Arbeitsteilung  unter  dem  Gesichtspunkte 
der  Arbeitsvereinigung  uns  ansehen,  so  finden  wir,  dafs  diese 
früher  überall  da  eine  Stätte  hatte,  wo  dann  später  Berufsbildung, 
Produktionsteilung  oder  Berufsspaltung  eintrat.  Sei  es  nun ,  dais 
sich  ein  Sonderberuf  durch  Loslösung  aus  der  Hauswirtschaft, 
sei  es,  dals  er  sich  durch  Absonderung  von  einem  schon  be- 
stehenden Gewerbe  bildete,  immer  war  vorher  die  betreffende 
Thätigkeit  mit  anderen  Arbeiten  in  einer  und  derselben  Hand 
verbunden  gewesen. 

Man  hat  in  neuerer  Zeit  die  Arbeits  Vereinigung  statistisch 
zu  fassen  gesucht,  indem  man  neben  dem  Hauptberuf  den  et- 
waigen Nebenberuf  erfragte,  und  es  dadurch  erreicht,  wenigstens 
die  beruflich  qualifizierte  Nebenarbeit  zahlenmäfsig  festzustellen. 
Was  nun  aber  die  bisher  von  uns  behandelten  F'älle  der  Arbeits- 
teilung angeht,  so  haben  sie  gerade  das  Eigentümliche  an  sich, 
dafs  sie  uns  immer  nur  auf  solche  Vorzustftnde  der  Arbeitsver- 
eini^ng  zurückschliefsen  lassen,  bei  denen  es  sich  nicht  um 
Verbindung  eines  Hauptberufs  mit  einem  Nebenberuf,  bei  denen 
es  sich  nicht,  wie  Bücher  es  nennt,  um  „Berufsvereinigung" 
handelt. 

Durchmustern  wir  die  grofse  Tabelle  der  Berufsspaltung ,  so 
finden  wir  unsere  Behauptung  bestätigt.  Wenn  der  Klempner 
früher  Blechwaren,  Lampen,  Waschapparate,  Metallbuchstaben 
etc.  produzierte ,  wenn  der  Gürtler  sich  mit  Bronze- ,  Neusilber- 
und Nickel vvarenfabrikation  beftifste,  wenn  der  Tischler  früher 
die  Produktion  von  Särgen,  Möbeln,  Eiisschränken,  Kisten  und 
anderen  Gütern  in  einer  Hand  vereinigte,  so  liegt  gewifs  überall 
eine  Arbeitsvereinigung  vor,  aber  in  keiner  Weise  werden  wir 
hier  von  Haupt-  und  Nebenberuf  reden  können.  Es  ist  immer 
ein  einziger,  einheitlicher,  durch  Recht  oder  Sitte  oder  technische 
Notwendigkeit  in  sich  geschlossener  Beruf,  ein  „Hauptberuf", 
der  eine  grofse  Anzahl  bestimmter  Pr  :dukte  umfafst  und  in  seinem 
Umfang  so  lange  besteht,  bis  dann  eine  Spaltung  eintritt  und 
ein  neuer  Beruf  sich  von  dem  alten  absondert.  Jede  Berufs- 
spaltung ist  eine  Hauptberufsspaltung. 

Dasselbe  gilt  von  der  Produktionsteilung.  Auch  hier  werden 
wir  nicht  sagen  können,  dafs  z.  B.  die  früheren  Schuhmacher 
im  „Nebenberuf"  Schaftstepper  oder  die  Buchbinder  im  „Neben- 
beruf* Vergolder  waren.  Sondern  auch  diese  Produktionsab- 
schnitte, die  sich  später  zu  Sondergewerben  entwickelten,  gehörten 
ursprünglich  zu  einem  grofsen  Gesamtberuf.  Auch  bei  der  Pro- 
duktionsteilung ist  von  der  Verselbständigung  eines  Nebenberufs 
nicht  die  Rede. 

Am  allerwenigsten  ist  das  der  Fall  bei  der  Berufsbildung. 
Denn  hier  entsteht  ja  überhaupt  erst  ein  Beruf,   der  vorher  gar 
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nicht  TorhaDden  war.  Und  wenn  man  auch  in  gewissem  Sinne 
davon  sprechen  könnte,  da(s  es  zum  Beruf  der  Hausfrau  alten 
Stils  gehörte,  zu  backen  und  zu  waschen ;  zu  nähen  und  zu 
sticken  und  all  die  anderen  zahlreichen  Verrichtungen  der  alten 
Hauswirtschaft  vorzunehmen,  so  würde  man  doch  niemals 
sicher  entscheiden  können,  welche  von  diesen  Thätigkeiten  etwa 
als  Hauptberuf  und  welche  als  Nebenberuf  anzusehen  wären. 

Also,  diese  letztgenannten  Kategorien  scheinen  uns  hier 
vollständig  im  Stich  zu  lassen.  Jndes,  sie  thun  es  nicht  ganz. 
Wenn  wir  nämlich  noch  einmal  die  Beispiele  der  Berufsbildung 
überblicken,  so  finden  wir  doch  mehrere  neue  Berufe,  welche 
auch  heute  noch  vielfach,  namentlich  an  kleineren  Orten ^  den 
Charakter  eines  Nebenberufs  tragen.  Es  sei  nur  hingewiesen  auf 
die  Nähterinnen,  Stickerinnen,  Lohndiener,  Wäscherinnen  und 
die  Klavierspieler  zum  Tanz.  Es  zeigt  sich  also  hier  die  inter- 
essante Erscheinung,  dais  einige  Arbeiten,  welche  zuerst  im 
Kreise  der  geschlossenen  Haushaltung  ausgeführt  wurden,  sobald 
sie  gewerbsmäfsig  werden,  sich  nicht  immer  sofort  zu  einem 
vollen  Beruf  auswachsen,  sondern  vielfach  zuerst  das  Zwischen- 
stadium eines  Nebenberufs  durchmachen,  bis  sie  dann  durch 
^  Verselbständigung  des  Nebenberufs^  zur  Entstehung  eines  Voll- 
berufs Anlafs  geben. 

Aufser  diesen  Fällen  aber,  auf  die  hinzuweisen  ein  paar 
Worte  in  dem  Abschnitt  „Berufsbildung^  genügt  hätten,  haben 
wir  nun  aber  noch  eine  Reihe  anderer  zu  erwägen,  bei  denen 
es  sich  ebenfalls  darum  handelt,  dals  ein  bisheriger  Nebenberuf 
sich  verselbständigt,  bei  denen  aber  eine  Ableitung  jener  Neben- 
beschäftigung aus  der  Hauswirtschaft  unmöglich  ist.  Um  ihret- 
willen ist  noch  neben  der  Berufsspaltung  dieser  besondere  Para- 
graph eingefügt  worden. 

Es  sind  durch  Verselbständigung  eines  Nebenberufs  entstanden 
folgende  32  neuen  Berufe: 

1768—1890  priv.  und  verpfl.  Hostien-  und  Oblaten- 
bäcker  (Oblaten-F.) 

n.  Hälfte  18.  Jahrb.— in.  Drittel  19.  Jahrb.  Flöten- 
meister (-lehrer) 

1 793 — 1 890  Leichenfrau  (Leichen  weih ,  Leichen  Wäscherin)  * 

L  Drittel  19.  Jahrb.— 1890  Musiklehrer 
I.  Drittel  19.  Jahrb.- 1890  Klavierlehrer 
L— n.  Drittel  19.  Jahrb.  Harfenlehrer 
L  Drittel   19.  Jahrb.— 1890  Handelslehrer  (Privatlehrer 
für  kaufmännische  Wissenschaften) 


>  £b  gab  1793:  10  Leicheoiraaen  in  Leipzig,  von  denen  4  anf  die 
Stadt  und  4  auf  die  Vorstädte  fielen,  die  übrigen  2  aber  die  Almosen- 
Idcben  oder  sog.  Freileicben  zu  besorgen  hatten.  Sie  waren  durch  Patent 
konzessioniert  und  verpflichtet. 
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1815—90  Zeichner 

1816—90  Steinsetzer  (1816  :  1) 

1821—90  Architekt 

1823 — 90  KaUigraph  (zuerst  „Schreibereibefiissener") 

1823--64  Silhouetteur 

II.  Drittel  19.  Jahrh.— 1890  Gesanglehrer 

II.  Drittel  19.  Jahrh.— 1890  Zitherlehrer 

1836 — 90  Konservator  (Ausstopfer  von  Tieren*) 
1838—55,   1880—90  Geometer  (Feldmesser)  (1838-55: 

1,  1880:  3) 
1851—90  Zettelträger« 
1858 — 60  Verfertiger   von  Mosaiks    aus    verschiedenem 

Material  (Metall,  Holz,  Elfenbein,  Muscheln  etc.) 

III.  Drittel  19.  Jahrh.— 1890  Violinlehrer 
III.  Drittel  19.  Jahrh.— 1890  Violoncelllehrer 
III.  Drittel  19.  Jahrh.— 1890  Guitarrelehrer 

III.  Drittel  19.  Jahrh.— 1890  Privatlehrer  zur  Vorbe- 
reitung für  höhere  Lehranstalten,  sowie  für  Maturi- 
täts-,  Fähnrichs-  und  Einjähri^-Freiwilligen-Examen 

HI.  Drittel  19.  Jahrh.— 1890  MJ-  und  Zeicheninstitut 
für  Damen 

m.  Drittel  19.  Jahrh.— 1890  Schneiderakademie  für 
Damenschneiderei 

1861—90  Dienstmann  8 

1878—90  Verfertiger  von  plastisch-anthropologischen 
Lehrmitteln 

1875—90  Theaterschule 

1880er  Jahre -90  Wachsbildnerei 

1880er  Jahre— 90  Fabrikation  zoologischer  Modelle 

1880 — 90  Milcherei  (zugleich  Milchhandlimg) 

1883—90  Pferdebeschälanstalt  (von  einem  Holzhändl^ 
eingerichtet) 

1885—90  Molkerei  (kombiniert  mit  Milchgeschäft) 

Davon  fallen  auf  die  Perioden 

1751—1800: 8  Berufe 

1800-1830: 9       „ 

1880—1860: 6       „ 

1860-1890: 14       „ 

zusammen:  32  Berufe. 

Suchen  wir  auch  hier  einige  charakteristische  Typen  hervor- 
zuheben!    Da   treten    uns   zunächst  drei   Berufe    entgegen,    in 

1  Der  erste  war  zugleich  Naturalienhändler. 

*  1851  bereits  6,  mit  dem  Titel  „Verpfl.  Ratsafficheur  u.  Zettelträger<<. 
^  Die  2  ältesten  DienstmannsiDstitute  wurden  1861  begründet    1890 
gab  es  deren  4. 
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wdchen  wir  eine  Verselbständigung  landwirtschaftlicher  Neben- 
gewerbe bezw.  Nebenbeschäftigungen  erkennen.  Es  sind  das: 
Milchereien,  mit  Milchhandlung  verbunden  (seit  1880),  eine  von 
einem  Holzhändler  eingerichtete  Pferdebeschälanstalt  (seit  1883) 
und  Molkereien  (seit  1885),  die  ebenfalls  mit  Milchgeschäften 
kombiniert  sind. 

Femer  rechnen  wir  hierher  eine  grofse  Zahl  von  Privatlehrem 
verschiedener  Art,  in  erster  Linie  solche,  die  in  Musik  unter- 
richten. Wir  finden  da  aufser  der  allgemeinen  Kategorie  der 
Mnsiklehrer  (seit  I.  Drittel  des  19.  Jahrh.)  Flötenmeister  (-lehrer, 
seit  n.  Hälfte  des  18.  Jahrh.),  Klavierlehrer  und  Harfenlehrer 
(seit  L  Drittel  19.  Jahrh.),  Gesanglehrer  und  Zitherlehrer  (seit 
IL  Drittel  19.  Jahrh.),  Guitarrelehrer ,  Violinlehrer  und  Violon- 
celllehrer  (seit  IH.  Drittel  19.  Jahrh.).  Alle  diese  Zweige  des 
Musikunterrichts  wurden,  bevor  sie  sich  zu  Lebensberufen  aus- 
wuchsen, zuerst  nebenberuflich  gepflegt  und  zwar  immer  natür- 
lich je  von  solchen  Personen,  welche  das  betreffende  Instrument 
zu  handhaben  verstanden,  wobei  es  garnicht  darauf  ankam, 
welches  sonst  der  Hauptberuf  des  Lehrenden  sein  mochte.  Ein 
Geistlicher  konnte  Klavierunterricht  erteilen,  ein  Volksschullehrer 
Violine,  ein  Maler  Zither  spielen  lehren. 

Bei  anderen  Arten  des  privaten  Unterrichts  war,  bevor  sie 
sich  verselbständigten,  der  Zusammenhang  des  Nebenberufs  mit 
dem  Hauptberuf  ein  viel  engerer.  Privatstunden  in  den  Lehr- 
fächern höherer  Schulen  konnte  natürlich  nur  ein  mehr  oder  weniger 
fachmännisch  gebildeter  Lehrer  erteilen,  in  die  kaufmännischen 
Fächer  konnten  nur  praktische  Kaufleute  einführen,  Mal-  und 
Zeichenunterricht  vermochte  nur  ein  Maler  oder  Zeichner  zu 
geben,  Anweisung  in  der  Damenschneiderei  nur  ein  Damen- 
schneider bezw.  eine  Damenschneiderin  zu  erteilen,  und  die 
Fähigkeit,  junge  Schauspieler  auszubilden,  hatte  kein  anderer 
als  einer,  der  selbst  in  aer  Bühnen  weit  zu  Hause  war.  Später 
werden  aus  all  diesen  Nebenberufen  Vollberufe.  Wir  haben  seit 
dem  III.  Drittel  des  19.  Jahrhunderts  Privatlehrer  zur  Vorberei- 
tung für  höhere  Lehranstalten  (sowie  für  Maturitäts-,  Fähnrichs- 
und Einjährig-Freiwilligen-Examen),  bereits  seit  dem  I  Drittel 
des  19.  Jahrhunderts  Handelslehrer  (Privatlehrer  flir  kaufmännische 
Wissenschaften) ,  seit  dem  III.  Drittel  des  19.  Jahrhunderts  Mal- 
und  Zeicheninstitute  für  Damen,  seit  derselben  Zeit  eine 
Schneiderakademie  fUr  Damenschneiderei  und  seit  1875  eine 
Theaterschule. 

Weiter  sind  in  unserem  Abschnitt  zu  nennen :  Die  Zeichner 
(seit  1815),  die  Kallicraphen  (zuerst  „Schreibereibeflissene")  und 
die  Silhouetteure  (beide  seit  1823),  die  Konservatoren  (Ausstopfer 
von  Tieren,  seit  1836),  deren  erster  zugleich  NaturiJienhändler 
war,  ein  Verfertiger  von  Mosaiks  aus  verschiedenem  Material 
(Metall,  Holz,  Elfenbein,  Muscheln  etc.),  der  nur  von  1858—60 
verzeichnet  ist,  und  drei  Gewerbsarten,  welche  sich  der  niederen 
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Plastik  widmen:  eine  Wachsbildnerei^  ein  Fabrikant  zoologischer 
Modelle  (beide  seit  den  1880er  Jahren)  und  ein  Verfertiger 
plastisch-anthropologischer  Lehrmittel  (seit  1873). 

Aus  früheren  Nebengewerben  sind  ferner  henrorgegangen : 
die  Leichenfrauen  (Leichenweiber ,  Leichenwäscherinnen,  seit 
1793),  die  Zettelträger  (zuerst  „verpfl.  Ratsafficheure  und  Zettel- 
träger", seit  1851),  die  Dienstleute  (seit  18öl).  Auch  die  Stein- 
setzer,  deren  erster  im  Adrelsbuch  181(5  erscheint,  betrieben 
dieses  Gewerbe  früher  bei  dem  geringeren  Bedarf  an  Strafsen- 
pflaster  im  Nebenberuf. 

Unsere  Aufmerksamkeit  müssen  wir  zuletzt  noch  drei  Be- 
rufszweigen zuwenden,  die  eine  ganz  besondere  Entstehungsge- 
schichte haben.  Der  erste  derselben  ist  der  der  Privatarchitekten, 
welche  zuerst  1821  neben  den  alten  Bauhandwerkern  die  mehr 
künstlerische  Seite  des  Hausbaues  in  Leipzig  vertreten.  Archi- 
tekten hatte  es  zwar  auch  schon  früher  am  Orte  gegeben. 
Schon  im  18.  Jahrhundert  und  früher  war  ein  Stadtbaumeister 
(„Obervoigt")  und  ein  Universitätsbaumeister  vorhanden.  Auch 
in  unseren  Quellen  wird  ein  Universitätsbaumeister  in  der  zur 
Abteilung  „Universität"  gehörenden  Rubrik  „Mathematici,  Mecha- 
nici  und  Zeichenmeister"  in  den  Jahren  1764,  1768  und  1800 
ausdrücklich  aufgeführt.  Wie  noch  heute  vielfach  manchen 
Klassen  von  Beamten  gestattet  ist ,  Privatauflräge  zu  übernehmen, 
so  war  es  auch  bei  diesen  beiden  Baumeistern.  Dahin  weist 
auch  eine  Bemerkung,  die  sich  im  Adrefsbuch  von  1717  bei 
dem  Universitätsbaumeister  findet,  nämlich  der  Zusatz  „in  archi- 
tectura  civili  berühmt".  Es  waren  diese  Personen  also  im  Haupt- 
beruf Beamte,  nebenbei  aber  waren  sie  auch  für  Private  thätig. 
Was  lag  nun  näher,  als  dafs,  sobald  der  künstlerische  Geschmack 
in  der  Bevölkerung  sich  hob  und  der  Bedarf  anwuchs,  aus 
diesem  bisherigen  Nebenberuf  von  Beamten  ein  eigenes,  selb- 
ständiges privates  Gewerbe  sich  entwickelte? 

In  gleicher  Weise  zu  erklären  ist  auch  das  Auftreten  der 
privaten  Geometer  (Feldmesser,  1838 — 55,  1880 — 90)  und  der 
privilegierten  und  verpflichteten  Hostien- und  Oblatenbäcker  (Oblaten- 
fabriken, seit  1768).  Während  jene  ihren  Ursprung  im  Staats- 
dienst haben,  stammen  diese  aus  dem  Kirchendienst  her.  Denn 
in  früheren  Zeiten  —  auch  noch  im  18.  Jahrhundert  in 
Berlin  —  war  es  üblich,  dafs  die  für  den  Kirchengebrauch 
nötigen  Oblaten  von  den  Küstern  hergestellt  wurden,  und  man 
kann  die  Vermutung  aussprechen ,  dafs  letztere  auch  Siegeloblaten 
für  Private  anfertigten.  Das  dauerte  so  lange,  bis  diese  frühere 
Nebenbeschäftigung  der  Kirchenbediensteten  zu  einem  eigenen, 
von  der  Obrigkeit  konzessionierten  Gewerbe  wurde. 

In  allen  drei  Fällen  also,  bei  den  Architekten,  Geometern 
und  Oblatenbäckem  tritt  uns  die  Erscheinung  entgegen,  dafs  ein 
neuer  Vollberuf  entsteht  durch  Übernahme  einer  Thätigkeit,  die 
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früher  von  AngesteUten  einer  Zwangsgemeinwirtschaft  im  Neben- 
beruf ausgeübt  wurde. 

Blicken  wir  zum  Schluls  unseres  Abschnittes  noch  einmal 
kurz  auf  seinen  Inhalt  zurück.  In  Gegensatz  zu  derjenigen  Ar- 
beitsvereinigung,  welche  in  einer  Verbindung  verschiedener 
Thätigkeiten  eines  einzigen  Berufes  in  einer  Hand  besteht, 
gingen  wir  aus  von  einer  anderen  Art  der  Arbeitsvereinigung, 
bei  der  es  sich  um  Kombination  eines  Haupt-  und  Nebenberufs 
handelt.  In  der  Verselbständigung  eines  solchen  Nebenberufs 
sahen  wir  neben  der  gewöhnlichen  Berufsspaltung  eine  besondere 
Form  der  Arbeitsteilung.  Es  ergaben  sich  auch  hier  verschiedene 
Oruppen.  In  einigen  Fällen  löste  sich  ein  solcher  Beruf  aus  der 
I.And Wirtschaft  los,  in  den  meisten  Fällen  kamen  mehr  städtische 
Arbeitsthätigkeiten  in  Betracht.  Einen  grofsen  Raum  nahmen 
die  Privatlehrer  verschiedener  Art,  namentlich  die  MujBiklehrer, 
ein ,  eine  charakteristische  Unterart  bildete  die  Verselbständigung 
von  Nebenberufen  mehrerer  Beamter.  Bei  allen  so  entstandenen 
Berufen  aber  sehen  wir  deutlich  die  gesteigerte  Nachfrage  nach 
den  betreffenden  Gütern  den  Hauptanstofs  zur  Arbeitsteilung 
geben,  und  zwar  ist  es  fast  ausnahmslos  der  lokale  Bedarf, 
der  hier  nach  reichlicherer  Befriedigung  drängt. 

§8. 

Bedingungen,  Ursachen  und  speeielle  Anlässe  der  Tolks 
wirtschaftliehen  Erscheinung  der  Arbeitsteilung. 

Die  Thatsache  der  gesellschafdichen  Arbeitsteilung,  deren 
Wachstum  in  verschiedenster  Form  wir  in  den  vorigen  Abschnitten 
dargelegt  haben,  kann  nicht  unter  allen  Umständen  in  die  Er- 
scheinung treten.  Sie  ist  an  gewisse  Voraussetzungen  gebunden. 
Diese  sind  teils  technischer,  teils  wirtschaftlicher  Art. 

In  erster  Linie  mufs  eine  Teilung  der  Arbeit  technisch 
möglich  sein.  Die  bisher  von  einem  einzigen  Arbeiter  ausgeübte 
Thätigkeit  mufs  derart  in  Teile  zerlegbar  sein ,  dafs  nunmehr  die 
einzelnen  Teilverrichtungen  von  selbständigen  Arbeitern  vollzogen 
werden  können.  Das  ist  am  leichtesten  da,  wo  der  bisherige 
Berufsarbeiter  die  Herstellung  einer  Anzahl  differenter  Produkte 
in  seiner  Hand  vereinigte;  das  kann  aber  auch  geschehen,  indem 
durch  den  ganzen  Produktionsprozefs  einer  einzigen  Güterart  ein 
Querschnitt  gezogen  wird,  durch  welchen  die  Produktion  in  zwei 
gesonderte  Akte,  eine  Vor  und  eine  Nachproduktion,  zerlegt 
wird.  Typisch  für  den  ersten  Fall  ist  die  Berufsspaltung,  für 
den  zweiten  die  Produktionsteilung. 

Jndes,  eine  so  notwendige  Voraussetzung  auch  das  technische 
Moment  für  die  Arbeitsteilung  ist,  den  Ausschlag  giebt  es  nicht. 
Es  kann  eine  Teilung  der  Arbeit  technisch  schon  lange  Zeit 
möglich  sein,  ohne  dafs  sie  es  auch  wirtschaftlich  ist,  ohne  dafs 
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sie  ftlr  das  wirtschaftende  Subjekt  zweckmäfsig  d.  b.  rentabel  ist. 
Malsgebend  für  das  thatsächliche  Zustandekommen  der  Arbeits- 
teilung sind  schliefslich  die  wirtschaftlichen  Bedingungen. 
An  erster  Stelle  sind  hier  zu  erwähnen  alle  diejenigen 
rechtlich-socialen  Ordnungen,  welche  dadurch,  dafs  sie 
dem  individualistischen  Princip  freien  Spielraum  lassen ,  auch  die 
Arbeitsteilung  begünstigen,    namentlich    die  Gewährleistung  der 

Sersönlichen  Freiheit,  das  Recht  der  Freizügigkeit,  der  freien 
^rufswahl  und  der  freien  Ausübung  eines  Gewerbes.  Welchen 
Einflufs  im  besonderen  die  Gewerbeverfassung  auf  die  Ausdehnung 
der  Berufsgliederung  ausübt,  werden  wir  noch  in  einem  beson- 
deren Abschnitt  (§   10)  zu  untersuchen  haben. 

Von  sehr  grofser  Wichtigkeit  ist  femer  die  Ausdehnung  des 
Marktes,  auf  die  bereits  von  Adam  Smith  hingewiesen  worden 
ist.  Denn  erst  bei  Massenabsatz  kann  eine  Specialproduktion 
dem  Kapital  den  erwünschten  Überschufs  über  die  Herstellungs- 
kosten Dringen.  Die  Vergröfserung  des  Absatzgebietes  kann 
aber  geschehen  sowohl  durch  örtliche  Bedarfskonzentration  als 
auch  durch  Förderung  des  Verkehrs  nach  aufsen  hin.  Die  Zu- 
sammenziehung des  örtlichen  Bedarfs  ist  ein  charakteristisches 
Zeichen  der  Entwicklung  unserer  Grofsstädte.  Arbeiter  und 
Soldaten,  Studenten,  Schüler  und  Beamte  sind  wohl  die  Haupt- 
klassen der  in  ihnen  sich  anhäufenden  Menschenmassen. 

Wie  die  Bevölkerungszunahme  speciell  in  Leipzig  vor  sich 
gegangen  ist,  zeigt  folgende  Zusammenstellung: 

Unsere  Stadt  zählte  Einwohner  (einschließlich  Militär") 

1750 36  400 

•   1800    . ;i2  146 

1830 40  946 

1860 75  637 

1890 295  025 

Die  letzte  Zahl  setzt  sich  aus  zwei  Bestandteilen  zusammen. 
Alt-Leipzig  hatte  im  Jahre  1890  nur  179  689  Bewohner.  Dazu 
kamen  aber  durch  Einverleibung  von  Vororten  bis  zum  1 .  Januar 
1890  noch  115  336  Personen  hinzu.  Er  waren  nämlich  der 
Stadt  angeschlossen  worden:  am  1.  Januar  1889  Reudnitz  und 
Anger-Crottendorf,  am  I.Januar  1890  Thonberg,  Neu-Reudnitz, 
Volkmarsdorf,  Neuschönefeld,  Neustadt,  Sellerhausen ,  Gohlis 
und  Eutritzsch. 

Dafs  diese  enorme  Vermehrung  der  Bevölkerung  auf  die 
Specialisierung  der  Leipziger  Produktion  nicht  ohne  Wirkung 
sein  konnte,  liegt  auf  aer  Hand.  Von  vielleicht  noch  gröfserer 
Bedeutung  aber  ist  wohl  die  Erweiterung  des  Marktes  jenseits 
der  Stadtgrenze  gewesen,  wie  sie  der  grofsartigen  Entwicklung 
des  Verkehrswesens  im  19.  Jahrhundert  zu  verdanken  ist. 
Die  Verbesserung  der  Landstrafsen  seit  dem  Anfang  dieses  Jahr- 
hunderts hat  dabei  wohl  noch  am  wenigsten  mitgewirkt.  Flufs- 
regulierungen,  neue  Kanäle,  Dampfschiffe ,   Telegraph  und  Tele- 


XEX  2.  61 

phon  haben  schon  gröfsere  Förderung  gebracht.  Am  bedeutend- 
sten aber  ist  der  Verkehr  gehoben  worden  durch  die  Anlegung 
eines  weitverzweigten  Netzes  von  Eisenbahnen.  Noch  in  den 
1830er  Jahren  bediente  sich  der  Handel  von  und  nach  Leipzig 
des  schwerfklligen  Frachtwagens.  Am  24.  April  1837  wurde  die 
erste  Strecke  der  Leipzig-Dresdener  Bahn,  die  Strecke  von  Leipzig 
bis  Althen,  erööhet.  Und  dann  schlössen  sich  in  rascher  Folge 
Eisenbahnverbindungen  nach  allen  Richtungen  der  Windrose  an. 

Es  wurde  Leipzig  durch  Eisenbahnen  verbimden  ^ : 

a)  mit  Nachbarorten: 

1839  mit  Dresden 

1840  „    Halle  (und  dadurch  mit  Eöthen) 

1842     „    Altenbuig  (und   dadurch   1845    mit  Zwickau, 

1848  mit  Hof  u.  s.  w.) 
1856     „    Eorbetha  (und  dadurch  mit  Weimar,    Erfurt 

u.  s.  w.) 
1859     „    Bitterfeld    (und    dadurch    mit   Berlin,    Anhalt 

u.  8.  w.) 
1866     „    Grimma  (und  dadurch  1868  mit  Döbeln) 
1874     „    Eilenburg  (und    dadurch  mit  Torgau  u.  s.  w.) 

b)  mit  ferner  gelegenen  Orten  (direkte  Verbindung): 
1842  mit  Frankfurt  a.  O. 

1842  „  Hamburg 

1846  „  Breslau 

1847  „  Köln 
1851  „  München 

1851  „    Wien 

1852  „    Chemnitz 

1852     „    Frankfurt  a.  M. 
1859     „    BerUn. 

Wir  sehen  aus  den  obigen  Ziffern,  dafs  es  fast  ausschliefs- 
lieh  die  1840er  und  50er  Jahre  gewesen  sind,  welchen  Leipzig 
es  zu  danken  hat,  dafs  es  mit  allen  grofsen  Handelsplätzen 
Deutschlands  in  bequemeren  und  rascheren  Güterverkehr  treten 
konnte,  als  es  bisher  möglich  gewesen  war.  Daher  kam  es  denn 
auch  bald  darauf,  namentlich  seit  den  60er  Jahren,  zu  einem 
gewaltigen  Aufschwang  der  Produktion  und  auch  der  gesell- 
schaftlichen Arbeitsteilung. 

Die  Zunahme  specialisierter  Berufe  wird  aber  nicht  nur 
durch  positive  Förderung  des  interlokalen  Güteraustausches  be- 
dingt, sondern  auch  in  negativer  Weise  durch  Aufhebung  künst- 
licher Beschränkungen  des  Verkehrs,  wie  sie  z.  B.  im  Zollwesen 
imd  in  der  Zunftverfassung  gegeben  sind.  Welche  Bedeutung 
in  dieser  Richtung  einerseits  die  Einführung   der  Gewerbefreiheit 


1  Die   folgenden  Angaben   sind   dem  buche  Hasses,   Leipzig  in 
hygienischer  Beziehung,  1891,  entnommen. 
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und  andererseits  die  Gründung  des  deutschen  Zollvereins  gehabt 
hat,  sei  hier  nur  angedeutet. 

Im  allgemeinen  ist  auch  die  Vergröfserung  des  Kapitals 
eine  notwendige  wirtschaftliche  Voraussetzung  der  Arbeitsteilung. 
Denn  da  die  Arbeitsteilung  in  der  Regel  eine  bedeutende  Stei- 
gerung der  Produktion  bewirkt,  so  geht  sie  meist  mit  einer 
Vermehrung  sowohl  der  stehenden  wie  der  umlaufenden  Produk- 
tionsmittel Hand  in  Hand.  Ja,  man  kann  geradezu  sagen,  da& 
das  Kapital  es  gewesen  ist,  welches  die  Organisation  der  mo- 
dernen \'olkswirtschaft  yeranlafst  und  dazu  der  Arbeitsteilung 
sich  nur  als  eines  Mittels  bedient  hat.  £b  wäre  nun  sehr  inter- 
essant,  die  Bedeutung,  welche  die  Kapitalansammlung  für  die 
Entstehung  der  einzelnen  von  uns  konstatierten  Berufsspecialitäten 
gehabt  hat,  festzustellen.  Das  wäre  aber  nur  dann  möglich^ 
wenn  uns  über  die  Kapitalkraft  der  verschiedenen  Gewerbe 
irgendwelche  Hinweise  zu  Gebote  ständen,  was  leider  bei  der 
Natur  des  zu  Grunde  liegenden  Materials  nicht  zutriffl;.  So  läfst 
sich  nur  ganz  im  allgemeinen  sagen:  Die  Berufsschöpfung  be- 
dingt meistens  ein  umfangreiches  Kapital,  auch  bei  der  Produk- 
tionsteilung ist  das  in  der  Regel,  bei  der  Berufsspaltung  vielfach 
der  Fall,  dagegen  Berufsbildung  und  Verselbständigung  eines 
Nebenberufs  vollziehen  sich ,  da  hier  das  persönliche  Moment  eine 
grofse  RoUe  spielt,  in  den  meisten  Fällen  ohne  gröfseres  Kapital- 
erfordernis. 

Von  den  Bedingungen,  unter  welchen  eine  Teilung  der  Ar- 
beit möglich  ist,  wohl  zu  unterscheiden  sind  die  Ursachen, 
welche  dieser  wirtschaftlichen  Erscheinung  zu  Grunde  liegen  und 
die  treibende  Kraft  in  diesem  Entwicklungsprozefs  darstellen. 
Diesen  Ursachen  nachzuspüren ,  sie  auf  eine  letzte  Grundursache 
zurückzuftlhren ,  ist  denn  schon  seit  lange  das  Bestreben  der 
Nationalökonomen  gewesen.  Auf  die  Smithsche  Theorie  von  der 
dem  Menschen  eigentümlichen  „Neigung  zum  Tausch"  ,  welche 
den  Anstofs  zur  Arbeitsteilung  gegeben  haben  soll,  brauchen  wir 
nicht  näher  einzugehen.  Sie  ist  heute  allgemein  fallen  gelassen, 
und  schon  allein  die  durch  ethnographische  Forschungen  fest- 
gestellte Thatsache,  dafs  die  Naturvölker  gerade  im  Gegenteil 
eine  starke  Abneigung  gegen  den  Tausch  besitzen,  macht  diese 
Erklärung  des  grofsen  Schotten  zu  einer  ganz  unhaltbaren^. 

Im  Gegensatz  zu  Smith  hat  nun  Bücher  an  der  unten 
citierten  Stelle  eine  andere  Motivierung  der  Arbeitsteilung  gegeben, 
indem  er  sie  in  der  Hauptsache  aus  der  stetigen  Steigerung  der 
menschlichen  Bedürihisse  erklärt.  Die  Richtigkeit  dieser  Er- 
klärung wird  nicht  zu  bestreiten  sein.  Mit  Bücher  müssen  wir 
ausgehen  von  den  Grundthatsachen  des  wirtschaftlichen  Lebens. 
Wir  sehen  da  auf  der  einen  Seite,    dafs  mit  wachsender  Kultur 


^  Vgl.  im  Übrigen  gegen  Smith  die  Ausführungen  in  Büchers  Ent- 
stehung der  Volkswutschaft,  2.  Aufl.,  S.  292  ff. 
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der  MeDschheit  nicht  blofs  die  Bedtirfiiisse  der  Individuen  be- 
ständig sowohl  qualitativ  wie  quantitativ  zunehmen ,  sondern  dafs 
auch  noch  infolge  der  fortschreitenden  Vermehrung  der  Bevölke- 
rung die  Mitbewerber  um  die  begehrten  Dinge  sich  immer  stärkere 
Konkurrenz  machen.  Während  so  im  Laufe  der  menschlichen 
Elntwicklung  das  Quantum  der  nachgefragten  Güter  immer  gröfser 
wird ,  ist  auf  der  anderen  Seite  das  Quantum  der  von  der  Natur 
dargebotenen  Güter  in  enge  Grenzen  eingeschlossen  und  im 
wesentlichen  zu  allen  Zeiten  dasselbe.'  Ja,  wenn  man  von 
einzelnen  vorübergehenden  Schwankungen  absieht,  dürfte  man 
vielleicht  eher  eine  Abnahme  als  eine  Zunahme  der  Fruchtbarkeit 
der  Erde  und  ihres  Reichtums  an  solchen  Dingen ,  die  den 
menschlichen  Zwecken  dienen ,  annehmen  müssen. 

Die  erste  und  natürliche  Folge  dieses  immer  stärker  wer- 
denden Mifsverhältnisses  zwischen  dem,  was  der  Mensch  fordert, 
und  dem,  was  die  Natur  bietet,  wäre  nun  eine  bis  aufs äufserste 
getriebene  Anspannung  der  menschlichen  Arbeitskraft,  die  ja 
allein  imstande  ist,  den  Rohstoff  der  Natur  in  Güter  umzuwandeln. 
Und  thatsächlich  hat  denn  auch  die  Summe  von  Arbeitsthätigkeit 
seit  den  Tagen  des  primitiven  Menschen  andauernd  zugenommen. 
Jedoch  auch  die  menschliche  Arbeitskraft  hat  ihre  Grenzen.  Ihre 
stärkere  Anspannung  ist  allein  nicht  genügend,  um  das  Gleich- 
gewicht zwischen  Wunsch  und  Besitz  herzustellen  und  so  das  zu 
bewirken,  was  wir  Befriedigung  oder  Glück  nennen.  Es  tritt 
immer  stärker  an  den  Menschen  die  Notwendigkeit  heran,  bei 
seiner  Arbeitsthätigkeit  das  Princip  der  Wirtschaftlichkeit  anzu- 
wenden, d.  h.  den  Grundsatz,  mit  möglichst  geringen  Opfern 
an  Zeit  und  Anstrengung  ein  möglichst  wertvolles  Gut  hervor- 
zubringen. Eines  der  wichtigsten  Mittel  zu  diesem  Zweck  ist 
aber  die  Arbeitsteilung. 

Die  einzelnen  Individuen  sind  sehr  verschieden  begabt  und 
nicht  zu  jeder  Arbeit  gleich  geschickt.  Dadurch  nun ,  dafs  man 
die  Arbeitsaufgabe  specialisiert,  dafs  man  sie  der  Begabung  des 
Einzelnen  anpafst,  werden  die  individuellen  Anlagen  und  Kräfte 
besser  ausgenutzt,  es  wird  jeder  Arbeiter  auf  den  Platz  gestellt, 
dem  er  gemäfs  seinen  geistigen  oder  körperlichen  Fähigkeiten  am 
meisten  gewachsen  ist. 

Dieses  persönliche  Moment,  diese  „Anpassung  der  Ar- 
beitsaufgaben an  die  Arbeitskräfte"  kommt  ganz  besonders  in 
der  älteren  Geschichte  der  Menschheit  zur  Geltung.  Es  sind  die 
ältesten  Berufe ,  welche  ihm  ihr  Entstehen  verdanken ,  die  Berufe 
des  Sängers,  Tänzers,  des  Priesters,  des  Arztes.  Auch  inner- 
halb der  geschlossenen  Sklaven-  und  Hörigenwirtschaft  hat  es  eine 
C>f8e  Rolle  gespielt.  Der  römische  Hausherr  konnte  nicht  nach 
une  einen  beliebigen  servus  damit  beauftragen,  die  Wände 
seines  Palastes  zu  bemalen,  und  einem  beliebigen  anderen  auf- 
geben, die  Speisen  für  seine  luxuriöse  Tafel  herzurichten.  Bei 
der  Feldarbeit,   bei  der  Viehzucht,   beim  niedersten  Hausdienst, 
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wo  es  nicht  so  sehr  auf  besondere  Qualifikation  ankam ,  wo  ein 
Übergang  von  einer  Thätigkeit  zur  anderen  eher  möglich  war, 
brauciite  die  individuelle  Fähigkeit  und  Übung  nicht  in  dem 
Mafse  berücksichtigt  zu  werden,  jedoch  war  sie  auch  hier  nicht 
ohne  Bedeutung.  Immer  aber  handelte  es  sich  darum,  die  ver- 
schiedenartigen Arbeitskräfte  bestmöglichst  auszunutzen;  das 
Mittel,  welches  dabei  angewandt  wurde,  war  der  Zwang.  Ahn 
lieh  lagen  die  Verhältnisse  bei  der  Fronhofswirtschaft  des  Mittel- 
alters. 

Auf  den  späteren  Stufen  der  menschheitlicheu  Entwicklung  tritt 
die  Voraussetzug  persönlicher  Befähigung  mehr  zurück,  nament- 
lich seitdem  an  Stelle  des  handwerksmäfsigen  Betriebes  die  Unter- 
nehmung tritt.  In  der  modernen  unternehmungsweisen  Volks- 
wirtschfiit,  in  welcher  der  Wirtschaftsleiter  sich  nicht  selbstthätig 
an  der  ausführenden  Arbeit  beteiligt,  kommt  es  für  ihn  gar  nicht 
mehr  an  erster  Stelle  darauf  an,  dafs  er  unbedingt  selbst  für  die 
Technik  seines  Betriebes  eine  besondere  Befähigung  besitze  oder 
dafs  er  sie  überhaupt  bis  ins  einzelne  beherrsche,  sondern  seine 
Aufgabe  ist  vor  allem,  diejenigen  Arbeitskräfte  zu  beschaffen 
und  zu  organisieren,  welche  für  die  vorliegende  differenzierte 
Arbeitsaufgabe  möglichst  gut  qualifiziert  sind.  Am  deutlichsten 
zeigt  sich  das  bei  der  Aktiengesellschaft,  deren  Mitglieder  wohl 
nie  aus  dem  Grunde  sich  zusammenschliefsen ,  weil  sie  sich  per- 
sönlich ftir  besonders  befkhigt  halten,  gerade  diejenige  Gewerbe- 
specialität  zu  betreiben,  für  die  sie  ein  Unternehmen  ins  Werk 
setzen. 

Und  doch  ist  auch  heute  noch  die  Differenzierung  der 
MenjBchen ,  welche  auf  ihrer  natürlichen  Begabung  oder  angeeig- 
neten Geschicklichkeit  beruht,  von  nicht  zu  untersch^ltzendem 
Einflufs  auf  die  Arbeitsteilung.  Durchmustern  wir  daraufhin 
unsere  Tabellen,  so  tritt  uns  das  persönliche  Moment  noch  in 
ziemlicher  Stärke  entgegen.  Bei  der  Berufsbildung  ist  es  f&r 
mehr  als  die  Hälfte  aller  Fälle  malsgebend.  Es  sei  nur  hinge- 
wiesen auf  das  ganze  Gebiet  der  Näherei,  Stickerei,  Putzmacherei 
und  Federschmückerei ,  auf  die  verschiedenen  Arten  der  Wäscherei, 
von  der  gewöhnlichen  an  bis  zu  den  einzelnen  Species  der  Kunst- 
wäscheroi,  auf  die  Notenschreiber  und  Friseusen,  auf  die  Lohn- 
diener  und  Krankenwärterinnen ,  und  endUch  auf  diejenigen  Lehr- 
und  Heilberufe,  welche  zu  dieser  Form  der  Arbeitsteilung  zu 
rechnen  sind.  Bei  der  Berufsschöpfung  spielt  die  persönliche 
Begabung  schon  eine  wesentlich  geringere  Rolle,  aber  auch  hier 
kommt  sie  noch  oft  zur  Geltung,  sei  es  da,  wo  neue  Berufe 
entstehen  durch  Aufkommen  neuer  Heilmethoden  oder  früher 
nicht  verfolgter  ünterriclitsz wecke,  sei  es  dort,  wo  es  sich  um 
ein  gewisses  künstlerisches  Talent  handelt,  wie  bei  den  Litho- 
graphen, Stahlstechem  und  Photo^aphen.  Am  wenigsten  ist  die 
individuelle  Natur  des  Arbeitenden  ausschlaggebend  bei  den 
Fällen  der  Produktionsteilung  und  Berufsspaltung.     Bei  letzterer 
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indes  ist  sie  immer  noch  wirksam  bei  der  SpeciaUsieruDg  der 
Arzte,  der  Schulen,  der  Schneiderei^  Näherei  und  verwandter 
Gewerbe,  sowie  aller  solcher  Berufe,  welche  mehr  oder  weniger 
künstlerischen  Charakter  tragen,  z.  B.  der  Kunstmaler,  Zeichner, 
Kupferstecher  u.  a.  Bei  der  Verselbständigung  eines  Nebenberufs 
endlich    handelt    es   sich   fast    ausschliefslich    um   irgend  welche 

Eersönlichen  Geschicklichkeiten;  es  sei  nur  an  die  Mannigfaltig- 
eit  der  Musik-  und  sonstigen  Privatlehrer  erinnert.  AUUbendl 
aber  sehen  wir :  der  Platz ,  an  dem  auch  heute  noch  individuelle 
Anlagen  und  Fähigkeiten  zur  Geltung  kommen,  ist  an  erster 
Stelle  die  immaterielle  Produktion  und  an  zweiter  solche  Arten 
der  materiellen  Produktion ,  bei  welchen  das  Kapital  keinen  mafs- 
gebenden  Faktor  bildet. 

Jedoch  darauf  ist  das  Geltungsbereich  des  persönlichen  Ver- 
ursachungsmoments auch  beschränkt.  Man  darf  ihm  nicht  eine 
zu  grofse  Wichtigkeit  beilegen.  TSß  ist  nicht  immer  der  Fall, 
dafs  die  Arbeitsaufgaben  an  die  Arbeitskräfte  angepafst  werden, 
noch  viel  häufiger  geschieht  das  Umgekehrte:  Anpassung  der 
Arbeitskraft  an  die  Arbeitsaufgabe.  Auch  dadurch  tritt  eine 
wirtschaftlichere  Arbeitsverwendung  ein.  Wenn  sich  jemand, 
auch  ohne  besondere  Befähigung  zu  einer  bestimmten  Thätigkeit 
zu  besitzen,  dauernd  einer  Specialaufgabe  zuwendet,  so  steigert 
sich  durch  die  beständige  Übung  die  Geschicklichkeit  des  Ar- 
beiters und  damit  seine  Arbeitsleistung  —  man  erinnere  sich  nur 
an  das  Paradigma  der  Nadelfabrikation  bei  Adam  Smith!  Ea 
kommt  ferner  hinzu,  dafs  durch  Beschränkung  auf  eine  ganz 
specielle  Arbeitsthätigkeit  all  diejenigen  Störungen  und  Zeitver- 
luste, welche  mit  dem  Übergang  von  einer  zur  anderen  Arbeit 
verknüpft  sind,  fortfallen  und  dafs  auch  die  Vorbereitung  auf 
den  Specialberuf  weniger  Zeit  und  Kosten  verursacht.  All  dieses 
lälst  es  vom  Standpunkt  der  Arbeitsökonomie  aus  rätlich  er- 
scheinen, möglichst  fUr  jede  besondere  Arbeit  auch  einen  be- 
sonderen Arbeiter  zu  haben,  der  diese  specielle  Leistung  zu 
seinem  Lebensberuf  macht.  Im  Gegensatz  zu  dem  oben  be- 
sprochenen persönlichen  Moment  sehen  wir  hier  ein  sachliches 
wirksam,  bei  dem  nicht  die  Person  des  Arbeiters,  sondern  die 
Natur  der  Arbeitsaufgabe  den  Anlafs  zu  einer  Teilung  der  Ar- 
beit giebt. 

Das  sachliche  Moment  kann  liegen  in  einer  Differenzierung 
der  Arbeitsmittel.  Wie  die  Menschen,  so  specialisieren  sich 
auch  immer  mehr  die  Werkzeuge  und  Maschinen,  mittels  deren 
die  Rohstoffe  zu  Gütern  umgeformt  werden.  Dieses  Streben 
aber,  für  jede  kleine  Teilverrichtung  auch  besondere  Arbeits- 
instrumente zu  konstruieren  und  zu  benutzen,  konnte  sich  erst 
kräftig  ausbreiten,  seitdem  die  Dampfmaschine  erfunden  war 
(James  Watt  1769 — 1800),  jener  „Allerweltsmotor",  der,  wie 
Reuleaux  sagt,  „es  möglich  machte,  fast  an  jedem  Ort  und  in 
beliebiger  Stärke  mechanische  Arbeitskraft  zu  entwickeln^.     Erst 
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seitdem  die  Dampfkraft  in  den  Dienst  des  Menschen  gestellt  war, 
der  sich  dann  neuerdings  noch  als  erfolgreicher  Konkurrent  das 
als  Motor  benutzte  Leuchtgas  zur  Seite  gestellt  hat,  erst  seitdem 
konnte  sich  der  Maschinenbau  zu  einem  so  umfangreichen  und 
specialisierten  Gewerbszweige  entwickeln,  wie  es  im  19.  Jahr- 
hundert zuerst  in  England,  dann  aber  auch  bald  bei  uns  ge- 
schehen ist.  Wie  auch  speciell  in  Leipzig  die  Maschinenfabri- 
kation sich  in  eine  Reihe  differenzierter  Fabrikationszweige 
gespalten  hat,  das  haben  wir  bei  den  20  Sparten  des  Maschinen- 
baues in  der  Tabelle  der  Berufsspaltung  gesehen. 

Aber  die  Arbeitsteilung  zeigt  sich  nicht  blofs  bei  der  Her- 
stellung der  Arbeitsmittel  sdbst,  sondern  die  Differenzierung  dieser, 
die  „Gebrauchsteilung' ,  befördert  nun  auch  wieder  die  Teilung 
der  Arbeit  in  denjenigen  gewerblichen  Berufen ,  welche  sich  dieser 
specialisierten  Instrumente  der  Arbeit  bedienen.  Das  neue  Ar- 
beitsmittel pafst  sich  die  vorhandenen  Arbeitskräfte  an,  es  ge- 
winnt bestimmende  Macht  über  den  mit  ihm  beschäftigten  Ar- 
beiter, es  zwingt  ihm  einen  besonderen  beruflichen  Typus  auf. 
Am  charakteristischsten  zeigt  sich  das  bei  der  technischen  Ar- 
beitsteilung, der  „Arbeitszerlegung".  Aber  auch  bei  der  gesell- 
schaftlichen Arbeitsteilung,  mit  der  wir  es  hier  allein  zu  thun 
haben,  kann  eine  neu  erfundene  Maschine  oder  ein  sonstiges 
Arbeitsmittel  die  treibende  Ursache  Bein. 

Wenn  wir  hierbei  wieder  einmal  einen  Rückblick  auf  die 
von  uns  eruierten  EinzelfkUe  der  Arbeitsteilung  werfen,  so  ist  es 
freilich  nicht  bei  allen  möglich ,  mit  Bestimmtheit  zu  entscheiden, 
ob  und  wie  weit  jenes  sachliche  Moment  wirksam  gewesen  ist. 
Mit  einer  gewissen  Annäherung  jedoch  kann  man  dieses  Ziel  er- 
reichen, wenn  man  sich  der  einschränkenden  Thatsache  bewufat 
bleibt,  dafs  ein  neues  Arbeitsinstrument  nicht  immer  sofort  mit 
seiner  Erfindung  einen  Specialberuf  hervorzubringen  braucht, 
sondern,  bevor  das  geschieht,  vielfach  zunächst  in  einem  schon 
bestehenden  Gewerbebetrieb  zur  Anwendung  gelangt.  Prüfen 
wir  unter  diesem  Vorbehalt  die  neu  aufgetretenen  Berufe,  so 
finden  wir  die  merkwürdige  Thatsache,  dafs  das  maschinelle 
Moment  bei  den  einzelnen  Formen  der  Arbeitsteilung  gerade  in 
umgekehrter  Stärke  mafsgebend  gewesen  ist,  wie  das  oben  be- 
sprochene persönliche.  Je  mehr  für  eine  bestimmte  Art  der  Ar- 
beitsteilung die  individuelle  Begabung  bedeutungsvoll  war,  eine 
desto  geringere  Rolle  spielt  das  Aufkommen  neuer  Arbeitsmittel. 
Am  relativ  einflufsreichsten  ist  letzteres  bei  der  Produktionsteilung. 
Es  ist  hier  zu  nennen  das  Entstehen  folgender  Specialberufe: 
der  Liniierer,  Fournierschneidereien ,  Eisengiefsereien ,  Dampf- 
schneidemühlen, Baufabriken,  Vergolde-,  Holzfrais-,  Gummier-, 
Papierprüfungs-  und  Satinieranstalten.  Die  Erfindung  besw. 
Vervollkommnung  der  Liniiermaschinen ,  Foumierhobel-  und 
-Schneidemaschinen,  der  Kupolöfen,  Dampfsägewerke ,  Holzbear- 
beitungsmaschinen,  VergoldTepressen ,   Holzfraismaschinen,  Gum- 
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miermaschmen,  Papierprüfangsapparate  und  Satinierwalzwerke  hat 
hier  den  Anstofs  zur  BilduDg  neuer  Gewerbespecialitäten  gegeben. 

An  zweiter  Stelle  folgt  die  Berufsspaltung.  Zwar  würde 
man  hier,  wie  auch  «onst^  irre  gehen,  wenn  man  etwa  alle  als 
„Fabriken*'  bezeichneten  Unternehmungen  mit  der  Erfindung 
neuer  Maschinen  in  Verbindung  brächte,  aber  andererseits  kann 
man  auch  sicher  annehmen ,  dafs  dieses  Moment  noch  viel  häufiger 
eine  Ausschlag  gebende  Bolle  gespielt  hat,  als  in  den  nachstehend 
angeführten  Fäuen.  Wir  heben  nur  hervor:  die  Anfertigung 
▼on  Bleidosen  ^,  die  auf  der  Vervollkommnung  der  Blechbear- 
beitung basierende  Fabrikation  von  Blechwaren ,  Metallbuchstaben 
und  Blechemballagen,  die  maschinelle  Herstellung  von  Metall- 
achrauben  und  Ns^eln;  die  verschiedenen  Werkzeugfabriken  (für 
Tischler-,  Schuhmacher-,  Buchbinder-  und  Kürschnerwerkzeuge) 
und  die  meisten  Specialmaschinenfabriken,  bei  denen  allen  die 
Maschine,  insofern  sie  Produktionsmittel  ist,  die  Arbeitsteilung 
befördert;  die  Brodfabriken  (Teigteil-  und  Teigknetmaschinen!) 
und  die  Chokaladenfabriken ;  die  Cjlinder-  und  Flaschenbürsten- 
und  die  Rüschenfabriken. 

Von  den  durch  Berufsschöpfung  entstandenen  Gewerben  ge- 
hören hierher:  die  Kammgarnspinnereien,  die  Segeltuchwebereien, 
die  mechanischen  Strickereien  und  die  Spitzenfabrikation;  der 
Steindruck,  die  Photographie  mit  den  verwandten  Gewerben  der 
Daguerrotypie  und  Pannotypie;  die  ölraffinerieen ,  Syrupraffi- 
nerieen  und  Spritfabriken ;  die  Papierprägeanstalten,  die  Herstellung 
von  Spitzenpapier  und  die  Wellblecnwalzwerke. 

Nur  wenig  Beispiele  finden  wir  unter  den  Fällen  der  Berufs- 
bildung, die  Fabrikation  von  Fadennudeln,  die  Dampfholz- 
spaltereien,  die  Kaffeeröstereien  und  die  Federreinigungsanstalten. 

Bei  der  Verselbständigung  eines  Nebenberufs  endlich  ist 
überhaupt  nur  ein  Beruf  vorhanden ,  bei  dem  eine  neue  Maschine 
eine  Rolle  gespielt  hat;  es  ist  die  Molkerei,  deren  Loslösung  von 
der  Landwirtschaft  in  dem  Aufkommen  der  Zentrifugen  ihren 
Grund  hat. 

So  sehen  wir,  wie  das  maschinelle  Princip  bei  den  einzelnen 
Formen  der  Arbeitsteilung  in  sehr  verschiedener  Stärke  zur 
Geltung  kommt.  Bei  der  Berufsbildung  und  Verselbständigung 
eines  Nebenberufs  ist  es  von  geringer,  bei  Produktionsteilung, 
Beru&spaltung  und  Berufsschöpfung  dagegen  von  grofser  Be- 
deutung, gerade  umgekehrt,  wie  wir  es  bei  dem  persönlichen 
Moment  gefunden  haben.  Es  sind  aber  femer  auch  ganz  die- 
selben Arten  der  Arbeitsteilung,  bei  welchen  sich  ein  besonders 
starker  Einflufs  neuer  Arbeitsinstrumente  zeigt  und  welche  zu- 
gleich —  wie  wir  weiter  oben  ausgeführt  haben  —  in  ihren  Ge- 
werbespecialitäten eine  grolse  Kapitalstärke  erfordern.     Der  Zu- 


1  Vgl.    Thema,    Die  Klempnerei    in   Leipzig,    in  Sehr.   d.  V.  f. 
8.-P.  Bd.  68,  S.  189. 
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sammenhang  beider  Erscheinungen  liegt  darin,  dafs  ja  gerade 
ein  Specialberuf;  der  durch  Aufkommen  eines  neuen  Arbeits- 
instrumentes veranlafst  worden  ist,  nun  auch  natürlich  dieses 
einstellen  mufs,  und,  da  in  der  Regel  die  neuen  specialisierteren 
und  komplizierteren  Maschinen  einen  höheren  Preis  haben,  als  die 
bisher  gebrauchten,  und  sicher  einen  höheren  als  gar  keine, 
und  da  andererseits  die  Specialisierung  auch  eine  Zunahme  des 
Produktionsumfanges  erfordert,  so  bedarf  das  neu  entstehende 
Qewerbe  auch  eines  gröfseren  Kapitals. 

Indessen  auf  die  Beförderung  der  Ai  beitsteilung  durch  neu 
erfundene  Arbeitsmittel  ist  die  Wirksamkeit  des  sachlichen 
Moments,  das  in  der  Anpassung  der  Arbeitskraft  an  eine  neue 
Arbeitsaufgabe  besteht,  nicht  beschränkt.  Jeder  Arbeitsprozeß 
besteht  aus  drei  Faktoren,  aus  der  Arbeitsthätigkeit ,  dem  Ar- 
beitsmittel und  dem  Arbeitsgegenstand.  Objekt  der  Arbeit  aber 
ist  die  Natur  in  der  Gestalt  eines  bestimmten  Rohmaterials.  Wie 
nun  die  Beschaffenheit  der  beiden  erstgenannten  Faktoren  den 
Anlafs  geben  kann  zu  einer  Teilung  der  Arbeit,  so  ist  es  auch 
bei  dem  dritten  möglich. 

So  kann  durch  das  Aufkommen  eines  neuen  Roh-  oder 
Hülfsstoffes  oder  durch  eine  neuartige  Verwertung  eines  be- 
reits bekannten  die  Arbeitsaufgabe  sich  derartig  umgestalten, 
dafs  es  zu  einem  ganz  neuen  Berufe  kommt.  £in  klassisches 
Beispiel  für  die  Benutzung  ganz  neuer  Rohmaterialien  bezw.  alter  zu 
neuen  Zwecken  ist,  wie  schon  früher  erwähnt,  die  industrielle 
Ausnutzung  des  Kautschuks,  welche  die  umfangreiche  und  viel- 
seitige Gummiwarenindustrie  hervorgerufen  hat.  Für  Leipzig 
kommen  hier  aufser  den  allgemeinen  Gummiwarenfabriken  noch 
die  Fabrikation  wasserdichter,  geruchloser  Stoffe,  speciell  die 
von  Planen,  sowie  die  Kautschukstempelfabrikation  in  Betracht. 
Femer  gehört  hierher  der  Gebrauch  der  Jute,  eines  indischen 
Faserstoffes,  zur  Segeltuchweberei;  die  Loofahwarenfabrikation ; 
die  Herstellung  eines  Kaffeesurrogates  aus  Feigen  und  die  Be- 
reitung von  Leim  aus  Pflanzen ;  aus  älterer  Zeit  die  Verwendung 
des  Zinks  zu  Hohlguls  und  aus  noch  früherer  die  Nutzbarmachung 
des  Schiefers  zur  Dachdeckung,  der  Perlmutter,  des  Meerschaums 
und  der  Steinnufs  zu  Drechslerarbeiten  und  des  Kakaos  zur 
Chokaladenfabrikation.  Eine  neue  Verwertung  von  Hülfsstoffen 
hat  mitgewirkt  bei  der  Entstehung  der  chemischen  Waschanstalten, 
der  Kurbadeanstalten  und  einer  Specialität  dieser,  des  Lohbades. 

Aber  die  Arbeitsteilung  kann  noch  in  anderer  W^eise  von 
Seiten  des  Arbeitsstoffes  beeinflufst  werden,  nämlich  dadurch, 
dafs  für  die  Anfertigung  eines  neuen  Artikels  verschiedene  Roh- 
materialien in  eine  bisher  nicht  gekannte  Verbindung  gebracht 
werden.  Diese  neue  Stoffkombination,  wie  man  den 
Vorgang  nennen  könnte,  macht  sich  namentlich  in  der  eigentlich 
chemischen  Fabrikation  geltend,  deren  zahlreiche  Specialitäten 
in  ihr  ihre  Entstehungsursache  haben,  ferner   in  der  Herstellung 
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von  Farben,  speciell  von  Teerfarben  ^ ,  sowie  in  einer  grofsen 
Anzahl  anderer  der  chemischen  Produktion  verwandter  Industrie- 
zweige, Wir  nennen  hier  von  Specialgewerben,  die  aus  diesem 
Anlafs  in  Leipzig  entstanden  sind :  die  ParfUmerie-  und  Toiletten- 
seifen-, dieWindsorseifen-unddieSeifenmehlfabrikation,  die  Asphalt-, 
Gementwaren-  und  Holzgipstrockenstuckindustrieen ;  die  Feuer- 
anzünder- und  die  Ztindhölzerfabriken ;  die  Herstellung  von  künst- 
lichen Mineralwässern  und  die  von  Eialbumin  und  Margarine- 
butter. Endlich  gehören  in  diesen  Zusammenhang  mehrere  neue 
Metalllegierungen,  die  zur  Arbeitsteilung  geführt  und  besondere 
Fabriken  von  Bronze  waren,  von  Argentau-  oder  Neusilber-  und 
von  Nickelwaren  hervorgerufen  haben. 

Auch  ein  wesentlicher  Fortschritt,  den  der  Mensch  in  der  Be- 
herrschung der  Naturkräfte  macht,  kann  der  Anlafs  zur  Ent- 
stehung neuer  Specialberufe  werden.  So  hat  die  Nutzbarmachung 
der  Ellektricität  zu  einer  Reihe  neuer  Gewerbe  geführt.  Es  sind  das 
die  elektrotechnischen  Fabriken,  elektrotechnisclien  Installations- 
anstalten, Fabriken  elektrotechnisclier  Bedarfsartikel  und  die  Anlage 
von  elektrischen  Klingeln  und  Telephonleitungen.  Für  Bereitung 
und  Verwertung  des  Oases  arbeiten  Gasanstalten,  Fabriken  von 
Gas-  und  Wasserleitungsapparaten,  Gasmesserfabriken,  Gas- 
motorenfabriken und  Gastechniker.  Am  meisten  aber  hat  die 
Benutzung  der  Dampfkraft  die  Bt^rufsgliederung  gefördert.  Wie 
die  Dampfmaschine  indirekt  durch  Ausbreitung  des  Maschinen- 
wesens hier  gewirkt  hat ,  ist  bereits  erörtert  worden.  Aber  auch 
direkt  veranlafst  allein  ihre  Herstellung  und  Ausstattung  das 
Aufkommen  nicht  weniger  Sondergewerbe.  Dampfkessel ,  Dampf- 
maschinen, Transmissionen,  Maschinentreibriemen,  Armaturen, 
selbstthätige  Schmierapparate  werden  in  Specialbetrieben  herge- 
stellt, ja  sogar  für  die  Anfertigung  von  Dichtungsmitteln,  damit 
imprägnierter  Stopfbüchsenpackung ,  Dampfhahn-  und  Eammrad- 
schmiere  existiert  eine  specialis! erte  Fabrik. 

So  kann  irgend  welcher  technische  Fortschritt,  irgend  welches 
neue  Produktionsverfahren  unter  günstigen  Umständen  arbeits- 
teilend  wirken.  Ja,  auch  die  Entwicklung?  der  Wissenschaft 
fuhrt  zu  dieser  Folge.  Es  ist  ja  bekannt,  wie  der  Inhalt  der 
einzelnen  Wissenschaften  immer  mächtiger  angeschwollen  ist,  so 
dafs  heute  niemand  mehr  den  ganzen  Kreis  menschlichen  Wisseqs 
beherrschen  kann.  Die  Zeit  der  Polyhistoren  ist  vorüber.  Aber 
auch  ein  grölseres  Teilgebiet  kann  schon  kaum  mehr  von  einem 
umfalst  werden.  So  verengert  sich  immer  mehr  der  Kreis,  dessen 
Erforschung  der  einzelne  Geleiirte  sich  zur  Lebensaufgabe 
macht.  Das  Specialistentum  hat  schon  tief  Wurzel  geschlagen 
im  Reiche  des  Wissens  und  breitet  sich  von  Tag  zu  Tag  immer 

'  Die  erste  Teerfarbe  (Anilinfarbe)  wurde  1856  von  Perkin  in  London 
hergestellt  Gegenwärtig  giebt  es  bereits  über  400  verschiedene  Teer- 
farbstoffe. 
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mehr  aus,  vielleicht  nicht  immer  zum  Vorteil  der  A^'isseoachaft 
und  der  Specialisten  selber ,  auf  die  hier  auch  mitunter  das  Wort 
Goethes  zutreflFen  dürfte: 

„Die  Teile  habt  ihr  in  der  Hand, 
Fehlt  leider  nur  das  geistige  Band." 

Es  wäre  eine  dankenswerte  Aufgabe,  einmal,  etwa  an  der 
Hand  von  Lektionskatalogen  der  Universitäten,  festzustellen,  wie 
sich  im  einzelnen  diese  Entwicklung  vollzogen  hat. 

Hier  haben  wir  es  jedoch  nicht  mit  der  Specialisierung  der 
Gelehrten  selber  zu  thun,  sondern  mit  dem  Einflufs  der  Wissen- 
schaft auf  die  Arbeitsteilung  im  gewerblichen  Leben.  Da  sind 
es  einmal  die  technischen  Wissenschaften,  ohne  deren  Vervoll- 
kommnung z.  B.  die  ^ofsartige  Differenzierung  unseres  Maschinen- 
baues gar  nicht  denkbar  wäre.  Wir  haben  in  Leipzi;;  Maschinen- 
fabriken ,  die  sich  auf  folgende  Artikel  specialisieren:  landwirt- 
schaftliche Maschinen ,  Nähmaschinen ,  Rcrzengiefsmaschinen^ 
Strickmaschinen,  Werkzeugmaschinen,  Dampfkessel,  Buch-  und 
Steindruckmaschinen,  Buchdruckmaschinen  und  Buchdruckmetall- 
utensiUcn,  lithographische  Schnellpressen,  Maschinen  für  Ziegeleien, 
Buchbindereimaschinen ,  Dampnnaschinen ,  Cigarrenhandwickel- 
maschinen,  Wringmaschinen,  Buchheftmaschinen,  Liniiermaschinen^ 
Transmissionen ,  Holzbearbeitungsmaschinen,  Gasmotoren  und 
Bäckereimaschinen.  Man  braucht  nicht  Fachmann  zu  sein,  um 
einzusehen,  dafs  eine  blofs  handwerksuiäfsige  Technik  ohne  die 
klärende  und  befruchtende  Mitwirkung  der  Wissenschaft  eine 
solche  Mannigfaltigkeit  nicht  hervorfi:ebracht  hätte. 

In  ganz  hervorragendem  Mafse  zeigt  sich  der  Einflufa 
wissenschaftlicher  Forschung  auch  in  der  chemischen  Industrie. 
Seit  Lavoisiers  bahnbrechenden  experimentellen  Untersuchungen 
gegen  Ende  des  18.  Jahrhunderts  folgte  eine  Entdeckung 
und  Erfindung  nach  der  anderen ,  und  was  die  Forscher  in  ihren 
Laboratorien  erarbeitet,  das  drang  durch  die  verschiedenen  ge- 
werblichen Lehranstalten  bald  in  weitere  Kreise  und  führte  dann 
zur  praktischen  Verwertung  der  wissenschaftlichen  Erkenntnis:. 
Die  weitgehende  Specialisierung  unter  den  chemischen  Fabriken 
wäre  ohne  die  Wissenschaft  der  Chemie  und  ihren  Aufschwung 
gar  nicht  möglich  gewesen.  Wir  nennen  von  solchen  Special- 
produkten: Bleizucker,  Bleiweifs,  ätherische  Öle  und  Essenzen, 
Kunstdünger,  Pflanzenrot,  schweflig-sauren  Kalk,  Spiritu>prä- 
parate,  Superphosphat ,  Präparate  für  Galvanoplastik,  Indigo- 
präparate ,  ^rchweflig-saure  Salze  und  Sikkative ,  photographische 
Präparate,  Weinstein  und  Salmiak,  Farben,  Aquarellfarben, 
Anilinfarben ,  Zuckerwarenfarben  und  Farbenfruchtessenzen.  Der 
alte  Laborant  von  1750  mit  seiner  Unkenntnis  der  analytischen 
Chemie,  mit  seinen  fehlerhaften  Anschauungen  von  der  Zusammen- 
setzung der  Stoffe,  mit  der  geringfügigen  Zahl  der  ihm  über- 
haupt bekannten  Elemente,  er  wäre  kaum  imstande  gewesen» 
auch  nur  ein  einziges  dieser  Präparate  herzustellen. 
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Noch  bei  einer  dritten  Wisaenschaft  können  wir  eine  Ein- 
wirkung auf  die  gewerbliche  Arbeitsteilung  konstatieren,  bei  der 
Medizin.  Die  Spaltung  der  Ärzte  in  Specialisten  für  Augen-, 
Ohren-,  Haut-,  Nasen-,  Rachen-  und  Kehlkopfkrankheiten  konnte 
erst  zu  einer  Zeit  auftreten,  in  welcher  die  betrefiienden  medizi- 
nischen Wissensgebiete  eine  genügende  Ausbildung  erreicht  hatten. 
Auch  das  Aufkommen  von  Irrenheilanstalten  und  von  Anstalten 
für  Orthopädie  hängt  mit  der  Verbesserung  der  Heilkunde  zu- 
sammen. 

So  sehen  wir,  wie  in  mannigfaltiger  Weise  das  gewerbliche 
Leben  durch  den  Fortschritt  des  Wissens  gefördert  wird.  Wir 
können  aber  gewifs  sein,  dafs  derEinflufs  der  Wissenschaft  noch 
ein  weit  kräftigerer  ist,  als  es  oberflächUch  erscheint.  Denn  die 
Kanäle,  durch  die  die  Erkenntnis  dem  praktischen  Leben  zuge- 
führt wird,  treten  oftmals  nicht  offen  zu  Tage;  es  ist  eine  unter- 
irdische, oft  langwierige,  aber  doch  schliefslich  zum  Ziele  führende 
Arbeit,  welche  die  Wissenschaft  hier  zu  leisten  hat. 

Auch  noch  mancherlei  andere  Umstände  können  den  Anstofs 
zu  einem  weiteren  Schritte  auf  der  Bahn  der  Arbeitsteilung  geben, 
so  die  Anwendung  von  Surrogaten,  wodurch  bisher  seltenere 
Güter  zu  Massenartikeln  werden.  Im  Fortgang  der  Kulturent- 
wicklung findet  ein  beständiges  Verdrängen  alter  Qüter  durch 
neue  statt,  und  zwar  in  der  Regel  durch  bessere  und  billigere. 
Anders  ist  es  bei  den  Surrogaten.  Unter  Surrogierang  verstehen 
wir  die  Ersetzung  eines  kostspieligeren  Gebrauchsgutes  durch  ein 
anderes  biUigeres,  das  in  ähnlicher,  aber  nicht  so  vollkommener 
Weise  ein  Bedürfnis  befriedigt.  Die  Devise  des  Surrogats  ist 
„billiger,  aber  schlechter".  In  der  Konkurrenz  der  verschiedenen 
Stoffe,  welche  zur  Produktion  verwandt  werden  können,  siegt 
hier  der  weniger  gediegene,  jedoch  oft  zum  Vorteil  der  grofsen 
Masse  des  Volkes,  die  so  —  wenn  auch  unter  Verzichtleistung 
auf  volle  „Elchtheit"  —  Teil  gewinnt  an  dem  Genufs  von  Gütern, 
die  vorher  nur  wenigen  Begünstigten  zu  Gebote  standen.  Eine 
grofsc  Rolle  spielt  dieser  Prozefs  in  der  Metallverarbeitung. 
Entweder  wird  da  ein  edles  Metall  durch  ein  unedles  ersetzt  und 
so  eine  gröfsere  Absatzmöglichkeit  geschaffen.  So  trat  in  älterer 
Zeit  neben  die  goldene  und  silberne  Schnupftabaksdose  die  Blei- 
dose,  die  auch  den  weniger  Bemittelten  zugänglich  war;  als 
Surrogat  des  echten  Gold-  und  Silberdrahtes  kam  der  sogenannte 
Leonische  auf.  Das  Silber  wird  nachgeahmt  durch  Ärgentan 
oder  Neusilber,  sowie  durch  Nickellegierungen.  Oder  es  wird 
dem  schlechten  Metall  nur  ein  wertvollerer  und  ansehnlicherer 
Überzug  gegeben.  Dahin  gehört  die  Vernickelung,  die  Ver- 
kupferung auf  dem  Wege  der  Galvanoplastik  —  es  giebt  sogar 
besondere  chemische  Fabriken  von  Präparaten  ftir  Galvanoplastik 
— ,  die  galvanische  Vergoldung  und  Versilberung.  Oder  es  wird 
das  Metall  durch  einen  anderen  Stoff  ersetzt,  wie  es  bei  den  aus 
Pappe  hergestellten  Sargverzierungen  der  Fall  ist. 
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Auch  bei  den  Nahrungs-  und  Oenufsmitteln  findet  die  Surro- 
gierung  vielfache  Anwendung.  Für  uns  kommt  hier  ih  Betracht 
die  Fabrikation  von  FeigenkaiFee,  von  Eialbumin  und  Margarine- 
butter und  von  künstlichem  Mineralwasser.  Auch  die  Bereitung 
von  Obstwein  könnte  man  unter  diesen  Gesichtspunkt  stellen. 

Selbst  Organismen  und  Teile  von  Organismen  werden  durch 
Surrogate  ersetzt.  Wir  haben  unter  unseren  Gewerben  Fabriken 
seidener  Locken  und  von  Haararbeiten,  Fabriken  künstlicher 
Blumen  und  sogar  besondere  Blätterfabriken ,  Ausstopfer  von 
Tieren,  Verfertiger  von  plastisch-anthropologischen  Lehrmitteln, 
von  zoologischen  Modellen  und  eine  Wachsbildnerei. 

Ferner  bietet  uns  unser  Material  noch  folgende  Beispiele  von 
Surrogaten.  Neben  die  Porträtmalerei  tritt  die  Photographie 
und  in  gewissem  Mafse  zeitweilig  die  Kunst  des  Silhouetteurs, 
neben  die  Möbelfabrikation  aus  massivem  edlen  Holz  der  (je- 
brauch  der  Foumiere,  neben  die  Leinen-  die  Papierwäsche,  neben 
den  Badeschwamm  die  Loofahware  und  neben  den  natürlichen 
der  künstliche  Dünger. 

So  zeigt  sich  auch  in  dem  verhältnismäfsig  kleinen  Ausschnitt 
aus  der  ganzen  Volkswirtschaft,  mit  dem  wir  es  hier  zu  thun 
haben,  wie  bedeutungsvoll  das  Bestreben  der  Surrogierung  ftlr 
die  Entwicklung  der  Arbeitsteilung  ist. 

Eine  geringere  Wirkung  in  dieser  Hinsicht  hat  am  Ort  das 
Moment  der  Konservierung  leicht  verderblicher  Güter,  das 
wir  aber  doch  nicht  unerwähnt  lassen  möchten.  Konservenfabriken 
freilich  sind  bis  1890  noch  nicht  in  den  Adrefsbüchern  verzeichnet, 
sie  treten  erst  später  auf.  Dagegen  haben  wir  Blechemballa^en- 
fabriken,  welche  Konservenbüchsen  und  -Dosen  fertigen,  Roh- 
eiswerke und  Eisschrankfabriken.  Auch  die  Konservatoren  (Aus- 
stopfer von  Tieren)  können  wir  in  diesem  Zusammenhang  noch 
einmal  nennen. 

Weiterhin  ist  auch  die  Mode  nicht  ohne  Einflufs  auf  die 
Ausdehnung  der  beruflichen  Specialisierung ,  wie  sie  denn  auch 
auf  der  anderen  Seite  infolge  ihres  vorübergehenden  Charakters 
wieder  Anlafs  zum  Untergang  mancher  Gewerbe  geben  kann. 
An  erster  Stelle  handelt  es  sich  hier  um  die  Herstellung  von 
Bekleidungsgegenständen  aller  Art,  einschliefslich  des  weiblichen 
Putzes.  Da  werden  wir  mit  der  Mode  in  Verbindung  bringen 
können  die  Entstehung  von  Sonderberufen  zur  Anfertigung  von 
Schnürbrüsten  (Korsetts),  von  Kravatten,  von  seidenen  Strümpfen, 
von  Rüschen,  von  Glacehandschuhen,  von  Stoffhandschuhen  und 
von  Schmuckfedern.  Ein  Bestandteil  der  Kleidung,. welcher  be- 
sonders sich  der  Mode  unterwerfen  mufs,  ist  der  Knopf.  Bald 
wird  er,  wie  in  älterer  Zeit,  aus  Zinn  oder  plattiertem  Silber, 
bald  aus  anderem  Metall,  bald  aus  übersponnener  Seide,  bald 
aus  Perlmutter  oder  Steinnufs  angefertigt,  und  immer  ruft  seine 
Fabrikation  Specialbetriebe  hervor.  Auch  die  berufsmäl'sige 
Wäscherei  von  Schmuckfedern,  von  Flor,  von  Seide,  von  Spitzen 
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und  von  Handschuhen  ist  von  der  augenblicklichen  Eleidunessitte 
abhängig.  Eine  vorübergehende  Geschmacksrichtung  rief  eine 
„seidene  Lockenfabrik^  hervor;  die  gröfsere  Sorgfalt,  welche  in 
weiteren  Kreisen  auf  die  weibliche  Haartracht  gelegt  wurde  ,  liefs 
den  Beruf  der  Friseusen  entstehen.  Als  an  Stelle  des  früheren 
Schmierens  des  Schuhwerks  die  feinere,  städtische  Sitte  des  Ge- 
brauchs der  Stiefelwichse  allgemeiner  wurde,  bildeten  sich  be- 
sondere Wichsfabriken.  Die  Vorliebe  flir  Stickereien  veranlafste 
nicht  nur  die  Entstehung  von  gewerbsmäfsigen  Stickerinnen  bezw. 
Stickereigeschäften,  unter  denen  einmal  eine  Zeitlang  die  Perlen- 
stickerei eine  Specialität  bildete,  sondern  auch  das  Spinnen  der 
Stickseide ,  die  Fabrikation  von  Stickmustern  und  die  Herstellung 
gestickter  Tischdecken  wurden  zu  eigenen  Erwerbszweigen. 

Dient  schon  die  Stickerei  nicht  blofs  dem  Putz  der  Person, 
sondern  durch  die  von  ihr  gefertigten  vielerlei  Decken  und 
Deckchen  auch  der  Ausschmückung  der  Wohnräume,  so  be- 
ziehen sich  andere  neue  Gewerbe  allein  auf  die  Ausstattung  der 
Wohnung.  Es  wird  Mode,  die  Fufsböden  nicht  mehr  zu  scheuem, 
sondern  zu  bohnen,  und  es  entsteht  der  Erwerbszweig  der 
Zimmerfrotteure.  Der  Gebrauch  von  Gardinen  und  Teppichen 
dringt  in  weitere  Kreise,  und  die  Folge  davon  ist,  zwar  nicht  die 
lokale  Erzeugung  dieser  Gegenstände  —  abgesehen  von  einer 
neuerdings  entstandenen  Teppichknüpffabrik  — ,  aber  doch  das 
Aufkommen  besonderer  Gewerbe,  welche  sich  mit  dem  Reinigen 
der  Teppiche  und  dem  Waschen  der  Gardinen  abgeben. 

Auch  auf  dem  Gebiete  des  materiellen  Genusses  zeigt  die 
Mode  ihre  Herrschaft.  Die  Oblatenkuchenbäcker,  die  im  ersten 
Drittel  des  19.  Jahrhunderts  10  Jahre  lang  in  Leipzig  ein  Spe- 
cialgewerbe  repräsentieren,  wollen  wir  nur  kurz  erwähnen. 
Interessant  aber  ist  die  Geschmackswandlung  im  Gebrauch  des 
Tabaks  Noch  im  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  wurde  dies  Ge- 
nufsmittel  teils  in  der  Pfeife  geraucht,  teils  zum  Schnupfen  be 
nutzt.  Meerschaumpfeifenkopfschneider ,  Bleidosenfabrikanten  und 
Rapp4emühlen-  (Schnupftabaksmühlen-)macher  entwickeln  sich 
daher  in  jener  Zeit  zu  Sonderfabrikanten.  Dann  kommt  die 
Gigarre  in  Aufnahme,  die  nicht  blofs  besondere  Cigarrenfabriken, 
sondern  auch  seit  der  besseren  Ausstattung  der  Verpackung 
Cigarrenkistenfabriken  hervorruft  und  aufserdem  stark  die  Eti- 
kettenfabriken beschäftigt.  Der  neuesten  Geschmacksrichtung  im 
Tabaksgenufs  dienen  dann  die  Cigarettenfabriken. 

Endlich  möchten  wir  noch  auf  ein  Machtbereich  der  Mode 
hinweisen,  nämlich  auf  alles  das,  was  man  als  Dilettantismus 
und  Sport  zu  bezeichnen  pflegt.  Da  fallt  unser  Blick,  wenn  wir 
uns  zunächst  dem  musikalischen  Gebiete  zuwenden ,  auf  das  viel 
zu  viel  gekaufte  und  gebrauchte  Klavier.  Wenn  wirklich  nur 
Musikverständige  sich  mit  diesem  Instrument  befassen  würden, 
80  wäre  eine  so  starke  Arbeitsteilung,  wie  sie  gerade  durch  das 
Klavier  hervorgerufen  ist,    kaum  möglich  gewesen.     W^ir  finden 
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da  in  Leipzig  aufser  den  Pianofortefabriken  eine  Anzahl  von 
Specialgewerben,  welche  sich  mit  der  Anfertigung  einzelner 
Klavierteile  beschäftigen,  nämlich  der  Klaviatur,  der  Mechanik, 
der  Klaviaturbacken,  der  metallenen  und  gewisser  hölzerner 
Pianofortebestandteile.  Es  treten  uns  aber  auch  weiter  entgegen :  die 
Instrumentenstimmer  und  die  Instrumentenpolierer,  die  Klavierlehrer 
und  die  EUlfsge werbe  der  Notenschreiber,  Notendruckereien  und 
Notenstechereien.  Mne  so  weitgehende  SpeciaUsierung  wäre 
trotz  des  gerade  in  Leipzig  hochgehenden  Musiklebens  nicht 
möglich ,  wenn  nicht  die  Mode  hier  ihre  Allmacht  geltend  machte 
und  für  jede,  die  niederste  Stufe  der  Lebenshaltung  tiberschrei- 
tende Familie  den  Besitz  eines  Klaviers  als   notwendig  erklärte. 

Ob  es  immer  so  bleiben  wird?  Der  Geschmack  auf  dem 
Gebiete  dilettantischer  Musikausübung  verändert  sich  im  Laufe 
der  Zeiten.  Das  lehren  uns  manche  Arten  von  Musiklehrem. 
In  der  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  treten  die  Flöten- 
meister auf,  um  dann  nach  1860  wieder  zu  verschwinden. 
Harfenlehrer  giebt  es  nur  in  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts. 
Zitherlehrer  werden  seit  dem  zweiten  Drittel  des  19.  Jahrhunderts, 
Guitarrelehrer  seit  dem  dritten  Drittel  namhaft  gemacht.  Wie 
lange  sie  sich  halten ,  wird  eine  Frage  der  Zeit  sein.  Der  Unter- 
richt in  Violine  und  Gesang  hat  jedenfalls  Aussicht  auf  eine 
längere  Zukunft. 

Ein  moderner,  weit  verbreiteter  Sport  ist  die  Amateurphoto- 
graphie.  Wäre  die  Photographie  auf  ihre  berufsmäfsigen  Ver- 
treter beschränkt  geblieben,  so  wäre  es  wohl  nicht  dahin  ge- 
kommen, dafs  wir  aufser  Fabriken  photographischer  Apparate 
auch  solche  von  photographischen  Kartons  und  wieder  andere 
von  photographischen  Präparaten  am  Orte  vertreten  fänden.  Der 
Gebrauch  des  Fahrrads,  der  ja  doch  zum  grofsen  Teil  eben&Us 
als  Sport  zu  betrachten  ist,  hat  nicht  nur  Fahrradfabriken  her- 
vorgerufen, sondern  auch  noch  die  Specialität  der  Produktion 
von  Ledertaschen  fUr  den  Radsport.  SchUefslich  sei  auch  noch 
darauf  hingewiesen,  dafs  die  modische  Liebhaberei,  Briefmarken 
und  Ansichtspostkarten  zu  sammeln,  nicht  viel  weniger  auf  die 
Verselbständigung  der  Albumfabrikation  eingewirkt  hat,  als  das 
Bedürfnis,  Photographieen  au&ubewahren. 

Aufser  all  diesen  allgemeinen  Anlässen  der  Arbeitsteilung, 
wie  wir  sie  eben  kennen  gelernt  haben,  kommen  aber  bei  einer 
Stadt,  wie  Leipzig,  auch  noch  einige  lokale  hinzu.  Insbesondere 
ist  hier  der  Grofsstadtcharakter  zu  betonen.  Dafs  die 
starke  Ansammlung  von  Konsumenten  an  einem  Orte  einen 
gröfseren  quantitativen  Bedarf  an  Sachgütem  bedingt  und  da- 
durch auch  wieder  die  Differenzierung  der  Produktion  beeinflufst, 
ist  bereits  früher  gesagt  worden.  Es  ist  aber  nicht  allein  die 
Vermehrung  der  Bevölkerung,  welche  hier  mafsgebend  ist.  Je 
mehr  Leute  an  einem  Orte  leben ,  desto  gröfser  werden  auch  die 
fintfernungen,    welche  die   miteinander  in   Beziehung  stehenden 
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Personen  trennen,  desto  gröfser  wird  namentlich  die  Distanz 
zwischen  Wohnung  und  Arbeitsstätte.  Jede  Grofsstadt  erfordert 
daher  ein  entwickeltes  Verkehrswesen  und  veranlafst  dadurch  die 
Entstehung  von  mancherlei  dahin  gehörenden  Gewerbearten.  Fttr 
unsern  Ort  sind  in  der  Beasiehung  zu  nennen :  die  Lohnkiitscher, 
specieU  die  Droschkenbesitzer,  die  Omnibus- und  Pferdeeisenbahn- 
gesellschaften ,  die  dann  nach  1890  durch  die  Gesellschaften 
elektrischer  llisenbahnen  abgelöst  werden,  die  Zettelträger  und 
Dienstleute,  die  Möbeltransportgeschäfte  und  Begräbnisanstalten, 
endlich  aus  früherer  Zeit  die  Steinsetzer,  welche  die  Pflasterung  der 
Strafsen  und  Höfe  übernehmen.  Auch  auf  das  Fahrrad ,  das 
neben  seiner  sportlichen  Seite  noch  eine  grofse  wirtschaftliche  Be- 
deutung für  den  Transport  besitzt,  ist  hier  noch  einmal  hinzuweisen. 

Ein  anderes  Charakteristikum  stark  bevölkerter  Städte  ist 
das  dichte  Zusammen  wohnen  der  Menschen,  die  Ubereinander- 
schichtung  der  Bevölkerung  in  Stockwerken  und  doch  wieder  die 
Beschränkung  des  Raumes,  welcher  den  einzelnen  Familien  zu 
Gebote  steht.  Auch  diese  Umstände  sind  nicht  ohne  Einwirkung 
auf  die  Arbeitsteilung.  Sie  spielen  vor  allem  wesentlich  mit  bei 
der  Losbröckelung  mancher  Arbeitsthätigkeiten  von  der  alten 
Hauswirtschaft.  Es  ist  kein  Platz  da,  um  Wäscherollen  aufzu- 
stellen und  um  die  Wftsche  im  Freien  zu  trocknen.  Gewerbs- 
mäfsige  Wäschemangenbesitzer  und  Wäschetrockenplatzinhaber 
werden  somit  notwendig.  Auch  das  Reinigen  von  Bettfedem  und 
von  Teppichen,  die  verschiedenen  Arten  der  Wäscherei,  der  ge- 
wöhnlichen wie  der  feineren,  werden  zu  speciellen  Berufen,  nicht 
nur  wegen  der  Steigerung  des  Bedarfs,  sondern  auch  mit  wegen 
des  grofsstädtischen  Mangels  an  dem  zu  all  diesen  Produktions- 
arten nötigen  Räume. 

Aber  auch  sonst,  abgesehen  von  der  Berufsbildung,  beein- 
flussen die  städtischen  Wohnverhältnisse  vielfach  das  Aufkommen 
neuer  Gewerbe.  Die  Entfernung  von  den  oberen  Etagen  zum 
Keller  ist  zu  grofs ,  daher  erfordert  die  Bequemlichkeit  Eisschränke 
zur  Aufbewahrung  der  im  Sommer  leicht  verderbenden  Nahrungs- 
mittel und  die  jederzeit  das  nötige  Konservierungsmittel  liefernden 
Roheiswerke.  Diebe  und  Einbrecher  können  in  der  Grofsstadt 
am  besten  ihr  Handwerk  treiben,  daher  zeigt  sich  ein  starkes 
Bedürfnis  nach  Geldschränken,  das  zu  besonderen  Geldschrank- 
fabriken führt.  Die  Feuersgetahr  ist  gröfser ,  daraus  erwächst 
dann  der  Antrieb  zu  Feuerwehrgerätefabriken  und  zu  Feuerver- 
sicherungen. Durch  die  Bevölkerungsdichtigkeit  werden  auch 
mancherlei  centralisierte  Unternehmungen  möglich:  Gasleitungen, 
Wasserleitungen  und  Centralheizungen.  Ihre  Einführung  i*uft  an 
Gewerben  hervor :  Gasanstalten ,  Fabriken  von  Gas-  und  Wasser- 
leitung:3apparatcn ,  Gasmesserfabriken,  Gasmotorenfabriken,  Gas- 
techniker, Wassertechniker,  eine  Versicherung  gegen  Wasser- 
leitungsschäden, eine  Wasserfilterfabrik  und  eine  Fabrik  von 
Bestandteilen  für  Centralheizung  und  Ventilationseinrichtung  (be- 
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sonders  von  Dampfheizrohren).  Endlich  verlangt  das  enge  Zu- 
sammenleben der  Menschen  auch  eine  sorgfältige  Behandlung  der 
Fäkalien.  Düngerabfuhrgeschäfte  und  Fabriken  von  Desinfek- 
tionsanlagen sind  in  dieser  Beziehung  thätig. 

Teilt  Leipzig  die  Eigenschaften  der  weiten  räumlichen  Aus- 
dehnung des  Stadtgebietes  und  des  dichten  Zusammenwohnens 
der  Bevölkerung  mit  jeder  anderen  Orofsstadt,  so  hat  es  doch 
auch  einen  individuellen  Charakter,  dessen  Hauptzüge  sich  im 
Buchhandel  und  in  der  Universität  ausgeprägt  finden.  Wie  auch 
diese  beiden  Einrichtungen  zur  Entwicklung  der  Arbeitsteilung 
beigetragen  haben,  wollen  wir  jetzt  noch  zuletzt  betrachten. 

Mit  den  Specialisierungen  des  Buchhandels  selbst  haben 
wir  es  ja  hier  nicht  zu  thun ,  aber  die  j^rofse  Bedeutung ,  welche 
dieser  Leipziger  Handelszweig  besitzt ,  wird  auch  gekennzeichnet 
durch  die  zahlreichen  Gewerbeapecialitäten ,  welche  sich  auf  dem 
Gebiete  der  Bücherherstellung  in  den  letzten  IV2  Jahrhunderten 
neu  gebildet  haben.  Zu  den  Buchdruckern,  Schriftgiefsern  und 
Buchbindern,  die  um  die  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  allein 
für  die  Beschaffung  von  Buchware  Sorge  tragen,  gesellen  sich 
nun  Fabriken  von  Buchdruckmaschinen  (und  Buchdruckmetall- 
utensilien), von  Buchdruckfarben,  von  Buchdruckwalzenmasse 
und  von  Buchdruckholzutensilien ,  Stereotypengiefsereien ,  Messing- 
linien-  und  Messingtypenfabriken,  Satin ieranstalten  zum  Glätten 
des  Papiers,  selbständige  Korrektoren  und  ein  Verfertiger  von 
Arbeiten  ftir  Schriftgiefserei;  femer  Landkartend ruckereien,  Land- 
kartenstecher, Schriftstecher  und  Xylographen ,  von  den  vielfachen 
Verzweigungen  des  sonstigen  Kunstdmckes  gar  nicht  zu  reden; 
endlich  Specialfabriken  von  Buchbindereimaschinen,  Buchheft- 
maschinen, ßuchbinderleinen ,  Buntpapier  und  von  Holzmaser- 
und Marmorabziehpapier,  Vergoldeanstalten,  Schnittvergolder  und 
Prefsvergolder. 

Ist  diese  reichhaltige  Differenzierung  des  Buchgewerbes  stark 
beeinflnfst  worden  durch  den  Leipziger  Buchhandel,  so  wird 
letzterer  wieder  nicht  unwesentlich  gefördert  durch  die  am  Ort 
befindliche,  zahlreich  besuchte  Universität  und  überhaupt  — 
so  können  wir  hinzufügen  —  durch  das  reiche  geistige  und 
litterarische  Leben ,  welches  in  unserer  Stadt  herrscht.  Das  Buch 
ist  zugleich  das  Produkt  und  das  Hauptarbeitsmittel  des  wissen- 
schaftlichen Arbeiters.  F»  ist  aber  nicht  so  sehr  die  Produktion 
von  Büchern,  welche  hier  in  die  Wagschale  fallt,  sondern  vor 
allem  die  Konsumtion.  Dozenten  und  Studenten,  Bibliotheken 
und  Seminare,  Litteraten  und  Schüler  aller  Art  stellen  in  ihrer 
Gesamtheit  ein  ganz  beträchtliches  Bedarfskontingent  dar,  das 
denn  auch  nicht  wenig  zu  dem  Aufschwung  des  Buchhandels, 
der  Buchdruckerei  und  Buchbinderei  beigetragen  haben  mag. 
Aber  auch  sonst  noch  sehen  wir  die  Leipziger  Universität  nebst 
anderen  Lehranstalten  in  specieller  Weise  auf  das  gewerbliche 
Leben   einwirken,    nämlich  da,    wo  es  sich  um  die  Anfertigung 
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von  Lehrmitteln  oder  wissenschaftlichen  Apparaten  handelt.  Und 
auch  hier  ist  es  dann  infolge  des  hohen  Bedarfs  zu  manchen 
Specialgewerben  gekommen.  Die  Verfertiger  chirurgischer  In- 
strumente und  die  Fabrikanten  chirurgischer  Waren  dienen  dem 
medizinischen  Fach,  die  Verfertiger  feiner  Wagen  werden  vom 
Chemiker  und  Apotheker  in  Nahrung  gesetzt,  die  Keifszeug- 
fabriken  liefern  ein  Hülfsmittel  für  mathematische  Studien,  in 
der    Hauptsache   zu    Schulzwecken,    und    die    Fabrikanten    von 

Elastisch-anthropologischen  Lehrmitteln  und  die  von  zoologischen 
[odellen ,  die  Waclisbildner  und  die  Ausstopfer  von  Tieren  helfen 
den  naturwissenschaftlichen  Unterricht  veranschaulichen.  Und 
damit  neben  den  ernsten  Studien  auch  der  äufsere  studentische 
Putz  nicht  fehle ,  so  versehen  EHfenbeinschneider  die  akademische 
Jugend  mit  wohlgeschnitzten  Shlipsnadeln ,  Manehettenknöpfen 
und  Renommierstöcken.  — 

Damit  können  wir  die  Darstellung  der  wichtigsten  Anlässe 
2ur  Arbeitsteilung  schlielsen.  Es  ist  eine  ziemliche  Mannigfaltig- 
keit von  Veranlassungsmomenten,  welche  uns  entgegengetreten 
ist:  besondere  individuelle  Fähigkeiten,  neue  Arbeitsinstrumente, 
neue  Roh-  und  Hülfsstoffe,  neue  Stoff kombinationen ,  die  Unter- 
werfung von  Naturkräften,  die  wissenschaftliche  Forschung,  das 
Surrogierungs-  und  Konservierungsbestreben ,  die  Mode  auf  ver- 
schiedenen Oebieten,  und  aufser  diesen  allgemeinen  noch  lokale 
Umstände,  der  Grofsstadtcharakter  mit  seinen  weiten  Entfer- 
nungen und  seinem  dichten  Zusammen  wohnen,  endlich  der  indi- 
viduelle Leipziger  Typus,  der  sich  in  dem  Buchgewerbe  und  der 
Universität  zeigt. 

Wenn  wir  nun  in  der  Fülle  dieser  Einzelursachen  doch 
wieder  die  fünheit  finden  wollen,  die  eine  Grundursache,  die 
allen  Thatsachen  der  Arbeitsteilung  gemeinsam  ist,  so  werden 
wir  wieder  auf  den  Ausgangspunkt  unserer  Untersuchung  hinge- 
führt, auf  die  Steigerung  des  Bedarfs.  Allerdings  handelt  es 
sich  nicht  immer  um  den  Bedarf  nach  einem  bestimmten,  schon 
bekannten  Gut.  Es  wird  auch  oft  durch  Specialproduktion  ein 
neues  Fabrikat  auf  den  Markt  geworfen,   nach  dem  ein  ausge- 

rschenes  Bedürfnis  noch  gar  nicht  vorhanden  ist,  in  Bezug  auf 
der  Bedarf  erst  geweckt  werden  mufe.  Aber  auch  in  diesem 
Fall  war  doch  ein  latenter  Bedarf  vorhanden,  ein  Verlangen 
nach  irgend  welchen  Befriedigungsmitteln  der  bedürftigen  mensch- 
lichen Natur,  das  mehr  oder  weniger  schon  in  eine  gewisse  Richtung 
hingelenkt  war,  aber  sich  noch  nicht  auf  ein  ganz  bestimmtes 
Ding  konzentriert  hatte.  Und  gelingt  es  dem  Fabrikanten  nicht, 
dieden  unbewufsten  Bedarf  in  einen  bewufsten  umzuwandeln ,  so 
ist  seine  Spekulation  fehlgeschlagen,  und  die  neu  entstandene 
Gewerbespecies  mufs  wieder  verschwinden. 

Dafs  in  letzter  Linie  das  beständige  Anwachsen  des  Bedarfs 
es  ist,  welches  der  Arbeitsteilung  zu  Grunde  liegt,  lehren  auch 
alle    diejenigen    Berufsspecialitäten ,     welche    allein    aus    diesem 
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Grunde  entstehen  und  bei  denen  keines  der  obigen  Veranlassungs- 
niomente  zutrifft.  Und  solcher  Fälle  der  Arbeitsteilung  giebt  es 
nicht  wenige,  in  denen  nur  der  Bedarf  wirksam  ist.  Wenn  z.  B. 
von  den  Tischlern  besondere  Möbel-,  Särge-,  Stuhl-,  Parquet- 
iiilsböden-  und  Kistenfabrikanten,  von  den  Fleischern  specielle 
Schweineschlächtereien,  von  den  Täschnern  Reisetaschen-  und 
Kofferfabriken  sich  absondern,  wenn  das  Versicherungsgewerbe 
sich  in  eine  grofse  Anzahl  von  Specialversicherungen  spaltet,  so 
ist  es  hier  wesentlich  nichts  anderes  als  die  verstärkte  Nachfrage, 
welche  zu  einer  einseitigen  Ausübung  fUhrt. 

Ja ,  wir  können  noch  weiter  gehen  und  sagen :  Ist  die  Ver- 
mehrung der  Bedürfnisse  der  Konsumenten  die  volkswirtschaftliche 
Ursache  der  Arbeitsteilung,  so  ist  ihre  privatwirtschaftliche  das 
Interesse  des  Produzenten.  Der  Bedarf  könnte  noch  so  sehr  zu- 
nehmen, er  würde  doch  unbefriedigt  bleiben,  wenn  nicht  das 
wirtschaftliche  Interesse  der  Gütererzeuger,  verbunden  mit  der 
Erkenntnis  der  Zweckmäfsigkeit  der  Arbeitsteilung  bei  genügen- 
dem Bedarf,  sie  zur  Specialisi'erung  antreiben  würde.  Es  ist 
nicht  genug,  dafs  der  Bedarf  da  ist,  es  mufs  auch  der  Arbeiter 
oder  Unternehmer  erkennen ,  dafs  es  lohnend  sei ,  für  die  Deckung 
desselben  einen  Sonderbetrieb  zu  errichten,  damit  es  zu  einer 
neuen  gesellschaftlichen  Arbeitsteilung  komme.  So  geht  denn 
schlielslich  die  bessere  Versorgung  der  Volkswirtschaft  mit  Gütern, 
wie  sie  durch  die  Arbeitsteilung  bewirkt  wird ,  im  letzten  Grunde 
hervor  aus  dem  Selbstinteresse  des   wirtschaftenden  Individuums. 


§9. 
Die  antorgeg:angenen  (bewerbe. 

Weder  der  Bestand  von  1751  ist  ganz  intakt  geblieben, 
noch  haben  sich  alle  Gewerbszweige,  welche  seitdem  neu 
aufgetreten  sind,  am  lieben  erhalten.  Es  sind  zusammen 
114  Gewerbe,  welche  entweder  vollständig  untergegangen  oder 
wenigstens  zeitweilig  verschwunden  sind.  Wir  führen  dieselben 
nachstehend  in  2  Verzeichnissen  auf. 

A.    Vollständig   untergegangene   Gewerbe. 

(NB.  Die  Reihenfolge  richtet  sich  nach  dem  vor  der  Ge- 
werbebezeichnung stehenden  letzten  Jahr  des  Vorhandenseins. 
Die  Zahlen  in  Klammem  bedeuten  das  Jahr  des  Auftretens  deB 
Specialberufs.) 

1757  Seidensticker  (1753) 

1764  Senkler  (1751) 

1764  Leinwand-  u.  Seidendrucker  (1751) 

1764  Kurf.  sftchs.  Hofoperateur  (1756) 

1770  Flanelldruckerin  (1769) 
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1774  LohmtiUer  (1751) 

1781  Medailleur  (1773) 

1788  Berliner  Blau-  u.  Lackfabi-ikant  (1751) 

1793  Beckenschläger  (1751) 

1 808  Rappöemühlen-(Schnupftabak8iiitihlen-)macher(1774) 

1809  Tambourinseidenfabnkant  (1800) 
1809  HutstafHerer  (1793) 

1812  Buntpapierfabrik  (1755) 

1829  Tuchscherenschleifer  (1790) 

1829  Schweizerkäsefabrikant  (1812) 

1829  Hundewasch-  und  Scheranstalt  (1827) 

1829  Corduanmacher  (1751) 

zwischen  1800  u.  1830  Institut  fiir  Stumme  (1778) 

1 8S0  Egl.  Sachs,  konz.  Druckerei  v.  Kattunen  u.  Tüchern 
(1821) 

1832  Oblatenkuchenbäcker  (1822) 

1833  Bader  (1751) 

1833  Seidenstrumpfwirker(-fabrikant)  (1768) 
1835  Leonischer  Gold-  u.  Silberspinner  (1809) 

1835  Chemische  und  Bleizuckerfabrik  (1829) 

1836  Seidene  Lockenfabrik  (1826) 
1838  Edelsteinschleifer  (1829) 
1840  Federwäscherin  (1830) 
1842  Rotstiftfabrik  (18o8) 

1842  Fadennudelfabrikant  (1821) 

1847  Stahldrucker  (1844) 

1849  Heftel-F.  (Haken  u.  Ösen,  1831) 

1849  Schriftstecher  (für  Landkartendruck,  1835) 

1850  Pfannkuchen-  u.  Zuckerbäckerin  (1846) 
1852  F.  wasserdichter,  geruchloser  StoflFe  (1843) 
1852  Glyphographische  Anstalt  (1846) 

1852  PeitBchenfabrikant  (1832) 
1852  Lampendocht-F.  (1846) 

1852  Bleiweifsfabrikant  (1848) 

1853  Bleidosenfabrikant  (1808) 

1855  Seidenknopfwarenfabrikant  (1844) 
1858  Deckennäherin  (wattierte  Bettdecken  und  Staben- 
decken aus  Tuchschroten,  1843) 
1850er  Jahre  Historienstecher  (1850er  Jahre) 
Eiide  1850er  Jahre  Daguerrotypeur  (1844) 
zwischen  1830  u.  60  Harfenlehrer  (zwischen  1800  u.  1830) 
zwischen  1830  u.  60  Bruchschädenarzt  (1797) 

1860  Verfertiger  von  Mosaiks  aus  yerschiedenem  Material 
(1858) 

1861  Gemälderestaurateur  (1826) 
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1861  Waschapparat-F.  (1854) 

1861  Seidenspinner  (1839) 

1863  Schreibfederfabrikant  (1843) 

1863  Perlmutterknopf-F.  (1793) 

1864  Panno typist  (1858) 
1864  Perlenstickerin  (1844) 
1864  Silhouetteur  (1823) 
1864  Sammet-F.  (1751) 

1866  Gold-  u.  Silberplätter  u.  -Spinner  (1751) 

1867  Chemische  Feuerzeug-  u.  Zündhöker-F.  (1824) 
1869  Architekturmaler  (1846) 

1869  Windenmacher  (1751) 
1860er  Jahre  Seidenappreteur  (1829) 

1870  Florwäscherin  (1828) 

1870  Charcuteriegeschäft  (1861) 

1871  Damenschuhmacher  (1862) 

1872  Pergamentmacher  (1751) 

1874  Omnibusgesellschaft  (1860) 

1875  Strumpfstricker  u.  Barettmacher  (1751) 
1875  Frz.  8trohstuhl-F.  (1839) 

1878  Blasebalcrverfertiger  (1845) 

1879  Metallschrauben-F.  (1870) 

ISTOer  Jahre  Landkartenstecher  (1820er  Jahre) 

1880  Rad-  u.  Wagenteil-F.  (1880) 

1880   F.   V.    Patentfensterstellem   u.   Rouleauxschnuren- 

klemmern  (1880) 
1880  Steinnufsknopf-F.  (1872) 
1882  Blumenmalerin  (1878) 

1882  Reisetaschen-F.  (1857) 

1883  Notenschreiber  (1847) 
1883  F.  V.  Pflanzenrot  (1857) 
1883  Wagenlackierer  (1878) 
1883  Ovaldrechsler  (1862) 

1883  Dampfkessel-F.  (1874) 

1884  Feigenkaffee-F.  (1880) 

1885  Sänftenträger  (1751) 

1885  Aquarellfarben-F.  (1876) 

1886  Sterapelfarben-F.  (1860) 

1887  Gasmesser-F.  (1849) 
1887  Kumys-F.  (1880) 

1889  Figur-  u.  Formenschneider  (1751).. 

zwischen   I8G0  u.  90   Herstellung  von   Ölfarben   (1830) 

zwischen    1860   u.   90   Flötenmeister  (zweite  Hälfte  18. 

Jahrh.) 
zwischen  1860  u.  90  Engl.  Frz.  Institut  (zwischen  1830 

und  60) 
zwischen  1860  u.  90  Hagelversicherung  f.   Feldfrüchte 

(zwischen  1830  u.  60) 
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« 

zwischen  1860  u.  90  Hypothekenversicherung  (zwischen 

1830  u.  60) 
zwischen   1860   u.   90   Eisenbahnversicherung  (zwischen 

1830  u.  60) 
zwischen  1860  u.  90  Metallbachstabenfabrikant  (1859) 


B.    Zeitweilig   verschwundene   Gewerbe. 

(NB.  Die  Zahl  vor  dem  Gewerbe  ist  das  letzte  Jahr  vor 
dem  vorübergehenden  Verschwinden.  Von  den  Zahlen  in  den 
Klammem  bedeutet  die  erste  das  Jahr  des  erstmaligen  Er- 
scheinens, die  zweite  das  des  Wiederauftretens.  Alle  Gewerbe 
sind  1890  vorhanden.    Die  Anordnung  ist  wieder  chronologisch.) 

1757  Glasschleifer*  (1755.  1821) 

1775  Glasbläserei  (Glaskünstler,  1752.  1882) 

1777  Tierarzt  (Bofs-  u.  Tierarzt,  1771.  1801) 

1777  Gold-  u.  Silbersticker  (1764.  1824) 

1781  Federschmücker  (Schmuckfeder-F.,  1768.  1812) 

1786  Lackierer  u.  Vergolder  (1771.  1802) 

gegen  1800  Taschenuhrgehäusemacher  (1775.  1801) 

1809  Schnürbrust-(Kor8ett-)F.  (1791.  1840er  Jahre) 

1812  Schaftstepper  (8chäfte-F.,  1810.  Ende  1860er  Jahre) 

1813  Stärke-F.  (1772.  1882) 

1814  Nagelschmied  (1751.  1845) 

1820  Kammerjäger  (Ratten-   u.  Mäusevertreiber,    1819. 

1879) 
1829  Zinnspielwarenfabrikant  (Zinnfigurenfabrikant,  1815. 

1849) 

1841  Meerschaumpfeifenkopfschneider  (Meerschaum  waren- 

u.  Rauchrequisiten-F.,  1815.  1880) 
1840  er    Jahre    Eochlehranstalt    (1830  er    Jahre.    Ende 

1880er  Jahre) 
1852  Sägenschärfer  (1843.  1890) 
1855  Geometer  (Feldmesser,  1838.  1880) 

1858  Glasschleifer  1  (1821.  1869) 

1859  Buchbinderwerkzeug-F.  (1854.  1862) 
1859  Orgelbauer  (1751.  1870) 

gegen  1860  Grofsuhrmacher  (1751.  Nach  1860) 


^  Das  Gewerbe  der  Grlasscbleifer  ist  zweimal  aufgeführt,  weil  es 
zweimal  (1757  u.  1858)  untergegangen,  aber  beide  Male  wieder  neu  er- 
standen ist. 

Poncbungen  XJX  2.  —  Petrenz.  6 
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Es  verschwanden  demnach  Berufe 


in  den  Perioden 


1751-1800    1800—1830   1830-1860  I  1860— 1890 


Zusammen 


dauernd  .    . 
zeitweilig   . 


9 

7 


9 
6 


27 

8 


49 


94 
21 


Znsammen 


16 


15 


35 


49 


115 


Von   den   zeitweilig   untergegangenen   Gewerben   sind   aber 
wieder  neu  erschienen  in  den  Perioden 


1751-1800 


1800-1830   I     1830-1860 


1860-1890 


Zusammen 


6 


12 


21 


Gehen  wir  zuerst  auf  die  in  Tabelle  B  aufgeführten  Berufe 
ein,  welche  kürzere  oder  längere  Zeit  nach  ihrem  Auftreten  für 
eine  Weile  aus  dem  Leipziger  Gewerbeleben  verschwanden,  dann 
aber  wieder  eine  Vertretung  am  Orte  gefunden  haben  und  sämt- 
lich 1890  vorhanden  waren.  Die  meisten  derselben  sind  auf- 
strebende Gewerbe.  Man  sieht  es  deutlich,  wie  der  erste  Ver- 
such einer  Specialisierung  gemacht  wird  zu  einer  Zeit,  in  der  die 
Absatzverhältnisse  noch  nicht  genügend  günstige  waren,  wie  dieser 
Versuch  infolgedessen  mifsglückt,  wie  dann  aber  später  mit 
dauerndem  Erfolge  der  Sonderberuf  Boden  gewinnt.  EJs  seien 
als  Beispiele  erwähnt:  die  Schaftstepperei  (1810 — 12,  Ende 
1860er  Jahre — 90),  die  Fabrikation  von  Buchbinderwerkzeug 
(1854—59,  1862—90),  von  Zinnspielwaren  (1815-29,  1849—90) 
und  von  Korsetts  (1791—1809,  1840er  Jahre— 90),  die  Feder- 
schmücker  (1768— 81,  1812— 90),  Tierärzte  (1771— 77,  1801—90), 
Lackierer  und  Vergolder  (1771  —  86,  1802  —  90),  Geometer 
(1838—55,  1880—90),  Kammerjäger  (1819-20,  1879— 90)  und 
die  Kochlehranstalten  (1830er— 40er  Jahre,  Endel880er  Jahre— 90). 

Für  das  Wiederauftreten  solch  eines  zeitweilig  verschwundenen 
Berufes  kann  dann  neben  der  verstärkten  Nachfrage  auch  die 
Vervollkommnung  der  Technik  mafsgebend  sein,  wie  z.  B.  bei 
der  Schaftfitepperei.  Auch  die  Mode  spielt  bei  diesen  Vorgängen 
eine  Rolle.  Es  sei  aufser  den  schon  genannten  Federschmückem 
und  Korsettfabrikanten  hingewiesen  auf  die  Gold-  und  Silber- 
sticker  (1764-  77,  1824—90),  die  Meerschaumdrechsler  (1815—41, 
1880—90)  und  die  Glasschleifer  (1755-57,  1821—58,  1869--90). 
Oder  es  kann  eine  handwerksmäfsige  Betriebsweise  eine  Zeitlang 
durch  Fabrikindustrie  verdrängt  werden  und  dann  doch  wieder, 
wenn  auch  nur  in  beschränktem  Mafse,  sich  geltend  machen. 
So   hängt  das  vorübergehende  Verschwinden  der  Nagelschmiede, 
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die  in  der  Zeit  von  1815 — 44  am  Orte  fehlen,  wahrscheinlich 
mit  der  fabrikmäfBi^en  HerBtellung  von  Maschinennägeln  zu- 
sammen, welche  am  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  in  Deutschland 
Eingang  fand  und  der  Nagelschmiederei  schweren  Eintrag  that. 

In  manchen  Fällen  endlich  läfst  sich  die  Ursache  des  zeit- 
wdligen  Untergangs  einer  Gewerbespedalität  nicht  einmal  ver- 
muten. So  sind  z.  B.  die  Grofsuhrmacher ,  die  sonst  von  1751 
an  bis  1890  andauernd  einen  besonderen  Specialberuf  bilden,  um 
18Ö0  herum  einige  Jahre  lang  nicht  als  besonderes  Gewerbe 
vorhanden,  während  es  in  jener  Zeit  einen  Schlosser  giebt,  der 
neben  Geldschränken  und  Telegraphen  auch  Turmuhren  ver- 
fertigt; so  fehlen  die  Orgelbauer  in  den  Jahren  1860 — 69  und 
die  Taschenuhrgehäusemacher  vom  Ekide  des  18.  Jahrhunderts 
bis  1801.  Ob  hier  auswärtige  Konkurrenzverhältnisse  oder 
persönliche  Ursachen  oder  auch  vielleicht  Ungenauigkeiten  unserer 
Quellen  vorliegen,  läfst  sich  gar  nicht  entscheiden.  — 

Zeichnen  sich  die  meisten  Gewerbe  der  bisher  besprochenen 
Klasse  B  dadurch  aus,  dafs  sie  eine  emporstrebende  Produktions- 
art repräsentieren,  so  zeigen  die  94  Berufsarten  der  Klasse  A, 
die  vollständig  untergegangenen  Specialitäten ,  zum  grofsen  Teil 
einen  ganz  anderen  Charakter. 

Freilich,  auch  unter  ihnen  befinden  sich  manche,  die  an  sich 
durchaus  noch  nicht  dem  Untergang  geweiht  sind,  Berufe,  die 
nicht  nur  in  der  Gegenwart  von  hoher  Bedeutung  sind,  sondern 
auch  eine  sichere  Zukunft  haben.  Sie  haben  sich  nur  nicht  ge- 
rade in  Leipzig  dauernd  erhalten ,  während  sie  an  anderen  Orten 
in  Blüte  stehen.     Genannt  seien,   als  dahin  gehörig:  die  Seiden- 

3 pinnerei  (1839 — 61),  die  Seidenappretur  (1829 — 60er  Jahre)  und 
ie  Sammetfabrikation  ^  (1751 — 1864);  die  Produktion  von  Bunt- 
papier (1755 — 1812),  von  Lampendocht  (1846 — 52),  von  Peitschen 
(1832—52),  von  Fadennudeln  (1821—42)  und  von  Rotstiften 
(1888—42).  Von  einem  Aufhören  des  Bedarfs  nach  dem  bin 
dahin  am  Ort  produzierten  Gut  ist  hier  nicht  die  Rede,  ebenso- 
wenig wie  davon,  dafs  die  betreffende  Produktion  fortan  von 
einem  anderen  Leipziger  Gewerbszweige  mit  ausgeführt  wird. 
Vielmehr  wandert  der  specialisierte  Beruf  gewissermafsen  aus  der 
Stadt  aus,  womit  nicht  gesagt  ist,  dafs  auch  der  Träger  des 
Berufes  auswandert.  Dieser  kann  auch  am  Orte  bleiben  und  zu 
einer  anderen  Erwerbsthätigkeit  übergehen.  Das  betreffende 
Produkt  aber  wird  fortan  durch  den  Handel  von  auswärts  be- 
zogen. Die  Ursachen  solcher  „ Berufsauswanderung ^  sind  ent- 
weder persönlicher  Natur  oder  beruhen  in  der  Wahl  eines  besseren 
Standortes. 

Eine  bei  weitem  gröfsere  Zahl  der  untergegangenen  Gewerbe 
besteht  aber  in   solchen   Berufen,  die  überhaupt  keine  Lebens- 

^  Die  letzte  „Sammetfabrik'^  war  nur  noch  Sammetpresserei  und 
Seidendruckerei  gewesen. 
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iUhigkeit  mehr  besitzen .  Es  sind  aussterbende  und  ausgestorbene 
Erwerbszweige. 

Die  Ursache  des  definitiven  Unterganges  alter  Gewerbe 
kann  eine  verschiedene  sein.  Oft  vermag  der  alte  handwerks- 
mäfsige  Betrieb  sich  nicht  mehr  gegenüber  den  billiger  und 
besser  produzierenden  Fabriken  zu  halten.  Solche  Verdrängung 
durch  kapitalistische  Grolsproduktion  fand  z.  B.  statt  bei  den 
Windenmachern  (1751— 1869),  den  Beckenschlägern  (1751—1793), 
den  Strumpfstrickern  und  Barettmachem  ^  (1751 — 1875)  und  den 
Korduanmachern  2  (1751—1829).  Auch  die  Weber  und  Tuch- 
macher erli^en  der  vervollkommneten  maschinellen  Technik. 
Es  wird  zwar  in  dem  1890er  Adrefsbuch  von  beiden  Handwerken 
noch  je  ein  Repräsentant  aufgeftihrt.  Persönliche  Nachforschung 
aber  hat  ergeben ,  dafs  der  betreflFende  Tuchmacher  sein  Gewerbe 
nicht  mehr  oetrieb,  sondern  schon  seit  lange  zum  Flanellhandel 
übergegangen  war.  Und  der  letzte  Leinweber,  über  den  keine 
Nachricht  zu  erhalten  war,  wird  sicher  ebenfalls  damals  sein 
Handwerk  nicht  mehr  ausgeübt  haben.  Mit  dem  Niedergang 
der  alten  Form  der  Tuchmacherei  in  Leipzig  hängt  endlich  auch 
das  Verschwinden  der  Tuchscherenschleifer  zusammen,  die  sich 
1790  von  den  Schleifern  getrennt  hatten  und  1829  zum  letzten 
Mal  genannt  werden. 

In  anderen  Fällen  hört  der  Bedarf  nach  dem  früher  herge- 
stellten Gute  ganz  auf,  bezw.  es  tritt  eine  Verschiebung  des  Be- 
darfs ein.  Die  Sänftenträger  (1751 — 1885)  und  die  Omnibus- 
gesellschaften  (1860 — 74)  können  nicht  mehr  den  Wettbewerb 
mit  den  anderen  Transportmitteln  der  Grofsstadt  (Droschken, 
Pferdebahn)  aushalten.  Die  Notenschreiber  (1847—83)  werden 
überflüssig  infolge  der  Billigkeit  gedruckter  Noten.  Seitdem  die 
Sitte  des  Tabakschnupfens  so  gut  wie  ^anz  aufgehört  hat, 
braucht  man  keine  Scbnupftabaksmühlenmacher  (1774 — 1808), 
keine  Bleidosenfabrikanten  ^  (1808 — 53)  mehr.  DieDaguerrotypeure 
(1844— Ende  1850er  Jahre),  Pannotypisten  (1858—64)  und  Sil- 
houetteure  (1823 — 64)  machen  den  Photographen  Platz,  die 
Fabriken  von  chemischen  Feuerzeugen  und  Phosphorzündhölzem 


^  Die  Strumpfstricker  und  Barettmacher,  welche  noch  mit  der  Hand 
strickteD  und  die  älteste  Art  der  Strumpf-  und  Wollwarenproduktion  ver- 
traten, spielten  im  18.  Jahrhundert  noch  eine  gewisse  Kolte:  1751  sowohl 
wie  1800  gab  es  ihrer  in  Leipzig  noch  9.  Seitdem  aber  ging  ihre  Zahl 
stark  zurück  (1880:  3»  1860:  1),  und  nach  1875  sind  sie  ganz  ausgestorben.  — 
Die  Strumpfwirker  dagegen,  die  unter  Benutzung  des  StrumpfiBtuhls 
arbeiten,  haben  sich  nocn  erhalten,  obgleich  sie  viel  von  ihrer  nrüheren 
Bedeutung  verloren  haben.  Das  beweisen  folgende  Zahlen.  Es  waren 
Strumpfwirker  am  Ort  1751:  28,  1800:  46(!;,  1830:  9,  1860:  16,  1890:  6. 

^  Die  Rorduanmacher  (Korduan-  und  Lederbereiter)  waren  1829  auf 
2  Personen  heruntergegangen  von  6,  die  noch  1800  vorhanden  waren. 

•  Dies  Specialgewerbe,  1808  nur  durch  einen  Fabrikanten  vertreten, 
erreichte  1830  die  Stärke  von  4  Mann,  sank  dann  aber  wieder  auf  eine 
Person  herab  und  hörte  1854  ganz  auf 
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(1824 — 67)  den  Fabriken  phosphorfireier  „schwedischer**  Zünd- 
hölzer, die  „Fabrikanten**  von  Qänsekielfedern  (1843 — 63)  den 
Stahlfederfabriken.  Weil  man  keine  Ledersenkel  mehr  trägt, 
sondern  statt  dessen  Zeugsenkel,  sind  die  Senkler ^  (1751 — 64) 
tlberfltissig  geworden.  Weil  der  Bedarf  nach  Pergament  stark 
gesunken  ist,  verschwindet  aus  Leipzig  das  alte  Handwerk  der 
Pergamentmacher  ^  (1751 — 1872).  An  Stelle  der  Reisetaschen 
treten  mehr  und  mehr  die  Reisekoffer ;  daher  findet  die  Specialitat 
der  Reisetaschenfabriken  (1857 — 82)  ein  Ende.  Der  Blasebalg 
ist  nicht  mehr  ein  notwendiges  Requisit  jeder  Haushaltung,  daher 

g'ebt  es  keine  besonderen  Blasebalgverfertiger  (1845 — 78)  mehr, 
ie  Waschapparatfabrik  (1854 — 61),  welche  wahrscheinlich  die 
früher  zum  Einweichen  der  Wäsche  benutzten  Schaukelmaschinen  ^ 
herstellte,  geht  ein,  weil  diese  Waschapparate  durch  moderne 
Waschmaschinen  ersetzt  werden.  Auch  der  Perückenmacher  ist 
zu  gedenken,  die  zwar  nicht  ganz  verschwinden,  aber  doch  in- 
folge der  veränderten  Haarmode  an  Zahl  stark  zurückgegangen 
sind.  Sie  betrugen  1751:  51,  1800:  123  (!),  1830:  29, 1860:  21 
und  1890:  27  Personen,  wobei  noch  zu  bedenken  ist,  dafs  die 
meisten  Mitglieder  der  Perückenmacherinnung  heute  auch  das 
Barbier-  und  Frisiergeschäft  betreiben,  während  nur  einige  sich 
auf  das  Herstellen  von  Perücken  beschränken. 

Ging  schon  in  manchem  der  genannten  Fälle  die  Änderung 
des  Bedarfs  aus  wechselnder  Mode  hervor,  so  zeigt  diese  ihren 
Einflufs  auf  den  Untergang  gewisser  Berufszweige  auch  noch 
sonst.  Die  Perlenstickerei  besteht  als  Specialberuf  nur  von 
1844—1864,  die  Fabrikation  seidener  Locken  von  1826—1836. 
Der  früher  zu  Damenkleidem  viel  benutzte  Flor  bewirkt  wie  das 
Auftreten  so  auch  das  Verachwinden  der  Florwäscherei  (1828 — 70). 
Besondere  Harfenlehrer  giebt  es  nur  vom  1. — II.  Drittel  des  19. 
Jahrhunderts,  Flötenlehrer  nur  von  der  II.  Hälfte  des  18.  bis 
zum  III.  Drittel  des  19.  Jahrhunderts. 

Während  bei  fast  all  diesen  Gewerben  nicht  nur  die  betreffende 
Berufsspecialität  aufhört,  sondern  die  bisher  ausgeübte  Thätigkeit 
überhaupt  ihr  Ende  findet  und  das  früher  hergestellte  Gut  ent- 
weder gar  nicht  mehr  oder  wenigstens  auf  ganz  andere  Weise 
und  mit  vervoUkommneteren  Mitteln  hervorgebracht  wird,  giebt 
es  eine  andere  Gruppe  von  gewerblichen  Berufszweigen,   welche 

^  Das  Senklergewerbe  war  zuletzt  nur  noch  durch  eine  einzige  Frau 
vertreten  gewesen. 

^  Die  Per^mentmacher  (Pereamentfabriken)  haben  im  19.  Jahr- 
hundert schon  immer  eine  minimale  Rolle  gespielt.  1800  waren  ihrer  2, 
1830  und  1860  nur  je  einer.  Dala  sie  sich  trotzdem  bis  1872  hielten,  liegt 
daran,  dafs  sie  ihr  Produktionsgebiet  erweitert  hatten.  In  der  ersten 
Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  verfertieten  sie,  wie  bereits  an  anderer  Stelle 
erwähnt  wurde,  auch  Trommeln  una  Pauken,  und  die  letzte  Pergament- 
fabrik stellte  nicht  nur  „Leder-  und  Papierpergament^,  sondern  auch 
„Karton-,  Porzelaine-  und  Glac^papiere  in  allen  Farben''  her. 

»  Vergl.  Sehr.  d.  V.  f.  S.-P.  Bd.  62,  S.  145. 
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nur  als  Specialberufe  verschwinden,  ohne  dafs  die  ihnen  eigen- 
tümliche Produktionsart  untergeht. 

Es  kann  dabei  ein  bisher  selbständiger  Arbeiter  an  ein 
anderes  Unternehmen  angegliedert  werden  und  dadurch  zum  ab- 
hängigen Lobnarbeiter  werden.  So  sind  die  HutstaiBerer 
(1793—1809)  in  den  Hutfabriken,  die  Gold-  und  Silberplätter 
und  -Spinner  (1751—1866)  in  den  Gold-  und  Silberfabriken 
(Gold-  und  Silbergespinstwarenfabriken) ,  die  Federwäscherinnen 
(1830 — 40)  in  den  Schmuckfederfabriken,  die  Landkartenstecher 
(1820er— 70er  Jahre)  und  die  Schriftstecher  (1835—49)  in  den 
Landkartendruckereien  (Geographisch-artistischen  Anstalten)  und 
die  Wagenlackierer  (1878 — 83)  in  den  Wagenbauanstalten  auf- 
gegangen. 

£s  kann  sich  aber  auch  herausstellen,  dafs  die  versuchte 
Errichtung  einer  specialisierten  Unternehmung  verfehlt  war,  so 
dafs  der  Unternehmer  genötigt  ist,  doch  auch  noch  wieder  andere 
Artikel  neben  dem  einen  zu  produzieren.  Von  Beispielen  solcher 
zu  weitgehenden  und  darum  auf  die  Dauer  nicht  haltbaren 
Öpecialisierung  seien  genannt:  die  Damenschuhmacher  (1862 — 71), 
die  Ovaldrechsler  (1862 — 83),  die  Stahldruckerei  (als  gesondert 
von  der  Kupferdruckerei,  1844 — 47),  die  Architekturmalerei 
(1846 — 69),  die  Historienstecherei  (in  den  1850er  Jahren),  die 
Oblatenkuchenbäcker  (1822—32),  die  Rad- und  Wagenteilfabrik, 
die  Fabrik  von  Patentfensterstellem  und  Rouleauxschnuren- 
klemmern,  die  beide  nur  im  Jahre  1880  existieren,  und  die  vom 
II. — III.  Drittel  des  19.  Jahrhunderts  bestehenden  Specialver- 
sicherungen gegen  Eisenbahnunfälle  und  gegen  Hagelschäden  an 
Feldfrtichten  neben  den  allgemeinen  Transport-  und  Hagelver- 
sicherungen. Auch  die  Specialfabrikation  von  Dampfkesseln 
(1874—83),  Gasmessern  (1849—87),  Metallbuchstaben  (1859— III. 
Drittel  19.  Jahrhunderts),  Stempelfarben  (1860—86),  Ölfarben 
(1880— III.  Drittel  19.  Jahrhunderts),  Metallschrauben  (1870—79) 
und  anderen  Erzeugnissen  hat  sich  in  Leipzig  nicht  dauernd 
bewährt  und  ist  der  Kombination  mit  der  Herstellung  verwandter 
Produkte  gewichen.  So  wurde  und  wird  z.  B.  die  Herstellung 
von  Ölfarben  in  der  Regel  von  den  Malern  und  mitunter  auch 
von  den  Lackfabriken  besorgt,  die  Produktion  von  Stempelfarben 
durch  die  Buchdruckfiirbenfabriken  ausjirefuhrt. 

Ahnlichen  Charakter  endlich  haben,  wenn  auch  hier  kein 
eigentlicher  Berufsuntergang  vorliegt,  die  Fälle  von  Vereinigung 
zweier  oder  mehrerer  alter  handwerksmäfsiger  Gewerbe,  die 
wohl  in  früherer  Zeit  als  Sondererwerbszweige  nebeneinander 
bestehen  konnten,  jetzt  aber  infolge  der  Verarmung  dieser  Ge- 
werbszweige sich  zu  einem  Berufe  zusammengeschlossen  haben. 
So  ist  eine  Vereinigung  des  Sporer-  und  des  Schwertfegerhandwerks 
eingetreten.  Bereits  1860  ist  der  eine  der  beiden  vorhandenen 
Sporer  als  „Sporer  und  Schwertfeger"  gekennzeichnet,  und  am 
Schlufs   unserer  ganzen  Epoche  sind   diese   beiden  gewerblichen 


XIX  2.  87 

Thätigkeiten  vollständig  zu  einer  verschmolzen.  Ebenso  hat  eine 
Beru&vereinigung  in  der  Färberei  stattgefunden.  Während  im 
18.  und  in  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  die  Schwarz- 
und  Boyfärber  noch  von  den  Kunst-,  Waid-  und  Schönfärbern 
streng  geschieden  werden,  feilt  dieser  Unterschied  seit  den  1870er 
Jahren  fort,  und  es  bleibt  an  Stelle  der  beiden  Sonderberufe  nur 
die  eine  Kategorie  der  Färberei,  deren  Haupterwerb  heute  auf 
der  sogenannten  Lappenfärberei  beruht.  Auch  die  Zeugdruckerei, 
die  einst  von  der  Färberei  ausgegangen  war,  mündet,  nachdem 
sie  einige  Male  einen  Ansatz  zur  SpeciaUsierung  gemacht  hat, 
wieder  in  ihr  Muttergewerbe  ein.  Von  1751 — 1764  finden  wir 
Leinwand-  und  Seidendrucker  (1751:  16,  1764:  10),  von  1769—70 
eine  Flanelldruckerin  und  von  1821 — 30  eine  kön.  sächs.  konz. 
Druckerei  von  Kattunen  und  Tüchern.  Aber  sowohl  in  der 
Zwischenzeit  wie  in  den  folgenden  Jahren  wird  die  Druckerei 
von  Stoffen  in  Leipzig  wieder  von  den  Färbern  ausgeführt. 
W^ohl  werden  uns  von  1850 — 83  wieder  „Kattun-  und  Zeug- 
drucker" genannt,  aber  dieselben  Personen  sind  zugleich  Färber, 
so  dafs  hier  bereits  eine  Verschmelzung  der  beiden  Berufe  ein- 
getreten ist*. 

Mitunter  kann  auch  ein  rein  äufserlicher  Anlafs  zum  Unter- 
gang eines  bestehenden  Gewerbes  führen.  Als  ein  Beispiel  sei 
angeführt  der  Leipziger  Lohmüller,  der  seit  1775  nicht  mehr 
vorhanden  ist.  Sein  Fortbleiben  hängt  jedenfalls  mit  der  zufälligen 
Thatsache  zusammen,  dafs  in  jener  Zeit  die  im  städtischen  Eigen- 
tum befindliche  und  von  den  Lohgerbern  gepachtete  Lohmüljle 
abbrannte  und  nicht  mehr  durch  eine  neue  ersetzt  wurde.  Aus- 
wärtige trat  hier  an  Stelle  der  lokalen  Produktion.  — 

Es  ist  eine  durchaus  nicht  geringe  Anzahl  von  Berufen, 
welche  im  Laufe  der  letzten  VI2  Jahrhunderte  aus  dem  Leipziger 
Gewerbeleben  verschwunden  ist.  Die  Ursachen  davon  können, 
wie  wir  gesehen  haben,  verschiedene  sein.  Mögen  nun  alte  Be- 
dürfiiisse  durch  neue  abgelöst  werden,  mag  die  Technik  einen 
wesentlichen  Fortschritt  machen  oder  die  kapitalistische  Produk- 
tionsform eine  weitere  Ausbreitung  erfahren,  mögen  andere  Gegen- 
den sich  als  günstigere  Standorte  für  die  Erzeugung  bestimmter 
Güter  erweisen  und  so  die  Verteilung  der  Produktion  über  das 
ganze  Gebiet  der  Volkswirtschaft  besser  den  Produktions-  und 
Absatzbedingungen  angepafst  werden,  —  in  jedem  Fall  erleidet 
die  Wirtschaft  der  Nation  durch  den  Untergang  all  dieser 
Erwerbszweige,  sei  er  nun  lokal  oder  allgemein,  keinen  Nachteil; 
vielmehr  wird  durch  den  eintretenden  Ersatz  die  Versorgung  des 
Volkes  mit  Gütern  eine  immer  bessere  und  reichlichere.  Und 
auch  die  fortschreitende  berufliche  Specialisierung  der  Bevölkerung 
kann  dadurch  nicht  zum  Stillstand,  oder  gar  Rückschritt  gebracht 


^  Über  die  Zeugdrackerei  vgl.  auch  von  Z  w  iedineck-Südenhorst 
in  Sehr.  d.  V.  f.  S.-P.  Bd.  66,  S.  201  ff. 
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werden,  denn  der  Gewinn  durch  neu  hinzukommende  Berufe 
übertrifft,  wie  uns  der  nächste  Abschnitt  noch  zahlenmäfsig  zeigen 
wird,  bei  weitem  den  Verlust  durch  untergegangene. 

§  10. 
Der  Fortsehritt  der  gewerblichen  Bernfsgllederung  Im 
ganzen  and  das  YerhSltnls  der  Arbeltstellung  zur  &e- 

werbererfassiing. 

Wir  haben  in  den  früheren  Abschnitten  bei  der  Charakteri- 
sierung der  verschiedenen  Arten  der  Arbeitsteilung  auch  zugleich 
einige  Zahlen  über  die  innerhalb  der  einzelnen  Perioden  statt- 
gefundene Zunahme  gegeben,  und  es  ist  daraus  bereits  deutlich 
hervorgegangen,  dafs  die  Arbeitsteilung  in  einem  beständigen 
Wachstum  begriffen  ist. 

Es  ist  aber  nun  weiter  noch  erforderlich,  ein  statistisches 
Gesamtbild  über  die  ganze  fkitwicklung  zu  gewinnen.  Wir  fügen 
daher  die  gewonnenen  Daten  im  folgenden  zu  einem  Ganzen 
zusammen. 

Der  Bestand  am  Anfang  unserer  Untersuchungsepoche,  im 
Jahre  1751,  betrug  118  Gewerbespecialitäten. 

Dazu  kamen  Berufe  hinzu: 


in  den  Perioden 

ZU- 

durch 

1751 

1800 

1830 

1860 

sammen 

bis  1800 

bis  1830 

bis  1860 

bis  1890 

Berufsein  Wanderung    . 

5 

12 

7 

16 

40 

Berufsbildung     .    .     . 

3 

10 

16 

17 

46 

Berutlsßchöpfung .    .    . 

3 

4 

23 

42 

72 

Produktionsteil UDg  .     . 

4 

7 

14 

18 

43 

Berufsspaltung     .    .     . 

18 

38 

68 

176 

300 

Verselbständigung 

eines  Nebenberufs    . 

3 

9 

6 

14 

32 

Wiederauftreten     zeit- 

weilig untergegange- 
ner Gewerbe    .    .    . 

— 

6 

3 

12 

21 

zusammen 

36 

86 

137 

295 

554 

Damit  ist  aber  blofs  der  Zuwachs  gegeben.  Um  ein  korrektes 
Bild  der  wirklichen  Vermehrung  der  Specialit^ten  zu  erhalten, 
müssen  wir  nun  noch  die  untergegangenen  Gewerbe  in  Abzug 
bringen.  Es  verschwanden  wieder ,  sei  es  nun  zeitweilig,  sei  es 
dauernd,  in  den  Perioden 


1751-1800 

1800-1830 

1830—1860 

1860-1890 

zusammen 

16 

15 

35 

49 

115 
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Somit  erfuhren  die  Gewerbespecialitäten   Leipzigs  folgende 
Veränderungen : 


1751 
bis  1800 

1800 
bis  1830 

1830 
bis  1860 

1860 
bis  1890 

Bestand  am  Anfang  der  Periode 
Davon  gingen  unter 

118 
16 

138 
15 

209 
35 

311 
49 

m 

Es  blieben  also  erhalten    .    .    . 
Dazu  kamen  neu  hinzu     .    .    . 

102 
36 

123 

86 

174 
137 

262 
295 

Mithin    Bestand   am    £nde   der 
Periode 

Daher   mehr  am   Ende   als  am 
Anfang 

138 
"20 

209 
71 

311 
102 

557 
246 

Es   ergiebt  sich   daraus  im  Verhältnis  ssum  Anfangsbestand 
der  einzelnen  Perioden  eine 


1751 
bis  1800 


1800 
bis  1830 


1830 
bis  1860 


1860 
bis  1890 


Vermehrung  durch  hinzukom- 
mende Gewerbe  um   .... 

Verminderung  durch  untergeg. 
Gewerbe  um 


310/0 
140/0 


620/0 
110/0 


66  0/0 
170/0 


950/0 
16  0/0 


Wir  erkennen  da  zunächst  eine  Vermehrung  der  Gewerbe- 
specialitäten im  Zeitraum  1751 — 1890  von  118  auf  557  d.  i.  um 
439  Berufe  oder  um  372  ^/o.  Die  Gewerbearten  haben  sich  also 
beinahe  verfünffacht. 

Wir  sehen  aber  auch  weiter,  wie  die  Neigung  zur  Aus- 
dehnung der  Berufsgliederung  zwar  auch  schon  im  18.  Jahr^ 
hundert  nicht  ganz  unbedeutend  gewesen  ist,  wie  sie  dann  aber 
im  19.  Jahrhundert  sich  gewaltig  gesteigert  hat  und  dann  nament- 
lich seit  1860  einen  ganz  enormen  Fortschritt  zeigt. 

Es  hängt  diese  letzte  Thatsache  offenbar  mit  der  veränderten 
Gewerbegesetzgebung  zusammen,  mit  dem  Übergang  vom  Zunft- 
wesen zur  Gewerbefreiheit.  Das  Gewerbegesetz  für  das  König- 
reich Sachsen  vom  15.  Oktober  1861,  welches  den  selbständigen 
Betrieb  eines  jeden  Gewerbes  (abgesehen  von  gewissen  Bedingungen) 
jedermann  freistellte,  den  Innungszwang  und  alle  Verbietungs- 
rechte  aufhob,  trat  am  1.  Januar  1862  in  Ej:«ft.  Wir  haben 
demnach  in  den  Ziffern  bis  1860  Repräsentanten  des  gebundenen 
Gewerbes  vor  uns,  während  die  von  1860—90  eine  Zeit  ver- 
treten, in  der  die  freiheitliche  Gewerbeordnung  nun  bereits  ihre 
die   Arbeitsteilung   fördernde    Macht    reichlich    bewiesen    haben 
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molB.  Und  in  der  That,  die  295  neuen  Gewerbe,  welche  diese 
letste  Epoche  gebracht  hat,  sowie  die  246  Berufe,  um  welche 
der  Bestand  von  1890  den  von  1860  trotz  der  inzwischen  unter- 
gegangenen 49  Gewerbe  doch  noch  übersteigt,  zeugen  davon^ 
dafs  die  Gewerbefreiheit  einen  fördernden  Einäufs  auf  die  gesell- 
schaftliche Arbeitsteilung  ausgeübt  hat. 

Dais  durch  die  Aufhebung  der  alten  GewerbebeschrSnkuneen 
für  eine  weitgehende  Arbeitsteilung  freie  Bahn  geschaffen  worden 
ist,  geht  auch  aus  anderen  Erwägungen  hervor.  War  es  doch  unter 
dem  Banne  der  Zunftverfassung  jedem,  der  sich  etwa  uuf  die 
Herstellung  eines  Specialartikels  legen  wollte,  zu  der  er  an  sich 
gar  nicht  einer  besonders  umfangreichen  und  langwierigen  Fach- 
ausbildung bedurfte,  nur  dann  möglich,  seine  Ansicht  durchzu- 
setzen, wenn  er  dem  betreffenden  Zunftgewerbe ,  in  dessen 
Arbeitsgebiet  die  beabsichtigte  Produktion  fiel,  ordnungsmäfsig 
angehörte.  So  weist  z  B.  Königsheim  in  seiner  Ausgabe  des 
Gewerbegesetzes  von  18G1 ,  S.  28 ,  darauf  hin,  dafs  für  jemand, 
der  sich  der  Korsettfabrikation  widmen  wollte,  die  Erlernung  des 
ganzen  Schneiderhandwerks  erforderlich  war.  Mufste  doch  selbst 
derjenige,  der  ein  in  das  Bereich  einer  Zunft  fallendes  Fabrikat 
weit  vollkommener  herzustellen  wufste,  als  es  bisher  geschehen 
war,  darauf  verzichten,  zum  eigenen  Schaden  und  zum  Nachteil 
der  Gesamtheit,  wenn  er  sich  nicht  den  festen  Gewerbeschranken 
einfügte.  So  war,  wie  Mascher  S.  518  seines  „Deutschen  Ge- 
werbewesens'' (Potsdam  1866)  anfUhrt,  der  EIrfinder  der  Rund- 
brennerlampe Argand  genötigt,  sich  mit  einem  zünftigen  Blech- 
schläger zusammenzuthun ,  um  den  Anfeindungen  derjenigen 
Zunfthandwerker,  welche  die  Lampenanfertigung  als  ihr  aus- 
schliefsliches  Recht  in  Anspruch  nahmen,  die  Spifcze  abzubrechen. 

Derartige  Schwierigkeiten  traten  in  der  Zeit  des  gewerblichen 
Zwanges  der  Bildung  neuer  Sonderberufe  entgegen,  und  Philippo- 
vich  hat  gewifs  recht,  wenn  er  sagt  (S.  79  seines  Grundrisses, 
T.  I,  2.  Aufl.):  „Wo  die  Schranken  fester  Gewerbeordnungen, 
staatlicher  und  korporativer  Regelung  der  Erwerbsthätigkeit  ge- 
geben sind,  ist  auch  der  Entwicklungsgang  der  gesellschaftlichen 
Arbeitsteilung  in  der  Volkswirtschaft  gehemmt.^  Mit  dem  Fort- 
fallen dieser  Schranken  konnte  die  Arbeitsteilung  sich  ungehindert 
entwickeb. 

Eine  langsamere  Entwicklung  war  aber  ft^ilich  auch  schon 
vor  der  Einführung  der  Gewerbefreiheit  möglich  und  thatsächlich. 
Die  in  der  Periode  1800 — 1830  neu  aufkommenden  86  Gewerbe 
und  namentUch  die  in  der  Zeit  von  1830 -- 1860  hinzutretenden 
137  bezeugen  das. 

Diese  trotz  der  oben  genannten  Hindernisse  vorhandene 
Möglichkeit  war  durch  verschiedene  Ursachen  bedingt.  Zu  allen 
Zeiten  haben  die  zünftigen  Gewerbe  immer  nur  einen  Teil  der 
gewerblichen  Berufe  gebildet.  Z.  B.  in  Leipzig  gab  es  1860  bei 
311   Gewerbespeeialitäten  nur  53  Innungen ,   darunter   allerdings 
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einige  kombinierte.  Aber  auch  schon  1751  waren  von  118  Ge- 
werben nur  64  zünftig,  also  nicht  viel  mehr  als  die  Hälfte.  In 
allen  freien  Berufen  konnte  sich  die  Specialisierung  ungehemmt 
entwickeln.  Dasselbe  gilt  von  den  in  den  letzten  beiden  Jahr- 
hunderten aufgekommenen  Fabrikbetrieben,  sofern  sie  abseits 
vom  Handwerk  ihre  Entstehung  fanden.  Der  Berufsbildung  war 
keine  Schranke  gesetzt.  Aber  auch  selbst  die  Zunfthandwerker 
waren,  wo  sich  die  technische  und  wirtschaftliche  Möglichkeit 
dazu  bot ,  nicht  gehindert ,  sich  auf  einen  bestimmten  Teil  ihres 
Produktionsgebietes  zu  specialisieren.  Dazu  kam,  dafs  das  eine 
oder  andere  Gut,  obgleich  es  an  sich  in  das  Arbeitsgebiet  irgend 
eines  Handwerks  fiel,  doch  an  einem  bestimmten  Ort  von  den 
Angehörigen  dieses  Handwerks  entweder  überhaupt  nicht  oder 
wenigstens  nicht  in  genügender  Qualität  hergestellt  wurde  und 
infolgedessen  so  mancher  Specialarbeiter  durch  weitgehende 
obrigkeitliche  Konzessionierungen  in  den  Stand  gesetzt  werden 
konnte,  sein  Gewerbe  auch  ohne  Zunftzugehörigkeit  auszuüben. 
Gerade  die  sächsische  Gewerbepolitik  war  in  derartigen  Be- 
freiungen vom  Zunftzwang  liberal  und  stellte  die  Förderung  des 
einheimischen  Gewerbes  höher,  als  das  eigennützige  Interesse  der 
in  ihrem  sicheren  Besitze  bedrohten  Zunftgenossen. 

Es  war  eben  an  Stelle  des  alten  Zunftsystems  schon  im 
18.  und  namentlich  im  19.  Jahrhundert  das  Ronzessions- 
system getreten,  welches  die  Berechtigung  zum  Betriebe  eines 
Gewerbes  grundsätzlich  nicht  mehr  von  der  Zugehörigkeit  zu 
einer  öffentlich-rechtlichen  gewerblichen  Korporation,  sondern  von 
obrigkeitlicher  Elrlaubnis  abhängig  machte.  Und  bei  der  Er- 
teilung solcher  Erlaubnis  liefsen  sich  die  Regierungen  in  erster 
Linie  von  der  Rücksicht  auf  den  Bedai*f  und  die  Konsumenten 
bestimmen  und  nicht  von  der  Rücksicht  auf  die  Zunft. 

Diese  Auflösung  der  früheren  Zunftstrenge  durch  die  Kon- 
zessionierungspolitik  ist  wohl  der  Hauptgrund  dafür,  dafs  auch 
schon  vor  18o0  eine  ziemlich  starke  Vermehrung  der  gewerblichen 
Berufe  eingetreten  ist. 

Mit  der  gewaltigen  Zunahme  der  specialisierten  Gewerbe 
aber  nach  Einfuhrung  der  vollen  gewerblichen  Bewegungsfreiheit 
läfst  sich  die  Arbeitsteilung  vor  jener  Zeit  nicht  vergleichen. 
Ganz  besonders  deutlich  sehen  wir  das  an  denjenigen  Ab- 
zweigungen, welche  aus  zünftigen  Gewerben  stattgefunden  haben. 
Eß  waren  das  vor  1862:  76,  nach  1862:  84.  Diese  Zahlen 
scheinen  beim  ersten  Blick  nicht  viel  zu  Gunsten  unserer  Be- 
hauptung zu  beweisen.  Wenn  man  aber  bedenkt,  dafs  jene  76 
Gewerbe  sich  auf  die  Jahre  1751 — 1862  und  diese  84  nur  auf 
die  Jahre  1862 — 90  verteilen,  und  wenn  man  die  Durchschnitts- 
ziiFem  berechnet,  so  ergiebt  sich,  dafs  vor  der  Gewerbefreiheit  in 
10  Jahren  durchschnittlich  sich  nur  7  Gewerbe  aus  Zunfthand- 
werken bildeten,  nach  der  Gewerbefreiheit  aber  30. 

Während   so   auf  der  einen  Seite  gerade  unter  dem  freien 
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Gewerbesjstem  die  Entstehung  neuer  Berufe  beaonders  begünstigt 
wird,  wirkt  auf  der  anderen  Seite  die  Freiheit  des  Gewerbes 
doch  in  einem  Punkte  der  Arbeitsteilung  direkt  entgegen,  indem 
sie  gerade  die  Zusammenziehung  verschiedener  Berufe,  d.  h  die 
Arbeits-  oder  genauer  Berufsvereinigung ,  ermöglicht 

Die  Vereinigung  mehrerer  zünftiger  Professionen  in  einer 
Person  war  vor  der  Gewerbefreiheit  in  der  Regel  unstatthaft 
Zwar  fand  dieser  Grundsatz  auf  freie  Gewerbe  und  auch  über- 
haupt auf  Fabrikuntemehmungen  keine  Anwendung  (vergl. 
Funcke,  Polizeigesetze,  Bd.  IV,  S.  139  und  280  f.),  behielt  aber 
trotzdem  immer  noch  seine  Bedeutung.  §  50  des  sächsischen 
Gewerbegesetzes  gab  die  volle  Freiheit  auch  für  Vereinigung 
mehrerer  Gewerbe,  so  dafs  seitdem  gar  keine  Grenze  der  Kom 
bination  der  verschiedenartigsten  Berufszweige  besteht.  Dadurch 
aber  war  die  Möglichkeit  geschaffen,  dals  das  eine  oder  andere 
Sondergewerbe  als  solches  ganz  untergeht  E^s  ist  bereits  in  §  9 
auf  die  Verschmelzung  der  Sporer  und  Schwertfeger,  sowie  auf 
die  der  Schwarzfarber,  Schönfärber  und  Zeugdrucker  hingewiesen. 
Diese  Fälle,  bei  denen  infolge  derartiger  Kombinationen  ein  alter 
Specialberuf  vollständig  verschwindet,  sind  aber  verhältnismäfsig 
so  selten,  dafs  sie  nicht  ins  Gewicht  fallen. 

Wir  können  daher  unsere  letzten  Untersuchungen  dahin 
zusammenfassen,  dafs  zwar  durch  das  Konzessionssystem  gegen- 
über dem  strengen  Zunftwesen  die  Arbeitsteilung  erleichtert 
worden  ist,  dais  aber  erst  die  Gewerbeireiheit  dazu  beigetragen 
hat,  alle  äufseren  Hemmnisse,  welche  sich  der  Ausdehnung  der 
gewerblichen  Beru&gliederung  in  den  Weg  stellen  konnten,  zu 
beseitigen,  so  dafs  nun  die  Arbeitsteilung  sich  frei  aus  sich  heraus 
entwickeln  konnte,  soweit  überhaupt  eine  technische  und  wirt- 
schaftliche Möglichkeit  dazu  vorhanaen  war. 

Weiter  aber  geht  der  Einflufs  der  Gesetzgebung  nicht  Die 
Wirtschaftspolitik  kann  wohl  die  ökonomische  Entwicklung  zeit- 
weilig hemmen  oder  fördern,  sie  kann  sie  aber  nicht  machen. 
Die  treibenden  Kräfte  der  Volkswirtschaft  liegen  nicht  im  Kopfe 
des  Gesetzgebers,  sondern  in  den  Bedürfnissen  des  Volkes.  Und 
auch  bei  der  fortschreitenden  Arbeitsteilung  ist  schliefslich  die 
letzte  Ursache  der  gesteigerte  Bedarf  nach  wirtschaftlichen  Gütern. 
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Rascher,  der  Änderung  der  Machtverhältnisse  folgender  Wechsel 
des  ständisch -monarchischen  Verfassungsrechts  innerhalb  kurzer  Zeit- 
räume S.  3ff.  —  Über  die  rev^isionelle,  der  Entwicklung  des  Stände- 
rechta  abträgliche  Wirkung  der  Bestätigung  oder  Beschwürung  dieses 
Rechtes  bei  jedem  Regierungsantritte  S.  8  ff. 

« 

m. 

Das  ständisch- monarchische  Staatsrecht  bringt  es  zu  keiner  Aus- 
bildung des  reichsrechtlichen  Satzes  von  1231 :  ut  negue  principis,  neque 
alii  quilibet  constitutiones  et  nova  jura  facere  possint,  nisi 
meliorum  et  majorum  terrae  consensus  primitus  habeatur.  Das  Ver- 
hältnis des  Anteils  des  Herrschers  und  der  Stände  an  der  mafsgebenden 
Bestimmung  der  staatlichen  Angelegenheiten  läfst  eine  Feststellung 
mittels  der  modernen  Begriffe:  Gesetzgebung  und  Verordnung,  nicht  zu. 
Die  Stände  wollen  einerseits  überall,  andererseits  nur  dort  mitreden, 
wo  sie  interessiert  sind.  Mittels  der  Regalitätstheorie  werden  sie,  wenn 
es  die  politischen  Verhältnisse  gestatten,  auf  die  jura  regni  verwiesen, 
jenseits  welcher  die  dem  Herrscher  zur  alleinigen  Ausübung  zustehen- 
den jura  regia  liegen  S.  10 ff.  —  Die  technische  und  politische  Unvoll- 
kommenheit  der  jura  regni  sowie  die  Arbeitsunlust  der  Stände  ermög- 
licht bedeutsame  organisatorische  und  staatsrechtliche  Veränderungen 
durch  einseitigen  Akt  des  Monarchen  sowie  eine  einseitige  materielle 
Gesetzgebung  derselben  fast  auf  allen  staatlichen  Gebieten  S.  14  ff.  — 
Meistens  scnliefsen,  und  zwar  mit  verschiedenem  Erfolge,  die  Bitten 
und  Beschwerden  der  Stände  an  perfekte  und  bereits  in  Wirksamkeit 
getretene  einseitige  monarchische  Akte  erst  an  und  die  darauf  erfolgende 
Erledigung  des  Monarchen,  wird,  so  wie  sie  lautet,  also  auch,  wenn  sie 
eine  Ablehnung  enthält,  als  mafsgebender  Reichsabschied  verlaut- 
bart.  Eine  Beschul fsform,  welche  zum  Ausdruck  bringen  würde,  dafs  für 
die  Wirksamkeit  des  Beschlufsinhalts  die  vorgängige  Zustimmung, 
das  primitus  consentire  der  Stände  erforderlich  sei,  und  welche  hier- 
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durch  eine  Scheidung  zwischen  verfassungsmäfsig  notwendiger  Mit- 
wirkung der  Stände  und  monarchischer  Prärogative  ermöglichen  würde, 
bildet  sich  nicht  ans.  Das  unter  ständischer  Mitwirkung  entstandene 
Recht  hat  keinen  Vorrang  vor  dem  in  anderer  Form  entstandenen  S.  2i  AT. 

IV. 

Ein  souveränes  Alleingcsetzgebungsrecht  der  Stände  in  Landes- 
angelegenheiten besteht  von  dem  Zeitpunkte  der  Beseitigung  der  stän- 
dischen Selbstversammlung,  also  spätestens  im  16.  Jahrhunderte,  nicht. 
Auch  solche  LandtagsschiGsse,  die  als  Landtagsgesetze  hinausgehen, 
kommen  unter  der  Autorität  der  Krone  zustande.  Um  die  gleiche  Zeit 
ist  der  Höhepunkt  korporativer  Autonomie  innerhalb  der  staatsähnlichen 
Gemeinwesen  bereits  überschritten  S    31  fF. 

V. 

Das  Überwuchern  des  auf  monarchische  Verleihungsakte  oder  auf 
Herkommen  zurückgeführten,  vom  Gemeininteresse  absehenden,  die 
staatliche  Entwicklung  hemmenden  Privilegialrechts  über  die  abstrakte 
Rechtsnorm  im  Ständestaate  hat  zur  Folge,  dafs  sich  die  im  13.  Jahr- 
hunderte ausgebildete  kanonistische  und  deutschrechtliche  Lehre  von 
der  Revisibilität  des  Privilegiums  und  von  den  Bedingungen  eines  recht- 
lich verbindlichen  Herkommens  der  rechtlichen  Prätentionen  der  Stände 
auf  bedeutsamen  Rechtsgebieten  spätestens  um  die  Wende  des  15.  Jahr- 
hunderts in  wirksamer  Weise  bemächtigt  8.  35  AT.  —  Besonders  folgen- 
schwer für  die  Entwicklung  des  kontinentalen  monarchischen  Stände- 
staats erweist  sich  die  Lehre  von  der  Unwirksamkeit  des  mit  den  jura, 
der  dignitas  Majestatis  unvereinbaren  Privilegiums  und  Herkommens 
und  die  Erstreckung  dieser  Lehre  auf  jedes  Herkommen  und  Privileg,  durch 
welches  die  Befu^is  des  Herrschers  zur  Organisation  von  Behörden  (für 
die  Ausübung  seiner  nicht  oder  unvollkommen  abgegrenzten  Kompe- 
tenzen) sowie  das  Regal  der  Appellation  eingeschränkt  werden  könnte. 
Die  erfolgreiche  Behauptung  dieser  Lehre  verschaift  dem  Herrscher  die 
mafsgebende    Bestimmung   der  gerichtlichen    sowie   der   Verwaltungs- 

Sraxis  im  weitesten  Umfanpe  und  vermittelt  die  Reception  des  römischen 
Lechts  im  Widerspruche  mit  den  gegeii  dasselbe  gerichteten  ständischen 
Beschwerden  S.  41  ff.  —  Da  .der  Ständestaat  vom  16.  Jahrhundert  an 
einer  Organisation  für  eine  königlichem  Einflufs  entzogene,  mafs- 
gebende  Feststellung  von  Herkommen  und  Gewohnheit,  und 
damit  einer  unmittelbaren  Garantie  seines  Rechtem«  entbehrt,  so  giebt 
für  die  Gestaltung  und  die  Ausdehnung  der  jura  regia  die  Machtlagc  allein 
den  Ausschlag,  womit  sich  die  heftigen  Schwankungen  im  ständischen 
Staatsrecht  und  die  eigentümliche  Erscheinung  der  Repetitionen  und 
Renovationen  erklären  S.  49ff.  —  Die  ganze  Entwicklung  wird  da- 
durch in  hohem  Grade  gefördert,  dafs  um  die  angegebene  Zeit  die  ein- 
zelnen ständischen  Gruppen  innerhalb  desselben  Territoriums  oder  unter 
demselben  Herrscher  vereinigte,  verschiedenen  Territorien  angehörige 
ständische  Kurien  im  wechselseitigen  Kampfe  ffegen  ihre  noiitischen 
Ansprüche  den  Herrscher  um  Geltendmachung  aer  revisioneilen  kano- 
nistischen-deutschrechtlichen  Lehre  gegen  einander  angehen  S.  53  ff. 

VI. 

Dem  Vergleiche  der  Landstände  oder  der  Landschaft  mit  der 
modernen,  mit  Persönlichkeit  ausgestatteten  Korporation  oder  mit  der 
Zwangsgenossenschaft  ist  der  Vorbehalt  beizufügen,  dafs  die  Elemente 
sowohl  der  Korporation  als  auch  der  Zwangsgenossenschaft  sehr  rudi- 
mentär entwickelt  sind.  Ganz  besonders  im  Anfang  der  Entwicklung 
richtet  sich  die  Entscheidung  über  den  Umfang  der  zur  Erledigung  der 
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Landessaehen  Berufenen  oder  Mitherafenen  danach  allein,  wessen  Mit- 
wirkung einem  vom  Lande  oder  vom  Landesherm  ausgehenden  Akte 
die  erforderliche  Autorität  zu  sichern  vermöge.  Damit  erklärt  sich  das 
Schwanken  der  Zahl  der  landtagsfähigen  socialen  Gruppen  einerseits, 
der  rasche  Wechsel  in  der  Gestaltung  der  einzelnen  Kunen  andererseits. 
Aber  selbst  noch  in  vorgerückter  Zeit  fehlt  es  an  einer  festen  Be- 
rufnngsordnung,  an  wirksamen  organisatorischen  Bestimmungen  und  an 
einer  allseits  anerkannten  Geschäftsordnung  sowohl  für  die  Formen  der 
Thätigkeit  innerhalb  der  einzelnen  Kurien  als  auch  für  das  Zusammen- 
wirken aller  Kurien  zu  einem  allseits  verbindlichen  Landtagsschlufs. 
Noch  nach  dem  dreifsigjährigen  Kriege  kann  von  einer 
unbestrittenen  Geltung  des  Grundsatzes  der  Verpflich- 
tung des  Abwesenden  durch  Beschlüsse  der  Anwesen- 
den namentlich  gegenüber  mächtigen  Landständen  nicht 
gesprochen  werden  und  deshalb  kommen  noch  um  diese  Zeit  wirk- 
same Secessionen  und  Abstinenzen  vor,  welche  unter  anderem  auch 
auf  Sonderprivile^ien  der  Widerstrebenden  gestützt  werden.  Darum  ist 
die  Landscnaft  nicht  selten  genötigt,  für  die  Bewährung  der  Autorität 
ihrer  Beschlüsse  die  Macht  der  Krone  anzurufen.  Auch  ist  das  Gefühl 
der  Sonderung  der  einzelnen  Gruppen  einander  gegenüber  ungleich 
stärker  als  das  ihrer  Zusammengehörigkeit  und  Einheit.  Das  Wesen 
der  Landschaft  wird  deshalb  durch  die  Bedachtnahme  auf  die  jeweilige 
Gestaltung  der  Machtverhältnisse  besser  begriffen  als  mittels  der  juristi- 
schen Kategorien  der  Korporation,  der  Zwangsgenossenschaft,  des  Uechts- 
Subjekts  S.  56  ff. 

VII. 

Von  der  ständischer  Bewilligung  unterliegenden  Steuer  sind  die 
Vorstellungen,  welche  der  modernen  Staatssteuer  zu  Grunde  liegen, 
möglichst  fernzuhalten.  Der  kontinentale  Ständestaat  vermag  den 
inneren  Widerspruch  nicht  zu  überwinden,  dafs  die  Steuer  eine  frei- 
willige Gabe  des  Landes  an  den  Fürsten  ist  und  dafs  doch  wieder  ihre 
Forderung  durch  Berufung  auf  die  Not  oder  den  gemeinen  Nutzen  des 
Landes  gerechtfertigt  erscheint  S.  62  f.  —  Der  freie  Wille  ist  nicht  bei 
allen  Ständen  zu  finden.  Deshalb  und  wegen  der  bereits  besprochenen 
Begrenztheit  der  Macht  der  Landschaft  hat  der  ständische  Steuer- 
bewilligungsschlufs  nicht  die  gleiche  Kraft  wie  ein  gleicher  Beschlufs 
eines  modernen  Parlaments.  Trotz  des  Beschlusses  müssen  häufig  vor 
wie  nach  dem  dreifsigjährigen  Kriege  Sonderverhand lungen  mit  einzel- 
nen Kurien,  ja  mit  einzelnen  Ständen  geführt  werden,  welche  zu  ab- 
weichenden Ergebnissen  führen  S.  68  f.  —  Übrigens  fehlt  es  auch  an 
einer  scharfen  Sonderung  der  historischen,  rechtlich  gebotenen, 
unmittelbaren  Abgaben  an  die  Kammer  von  den  der  Bewilligung 
bedürftigen  Steuern  S.  64  f.  —  Königliches  oder  landesfurstliches  Postulat 
einerseits,  Annahme  der  ständischen  Darbietung  andererseits  sind  im 
monarchisch  -  ständischen  Staat  konstitutive  Voraussetzungen  für  die 
Wirksamkeit  einer  Steuerbewilligung.  Steuern  werden  dem  Herrn 
nicht,  aber  dem  Lande  gereicht  S.  65 ff. 

VIII. 

Der  Ständestaat  ruht  auf  der  Vorstellung,  dafs  der  grofsen  Masse 
des  Volks  das  Recht  auf  Erledigung  oder  Miterledigung  der  Landes- 
angelegenheiten, auf  staatliche  Selbstbestimmung  abgehe,  und  dafs  der 
Kreis  der  so  Berechtigten  über  die  Stände  nicht  hmausreiche.  Diese 
betrachten  sich  deshalb  nicht  als  Vertreter  in  der  Ausübung  eines  primär 
dem  Volke  zukommenden  Rechtes  zur  Bestimmung  des  Landes',  son- 
dern sie  wollen  für  sich  allein  das  Land  darstellen,  soweit 
das  Land  für  sich  allein  oder  zusammen  mit  dem  Herrscher  seine  An- 
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gelegenheit  besorgt.  Sie  bezeichnen  sich  deshalb  zuweilen 
selbst  als  das  dem  Fürsten  gegenüberstehende  Volk  oder 
als  Nation.  Das  Verhältnis  der  Stände  zum  Gesamtvolke  ist  also 
nicht  als  Stellvertretung,  sondern  gleich  wie  jenes  der  Krone  als  Herr* 
schaftjs-  oder  Überordnun^sverhältnis  gedacht  S.  69ff.  —  Aus 
der  Auffassung,  dafs  die  Stände  nicht  Vertreter  des  Landes,  sondern 
das  Land  sefost  sind,  wächst  die  sogen.  Verwirkungstheorie  heraus 
S.  75.  —  Wegen  der  scharfen  rechtlichen  Sonderung  der  Stände  unter- 
einander und  gegenüber  der  politisch  rechtlosen  Masse  des  Volks,  wegen 
der  Einschiebun^  der  feudalen  Ordnung  zwischen  den  Herrscher  und 
diese  rechtlose  Masse  erweist  sich  die  ständische  Staatsordnung  für 
die  Übertragung  organischer  Vorstellungen  wenig  geeignet  S.  76  f.  — 
Die  Stelle  der  modernen  al  1  g  e  m  e  i  n  e  n  oürgerlichen  Rechte  als  Grund- 
rechte nehmen  im  ständischen  Staat  die  ständischen  Sonder-  oder  Vor- 
rechte oder  Privilegien  ein.  Sie  sind  teils  politischer,  teils  socialer,  teils 
wirtschaftlicher  Natur.  Diese  Vorrechte  werden  von  den  Ständen  un- 
gleich eifersüchtiger  gewahrt  als  das  Recht  zur  Beratung  der  Landes- 
angelegenheiten und  als  die  Aufrechthaltung  der  Sonderung  der  landes- 
füfstliclien  Gewalt  über  das  eine  Territorium  von  jener  über  andere 
Territorien.  Namentlich  betrachten  die  höheren  Stände  die  auf  der 
Unfreiheit  des  Bauern  ruhende  A^rar-  und  Steuerverfassung  als  ihre 
Lebensbedingung.  Darum  stellt  sich  der  Ständestaat  feindlich  gegen 
den  Gedanken  der  allgemeinen  oder  Volksfreiheit  S   77  ff. 

IX. 

Die  Schlagworte  „Dualismus"  und  „staatliche  Renaissance"  reichen 
für  das  Verständnis  des  Wesens  des  monarchischen  Ständestaats  nicht 
aus.  Zunächst  erscheint  es  geboten,  mit  aller  Schärfe  den  Gegensatz 
des  durch  die  Vorstellung  von  der  Persönlichkeit  des  Staates  beherrsch- 
ten Dualismus  des  konstitutionell-monarchischen  Staates  und  jenes  des 
ständisch  -  monarchischen  Staates  hervorzuheben,  welch  letzterer  auf 
patrimonialen  Vorstellungen  wurzelt  und  zur  Zerteilung  des  Staates 
zwischen  HciTscher  und  Ständen  führt.  Die  Teilstücke  selbst  entbehren 
der  sicheren  Begrenzung,  ihre  Gröfee  entspricht  dem  jeweiligen  Macht- 
verhältnisse zwischen  den  um  den  Anteil  am  Staate  Kingenden,  wobei 
gerade  das  Streben  der  Stände  die  Rücksicht  auf  das  Gemeininteresse 
nur  in  kümmerlicher  Weise  walten  läfst.  Weil  nun  zuweilen  ein  ganz  be- 
deutsam es  Teilstück  des  Staates  in  den  Händen  des  Herrschers  bleibt 
und  von  demselben  patrimonialrechtlich  behandelt  wird,  kann  man  nicht 
sagen,  dafs  die  Stände  zu  allen  staatlichen  Akten  bedeutsamer 
N  atur  mitgewirkt  hätten.  Zur  Vorstellung  des  abstrakten,  von  den  ihn  sub- 
sistierenden  Individuen  abgelösten  Staates  schwingen  sich  aber  weder 
Herrscher  noch  Stände,  weder  vor  noch  nach  dem  drei fsigj ährigen  Kriege 
auf.  Andererseits  ist  nur  die  Beziehung  von  Herrscher  und  Ständen  zu 
ihren  Kompetenzen  patrimonialrechtlich  gedacht,  wogegen  der  Inhalt 
dieser  Kompetenzen  vor  wie  nach  dem  drei fsigi ährigen  Kriege  social- 
ethische,  dem  antiken  Staate  fremde  Ideen  aufweist.  Weil  aber,  was 
den  Reichtum  an  solchen  Ideen,  was  ihre  Universalität,  was  endlich  die 
Technik  für  ihre  praktische  Verwirklichung  betrifft,  die  Kompetenzen 
des  Herrschers  jene  der  Stände  weit  überragen,  deshalb  darf  man  die 
Wurzeln  der  ständischen  Macht  nicht  in  dem  Dualismus  suchen,  viel- 
mehr liegt  in  der  Art  und  Weise,  wie  die  Stände  auf  der  von  ihnen 
behaupteten  Staatsparzelle  gehaust  haben,  der  Grund  far  ihren  politi- 
schen Verfall  S.  84  ff.  —  Hiervon  abgesehen,  erfährt  die  Einwirkung 
des  Dualismus  auf  die  Stellung  des  Herrschers  mindestens  vom  Aus- 
gange des  15.  Jahrhunderts  an  eine  nicht  unerhebliche  Abschwächung 
durcii  die  zum  Atomismus  führende  Zerklüftung  zwischen  den  Ständen 
selbst  und  durch  die  hierdurch  geförderte  ständische  Auffassung  von  der 
Universalität  der  Pflicht  des  Herrschers  zur  Rechtsbewahrung,  welche 


Inhaltsverzeichnis.  IX 

bald  von  der  Landschaft  eegen  den  einzelnen  ihr  Trotzenden,  bald  von 
dem  Einzelnen  gegen  die  Landschaft  angerufen  wird  8.  90  f.  —  Die  Er- 
klärung für  die  lange  Dauer  der  Epoche  des  monarchisch -ständischen 
Staates  lie^t  in  dem  mit  dem  Ausgang  des  Mittelalters  entschiedenen 
wirtschaftlichen  und  socialen  Verfall  der  grofsen  Masse, 
welcher  seinen  schärfsten  Ausdruck  in  der  Unfreiheit  des  Bauernstandes 
findet  und  in  dem  hierdurch  bewirkten  Unvermögen  oder  der  hierdurch 
geförderten  Unlust  der  Herrscher,  sich  ernstlich  auf  die  grofse  Masse 
des  Volkes  zu  stützen.  Darum  liegt  geraume  Zeit  der  Si'hwerpunkt 
der  politischen  Thätigkeit  der  Herrscher  im  Ständestaate  in  einer  grofs- 
artigen  organisatorischen  Arbeit,  welche  nicht  nur  die  ständischen 
Vorrechte  unberührt  läfst,  sondern  nicht  einmal  ihrer  Verschärfung 
Hemmnisse  entgegenstellt,  wogegen  die  ernstlichen  Reformen  zur  Hebung 
der  Lage  der  niederen  Klassen  unter  dem  Drucke  der  höchsten  politi- 
schen Not,  meist  erst  im  18.  Jahrhundert,  entstehen  und  in  dem  Augen- 
blicke eine  entschiedene  Abschwächung  erfahren,  in  welchem  unter  dem 
Eindrucke  der  französischen  Revolution  die  Besorgnis  vor  dem  Einflüsse 
gröfserer  Volkskreise  auf  die  Bestimmung  der  staatlichen  Angelegen- 
heiten auftaucht  S.  91  fF.  —  Einen  epochalen  Abschnitt  in  der  Entwick- 
lung des  Ständestaates  bildet  nicht  der  dreifsigiährigc  Krieg,  sondern 
einerseits   die   schon  zum   Ausgang   des    15.  Janrhunderts   scharf  aus- 

feprägte  Entfaltung  der  RegaTitätstheorie ,  andererseits  der  Zeitpunkt 
er  Erkenntnis  von  der  politischen  Unhaltbarkeit  der  aus  dem  Mittel- 
alter herübergekommenen  Agrar-,  Feudal-  und  der  auf  derselben  ruhen- 
den Steuerverfassung.  Vor  dem  dreifsi^ährigen  Kriege  ist  der  Anteil 
der  Stände  an  den  wahrhaft  epochalen  staatlicnen  Akten  der 
Herrscher  ein  sehr  geringer,  nach  demselben  erweist  sich  die  Macht  der 
Stände  als  Hemmnis  für  die  Entwicklung  des  modernen  Staates  viel  zu 
grofs,  als  dafs  es  wegen  der  etwa  veränderten  Formen  ihres  Einflusses 
statthaft  wäre,  die  Zeit  um  den  dreifsigjährigen  Krie^  als  Höhepunkt 
ständischer  Macht  zu  erklären  S.  94  f.  —  Die  unorganische  Gestaltung 
des  kontinentalen  Konstitutionalismus  erweist  sich  als  Nachwirkung  des 
unorganischen  kontinentalen  monarchisch-ständischen  Staates  S.  96  ff. 

X. 

Notwendigkeit  des  Zusammenwirkens  der  Geschichts-  und  der 
Staatsrec'htswissenschaft  zur  Gewinnune:  des  vollen  Verständnisses 
historischer  staatsrechtlicher  Gebilde  S.  99  ff. 


I. 

In  neuerer  Zeit  hat  die  Geschichtswissenschaft  der  Er- 
forschung der  staatsrechtlichen  Einrichtungen  des  Ständestaates^ 
ihrer  Entstehung  und  Fortbildung  grofse  Sorgfalt  zugewendet, 
£3  sei  hier  in  erster  Linie  eines  Below,  Luschin,  Rachfahl 
gedacht 

Die  diesen  neueren  geschichtlichen  Forschungen  nach- 
gefolgten Darstellungen  der  sogenannten  allgemeinen  Staats- 
lehre ^  haben  auf  dieselben  keinen  Bedacht  genommen.  Und 
doch  erheben  diese  Forschungen  Anspruch  auf  Berücksichti- 
gung auch  von  seite  dör  Lehre  vom  modernen  Staate,  soferne 
sie,  wie  die  grundlegende  Darstellung  des  Ständewesens  durch 
Friedrich  Wilhelm  Unger,  zu  dem  Ergebnisse  führen,  dafs  der 
Anteil  des  monarchischen  Ständestaates  an  der  Entwicklung 
der  Idee  des  modernen  Staates  auch  auf  dem  Kontinente  ein 
ungleich  gröfserer  sei,  als  von  den  Staatsrechtslehrern  ge- 
meiniglich angenommen  wird,  und  insoferne  sie  den  Nachweis 
für  diese  Behauptung  durch  eine  ungleich  eingehendere  Be- 
handlung der  einzelnen  Rechtsinstitute  des  Ständestaates  zu 
erbringen  versuchen,  als  sie  Unger  bei  dem  damaligen  Stande 
des  Quellenmaterials  zu  bieten  vermochte. 

Die  hier  dargebotene  staatsrechtliche  Untersuchung  ist 
bestimmt,  den  gerechten  Berücksichtigungsanspruch  der  neueren 
Geschichtsforschung  über  das  Ständewesen  an  die  Staatsrechts- 
wissenschaft zu  erfüllen.  Sie  beschränkt  sich  auf  das  kontinen- 
tale, mit  dem  mittelalterlichen  Feudalwesen  innig  verknüpfte 
Ständewesen,  mit  Ausschlufs  jenes  der  romanischen  Länder, 
sie  beschränkt  sich  ferner  auf  jene  Ständestaaten,  in  welchen 
sich  eine  monarchische  Herrschaftsform  herausgebildet  hat, 
und  knüpft  endlich  an  den  Ausgang  des  15.  Jahrhunderts  an, 
in  welchem  spätestens  auf  dem  so  abgegrenzten  Beobachtungs- 
gebiete der  den  späteren  Absolutismus  im  Keime  bergende 
Begriff  der  jura  regia  oder  summi  principis  mit  Hilfe  des 
königlichen  oder  landesfürstlichen  Beamtentums  in  deutlich 
erkennbarer  Weise  zu  wirken  beginnt. 


1  Jellinek,  Allgemeine  Staatslehre  I  S.  291  ff. 
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In  dem  so  bestimmten  Umfange  bieten  die  nun  folgenden 
Erörterungen  eine  eingehendere  staatsrechtliche  Untersuchung 
und  Bestimmung  der  Rechtsinstitute  des  ständisch-monarchi- 
schen Staates,  ihrer  Technik  und  Wirkungsart  als  sie  sonst 
in  staatsrechtlichen  Werken  anzutreffen  ist  und  versuchen 
hierdurch,  das  Verständnis  epochaler,  in  einzelnen  Staaten  vor 
sich  gegangener  staatsrechtlicner  Veränderungen  zu  erleichtern, 
welche  mittels  der  üblichen  knappen  staatsrechtlichen  Skizzen 
über  das  Ständewesen  nicht  begriffen  werden  können. 

Zur  Vermeidung  jedes  Mifsverständnisses  mufs  jedoch, 
bevor  in  die  Sache  eingegangen  wird,  folgende  Bemerkung 
vorausgeschickt  werden : 

Was  man  staatsrechtswissenschaftlich  Staatentypus  nennt, 
das  ist  Ergebnis  konstruktiver  Thätigkeit,  welches  aus  der 
Betrachtung  einer  Reihe  kontemporaner  Staaten  mit  gleich- 
artigen verfassungsmäfsigen  Einrichtungen  in  der  Weise  ge- 
wonnen wird,  dafs  alle  da  und  dort  anzutreffenden,  auf  die- 
selben Staatsideen  zurückführbaren  Rechtsinstitute  zu  einem 
geschlossenen  Systeme  vereinigt  werden.  Damit  hängt  es  dann 
zusammen,  dal^  nicht  jeder  Staat,  dessen  Einrichtungen  zur 
Gewinnung  des  Typus  herangezogen  wird,  dem  Typus  in 
jedem  Punkte  entsprechen  mufs,  ja,  dafs  sogar  jeder  dieser 
Staaten  in  nicht  unwesentlichen  Punkten  vom  T^rpus  abweichen 
kann.  Der  staatsrechtliche  Staatentypus  ist  also  nur  das  voll- 
endete, geschlossene  Bild  eines  auf  einer  bestimmten  Vor- 
stellung vom  Staate  ruhenden  Staatswesens,  welchem  zwar  eine 
oder  mehrere  Staatsindividuen  vollkommen  entsprechen 
können,  welches  aber  in  anderen  Fällen  in  seiner  Lticken- 
losigkeit,  Geschlossenheit,  Einheitlichkeit  nirgends  anzutreffen 
und  insofern  Idealtypus,  Idealbild  ist  Wo  eine  Staats- 
verfassung, wie  dies  die  Regel  ist,  widersprechende  Züge  auf- 
weist, wird  es  von  der  Stärke  der  einander  widersprechenden 
Elemente  abhängen,  welchem  Verfassungstypus  man  sie  zu- 
zurechnen hat.  Mit  dieser  aus  der  Natur  der  Sache  sich 
ergebenden,  an  späterer  Stelle  noch  weiter  zu  entwickelnden 
Beschränkung  soll  nunmehr  der  Typus  des  ständischen  Staates 
entwickelt  werden^. 


^  In  ihren  Grrundzügen  stand  die  folgende  Darstellung  schon  bei 
mir  fest,  als  ich  .in  meiner  Abhandlung,  Die  landesfurstliche  "V^rwaltungs- 
rechtspflege  in  Osterreich  S.  24  ff.,  eine  knappe  Skizze  des  Wesens  der 
ständischen  Verfassung  bot.  Wider  mein  Erwarten  haben  die  Historiker 
wie  Rachfahl,  Jahrbuch  für  Gesetzgebung,  Verwaltung  und  Volks- 
wirtschaft im  Deutschen  Reiche  Jahrg.  1899  S.  349  ff.,  v.  JBelow,  Terri- 
torium und  Stadt  S.  258  f.  dieser  Skizze  gröfsere  Aufmerksamkeit  zu- 
gewendet als  dem  Haujjtgegenstand  meiner  Darstellung.  Durch  Rach- 
lahls  Polemik  gegen  meine  Kennzeichnung  des  Wesens  der  ständischen 
Verfassung  bin  ich  zu  der  folgenden  umfassenderen  Abhandlung  über 
diesen  Stoff  angeregt  worden,  zumal  ich  in  der  Zwischenzeit  durch 
meine  in  der  Abhandlung,  Der  österreichische  Kaisertitel,  das  ungarische 


XIX  3. 


IL 


Die  Entstehung  des  Ständetums  und  seines  Verfassungs- 
rechts ist  in  tiefes  Dunkel  gehüllt  ^  Nur  die  Ursachen  der 
Entstehung  liegen  J  soweit  es  sich  um  ständisch-monarchische 
Staaten  handelt,  klar  zu  Tage.  Ein  dekadentes  Königtum* 
oder  ein  durch  politische  oder  ökonomische  Schwierigkeiten 
niedergedrücktes  oder  ein  nach  Unabhängigkeit  von  einer 
höheren  Rechtsordnung  strebendes  Dynastentum^  raufs  sich 
zu  weitgehenden,  der  monarchischen  Idee  feindlichen  Kon- 
zessionen* an  die  Mächtigen  des  Reichs   oder   desjenigen  Ge- 


Staatsrecht und  die  ungarische  Publizistik,  angestellte  Untersuchung 
über  eine  der  zähesten  und  kräftigsten  Ständeverfassungen  eine  höchst 
erwünschte  Bestätiffung  meiner  von  Rachfahl  angegriffenen  Darstellung 
gewonnen  hatte.  Von  den  Untersuchungen  v.  Belows,  des  unbestritte- 
nen Führers  der  modernen  historischen  Erforscher  des  Ständerechts, 
konnte  ich  während  meiner  Arbeit  nur,  Die  landständische  Verfassung 
in  Jülich  und  Berg  bis  zum  Jahre  1511  (im  folgenden  nach  den 
Teilen  citiert),  benützen.  Die  Citate  aus  v.  Below,  Territorium  und 
Stadt,  sind  nachträglich  eingefügt  und  zwar  bald  an  jenen  Stellen, 
wo  sie  als  bedeutsame  Bestätigungen  des  Textes  verwertet  werden 
k^onsten,  bald  an  jenen,  wo  die  im  Texte  geübte  juristische  Kritik  an 
den  staatsrechtlichen  Konstruktionen  des  Ständestaates  durch  über- 
wiegend historisch  und  besonders  wirtschaftlich  geschulte  Schriftsteller, 
auch  auf  v.  Belows  Konstruktionen  zu  passen  schien.  Auch  das  be- 
deutungsvolle Werk  Jellineks,  Das  Recht  des  modernen  Staates  I.  Bd., 
erschien  für  eine  eingehende  Berücksichtigung  an  dieser  Stelle  zu  spät. 
^  Für  die  moderne  ungarische  Publizistik  allerdings  besteht  in 
diesem  Punkte  keine  Unklarheit.    Sie  betrachtet  einerseits  die  ständische  ' 

Verfassung  Ungarns,  wie   sie  Werböcz,  Der  Protonotar  am  Hofgericht 
Wladislaws  IL,  in  seinem  1517  erschienen  Tripartitum  juris  consuetudi-  i 

narii  ßegni  Hungariae  gezeichnet  hat,  als  Ererebnis  „vielhundertjähriger 
Praxis",  andererseits  leugnet  sie  die  ständische  Natur  dieser  Verfassung  ' 

und  erhebt  sie  zum  Range  einer  konstitutionellen!     So  Deäk,  Ein  Bei- 
trag zum  ungarischen  Staatsrecht,  1865,  S.  71,  113,  119,  und  in  der  von  I 
ihm  verfafsten  Adresse  des  ungarischen  Landtags  von  1861,  in  neuester  \ 
Zeit  Schwicker  im  26.  Bd.  der  Grünhutschen  Zeitschrift  und  ganz  be-                             i 
sonders  v.  Balogh  in  seinen  von  grober  Unwissenheit  zeugenden  Artikeln                             , 
in  No.  242  und  248  des  Jahrgangs  1899  des  Pester  Lloyd.   Gegen  diesen 
modernen  Chauvinismus  sticht  wohlthuend  ab  Viroszil,  Das  Staatsrecht 
des  Königreichs  Ungarn  II  S.  56  A.  c,  HI  S.  5  f.  A.  c,  S.  259  f.  A.  c. 

*  So  in  Böhmen,  Polen,  Ungarn.    Viroszil  III  S.  192  A. 
'  In  den  deutsch-österreichischen  Territorien. 

*  Wenn  v.  Below,  Die  landständische  Verfassung  in  Jülich  und 
Berg  bis  zum  Jahre  1511  II  S.  54  von  Konzessionen  an  die  Stände 
spricht,  so  verwendet  er  damit  unbewufst  einen  technischen  Ausdruck 
des  ständischen  Staatsrechts.    Der  eigentümliche  Widerspruch  zwischen 

dem   monarchischen  und  dem  republikanischen   Princip,    welcher  dem  i 

Standestaat  zur  Zeit  seiner  Entstehung  in  ursprünglicn  monarchischen 

Staaten  anhaftet,   kann  nicht  besser  gekennzeichnet  werden  als  durch 

die  Thatsache,  dafs  sowohl  die  magna  charta  König  Johanns  von  1215  als  | 

auch  die  bulla  aurea  des  ungarischen  Königs  Andreas  II.  von  1222  sich  aus-  ' 

drücklich  als  Konzessionen,  als  Inbegrifif  der  den  liberis  zugostandenen 

Freiheiten  technisch   bezeichnen,      v/jl.    auch    Unger,    Geschichte    der 

deutschen  Landstände  II  S.  251  AT.    Die  Vertragsform  wird  für  die  Bil- 

1* 
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bietes  herbeilassen,  welches  den  Gegenstand  monarchischer 
Aspirationen  der  Dynasten  bildet.  Das  Ständetum  gelangt 
zum  Gipfelpunkte  seiner  Entwicklung  zur  Zeit  der  Regierungs- 
unfilhigkeit  oder  drückender  Geldverlegenheiten  oder  voll- 
ständiger Kreditunftlhigkeit  des  Herrschers,  wenn  er  kriege- 
rischer Dienstleistungen  bedarf,  oder  zur  Zeit  dynastischer 
Streitigkeiten'.  Der  Inhalt  der  Konzessionen  fliefst  regel- 
mäfsig  nicht  aus  objektiven  staatlichen  Rücksichten  in  der 
modernen  Bedeutung  des  Wortes,  sondern  entspricht  dem 
Grade  der  politischen  oder  ökonomischen  Notlage  des  Kon- 
zedierenden, unter  deren  Drucke  sie  gewährt  werden.  Die 
Stände  heischen  an  Rechtsmacht  so  viel,  als  sie  fiir  sich  nötig 
erachten,  wobei  sie  entweder  nur  das  ihrem  Interessen- 
standpunkte Nächstliegende  ins  Auge  fassen  oder  zu  mafslosen 
Beschränkungen  der  monarchischen  Gewalt  schreiten,  weil  sie 
augenblicklich  durchzusetzen  sind*.  Die  Erwägung  politischer 
Möglichkeit  der  Behauptung  der  errungenen  Macht,  ihre  Ver- 
einbarkeit mit  einem  monarchischen  Gemeinwesen,  liegt  jener 
anarchischen  Zeit,  in  welcher  das  Ständetum  sich  herausbildet, 
fern.  Die  Terminologie  des  ständischen  Staatsrechts,  weit 
davon  entfernt,  daraus  ein  Hehl  zu  machen,  bringt  es  viel- 
mehr wie  etwas  Selbstverständliches  zum  Ausdruck,  dafs  das 
Ständerecht  wesentlich  aus  der  Machtstellung  der  Stände  fliefse. 
So  wenn  Herzog  Otto  von  Tirol  in  einem  den  Bürgern  von 
Meran  im  Jahre  1305  erteilten  Zollfreiheitsprivilegium  anführt, 
es  sei  verliehen  seniorum  testimonio  et  potiorum  terrae 
nostrae  approbatis  indiciis^.  Bei  alledem  wird  formell  das 
monarchiscne  Princip  nie  preisgegeben,  mag  es  materiell  auf 
einen  noch  so  bedenklichen  Tiefstand  herabgedrückt  werden*. 


düng  von  Ständereeht  bedeutsam,  wenn  zunächst  die  Glieder  der  Land- 
schaft oder  Landschaften  verschiedener  Territorien  sich  einigen  und  der 
Herrscher  sich  in  diese  Einigung  fugen,  ihr  beitreten  mufs.  Das  Corpus 
juris  Hungarici  kennt  nur  zwei  Beispiele  dieser  Vertragsform,  die  Paci- 
ficatio  Viennensis  et  Lincensis;  Unger  a.  a.  0.  S.  267.  Aber  auch  un- 
mittelbare Verträge  zwischen  Fürst  und  Ständen  kommen  vor.  A.  a.  O. 
S    258  ff 

»V.  Below  II  S.  28,  36,  38  f.,  60,  72. 

*  Wie  die  ständischen  Rechte  zuweilen  aus  vorübergehenden 
Situationen  hervorgehen,  also  Produkte  des  Zufalls  sind,  darüber  Jäger, 
Geschichte  der  landständischen  Verfassung  Tirols  II,  1  S.  81,  84,  149; 
Huber,  Geschichte  der  Vereinigung  Tirols  mit  Österreich  S.  97. 

3  Jäger  a.  a.  0.  II,  1  S.  15  A.  5.  Vgl.  ferner  v.  Below  I  S.  60 
A.  252,  S  80  A.  300a,  II  S.  73  A.  279,  Uneer  a.  a.  0.  S.  76,  und  die 
dort  S.  318  angeführte  Versicherung  Rudolfs  von  Habsburg  an  die 
Stände  von  1277,  fortan  die  Münze  niemals  ohne  den  Rat  der  mächti- 
gen Dienstmannen  des  Landes  zu  erneuern. 

*  Merkwürdig  in  dieser  Hinsicht  !=<ind  jene  clausulae  comissoriae 
in  ständischen  Privilegien,  welche  das  jus  resistendi  der  Stände  dahin 
bestimmen,  dafs  bei  \^rgeblichkeit  anderer  Mittel  zur  Beseitigung  eines 
Privilegrenbruchs  des  regierenden  Herrn  die  Stände  sich  einem  neuen 
Herrn  zuwenden  dürften;   Unger  a.  a.  0.   S.  254 ff.     Also  wird  auch 
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Die  ungeschlachte  und  unorganische  Mengung  monarchi- 
scher und  republikanischer  Einrichtungen,  als  welche  sich  uns 
der  Prozefs  der  Bildung  des  ständischen  Staatsrechts  darstellt, 
führt  schon  frühzeitig  zur  Reaktion  kräftiger  Herrscher- 
individualitäten gegen  die  unnatürlichen  Beschränkungen  der 
monarchischen  Gewalt,  und  während  das  moderne  konstitutio- 
nell-monarchische Staatsrecht  wegen  seiner  zweckmäfsigeren 
Verteilung  der  Kompetenzen  an  die  verschiedenen  staatlichen 
Organe  eine  völlige  Verschiebung  des  Machtverhältnisses 
zwischen  Monarch  und  Parlament  ohne  Änderung  des  objek- 
tiven Verfassungsrechts  und  ohne  I^ähmung  der  staatlichen 
Funktionen  gestattet,  drückt  sich  gleich  zu  Beginn  der  Ent- 
wicklung des  Ständestaates  eine  solche  Verschiebung  des 
Machtverhältnisses  zwischen  dem  Herrscher  und  den  Ständen 
regelmäfsig  durch  die  Schaffung  oder  durch  die  Abschaffung 
jener  Einrichtungen  aus,  welche  der  Entfaltung  einer  wahrhaft 
monarchischen  Gewalt  abträglich  und  von  republikanischem 
Geiste  getragen  sind. 

Was  einem  schwachen,  politisch  unfähigen,  verschwende- 
rischen, durch  dynastische  Streitigkeiten  oder  kriegerische 
Verwicklungen  bedrängten  Herrscher  abgenötigt  worden  ist, 
zerrinnt  wie  Schnee  an  der  Sonne  unter  dessen  kräftigen,  be- 
gabten, autokratisch  veranlagten  oder  von  den  politischen  Ver- 
hältnissen begünstigten  Nachfolgern.  Deshalb  erlangen  Ein- 
richtungen, wie  die  absolute  Bindung  aller  Regierungsakte  an 
die  Zustimmung  eines  ständischen  Rates  ^,  Strafrecht  der  Stände 
gegen  verfassungswidrig  handelnde  Räte^,  Ausschreibung  all- 
gemeiner Landessteuem  ^  oder  Ausübung  des  Münzrechts  durch 
die  Stände  allein*,  Unterstellung  des  Herrschers  bei  Ver- 
fassungskonflikten unter  ein  ständisches  Gericht '^y  die  Sequestra- 

in  dem  Fall  der  durch  den  Dynasten  verschuldeten  Endigun^  seiner 
Berrschaftgrechte  an  die  Errichtung  einer  ständischen  Republik  nicht 
gedacht.  Ahnlich  verpflichtet  die  ungarische  pragmatische  Sanktion  die 
ungarischen  Stände  nach  Aussterben  des  noch  thronfolgemäfsigen  Frauen- 
stammes der  herrschenden  Dynastie  zur  Vornahme  der  Wahl  eines  neuen 
Königs.  Ein  Herr  —  und  dieser  Rechtssatz  gilt  für  das  Verhältnis  der 
Kurien  der  Landschaft  unter  einander  —  soll  immer  da  sein.  Diese 
Erscheinung  erinnert  an  das  alte  Grefolgschafts-  und  an  das  spätere 
Söldnerwesen. 

*  Ungarischer  Di ätal- Artikel  23  aus  dem  Jahre  1298  und  hierüber 
Tezner,  Der  österreichische  Kaisertitel,  das  ungarische  Staatsrecht  und 
die  un^rische  Publizistik  S.  15.    Unger  a.  a.  0.  S.  282,  315. 

*  Ijnff.  D.  A.  7:  1507  verglichen  mit  der  Regierungsweise  Ferdi- 
nands I.     Vgl.  ferner  Unger  a.  a.  0.  S.  180,  509  f. 

■  Jäger  a.  a.  0.  II  S.  23 f.;  Buchholtz,  Geschichte  der  Regiening 
Ferdinands  I.  Bd.  VI  S.  397. 

*  Unger  a.  a.  O.  S.  319 ff.;  Böhmische  Landesordnung  von  1564, 
deutsche  Ausgabe  Fol.  871  W.  16. 

*  Vgl.  (fie  Einigung  der  weltlichen  Stände  des  Erzbistums  Salz- 
burg, den  sogenannten  Igel,  bei  Unger  a.  a.  O.  S.  250,  dann  ebenda 


»arg,  ae 
;.  260  ff, 


S.  260  ff,  264,  338,  345.    Auch  nach  dem  ältesten  mährischen  Landes- 
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tion  der  gesamten  landesherrlichen  Gewalt  durch  die  Stände  ^, 
das  Einungsweaen  zur  Verteidigung  der  ständischen  Rechte 
gegen  Angriffe  des  Landesherrn  ^  nicht  die  Bedeutung 
dauernder  Rechtsinstitute  wie  etwa  das  ständische  Steuer- 
bewilligungsrecht oder  die  ständischen  Vorrechte.  Sie  ent- 
stehen und  vergehen  vielmehr  zugleich  mit  den  politischen 
Verwirrungen,  welche  sie  hervorgebracht  haben  ^.  Desgleichen 
gelangen  die  Stände  nur  in  den  Zeiten  gröfster  Verwirrung 
zur  Vertragsßlhigkeit  gegenüber  dritten  Landschaften*  und 
selbst  ihr  anerkanntes  Recht,  bei  der  Erklärung  von  OflFensiv- 
kriegen  und  zuweilen  auch  bei  Friedensschlüssen,  Bündnissen 
mitzuwirken^,  gelangt  zu  keiner  rechten  Entfaltung. 

Dieser  Einflufs  des  Wechsels  in  der  Person  des  Herrschers 
auf  die  Gestaltung  des  Rechtsverhältnisses  zwischen  diesem 
und  den  Ständen  entgeht  schon  den  zeitgenössischen  Schrift- 
stellern nicht.  So  schreibt  ein  Anonymus  nach  der  Wahl 
Ferdinands  L  zum  böhmischen  König:  „0  ich  gan  es  den 
stolzen  pehamischen  Herren  wohl,  dafs  der  Herzog  Ferdinand 
ir  Kunich  ist  worden,  on  Zweifel  wird  er  sie  nit  lassen  also 
mit  ihm  umbgehen,  wie  sie  wollen,  als  sie  den  zweien  Kunig 
nach  einander  haben  gethan,  sie  haben  wohl  zu  ihm  gesprochen 
Du  bist  unser  Kunig,  wir  sind  Dein  Herrn"®.  Es  ist  all- 
gemein bekannt,  wie  sehr  sich  diese  Voraussage  erfüllt  hat. 
Und  von  dem  ungarischen  Recht  in  jenem  weitern  Sinne  de& 
Wortes,  in  welchem  es  alle  Zweige  des  Rechts,  somit  auch 
das  öffentliche  Recht,  umfafst,  sagt  Werböcz  in  der  Vorrede 
zu  seinem  Tripartitum  juris  consuetudinarii  Regni  Hungariae: 
Cum  apud  nostrates  eo  in  genere  nihil  hactenus  exstiterit,  aut 


recht  „unterstand  der  mährische  Markgraf  dem  ständischen  Pairsgericht". 
Tomaschek,  Recht  und  Verfassung  der  Markgrafschaft  Mähren  im  15.  Jahr- 
hundert S.  13  u.  30  ff. 

1  Jäger  a.  a.  0.  II,  1  S.  22,  54,  133,  II  S.  340;  Unger  a.  a.  O. 
S.  288  f ,  294,  363. 

a  ßuchholtz  a.  a.  0.;  Unger  a.  a.  0.  S.  251  f.,  254,  265,  310,  410; 
Viroszil  I  S.  310,  II  S.  260  A.  c;  Löning,  Gerichts-  und  Verwaltungs- 
behörden in  Brandenburg-Preufsen,  Verwaltungsarchiv  II  S.  221. 

'  Über  die  durch  die  Verschiedenheit  der  Herrscherindividuen 
hervorgerufene  Unständigkeit  des  ständischen  Staatsrechts,  Jäger  II,  1 
S.  11 C  87 ff.,  376 f.;  Unger  a.  a.  0.  S.  225,  284,  286 f.,  314;  Rachfahl, 
Die  Organisation  der  Gesamtstaatsverwaltung  Schlesiens  vor  dem 
80jährigen  Kriege  S.  273.  Auch  die  Darstellung  bei  v.  Below  II  S.  Sa 
A.  139,  S.  78  weist  starke  Schwankungen  in  der  Bechtsstellung  des 
Herrschers  innerhalb  kurzer  Zeiträume  nach. 

^  Unger  a.  a.  0.  S.  301,  336,  dann  die  Pacificatio  Viennensis  im 
Corpus  juris  Hungarici. 

»  Ünger  a.  a.  0.  S.  202;  Viroszil  II  S.  82  ff.,  84;  v.  Below  11  S.  5(k 

•  Elvert,  Zur  österreichischen  Verwaltungsgeschichte  mit  besonderer 
Rücksicht  auf  die  böhmischen  Länder,  24.  Bd.  der  Schriften  der  histo- 
rischen Sektion  der  k.  k.  mährisch-schlesischen  Gresellschaft  S.  51.  VgL 
ferner  Kries,  Historische  Entwicklung  der  Steuerverfassung  in  Schlesien 
S.  4;  für  Tirol,  Jäger  a.  a.  0.  II  S.  11. 
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origine  diuturnum,  aut  sanctione  s t a b i  1  e ^  aut  perenni  usu 
et  observantia  roboratum,  sed  ex  cujusque  fere  rrincipis  ac 
regia  nutu  et  arbitrio,  novae  constitutiones ,  novaque 
edicta  ....  emanaverint  ^.  Es  ist  deshalb  ein  vergebliches 
Unternehmen,  das  ständische  Verfassungsrecht  irgend  eines  in 
Betracht  kommenden  Territoriums  in  jener  Geschlossenheit 
zur  Darstellung  zu  bringen,  wie  dies  von  dem  Staatsrecht  ge- 
festeter  konstitutioneller  Monarchieen  gilt.  Man  mufs  es  viel- 
mehr nach  manchmal  kurzen  Epochen  abscheiden,  welche  durch 
die  Regierungszeit  mächtiger  und  machtloser  Fürsten  gebildet 
werden,  ja  es  gestaltet  sich  selbst  unter  ein  und  demselben 
Herrscher  je  nach  dessen  Machtstellung  verschieden.  Höchst 
lehrreich  ist  in  diesem  Punkte  ein  Vergleich  der  Gestaltung 
des  böhmischen  Ständerechts  unter  Ferdinand  I.  vor  und 
nach  dem  Schmalkaldischen  Kriege*.  Wenn  wir  in  der 
neueren  Staatengeschichte  ein  Analogon  für  diese  Erscheinung 
suchen,  so  finden  wir  es  in  solchen  Staaten,  welche  inner- 
halb verhältnismäfsig  kurzer  Zeiträume  zwischen  monarchischer 
und  republikanischer  Verfassung  oder  zwischen  einheitsstaat- 
lichen und  föderalistischen  Verfassungsexperimenten  hin-  und 
herschwanken.  Es  erklärt  sich  hiermit  auch  die  Äufserung 
Werböcz',  der  es  schon  für  seine  Zeit,  also  für  den  Beginn  des 
16.  Jahrhunderts  fast  menschenunmöglich  hält,  die  Jura  Regni 
Inclyti  Hungariae  c  er  tarn  in  seriem  formulamque  et  ordi- 
nem  redigere  ....  cum  inter  sese  plerumque  dissideant  et 
adversis  quasi  frontibus  obluctentur.  Es  erklärt  sich  ferner 
hiermit  das  geringe  Vertrauen,  welches  die  Stände  selbst  der 
inneren  Festigkeit  und  dem  eigenen  Behauptungsvermögen  des 
Ständerechts  entgegenbringen. 


*  Vffl.  über  den  Einflufa  der  Machtverhältnisse  auf  die  Änderung 
der  Becntsinstitute  des  ständischen  Staates  auch  Viroszil  I  S.  12o, 
135,  282  A.  f.,  S.  807  f.,  II  S.  56  A.  b,  S.  88,  III  S.  242  ff. 

*  Buchholtz,  Geschichte  der  Regierung  Ferdinands  I.  Bd.  II  S.  419  ff., 
424,  427,  429  A.,  447  ff.,  449;  VI  S.  348  ff.,  380,  390,  403,  409,  420  ff.,  424, 
427,  Krieg  a.  a.  0.  S.  75,  Elvert  a.  a.  0.  S.  50  ff.  Vgl.  auch  den  Ar- 
tikel Länder  (Landesordnungen,  Landhandfesten)  im  österreichischen 
Staatswörterbuch  und  zwar  jenen  für  die  österreichische  Gruppe  von 
Motloch  II  B.  1.  Hälfte  S.  557  f.  und  jenen  für  die  böhmische  Gruppe 
von  Rieger  a.  a.  0.  S.  570  f.  Selbst  nach  dem  30jährigen  Kriege  sind 
solche  Schwankungen  der  rechtlichen  Einrichtungen  je  nach  der  Macht- 
stellung der  an  denselben  Beteiligten  wahrzunehmen.  Stellt  Ferdinand  II. 
1624  dem  von  den  schlesischen  Ständen  beanspruchten  Steuerbewilligungs- 
recht  seine  hochtragenden  Regalien  entgegen,  so  mufs  Leopold  1.  den- 
selben 1664  einen  Revers  in  der  alten  Form  ausstellen.  Nimmt  derselbe 
Leopold  I.  1668,  im  Widerspruch  mit  den  Privilegien  Wladislaws  und 
Rudolfs  IL,  die  Besetzung  des  Oberamts  allein  vor,  so  mufs  er  1669 
seinen  Versuch,  die  schlesische  Schatzungssteuer  durch  eine  Konsumtions- 
steuer zu  ersetzen,  wegen  der  gegenüber  der  letzteren  bestehenden 
Exemtionsprivilegien  des  Adels  und  des  Klerus  aufgeben,  Kries  a.  a.  O. 
S.  59,  61  A.  10,  70  A.  3. 
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Dieses  Mifstrauen  ist  es,  welches  zu  der  Garantie  der 
ständischen  Rechte  mittels  der  Bestätigung  oder  Be- 
schwörung derselben  durch  jeden  neuen  Herrscher  bei  dessen 
Regierungsantritt  y  oder  zum  Aufschub  der  Erbhuldigung  der 
Stände,  zum  Aufschub  der  vollen  Entfaltung  der  monarchischen 
Gewalt  bis  nach  vollzogener  Bestätigung  oder  Beschwörung 
führt*.  Aber  auch  diese  Einrichtung  wird  von  dem  das  ge- 
samte Ständerecht  beherrschenden  Gesetze  der  Umsetzung  von 
Machtveränderungen  in  Rechtsveränderungen'  erfafst.  Ein  seiner 
Mission  bewufster,  durch  die  politischen  Verhältnisse  gestüzter 
Herrscher  scheidet,  was  er  als  unerträgliches  Hemmnis 
monarchischer  Gewalt  betrachtet,  wenn  er  die  Macht  hiefür 
besitzt,  aus,  verweigert  die  Bestätigung  oder  schränkt  sie  ein^. 
So  kann,  was  zur  Bekräftigung  des  Ständerechts  dienen  soll, 
zu  einer  demselben  abträglichen  Revision  führen.  Der  Be- 
stätigungsakt wird  hiermit  zu  einem  konstitutiven  Akt,  welcher 
dem  Ständerecht  eine  Kraft  zuführt,  die  es  ohne  denselben 
nicht    haben    würde*.      Das    Ständerecht    büCst    durch    den- 


»  Uncer  a,  a.  0.  S.  40,  243  f.,  247.  Nach  D.  A.  III:  1790/91  mufs 
im  Falle  des  Ablebens  des  ungarischen  Königs  dessen  Nachfolger 
sich  binnen  sechs  Monaten  in  gesetzlicher  Weise  krönen  lassen.  Inner- 
halt dieser  Zeit  stehen  ihm  sämtliche,  die  öffentliche,  verfassunffsmäfsige 
Verwaltung  des  Beichs  betreffenden  Hechte  des  Königs  und  der  An- 
Spruch  auf  Unterthanengehorsam  zu,  nur  die  Privile^ienerteilung  mufs 
bis  nach  erfolster  Krönung  aufgeschoben  bleiben.  Dieser  Diätalartikel 
ist  ein  lehrreiches  Beispiel  jener  technischen  Unbeholfenheit,  welche  das 
ungarische  Ständerecht  bis  zum  Ausgange  seiner  Entwicklung  be- 
herrscht. Der  Fall  der  Erledigung  des  Tnrones  durch  Thronverzicht 
erscheint  übergangen  und  eigentümlich  ist  die  von  alters  her  über- 
nommene Beschränkung  des  Aufschubes  gesetzgeberischer  Befugnis  des 
Königs  auf  die  Privilegiengesetzgebung.  Gesetzmäfsige  Verordnungen 
kann  also  auch  der  ungekrönte  König  erlassen ;  Viroszil  II  S.  303  A.  k. 
Balogh  a.  a.  O.  No.  242  erblickt  in  dieser  svnallafirmatischen  Verbin-  * 
düng  von  Verfassungsgelöbnis  und  Erwerb  der  vollen  monarchischen 
Gewalt  eine  der  von  ihm  entdeckten  Besonderheiten  der  alt- 
ungarischen Verfassung,  welche  sie  als  ursprünglich  konstitutionell 
erkennen  lasse  und  aus  der  Reihe  der  Ständestaaten  heraushebe.  Vgl. 
indes  die  citierten  Stellen  aus  Unger  und  über  das  Alter  der  ganzen 
Einrichtung  die  Litteratur  bei  Viroszil  a.  a.  0. 

*  Mit  der  Resolution  vom  21.  März  1528  verweigert  Ferdinand  I. 
von  dreizehn  ihm  durch  die  unteren nsischen  Stände  vorgelegten 
Freiheiten  elf  die  Bestätigung,  Motloch  a.  a.  0.  S.  554.  VgL  femer 
Gierke,  Das  deutsche  Genossenschaftsrecht  I  S.  548  f.  Auf  die  all- 
gemeine Beschränkung  der  Bestätigung  durch  die  Erweisbarkeit  oder 
Erwiesenheit  der  ständischen  Privilegien,  oder  durch  die  Voraussetzung 
der  Löblichkeit,  Gerechtigkeit  der  behaupteten  Gewohnheiten  (Unger 
a.  a.  0.  S.  216,  241)  wird  noch  zurückgekommen  werden. 

*  So  giebt  sich  selbst  die  goldene  Bulle  des  ungarischen  Königs 
Andreas  iL  nicht  als  blofses  Versprechen,  das  besten  ende  Recht  zu 
achten,  sondern  als  Neubegründung  früher  bestapdenen  Recht«.  Es 
heifst  dort  precibus  et  instantiis  multis  (de  nobilium)  concedimua 
eis  quam  quam  aliis  hominibus  nostri  libertatem  a  Sancto  rege  (Stefano) 
concessam. 
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«elben  den  Charakter  eines  objektiven,  durch  sich  selbst 
wirkenden  Rechtes  ein ^  und  wird  zu  einem  persönlichen, 
verschiedenartigen  Inhalts  fähigen  Rechtsverhältnis 
zwischen  dem  jeweiligen  Herrscher  und  den  Ständen^. 
So  verwandelt  sich  im  Laufe  der  Zeiten  das  ungarische  In- 
^uguraldiplom  aus  einer  förmlichen  Kapitulation  zu  einer,  ein- 
seitiger Änderung  durch  die  Stände  entzogenen  Verfassungs- 
bestätigung^,  andererseits  gelingt  es  den  ungarischen  Königen  seit 
Karl  III.  (VI.),  aus  diesem  Diplom  die  in  dasselbe  frtlher  aufr 
genommenen  Beschränkungen  der  königlichen  Gewalt  in  be- 
treff des  Beginnes  von  Angriffskriegen  und  des  Abschlusses 
von  Friedensverträgen  mit  der  Türkei  auszuscheiden^.  Und 
gerade  deshalb,  weil  die  Einrichtung  der  Verfassungsanerken- 
nung unter  mächtigen  Herrschern  zur  Eliminierung  ständischer 
Rechte  aus  dem  Inauguraldiplom  führen  konnte^,  nimmt  die 
zur  Beratung  der  Durchführkeit  der  pragmatischen  Sanktion 
eingesetzte  Palatinalkonferenz  von  1712  in  ihr  Gutachten  auch 
den  Vorschlag  auf,  dafs  im  Namen  der  zur  Thronfolge  zu  be- 
rufenden Tochter  Karls  ni.  ein  unwiderrufliches  Diplom 
über  die  Gesetze,  Rechte,  Freiheiten,  Privilegien,  Statuten, 
Rechtsgewohnheiten  des  Reiches  ausgefertigt  werden  solle*. 


^  Vgl.  dagegen  die  moderne  Auffassung  des  Verfassungsfclöbnisses 
n.  a.  bei^acharia,  Deutsches  Staats-  und  Sundesrecht  2  A.  I  S.  266. 

^  Viroszil  II  S.  88.  Maximilian  I.  räumt  den  österreichischen 
Ständen  1518  Mitwirkung  zur  Besetzung  der  iandesfurstlichen  Behörden 
ein,  Ferdinand  I.  erklärt  in  diesem  Punkte  frei  und  unverbunden  zu 
sein ;  Rosenthal,  Die  Behördenorganisation  Ferdinands  I.  S.  46. 

»  Viroszil  I  S.  274  A.  i,  313  f.,  II  S.  407. 

*  A.  a.  0.  II  S.  85  Z.  1,  vgl.  ebenda  I  S.  310  und  für  das  böh- 
mische Ständerecht  Elvert  a.  a.  O.  S.  52.  Der  Vergleich  des  in  con- 
<litiones  abgeteilten  Königsdiploms  Leopolds  I.  und  des  lediglich  in 
Artikel  zerfallenden  Karls  lll.  ist  fär  die  Erkenntnis  der  Einwirkung 
<ies  ständischen  Krönun^s-  und  Huldigungsaktes  auf  die  verfassungs- 
rechtliche Entwicklung  des  Ständestaates  sehr  lehrreich.  In  Zusammen- 
hang mit  dieser  individualrechtlichen  und  persönlichen  Auffassung  des 
Verhältnisses  zwischen  Herrscher  und  Ständen  steht  auch  die  Fassung 
<ler  Rechtsnormen  als  Zusicherungen,  Versicherungen  des  jeweiligen 
Herrschers,  an  welche  sein  Nachfolger  sich  nicht  gebunden  erachtet, 
-weshalb  sich  die  Stände  zuweilen  dieselben  von  dem  Versichernden  für 
sich  und  seine  Nachkommen  ertheilen  lassen;  Viroszil  I  S.  362  A.  w, 
s.  A.  11:  1741;  Unger  a.  a.  0.  S.  242;  Tezner,  Landesfurstliche  Ver- 
waltungsrechtspflege  S.  31  A.  59,  S.  40  A.  16. 

»  Viroszil  I  S.  310  oben. 

®  Bidermann,  Geschichte  der  österreichischen  Gesamtstaatsidee  II 
S.  43.  Doch  kam  es  nicht  dazu.  Wenn  ich  dem  Bechtinstitute  der 
Erbhuldigung  nicht  jene  rechtsstützende  Bedeutung  zu  Gunsten  der 
Stände  beimesse,  wie  die  Historiker,  vgl.  Unger  a.  a.  O.,  Below,  Terri- 
torium S.  250,  so  geschieht  dies  aus  den  im  Texte  entwickelten  Gründen, 
^veiche  aus  der  verfassungseefährlichen  Natur  derselben  entnommen 
flind,  also  die  Reversseite  der  Medaille  zeigen ;  Gegenüber  Below  a.  a.  O. 
l>eharre  ich  darauf,  dafs,  von  Ungarn  abgesehen,  im  Ständerechte  der 
österreichischen  Kronländer  die  Einungen  nur  eine  ephemere,  die  Re- 
^ierungszeit  schwacher  Herrscher  nicht  überdauernde  Einrichtung  ge- 
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Mit  dieser  allgemeinen  Charakteristik  des  Geistes  de» 
ständischen  Staatsrechts  erscheint  der  Übergang  zu  den  Einzeln- 
heiten desselben,  zur  Betrachtung  der  dem  Geiste  entsprechen- 
den Technik  dieses  Staatsrechts  gewonnen. 

Die  Historiker  berichten  von  einem  Gesetzgebungs  r  e  c  h  t  * 
der  Stände  zunächst  im  Sinne  eines  ihnen  mit  der  Krone  ge- 
meinsamen Rechts. 

Damit  würden  sich,  wenn  man  die  Quellen  aufser  Betracht- 
liefse,  folgende  Vorstellungen  verknüpfen: 

Es  giebt  einen  abgegrenzten,  umfassenden  Kreis» 
staatlicher  Angelegenheiten,  welcher  nur  durch  v  ö  1 1  i  g  e  Über- 
einstimmung des  Willens  der  Stände  und  der  Krone  erledigt 
werden  kann,  wobei  grundsätzlich  die  Willenserklärung  der 
Stände  jener  der  Krone  vorherzugehen  hat. 

Zu  diesen  Angelegenheiten  gehört  jedenfalls  die  Auf- 
stellung materieller,  die  Selbstbestimmung  und  Güterherrschaft 
der  Staatsangehörigen  regelnder  und  beschränkender  Rechts- 
normen^, um  so  mehr  die  Regelung  der  Verfassung  des 
staatlichen  Gemeinwesens  wie  die  Sicherung  seiner  Sonder- 
persönlichkeit. 

Der  so  gekennzeichneten  Gesetzgebung  entspricht  auch 
eine  Form  derselben,  welche  sie  als  Ergebnis  voller  Über- 
einstimmung zwischen  Krone  und  Ständen  erkennen  läfst. 

Ein  in  solcher  Form  zu  stände  gekommener  Willensakt 
von  Krone  und  Ständen  besitzt  die  höchste  autoritative  Kraft, 
bricht  also  die  Kraft  jedes,  in  welcher  Form  immer  er- 
gangenen, ihm  widersprechenden  Willensaktes,  kann  aber 
selbst  nur  durch  einen  Willensakt  von  gleicher  Form,  sei  es 
überhaupt,  sei  es  für  einen  individuell  bestimmten  Fall,  ent- 
kräftet werden. 

Es  bestehen  besondere  Einrichtungen  zur  Sicherung  der 
Entfaltung  dieser  Kraft,  unmittelbar  wirkende  Selbstschutz- 
vorrichtungen der  Gesetzgebung. 


wesen  sind  und  sich  zu  einem  unangefochtenen  Rechtsinstitute  nach 
Art  des  Steuerbewilligungsrechts  nicht  konsolidiert  haben. 

^  Wohl  am  schärfsten  ausgesprochen  bei  Luschin,  Österreichische 
Rechtsgeschichte  S.  184,  Grundrifs  S.  101.  Ihm  folgt  Seidler  in  seinen 
Studien  zur  Geschichte  und  Dogmatik  des  österreichischen  Staatsrechts 
S.  78  nach.  Die  ungarische  Publizistik  seit  Dedk  hält  leidenschaftlich 
an  einem  uralten  Gesetzgebungsrecht  der  Stände  im  Sinne  der  mo- 
dernen parlamentarischen  Gesetzgebun^skompetenz  fest. 

2  Die  staatsrechtlichen  Kompendien  sprecnen  von  Freiheit  und 
Eigentum  oder  Vermögen  der  Staatsbürger  und  so  auch  einzelne 
moderne  konstitutionelle  Verfassungen.  In  den  Privilegien  der  Stände 
von  Jülich  und  Berg  aus  dem  15.  und  16.  Jahrhundert  ist  die  Rede  von 
Hf  und  guit.  v.  Below,  Die  landständische  Verfassung  von  Jülich  und 
Berg  Iir  2  S.  124. 
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Vergleicht  man  nun  mit  diesen  Vorstellungen  vom  Gesetz- 
gebungsreeht,  welche  von  der  Gesetzgebungskompetenz  der 
modernen  Parlamente  entnommen  sind,  das,  was  man  als 
ständisches  Mitgesetzgebungsrecht  bezeichnet,  so  ist  die  Über- 
einstimmung kaum  der  Rede  wert.  Sie  reicht  nicht  weiter, 
als  dafs  es  einen  sehr  eng  begrenzten  Kreis  von  Angelegen- 
heiten giebt,  für  deren  Erledigung  Übereinstimmung  von  Krone 
und  Ständen  gefordert  wird.  Eine  grundsätzliche  Zu- 
weisung der  materiellen  Rechtsgesetzgebung  und 
eine  schrankenlose  Zuweisung  der  Verfassungs- 
gesetzgebung zu  diesen  Angelegenheiten  findet 
sich  nicht*  und  von  allen  andern  hier  aufgezählten  Kenn- 
zeichen des  Gesetzgebungsrechts  pafst  keins  auf  die  Mitwirkung 
der  Stände  bei  der  Erledigung  staatlicher  Angelegenheiten. 

Das  Ständerecht  verträgt  deshalb  die  Übertragung  der 
modernen  Begriffe  von  Gesetzgebung  und  Verordnung,  Gesetz- 
gebung und  Vollziehung  auf  seine  organisatorischen  Einrich- 
tungen nicht  Es  kennt  gar  kein  objektives,  von  der  Tendenz 
der  erschöpfenden  Verteilung  der  staatlichen  Kompetenzen 
beherrschtes  Verfassungsrecht  ^,  es  wird  vielmehr  beherrscht 
von  dem  Gegensatze  der  subjektiven  Rechte  des  Königs  oder 
Landesherm,  der  Regalien,  Majestätsrechte,  Hoheiten  und 
Obrigkeiten  auf  der  einen  Seite,  und  der  Rechte  der  ständi- 
schen Versammlung,  ihrer  Unterabteilungen^,  und  selbst  ein- 
zelner Glieder  derselben*,  auf  der  andern  Seite.  Diese  letz- 
teren Rechte  zusammengefafst,  bilden  die  vom 
König  oder  Landesherrn  anzuerkennende  Landesver- 
fassung. Die  Wahrung  der  Rechte  der  Krone  tritt  in  der 
Bestätigung  oder  im  Gelöbnis  überhaupt  nicht  oder  nicht  in 
gleich  scharfer  Weise  hervor. 

Ohne  Feststellung  dieser  Erkenntnis  ist  die  verfassungs- 
rechtliche Entwicklung  des  Ständestaates  gar  nicht  zu  verstehen. 

Sie  wird  uns  anschaulich  gemacht  durch  die  Gelöbnis- 
formel der  deutschen  Landesherren,  das  Land  und  dessen  Leute, 
Ritter,  Knappen,  Bürger,  Bauern,  Geistliche  und  Weltliche, 
Edle   und   Unedle,    Arme  wie   Reiche  bei   allem  Rechte  und 


*  Vgl.  z.  B.  V.  Below  II  S.  50,  woselbst  von  facere  constitutiones 
et  nova  jura  keine  Rede  ist. 

*  Dies  gilt  von  der  ungarischen  Ständeverfassung  bis  zu  ihrem 
Erlöschen  im  Jahre  1848,  also  selbst  nach  der  1790/91  erfolgten  fiufser- 
lichen  Ankittung  der  Montesquieuschen  Gewaltenteilung  an  dieselbe. 

'  Hier  kommen  in  Betracht  die  Rechte  der  einzelnen  Kurien  der 
Landschaft,  die  Rechte  der  Landschaften  der  einzelnen  staatsrechtlich 
geschiedenen  Territorien  eines  ^öfseren  Territorialverbandes. 

*  Beispiele:  Steuerprivilegien  einzelner  Glieder  der  Landschaft, 
städtische  Privilegien,  Steuerreverse  zu  Gunsten  der  Städte;  v.  Below  II 
8.  27  A.  102.  Viroszil  II  S.  56  A.  warnt  mit  grofsem  Nachdruck  vor 
der  Übertragung  modemer  staatsrechtlicher  Begri£Pe  auf  das  ungarische 
Ständerecht,  ohne  indes  an  dieser  richtigen  Erkenntnis  festzuhalten. 
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Freiheit  und  alter  Gewohnheit  zu  lassen ',  die  sie  von  früher- 
her  besitzen,  oder  durch  die  ungarische  Gelöbnisfonnel,  quod 
ecclesias  Dei,  Dominos  Praelatos,  Barones,  Magnatos,  Nobiles 
Civitates  liberas  et  omnes  Regnicolas  in  suis  Immunitatibus, 
Libertatibus,  Juribus,  Legibus,  Privilegiis  et  in  antiquis  et 
approbatis  Consuetudinibus  conservabimus^,  oder  der 
bönmischen  in  der  L,-0.  von  1564  enthaltenen,  die  Herrschaft 
und  die  vom  Adel,  Präger  und  andere  Städte  und  die  ganze 
Gemeinde  des  Königreichs  Böheimb  bei  ihren  Ordnungen, 
Rechten,  Privilegien,  Begnadungen,  Freyheiten  und  Gerechtig- 
keiten und  guten  alten  Löblichen  Gebrauchen  zu  erhalten^. 

Wir  sehen  also:  Es  besteht  ein  patrimoniales  Verhältnis, 
eine  subjektivische  Verknüpfung  zwischen  der  Landschaft,  den 
Gliedern  der  Gemeinde  und  den  leges  et  consuetudines.  Diese 
sind  leges  et  consuetudines  P r a e  1  a t o r u m  Baronum,  Ord- 
nungen, Rechte,  Freiheiten  der  Herrschaft  und  derer 
vom  Adel.  Es  verwandelt  sich  also,  was  uns  objektives 
Recht  ist,  in  subjektives  Recht  der  dadurch  Begünstigten*. 
Dabei  besteht  keinerlei  rechtlicher  Kräfteunterschied  zwischen 
den  Rechten  der  ganzen  Landschaft,  ihrer  Abteilungen  und 
ihrer  einzelnen  Glieder.  Es  ist  auch  für  die  Verfassungs- 
mäfsigkeit  der  Begründung  ganz  gleichgültig,  ob  das  einzelne 
subjektive  Recht  durch  einseitigen  Akt  der  Krone  oder  durch 
Zusammenwirken  von  Krone  und  Ständen  ®  oder  ob  es  endlich 
gewohnheitsrechtlich  entstanden  ist®.   Modern  gesprochen  findet 


>  Unger  a.  a.  0.  S.  102,  407  A.  2.  125  A.  1,  241  f.,  433. 

*  VgL  z.  B.  das  Inauguraldiplom  (Decretum  I)  Leopolds  I.  im  Corpus 
juris  Hungarici. 

«  A  11  fol.  II. 

^  Das  gilt  z.  B.  von  dem  Rechte  des  Landes,  dafs  niemand 
aufserhalb  seines  Gebietes  vor  Gericht  gezo^n  werde.  Das  ist  zu- 
gleich Privilegium  jedes  einzelnen  Gliedes  derXandschaft  VgL  hierzu 
auch  Viroszil  II  S.  8  f. 

^  Also  mit  Zustimmung  der  Stände  oder  durch  förmlichen  Vertrag 
zwischen  diesen  und  dem  Herrscher.  Beispiele  solcher  Verträge  sind 
die  schon  im  13.  Jahrhundert  vorkommenden  Land  Friedens  vertrage; 
ünger  a.  a.  0.  S.  203  ff.,  femer  der  Vertrag  zwischen  dem  böhmischen 
König  und  den  Ständen  „die  Metall  belangende"  L.O.  von  1564  W.  1 
fol.  361. 

^  Für  die  ständische  Auffassung  föUt,  wie  bereits  bemerkt,  ob- 
jektives und  subjektives  Recht  zusammen.  Selbst  die  Landesämter  sind 
gedacht  als  Gegenstand  eines  subjektiven  Rechtes  des  Landes,  und  das 
einzelne  Landesamt  als  Giegenstand  des  subjektiven  Rechtes  lener 
Kurie  und  ihrer  Glieder,  denen  allein  es  zugänglich  ist;  die  Instruktion 
der  ständischen  Verordneten  Böhmens  von  1529  erklärt  es  für  eine 
Freiheit  des  Landes,  dafs  die  Landesämter  nur  mit  Böhmen  be- 
setzt werden.  Vgl.  L.  0.  1564  B  II  fol.  46  f.  Deshalb  ist  auch  die  „Lex", 
welche  nach  D.  A.  12:  1790/91  die  Schranke  für  die  potestas  executiva 
abgeben  soll,  nicht  identisch  mit  dem  auf  dem  Reichsti^  verabschiedeten 
Gesetz,  sondern  umfafst  auch  alle  im  Verfassungsgelöbnis  bezogenen 
Immunitates,  Jura,  Privilegia.  Auch  das  auf  Gewohnheits- 
recht gestützte  subjektive  Vorrecht  ist  Privileg;  Brie,  Die 
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in  diesem  Punkte  kein  Vorrang  des  unter  ständischer  Mit- 
wirkung erlassenen  Gesetzes^  vor  andern  BegrUndungsformen 
statt.  Ja  es  vollziehen  sich  gerade  die  fundamentalen  ver- 
fassungsgesetzgeberischen Akte'  in  der  Form  von  Konzessio- 
nen ^  also  einseitigen  Willenserklärungen  der  Krone,  welche, 
möchten  sie  auch  unter  den  für  die  Stände  günstigsten  Macht- 
verhältnissen entstanden  sein,  einen  Gegensatz  zwischen  dem 
Begehren  der  Stände  und  der  Erledigung  derselben  in  dem 
hinausgegebenen  Versprechen  nicht  ausschliefsen.  Auf  der 
andern  Seite  sollen  nach  einer  zuweilen  mit  Erfolg  zur  Geltung 
gebrachten  Auffassung  sowohl  die  Rechte  des  Königs  oder 
Landesherrn  als  auch  jene  der  Landschaft  an  der  unüberseh- 
baren Summe  der  gelegentlich  und  ohne  Beziehung  auf  einander 
erteilten  Privilegien,  welche  den  umfangreichsten  Teil 
des  ständischen  Verfassungsrechts  bilden®,  ihre 
unüberschreitbare  Schranke  finden ;  diese  sollenalso  auch 
durch  einen  von  der  Krone  und  den  Ständen  zu- 
sammen vorgenommenen  Akt  nicht  entkräftet 
werden  können^.  Fafst  man  also  den  unter  ständischer 
Mitwirkung  entstandenen  Willensakt  der  Herrscher  als  Seiten- 
stück des  konstitutionellen  Gesetzes,  als  ständisch-monarchisches 
Gesetz  auf,  so  darf  man  nicht  sagen,  dieses  Gesetz  besitze  eine 
alle  Akte  überwältigende  Kraft.  Ein  solches  Verhältnis  waltet 
nicht  ob.  Die  Kraft  widerstreitender  rechtsbegründender 
hoheitlicher  Akte  hängt  im  Ständestaat  von  der  politischen 
Macht  der  durch  dieselben  Berechtigten  ab.  Dasjenige  sub- 
jektive Recht,  dessen  Träger  die  gröfste  Macht  zur  Seite  steht, 
oder  das  Recht  des  Kräftigsten,  ist  auch  das  kräftigste  Recht  ^. 

Lehre  vom  Gewohnheitsrecht  I  S.  214,  216  f.,  221  f.,  223.  Andrerseits 
wird  der  Ausdruck  Gewohnheitsrecht  für  alles  in  Übung  und  Gel- 
tung stehende  Recht  gebraucht,  unabhängig  von  der  Art  seiner 
Entstehung.  Das  ist  die  Bedeutung  dieses  Ausdrucks  im  Titel  des 
Tripartitum  juris  consuetudinarii  iuclyti  Regni  Hungariae  des  Wer- 
böcz,  dann  in  Suttingers  Consuetudines  Austriacae. 

*  Hierüber  Otto  Mayer,  Deutsches  Verwaltungrecht  I  S.  72. 

-  Beispiele  die  Magna  charta  König  Johanns  und  die  goldene  Bulle 
Andreas'  IE  Beide  bezeichnen  sich  als  concessio  und  weraen  in  Privi- 
legialform  ausgefertigt. 

'  Orosz,  Terra  incognita  S.  142—148,  wirft  der  alten  ungarischen 
Verfassung  die  Exemtionen,  Immunitäten  und  Privilegien  ohne  Zahl  und 
Mafs  vor;  Viroszil  II  S.  364  A.  Über  Versuche  zur  Evidenzhaltung 
derselben  in  Böhmen,  BuchhoUz  VI  S.  347,  425. 

*  Dies  ist  die  Auffassung  der  mährischen  und  schlesischen  Stände 
von  ihren  Sonderprivilegien,  Buchholtz  II  S.  438  ff.,  440,  444;  Elvert 
a.  a.  O.  S.  62;  Rachfahl,  Die  Organisation  der  Gesamtstaatsverwaltung 
Schlesiens  vor  dem  30jährigen  Kriege  S.  424  ff.  Böhm.  L.O.  1564  Z.  4; 
dies  ist  auch  die  Auffassung  der  D.  A.  8:  1741,  10:  179091  von  der 
Steuerfreiheit  des  ungarischen  Adels. 

^  Dainim  weicht  umgekehrt  das  Recht  des  Schwächeren  jenem 
des  Stärkeren,  gleichviel  auf  welche'  Weise  es  entstanden  ist.  Darüber 
Näheres  bei  der  Erörterung  der  Revisibilität  der  Rechte  des  Landes  im 
Ständestaat. 
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In  thesi  steht  dem  Rechte  des  Landes  und  seiner  Glieder 
oder  dem  Landesverfassungsrecht  das  Recht  des  Königs  oder 
des  Landesherrn  gegenüber.  Das  Recht  des  Königs  erstreckt 
sich  aber  potenziell  jedenfalls  soweit,  als  ihm  kein  subjektives 
Recht  eines  Andern  entgegengestellt  werden  kann.  Wie  weit 
es  sich  virtuell  entfalten  kann  j  hängt  von  den  thatsächlichen 
Verhältnissen  ab^. 

Weil  nun  die  Landesverfassung  durch  die  Rechte  der 
Landschaft  und  ihrer  Glieder  erschöpft  wird,  so  dreht  sich 
die  Frage  nach  der  Zulässigkeit  einseitigen  Vorgehens  des 
Herrschers  immer  nur  um  den  einen  Punkt,  ob  ein  einseitig 
von  dem  Herrscher  vorgenommener  Akt  in  die  jura  et 
libertates   Regni   eingreife?^     Nun   haben   diese  jura  et 


*  Sehr  deutlich  drückt  dies  A.  III  fol.  2  der  böhmischen  Landes- 
ordnung von  1564  aus:  „Vomemblich  hat  die  Kön.  May.  solche  Macht, 
Gewalt  und  Hochheit,  alles  das,  was  der  Kön.  May.  und  ihrer  May. 
Erben  und  allen  Einwohnern  dieses  Königreichs  Nutz  und  Frommen  ist 
(gleichwie  die  Vorgehende  Könnig  zu  Böhaimb  auch  gehabt  haben)  zu 
ordnen,  thun  unnd  regeren,  doch  dafs  es  den  Ordnungen,  Rechten, 
Freyheiten,  Privilegien  und  Landtsordnun^en  nicht  zu 
wider  und  zu  (?!)  entgegen  sei."  Dafs  mir  die  Kenntnis  aer  historischen 
Gemeinplätze  von  der  dualistischen  Natur  der  ständischen  Verfassung 
und  von  der  staatsrechtlichen  Renaissance  nicht  entgangen  ist,  beweisen 
meine  Ausführungen  in  der  landesfürstlichen  Verwaltungsrechtspflege 
S.  15,  23,  26,  45,  41,  81  und  in  meiner  Abhandlung  über  den  öster- 
reichischen Kaiser titel  S.  56,  61,  65.  Ich  halte  es  aber  gegenüber  Rach- 
fahl in  Schmollers  Jahrbuch  S.  355  f.  für  verdienstlicher,  diese  Gemein- 
plätze staatsrechtlich  zu  vertiefen  und  zu  revidieren,  als  sie  ungeprüft 
hinzunehmen  und  zu  wiederholen.  Zu  dem  für  das  Ständerecht  grund- 
legenden Begriff  des  jus  Regium  oder  des  Regale  ist  zu  bemerken,  dafs 
er  sich  auf  alles  erstreckt,   was  der  König  als  Recht  für  sich  in  An- 

Enich  nehmen  kann,  nicht  blofs  auf  Rechte  finanziellen  Inhalts; 
a,chfahl,  Gesamtstaatsverwaltung  S.  142.    So  ist  die  Rede  vom  summum 
renale  appellationis  (a.  a.  O.  S.  253).    Die  vemewerte  böhmische  L.  O. 
,  erklärt  das  jus  legem   ferendi  als  ein  dem    König  ausschliefsend   zu- 

kommendes Recht,  somit  als  jus  regium  oder  regale;  nach  den  Deklara- 
torien  Ferdinand  III.  zur  vernewerten  mährischen  L.  0.  ist  die  Schieds- 
1  kompetenz  unter  die  Regalia  gehörig ;  Elvert,  16.  Bd.  der  Schriften  der 

I  mährischen  und  schlesischen  Gesellschaft  S.  472.    Die  finanzrechtliche 

Bedeutung  des  Wortes  hat  sich  daraus  entwickelt,  dafs  die  höchste 
obrigkeitliche  Gewalt  —  man  denke  an  die  Abgaben  anläfslich  richter- 
licher Akte,  an  die  Geldstrafen  für  die  Übertretung  der  königlichen 
oder  landesherrlichen  Befehle  —  zugleich  eine  Einnahmequelle  ftr  den 
.     Herrscher  bildete;  v.  ßelow  II  S.  46  A.  180,  S.  57. 

2  Otto  Mayer,  Deutsches  Verwaltungsrecht  I  S.  28  f.,  bringt  die 
expansive  Tendenz  der  Hoheitsrechte  mit  der  naturrechtlichen  Doktrin 
in  Zusammenhang.  Praktisch  bewährt  sie  sieh  aber  geraume  Zeit,  bevor 
noch  vom  Auftauchen  dieser  Doktrin  gesprochen  werden  kann.  Ihre 
rechtliclie  Fundierung  findet  sie  in  einer  aus  antiken,  germanischen  und 
christlichen  Ideen  zusammengesetzten  Auffassung  der  königlichen 
oder  landesfürstlichen  Gewalt.  Die  Polizeiiioheit  entwickelt  sich 
zum  Teil  unter  dem  Einflüsse  der  Kameralistik,  d.  i.  der  Erkenntnis  der 
Bedeutung  polizeilicher  Regelung  bestimmter  Lebensverhältnisse  für  die 
Steigerung  aer  Einträglichkeit  historischer  Rechte  der  Krone.  Beispiele 
solcher  Rechte:  v.  Below  I  S.  27  A.  93,  II  S.  47,  57;  Rachfahl  a.  a.  O. 
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libertates  einen  sehr  zufälligen,  schon  für  die  Erschöpfung  der 
staatlichen  Interessen  ihrer  Zeit  ungeeigneten  Inhalt.  Dieser 
archaistische,  rückständige  Charakter  haftet  überhaupt  den 
meisten  Einrichtungen,  welche  aus  der  ständischen  Entwick- 
lung hervorgehen,  an,  sie  mögen  sich  auf  Verwaltung  oder 
Rechtspflege  beziehen.  Welch  primitiven  Eindruck  machen 
nicht  zur  Zeit  der  schon  for^eschrittenen  Reception  des 
römischen  Rechts  die  hie  und  da  anzutreffenden  Bestim- 
mungen über  die  Kompetenzen  der  Landesämter  ^  im  Ver- 
gleicl^e  mit  den  organisatorischen  Bestimmungen  für  die 
landesfürstlichen  Behörden !  Eine  Ausnahme  bilden  die  typisch 
wiederkehrenden  Beschränkungen  des  Herrschers  in  betreff 
der  Veräufserung  von  Landesteilen,  Belehnung  und  Veräufse- 
rung  von  Domänen  und  Einkünften  aus  dem  Lande,  in  betreff 
des  Beginnes  von  Offensivkriegen,  des  Abschlusses  von  Bünd- 
nissen ^.  Aber  selbst  unter  Berücksichtigung  dieser  zuletzt 
angeführten  wichtigen  Beschränkungen  bleibt  noch  ein  grofses, 
stetig  wachsendes  Gebiet  staatlicher  Angelegenheiten  übrig, 
zu  denen  die  Rechte  des  Landes  keine  oder  keine  deutlich 
ausgesprochene  Beziehung  haben,  es  tauchen  immer  neue 
Fragen  auf,  von  welchen  diese  Rechte  nichts  wissen.  Diese 
Angelegenheiten  und  Fragen  betrachtet  nun  der  König  oder 
Landesherr  als  seine  Domäne,  von  welcher  er  nicht  selten 
mit  bedeutendem  Erfolg  jede  Einflufsnahme  der  Stände  ab- 
wehrt. Weil  nun  so  das  Ständerecht  keine  Persönlichkeit  des 
Staates,  keine  Staatverfassung,  keine  organisch  miteinander 
verknüpften  Kompetenzen  von  Herrschern  und  Ständen,  son- 
dern nur  einander  gegenüberstehende,  die  Einheit  und  poli- 
tische Geschlossenheit  des  Gemeinwesens  aufhebende,  ihrem 
Inhalte  nach  mit  dem  Wechsel  des  Machtverhältnisses  sich 
ändernde  Rechte  des  Königs  und  der  Stände :  causae,  necessi- 
tates,    negotia  regis  und  causae  necessitates,  negotia  Regni 


S.  261  ff.,  289;  Tezner,  Landesfürstliche  Verwaltungsrechtspflege  S.  174 
A.  21;  Viroszil  II  S.  148  ff.  bezeichnet  als  Grenze  des  königl.  Polizei- 
verordnunffsrechts  die  Freiheiten  und  Vorrechte  des  Landes. 

*  Vgl.  Auerspergs.  Bearbeitung  von  Balbins  Liber  curialis  C.  VI 
von  den  verschiedenen  Gerichtshöfen  des  Königreiches  Böhmen 
Bd.  1  S.  17  ff.,  31  ff.,  für  die  principienlose  und  nicht  erschöpfende, 
historisch-zufallige  Kompetenz  der  ständisch  besetzten  Landgerichte, 
dann  die  aus  den  Eidesformeln  zu  erkennende ,  den  gleichen  Charakter 
traf  ende  Kompetenz  der  Landesämter.  Vgl.  femer  Unger  a.  a.  O. 
S.  215;  Bachfahl,  Die  Organisation  der  Gesamtstaatsverwaltung  Schlesiens 
S.  224,  227  f. ,  246.  Der  zufallige ,  bruchstückartige  Inhalt  der  stän- 
dischen Verfassungsurkunden  wird  auch  von  v.  Below,  Territorium  S.  259 
zugestanden. 

«  Böhmische  L.  0.  1564  A  1—2;  B  15,  20;  A  29;  A  19,  28;  Unger 
a.  a.  0.  S.  332  ff.,  335;  Viroszil  II  S.  174  f.  A.  f.,  178,  182;  Elvert,  Zur 
österreichischen  Finanzgeschichte  S..45;  v.  Below  II  S.  50.  Das  Steuer- 
bewilligungsrecht der  Stände  wird  meist  durch  die  bei  jeder  Bewilligung 
ausgestellten  Schadlosreverse  anerkannt. 
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kennt  ^,  darf  man  auch  nicht  sagen,  die  Stände  hätten  überall 
an  der  Erledigung  öffentlicher  Angelegenheiten  teilgenommen^ 
wo  des  Landes  Bestes  es  erforderte^.  Vielmehr  vollziehen 
sich  unter  günstigen  Umständen  gewaltige  politische  Ver- 
änderungen, die  wir  vom  Standpunkt  des  modernen  Staats- 
rechts als  Verfassungsänderungen,  als  Aufhebung  der  vollen 
Persönlichkeit  oder  Souverränität  des  Staates  werten  müfsten^ 
ohne  jede  Teilnahme  der  Stände  unter  Berufung 
darauf,  dafs  ihrem  Vollzuge  durch  den  Herrscher  allein,  kein 
Recht  des  Landes  entgegenstehe,  dafs  es  sich  um  ein  jus 
regium,  nicht  um  ein  jus  regni  handle®. 

Eine  so  epochale  staatsrechtliche,  die  Staatspersönlichkeit 
Ungarns  erfassende  Aktion,  wie  es  die  Schaffung  des  centralen 
Hofkriegsrates  und  der  kaiserlichen  Hofkammer  durch  Ferdi- 
nand I.  gewesen  ist,  geht  aus  einem  einseitigen  Kreationsakte 
dieses  Herrschers  hervor.  Die  ungarischen  Stände  vermögen 
nämlich  gegen  diesen  Vorgang  auf  dem  Landtag  von  1569  nicht, 
wie  sie  es  mit  den  aus  der  allgemeinen  Hofkanzlei  nach  Ungarn 
erfliefsenden  Reskripten  im  D.  A.  10:  1567  gethan  hatten,  aus- 
zuführen, dafs  das  consilium  bellicum  und  die  camera  aulica 
antiquae  Regni  libertati  contraria  seien,  sondern  sie  wünschen 
die  Beseitigung   beider   Behörden   nur   wegen   der  mit  ihrem 


^  D.  A.  25 :  1495.  Auch  die  Bezeichnung  caasae  et  interesse  summi 
Priucipis  ist  für  die  landesherrlicher  Verfügung  unterworfenen  An- 
gelegenheiten üblich.  Nach  Viroszil  II  S.  147  A.  f.,  S.  215  A.  f.;  IH 
S.  55  A.  X  ist  es  Grundsatz  der  ungarischen  Verfassung,  dafs  die  Stande 
wider  Willen  des  Königs  nicht  verfugen  können,  quod  juribus  Re^iae 
Majestatis  adversum  et  praejudiciosum  foret,  umgekehrt  der  König 
ohne  die  Stände  nicht,  quod  immunitatibus  et  reservatis  St.  et 
0.0.  privilegiis  repugnat.  Ich  erachte  diese  Formulierung  dem 
ständischen  Staatsrecht  ungleich  angemessener  als  die  Übertragung  der 
Begriffe  von  Gesetzgebung  und  Verordnung  auf  diese  Epoche  und  ver- 
weise auf  die  schon  in  Monis  württember^schem  Staatsrecht  enthaltene 
Bemerkung:  „Soweit  Brief  und  Siegel  reichen,  soweit  reichen  auch  die 
Befugnisse  der  Stände  in  solchen  Staaten."  Selbst  noch  der  D.  A.  3: 
1527  erschöpft  das  Wesen  der  ungarischen  Verfassung  durch  den  Gegen- 
satz von  jura  Regis  und  jura  Statuum  et  Ordinum  Regni.  Über  die 
diesfalls  von  ungarischen  Schriftstellern  angenommene  Präsumtion  zu 
Gunsten  des  Jus  regium  Viroszil  II  S.  5,  8. 

2  Gierke  a.  a.  0.  I  S.  566  und  die  dort  angeführte  Litteratur. 
v.  Below  I  S.  69  spricht  von  der  Fortwirkung  der  germanischen  An- 
schauung^ ,  nach  welcher  der  Herrscher  seine  Entschlüsse  nicht  absolut 
fassen  dürfe,  sondern  sich  beraten  lassen  müsse.  So  unbestimmt  nun 
wie  diese  Formel,  eben  so  schwankend  ist  ihre  praktische  Anwendung. 
Nach  V.  Below,  Territorium  S.  262  erstreckte  sich  die  Kompetenz  der 
Stände  auf  alle  wichtigen  Angelegenheiten,  wenngleich  nicht  in  strenger 
Konsequenz. 

8  Vgl.  auch  Luschin,  Grundrifs  der  österreichischen  Reichsgeschichte 
S.  100,  Rachfahl  a.  a.  0.  S.  152,  142,  101  ff.  Der  von  Deäk  a.  a.  O. 
wiederholt  gegen  die  Centralisation  erhobene  Einwand,  der  ungarische 
König  habe  über  die  Hoheit  des  ungarischen  Staates  nicht  disponieren 
können,  entbehrt  der  rechtlichen  Grundlage,  soweit  der  Ständestaat  in 
Betracht  kommt. 
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Bestände  unvermeidlich  verknüpften  Belästigungen  für  die 
Landeseinwohner  ^.  Das  erklärt  sich  damit,  dafs  sich  während 
der  ganzen  Dauer  des  ständischen  Staatswesens  der  Herrscher 
die  Einkünfte  seiner  Kammer,  die  an  dieselbe  abzuführenden 
ständischen  Subsidien,  dorthin  kommen  läfst,  wo  er  sich  mit 
seinem  Hofhaushalt  befindet';  es  kann  ihm  auch  nicht  ver- 
wehrt sein,  die  Verwaltung  der  ihm  zur  Verfügung  gestellten 
oder  mit  seinem  Vermögen  beschafften  sachlichen  und  phy- 
sischen Mittel  des  Kriegswesens  zu  organisieren^.  Desnalb 
wird  auf  dem  Landtage  von  1569  die  Vorstellung  der  unga- 
rischen Stände  mit  der  königlichen  Erledigung  verabschiedet, 
dafs  es  bei  den  neuen  Behörden  sein  Bewenden  zu  finden  habe. 
Die  Beratung  des  Königs  mit  ungarischen  Käten  habe  sich 
nur  zu   erstrecken   auf  res,    quae  justitiam,    jura  libertates- 

3ue  regni  concernunt.  Damit  erscheint  ausgesprochen,  dafs 
ies  von  der  Heeres-  und  Kameralverwaltung  nicht  gelte. 
Diese  und  ähnliche  Wendungen^  sind  nur  dann  verständlich, 
wenn  man  unter  Regnum  nicht  den  Staat  oder  das  Land   im 


^  D.  A.  88:  1569.  Bidermann,  Geschichte  der  Osterreichischen  Ge- 
samtstaatsidee  I  S.  86  A.  25. 

^  In  den  älteren  Quellen  des  Ständerechts  heifst  es:  „Die  Dienst- 
ond  Schatz^üter  (Steuern)  der  Herrschaft  gehören  auf  das  Schlofs'^  und 
der  Landesherr  ist  in  der  Verfügung  über  seine  Kammergefalle  nie  be- 
schränkt gewesen ;  Below  III  1  S.  7,  II  S.  29.  Für  Ungarn  vgl.  D.  A. 
§  14  ad  42:  1545,  Viroszil  II  S.  172,  III  S.  171  f.,  183.  Auch  den  höh- 
mischen  Ständen  gegenüber  macht  Ferdinand  I.  die  Freiheit  seines 
Kammerwesens  von  ständischem  Einflüsse  geltend  und  behauptet  sie 
auch;  Buchholtz  II  S.  448  f.;  Unger  a.  a.  0.  S.  225.  Vgl.  auch  Rach- 
fahl, Die  Organisation  der  Gesamtstaatsverwaltung  Schlesiens  S.  318, 
323  ff. 

'  In  Böhmen  anerkennt  der  Landtag  von  1565  selbst:  Consiliarios 
belli  Caesar  sibi  eligat  et  procuret;  Riegger,  Materialien  zur  Statistik 
Böhmens  11.  Heft  S.  195.  Viroszil  II  S.  109  f.,  HI  S.  193,  198  ff.  Cziräky, 
Conspectus  iuris  publici  regni  Hungariae  §§  751  ff,;  Tezner,  Der  öster- 
reichische Kaisertitel,  das  ungansche  Staatsrecht  u.  s.  w.  S.  57  ff.  Rach- 
fahl a.  a.  O.  S.  153,  177  A.  3  erachtet  vom  Standpunkte  des  seh  le- 
sischen Ständerechts  für  die  Organisation  der  Landesverteidigung  durch 
die  Stände,  vom  Zeitpunkte  habsDurgischer  Herrschaft  an,  königliche  Zu- 
lassung oder  Ermächtigung  nötig.  Das  gilt  aber  für  das  Ständerecht 
im  Bereiche  der  habsburgischen  Herrschaft  vom  Ausgang  des  15.  Jahr- 
hunderts überhaupt.   Vgl.  v.  Below,  Territorium  S.  2»!ä. 

^  „Angelegenheiten,  welche  in  ausgesprochener  und  deut- 
licher Beziehung  zu  den  Freiheiten,  Privilegien  des  Rechts  stehen": 
negotia,  quae  pure  et  praecise  ad  libertates  et  privilegia  Regni 
spectant,  D.  A. 38 :  1569.  Negotiis  jura  et  libertates  Regni  pureetsimpli- 
citer  concementibus,  D.  A.  40:  1567.  In  Böhmen  versi)richt  Ferdinand  L 
anläfslich  der  Krönungsverhandlungen  1526  in  böhmischen  Angelegen- 
heiten .vor  allem**  also  (nicht  ausschliefslich)  böhmische  Ratgeber  zu 
gebrauchen,  1545  jedoch  erledigt  er  das  Petit  der  Stände,  keine  Ämter 
an  Ausländer  zu  verleihen,  danin,  er  werde  dies  thun  im  Rahmen  der 
bestehenden  Privilegien  und  Freiheiten,  welche  letztere  sich 
indes  auf  die  neu  erstandenen  centralistischen  Hofstellen  nicht  beziehen. 
Buchholtz  U  S.  448  f.,  VI  S.  348. 

Forsohungen  XIX  3.  —  Tezner.  2 
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modernen  Sinne  des  Wortes,  sondern  nur  die  Landschaft, 
unter  libertates  et  privilegia  regni  nicht  eine  alle  staatlichen 
Organe  umfassende  moderne  Staatsverfassung,  sondern  nur  die 
Kechte  der  Stände  im  Gegensatz  zu  jenen  des  Königs  ver- 
43teht  *. 

Nichts  ist  imstande,  den  Unterschied  zwischen  ständisch- 
monarchischer  und  konstitutionell  -  monarchischer  Verfassung 
und  die  technische  UnvoUkommenheit  der  ersteren  so  scharf 
zu  beleuchten  als  die  Thatsache,  dafs  die  Einschränkung  der 
Sonderstaatlichkeit  des  Ständestaates  und  seine  Unterstellung 
unter  eine  für  mehrere  Staaten  errichtete  Centralbehörde,  also, 
vom  modernen  Staatsrechte  aus  betrachtet,  eine  der  fundamen- 
talsten Verfassungsänderungen  ohne  Teilnahme  der  Stände 
durch  königlichen  Akt  vor  sich  gehen  kann,  und  dafs  die 
Stände  einen  den  Fortbestand  dieses  Organisationsaktes  dekre- 
tierenden Reichsabschied  hinnehmen^. 

Was  hier  von  der  grundlegenden  Organisation  der  Ver- 
waltung gesagt  wurde,  gilt  in  gleicher  Weise  von  jener  des 
Gerichtswesens.  Die  Gerichte  für  die  deutsch-österreichischen 
Länder  zur  Handhabung  der  Gerechtigkeit  in  Sachen  der 
landesfürstlichen  Hoheit  werden  unter  Maximilian  L 
durch  den  Kaiser  allein  ins  Leben  gerufen^.  Desgleichen  ist 
die  Prager  Appellationskammer  als  oberster  Gerichtshof  für 
die  Länder  der  böhmischen  Krone  eine  ohne  die  Mitwirkung 
der  Stände  entstandene  Schöpfung  Ferdinands  L,  welche  von 
ihm  auf  sein  Königsrecht  zur  Annahme  von  Appellationen 
zurückgeführt  wird*. 

Diese  Beispiele  widerlegen  auf  das  schlagendste  die  so- 
wohl bei  modernen  als  auch  bei  zeitgenössischen  Schriftstellern 
der  ständischen  Epoche  anzutreffende  Behauptung,  es  habe 
sich  die  Erlassung  von  Gesetzen  im  Ständestaate  nur  unter 
ständischer  Mitwirkung   vollzogen^,    oder   die  Stände   hätten 


*  Unger  a.  a.  0.  S.  434. 

>  G-anz  das  Gleiche  gilt  von  der  Centralisation  der  inneren,  der 
Finanz-  und  der  Justizverwaltung  für  das  Gebiet  der  deutsch-öster- 
reichischen Länder  unter  Maximiuan  L;  Adler,  Die  Organisation  der 
Oentralverwaltung  unter  Kaiser  Maximilian  I.;  Tezuer,  Die  landesfurst- 
liche  Verwaltungsrechtspflege  S.  40,  49,  120,  168. 

8  Tezner  a.  a.  0.  S.  40. 

«  Rachfahl  a.  a.  0.  III.  Kap.  S.  220  ff. 

"  So  Werböcz,  Tripartitum  P.  II  tit.  3  §  3:  Attamen  Princeps  pro- 
prio motu,  et  absolute  potissimum  super  rebus  juri  Divino  et  naturali 
praejudicantibus ,  atque  etiam  vetustae  libertati  Hungaricae 
gentis  derogantibus ,  constitutiones  facere  non  potest.  Man  beachte 
indes  auch  bei  dieser  Fassung  den  vagen  Inhalt  und  die  Begrenzung 
der  königl.  Machtvollkommenheit  dura  die  Freiheiten  der  gens 
Hungarica,  die  für  Werböcz  P.  11  tit.  4  mit  den  Landständen  identisch 
ist  ui  der  That  stellt  er  selbst  in  seiner  Vorrede  zum  Tripartitum 
fest,  dafs  ez  cujusque  fere  Principis  ac  regis  nuta  et  arbitrio  con- 
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zum  mindesten  in  allen  wichtigen  Landesangelegenheiten 
(majora  negotia  regni*)  oder  in  den  allgemeinen  Landes- 
angelegenheiten ^  ein  Oesetzgebungsrecht  geübt^.  Wir  haben 
€8  hier  mit  einer  den  wirklichen  staatsrechtlichen  Vorgängen 
des  Ständestaates  nicht  entsprechender  Abstraktion  zu  thun. 

Das  ffilt  aber  nicht  blofs  von  jener  Ordnung  staatlicher 
Angelegenneiten,  welche  unserer  modernen  Organisationsgesetz- 
gebung entspricht,  sondern  von  der  Aufstellung  von  materiellen 
Rechtsnormen  überhaupt.  Dem  ständischen  Staatsrecht  ist  das 
moderne  Gesetzgebungsrecht  der  Parlamente,  kraft  dessen  für 
ein  bestimmtes  Gebiet  oder  überhaupt  materielle  Rechtsnormen 
nur  durch  volle  Übereinstimmung  von  Herrscher  und  Ständen 
oder  nur  auf  Grund  einer  durch  solche  Übereinstimmung  her- 
beigeführten Ermächtigung  entstehen  und  aufgehoben  werden 
können,  kraft  dessen  ferner  die  Willenserklärung  der  Land- 
schaft jener  des  Herrschers  vorherzugehen  hätte,  kraft  dessen 
folgerichtig  einseitige,  vom  Herrscher  erlassene  Normen  in 
diesem  Umfange  nur  auf  Grund  eines  so  entstandenen  Gesetzes 
zulässig  sind,  durchaus  fremd.  Es  kennt  deshalb  auch  nicht  den 
Unterschied  zwischen  Gesetz  und  Verordnung  im  Sinne  des  kon- 
stitutionellen Staatsrechts.  Bei  der  Geltendmachung  des  poli- 
tischen und  staatsrechtlichen  Grundsatzes  nil  de  nobis  sine 
nobis  liegt  den  Ständen  der  Gedanke  an  Rechtsinstitute,  wie 
es  die  moderne  parlamentarische  Gesetzgebungskompetenz,  die 
Scheidung  von  Gesetz  und  Vollziehung,  die  monarchischen 
Praerogativen  sind,  vollständig  fern.  Vielmehr  wollen  sie  sich, 
gestützt  auf  ihr  Steuerbewilligungsrecht  und  die  mit  demselben 
verbundene  finanzielle  Abhängigkeit  des  Herrschers,  über 
alles  äufsem,  was  ihnen  nahe  geht^    Das  kann  nun  ein  Akt 


stitutiones  novaque  edicta  per  singulas  nedum  aetates,  sed  paucissi- 
mornm  quoaue  annoram  spatio  emanaverint  und  bezeugt  hiermit  eine 
fruchtbare,  aosolute  königliche  Gesetzgebung. 

1  So  Beck,  Jus  publicum  Hungariae  1772  S.  17;  D.  A.  23:  1298  bei 
Tezner,  Kaisertitel  u.  8.  w.  S.  15. 

>  Rieger  spricht  a.  a.  0.  S.  572  von  allgemeinen  Landesangeiegen- 
heiten  im  Sinne  modemer  Staatsangelegenheiten.  Allein  die  L.O. 
)564  A.  XX  fol.  XIY  spricht  nur  von  der  Unstatthaftigkeit  der  Ein- 
tragung einseitiger  Verfügungen  des  Königs  in  die  Landtafel  in  Landes- 
sacnen,  die  dem  Lande  zuständig  sind.  Aus  dem  Gregensatz  der 
„königlichen  Majestät  zuständigen  Sachen^,  geht  hervor,  dafs  es 
sich  um  Jura  Begni  im  Gegensatz  zu  jura  regia  handelt,  und  dafs 
es  somit  in  dem  vagen  Umfang  der  iura  regia  Landesangelegenheiten 
im  modernen  Sinne  die  Menge  gieot,  in  welchen  der  ICönig  allein 
verfugen  kann,  ohne  der  Eintragung  in  die  Landtafel  zu  bedürfen. 
Man  denke  an  das  Beispiel  der  Schaming  der  Prager  Appellationskainmer, 
der  Kammer  in  Böhmen  und  Schlesien  u.  s.  w. 

»  Oben  S.  10  A.  1,  S.  16  A.  3. 

^  Die  ungarische  D.  A.  25:  1495,  7:  1715  tadeln  es  geradezu,  dafs 
die  Wahl  der  Verhandlungsgegenstande  auf  den  Landtagen  durch  die 
oubjektiven  Interessen,  die  negotia  privata  der  Versammelten,   nicht 
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der  Ausübung  unzweifelhaften  Königsrechts  sein,  wie  der  Voll- 
zug einer  Begnadigung^  Gewährung  der  Restitution  an  ein 
Glied  der  Landschaft,  Entfernung  mifsliebiger  landesfürstlicher 
Räte^,  während  andererseits  die  einseitige  Einführung  neuer 
Einrichtungen,  die  einseitige  Erlassung  neuer  Gesetze  durch 
den  Herrscher  die  Stände  vollständig  kalt  läfst,  weil  sie  ent- 
weder zweckmäfsig  sind^  oder  sich  nicht  gegen  die  Glieder 
der  Landschaft  richten®,  oder  auch,  weil  ihre  Tragweite  nicht 
sofort  von  den  Ständen  erkannt  wird*.  Dazu  kommt  noch, 
dafs  die  Stände  wegen  der  zwischen  ihnen  bestehenden  argen 
Zerklüftung,  wegen  des  sie  beherrschenden  Klassenegoismus 
und  wegen  ihrer  Abneigung  gegen  eine  mühevolle  und  kost- 
spielige staatliche  Arbeit  sich  selbst  dann,  wenn  die  mit  dring* 
lieberen  Staatsinteressen  befafste  Krone  von  ihnen  die  Lösung* 
einer  gesetzgeberischen  Aufgabe  verlangt,  nicht  sehr  bereit- 
willig zeigen,  sondern  froh  sind,  wenn  ihnen  die  Arbeit  von 
dem   Herrscher  und   seinen  Räten  abgenommen   wird*.     Der 


aber  durch  die  objektive  politische  Bedeutung  derBelben  bestimmt 
werden  und  ordnen  die  Abstellung  dieses  Übelstandes  freilich  vergeblich 
an;  Viroszil  III   S.  45  A.  q,  208  A.  c,  289  A.  b. 

'  D.  A.  23:  1600,  24:  1608  p.  c,  103:  1715;  Unger  a.  a.  0.  S.  274  f., 
277,  289:  v.  Below,  Territorium  S.  281. 

'  Ohne  ständische  Teilnahme  vollzieht  sich  in  Ungarn  unter 
anderem  zum  grofsen  Teil  die  Polizeipesetzgebung  (Viroszil  II  S.  150|, 
die  Einführung  einer  Bergordnung  im  Jahre  1573  (Viroszil  II  S.  208), 
der  Erlafs  prozefsrechtlicher  Normen  über  die  Berggerichtsbarkeit 
(a.  a.  O.  III  S.  151),  die  ersten  Ordnungen  des  Münzwesens  (II  S.  218  f. 
A.  a),  die  Einführung  des  Postwesens  (II  S.  224  A.  d),  des  Salpeter  — 
Schiefspulver  —  Lottoregals  (II  S.  248  f\  die  erste  Regelung  des  Mili- 
tärverpflegswesens  im  Jahre  1747  (II  S.  111,  III  S.  95  A.  z)  und  der 
Urbarialverhältnisse  1767  (II  277  f.  A.  k,  III  146  f.  A.  i);  auch  straf- 
rechtliche Reformen  (a.  a.  0.  II  S.  138  A.  l).  Vgl  ferner  Bidermann 
a.  a.  O.  I  S.  29,  S.  75  A.  106,  107,  S.  111  A.  21,  11  S.  315  A.  221,  8.  316 
A..  222.  Von  der  einseitigen  Errichtung  der  Central behörden  für  alle 
Staaten  und  Territorien  der  habsburgischen  Monarchie  war  bereits  die 
Rede.  Auch  das  Staatspapiergeld  und  Banknotenwesen  entsteht  in 
Ungarn  ohne  ständische  Mitwirkung.  Viroszil  III  S.  187  fuhrt  nur  die 
Verwaltung  dieses  Geldwesens  an,  ohne  dasselbe  auf  ständische  Be- 
schlüsse zurückzuführen. 

^  Dies  gilt  z.  B.  von  den  Gesetzen  gegen  die  Bauern  oder  die 
Ausländer;  Unger  a.  a.  0.  S.  225,  226.  VgL  ferner  Kries  a  a.  0.  S.  76 
A.  9. 

*  So  erklärt  sich,  dafs  die  verbindliche  Verlautbarung  des  öster- 
reichischen  Kaisertitels  im  Jahre  1804  in  Ungarn  sich  ohne  Widerstand 
der  Stände  und  Komitate  vollzog. 

^  Vgl.  die  Äufserung  des  unter  Ferdinand  I.  lebenden  Geschichts- 
schreibers Lazius,  bei  Buchholtz  S.  23,  mitgeteilt  bei  Tezner,  Landes- 
fürstliche Verwaltungsrechtspflege  S.  181  A.  41,  dann  Rachfahl  a.  a.  O. 
S.  224.  Bekannt  ist  der  Widerstand  der  Stände  gegen  jede  längere 
Dauer  der  Landtage,  worin  eines  der  gröfsten  Hmoernisse  für  kodi- 
fikatorische  Arbeiten  unter  ständischer  Mitwirkung  zu  erblicken  ist. 
Die  ungarischen  Stände  möchten  am  liebsten  auch  die  Einberufung  der 
Landtage  von  ihrer  Zustimmung  abhängig  machen;  Unger  a.  a.  O. 
S.  144,  214,  280.    Die  schlesischen  Stände  überwälzen  1471  die  Arbeit 
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AufTassung  der  Herrscher  von  ihrem  Berufe  zu  reformatori- 
ficher  Thätigkeit^  kommt  dieses  politische  Unvermögen  und 
die  Arbeitsunlust  der  Stände  in  hohem  Qrade  zu  statten. 

Wir  sehen  deshalb  König  oder  Landesherrn  auf  allen 
Oebieten  staatlichen  Lebens^  eine  einseitige,  normierende 


•des  Erlasses  einer  Landfriedensordnung  auf  Matthias  Corvinus;  Kries 
Ä.  a.  O.  S.  2  A.  1,  23;  Viroszil  II  S.  200  A.  e,  254  A.  e,  III  S.  16  A. ; 
Liuschin  a.  a.  0.  S.  103  f.  Vgl.  auch  Motloch  a.  a.  0.  S.  557  zum  Schlufs 
über  den  äufserst  schleppenden  Gang  der  Kodifikation  des  Landrechtes 
in  den  deutsch-österreichischen  Ländern,  femer  das  Citat  aus  det 
Anonymen  Flugschrift  „Pia  desideria  für  Ungarn**  über  den  kläglichen 
Stand  der  ungarischen  Justizgesetzgebung  noch  im  19.  Jahrhundert  (!), 
bei  Viroszil  II L  S.  165  A.  k.  Das  einzige  umfassendere  (kodifikatorische) 
ungarische  Werk,  die  Bergordnung,  ist  vom  König  allein  erlassen.  Zu- 
^w^eilen  sind  es  die  Stände  selbst,  welche  es  als  Sache  des  Landes- 
herren und  seiner  Räte  ansehen,  ein  ^utes  Gesetz  zustandezu- 
brin^en,  zuweilen  scheitern  umfassende  kodifikatorische  Bestrebungen 
ÄU  dem  engherziffen  Widerstreben  der  Stände.  Aus  dem  letzteren 
Grunde  kann  es  ois  zum  Ausgange  des  18.  Jahrhunderts  in  vielen 
Territorien  zu  einer  Steuer-  und  Agrargesetzgebung  nicht  kommen.  Vgl. 
Unger  a.  a.  0.  S.  227,  222  f.  Hier  sind  auch  die  von  1668—78  reichenden 
LiandtagsschlOsse,  durch  welche  eine  von  Leopold  I.  verlangte  Be- 
ratung einer  mährischen  Polizeiordnung  auf  die  lan^e  Bank  geschoben 
und  vereitelt  wird,  dann  die  von  demselben  Kaiser  wiederholt  erlassenen 
Hesolutionen  wegen  des  unzulänglichen  Besuchs  des  mährischen  Land- 
tags zu  erwähnen;  Elvert^  Beiträge  zur  Geschichte  der  Rebellion, 
Beformation  des  dreifsigj ährigen  Krieges  im  16.  Bd.  der  Schriften  der 
historisch  Statist.  Sektion  der  k.  k.  mährisch- schlesischen  Gesellschaft 
S.  855  f.,  872  f.  Ein  Surrogat  für  die  zuweilen  dem  Monarchen  und  seinen 
lÜLten  ebenso  wie  den  Ständen  lästige  gesetzgeberische  Arbeit  bilden 
Sammlungen  von  Urteilssprüchen  der  Hof-  wie  der  Landesgerichte, 
sowie  von  Rechtsnormen  verschiedenster  Entstehungsart  unter  Autorität 
des  Königs  oder  Landesherrn,  welche  für  grundlegende  Fragen 
des  Landesrechts  zuweilen  die  Bedeutung  eines  Gesetzbuchs  erlangen. 
Dies  gilt  zum  Teil  vom  Tripartitum  des  Werböcz.  Vgl.  auch  Unger 
a.  a.  0.  S.  191,  dann  v.  Below,  Territorium  S.  259. 

1  Für  diesen  schon  der  fränkischen  Auffassung  entsprechenden 
Herrscherberuf,  alle  Unbilligkeit,  Schädlichkeit  und  Zweckwidrigkeit  zu 
beseitigen,  das  Gute  und  Nützliche  zu  fördern,  bildet  sich  später  die 
Wendung  von  der  Pflicht  des  Herrschers  zur  Herstellung  guter  Polizei 
aus.  So  verspricht  1536  der  Herzog  den  Boten  der  vier  Julicher  Haupt- 
städte auf  ihre  Bitte,  die  Accise  auch  auf  dem  Lande  einzuführen,  er 
werde  behufs  Aufrichtung  „guder  policei"  durch  Förderung  des  Städte- 
wesens sobald  als  möglicli  die  Angelegenheit  an  den  Landtag  bringen; 
Below  III,  2  S.  153  A.  9;  und  noch  Erzherzog  Leopold  erklärt  1619  der 
Tiroler  Landschaft,  die  Rezeption  des  römischen  Rechts  entspreche  dem 
Wesen  eines  wohlbestellten  Regiments  und  Policey;  Sartori-Montecroce, 
Über  die  Rezeption  der  fremden  Rechte  in  Tirol  S.  74,  76.  Reges,  domini 
rerum  temporumque,  trahunt  consiliis  cuncta  non  sequuntur,  heilst  es  in 
einem  Gutachten  des  österr.  Hofkammerpräsidenten  Grafen  Jörger  von 
1681;  Bidermann,  Österr.  Gesamtstaatsidee  I  S.  147  A.  92. 

«  Unger  a.  a.  0.  S.  225  f;  Viroszil  II  S.  144,  150h;  Cziräky,  Con- 
spectns  juris  publici  Regni  Hungariae  S.  XVI  u.  §  428  ff.;  Rapp,  Über 
das  vaterländische  Statutenwesen,  5.  Bd.  der  Beiträge  zur  Geschichte 
von  Tirol  und  Vorarlberg  S.  144—161;  Buchholz  II  S.  435,  529,  VIII 
S.  239,  287.    Über  Ordnungen  des  Justizwesens  vgl.  die  Ausfahrungen 
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Thfttigkeit  entfalten,  unter  günstigen  Umständen  sogar  auf  dem 
Gebiete  des  Steuerwesens  ^.  Nur  zuweilen,  nicht  immer,  treten 
nach  Perfektion^  eines  solchen  einseitigen  gesetzgeberischen 
Aktes  der  Krone,  also  erst  nachträglich,  die  Stände  hervor^ 
nicht  etwa,  um  die  Nichtigkeit  des  Aktes  auszusprechen,  wie  es 
das  Wesen  eines  gesetzgeberischen  Mitwirkungsrechts  fordern 
würde,  sondern  um  die  Zurücknahme  desselben  oder  eine 
Änderung  seines  Inhalts  zu  erwirken.  Der  Erfolg  ihrer  Ein- 
wirkung hängt  aber  von  der  Persönlichkeit  des  Herrschers* 
und  seiner  augenblicklichen  Machtstellung  ab^. 

Auf  den  grofsen  Umfang  der  vom  ständischen  Monarchen 
einseitig  geübten,  sogar  in  das  Gebiet  des  Verfassungsrechts 
hineinragenden  Privilegialgesetzgebung*  ist  bereits  hingewiesen 
worden. 

Dem  Mangel  eines  wahrhaften,  inhaltlich  bestimmten 
Mitgesetzgebungsrechtes    der    Stände    entspricht   aber 


im  Text,  betreffend  die  Prager  Appellationskammer  und  die  landes- 
fürstlichen  Verwaltungsgerichte,  dann  Viroszil  II  S.  188  A.  m,  126. 
Privatrechtlichen  und  publizistischen  Inhalts  ist  die  ungarische  Berg- 
ordnung. In  innigem  Zusammenhange  mit  den  wirtschaftlichen  Regalien 
des  Königs,  wie  z.  B.  dem  Forst-,  dem  Fischerei-,  dem  Maut-  und 
Strafsenregal  u.  s.  w.,  steht  die  von  ihm  entfaltete  Polizeigesetzgebung 
in  betreff  der  Gegenstände  des  Regals. 

'  Über  einseitig  erlassene  ZoTlordnungen  vgl.  Kries  a.  a.  0.  S.  34, 
78  ff. ;  Rachfahl  a.  a.  0.  S.  278  ff. 

^  Neuere,  in  den  Darstellungen  des  konstitutionellen  Staatsrechts 
befangene  Schriftsteller,  welche  ohne  gründliche  Prüfung  der  Quellen 
von  einem  Mitgesetzgebungsrecht  der  Stände  sprechen,  behelfen  sich  gegen- 
über den  nicht  wegzuleugnenden  Fällen  einseitiger  Gesetzgebung  durch  den 
Monarchen  mit  der  Konstruktion  eines  provisorischen  oder  Not- 
gesetzgebungsrechts  der  Krone.  So  für  das  ungarische  Recht  Viroszil  II 
S.  58,  69  A.  t,  S.  93,  126,  137  ff.,  193.  Indes  ist  die  ungarische  Berg- 
ordnung Maximilians  II.,  sind  die  Centralbehörden  der  Hofkammer  und 
des  Hotkriegsrates,  die  Prager  Appellationskammer  niemals  nachträglicher 
ständischer  Genehmigung  unterworfen  worden.  Vielmehr  haben  Land  tags- 
abschiede die  letzterwähnten  drei  Einrichtungen  gegenüber  den  stän- 
dischen Petitionen  um  ihre  Beseitigung  einfacn  aunrecht  erhalten.  Um 
die  Beseitigung  der  ungarischen  Bergordnung  ist  überhaupt  nicht 
petitioniert  worden. 

'  So  treten  die  sehlesi sehen  Stände  gegen  das  Zolledikt  Ferdinand  I. 
vom  1.  Mai  1556  ohne  Erfolg  auf,  erwirken  jedoch  eine  Revision  seines 
Inhalts  nnter  Mathias;  Kries  a.  a.  0.  S.  73,  v6,  82. 

^  Namentlich  mit  Hilfe  des  Steuerbewilligungsrechtes  konnten  die 
Stände  mittelbar  auf  das  ganze  Gebiet  der  Königlichen  oder  landes- 
herrlichen Regierungspolitik  einwirken,  selbst  auf  jenes,  das  sich  für 
einen  bestimmenden  Einflufs  der  Stände  wenig  eignet,  z.  B.  auf  Gnaden- 
akte, auf  Dislokation  der  Truppen:  Kries  a.  a.  0.  S.  87:  Viroszil  n 
S.  113  A.  h. 

'^  Die  Bedeutsamkeit  der  Privilegialgesetzgebung  für  das  ungarische 
Recht  wird  gekennzeichnet  durch  den  Rechtssatz,  dafs  nur  der  gekrönte 
Köni^  Privilegien  verleihen  könne,  dafs  sich  die  Rechtsstellung  der 
-privilegierten  Distrikte^  auf  Privilegien  stützt,  so  dafs  man  sagen  Kann, 
das  Königreich  werde  wesentlich  jure  privilegiali  regiert.  Viroszil  I 
S.  800,  318,  791  ff.,  II  S.  8,  65,  212. 
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auch  der  Mangel  einer  ausgeprägten  Beschlufsform,  deren 
Anwendung  nur  auf  ständische  Gesetze  sbeschlüsse  be- 
schränkt wäre  und  zum  Ausdrucke  bringen  würde,  dafs  es 
sich  um  eine  rechtlich  gebotene,  vorgängige  Zustim- 
mung zu  einem  Akte  des  Königs  oder  des  Landesherrn  handle. 
Die  Form  der  ständischen  Verhandlungen  über  die  staatlichen 
Angelegenheiten  und  ihrer  Erledigung  ist  vielmehr,  abgesehen 
von  dem  Fall  eines  Privilegiums  und  von  den  Fällen,  in 
welchen  ein  königlicher  oder  landesherrlicher  Akt  feststellt,  er 
sei  mit  Rat,  Gutbedünken  oder  mit  Wissen  und  Willen,  An- 
weisung der  Landschaft  ergangen  ^,  folgende :  die  Stände 
stellen,  nach  Punkten^  gegliedert,  alles  zusammen,  was  sie  in 
betreff  des  Ganges  der  öffentlichen  Angelegenheiten  auf  dem 
Herzen  haben. 

Diese  Wünsche  der  Stände  lassen  nach  Form  und  Inhalt 
jegliche  Regel  vermissen.  Bald  bieten  sie  in  ganz  denselben 
Angelegenheiten  den  vollkommen  formulierten  Text  eines 
Rechtssatzes,  bald  nur  die  Bitte,  Angelegenheiten  dieser  Art 
rechtlich  in  einer  bestimmten  Weise  zu  behandeln^.  Es 
mangelt  auch  jegliche  Form,  die  eine  Scheidung  zuliefse 
zwischen  den  Angelegenheiten,  welche  der  rechtlichen  Mit- 
bestimmung der  Stände,  und  welche  ausschliefslich  königlicher 
oder  landesherrlicher  Verfügung  unterliegen  sollen.  Will  man 
das  durch  moderne  Rechtsbegriffe  veranschaulichen,  so  kann 
man  sagen,  die  Form  der  ständischen  Petita  bietet  keine 
Möglichkeit  für  die  Feststellung,  ob  es  sich  um  eine  ver- 
fassungsmäfsig  notwendige  Zustimmung  zu  einem  Akt  der 
Krone  oder  nur  um  eine  Petition,  eine  Resolution  handle  über 
die  Ausübung  einer  monarchischen  Prärogative  auf  eine  den 
Ständen   erwünschte   Weise*.     Das   nil   de   nobis    sine   nobis 


>  Unger  a.  a.  O  S.  202,  210,  216,  230,  232  f.  Ebenso  Innsbrucker 
Hofhaltungsordnung  für  die  Scheidung  der  königlichen  und  ständischen 
Zuständigkeiten. 

^  Der  .Landschafft  Begeren"  heifsen  sie  im  Augsburger  Libell  von 
1510,  Kämtnner  Landhand&ste  S.  54 ff.;  Articuli  in  Ungarn.  Über  die 
in  der  ungarischen  Litteratur  übliche,  technische  Unterteilung  der 
ständischen  Petita,  Viroszil  III  S.  26  f.  A.  f.  Die  nähere  Erläuterung 
derselben  zeigt  ihre  völlige  Unverwertbarkeit  für  die  Scheidung  der 
königlichen  und  ständischen  Zuständigkeiten. 

'  Sehr  anschaulieh  machen  dies  die  im  Corpus  juris  Hungarici  ab- 
abgedruckten Reichsabschiede,  Decreti  regni  generalia;  Viroszil  IFI 
8.  56.  Ich  erachte  deshalb  die  Bezeichnung  „vom  König  erledigte 
Landtagsartikel''  für  wissenschaftlich  richtiger  als  die  in  Ungarn  übliche 
„GesetzesartikeP.    Vgl.  bes.  den  Abschied  v.  1545. 

^  Es  kann  wohl  kaum  einem  Zweifel  unterliegen,  dafs  König  und 
Landesherr  in  den  Ständestaat  die  freie  Verwaltung  ihrer  Einkünfte 
mitbringen.  Wenn  aber  die  Verschwendung  der  Fürsten  für  die  Stände 
empfindlieh  wird,  oder  wenn  er.  eine  Organisation  der  Verwaltung  seiner 
Kammern  schafft,  welche  die  ständische  Steuerverwaltung  kontrolliert, 
dann  rühren  sich  die  Stände  und  verlangen  Abstellung.  Unger  a.  a.  0. 
S.  287;  Kries  a.  a.  0.  S.  20ff.;  Rachfahl  a.  a.  0.  S.  324 ff.;  dann  den 
ungarischen  D.  A.  §  14  ad  42:  1545  im  Text  S.  25. 
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bedeutet  eben  nicht  mehr,  als  dafs  das  ständische  Petitions- 
recht sich  auf  alles  erstreckt,  was  das  ständische  Interesse 
berührt  Die  Scheidung  zwischen  Gegenständen,  welche  der 
monarchischen  Prärogative  angehören  und  welche  nicht,  hat 
für  dieses  Recht  keine  Bedeutung ^ 

Der  endgültigen  Formulierung  des  hier  gekennzeichneten 
ständischen  Wunschzettels  stellt  nun  der  König  oder  Landes- 
herr nach  vorhergegangenen  Verhandlungen  Punkt  für  Punkt 
seine  endgültige  Antwort  oder  Erledigung  gegenüber ^ 
Dieser  ganze  Dialog^,  in  welchem  die  entlegensten  Dinge 
kunterbunt  durcheinander  gewürfelt  werden,  wird  am  Schlüsse 
des  Landtags  in  einer  meist  mehrfach  ausgefertigten  Urkunde 
niedergelegt  und  diese  unter  den  verschiedensten  Namen  als 
Libell,  Keichsabschied,  Reichsschi ufs,  Reichsdekret  u.  s.  w. 
verlautbart.  Während  also  das  konstitutionelle  Gesetz  die 
volle  Übereinstimmung  zwischen  Monarchen  und  Parlament 
über  dessen  Inhalt  zum  deutlichen,  formalen  Ausdruck  bringt, 
lassen  die  Land  tagsabschiede  jeglichen  Dissens  zwischen 
Herrscher  und  Ständen  deutlich  erkennen,  sei  es,  dafs  der 
Herrscher  einem  ständischen  Petit  nur  mit  einschneiden- 
den  Änderungen  seines  Inhalts  Folge  giebt,  oder  den 
Sinn  derselben  in  seinem  Interesse  verdunkelt*,  oder  dafs 
er  es  endlich  geradezu  ablehnt.  Da  nun  alle  Petita  recht- 
lich unselbständig  und  auf  Erledigung  durch  den  Herrscher 
berechnet  sind,  so  erscheint  in  allen  Fällen,  also  auch  im 
Falle  des  Dissenses,  die  rechtsförmlich  als  Abschied  verlaut- 
barte  Erledigung  der  Krone  als  rechtlich  mafsgebende 
Norm,  und  auch  diese  vielfach  bezeugte  Thatsache  steht  der 
Behauptung  eines  wahrhaften  Mitgesetzgebungsrechtes  der 
Stände  entgegen*^. 


»  Hierzu  Unger  a.  a.  O.  §§  160—170  bes.  S.  275  flF.,  S.  317 ff.;  Rach- 
fahl a.  a.  0.  S.  101. 

'  Vgl.  das  Augsburger  Libell  a.  a.  O.,  die  Petition  der  schlesischen 
Stände  an  Ferdinand  I.,  Buchholtz  II  S.  563.  De4k  a.  a.  O.  S.  97  be- 
merkt, der  König  habe  auf  dem  Reichstag  von  1722/23  ohne  festes 
System  über  vielerlei  Dinge  Verfugungen  getroffen.  Das  gilt  aber  von 
jedem  Reichstag  und  ist  nicht  Schuld  des  Königs,  sondern  eine  blofse 
Folge  der  Buntscheckigkeit  der  ständischen  Petitionen. 

^  Ein  Muster  eines  solchen  Dialogs  bildet  das  Augsburger  Libell, 
in  welchem  Punkt  für  Punkt  der  Landschafft  Begeren  und  der  Kay. 
May.  Mainung  gegenübergestellt  werden,  und  der  ungarische  Reichstags- 
abschied von  1545  oder  das  Responsum  Sacrae  Reg.  Majestatis  ad 
Articulos  Constitutionum  Diaetae  Anno  Domini  1545  Tymaviae 
celebratac. 

*  Vgl.  auch  Viroscil  II  S.  3. 

B  Diese,  der  Entwicklung  eines  ständischen  Gesetzgebungsrechtes 
ungünstige  Wirkung  der  Erledigung  Kier  wörtlich  in  dieselbe  auf- 
genommenen Petitionen  der  Stände  mittels  landesfürtlichen ,  zuweilen 
auch  ablehnenden  und  modifizierenden  Landtagsabschiedes  wird 
von  V.  Below,  Territorium  S.  243  übersehen. 
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So  verlangen  die  österreichischen  Stände  auf  dem  Augs- 
burger Landtag,  unter  Berufung  auf  ihre  Landesprivilegien, 
unbedingte  Abstellung  der  landesfürstlichen  Kommissionen  zur 
Untersuchung  des  Ganges  der  bei  den  Landrechten  anhängigen 
Prozesse^.  Diesem  Begehren  wird  in  vollem  Umfange  nicht 
stattgegeben,  vielmehr  behält  sich  der  Kaiser  die  Anordnung 
solcher  Kommissionen  vor,  wenn  die  Richter  „verdechtlich 
oder  partheyisch  weren",  ein  Vorbehalt,  welcher  bei  dem  Um- 
stände, als  das  Urteil  über  die  Erfüllung  seiner  Voraussetzung 
beim  Kaiser  steht,  auf  eine  Ablehnung  des  ständischen  Be- 
gehrens hinausläuft.  Das  Petit  des  ungarischen  Landtags  von 
1559,  der  König  möge  in  den  Angelegenheiten  seiner  getreuen 
Ungarn  (d.  i.  der  ungarischen  Stände)  sich  nur  ungarischer 
Räte  bedienen,  zielt,  wie  sein  weiterer  Inhalt  beweist,  auf  die 
Abschaffung  der  Centralbehörden  des  Hofkriegsrates  und  der 
Hofkammer  in  W.ien  ab.  Es  wird  ihm  aber  nur  soweit  nach- 
gegeben, als  es  sich  um  die  iustitia  jura  libertatesque  Regni 
(also  um  die  Rechte  der  Landscnaft)  handle,  wozu  eben  Kammer- 
und  Heeresverwaltung  nicht  gehöre,  weshalb  es  bei  den  beiden 
Centralbehörden  zu  verbleiben  habe.  Im  Jahre  1536  verlangen 
die  ungarischen  Stände,  die  fremden  Offiziere  und  Komman- 
danten sollten  aus  den  befestigten  Plätzen  entfernt  werden. 
Darauf  bekommen  sie  im  D.  A.  43:  1536  die  Antwort:  Das 
sei  augenblicklich  undurchführbar.  Bei  günstig  veränderter 
politischer  Lage  wolle  der  König  den  Ständen  keinen  Anlafs 
zu  Beschwerden  bieten.  Eine  unumschränkte  Ablehnung* 
erßlhrt  aber  Punkt  42  der  ständischen  Begehren  des  Reichs- 
tags von  Tyrnau  von  1545  um  vollständige  Ablösung  des 
ungarischen  Kammerwesens  von  der  Hofkammer  durch  Auf- 
stellung eines  ungarischen  Schatzmeisters  und  zwar  mittels  des 
§  14  des  königlichen  Responsum :  Videtur  itaque  Sacrae  regiae 
Majestati,  proventibus  suis  Regiis  aut  Regionalibus  non  con- 
veniens,  neque  opus  esse  publice  decreto  praeficiendum  The- 
saurarium  .  .  .  quum  ut  alius  quisquam,  ita  ambae  Majestates 
merum  jus  et  potestatem  suorum  redituum  et  officialium  super 
iis  constituendorum  habere  velint  et  debeant.  Ein  bemerkens- 
wertes Beispiel  aus  der  Zeit  nach  der  äufserlichen  Rezeption  der 
Montesquieuschen  Gewaltenteilung,  also  aus  vorgerückter  Stunde, 
für  die  Verdunkelung  eines  von  den  Ständen  behaupteten  wich- 
tigen Rechts  durch  den  Landtagsabschied  bietet  der  ung.  D.  A.  1 : 
1802,  in  welchem  der  König  die  unterthänigste  Darbietung  des 
bewilligten  Rekrutenkontingents  annimmt,  mit  dem  vagen  Vor- 
behalt, ne  per  hanc  acceptationem  praehabitis  Regiis  in  ratione 
defensionis  Juribus  quidpiam  derogetur^. 


^  Kämthner  Landhandf.  S.  65. 

^  V^l.  auch  Viroszil  III  S.  246  Anmerkung  zum  Schlufs. 

^  Die  Fortdauer  der  alten  Petitionsform  und  der  modifizierenden, 
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Der  Behauptung  eines  Qesetzgebungsrecbts  stehen  deshalb 
folgende  Thatsachen  gegenüber: 

Das  Ständerecht  kennt  entweder  den  Satz,  dafs  zu  allen 
Gesetzen  die  Zustimmung  der  Stände  erforderlich  sei,  über- 
haupt nicht,  oder  macht  ihn  durch  die  staatliche  Praxis  zu 
Schanden  *. 


dilatorischen  Antworten  und  salvatorischen  Klauseln  des  ungarischen 
Königs  auch  nach  dem  Landtage  von  1790/91  beweisen  der  Abschied 
dieser  Landtagssession  selbst  und  die  ihm  nachgefolgten  Dekrete.  Vgl. 
Tezner,  Osterr.  Kaisertitel  u.  s.  w.  S.  20  ff.,  24  A.  26,  S.  25.  Auch  diese 
weisen  den  buntesten  Inhalt  auf  und  stehen  deshalb  der  Bestimmung 
jener  Angelegenheiten,  für  deren  Erledigung  voller  Konsens  zwischen 
König  und  Standen  erforderlich  ist,  auch  damals  noch  hindernd  entgegen. 
Dies  wird  selbst  von  ungarischen  Publizisten  der  Gegenwart  zugegeben. 
Vgl.  z.  B.  Schwicker  in  Grünhuts  Zeitschrift  26.  Bd.  S.  473;  Nagy  im- 
österr.  Staatswörterbuch  II  S.  1291.  Von  älteren  Schriftstellern  vgl. 
Czirdky  a.  a.  0  S.  400:  jam  minime  mirum  apparebit,  de  objectorum- 
comitialium,  ad  legislationem  stricte  pertinentium,  numero,  doctos  etiam- 
Patriae  viros  tantopere  variare  inque  ipsis  adeo  Conventibus  publicis 
disceptationes  haud  infrequenter  onri  und  das  dort  angeführte  Uitat  aua 
Schwartner,  Statistik  des  Königreichs  Ungarn;  ferner  Viroszil  II  S.  3, 
87,  113  A.  p,  191  f,  260  A.,  41)9,  III  1,  23,  29  A.  h.  Dafs  die  ver- 
zweifelten, von  Viroszil  zuweilen  mit  Hilfe  des  Vemunftrechts  (!)  unter- 
nommenen Versuche  der  Abgrenzung  zwischen  ständischem  Gesetz- 
gebungs-  und  landesherrlichem  Verordnungsrecht  wie  auf  II  S.  67,  70,. 
71  A.  w,  72,  146  ff.,  148,  150,  161/?,  171,  176,  194,  205,  209,  223  f.,  21S 
A.  g,  223  f ,  225,  228  f.  jedes  wissenschaftlichen  Wertes  entbehren,  lehrt 
der  erste  Blick.  Das  Mifsglücken  dieses  Versuchs  ist  eine  notwendige- 
Folge  der  im  Texte  gekennzeichneten  Verschwommenheit  des  ständischere 
Staatsrechts.  Trotzdem  behauptet  Balo^h  a.  a.  0.  Nr.  243,  die  Grenzo^ 
zwischen  Gesetz  und  Verordnung  sei  im  ungarischen  Ständerecht 
genau  (!)  gezogen  gewesen.  Als  liquide  Grenzen  der  kgl.  Gewalt  führt 
er  an  die  Mitgliedschaft  beim  Landtage,  das  Eigentum,  die  Freiheits- 
rechte der  Bürger,  das  Heereskosten-  oder  das  Steuerbewilligungsrccht. 
Vgl.  hierzu  Tezner  in  Grünhuts  Zeitschrift  25.  Bd.  S.  356,  dann  dessen 
Österr.  Kaisertitel  u.  s.  w.  S.  21,  29  ff.,  34  f.  und  hier  S.  29  A.  2.  Für  die 
einseitige  privatrechtliche  Regelung  von  Ei^^entumsfragen  ist  ein  hervor- 
ragendes Beispiel  die  Bergordnung  (Viroszil  II  S.  20o)  Maximilians  IL, 
für  die  publizistische  Beschränkung  von  Eigentum  und  Freiheit  die 
umfassende  Polizeigesetzgebung  des  Königs;  viroszil  I  S.  42,  II  S.  144» 
100h;  Czir&ky  a.  a.  O.  §  XVI.  —  Freiheitsrechte  der  Bürger  im  Sinne 
der  d^claration  des  droits  de  Phomme  et  du  citoyen  hat  es  im  unga- 
rischen Ständestaate  nie  gegeben.  Aber  von  allen  andern  Gründen  ab- 
fesehen,  schon  die  Aufnahme  abschlägiger  Erledigungen  standischei^ 
ostulate  und  salvatorischer  Klauseln,  selbst  bei  Erledigung  der  Be- 
willigung des  Rekruten kontingentes  in  den  Reichsabschied  steht  nicht 
nur  der  Abgrenzune  von  Gesetz  und  Verordnung  im  ungarischen  Stände- 
recht, sondern  der  Übertragung  dieser  Begriffe  überhaupt  auf  das  stan- 
dische Staatsrecht  entgegen. 

1  Letzteres  gilt  z.  B.  von  dem  D.  A.  10:  1790^91,  dessen  Erlafs  nicht 
die  geringste  Änderung  in  der  Form  der  ständischen  Beschlüsse  und 
ihrer  Verabschiedung  hervorruft  und  der  auch  aus  dem  ferneren  Grunde 
der  Scheidung  von  Gesetz  und  Verordnung  abträglich  ist,  weil  die  con- 
suetudo  als  verfassungsrechtliche  Rechtsquelle  auch  durch  den  Reichs- 
abschied  von  1790^91  aufrecht  erhalten  wird  und  weil  die  consuetudo 
sich  auch  nachher  noch  in  der  Richtung  des  Absolutismus  bewegt.  VgL 
hierzu  unten  S.  48  f.,  51  A.  2. 
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Ihm  mangelt  überhaupt  die  Tendenz  der  Abgrenzung  der 
Teilnahme  def  Stände  bezüglich  des  weitaus  gröfsten  Teils 
der  staatlichen  Angelegenheiten  und  der  Bestimmung  der 
rechtlichen  Wirkung  derselben*. 

Das  Ständerecht  bildet  keine  bestimmte  Beschlufsform 
aus,  welche  ausdrücken  würde,  dafs  flir  die  Wirksamkeit  be- 
stimmter Beschlüsse  die  vorgängige  Zustimmung  der  Stände 
verfassungsmäfsig  notwendig  sei. 

Das  ständische  Staatsrecht  kennt  femer  eine  Gesetzgebung 
in  der  Form  der  Verlautbarung  abschlägiger  Bescheide  des 
Herrschers  auf  ständische  Petita  als  mafs gebender  Rechts- 
normen und  zwar  selbst  in  solchen  Fällen,  wo  es  sich  vom 
Standpunkte  des  modernen  Staatsrechts  um  grundlegende  Be- 
stimmungen des  Verfassungsrechts  handelt '. 


^  Unger  a.  a.  0.  S.  225 f.;  „Unter  solchen  Verhältnissen  konnte 
sich  ein  allgemeiner  und  bestimmter  Grundsatz  über  den  Anteil,  welcher 
dem  Fürsten  einerseits  und  den  Landständen  andererseits  an  der  Gesetz- 
gebung zukomme,  nicht  ausbilden.  £s  hin^  vielmehr  alles  von  der 
Dringnchkeit  der  Umstände,  von  der  £nergie  und  Kraft  der  Fürsten 
und  von  der  Gröfse  der  entgegenstehenden  Interessen  ab."  A.  a.  O. 
S.  231  f..  288  f.,  274.  Für  das  deuteche  Reiohsrecht  betont  diese  Schwierig- 
keit Schröder,  Lehrbuch  der  deutschen  Rechtsgeschiehte  8.  Aufl.  8.  5(^. 
Trotzdem  spricht  er  von  einem  Rechte  der  Keichsstände  zum  Erlafs 
von  Reichsgesetzen.  Das  müfste  aber  unter  Festhaltung  der  im  Text 
entwickelten  Gesichtspunkte  erst  nachgewiesen  werden.  Vgl.  dagegen 
Bluntschli,  Allgemeines  Staatsrecht  S.  53;  J&^er  II  1  S.  3L  viroszil  III 
8.  29  A.  h  bezeichnet  die  von  ungarischen  Schriftstellern  unternommenen 
Versuche  zur  Bestimmung  der  Kompetenz  des  Reichstags  als  jeglicher 
Präcision  entbehrend.  Aber  auch  der  seine  verdient  kein  anderes  Urteil. 
Es  handelt  sich  eben  um  einen  Versuch  des  Unmöglichen.  Die  Be- 
hauptung Ungers  a.  a.  0.  S.  442,  das  Einungswe^en  habe  zu  einer  ge- 
naueren Bestimmung  der  dem  Schutze  der  Landesversammlung  anheim- 
festellten  Rechte  gefuhrt,  kann  nur  auf  die  ständischen  Vorrechte 
ezogen  werden;  sofern  sie  auf  die  Teilnahme  an  der  Erledigung  von  | 

Lanoesangelegenheiten  gemünzt  wäre,   ist  sie  falsch  und  im  Sinne  des  i 

obigen  Citates  auf  S.  225  zu  berichtigen.  Wie  vage  die  Bestimmung 
des  Anteils  der  Stande  in  den  Privilegialerklärungen  selbst  ist  und  wie 
weit  entfernt  von  modernen  Verfassungsgesetzen  über  die  Kompetenz 
der  Parlamente,  zeigt  die  Bestätigung  des  tirolischen  Landesprivilegiums 
durch  Ludwig  den  Markgrafen  von  Brandenburg  aus  dem  Jahre  1842. 
Damach  soll  der  Herzog  nach  dem  Rate  der  Besten  regieren. 
Jäger  II  1  S.  82,  281. 

*  Balogh  a.  a.  0.  citiert  gegen  meine  Ausführungen  über  den  nach- 
teiligen Einnufs  der  Petitionsform  auf  die  Entwicklung  der  ungarischen 
Ver&ssung  die  sehr  schwächliche  Bemerkung  Deäks  a.  a.  0.  S.  105  ff., 
.die  ungarische  Nation  habe  aus  Ehrerbietung  gegen  den  Monarchen 
diese  Vorschlagsform  auch  in  Fällen  eines  recntmäfsig  gar  nicht 
abzuweisenden  Verlangens  gewählt."  Diese  Bemerkung  kann 
sich  nur  auf  die  GravaminalthätigKeit  des  Landtags  beziehen,  da  in 
betreff  der  Gesetzesvorschläge  niemals  ein  Anspruch  auf  kgl.  Sanktion 
bestanden  hat.  (Viroszil  II  S.  59  A.  k.)  Allein  die  citierte  Bemerkung 
entkräftet  in  keiner  Weise  zwei  von  mir  aufgestellte  durch  die 
ungarische  Verfassungsgeschichte  bekräftigte  Behauptjungen :  1.  Die 
unterschiedslose,   auf  alle  Gegenstände  landständischer  Verband- 
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Endlich  stellen  die  mächtigeren  Glieder  und  Gruppen  der 
Landschaft  auch  ihre  Privilegien  als  Schranke  lür  jeg- 
lichen gesetzgeberischen  Willen  auf,  also  auch  für 
den  Einflufs  der  Landschaft  selbst  auf  die  Gesetzgebung  ^. 
Man  hat  demnach,  wenn  man  diesen  Einflufs  juristisch  be- 
stimmen will,  fast  alle  Vorstellungen  fallen  zu  lassen,  welche 
sich  an  das  Gesetzgebungsrecht,  richtiger  an  die  Gesetzgebungs- 
kompetenz der  modernen  Parlamente  knüpfen.  Will  man 
um  jeden  Preis  diesen  Einflufs  an  modernen  Rechtsbegriffen 
messen,  so  dürfte  dem  Rechtszustande  des  Ständestaates  folgende 
Formulierung  am  besten  entsprechen:  Gesetz  ist  jedenfalls, 
was   der  König  oder   Landesherr^    als    rechtlich    verbindlich 

lung  angewendete  Petitions  form  erweist  sieb  als  niemals  über- 
wundenes Hindernis  für  die  Entwicklung  eines  wabren  Gesetz- 
gebungsrecbtes  der  ungariscben  Stände  und  für  die  Bestimmung  seines 
Gegenstandes.  2.  Das  Vorkommen  dissentierender  Erledigungen 
ständiscber  Petitionen  in  den  kgi.  Verabscbiedungen  derselben,  den  sog. 
Dekreten,  welcbe  aucb  nacb  dorn  Jabre  1791  nicbt  verscbwinden ,  ge- 
stattet nicbt,  den  vorgehenden  Konsens  des  Landtags  als  unerläfslicne 
verfassungsmäfsige  Voraussetzung,  der  Verbindlichkeit  des  Dekretes  auf- 
zufassen, sondern  drückt  die  ständische  Mitwirkung  zu  den  Gesetzen 
auf  eine  blofse  Initiative  oder  auf  blofse  Beratung  herab.  Unzweifelhaft 
bat  sich  in  der  gegenwärtigen  Epoche  äufseren  Grlanzos  des  ungarischen 
Verfassungslebens  die  Ehrerbietung  der  Nation  gegenüber  dem  König 
im  Vergleich  zu  jener  in  der  ständisch-absolutistischen  Zeit  nicht  ge- 
mindert. Deshalb  wird  es  doch  niemand  einfallen,  die  Rückkehr  zur 
Petitionsform  als  mit  dem  Gesetzgebungsrecht  des  ungarischen  Reichs- 
tags vereinbar  und  für  dessen  Fortbestand  unbedenklich  zu  erklären. 
Andererseits  bedeutet  der  Übergang  der  englischen  Petition  zur  Bill 
nicht  blofs  eine  rechtlich  gleichgültige  Voränderung  der  Gesetzes- 
form, sondern  die  Umwandlung  eines  abweichender  Erledigung  fähigen 
Vorschlags  in  die  verfassungsmäfsig  notwendige  Zustimmung  zum 
Erlasse  eines  Gesetzes.  Über  den  ungünstigen  Einflufs  der  Petitions- 
form auf  die  Herausbildung  eines  liquiden  Gesetzgebungsrechts  der 
ungarischen  Stände  vgl.  auch  Viroszil  il  S.  8  f.  A.  e. 

^  Sehr  gut  wird  die  Unmöglichkeit  der  Bezeiclmung  dieses  Ein- 
flusses als  eines  Mitgesetzgebungsrechts  für  das  ungarische  Recht  bereits 
von  dem  ungarischen  Schnftsteüer  Lakits  in  seinen  1810  geschriebenen 
Juris  publici  Hungariae  primae  lineae  entwickelt.  Viroszil  II  S.  147  f. 
A.  f.,  S.  215  f.,  A.  f. 

^  Bemerkenswert  ist,  dafs  selbst  die  goldene  Bulle  des  ungarischen 
Königs  Andreas  IL  von  1222,  welche  uns  die  kgl.  Gewalt  im  Zustande 
tiefster  Erniedrigung  zeigt,  sich  formell  als  Anordnung  des  Königs 
giebt.  Quodsi  vero  nos  vel  aliquis  successorum  nostrorum  aliquo  unquam 
tempore  huic  dispositioni  nostrae  contraire  voluerit,  heifst  es  bei 
der  Anerkennung  des  ständischen  Einigungs-  und  Widerstandsrechts. 
Deshalb  bezeichnet  Werböcz  P.  II  t.  3  §  4  die  constitutiones  Regni  trotz 
der  Mitwirkung  des  populus  als  Principis  et  non  populi  statuta.  Nach 
Balogh  a.  a.  0.  Nr.  24z  übten  König  und  Stände  die  gesetzgebende 
Gewalt  als  zwei  gleichberechtigte  Parteien,  als  gleichgestellte 
Teilhaber  der  Souveränität  aus,  und  Gesetz  wurde  nur  das,  worin  König 
und  Reichstag  als  zwei  gleichberechtigte  Parteien  übereinkamen.  Diese 
Behauptung  steht  in  offenkundigem  Widerspruch  zu  den  im  Text  an- 
geführten, reichlich  vermehrbaren  Beispielen  von  Komitialdekreten  oder 
Keichstagsabschieden,  welche  abweichende  und  abschlägige  Erledigungen 
der  stänäischen  Petite  verlautbaren,  sie  steht  im  Widerspruch  mit  den 
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anordnet^,  und  was  sich,  in  rechtlicher  Geltung  behauptet, 
gleichviel,  ob  die  Anordnung  mit  oder  ohne  oder  selbst  gegen 
den  Willen  der  Stände  erlassen  worden  ist  *.  Der  Einfluls  der 
Stände  auf  die  Gesetzgebung  gleicht  am  meisten  dem  moder- 
nen Initiativ-,  Petitions-,   Kesolutions-  und  Beschwerderecht'. 


die  verschiedenartigsten  Gebiete  des  staatlichen  Lebens  umfassenden, 
an  keine  reichstägliche  Ermächtigung  anknüpfenden  constitutiones  regiae 
(Czirdky  §  XVI),  sie  steht  im  Widerspruch  mit  der  Form  der  Komitial- 
dekrete,  welche  sich  darstellen  als  Genehmhaltung  oder  Sanktion  auf 
ergangene  unterthänigste  Bitte  der  Stände,  eine  Form,  die  un- 
verändert vor  wie  nach  dem  Landtag  vor  1790/91  eingehalten  wird. 
£s  kann  also,  abgesehen  von  den  vereinzelten  Beispielen  der  pacificatio 
Tiennensis  und  Licensis,  nicht  bezweifelt  werden,  aafs  von  den  heiden 
Erklärungen  des  Königs  und  des  Reichstags  kreatorische  Bedeutung 
nur  der  ersteren  zukommt.  Es  verordnen  nicht  König  und  Stände, 
Bondem  der  König  auf  Bitten  der  Stände.  Bezeichnenderweise  hat 
sich  der  Ausdruck  pragmatische  Sanktion  für  das  ungarische  Thron- 
folgegesetz auch  in  der  ungarischen  Verfassungssprache  eingebürgert 
f 8§  7,  8  G.  A.  XII 1867),  ungeachtet  es  als  Vertrag  zwischen  Köni^  und 
Nation  hingestellt  wird.  Das  deutet  darauf  hin,  dafs  selbst  der  zwischen 
Landtag  und  Krone  vereinbarte  Wille  nur  in  seiner  Form  als  könig- 
licher Wille,  nach  WerbÖcz  als  Statu  tum  p  r  i  n  c  i  p  is  Gesetz  schafft.  So 
macht  auch  nach  der  böhm.  L.O.  Nr.  64  Fol.  369  W.  13  die  kgl.  An- 
ordnung den  dort  angeführten  Vertrag  zwischen  König  und  Ständen 
zum  Gesetz.  Vgl.  auch  Cziräky  §  406,  wonach  das  Decretum  Comitiale 
entsteht,  indem  res  mutuo  consensu  conclusae  Regi  praesentantur, 
addendo  preces  ut  assensu  suo  et  auctoritate  ratas  habeat.  Viroszil 
a,  a.  O.  IS.  277  A.  b,  II  S.  59  A.  k,  S.  64  A.  p,  S.  65  A.  q.  Übrigens 
teilt  Balogh  den  Lesern  des  Pester  Lloyd  auch  mit,  dais  auch  der 
gegenwärtige  österr.  Heichsrat  kein  selbständiges  Organ  der  Gesetz- 
gebung, sondern  ein  blofser  Beirat  sei! 

^  Gleichviel  ob  auf  offenem  Landtag  oder  aufserhalb  desselben. 
Wenn  deshalb  Viroszil  III  S.  55  Obereinstimmung  von  König  und 
Ständen  für  den  Reichsabschied  (a.  a.  0.  S.  56)  fordert,  so  wird  er 
durch  den  Wortlaut  der  Decreta  comitialia  vielfach  widerlegt.  Man 
könnte  die  Übereinstimmung  im  Falle  ablehnender  kgl.  Kesponsa 
künstlich  so  konstruieren,  dais  man  sie  in  der  Hinnahme  der  Antwort 
durch  die  Stände  und  in  der  Zulassung  der  Aufnahme  in  den  Abschied 
erblickt  (a.  a.  0,  S.  56).  Allein  es  ist  nicht  nur  ein  formaler,  sondern 
ein  grofser  materieller  staatsrechtlicher  Unterschied  zwischen  der 
Zustimmung  zu  kgl.  Akten  und  dem  blofsen  „sich  in  dieselben  fügen'^. 
Die  gesetzlich  geforderte  ausdrückliche  Zustimmung  des  modernen  rarla- 
ments  kann  durch  unausgesprochene  Unterwerfung  unter  den  kgl. 
Willen  nicht  ersetzt  werden  und  ein  Dissens  zwischen TCönig  und  Parla- 
ment, welcher  in  einer  als  konstitutionelles  Gesetz  verlautbarten  mo- 
narchischen Anordnung  zu  Tage  tritt,  nimmt  derselben  die  Gesetzes- 
kraft. Tezner  in  den  Wiener  Juristischen  Blättern  Jahrg.  1887  Nr.  4 — 9. 
Vgl.  auch  V.  Below,  Territorium  S.  270,  272  f. 

«  Kries  a.  a.  O.  S.  73  ff.,  76. 

»  Viroszil  II  S.  2,  71,  75  A.  c,  d,  S.  76  f.  A.  e,  III  S.  26  f.  A.  f. 
Für  das  ganze  Verhältnis  ist  es,  soweit  Ungarn  in  Betracht  kommt,  sehr 
charakteristisch,  dafs  Propositionen  des  Königs  an  den  Landtag  gesetz- 
geberischen Inhalts  ungleich  seltener  sina  als  die  Petitionen  der 
Stände  um  Änderung  des  Vorgehens  des  Königs  oder  um  ein  be- 
stimmtes Verhalten  desselben  in  Angelegenheiten  aieser  oder  jener  Art. 
Vgl.  ferner  die  Promulgationsformel  bei  Unger  a.  a.  0.  S.  232,  wonach 
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Da  nun   einerseits  im    Ständestaat  sich  nur  das   Gesetz- 
gebungsrecht des  Königs-  oder  des  Landesherrn  voller  Liquidi- 
tät  erfreut \   während   andererseits,   wie  das  Tripartitum  des 
Werböcz  beweist,   aus   der   Thatsache   allein,   dafs  staatliche 
Angelegenheiten  auf  den  Landtagen   verhandelt   und   mittels 
königlicher  Antwort,    wenn   auch  abweichend  von  den 
ständischen    Beschlüssen,    erledigt    werden,    von    zeit- 
genössischen Schriftstellern  ein  Mitwirkungs-  und  Zustimmungs- 
recht der  Stände  bald  zu  allen  Gesetzen,  bald  zur  Erledigung 
der    wichtigeren   Angelegenheiten    abstrahiert    wird,    so    folgt 
hieraus  für  die  historische  Forschung  die  Pflicht,  selbst  solche 
Äufserungen  von  Rechtsbüchern,  Urkunden  und  von  Privilegien, 
welche  deutlich  von  einer   ständischen  Zustimmung  zu  Akten 
de»  Herrschers   sprechen,    mit  grofser  Vorsicht  aufzunehmen 
und  auf  Grund  sorgfältiger  Prüfung  der  wirklichen  ständisch- 
staatlichen   Praxis    festzustellen,  ob  wir  es  mit  einem  wahr- 
haften ,     der    parlamentarischen    Zustimmung    vergleichbaren 
Konsens  zu  thun  haben  oder  nicht  ^? 


die  sächsiBche  Landesordnunff  von  1482  erlassen  wurde  „auf  Anrufen, 
demütige  und  fleifsi^e  Bitte  der  Stände  aus  fürstlicher  Macht  und 
Gewalt."  Wie  übrigens  in  der  ständisch-staatsrechtlichen  Terminologie 
innerlich  verschiedene  Ausdrücke  für  den  staatlichen  Einflufs  der  Stände, 
ohne  Bewufstsein  dieser  Verschiedenheit,  also  ganz  regellos  gebraucht 
werden,  beweist  die  tirolische  Malefizordnung  Maximilians  L,  welche 
dieser  erläfst  „nach  zeitigem  Rath,  besunderlich (!)  diemütig  Bete 
unserer  Landschaft  als  legierender  Herr  und  Landesfürst". 
Jäger  II  2  S.  386. 

1  Viroszil  II  S.  2,  7.  Nur  die  Konsequenz  dieser  Thatsache  hat  die 
vernewerte  Landesordnunff  für  Böhmen  und  Mähren  gezogen,  indem 
sie  das  jus  legem  ferendi  dem  König  allein  zuspricht,  ungeachtet  das 
Petitionsrecht  der  Stände  nach  wie  vor  bestehen  bleibt. 
Declaratio  dubiorum  Ferdinand  III. 

«  v.  Below  I  S.  69,  II  S.  50  A.  175,  S.  53  A.  191 ;  Unger  a.  a.  0. 
S.  231  ff.  Beispiele  mangelnder  Übereinstimmung  der  Praxis  mit  solchen 
Feststellungen  bietet  v.  Below  II  S.  35,  50  A.  175.  Ein  Vergleich  der 
Terminologie  des  ständischen  Staatsrechts  und  der  Praxis  lehrt,  wie 
bereits  bemerkt,  dafs  mit  den  Ausdrücken,  ein  Akt  sei  mit  Wissen, 
Willen,  Rat,  Gutbedünken,  auf  Klage,  Anrufen,  Bitte  der  Stände  er- 

fangen  (Ünger  a.  a.  0.  S.  63,  202,  213,  216,  230,  232  f.,  289,  384,  341) 
eine  feste  Bedeutung  verbunden  wird,  dafs  sie  vielmehr  promiscue 
gebraucht  wurden,  und  nicht,  um  die  rechtliche  Notwendigkeit 
und  eine  bestimmte  rechtliche  Form  der  ständischen  Mitwirkung,  sondern 
die  Thatsache  derselben  auszudrücken  und  den  ergangenen  Akt  gegen 
Unbotmäfsigkeit  und  gegen  die  Beschwerden  der  Stande  zu  siäern. 
Vgl.  auch  Viroszil  a.  a.  O.  II  S.  7,  welcher  aus  den  im  Text  erwähnten 
Gründen  eine  sorgfältige  Kritik  gerade  von  dem  Darsteller  des  alt- 
ungarischen StSnderechts  fordert.  Freilich  läfst  sich  dieselbe  mitteis 
des  Vemunftrechts  nicht  leisten.  A.  a.  0.  II  S.  4,  III  S.  27  A.  i.  Der 
Widerspruch  zwischen  Werböcz  P.  II  tit.  3  §  3  und  seiner  Bemerkung  in 
der  Vorrede  des  Tripartitum  über  die  fruchtbare  Gesetzgebung  ex 
cujusque  fere  Principis  ac  regis  nutu  et  arbitrio  ist  ein  in  die  Augen 
springender. 
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IV. 

Neben  dem  Mitgesetzgebungsrecht  der  Stände  ist  zu- 
weilen von  einer  Autonomie,  von  einem  Selbstgesetz- 
gebungsrecht derselben  die  Rede.  Namentlich  wird  ein 
solches  für  das  Gebiet  der  inneren  Verwaltung  im  engern 
Sinne  d.  W.  behauptet  ^  Der  Ausdruck  Autonomie  wird  hier- 
bei ganz  anders  verstanden  als  im  modernen  Staatsrecht.  Für 
dieses  ist  Autonomie  das  Recht  eines  Personenverbandes  inner- 
halb des  Staatsgebietes,  im  Rahmen  der  für  dasselbe  bestehen- 
den Rechtsordnung  den  Verbandszweck,  das  Verbandsverhält- 
nis durch  Rechtsnormen  zu  regeln,  oder  auch  durch  Auf- 
stellung von  Rechtsnormen  für  bestimmte  Lebensverhältnisse 
Oebietsherrschaft  zu  üben.  Als  autonom  gelten  also  jetzt  z.  B. 
öflFentliche  Genossenschaften  im  Rahmen  ihrer  Befugnis  zur 
Regelung  des  Genossenschaftszwecks  und  des  Genossenschafts- 
verhältnisses,  die  Gemeinde  als  Subjekt  eines  begrenzten 
Polizeiverordnungs-  und  Steuerausschreibungsrechts,  der  Glied- 
staat innerhalb  des  Bundesstaates  auf  dem  von  der  bundes- 
ataatlichen  Gesetzgebung  nicht  erfafsten  Gebiet.  Die  moderne 
Autonomie  ist  also,  sowohl,  was  die  ihr  unterliegenden  Lebens- 
verhältnisse als  auch,  was  ihre  territoriale  Wirksamkeit  betrifft, 
beschränkt.  Sie  ist  eine  Gesetzgebung  innerhalb  des  Staates 
und  keine  Gesetzgebung  eines  einer  höheren  Rechtsordnung  nicht 
weiter  unterworfenen  Staates  selbst.  Die  Autonomie,  welche 
den  Ständen  zugesprochen  wird,  bedeutet  aber  ein  Alleinrecht 
der  Stände,  in  einem  bestimmten  Umfange  Landesgesetze 
zu  erlassen,  welche  den  modernen  Staats gesetzen  eines  ein- 
fachen Staates  entsprechen  und  für  welche  im  konstitutionell- 
monarchischen  Staatsrecht  ein  Analogon  nur  dann  bestände,  wenn 
auf  einem  verfassungsmäfsig  bestimmten  Gebiete  die  Zuständig- 
keit zum  Erlasse  von  Gesetzen  mit  verbindlicher  Kraft  für 
jedermann  und  für  das  ganzeStaatsgebiet  dem  Parla- 
mente allein  gebühren  würdet  Diese  sogenannte  Autono- 
mie wird  aus  der  Thatsache  erschlossen,  dafs  zahlreiche  Ge- 
setze auf  dem  Gebiete  der  inneren  Verwaltung  die  Form  ver- 
lautbarter  Landtagsschlüsse  tragen. 

Bei  näherer  Betrachtung  erweist  sich  auch  dieses  Allein- 
gesetzgebungsrecht  von  dem  Augenblick  ab,  in  welchem  von 
der  Krone  der  Begriff  der  Regalien,  der  Majestätsrechte  im 


^  Rachfahl,  Gesamtstaatsverwaltung  Schlesiens  S.  152  und  bei 
Schmoller  S.  855. 

*  Man  denke  übrigens  an  parlamentarische  Staaten  mit  nur 
suspensivem  Veto  des  Monarchen.  Fafst  man  hier  den  Fall  ins  Au^e, 
da(8  der  Beschlufs  des  Parlaments  wegen  Erschöpfung  der  Kraft  aes 
Veto  Gesetz  wird,  so  hat  man  es  mit  einem  Verhältnis  zu  thun,  welches 
jenem  gleicht,  das  nach  Rachfahl  Autonomie  sein  solL 
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praktischen  Leben  entfaltet  und  der  Selbst  Versammlung  der 
Stände  ein  Ende  gesetzt  wird,  als  ein  Schein.  Vor  allem  fehlt 
es  an  der  Möglichkeit,  das  Objekt  dieser  Alleingesetzgebung 
derart  abzugrenzen,  als  es  nötig  ist,  um  sie  zum  Gegenstande 
eines  subjektiven  Rechtes  zu  erheben  und  feststellen  zu 
können,  wann  und  wo  eine  Verletzung  dieses  Rech- 
tes vorliegt^.  Wir  finden  gerade  auf  jeneni  Gebiete,  welches 
als  Hauptgebiet  dieser  ständischen  Autonomie  bezeichnet  wird^ 
nämlich  auf  jenem  der  Polizeigesetzgebung,  in  ganz  der- 
selben Zeit  nebeneinander  Anordnungen,  welche  von  dem 
Herrscher  allein,  solche,  welche  von  den  Ständen 
allein  beschlossen  werden^.  Wir  finden  ferner,  dafs  vom 
Zeitpunkt  der  Entfaltung  des  Regalitätsbegriffs  der  König  aU 
Landesherr  eine  einseitige  gesetzgeberische  Thätigkeit  auf  dem 
ganzen  Gebiet  der  inneren  Verwaltung  entfaltet,  und  dafs 
etwaige  an  dieselbe  sich  knüpfende  ständische  Petitionen  das 
einseitige  Vorgehen  nicht  als  Eingriff  in  ein  ständisches 
A 1 1  e i n gesetzgebungsrecht ,  sondern  nur  darum  rügen,  weil 
keine  Befragung  der  Stände  erfolgt  ist®.  Wird  endlich  von 
dem  Alleingesetzgebungsrecht  der  Stände  erzählt,  dafs  es  vom 
Zeitpunkte  der  Entfaltung  des  Regalitätsgedankens  nicht  mehr 
auf  eigenen  Füfsen  zu  stehen  vermochte  und  Anlehnung  an 
die  Autorität  königlicher  Betätigung  gesucht  habe*,  so  erscheint 
das  ganze  hier  erörterte  Verhältnis  viel  zu  verschwommen,  um 
die  stolze  Bezeichnung  eines  Alleingesetzgebungsrechtes  zu 
rechtfertigen.  Die  richtige  Erklärung  ist  etwas  einfacher  und 
schlichter.  Wenn  noch  zur  Zeit  des  entwickelten  Regalitäts- 
begriffs und  selbst  nach  dem  dreifsigjährigen  Kriege 
Gezetze  in  der  Form  von  Landtagsschlüssen  hinausgehen,  so 
hat  das  seinen  Grund  bald  in  der  Passivität  des  zur  Gesetz- 
gebung zunächst  berufenen  Herrschers*^,   bald   in   einem   Ent- 


^  Vgl.  z.  B.  die  jeglicher  Präcision  entbehrenden  An^ben  Bach- 
fahls  über  diese  Autonomie  a.  a.  0.  S.  152  f.,  verglichen  mit  S.  142. 

•  Tezner,  Landesfurstliche  Verwaltungsrecntspflege  S.  50  A.  40, 
S.  68  A.  71 ;  Kries  a.  a.  0.  S.  29,  v.  Below  I  S.  58  A.  228,  Rachfahl 
a.  a.  0. 

'  1584  beschweren  sich  die  schlesischen  Stände,  dafs  der 
gregorianische  Kalender  ohne  vorg&ngige  Mitteilung  an  den  Fürsten- 
tag eingeführt  worden  sei,  ganz  so  wie  1720  die  tirolischen,  dafs  ihnen 
nicht,  (Ue  pragmatische  Sanktion  consultando  zu  überlegen,  erlaubt 

gewesen  sei ;  Kachfahl  a.  a.  0.  8.  152  A.  1 ;  Bidermann  II  S.  46,  262. 
wei  zeitlich  soweit  auseinander  liegende,  inhaltlich  gleiche,  verschiedene 
Gebiete  treffende  Beschwerden  lehren  deutlich,  was  für  eine  Bewandtnis 
es  mit  dem  ständischen  Gesetzgebungsrecht  überhaupt  gehabt  habe. 
Übrigens  weifs  selbst  das  auf  streng  ständischer  Auflassung  ruhende 
Tripartitum  des  Werböcz  von  einem  Alleingesetzgebungsrecht  der 
ungarischen  Stände  nichts. 

*  Rachfahl  a.  a  0.  S.  152  f. 

^  Dieses  Verhältnis  wird  gut  ausgedrückt  durch  die  Antwort  der 
schlesischen   Stände   auf  die  Aufforderung  des  Königs  Mathias,   einen 
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lastungsbedürfnis ^  desselben,  welches  durch  seine  Befassung 
mit  wichtigeren  Gesamtinteressen  hervorgerufen  wird,  und 
welchem  freilich  auch  die  Stände  ohne  grofse  Lust  entgegen- 
kommen'. Wir  haben  es  also  einmal  mit  einer  Gesetzgebung 
kräft  Duldung,  Zulassung  oder  kraft  eines  ausdrücklichen 
Wunsches  der  Krone  zu  thun,  nicht  mit  einem  Rechte  auf 
Alleingesetzgebung  gegenüber  der  Krone.  Dann  aber  bietet 
sich  noch  folgende  Erwägung:  Vom  Zeitpunkte'  der  Beseiti- 
gung der  Selbstversammlungen  der  Stände^  ist  die  Berufung 
des  Landtags,  seine  Leitung  und  Schliefsung,  selbst  jus  regium 
oder  Regale  und  der  Landesbeamte,  der  diese  Akte  vornimmt, 
handelt  damit  jedenfalls  auch  als  Repräsentant 
des  Herrschers,  dessen  Rechte  er  gegenüber  der  Land- 
schaft zu  wahren  hat^.  Es  erscheint  auch  aus  diesem  Grunde 
staatsrechtlich  unstatthaft,  einen  durch  den  Repräsentanten 
des  Herrschers  verabschiedeten  Landtagsschlufs  von  der  Per- 
sönlichkeit des  letzteren  abzulösen  und  auf  sich  selbst  zu 
stellen,  er  bleibt  vielmehr  ein  unter  der  Autorität  des 
Königs  oder  Landesherrn  gefafster  Beschlufs*^. 

Die  Probe  flir  die  Richtigkeit  dieser  Behauptung  bietet 
uns  die  ständische  Verfassungsgeschichte  der  Länder  Böhmen 
und  Mähren.  Hier  gewahren  wir  auch  nach  der  vernewerten 
Landesordnung  aus  den  Jahren  1627  und  1628  die  Stände  auf 


Landfrieden  zu  beraten:  „er  wäre  König  und  Herr,  wie  er  mit  seinen 
Herrn  und  Räten  erkennete  für  das  Beste,  wollten  sie  gehorsam  sein.** 
Kries  a.  a.  0.  S.  2  A.  1. 

1  A.  a.  0.  S.  8,  81.    Vgl.  auch  v.  Below,  Territorium  S.  259. 

*  Vgl.  oben  S.  20  f.  A.  5.  Wie  die  gesetzgeberische  Arbeit  zwischen 
Krone  und  Ständen  hin-  und  hergeschoben  wird,  ersieht  man  aus  den 
Fürstentagsbeschlüssen  von  1545,  1551,  1556,  1558  bei  Schikfufs,  New 
vermehrte  schlesische  Chronica  III  S.  179,  186,  194,  200.  Vgl.  auch 
Unger  a.  a.  0.  S.  227.  Die  ständischen  Gesetzesbeschlüsse  gehen 
über  das  Gebiet  der  Polizei  oder  der  inneren  Verwaltung  hinaus,  so 
der  über  die  Androhung  der  Galeerenstrafe  gegen  Bettler,  Lands- 
knechte (a.  a.  0.  S.  181  f.,  194,  197);  Unger  a.  a.  0.  S.  319  f.,  321;  Rach- 
fahl a.  a.  0.  S.  153. 

'  Nach  V.  Below,  Territorium  8.  235  längstens  im  17.  Jahrhundert, 
in  den  österreichischen  schon  im  16. 

*  Kries  a.  a.  0.  S.  1,  29.  Auch  nach  ungarischem  Recht  kann 
der  König,  wenn  er  will,  den  Landtag  selbst  leiten,  und  die  hierfür 
berufenen  Landesbeamten  thun  dies  an  seiner  Stelle  und  haben  des- 
halb auch  seine  Interessen  gegenüber  ständischen  Beschlüssen  zu  wahren; 
Viroszil  III  S.  8  f.,  43  A.,  49.  Nach  vorgeschrittenem  englischen  Recht 
ist  der  rex  caput,  initium  et  finis  parfiamenti.  Die  Präsidenten  der 
kontinentalen  Kammern  vertreten  den  Monarchen  nicht.  Der  Monarch 
kann  den  zur  Leitung  der  ständischen  Versammlung  an  seiner  Statt 
berufenen  Beamten  instruieren;  Rachfahl  a.  a.  0.  S.  159,  160  u.  A.  4. 

^  Dafs  es  in  der  ständischen  Epoche  nicht  zulässig  ist,  aus  der 
Form  und  dem  Inhalt  eines  Landtagsschlusses  den  Ausschlufs  jedes 
rechtlichen  Einflusses  der  Krone  und  ein  Alleingesetzgebungsrecht  der 
Stände  zu  folgern,  lehrt  die  Bemerkung  bei  v.  Below  II  S.  50  A.  175. 
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den  verschiedensten  Gebieten  und  auch  auf  solchen,  welche 
seit  jeher  als  den  Regalien  zugehörig  erachtet  wurden \ 
in  der  Form  von  Landtagsschlüssen  gesetzgeberisch  thätig^, 
ungeachtet  beide  Landesordnungen  den  Gedanken  an  ein 
ständisches  Gesetzgebungsrecht  entschieden  ablehnen  und 
dieses  Recht  für  ein  Regale  erklären!  Es  handelt  sich  eben 
nur  um  eine  Gesetzgebung  kraft  königlicher  Zulassung^.  Man 
kann  also  zu  der  hier^  bereits  aufgestellten,  die  Gesetzgebung 
im  monarchischen  Ständestaate  betrefienden  Formulierung  noch 
hinzufügen,  es  sei  hier  auch  das  Gesetz,  was  als  solches  unter 
Autorität  und  mit  Zulassung  der  Krone  von  den  Ständen  als 
Gesetz  beschlossen  wird. 

Soferne  eine  wahrhafte  Autonomie  im  Ständestaate  zu 
Gunsten  von  Korporationen  und  anderweiten  Personengesamt- 
heiten, wie  z.  B.  für  herrschende  Familien,  besteht,  ist  sie 
zum  Teil  vor  oder  mit  der  Bildung  des  Ständestaates  auf  dem 
Wege  historischer  Entwicklung  oder  durch  Privileg  ent- 
standen, oder  sie  wird  späterhin  durch  Privileg  verliehen.  Sie 
gehört  keinesfalls  zum  Wesen  der  Ständeverfas- 
sung und  ihr  Höhepunkt  ist  jedenfalls  schon  im  15.  Jahr- 
hundert^, also  geraume  Zeit  vor  dem  Niedergang  des  Stände- 
wesens, überschritten.  Schon  vom  15.  Jahrhundert  ab  ver- 
liert die  Autonomie  ihr  Selbstbehauptungsvermögen  und  sucht 
die   Anlehnung  an   die   organisierte  landesfürstliche   Gewalt^. 


1  So  z.  B.  in  Juden-  und  Mautsachen;  Elvert  16.  Bd.  der  Schriften 
der  mährisch- Bchl es.  Gesellschaft  S.  840 ff.  Nach  den  Deklaratorien 
Ferdinand  IIL  zur  vernewerten  L.O.  sollen  die  Stände  freilich  nichts 
beschliefsen  dürfen,  was  die  k^l.  Person,  Hoheit,  Autorität  und  Regalien 
betrifft  und  nur  aufserhalb  dieses  Rechtskreises  gelegene  Dinge  mit 
Vorwissen  des  königlichen  Kommissars  verhandeln  dürfen.  Es  eiebt 
aber  nichts  mehr,    was   nicht  mit  den  kgl.  Rechten  in  Zusammenhang 

Sebracht  werden  könnte.  Wir  gewahren  deshalb  auch  die  Stände  über 
Legalia  verhandeln.  Diese  Verhandlungen  können  dann  freilich  durch 
Berufung  auf  die  L.O.  und  auf  ihre  authentische  Interpretation  seitens 
des  Leiters,  sowie  seitens  des  kgl.  Kommissars  abgeschnitten  werden. 

«  A.  a.  0.  8.  600-615,  622,  626  f.,  656,  662  ff.,  668,  839—860. 

'  Hier  sind  anzuführen  die  bereits  erwähnten  Versuche  Leopold  L, 
die  Aufstellung  einer  Polizeiordnung  durch  die  mährischen  Stände  zu 
bewirken.    A.  a.  0.  S.  855  f. 

*  Vgl.  oben  S.  28  f. 

»  Gierke  I  S.  XXIV,  667  läfst  die  Epoche  des  Niedergangs  der 
mittelalterlichen  Autonomie  infolge  der  Entwicklung  des  obrigkeit- 
lichen Staates  mit  dem  Jahre  1525  beginnen.  Vgl.  auch  v.  ßelow,  Terri- 
torium S.  274,  290  f.  Der  Kampf  gegen  die  Autonomie  der  staatsähnlichen 
Verbände  innerhalb  des  Deutschen  Reiches  und  innerhalb  seiner  Terri- 
torien beginnt  indes  schon  viel  früher.  Buchholtz  6.  Bd.  S.  263  teilt 
mit,  dafs  Versuche  zur  Vernichtung  der  Zunftverfassung  in  den  nieder- 
Österr.  Ländern  schon  im  14.  Jahundert  unternommen  wurden. 

«  So  auch  Rachfahl  a.  a.  0.  S.  152  f.,  140,  142  144.  Ich  finde  auch 
in  diesem  Punkt  keinen  Unterschied  zwischen  der  Epoche  vom  16.  Jahr- 
hundert ab  bis  zum  dreifsigj ährigen  Krieg  und  jener  nach  Beendigung 
desselben,  soferne  dann  noch  Ständestaaten  bestehen  und  nicht  absolute 
Fürstenstaaten  an  deren  Stelle  getreten  sind. 


XIX  3.  35 

Diese  selbst  behandelt  die  historisch  entstandene  ganz  so  wie 
die  auf  Verleihung  beruhende  Autonomie  unter  dem  Gesichts- 
punkte eines  subjektiven,  durch  Gewohnheitsrecht  oder  durch 
Verleihung  entstandenen  Privatrechts  und  nimmt  für  sich 
jene  weitgehende,  bis  zur  Rechtsvernichtung  reichende  Kon- 
trolle der  Ausübung  der  Autonomie  in  Anspruch,  welcher  das 
gesamte  Privilegialwesen  von  dieser  Zeit  ab  unbestreitbar 
unterworfen  ist  *. 

Da  wie  dort  bildet  den  Mafsstab  dieser  Kontrolle  unter 
anderem  die  Verträglichkeit  der  Autonomie  mit  den  Regalien, 
mit  Rechten  Dritter  und  mit  dem  gemeinen  Nutzen  des  Landes, 
dessen  Expansionsfähigkeit  noch  zu  erörtern  ist^. 


V. 

Eine  der  auf&Uigsten  Erscheinungen  des  ständisch- 
monarchischen Staatsrechts  bildet  seine  Gebrechlichkeit,  so- 
weit es  sich  um  Einrichtungen  handelt,  welche  der  Entfaltung 
einer  wahrhaft  monarchischen  Gewalt  entgegenstehen.  Diese 
Einrichtungen  gehen  aus  Situationen  hervor,  welche  für  die 
Entwicklung  der  monarchischen  Idee  ungünstig  sind,  und  von 
den  verschiedenen,  um  politische  Macht  ringenden  Erlassen  des 
in  der  Bildung  begrififenen  oder  im  Verfall  befindlichen  Gemein- 
wesens, von  jeder  für  sich  und  nicht  für  die  Gesamtheit,  also 
in  völlig  egoistischer  Weise  ausgenützt  werden,  um  zu  er- 
langen, was  sich  erlangen  läfst.  Darum  das  Überwuchern  der 
von  der  Gesamtheit  absehenden,  aus  Zufällen  und  Gelegen- 
heiten herauswachsenden,  das  Gemeinwesen  pulverisierenden 
Privilegialgesetzgebung  über  die  allgemeine  Gesetz- 
gebung, des  subjektiven  über  das  objektive  Recht  im  ständisch- 
monarchischen   Staat      Darum    die    Scheu    vor     einer    um- 


^  Schon  die  in  Form  eines  Privilegiums  erlassene  Stadtverfassung 
für  Wien  vom  12.  März  1526,  Codex  Austriacus  II  S.  476  ff.,  479  kennt 
in  der  Person  des  kaiserlichen  Anwalts  ein  zu  der  umfassendsten  Auf- 
sicht über  die  Stadtverwaltung  berufenes  Organ  der  landesfürstlichen 
Gewalt.  Ein  Seitenstück  zu  demselben  bildet  der  (nach  dem  für  das 
monarchische  Princip  glücklichen  Ausgang  des  schmalkaldischen  Krieges) 
von  Ferdinand  I.  in  den  böhmischen  und  mährischen  Städten  eingeführte 
königliche  Bichter;  Elvert,  Zur  österr.  Verwaltungsgeschichte  S.  54. 
I^fs  übrigens  schon  im  15.  Jahrhundert  der  Einflufs  des  Landesherm 
auf  die  stadtische  Gesetzgebung  ein  weitgehender  ist  und  bis  zur  Mit- 
wirkung zu  derselben  reicht,  darüber  vgl.  v.  Below,  I  S.  53,  58;  Brie, 
Die  Lehre  vom  Gewohnheitsrecht  I  S.  223,  dann  hier  S.  89  A.  1. 

^  Bezeichnenderweise  kennt  selbst  das  überaus  ständefreundliche 
Tripartitum  des  Werböcz  kein  Alleingesetzgebungsrecht  der  Stände,  sei 
es  auf  den  Landtagen,  sei  es  auf  den  Komi tats Versammlungen.  Die 
nach^efol^e  opinio  communis  erklärt  ein  solches,  von  den  Komitaten 
zuweilen  in  Anspruch  genommenes  Recht  als  verfassungswidrige  Prä- 
tention; Viroszil  II  S.  59,  67  A.,  HI  S.  108. 

3* 
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fassenden  Niederschrift  des  Verfassungsrechts  und  die  Vor- 
liebe für   die  Berufung  auf  Separaturkunden   und  auf  ein 
jederzeit  zur  Verfügung  stehendes,  wachsartig  zu 
modelndes  Herkommen  und  auf  Gewohnheit  zur  Unter- 
stützung der  von  den  herrschenden  Klassen  jeweils  erhobenen 
[politischen  Forderungen.     Dieses  staatszerklüftende,  die  staat- 
iche   Entwicklung  in  allen  Punkten    hemmende   Staatsrecht^ 
welches  an  der  damaligen  Gestaltung  des  öffentlichen  Rechtes 
der  katholischen   Kirche   sein   Analogen   findet,   steht  nun  in 
schroffem  Widerspruch  mit  den  politischen  Ideen  der  damaligen 
vornehmsten  Träger  politischer  Bildung,   wie  sie   uns  teils  in 
hervorragenden   Herrscherpersönlichkeiten,  teils  in   den   Mit- 
gliedern  des  königlichen   oder  landesfürstlichen  Beamtentums 
entgegentreten.    So  entspinnt  sich  frühzeitig  ein  Kampf  gegen 
die    aus    politischen    Verlegenheiten    hervorgegangenen,    der 
monarchischen  Gewalt  abträglichen  Berechtigungen  der  Stände, 
welcher   teils   im   Dienste   der  monarchischen  Idee,    teils   im 
Dienste  des  kulturellen  Fortschrittes  geführt  wird.    Damit  er- 
klärt es  sich,    warum  die  aus  diesem  Bedürfnisse  heraus  sich 
entwickelnde   Staatslehre    sich    in   so  eingehender   Weise  mit 
dem  Privilegiimi  und  dem  Herkommen  abgiebt,  warum  sie  mit 
aller   Macht   darauf  hin   arbeitet,   dem   Privilegium    wie  dem 
Herkommen,    welche   beide    in    dem   Begriff  des    subjektiven 
Rechtes  zusammenfliefsen  *,  den  Charakter  höchster  Precarietät 
aufzudrücken.      Sie    findet    in    diesem    Punkte    eine    kräftige 
Stütze  in   den   Rechtslehren    der    katholischen  Kirche,   deren 
Entwicklung   unter  einer  gleichen  Rechtszersplitterung  leidet, 
wie  jene    des    Ständestaates.      Selbstverständlich   erzeugt   die 
praktische  Handhabung   dieser  ständefeindlichen  Rechtslehren 
durch  kräftige  oder  glückliche  Herrscher  auf  Seiten  der  Stände 
das  Gefühl   höchster  Rechtsunsicherheit.     Darum  das  Bedürf- 
nis nach  Anerkennung  und  Bestätigung  von  Privilegium,  Ge- 
wohnheit, Herkommen  durch  jeden  zur  Regierung  gelangenden 
Herrscher,  ja  selbst  nach  Wiederholung  solcher  Anerkennung 
durch  einen  und  denselben  Herrscher^.     Da  nun  die 
Privilegien  von   Person   zu   Person   oder   zu  Personen   erteilt 
werden  und  es  an  einer  authentischen  Sammlung  der  erteilten 


'  Zuletzt  wird  alles  subjektive  Vorrecht  Privilegium  oder  Gewohn- 
heit, auf  welchem  Wege  es  immer  entstanden  sein  mag,  ob  durch  einen 
förmlichen  gesetzgeberischen  Akt  allgemeinen  Inhalts  oder  durch  Ge- 
wohnheitsrecht, ob  durch  einen  einseitigen  Akt  des  Herrschers  oder 
auf  Grund  formlicher  Verhandlung  mit  den  Ständen.  So  ist  z.  B.  das 
schlesische  Landesprivileg  König  Wladislaus'  von  1498  erteilt  „mit 
Wissen  und  Rathe,  unser  lieben  Getruwen";  Kries  a.  a.  0.  S.  101.  VgL 
hierzu  auch  Brie  I  S.  86  A.  46,  47,  S.  88  A.  66,  S.  210,  221. 

2  Man  denke  an  die  anläfslich  jeder  Steuerbewilligung  verlangten, 
das  Steuerbewilli^ngsrecht  der  Stände  bestätigenden  Reverse,  trotz 
der  zuweilen  in  einem  allgemeinen  Landesprivilegium  enthaltenen  An- 
erkennung desselben. 
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Privilegien  überall  fehlt,  und  da  ferner  Herkommen  und  Ge- 
wohnheit leichthin  behauptet  wird^,  so  wird  von  den  Kurial- 
juristen  für  die  Bestätigung  vor  allem  Beweis  des  Privi- 
legiums und  Herkommens  gefordert,  und  die  allgemeinen, 
anläfslich  der  Ständehuldigung  erteilten  Bestätigungen  von 
Rechten  und  Gewohnheiten  werden  nur  mit  Vorbehalt  der 
Erweisbarkeit  erteilt^ 

Aufserdem  werden  unter  günstigen  Umständen,  und  zwar 
in  umfassender  Weise  spätestens  zu  Beginn  des  16.  Jahr- 
hunderts, noch  folgende  Sätze  der  ständefeindlichen  Staatslehre 
zur  Geltung  gebracht: 

Die  Bestätigung  des  Privilegiums®  kann  verweigert  werden, 
wenn  es  mit  dem  gemeinen  Nutzen,  der  utilitas  publica  unver- 
träglich*, erzwungen,  erschlichen  ist*^,  Rechte  Dritter  verletzt®; 
wenn  es  absoluten  Verboten  widerspricht^;  die  Anerkennung 
der  Gewohnheit,  wenn  ihr  die  ratio  mangelt  oder  nach 
deutschem,  von  religiösen  Auffassungen  beherrschtem  Rechte, 
wenn  die  Gewohnheit  keine  rechte,  gute,  löbliche  ist®.  Darum 


'  V.  Below  II  S.  39  A.  139.  S.  79. 

*  Die  lüneburgscfaen  Freibriefe  von  1355,  1367  bestätigen  alle 
Sacben,  welche  die  Privilegia,  Handfesten  und  allerlei  Briefe  ausweisen ; 
Unger  a.  a.  0.  S.  242  aucb  243,  434.  Im  Jahre  1509  fordert  Maximilian  I. 
von  dem  niederösterreichischen  Adel  den  Beweis  der  von  diesem  auf  Her- 
kommen gestützten  Ungelderfreiheit ;  Zeibig,  Der  Ausschufslandtag  zu 
Innsbruck  im  13.  Bd.  des  Archivs  für  Kunde  österr.  Geschichtsquellen 
S.  301, 327.  Ferdinand  I.  versucht  1537  den  Rechtsbestand  der  niederöster- 
reichischen Landschaft  selbst  in  Frage  zu  stellen,  indem  er,  gegenüber 
der  Behauptung,  die  Landschaft  habe  für  den  Zweck  der  Steuerbewilli- 
gung ein  einig,  unzerteilt  corpus  gebildet,  einen  förmlichen  Nachweis 
verlangt;  Buchhol tz  8.  Bd.  S.  295  f.;  Viroszil  II  S.  5,8;  ßachfahl  a.  a.  0. 
S.  140;  Brie  a.  a.  0.  S,  125  f.;  Tezner,  Landesfürstliche  Verwaltungs- 
rechtspflege I  S.  26  A.  43. 

>  Über  die  kanonistische,  das  ständische  Verfassungsleben  in  hohem 
Grade  beeinflussende  Privilegientheorie,  besonders  Schulte,  Das 
katholische  Kirchenrecht  I  S.  llü— 159.  Über  ihre  Anwendung  auf  das 
Oebiet  der  staatsrechtlich  bedeutsamen  Privilegien  in  Ungarn,  viroszil  I 
S.  40  ff.  A.  0  bis  r,  II  S.  88,  374  A.  1. 

*  Zuweilen  sind  es  die  privilegierten  Stände  selbst,  welche  gegen 
einander  das  Einschreiten  des  Landesherm  wegen  Unvereinbarkeit 
eines  Privilegiums  mit  dem  gemeinen  Nutzen  anrufen.  So  die  auf  dem 
Innsbrucker  Landtag  von  1518  versammelten  ständischen  Ausschüsse; 
Tezner,  Landesfürstfiche  Verwaltungsrechtspflege  S.  72  f.  A.  82  a  Vgl. 
auch  Unger  a.  a.  0.  S.  216. 

*  Die  von  Karl  V.  bestätigte  tirol.  L.O.  bezeichnet  als  rescissibel 
Privilegien  von  Zünften,  die  „auf  Pös  unnterricht"  erwirkt  wurden; 
Tezner  a.  a.  0.  S.  73  A.  85. 

*  A.  a.  0.  A.  82a,  84. 

'  Die  hier  in  A.  5  erwähnte  L.O.  schliefst  Privilegien  aus,  die  wider 
die  gemaine  Lanndtordnung  sind.    Vgl.  auch  a.  a.  O.  A.  83  a. 

8  So  bestätigt  Kaiser  Friedrich  II.  1234  für  die  Erfurter  Bürger 
nur  die  bonas  et  approbatas  consuetudines  et  antiqua  jura,^  quious 
hactenus  usi  sunt;  lialtaus,  Glossarium  Germanicum  medii  aevi  S.  716; 
Brie  a.  a.  0.  S.  220,  242,  240  A.  29—31,  246  A.  46. 
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werden  auch  die  allgemeinen  Bestätigungen  der  Landes- 
freiheiten nur  mit  Beschränkung  auf  gute,  rechte^ 
löbliche  Gewohnheiten  ertheilt*. 

Die  Gewohnheit  soll  auch  eine  alte  sein'.  Das  jus 
divinum  und  das  jus  naturale  gelten  als  unüber- 
schreitbare  Schranke  alles  Rechts^  somit  auch  des 
durch  Privilegium  oder  Gewohnheit   entstandenen  Vorrechts  •. 

Wenn  ferner  jedes  solche  Vorrecht  nur  unbeschadet  der 
Rechte  Dritter  entstehen  kann,  so  gilt  dies  um  so  mehr  von 
den  zum  Wesen  der  königlichen  oder  landesherr- 
lichen Gewalt  gehörigen  Rechtend  Das  ist  eine  der 
bedeutsamsten  Folgerungen  aus  der  schon  mit  Beginn  des 
16.  Jahrhunderts  in  gröfster  Deutlichkeit  auftretenden  Regali- 
tätslehre. 

Endlich  wird  zuweilen  davon  ausgegangen,  dafs  alles 
Privilegialrecht,  und  selbst  das  ständische  Steuerbewilligungs- 
recht, durch  Reichsrecht  und  selbst  durch  kaiserliches 
Privilegium  beschränkt  sei*. 

Erwägt  man  die  veränderliche  Natur  einzelner  hier  ent- 


1  Unger  a.  a.  0.  S.  216,  438.  Noch  Maria  Theresia  steht  auf  dem 
Standpunkt,  dafs  die  durch  ihre  Vorfahren  erfolgte  Bestätigung  der 
wohlhergebrachten  Gewohnheiten  auf  .die  übel  hergebrachten  nicht 
erstreckt  werden  könne;  Bachmann,  Österr.  Staatswörterbuch  11  1 
S.  685.  Auch  das  Verfassungsgelöbnis  des  ungarischen  Königs  bezieht 
sich  nur  auf  die  approbatae  consuetudines  oder  auf  die  oonae  et 
approbatae  consuetudines.  Vgl.  das  Jurament  Ferdinand  I.  im  Corpus 
Juris;  Czirdky  a.  a.  0.  S.  18  §  XXXIV. 

'  Unger  a.  a.  0.  S.  216.  Der  ungarische  König  beschwört  nur  die 
consuetudines  antiquas.  Vgl.  auch  Werböcz,  Tripartitum  P.  I,  F.  17 
§  4;  Brie  a.  a.  O.  S.  227  f. 

»  Brie  a.  a.  0.  S.  67  ff.,  240 f.;  Werböcz,  Tripartitum  P.  11,  tit.  3 
§  3;  Rachfahl  a.  a.  0.  S.  198. 

*  Vgl.  Constitutio  II  Nr.  156,  Edictum  Friderici  II  contra  communia 
civium  et  societates  artificum  a.  1231 — 32:  quedam  consuetudines 
detestande . .  quibus  et  principum  imperii  juri  detrahitur  et  honori  et 
imperialis  nihilominus  auctoritas  per  consequens  enervatur;  Franklin, 
Sententiae  curiae  regiae ;  Brie  a.  a.  O.  S.  241  A.  24;  Unger  a.  a.  0.  S.  446. 
Cap.  6  L.  II  Decretorum  Sti.  Stefani:  Quidquid  ad  nostram  Regalem 
dignitatem  pertinet,  permanere  debet  immobile.  Be^alia  et  res 
fisci  sint  intacta.  Deshalb  erklärt  Ferdinand  I.  auf  die  Artikel  des 
Landtags  von  Tjmau,  er  habe  sich  genötigt  gesehen,  ihren  Inhalt  mit 
der  Dignitas  Majestatis  in  Einklang  zu  brin^enj  §  2  des  Responsum 
Sacrae  Reg.  Majestatis  ad  ArticuTos  Constitutionum  Diaetae  Anno 
Domini  15&  Tymaviae  celebratae  im  Corpus  Juris  Hungarici.  Vgl. 
D.A.  20:  1790/91,  1:  1802  u.  Viroszil  lU  S.  74,  II  S.  253  A.  d;  Rachfahl 
a.  a.  0.;  Kries  S.  31  A.  6,  S.  70  A.  8,  S.  74. 

»  Unger  a.  a.  0.  S.  269,  446;  Brie  a.  a.  0.  S.  257.  So  wird  durch 
die  §§  105,  106  des  Reichsabschiedes  von  1654  das  Polizeiverordnungs- 
recht der  Obrigkeit  den  vermeintlich  durch  dessen  Ausübung  verletzten 
Rechten  des  Unterthans,  also  auch  den  Privilegialrechten ,   entgegen- 

festellt.    Umgekehrt  gedenkt  v.  Below  III  2  S.  165  eines  Falles,  wo 
ie  Geistlichkeit  der  Forderung  ständisch  bewilligter  Steuern  ein  kaiser- 
liches Befreiungsprivilegium  entgegenstellt. 
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wickelter  Voraussetzungen  des  Entstehens  und  des  Bestehens 
der  Privilegialrechte ,  so  erkennt  man ,  dafs  sich  die  Bestäti- 
gung der  Privilegien  über  eine  blofse  Feststellung  zur  Be- 
deutung eines  wahrhaft  revisionellen,  konstitutiven 
Aktes  erhebt^. 

Eine  solche  einschneidende  revisionelle  Thätigkeit  voll- 
zieht sich  auch  mittels  der  Erledigung  der  ständischen  Be- 
schwerden wegen  Verletzung  von  Landesprivilegien. 
Es  ist  dies  eines  der  wichtigsten  Gebiete,  auf  dem  sich 
das  Übergewicht  des  Anteils  des  Herrschers  über  den  Anteil 
der  Stände  an  der  Gesetzgebung  mit  solcher  Entschiedenheit 
äufsert,  dafs  die  Annahme  eines  ständischen  Mitgesetzgebungs- 
rechtes auf  die  gröfsten  Schwierigkeiten  stOfst. 

Die  Schaffung  einer  Centralbehörde  für  die  niederöster- 
reichische Ländergruppe  unter  Maximilian  I.  wird  von  den 
steirischen  Ständen  als  eine  Verletzung  des  Rechts  empfunden, 
kraft  dessen  die  Glieder  der  steirischen  Landschaft  nur  der 
persönlichen  Gerichtsbarkeit  ihrer  Landesherren  unter- 
stehen^. Die  Beschwerden  der  niederösterreichischen  Stände 
auf  dem  Augsburger  Landtage  von  1510  stellen  alle  Ver- 
letzungen von  Privilegien  und  Herkommen,  die  dem  Kaiser 
zur  Last  gelegt  werden,  zusammen^.  Auf  dem  Innsbrucker 
Landtage  von  1518  verlangen  die  Stände  Abschaffung  des 
Fiskals,  da  im  Lande  Österreich  nach  altem  Herkommen 
weder  Fiskus  noch  fiskalische  Rechte  bekannt  seien^.  Hätten 
nun  selbst  wirklich  die  Stände  mit  der  Behauptung  ihrer 
Privilegien  Recht  gehabt,  so  erfahren  dieselben  durch  die  Er- 
ledigung der  ständischen  Beschwerden  einschneidende  Ver- 
änderungen oder  sogar  eine  vollständige  Vernichtung. 

In  folgenschwerer  Weise  stellt  Maximilian  I.  in  dem  Inns- 
brucker Libell  von  1518  über  die  Partikulargravamina  aller 
nieder-  und  oberösterreichischen  Lande  fest,  dafs  nach  den 
bestehenden  Landesfreiheiten,  Gebrauch  und 
Herkommen  nur  die  gemeinen  Händel  des  LandesfUrsten 
in  erster  Instanz  vor  die  ordentlichen,  das  sind  die  ständisch- 
historischen Gerichte  des  Landes  gehören  und  beruft,  auf 
diese  authentische  Feststellung  des  Inhalts  des  Landesgebrauchs 


>  Unzulänglich  Unger  a.  a.  0.  S.  242.  Vgl.  dagegen  Schulte  a.  a.  O. 
8.  176  und  Brie  a.  a.  0.  o.  242  A.  27.  Die  niederöBterreichische  Hofrats- 
Ordnung  von  1523  ordnet  eine  Prüfung  durch  den  Hofrat  an,  ob  der 
Städte  (Steier  und  Krems)  Freiheiten  zu  bestätigen,  zu  mindern  oder 
zu  mehren  seien.  Jegliche  Bestätigung  erfolg  mit  Vorbehalt  ihrer  Becht- 
mäfsigkeit;  Rosenthal,  Die  Behördenorganisation  Kaiser  Ferdinands  I. 
8.  212,  224. 

'  Adler,  Die  Organisation  der  Centralverwaltiing  unter  Kaiser 
Maximilian  I.  S.  251;  Tezner,  Landesfurstliche  Verwaltungsrechtspflege 
S.  50. 

s  Kämthner  Landhandfeste  (1610)  8.  58  f.,  60  f.,  65  f. 

*  Zeibig  a.  a.  0.  S.  238,  252. 
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gestützt,  zur  Gerichtsbarkeit  in  Sachen  der  landesfüratlichen 
Hoheit,  Obrigkeit  und  Herrlichkeit  die  landesfürstlichen  Be- 
hörden des  Regiments  und  des  Hofrats  ^.  Die  Errichtung  der 
Prager  Appellationskammer  durch  Ferdinand  I.  im  Jahre  1548, 
die  Ausdehnung  ihrer  Zuständigkeit  auf  Schlesien  ruht  auf 
der  vom  Könige  gegenüber  den  schlesischen  Ständen  und  dem 
schlesischen  Oberrecht  festgehaltenen  Rechtsanschauung,  dafs 
das  Landesprivilegium  de  non  evocando  vor  dem 
Regal  der  Appellationsgerichtsbarkeit  nicht  stand 
halten  könne^  und  die  in  ihrer  Art  einzig  dastehende,  bis 
auf  den  heutigen  Tag  wirkende  Centralisation  der  Verwaltung 
für  das  ganze  Gebiet  der  habsburgischen  Monarchie  findet  ihre 
staatsrechtliche  Wurzel  in  der  authentischen  Interpretation 
Ferdinand  I.,  dafs  die  Verwaltung  des  Kriegs-  und 
des  Kammerwesens  nicht  zu  den  jura  et  libertates 
Regni  gehöre,  sondern  jus  regium  sei®. 

Während  in  jener  Epoche  des  Ständestaats,  welche  der 
monarchischen  vorangeht,  der  König  oder  Landesherr  sich  bei 
Verfassungskonflikten  oft  dem  Spruche  eines  ständischen  Ge- 
richtes unterwerfen  mufs*,  fehlt  es  jetzt  an  einer  Einrichtung 
solcher  Art,  ja  selbst  an  einer  Einrichtung,  welche  zwar  nicht 
der  ständischen  Organisation  angehört,  aber  doch,  unabhängig 
von  dem  Herrscher,  das  wirkliche  VerfassungBrecht  festzustellen 
vermöchte,  wie  es  etwa  die  modernen  Staats-  oder  Verwaltungs- 
gerichte und  selbst  die  mit  der  Prüfungskompetenz  ausgestatte- 
ten ordentlichen  Gerichte  sind*. 


1  A.  a.  0.  S.  127. 

>  Kries  a.  a.  0.  S.  5;  Rachfahl  a.  a.  0.  S.  198,  221  f.,  225.  227  ff., 
242f  245  ff.,  253.  Schon  im  15.  Jahrhundert  bricht  sich  die  Aurfassung 
Bahn,  dafs  alle  Appellationsprivilegien  nur  unbeschadet  der  persönlichen 
Gerichtsgewalt  des  deutschen  Königs  Gültigkeit  behaupten  können; 
Tomaschek,  Die  höchste  Gerichtsbarkeit  des  deutschen  Königs  und 
Kelchs  im  15.  Jahrhundert,  Sitzungsberichte  der  kais.  Akademie  der 
Wissenschaften,  phil.-hist.  Klasse  49.  Bd.  S.  526  Nr.  1—5;  Tezner, 
Landesfurstliche  Verwaltungsrechtspflege  S.  9  A.  11. 

»  D.A.  38:  1569. 

<  Unger  a.  a.  0   S.  259  ff. 

^  Selbst  das  den  Ständen  so  überaus  günstige  ältere  böhmische 
Recht  kennt  nur  eine  Verpflichtung  des  Hofkanzlers,  über  verfassunss- 
widrise  kgl.  Akte  den  Ständen  zu  berichten  (Rachfahl  a.  a.  O.  S.  4&\ 
und  der  Majestätsbrief  Mathias'  II.  von  1611,  welcher  der  Krone  in  einer 
Zeit  grofser  Verwirrung  abgerungen  worden  war,  fordert  für  die  Fest- 
stellung der  Verfassunffs Widrigkeit  von  Dekreten  der  Hofkanzlei  Über- 
einstimmung zwiscnen  den  Landesoffizieren  und  dem  König. 
Elvert,  Die  Vereinigung  der  böhmischen  Kronländer  u.  s.  w.  S.  87,  ot 
P.  1,  16.  Wo  nur  möglich,  legt  deshalb  der  Herrscher  die  Landes- 
privilegien einseitig  aus  und  praktiziert  diese  einseitige  Auslegung; 
V^l  zu  den  bereits  angeführten  Beispielen  noch  Kries  a.  a.  0.  S.  74. 
Nicht  viel  anders  liegen  die  Verhältnisse  in  Ungarn  vom  Zeitpunkt  der 
mit  D.A.  4:  1687  formell  vollzogenen  Abschaffung  des  jus  resistendi. 
Nach  D.A.  14:  1790/91   kann  die  ungarische  Statthalterei  gegen  gesetz- 
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Gerade  darin  besteht  die  bedeutsamste  Äufserung  der 
Regalitätslehre  und  des  in  derselben  eingeschlossenen  monarchi- 
schen Princips,  dafs  kraft  derselben  der  König  oder  Landes- 
herr für  sich  in  Anspruch  nimmt,  die  Regalien  ohne  stän- 
dische Mitwirkung,  sei  es  persönlich,  sei  es  durch  Behörden 
auszuüben,  deren  Mitglieder  nur  Diener  des  Königs  oder 
Landesherrn,  nur  ihm  allein  verpflichtet  sind.  Der 
Kampf  um  die  Regalien,  deren  Inhalt  soweit  reichen  soll,  als 
dem  ELÖnigsrecht  nicht  erweisliche,  löbliche,  alte,  Rechte  Dritter 
oder  des  Königs  nicht  verletzende,  mit  dem  gemeinen  Nutzen 
verträgliche  Rechte  und  Gewohnheiten  des  Landes  entgegen- 
stehen, und  deshalb  soweit  ausgedehnt  wird,  als  es  die  Ver- 
hältnisse gestatten  ^,  ist  zugleich  ein  Kampf  um  das  Allein- 
recht auf  die  Organisation  nahezu  der  gesamten  Verwaltung 
und  um  die  alleinige  Verfügung  über  die  hiefür  bestellten  Be- 
hörden; er  ist  ein  Kampf  um  die  Befreiung  dieser  Ver- 
waltung von  ihrer  Verknüpfung  mit  den  ver- 
fassungsmälsigen  Landesämtern,  er  ist  endlich, 
worauf  es  in  diesem  Zusammenhange  ankommt,  ein  Kampf 
des  Herrschers  um  die  Bestimmung  der  Praxis  auf 
dem  Gebiete  der  Verwaltung  und  der  Rechts- 
pflege, ein  Kampf  um  den  Fürstenabsolutismus. 

Was  hier  dem  Herrscher  staatsrechtlich  zu  statten  kommt, 
ist,  dafs  diese  Landesämter  doch  zumeist  aus  Hofämtern, 
aus  Ämtern  hervorgegangen  waren,  welche  Kompetenzen  des 
Herrschers  auszuüben,  ihn  zu  vertreten  hatten  ^,  und  auf  das 
ursprüngliche  Verhältnis  kommt  eben  der  Herrscher  zu 
gelegener   Zeit  zurück^,   um  die  Landesämter,   welche  unter 


widrige  Mandate  nur  remonstrieren.  Beharrt  der  Könie  auf  Voll  - 
Ziehung,  so  mufs  sie  erfolgen,  ganz  so  wie  von  selten  der  Hofkanzlei. 
Denn  oeide  sind  Dicasteria  pure  regia.  Vgl.  auch  Viroszil  III 
S.  27  A.  Auch  die  in  der  Formulierung  der  neueren  Inauguraldiplome 
enthaltene  Bestimmung,  die  kgl.  Regierung  hahe  nach  Mafs^abe  der 
bestehenden  Normen  zu  erfolgen  prout  super  eorum  usu  et  mtellectu 
diaetaliter  conventum  fuerit  (A.  a.  O.  IS.  312),  fordert  für  die 
Lösung  von  Verfassungsrechtsfragen  ein  Reichsdekret,  zu  welchem  doch 
der  König  in  mafsgeo ender  Weise  mitzuwirken  hat  und  bietet  kein 
Mittel  ge^en  die  Geltung  der  Bechtsauffassung  des  Königs  in  der 
Praxi«  seiner  Behörden. 

*  Otto  Mayer,  Deutsches  Verwaltungsrecht  I  S.  28. 

8  Für  das  ungarische  Recht  vgl  Viroszil  II  S.  306  f.,  323,  325, 
829  ff.,  333,  337,  339 ff.;  v.  Below,  Territorium  S.  286. 

*  Tezner,  Landesfürstliche  Verwaltungsrechtspflege  S.  34  ff.  Übrigens 
werden  zuweilen  auch  die  Träger  der  Landesämter  vom  König  oder  Landes- 
herm  ernannt,  oder  wenn  sie  gewählt  werden,  in  denselben  bestätigt: 
Elvert,  Zur  österr.  Verwaltungsgeschichte  S.  25  f.,  31,  52;  Rachfahl 
fl.  a.  O.  8.  156,  159.  Da  es  an  einer  scharfen  Sonderung  ihrer  Stellung  als 
Beamte  des  Königs  oder  Landesherrn  und  als  Beamte  des  Landes  oder 
der  Landschaft  fehlt,  so  entscheiden  auch  über  das  Vorwiegen  des  einen 
oder  des  anderen  Charakters  die  Machtverhältnisse;  Elvert,  Zur  Österr. 
Verwaltungsgeschichte  S.  26,  31,  52. 
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den  Air  eine  monarchische  Gewalt  ungünstigen  Umständen 
entweder  alleiniger  Verfügung  der  Stände  anheimgefallen  oder 
mindestens  in  ein  Verpflichtungsverhältnis  zugleich  auch  gegen- 
über den  Ständen  gebracht  worden  waren,  zu  umgehen  oder 
die  Wirkung  ihrer  Verpflichtung  auf  die  Landesverfassung^ 
zu  schwächen. 

In  diesem  Punkte  bietet  schon  das  sechzehnte  Jahr- 
hundert eine  solche  Fülle  von  organisatorischen  Ideen ,  daf» 
die  folgende  Zeit  ihnen,  abgesehen  von  der  Scheidung  der 
Rechtspflege  von  der  Verwaltung  innerhalb  der  königlichen 
oder  landesfärstlichen  Behörden,  nicht  viel  Ebenbürtiges  an 
die  Seite  zu  stellen  hat. 

In  erster  Linie  ist  die  Schaffung  königlicher  oder  landes- 
fürstlicher Konkurrenzbehörden  neben  den  Landes- 
ämtem  zu  erwähnen,  welche  sich  von  denselben  durch  die 
Stetigkeit  ihrer  Funktionen  scheiden  und  durch  die  Art  ihrer 
Besetzung  ihnen  weit  überlegen  sind.  Dieser  Vorgang  wird 
durch  den  Mangel  einer  sicheren  Bestimmung  der  Kompe- 
tenzen der  Landesämter  oder  durch  die  Dürftigkeit  des  In- 
halts dieser  Kompetenzen  in  hohem  Grade  erleichtert.  Die 
Errichtung  der  Kegimente  neben  den,  ständischem  Einfluf» 
unterliegenden  Hof-  oder  Kammergerichten  durch  Maximilian  I.^ 
der  Prager  Appellationskammer  neben  dem  schlesischen  Ober- 
recht  bieten  für  diesen  Vorgang  historisch  bedeutende  Bei- 
spiele. Frühzeitig  und  sogar  schon  vor  der  österreichischen 
Herrschaft  wurde  zuweilen  in  Ungarn  an  Stelle  des  aus  der 
Wahl  der  Stände  hervorgehenden  Statthalters,  des  Palatin^ 
ein  Statthalter  nur  durch  den  König  ernannt*.  Dauernd  wird 
aber  unter  der  österreichischen  Herrschaft  dem  historischen 
ungarischen  Reichskanzler  und  Grofssiegelbewahrer  ein  Kanzler, 
eine  Kanzlei,  ein  Rat  am  königlichen  Hofe  in  Wien 
gegenübergestellt^,  so  dafs  die  Funktionen  des  ersteren  auf 
StaatssoUennitäten    beschränkt   bleiben^.     In   gleicher   Weise 


^  Sie  äufserte  sich  in  der  Leistung  des  Amtseides  auf  die  Rechte 
des  Landesherm  wie  des  Landes,  Gierke  I  S.  568.  Vgl.  auch  Elvert^ 
Zur  osterr.  Verwaltungsgeschichte  S.  58;  Rachfahl  a.  a.  0.  S.  156  f.^ 
159  f. 

8  ViroBzil  I  S.  358  A.  r,  n  828  A.  f.,  HI  S.  78«?.;  Bidermann  I 
S.  87  A.  27. 

'  Die  ungarische  Hofkanzlei  oder  der  nnffarische  Hofrat  soll  ein 
dicasterium  pure  regiom  sein  und  die  Stände  sollen  keinen  EinflnCs  auf 
die  för  diese  Behörde  aufzustellenden  Instruktionen  besitzen;  Viroszil  lU 
S.  75;  Bidermann,  Geschichte  der  österreichischen  Gesamtstaatsidee 
von  1526-1808,  II  8.  293  N.  128.  Der  Versuch  Ferdinand  1.,  die 
Landeskanzleien  durch  eine  centrale,  für  sein  ganzes  Herrschaftsgebiet 
bestimmte  allgemeine  Hoflüanzlei  zu  verdrängen,  mifslingt;  Bidermann  I  f. 
S.  12  ff.;  D.A.  40:  1567;   Tezner  a.  a.  0.  S.  148  f.;   österr.    Kaisertitel 

«  Viroszil  ni  S.  67  ff.,  306  f.   Auch  nach  Gzir^kj,  Gonspectns  juris 
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wird  die  Bedeutung  des  altungarischen  tavernicorum  regalium 
magister  durch  die  Errichtung  der  ungarischen  Hofkammer 
herabgedrückt  *. 

Wo  die  monarchische  Herrschaft  über  verfassungsmäfsig 
geschiedene  Länder  in  einer  Hand  vereinigt  ist,  werden  unter 
dem  Schein  von  Exposituren  der  centralen  Landes- 
verwaltungsämter Behörden  an  dem  ausferhalb  des  Landes 
befindlichen  Hofe  geschaffen,  welche  in  Wahrheit  vermöge 
ihrer  unmittelbaren  Beziehung  zum  Monarchen  über  den 
Landesämtern  stehen,  zugleich  aber  dem  Einflüsse  der  Land- 
stände in  höherem  Grade  entrückt  sind  als  die  im  Lande 
bleibenden  Amter.  Das  ist  z.  B.  die  Stellung  der  ungarischen 
und  böhmischen  Kanzlei  am  Wiener  Hofe  gegenüber  der  in 
Ungarn  zurückbleibenden  Landesregierung  und  gegenüber  der 
Prager  Statthalterei ^.  Diese  Kanzler  am  Hofe  oder  ihre 
Referenten  nehmen  an  den  Beratungen  des  von  jedem  Zu- 
sammenhang mit  den  Landesverfassungen  abgelösten  cen- 
tralen Kronrates,  des  Geheimrates,  teil. 

Ein  früh  benutztes  Mittel  zur  Verstärkung  des  monarchi- 
schen Einflusses  auf  die  Landesämter  selbst  ist  die  kollegiale 
Verbindung  ihrer  Träger  mit  Beamten,  welche 
nur  dem  Herrscher  verantwortlich  sind*,  oder  die 
Aufstellung  ausschliefslich  königlicher  oder  landesherrlicher 
Behörden  neben  denselben  zwar  nicht  mit  einer  eigenen  Auf- 


Snblici  Regni  Hungariae  §§  649,  650  ist  der  Anlae  Cancellarius  von 
em  Summus  Cancellarius  Regni  za  scheiden. 

1  Viroszil  II  S.  337,  III  S.  180  f.  Vgl.  ferner  Rachfahl  a.  a.  O. 
S.  324  mit  dem  hier  S.  25  cit.  D.A.  §  14  ad  42:  1545  und  über  die  An- 
wendung der  Idee  von  königlichen  Konkurrenz^erichten  neben  der 
standischen  durch  die  deutschen  Könige  des  15.  Jahrtiunderts  Tomaschek 
a.  a.  O. 

^  Fellner,  Zur  Geschichte  der  österr.  Centralverwaltung  im  8.  Bd. 
der  Mitteilungen  des  Institus  für  österr.  Geschichtsforschung  S.  298; 
Bidermann  I  §.  31,  S.  78  N.  128;  Elvert,  Zur  österr.  Finanz^eschichte 
S.  58.  Auch  die  Entwicklung  der  ungarischen  Statthalterei  verläuft 
ähnlich  wie  jene  der  Prager.  Aller  Wahrscheinlichkeit  nach  hat  mit 
Beginn  der  österr.  Herrschaft  die  Landesverwaltuns  in  Ungarn,    ab- 

fesehen  von  den  Fällen  der  Bestellung  eines  nur  Königlichen  Statt- 
alters, der  Palatin  mit  einigen  ihm  untergebenen  Referenten  geführt 
und  mit  diesen  zusammen  den  von  einzelnen  Schriftstellern  und  zeit- 
genössischen Diplomaten  sogenannten  „Landessenat*^  gebildet;  Viroszil  I 
S.  359;  Tezner,  Landesfurst liehe  Verwaltungsrechtspflege  S.  135.  Zu- 
weilen sinkt  zugleich  mit  der  Unterstellung  der  Landesverwaltungs- 
behörde  unter  eine  Hofbehörde,  jene  von  einer  Reichsbehörde  zu  einer 
Provinzialbehörde  herab.  Dies  ist  z.  B.  das  Schicksal  der  ursprünglich 
zur  Reichs  Verwesung  für  alle  Länder  der  böhmischen  Krone  bestellten 
Prager  Statthalterei,  deren  Wirksamkeit  mit  der  fortschreitenden  Be- 
deutung der  Kanzlei  am  Hofe  eine  Einschränkung  auf  Böhmen 
allein  erfährt. 

'  Diese  Art  der  Organisation  bildet  ein  Gegenstück  der  modernen 
kollegialen  Verbindung  von  Staatsdienern  mit  Trägem  von  Ehren- 
ämtern. 
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Sichtsgewalt;  wohl  aber  mit  sollizitatorischen  und 
denuntiatorischen  Funktionen.  Schon  mittels  einer 
Instruktion  vom  22.  Januar  1568  wird  von  Maximilian  II. 
dem  mährischen  Landesunterkämmerer  der  Rentdiener,  der 
Vorläufer  des  späteren  Rentamts,  koordiniert,  was  von  dem 
Träger  dieses  Landesamts  als  schwere  Kränkung  empfunden 
wird  *.  In  gleicher  Weise  entstehen  schon  im  16.  Jahrnundert 
in  den  anderen  Ländern  der  habsburgischen  Monarchie  Kam- 
mern, welche  über  den  ganzen  Gang  der  Verwaltung  und  die 
Rückwirkung  derselben  auf  die  Einnahmen  des  Herrschers 
unter  gleichzeitiger  Erstattung  geeigneter  Vorschläge  nach 
Hof  zu  berichten  haben  ^,  deren  Mitglieder  sogar  in  wichtigen 
Fällen  von  den  Landesämtern  zur  Mitwirkung  bei  der  Ver- 
waltung und  Rechtspflege  beizuziehen  sind®.  Ein  allent- 
halben für  eine  sollizitatorische  Einwirkung  eingeführter,  nur 
königlicher  oder  landesfürstlicher  Beamter  ist  der  Fiskal- 
oder Kammerprokurator*. 

In  hohem  Grade  folgerichtig  und  in  seinen  Zielen  deut- 
lich erkennbar  ist  das  schon  im  16.  Jahrhundert  scharf  hervor- 
tretende Bestreben  der  Krone  nach  Erhebung  der  Rechts- 
Sflege  zu  einem  Regal.  Dasselbe  äufsert  sich  einmal 
arin,  dafs,  wo  es  zu  einer  förmlichen  Zuständigkeitsregelung 
kommt,  die  Zuständigkeit  zur  Rechtspflege  in  allen  politisch 
bedeutsamen  Verhältnissen  den  streng  königlichen  oder  landes- 
ftirstlichen  Behörden   oder  Gerichten  vorbehalten  wird*^,    bald 


*  Elvert,  Znr  österr.  Verwaltungsgeschicbte,  16.  Bd.  der  Schriften 
der  mähr.-schles.  Gesellschaft  S.  123  it.,  126.  Nach  der  Schlacht  am 
weifsen  Berge  wird  die  Idee  der  Kollegiaiisierang  der  alten  Landes- 
ämter durch  Zugesellung  von  Räten  zu  dem  historischen  Träger  der- 
selben in  Mähren  wie  in  Schlesien  verwertet:  aus  dem  mähr.  Landes- 
hauptmann  wird  die  Landeshauptmannschaft  oder  das  Tribunal,  aus  dem 
schles.  Oberhauptmann  das  Oberamt;  £lvert  a.  a.  0.  S.  198  ff.,  202  f.; 
Kries  a.  a.  0.  S.  59  ff.  Unzweifelhaft  ist  auch  die  kollegiale  Organi- 
sation der  ungarischen  Statthalterei  bestimmt,  die  Machtstellung  des 
Palatins  herabzudrücken;  Viroszil  II  8.  333. 

2  Kries  a.  a.  0.  S.  22  f.,  Rachfahl  a.  a.  O.  S.  128,  335,  376.  Die 
Bemerkung  Rachfahls  bei  Schmoller  S.  357,  dafs  den  Kammern  keine 
Exekutionsgewalt  zukam,  ist  dahin  zu  berichtigen,  dafs  ihnen  jedenfalls 
die  mit  dem  Aufgreifen  und  Anhalten  des  Kontrabands  betrauten 
niederen  Exekutivorgane  und  die  mit  der  prima  cognitio,  also  mit  Straf- 
^ewalt  ausgestatteten  Zollämter  unterstanden,  und  dafs  die  Kammern 
in  einzelnen  Territorien  Justizgewalt  besafsen;  Kries  a.  a.  0.  S.  21 
A.  9;  Löning,  Gerichte  und  Verwaltungsbehörden  in  Brandenburg- 
Preufsen,  Verwaltungsarchiv  2.  Bd.  S.  243  f. 

8  Kries  a.  a.  0.  S.  21  A.  9. 

*  Rachfahl  a.  a.  0.  S.  465,  Elvert  a.  a.  0.  S.  121 ;  Tezner,  Landes- 
furstliche  Verwaltungsrechtspflege  S.  190  ff. 

^  Der  Entwicklung  der  grofsen  politischen  Bedeutung  dieser  den 
Yerwaltungsrechtsjuristen  (Löning,  Hartmannsche  Zeitschrift  5.  Bd. 
S.  343 ff.;  Otto  Mayer,  Theorie  des  französischen  Verwaltungsrechts 
S.  118)  wohl  bekannten,  von  den  Historikern  entweder  gar  nicnt  oder 
ungenügend  gewürdigten  justice  retenue  ist  meine  Landesmrstliche  Yer- 
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den  für  die  Verwaltung  und  Hebung  der  Einnahmen  des 
Königs  oder  Landesfürsten  berufenen  Kammerkollegien  allein 
als  Kammerjustiz  ^y  bald  den  landesfürstlichen  Regierungs- 
und Justizkollegien  in  Verbindung  mit  Kammerbeamten'. 
Der  zwischen  dieser  Organisation  der  vorbehaltenen  Rechts- 
pflege und  der  älteren  Einrichtung  obwaltende  Gegensatz  wird 
anschaulich :  an  dem  Gegensätze  zwischen  dem  früher  üblichen 
Erbieten  der  LandesfUrsten  gegenüber  den  Ständen  in  Ver- 
fassungskonflikten zu  gütlichem  und  rechtlichem  Austrag  vor 
ständisch  organisierten  Schiedsgerichten  und  der  damit  ver- 
knüpften Unterwerfung  des  Landesfürsten  unter  deren  Urteil 
einerseits^  und  zwischen  der  Zuständigkeitsregelung  Maxi- 
milian I.  in  dem  Innsbrucker  Libell  andererseits,  durch  welche 
alle  Händel  des  Kaisers,  er  sei  Kläger  oder  Geklagter,  in 
Sachen  seiner  Hoheiten,  Obrigkeiten,  Gerechtigkeiten^ 
nicht  wie  seine  gemeinen  Händel  vor  die  ordentlichen  Ge- 
richte des  Landes,  sondern  vor  den  Hofrat  und  das  Regi- 
ment gewiesen  werden*. 

waltunjgsrechtspflege  in  Österreich  gewidmet.  Die  von  mir  ge- 
wählte Bezeichnung  rechtfertigt  sich  damit,  dafs  zwischen  der  Za- 
ständigkeitsregelung  Maximilian  I.  und  den  in  der  Instruktion  Maria 
Theresias  v.  4.  Febr.  1763  (Maasburg,  Geschichte  der  obersten  Justiz- 
stelle 2.  A.  S.  390,  404  Art.  V)  zugewiesenen  Konsessual-Sachen  oder 
dem  Publicum  contentiosum  (a.  a.  0.  S.  390)  volle  Kontinuität  besteht. 
1  Löning,  Grerichte  u.  Verwaltungsbehörden  in  Brandenburg- 
Preufsen,  Verwaltungsarchiv  S  231  ff.;  Viroszil  II  S.  230,  III  S.  106,  183. 

*  Die  von  Rachfahl  bei  Schmoller  S.  357  unternommene  Erklärung 
der  Thatsache,  dafs  in  den  altösterr.  Ländern  den  Kammern  Justiz- 
gewalt  nur  in  Verbindung  mit  den  Regierungen  zukam  (Tezner  a.  a.  0. 
8.  184),  mit  der  privaten  Stellung  des  landesfurstlichen  Fiskus,  scheitert 
einerseits  daran,  dafs  im  ständisch-monarchischen  Staate  die  Fiscalia 
alles  umfassen,  was  zu  den  jura,  praerogativa ,  zum  Interesse  summi 
principis  gehört  (Kries  a.  a.  O.  S.21  u.  A.  9;  Tezner  a.  a.  0.  S.  184, 193), 
also  nicht  mofs  seine  Privatrechte,  sondern  auch  seine  Hoheiten^ 
andererseits  daran,  dafs  in  anderen  Territorien  trotz  des  gleichen 
Charakters  der  Kammern  frühzeitig  eine  Kammerjustiz  besteht.  Vgl. 
die  vorhergehende  Anmerkung. 

»  Unger  a.  a.  0.  S.  260  ff.,  365.  Wenn  v.  Wretschko  in  der  Recension 
meiner  Landesfürstlichen  Verwaltungsrechtspflege,  Juristisches  Litte- 
raturblatt  Jahrg.  1899  Nr.  110,  bemerkt,  Streitigkeiten  solcher  Art,  wie 
die  von  mir  a.  a.  O.  8.  66  ff..  107  ff.  angeführten,  seien  schon  vor  dem 
16.  Jahrhundert  gerichtlich  ausgetragen  worden,  so  übersieht  er,  dafs 
es  mir  nur  darauf  ankam,  zu  zeigen,  wie  seit  Maximilian  I.  in  den  alt- 
österreichischen Ländern  alle  Prozesse,  welche,  mit  unseren  Augen 
betrachtet,  als  Verfassungs-  oder  Verwaltungsrechtsstreitigkeiten  be- 
zeichnet werden  müfsten,  den  ordentlichen  Genchten  des  Landes,  also 
den  aus  der  ständischen  Entwicklung  hervoreegangenen  Gerichten 
entzogen  und  den  landesfürstlichen  Gerichten  vorbehalten 

bleiben,  dafs  ich  aber  nf ""  "''   *    -" '^'''"'  * ' u.:*^« 

in  gerichtlichen  Formen 
hiermit   die   Beispiele  bei   Ung( 

179  f.,  203  f.  .  ^       ^     r.  ' 

*  Rapp  über  das  vaterländische  Statutenwesen  im  5.  Bde.  der  Bei- 
träge zur  Geschichte  von  Tirol  S.  186.    Rachfahl  stellt  meiner  auf  die 
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Was  aber  sonst  noch  von  den  Dingen,  welche  das  Inter- 
esse summi  principis  berühren,  den  ständischem  Einflüsse  in 
höherem  Grade  unterliegenden  Gerichten  des  Landes  verbleiben 
könnte,  das  soll  vor  den  Princeps  gebracht  werden  können 
als  den  in  diesem  Punkt  an  die  Stelle  des  deutschen  Königs 
getretenen  Schöpfer  und  höchsten  Hüter,  als  die 
letzte  Zuflucht  alles  Rechts  \  Darum  wird  die  In- 
appellabilität  der  Gerichte  des  Landes  meist  schon  im  sech- 
z  e  n  n  t  e  n  Jahrhundert  beseitigt  und  die  höchste  Entscheidung 
über  Appellationen  und  Supplikationen  gegen  die  Entscheidung 
dieser  Gerichte  für  ein  Regal  erklärt^. 

Immerhin  besteht  noch  die  durch  die  Erfahrung  bezeugte 
Gefahr,  dafs  die  neuen  Behörden,  bei  deren  Besetzung,  ab- 
gesehen von  den  Kammern,  dem  ständischen  Adel  ein  Allein- 
oder Vorrecht  eingeräumt  wird,  sich  zu  gelegener  Zeit  dem 
Einflüsse  der  Krone  entziehen  und  zu  Landesämtern  heraus- 
wachsen könnten.  Deshalb  soll  der  König  oder  Landes- 
fürst jederzeit  ihre  Repräsentationsbefugnis  an 
sich  ziehen,  auf  die  Natur  ihrer  Kompetenzen  als  seiner 
Kompetenzen  zurückkommen,  sie  vernicnten  oder  neue  Be- 
hörden für  die  Ausübung  dieser  Kompetenzen  schaffen  können^. 

So  wird  denn  schon  im  sechzehnten  Jahrhundert  nahezu 
die  gesamte  Verwaltung  und  die  Rechtspflege  gerade  für  die 
im  modernen  Staatsrecht  als  publizistisch  geltenden  Rechts- 
verhältnisse von  königlichen  oder  landesfürstlichen  Behörden 


altösterreichischen  Länder  beschränkten  Darstellung  (Landesfurstl.  Ver* 
waltungsrechtspflege  S.  67  ff.,  107  ff.)  bei  Schmoller  S.  358  die  Behauptung 
entgegen,  die  Rechtspflege  in  politisch  bedeutsamen  Angelegenheiten 
sei  noch  im  16.  Jahrtiundert  auch  ständischen  Gerichten  zugekommen 
und  verweist  auf  das  Beispiel  des  schlesischen  Oberrechts.  Wie  tief 
aber  die  Bedeutung  dieses  Gerichts  schon  unter  Ferdinand  I.  gesunken 
war,  darüber  vgl.  Rachfahl  selbst  in  seiner  Gesamtstaatsverwaltung 
S.  216  f,  256. 

1  Tqzner  a.  a.  0.  S.  5  ff.,  ünger  a.  a.  0  S.  160. 

^  Im  Augsbur^er  Libell  von  1510  erklärt  Maximilian  I.  die 
Appellation  von  allen  Gerichten  erster  Instanz  an  den  König  für 
selbstverständlich.  In  Schlesien  ist  diese  Entwicklung  gegenüber 
dem  ehemals  bedeutendsten  Gerichte  des  Landes,  dem  Oberrecht,  unter 
Ferdinand  I.  abgeschlossen  worden;  Rachfahl  a.  a.  0.  S.  227, 
249  ff.,  241. 

3  Tezner  a.  a.  0.  S.  39  f.  Über  die  Rechtsstellung  der  streng 
königlichen  Behörden  der  dicasteria  pure  regia  in  Ungarn  Yiroszil  II 
S.  iSi.  Darum  auch  der  energische  Widerstand  der  österr.  Herrscher 
gegen  jeden  Versuch  der  Stände,  auf  die  Instruktionen  für  die 
ungarische  Hofkanzlei  Einflufs  zu  üben.  Mit  Berufung  auf  die  persön- 
liche Natur  der  kgl.  Kompetenzen  hebt  Maria  Theresia  am  1.  Mai  1749 
die  historisch  denkwürdige  Prager  Statthalterei ,  als  von  ihrer 
Willkür  abhängend,  auf  und  ersetzt  sie  durch  die  von  den  alten 
Landesämtem  ganz  abgelöste  Repräsentation  und  Kammer;  Maasburg 
a.  a.  0.  S.  852.  Zuweilen,  wenn  sie  nämlich  mit  den  landesfurstlichen 
Behörden  unzufrieden  sind,  kommen  die  Stände  selbst  auf  die  persön- 
liche Natur  der  landesfürstlichen  Rechte  zurück ;  Tezner  a.  a.  0.  8.  38. 
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im  Namen  des  unverantwortlichen  Herrschers  und  ohne  Ver- 
antwortung gegenüber  den  Ständen  entweder  unmittelbar  ver- 
■sehen  oder  mindestens  kontrollier t,  und  die  Praxis  dieser 
Behörden  ist,  mag  auch  der  ständische  Einflufs  auf  dieselben 
wegen  der  Art  ihrer  Besetzung  ein  weitgehender  sein,  immer- 
hin royalistisch  gefärbt. 

Deshalb  sichert  im  ständisch-monarchischen 
Staate  der  formale  Bestand  einer  Rechtsnorm 
•derselben  noch  keinesfalls  materielle  Wirkung, 
«ofern  ihre  Anwendung  in  die  Kompetenz  könig- 
licher oder  landesherrlicher  oder  königlichem, 
landesherrlichem  Einflufs  unterliegender  Be- 
hörden fällt.  Es  bleibt  sich  gleich,  wie  die  Rechtsnorm 
entstanden  ist,  ob  durch  einseitigen  monarchischen  Akt,  ob 
durch  Vereinbarung  mit  den  Ständen,  ob  durch  Gewohnheits- 
recht. Jede  Rechtsnorm  mufs  ihre  rechtliche  Gel- 
tung erst  durch  die  behördliche  Praxis  bewähren. 
Ungarische  Schriftsteller  sprechen  in  dem  Falle,  wo  eine 
Rechtsnorm  in  der  staatlichen  Praxis  keine  Wirkung  entfaltet, 
unter  dem  Einflüsse  der  Lehre  der  Glossatoren  und  deutsch- 
rechtlichen  Anschauungen  folgend  ^,  von  einer  fehlenden  U  s  u  - 
roboration^  oder  von  Entkräftung  einer  Norm  durch  ein 
konträres  Gewohnheitsrecht®,  ohne  indes  sich  bei  dieser  Kon- 
struktion allzusehr  um  die  doktrinellen  Voraussetzungen  einer 
«olchen  desuetudo  zu  kümmern. 

Was  deshalb  von  den  Gesetzen  des  Mittelalters  gesagt 
wird,  sie  seien  nicht  oder  nur  in  vereinzelten  Fällen  befolgt 
worden  ^,  das  gilt  auch  von  dem  Rechte  des  ständisch-monarchi- 
schen Staates,  sofern  es  sich  als  Hemmnis  für  die  Entwick- 
lung monarchischer  Macht  und  für  die  Erfüllung  des  von 
hervorragenden  Herrschern   erkannten   monarchischen   Berufs 


»  Brie  1  S.  119  A.  7,  S.  123,  219. 

^  ViroBzil  n  835.  Als  Beispiele  mangelnder  Usuroboration  fuhrt 
•dieser  Schriftsteller  an,  das  Recht  des  Judex  curiae  zur  Einberufung 
des  Reichstags,  wenn  der  König  das  Palatinat  länger  als  ein  Jahr  un- 
nnbesetzt  lätst  ^emäfs  D.A.  3:  1608  ante  coronationem,  7:  1613,  4:  1618, 
2:  1622,  dann  die  Zuständigkeit  des  Palatins  zur  Führung  der  Regent- 
schaft für  den  regierungsunfahigen  Herrscher  I  S.  350  A.;  dagegen 
kommt  Usuroboration  zu  statten  dem  ausschliefslichen  Recht  des  Königs, 
•den  Landtag  zu  vertagen  oder  aufzulösen;  a.  a.  O.  II  S.  201,  den 
Privilegialrechten  der  Städte,  II  S.  367.    V§1.  auch  D.A.  3:  1827. 

'  So  erklärt  Kelemen,  Institutiones  juris  privati  Re^i  Hungariae 
T.  II  §  64  die  Unwirksamkeit  älterer  Dietalartikel  über  die  Be- 
schränkung des  Königs  in  der  Vergabung  von  adligen  Ländereien, 
velche  an  die  Krone  zurückfallen.  Vgl.  auch  Viroszil  II  S.  85  Z.  1, 
S.  88,  90  A.  k,  S.  253  A.  d.  —  Beck,  Jus  publicum  Hungariae  1772 
8.  281  sagt  in  einem  solchen  Falle  von  einer  verfassungsmaüTsiffen  Ein- 
richtung: oblitione  teritur;  Tezner,  Der  österr.  Kaisertitel,  aas  ung. 
Staatsrecht  u.  s.  w.  S.  34. 

*  V.  Below  III  1  S.  15. 
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darstellt  und  der  Wille  sowie  die  organisatorischen  und  poli- 
tischen Machtmittel  vorhanden  sind,  um  es  zu  untergraoen» 
Die  der  Praxis  der  königlichen  oder  landesfürstlichen  Behörden 
zugrundeliegende  Rechtsidee  ist  dieselbe,  welche  von  der 
kanonistischen  und  deutschrechtlichen  Auffassung  als  Schranke 
von  Privilegium,  Gewohnheit  und  Herkommen  auf- 
gestellt wird.  Da  nun  auch  die  königlichen  und  landesherr- 
lichen, mit  oder  ohne  ständische  Mitwirkung  erlassenen  Ver- 
ordnungen einen  persönlichen,  promissorischen  Charakter 
haben,  so  wird  der  Begriff  des  Privilegiums  auch  auf  diese 
erstreckt.  Die  von  der  Krone  erlassenen  behördlichen  In- 
struktionen fordern  mitunter  ausdrücklich  zu  einer  revisio- 
nellen  Praxis  jeder  Art  von  Recht  auf*. 

Nun  sind  schon  im  Mittelalter  die  hervorragendsten  Fak- 
toren der  Bildung  von  Gewohnheitsrecht  die  ürteilsfinder, 
und  diese  Funktion  geht  im  ständisch-monarchischen  Staat  auf 
die  landesftirstlichen  oder  königlichen  Behörden  über  in  dem 
ganzen  Umfange  ihrer  Kompetenz,  welche  doch  Verwaltung 
und  Rechtspflege,  begrifflich  und  formell  wenig  geschieden,  in 
sich  birgt.  Der  consuetudo  populi  tritt  jetzt  als 
das  politisch  und  ethisch  höher  stehende  und  zu- 
gleich als  das  ungleich  kräftigere  Recht  die  con- 
suetudo regia  gegenüber*. 

Dadurch  werden  einzelne,  dem  ständisch -monarchischen 
Staate  eigentümliche,  hier  wiederholt  berührte  Vorgänge  be- 


^  Das  Innsbrucker  Libell  weist  die  in  den  ständischen  Gerichten 
sitzenden  Regierungsräte  an,  allen  Prozefsformen  entgenzutreten,  durch 
welche  der  Grundsatz  der  Parteiengieicheit  verletzt  wird;  Kämthner 
Landhandfeste  S.  121.  Ferdinand  I.  weist  den  niederösterreichischen 
Hofrat  an,  zu  prüfen,  ob  die  Freiheiten  der  Stände  Krems  und  Steier 
zu  bestätigen,  zu  mindern  oder  zu  mehren  seien;  Rosenthal  a.  a.  O. 
S.  212,  224.  Darum  bildet  auch  die  Feststellung  des  Rechtsbestandes 
von  Privilegium  und  Herkommen  einen  der  vornehmsten  Gegenstände 
der  vorbehaltenen  Rechtspflege  der  Behörden  Maximilians  I.  Nach 
dem  Innsbrucker  Libell  sollen  die  Regimente  entscheiden  über  Streitig- 
keiten aus  Freiheiten  und  Begnadbrief  der  Stennt,  Geistlich  und 
Weltlich  Edl,  darzue  auch  Stett  und  Märkht,  und  Landmarschali,  Land- 
vogt, Haubtleut,  Verweser,  Yitzthumb,  Landräth  und  Haufsräth  sollen 
die  Stand  und  Parthey en  mit  den  beschwerlichen  Freyhaiten  vor- 
fordem  und  nach  vergeblichem  Vergleichsversuch  rechtlich  erkennen^ 
ob  die  bestrittenen  Freyhaiten  billich  bestehen  oder  abgestellt 
werden  sollen  j  Kämthner  Landhandfeste  8.  125.  Der  Landesherr  als 
Träger  der  Pnvilegialeewalt,  die  er  durch  Verleihung  und  Bestätigung 
übte,  nahm  eben  auch  die  Befugnis  der  Auslegung  und  Revision  für 
sich  in  Anspruch ;  Rachfahl  a.  a,  O.  S.  403 ;  v.  Below  III  1  S.  36  f.  A.  6. 

■  Brie  I  S.  206  A.  15.  Eine  wohl  unbewufste  Wiederauffrischung 
dieser  consuetudo  bietet  Josef  ünger  in  seiner  in  der  Debatte  des  osterr. 
Henenhauses  vom  7.  Mai  1887,  Stenogr.  Protokolle  des  österr.  Herren- 
hauses X.  Sess.  34.  Sitzung  S.  441  gehaltenen  Rede,  wenn  er  ge* 
wohnheitsrechtliche  Herausbildung  der  deutschen  Sprache  als  öster- 
reichischer Staatssprache  durch  behördliche  Praxis  behauptet« 
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greiflich.  Um  der  Gefahr  der  AusbilduDg  einer  consuetudo 
regia  zu  begegnen  oder  die  erfolgte  Ausbildung  rückgängig 
zu  machen,  müssen  die  Stände  ihre  Steuerbewilligungen  mit 
der  Petition  um  Anerkennung  des  der  behördlichen  Praxis 
entgegenstehenden  oder  um  Wiederherstellung  des  der  Usuro- 
boration  entbehrenden  oder  obsolet  gewordenen  Rechtes  be- 
packen. Darum  die  sich  immer  wiederholenden  Anerkeü- 
nungen  ausdrücklich  niemals  aufgehobener  Rechte 
und  Gerechtsame  durch  den  König  oder  Landesfürsten  \  darum 
die  bis  zum  Ausgang  der  ständischen  Epoche  dauernden  Reno- 
vationen der  ungarischen  Diätalartikel',  darum  die  Einwen- 
dung der  ungarischen  Stände  gegen  die  von  der  Kriegs- 
verwaltung behauptete  Ersitzung  (!)  des  Anspruchs  auf  unent- 
geltliche aestivalis  intertentio,  die  Komitate  hätten  jedesmal 
Entschädigung  für  dieselbe  mindestens  begehrt^! 

Hierher  gehören  auch  die  von  den  Ständen  bei  jeder 
Steuerbewilligung  verlangten  Reverse,  dafs  die  Bewilligung 
ihren  Privilegien  nicht  abträglich  sein  solle.  Sie  liefern 
einen  Beweis,  wie  grofs  die  Besorgnis  war  vor  einer  gewohn- 
heitsrechtlichen Herausbildung  eines  Anspruchs  auf  Steuer- 
leistungen und  wie  gering  das  Vertrauen  in  die  hier  und  da 
allgemein  erteilte  privilegiale  Anerkennung  des  ständischen 
Bewilligungsrechtes  *. 

Zuweilen  kennzeichnet  sich  sogar  die  von  dem  Herrscher 
beim  Regierungsantritt  abgegebene  Erklärung  über  die 
Landesverfassung  als  eine  Erneuerung  derselben,  und 
gerade  das  Widerstreben  der  Herrscher  gegen  ihre  Beachtung 
in  der  Praxis  führt  zu  jenen  wiederholten  Erneuerungen  der- 
selben unter  einem  und  demselben  König  oder  Landesherrn '^, 
von  welchen  bereits  die  Rede  war. 


1  Fr.  W.  Unger  a.  a.  0.  S.  242. 

^  Über  diese  Renovationen,  welche  dem  ungarischen  Yerfassungs- 
leben  den  ständischen  Charakter  in  der  deutlichsten  Weise  aufprägen, 
Tezner,  Der  österr.  Kaisertitel,  das  ungarische  Staatsrecht  u.  s.  w. 
S.  6  f.,  18  A.  16,  S.  22.  v.  Balogh,  Pester  Lloyd  243:  1899  erblickt  in 
dem  Hechtsinstitut  der  Ken  Ovationen  eine  ganz  besondere  Stärke  der 
ungarischen  Verfassung,  durch  welche  sie  sich  von  anderen  ständischen 
Verfaasunffen  ausgezeichnet  habe.  Es  handelt  sich  aber  bei  denselben 
um  eine  allgemeine,  das  ständische  Verfassungsrecht  kennzeichnende 
Erscheinung,  welche  den  ihm  anhaftenden  Mangel  inneren  und  eigenen 
Keaktionsvermögeus  gegenüber  £infi[ri£Fen  in  die  ständische  Rechts- 
ordnung in  hohem  Grade  veranschaulicht. 

8  Bidermann  II  S.  282  A.  106,  S.  356  A.  265. 

^  Ein  frühes  Beispiel  einer  solchen  ein  für  allemal  erteilten  An- 
erkennung bietet  das  von  Wladialaw  den  schlesischen  Ständen  erteilte 
Privilegium  vom  28  November  1498  im  P.  18;  Rachfahl  a.  a.  O.  S.  442. 
Nichtsdestoweniger  verlangen  auch  die  schlesischen  Stände  bei  Jeder 
Bewilligung  einen  Specialrevers.  Vgl.  die  Beispiele  bei  Schickfu6  III 
S.  179  f,  1&,  189,  198  u.  a.;  femer  v.  Below  III  1  S.  58,  73. 

»  Unger  a.  a.  0.  S.  107  A.  2;  S.  242  f.    Vgl.  oben  S.  36. 

Forschungen  XIX  8.  —  Tezner.  4 
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Diese  Renovationen  ^  und  die  Repetitionen  der  Stände  um 
Anerkennung  oder  Erneuerung  formell  bestehenden  Rechts 
führen  aber  nicht  immer  zu  dem  gewünschten  Erfolg.  Wenn 
es  die  Machtverhältnisse  gestatten,  bietet  der  König  oder 
Landesfllrst  an  Stelle  des  früheren  Rechts  ein  ihm  wesentlich 
günstigeres,  und  so  erklärt  sich  die  Erscheinung  des 
fortwährenden  Schwankens  fundamentaler  staat- 
licher Einrichtungen.  Hier  ein  Beispiel:  D.  A.  38  §  1: 
1569  setzt  fest:  quae  justitiam,  jura  libertatesque  Regni  con- 
cernunt  (also  nicnt  die  Regalia  oder  jura  regia)  in  Hungarico 
.  .  .  Consilio  tractari.  D.  A.  10:  1608  verfügt  aber  schlecht- 
hin: Neve  (sc.  Majestas  regia)  in  rebus  Hungaricis,  aliorum 
quam  Hungarorum  consilio  .  .  .  utatur  .  .  .  si  quis  Hungarorum, 
in  negotiis  suis  Hungaricis,  alterius  Nationis  Consiliarios ,  et 
Secretarios,  pro  expeditione  sua  adiret;  eamque  ab  h 
extraheret,  eae  de  facto  invigirosae  et  invalidae  habeantur  — ^, 
wogegen  wiederum  in  D.  A.  11:  1741  die  Königin  Maria 
Theresia  sich  zu  nicht  mehr  versteht,  als  dafs  sie  in  his,  quae 
a  concessa  Sibi  suprema  potestate  dependent,  pro  altissimo 
Judicio  regioque  munere  suo,  fidelium  Consiliariorum 
Hungaricorum  opera  et  consiliis  utetur. 

Mit  diesem  Gegensatz  ist  jener  zu  vergleichen,  welcher 
besteht  zwischen  dem  Innsbrucker  Libell,  das  den  Ständen 
einen  rechtlichen  Einflufs  auf  die  Besetzung  der  landesfürst- 
lichen Behörden  einräumt,  und  der  Erklärung  Ferdinand  I., 
er  sei  bei  der  Besetzung  seiner  Behörden  frei  und  unver- 
bunden®, 

Ist  der  König  oder  Landesherr  stark  genug,  um  seinen 
einseitig  erklärten  Willen  zu  behaupten,  oder  erweisen  sich 
die  von  ihm  gegen  den  Willen  der  Stände  geschaffenen  Ein- 
richtungen durch  ihre  Wirksamkeit  als  unwiderstehlich,  dann 
erlahmt  und  verstummt  der  Widerstand  und  die  Stände  selbst 
machen  sich  die  Neuerung  zu  Nutze.  Es  sei  hier  wieder  an 
die  Behauptung  der  ungarischen  Statthalterei  gegenüber  dem 
Palatin*,   aer  ungarischen   Kammer  gegenüber   dem   taverni- 

^  Der  Ausdruck  Repetition  findet  sich  bei  Schickfufs  a.  a.  0.  III 
S.  193,  Renovation  im  Corpus  juris  Hun^arici. 

^  Dieser  D.A.  bekräftigt  meine,  Kaisertitel,  ungarisches  Staats- 
recht u.  s.  w.  S.  97  aufgestellte  Vermutung,  dafs  anfänglich  der 
ungarische  Kanzler  am  Hofe  sich  für  die  Ausarbeitung  seiner  Referate 
und  für  die  Expedition  der  kgl.  Resolutionen  des  Personals  der  Gsterr. 
geheimen  HoHcanzlei  bedient  habe. 

"  Rosenthal  a.  a.  0.  S.  216.  Aus  diesem  starken  Schwanken  des 
positiven  Rechts  erklärt  sich  die  grofse  Schwierigkeit,  zu  entscheiden, 
auf  wessen  Seite  beim  Streite  der  österr.  Herrscher  mit  den  böhmischen 
und  ungarischen  Ständen  über  die  Frage,  ob  £rb-  oder  Wahlreich,  das 
Recht  lag?  Viroszil  I  293  f. ,  Deäk  a.  a.  0.  S.  29  ff.  gegen  Lustkandl ; 
Seidler,  Dogmatische  Studien  S.  32  ff.,  37  ff.:  vgL  Tezner  a.  a.  0. 
S.  27  ff 

*  Viroszil  1  258  A.  r,  III  S.  81,  83. 
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«orum  regalium  magister,  der  böhmischen  Appellationskammer 
gegenüber  dem  schlesischen  Oberreeht^  erinnert.  Damit  er- 
klärt sich  die  Thätsache,  dafs  die  unter  österreichischer  Herr- 
schaft in  Ungarn  entstandenen  neuen  staatlichen  Einrichtungen, 
wie  die  neuen  Behörden,  die  neuen  Monopole  u.  s.  w., 
meistenteils  älter  sind  als  die  Diätalartikel,  in 
denen  sie  zum  erstenmal  genannt  werden,  und 
welche  bereits  an  ihren  Rechtsbestand  anknüpfen. 

Infolge  des  hier  auseinandergesetzten  Mangels  der  ständisch- 
monarchischen Verfassung  an  unmittelbaren  und  selbstwirken- 
den Einrichtungen  zum  Schutze  des  formell  bestehenden 
Rechts^  wird  zuletzt  alles,  was  an  staatsrechtlich  wichtigen 
Akten  vom  Herrscher  und  seinen  Behörden  ausgeht,  zu  einer 
Machtprobe.  Der  König  und  die  ihn  beratenden  und  ver- 
tretenden Behörden  können  es  in  dieser  Hinsicht  auf  jeden 
Versuch  ankommen  lassen.  Im  ungünstigen  Fall,  wenn  der 
Widerstand  der  Stände  sich  kräftig  genug  zeigt,  kann  die 
mifsliebige  Mafsregel  rechtzeitig  zurückgenommen  oder  ihre 
Rücknahme  gar  zu  einem  Kompensationsobjekt  für  eine  ver- 
langte Steuerbewilligung  gemacht  werden.  Im  günstigen  Fall 
bildet  aber  eine  bedeutsame,  dauernde,  einen  Machtzuwachs 
für  die  Krone  bewirkende  Einrichtung  den  Preis  des  Wag- 
nisses. Den  historisch  merkwürdigsten  Beweis  für  diese  Be- 
hauptung liefert  die  in  allen  Territorien  durch  die  Praxis  der 
königlichen  und  landesfürstlichen  Behörden  gegen  den  ent- 
schiedenen Widerstand  der  Stände  sich  vollziehende  Re- 
ception  des  römischen  Rechts,  welches  nicht  etwa 
blofs  als  subsidiäres  Recht  angewendet  wird,  sondern  allent- 
halben auch  das  partikulare  Herkommen  und  selbst  das  Recht 
der  Landesordnungen  verdrängt^.  Diejenigen,  welche  ein 
Recht  der  Stände  auf  Mitwirkung  zur  Landesgesetzgebung  be- 
haupteU;  werden  Mühe  haben,   dasselbe  mit  der  historischen 


1  Rachfahl  a.  a.  0.  S.  252;  Kries  a.  a.  0.  S.  20  f. 

<  Solcher  Mittel  entbehrt  die  ungarische  Verfassung  auch  nach 
dem  Jahre  1790/91,  in  welchem  die  Gesetzgebung  den  König  und  den 
Ständen  gemeinsam  erklärt  wird.  Noch  bilaet  sicn  keine  dem  Wesen 
einer  solchen  Gesetzgebung  entsprechende  Gesetzesform 
aus,  vielmehr  ist  das  sogenannte  Gesetz  noch  immer  Petitions- 
erledigung; es  wird  auch  für  die  Zukunft  die  Entstehung  des 
objektiven   Rechts    in    der    Form    des    Gewohnheitsrechts    nicht    ab- 

feschnitten.  Der  D.A.  14:  1790/91  giebt  der  ungarischen  Statthalterei 
ein  Recht  zur  mafsgeben den  Feststellung  der  Gesetzwidrigkeit 
eines  kgl.  Mandates,  sondern  nur  die  Befugnis  zu  Vorstellungen. 
Das  persönliche,  unverantwortliche  Regiment  des  Königs  dauert  fort, 
nnd  dagegen  giebt  es  nach  D.A.  3:  1827  nur  das  Recht,  sich  zu  be- 
Bch-weren.  Auch  die  richterliche  Unabhängigkeit  im  Sinne  des  modernen 
Staatsrechts  kennt  die  ungarische  Ständeverfassung  noch  in  ihrer  letzten 
Epoche  nicht;  Viroszil  I  S.  106,  136,  310,  312,  325,  II  S.  75  A.  c,  d, 
S.  77  A.  e,  S.  265  A.  e,  III  S.  27. 

»  Unger  a.  a.  O.  S.  213  flP.,  219  ff. 

4* 
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Entwicklung  der  Reception  zu  vereinbaren^.  Ganz  besonders 
setzt  sich  aber  die  Geschichte  der  österreichischen  Gen tralisation 
aus  einer  Reihe  teils  gelungener,  teils  mifsglückter  Versuche' 
zusammen,  gesamtstaatliche  Einrichtungen  ohne  ständische  Mit- 
wirkung auf  gut  Glück  zu  schaffen. 

Der  älteren  Beisjpiele,  zu  welchen  noch  die  von  Ferdi- 
nand I.  einseitig  auf  Grund  einseitiger  Auslegung  des  Landes- 
privilegs geübte  Zollgesetzgebung  für  Schlesien  hinzuzufügen 
ist,  wurde  wiederholt  gedacht.  In  späterer  Zeit  —  und  es 
ist  dies  höchst  charakteristisch  für  das,  was  im  Ständestaat 
die  Krone  für  möglich  hielt  und  sich  erlauben  durfte  — 
unternahm  Karl  VI.  den  Versuch,  eine  einheitliche  Thron- 
folgeordnung (!)  für  das  ganze  habsburgische  Herrschafts- 
gebiet ohne  Mitwirkung  der  Stände  aufzustellen.  Dieser 
Versuch  ist  nur,  soweit  Ungarn  in  Betracht  kommt,  mifs- 
lungen.  Denn  die  nachträgliche  Vorlage  der  pragmatischen 
Sanktion  an  die  nichtungarischen  Stände  hatte  nur 
den  Zweck,  das  als  pflichtmäfsig  gedachte  Gelöbnis  der- 
selben herbeizuführen,  dafs  sie  an  dem  schon  erlassenen  Ge- 
setze festhalten,  für  dasselbe  im  Falle  der  Gefahr  eintreten 
würden,  nicht  aber  möglich  zu  machen,  dafs  seine  GtÜtigkeit 
durch  Ablehnung  einer  Landschaft  in  Frage  gestellt  werden 
könne.  Ein  noch  günstigeres  Resultat  hatte  die  einseitig  erfolgte 
und  auch  flir  Ungarn  als  rechtsverbindlich  verlautbarte  Schaf- 
fung des  österreichischen  Kaisertitels,  und  zwar  aus 
dem  Grunde,  weil  die  staatsrechtliche  Tragweite  dieses  Titels^ 
als  eines  staatsrechtlichen  Ausdrucks  fllr  die  einheitliche 
Übung  bestimmter  monarchischer  Kompetenzen  innerhalb  des 
ganzen  Herrschaftsgebietes  der  pragmatischen 
Sanktion  und  für  die  völkerrechtliche  Einheit  dieses  Ge- 
bietes gegenüber  dritten  Staaten,  nicht  ganz  und  rechtzeitig 
erkannt  wurde  ^.  Als  ähnliche  Erscheinungen  treten  uns  in 
der  böhmischen  Verfassungsgeschichte  entgegen  das  Scheitern 


1  Der  Hinweis  auf  die  Geltung  des  römischen  Bechts  als  Beichs- 
recht  vermag  keine  Lösung  dieses  Widerspruchs  zu  bieten.  Denn  der 
Umfang  der  Beception  war  in  den  verschiedenen  Territorien  ein  ver- 
schiedener. £r  hing  mit  der  Gestaltung  der  Machtverhältnisse  und  mit 
der  Gestaltung^  der  behördlichen  Praxis  zusammen  und  nicht  mit  der 
Stellung  der  Territorien  als  Keichsländer.  Vgl.  auch  v.  Below,  Terri- 
torium S.  270. 

2  Kries  a.  a.  0.  S.  15.  Wie  sehr  auch  die  ungarische  Verfassnnff 
verfassungsrechtlichen  Experimenten  die  Bahn  erö miete,  darüber  vgL 
Hock-Bidermann,  Der  österr.  Staatsrat  S.  182  Abs.  2. 

•  Teznejp,  Der  österr.  Kaisertitel,  das  nng.  Staatsrecht  u.  s.  w. 
S.  163  ff.  Über  die  Stellung  ungarischer  Schriftsteller  zum  österr. 
Kaisertitel  und  zur  österreichischen  Monarchie  vgl.  Viroszil  I  S.  188 
A.  n,  S.  143,  175,  288,  340,  II  S.  98  f.,  107,  171  A.  b,  S.  249  A.  g,  S.  281 
A.  p  (österreichisch-deutsch-slavisch  im  Gegensatz  zu  österreichisch- 
ungarisch), S.  805;  III  70,  179,  197  f.,  257  A.,  S.  263  f..  268  A.,  S.  282 
A.  g;  Tezner  a   a.  0.  S.  178 f.;  CzirÄky  a.  a.  0.  §§  80,  187,  343. 
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des  Planes  Karls  IV.,  mittels  der  Majestas  Carolina  ein  Reichs- 
gesetzbuch zu  schaffen^,  und  als  Gegenstück  die  mit  Hand- 
schreiben Maria  Theresias  vom  1.  Mai  1749,  gewissermafsen 
über  Nacht,  erfolgte  Vernichtung  der  Sonderstaatlichkeit  Böh- 
mens durch  Aufhebung  der  böhmischen  Hofkanzlei  und  der 
alten  böhmisch-königlichen  Statthalterei  ^,  die  sich  ohne  jede 
Regung  ständischen  Widerstandes  vollzog. 

So  leidet  denn  die  Rechtsordnung  des  ständisch-monarchi- 
schen Staates  an  einer  hochgradigen  Precarietät  nicht  nur, 
soweit  der  Einfiufs  der  Stände  auf  ihren  Inhalt  in  Betracht 
kommt,  sondern  auch,  was  ihr  Selbstbehauptungs-,  ihr  eigenes 
Reaktionsvermögen  gegenüber  ihrer  Nichtbeachtung  durch  den 
Herrscher  und  seine  Behörden  anbelangt^. 

Übrigens  erfährt  diese  hier  geschilderte  Entwicklung  eine 
sehr  kräftige  Förderung  durch  die  zwischen  den  verschiede- 
nen ständischen  Gruppen  selbst  herrschenden  Gegensätze, 
welche  es  von  dem  Zeitpunkte,  wo  das  Einungswesen  seinen 
Höhepunkt  überschritten  hat,  zu  einem  ständisch  organisierten 
Schiedsamt  infolge  des  diese  Gruppen  beherrschenden  Mifs- 
trauens  nicht  kommen  lassen.  Von  da  an  bleibt  für  die  Lösung 
der  Interessenkonflikte,  welche  zwischen  den  Trägern  der  ver- 
schiedenen Privilegien  entstehen,  nur  mehr  die  Entscheidung 
durch  den  Herrscher  übrig*.     Dabei   machen  sich  die  Stände 


1  Uuger  a.  a.  0.  S.  222  f. 

2  Maafsburg  a.  a.  0.  S.  346  ff. 

^  Politisch  erklärt  sich  das  aus  dem  Mangel  an  politischem  Erast, 
welcher  dieser  Rechtsordnung  in  nicht  geringem  Mafse  anhaftet,  aus  der 
Unmöglichkeit  ihres  Inhalts.  Man  denke  an  die  Versicherungen,  welche 
die  Stände  verlangen  und  erlangen,  dafs  der  Landesherr  nie  wieder 
eine  Steuer  fordern  werde;  Kries  a.  a.  0.  S.  6  A.  zum  Schlufs,  S.  10,  12; 
V.  Below  III  1  S.  78.  Das  fordert  dann  die  Entfaltung  der  Lehre  von  der 
obligatio  impossibilis,  von  der Unverbindlichkeit  unter  dem Einflufs von 
Zwang,  Irrtum  entstandener,  Rechte  Dritter  verletzender  Versicherungen 
auf  dem  Gebiete  des  staatlichen  Lebens  heraus;  so  stellt  Ferdinand  I. 
1546  dem  Inhalt  der  Steuerreverse  den  Satz  entgegen,  dafs  Not  kein 
Gesetz  kenne;  Kries  a.  a.  0.  S.  10:  Schulte  a.  a.  O.  I  S.  152;  Brie  I 
S.  114 ff.,  239 f.;  Cziräky  a.  a.  0.  §§  370,  371,  621;  Viroszil  II  S.  93, 
137,  185  ff.;  Tezner,  Kaisertitel,  ung.  Staatsrecht  S.  40  f.  Aber  auch  das 
Vorgehen  der  Stände  kennzeichnet  sich  als  Gesetzesilucht,  freilich  aus 
wesentlich  egoistischen  Gründen.  Man  denke  an  die  häufigen  Wieder- 
holungen von  Landtagsschlüssen  gleichen  Inhalts  auf  dem  Gebiete  des 
Polizeiwesens,  an  die  Republikationen  landesherrlicher  Verordnungen, 
an  das  kontumaziöse  Verhalten  der  ungarischen  Komitate  selbst  gegen- 
über publizierten  Reichstagsabschieden;  Elvert,  16.  Bd.  der  Schriften 
der  historisch  •  statistischen  Sektion  der  mähr.-schles.  Gesellschaft 
S.  847 ff.;  derselbe.  Zur  österr.  Verwaltunesgeschichte  S.  129,  136, 140 ff.; 
Eachfahl  a.  a.  0.  S.  386  ff.,  396;  Tezner,  Landesfürstliche  Verwaltungs- 
rechtspflege  S.  180  A.  40;  Kries  a.  a.  0.  S.  3  A.  2a,  97;  D.A.  14  §  3:  1791; 
Viroszil  II  S.  284  f.  A.  b,  III  S.  39,  97  A.  a,  S.  208. 

^  Diese  ständischen  Rivalitäten  sind  der  Grund,  warum  selbst  im 
Zeitpunkt  gröfster  Schwäche  der  monarchischen  Gewalt  der  König  oder 
Landesherr    doch    noch    immer   zur    Bekräftigung,    Bestätigung   von 
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schon  im  16.  Jahrhundert  für  ihre  wecliseiseitige  Be- 
kämpfung dieselben  Rechtsideen  zu  Nutze,  welche 
von  Seite  des  Herrschers  gegen  sie  alle  zur  Gel- 
tung gebracht  werden.  Auf  diese  Thatsache  kann  nicht 
genug  Gewicht  gelegt  werden  gegenüber  der  von  namhafter 
Seite  aufgestellten  Behauptung,  es  sei  die  Epoche  der  Privi- 
legienrevision in  die  Zeit  nach  dem  30jährigen  Kriege  zu  ver- 
legen. So  erfolgt  die  Zuweisung  aller  Privilegienstreitigkeiten 
an  die  Kegimente  auf  dem  Innsbrucker  Landtag  auf  das  von 
den  ständischen  Ausschüssen  selbst  gestellte  Ver- 
langen, es  möge  im  Wege  der  landesfürstlichen  Recht- 
sprechung Wandel  geschaffen  werden  gegenüber  allen  von 
wem  immer  in  Anspruch  genommenen  Freiheiten,  die  zu  Ab- 

!)ruch  und  Nachtheil  gemainer  Landt  und  gemain's  nuz 
reiheiten  reichen  und  dienen^.  Die  unter  ständischer 
Mitwirkung  zu  stände  gekommene,  von  Karl  V.  be- 
stätigte Tiroler  Landesordnung  erklärt  alle  „auf  Pös  under- 
richf*  verliehenen  Zunftprivilegien  reszissibel  ^.  Bei  der 
innigen  Verknüpfung  von  Stadt-  und  Zunftverfassung  drückt 
sich  in  dieser  Bestimmung  ein  Erfolg  des  Kampfes  der  feu- 
dalen Grundbesitzer  gegen  das  Stadtrecht  aus.  Allein  auch 
für  Verfassungsfragen  von  universaler  Bedeutung  erübrigt  von 
dem  Zeitpunkte,  wo  dieselben  nicht  mehr  durch  Kriegsfuhrung 
zwischen  den  Ständen  untereinander  entschieden  werden  können 
und  das  Mifstrauen  gegeneinander  die  Einsetzung  eines  stän- 
dischen Schiedsgerichts  nicht  gestattet,  nichts  anderes  als  die 
Entscheidung  durch  den  König  oder  Landesherrn  selbst.  Im 
Jahre  1545  verlangen  die  böhmischen  Stände  von  Ferdinand  I. 
Bekräftigung  des  von  König  Wladislaw  ihnen  erteilten  Privi- 
legs der  Besetzung  des  schlesischen  Oberamts  ausschliefslich 
mit  Böhmen  unter  Berufung  darauf,  es  sei  das  ihm  wider- 
sprechende, den  Schlesiern  im  Jahre  1498  erteilte  Privileg 
schon  durch  König  Ludwig  als  hinterlistig^erschlichen 
vernichtet  worden^.     Um   dieselbe  Zeit  stellen   sich  die  böh- 


Privilegien  und  als  Hüter  derselben  gegenüber  Anfechtungen  und  Ver- 
letzunj^en  angerufen  wird.  D  a  zu  ist  er  noch  immer  ent  genug.  Schon 
die  niederösterreichische  Kegimentsordnung  von  1502  führt  unter  den 
Gegenständen  der  Schiedskompetenz  des  Kegiments  an :  alle  Irrung  und 
spann  f  welche  sich  ergeben,  zwischen  Prälaten,  Städtt^n,  hohen 
Personen,  In  was  wirden,  Stats  oder  wesens  die  sein;  Osten*.  Zeit- 
schrift für  Geschichte  Jg.  1887  S.  232.  Vgl.  auch  Unger  a,  a.  O.  S.  83, 
88,  92,  175;  Rachfahl  a.  a.  0.  S.  59,  292;  v.  Below,  Territorium 
S.  271  f. 

^  Rapp  a.  a.  0.  S.  50.  Die  schlesischen  Stände  bekämpfen  die 
kgl.  Privilegien  auf  Steuerfreiheit  schon  im  16.  Jahrhundert,  weil 
das  bonum  et  necesse  publicum  mehr  in  acht  zu  halten  sei 
als  das  privatum;  Kries  a.  a.  0.  S.  36,  79  A.  3,  S.  80 f. 

'  Innsbrucker  Libell,  Kämthner  Landhandfeste  S.  125;  Tezner, 
Landesfurstliche  Verwaltungsrechtspflege  S.  74  A.  82  a. 

'  Rachfahl,  Gesamtstaatsverwaltung  S.  157. 
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mischen  Stände  auf  seite  Ferdinand  I.  in  dessen  Kampfe 
gegen  die  Inappellabilität  des  schlesischen  Oberrechts  durch 
den  Beschlufs,  es  würde  dem  König  zu  Behaimb  durch  diese 
Inappellabilität  die  Hoheit  der  Appellation  wider  alles 
Göttliche,  Natürliche  beschriebene  Recht  benommen^.  Der 
anter  König  Mathias  zwischen  den  böhmischen  und  schlesi- 
schen Ständen  entbrannte  Streit,  ob  die  von  diesem  König 
den  Schlesiern  gewährte  schlesisch-oberlausitzsche  Vicekanzlei 
mit  den  hierbei  vorbehältenen  Rechten  der  Böhmen  vereinbar 
sei,  ist  durch  königliche  Entscheidung  beendet  worden*.  Die 
schlesischen  Stände  stellen  damals  den  Ansprüchen  der  Böh- 
men auf  eine  universale  Hofkanzlei  in  Prag  das  Regal  der 
Organisation  der  königlichen  Ämter  entgegen®. 

Auf  diesem  Wege  gelangt  schliefslich  der  König  oder 
Landesherr  schon  früh,  und  zwar  schon  im  16.  Jahrhundert, 
wenn  auch  nicht  zu  einer  Gerichtsgewalt,  so  doch  zu  einer 
schiedsamtlichen  Funktion  sogar  auf  dem  Gebiete  des  stän- 
discher Bewilligung  unterliegenden  Steuerwesens,  sofern  über 
die  Bewilligung  Streit  unter  den  Ständen  selbst  entsteht*. 


^  Schickfufs  III  S.  280.  Schon  beim  Regierunffsantritte  Ferdinand  I. 
verlangen  die  böhmischen  und  schlesischen  Stänae  gegeneinander,  der 
zu  wählende  König  möge  kein  Privileg  bestätigen,  welches  mit  ihren 
Rechten  unvereinbar  sei;  Buchholtz,  2.  Bd.  S.  437  f,  439  f.;  Schickfufs  III 
S.  171.  NachD.A.  3:  1791  haftet  auch  dem  vom  gekrönten  ungarischen 
Köni^  erteilten  Privileg  die  Klausel  salvo  jure  aßeno  an.  Es  sind  also 
die  Stände  selbst,  welche  infolge  der  zwischen  ihnen  bestehenden 
Rivalitäten  die  konstitutive  Beaeutung  der  Privilegiumsbestätigung 
fördern  helfen.  Erwägt  man,  dafs  der  den  Privilegienbestätigungen 
beigefügte  Vorbehalt  eines  guten  löblichen  Inhalts  des  Privilegiums, 
seiner  Erweisbar keit,  seiner  Vereinbarkeit  mit  der  königlichen  Würde, 
mit  dem  natürlichen  und  göttlichen  Recht  schon  im  13.  Jahrhundert 
nachweisbar,  im  14.  Jahrhundert  aber  allgemein  üblich  ist,  und  dafs 
sich  die  Stände  diesen  Vorbehalt  schon  im  15.  Jahrhundert,  jedenfalls 
aber  im  16.,  gesen  einander  zu  Nutze  machen,  so  erweist  sich  die  Be- 
merkung Racnfahls  bei  Schmoller  S.  356,  die  Revisibilität  aller  Privilegien 
sei  ein  erst  im  Laufe  des  16.  Jahrhunderts  durch  die  Kronjuristen  zur 
Geltung  gebrachter  Grundsatz,  und  sie  sei  zunächst  auf  den  heftigsten 
Widerstand  der  Stände  gestofsen,  im  ersten  Punkte  als  unrichtig,  im 
zweiten  als  zu  weitgehend. 

'  Rachfahl,  Gesamtstaatsverwaltung  S.  424,  426. 

3  A.  a.  0.  S.  426. 

^  So  senden  schon  1537  die  kgl.  mährischen  Städte  Abgeordnete 
an  Ferdinand  I.  nach  Prag  mit  der  Bitte  um  Entscheidung  der  Streit- 
frage, ob  sie  zu  den  vom  Landtag  bewilligten  Subsidien  zu  steuern 
verpflichtet  seien  ?  Elvert,  Zur  österr.  Finanzgeschichte  S.  158  f.  Allein 
selbst  1661,  also  nach  Beendigung  des  30jänrigen  Krieges,  instruiert 
Leopold  I.  seine  Kommissäre  anläTslich  eines  ^usgebrochenen  Streites 
über  die  Kontributionspflicht  der  kgl.  Städte  in  Mähren  dahin,  sie 
möchten  den  Ständen  beweglich  vorstellen,  dafs  sie  einen  Teil  der  Kon- 
tribution auf  sich  nehmen  möchten,  damit  auch  die  Städte  williger 
werden,  und  nimmt  während  dieses  Streites  nur  schiedsamtlicne 
Stellung  ein;  Elvert  a.  a.  0.  S.  312f.  v.  Below  III  2  S.  117  macht 
Mitteilung  von  einer  schon  im  14.  Jahrhundert  bestehenden  gerichtlichen 
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VI. 

Dasselbe  Bild  gröfster  Verschwommenheit  und  Unsicher- 
heit, wie  die  gesamte  Rechtsordnung  des  ständisch-monarchi- 
schen Staates  überhaupt,  bietet  auch  jener  Teil  derselben,  der 
sich  auf  die  Struktur  der  Landschaft  selbst  bezieht. 
Man  pflegt  die  Landschaft  bald  als  Korporation,  bald  als  eine 
mit  Rech tssubjektivi tat  ausgestattete  ^  Zwangsgenossenschaft 
zu  kennzeichnen.  Allein  damit  erregt  man  bei  den  Juristen 
jene  verhältnismäfsig  klaren  Vorstellungen,  die  sich  an  diese 
modernen  Gebilde  knüpfen,  die  jedoch,  auf  die  Landschaften 
selbst  bezogen,  ganz  falsch  sind.  Schon  im  Anfange  tritt 
uns  die  Landschaft,  ein  Produkt  des  gegen  die  Übermacht 
des  Herrschers  gerichteten  £inigungswesen  einerseits,  des  An- 
lehnungsbedürfnisses des  Herrschers  an  die  Träger  politischer 
und  socialer  Macht  andererseits,  als  eine  Form  der  Mitwirkung 
sämtlicher  jeweiliger  Potentes  oder  Potiores  zur  Er- 
ledigung von  politischen  Angelegenheiten  oder  zu  Rechts- 
geschäften des  Herrschers  entgegen.  Dieser  Charakter  der 
Landschaft  erfährt  bis  zu  dem  Zeitpunkt,  wo  sie  nicht  mehr 
ist  als  eine  Korporation  zur  Verwaltung  des  Landesvermögens 
und  der  Landesanstalten,  keine  wesentliche  Veränderung.  Es 
bestehen  deshalb  keine  im  vorhinein  aufgestellten  Rechts- 
normen, welche  die  Voraussetzungen  der  Mitgliedschaft  und 
die  interna  corporis  in  abstrakter  Form  regeln  würden,  sondern 
alle  diese  Dinge  passen  sich  den  jeweiligen  Machtverhält- 
nissen an  und  wir  gewahren  deshalb  noch  im  15.  Jahrhundert, 
und  noch  später,  ein  Schwanken  in  der  Zusammensetzung 
innerhalb  verhältnismäfsig  kurzer  Zeiträume,  ohne  dafs  dem- 
selben irgendwelche  Satzungen  entsprechen  würden*.  Wo 
Landesmatrikeln  bestehen,  klären  sie  nicht  das  Recht, 
sondern  spiegeln  nur  die  jeweilige  Machtlage  wieder*.    Wer 

Rechtspflege  in  Sachen  ständisch  bewilligter  Steuern.  Allein  das 
Steuergericht  ist  das  nicht  ausschliefsHch  aus)  landesfurstlichen  Räten 
bestehende,  ordentliche  Gericht.  Vereinzelte  Landtagsschlüsse  eröffnen 
in  Böhmen  schon  um  die  Mitte  des  17.  Jahrhunderts  den  Rechtazug 
in  Stcuersachen  an  Hofbehörden.  FGr  Niederösterreich  erklärt  eine 
Resolution  vom  22.  Oktober  1722  alle  contcntiosa,  auch  wenn  sie  Kon- 
tribution ssachen  betreffen,  vor  die  landesfürstliche  Regierung  und 
Kammer  gehörig  (Codex  Austriacus  IV  S.  109);  und  schon  unter  Ferdi- 
nand I.  kommen  Sistierungen  ständischer  Exekutionen  durch  landes- 
furstliche  Gerichte  vor.    Zur  ganzen  Materie  Rachfahl  a.  a.  0.  S.  292. 

1  V.  Below  II  S.  13,  S.  62  A.  234. 

«  V.  Below  I  S.  70,  U  S.  31  f.,  56,  72,  III  1  S.  83,  III  2  S.  134: 
Unger  a.  a.  0.  S.  35,  133  f.    Vgl.  auch  schon  Bluntschli  a.  a.  0.  S.  50. 

^  Selbst  diese  Matrikeln  liefern  nicht  immer  ein  deutliches  Bild  der 
Wirklichkeit:  Jäger,  Geschichte  der  landständischen  Verfassune  Tirols 
II 2  S.  514;  Adler,  Das  Gültbuch  von  Nieder-  und  Oberösterreicn,  Fest- 
schrift für  Unger  S.  515, 517.  Die  Unsicherheit  der  ganzen  Materie  findet 
sich  richtig  gewürdigt  bei  Kink,  Akademische  Vorlesungen  über  die  Ge- 
schichte Tirols  bis  zur  Vereinigung  von  Österreich  S.  395.  «läger,  der  a.  a.  O.  I 
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keine  Macht  besitzt  oder  die  besessene  eingebüfst  hat,  um  den 
braucht  sich  der  Herrscher  und  die  Stände  nicht  zu  kümmern. 
Der  mufs  sich  ohnedies  fügen  ^. 

Zuweilen  gelingt  es,  Dinge  durchzusetzen,  welche  der 
Herrscher  nicht  mit  allen  Potentes  oder  Potiores,  sondern  nur 
mit  den  Potentissimi  beraten  hat^.  Andererseits  ist  die 
Form  der  Mitwirkung  der  „Landschaft"  zu  urkundlichen 
Rechtsgeschäften  des  Herrschers  nicht  etwa  die,  dafs  die 
Rechtsurkunden  von  im  vorhinein  bestimmten  Organen  der 
Landschaft,  dafs  sie  vielmehr  von  allen  Teilnehmern  der 
Beratung  unterfertigt  werden,  gleichviel  ob  sie  Träger  be- 
stimmter landesamtlicher  Funktionen  sind  oder  nicht ^. 

Weil  nun  so  die  Landschaft  von  der  organisierten  modernen 
Korporation  so  weit  entfernt  ist  wie  eine  den  wechselnden 
Machtverhältnissen  folgende  Organisation  von  einer  durch  ab- 
strakte Rechtsnormen  im  vorhinein  geregelten,  deshalb  ist  aus 
den  Quellen  über  die  Frage  nach  den  interna  corporis,  vor- 
nehmlich aber  über  die  Beschlufsformen  häufig  so  gut  wie 
Dichts  zu  entnehmen.  Die  Historiker  behelfen  sich  gegenüber 
dieser  Thatsache  mit  der  Mutmafsung  eines  Herkommens. 
Aber  die  häufig  rasch  aufeinanderfolgenden  Veränderungen  in 


S.  18  dangen  polemisiert,  übersieht,  dafs  die  unleugbaren  Schwankungen 
in  der  Zusammensetzung  der  Landschaft  mit  ihrem  Wesen  als  eines 
Produkts  der  jeweiligen  Machtverhältnisse  zusammenhängen,  v.  Below, 
Territorium  S.  115  A.  e,  S.  26flF. 

1  Unger  a  a.  0.  S.  394;  v.  Below  II  S.  52  A.  188,  S.  73  A.  278 
und  besonders  Territorium  S.  188  f.,  212,  215,  225  A.  2,  S.  226  f..  243. 

«  Unger  a.  a.  O.  S.  144  f.,  315,  318,  321 ;  v.  Below  I  S.  73  f., 
II  S.  24,  49,  73  f.,  III  1  S.  78  f.;  Schickfiifs  a.  a.  0.  III  S.  102.  Eine 
Fortwirkung  dieser  Erfahrung  ist  es,  wenn  unter  Josef  iL  ein  ungarischer 
Staatsrat  meint,  die  Beratung  eines  Aktes  mit  dem  ungarischen  Bäte 
am  Hofe  sei  rechtlich  der  Beratung  mit  dem  Landtag  glcichzuachten. 
Hock-Bidermann,  Der  österr.  Staatsrat  S.  194. 

'  Innsbrucker  Libell,  Eärnthner  Landhandf.  S.  107;  Unger  a.  a.  0. 
S.  209,  250;  v.  Below  II  S.  19,  21,  23,  50.  Die  Historiker  wollen  diese 
Thatsache  mit  der  Natur  der  Landschaft  als  Persönlichkeit  und 
Korporation  durch  die  Erklärung  vereinbaren,  dafs  für  die  damalige 
Aufraasung  der  Wille  der  Gesamtperson  auch  nur  durch  einige  jener 
Individuen  hergestellt  werden  konnte,  welche  das  Substrat  derselben 
gebildet  hätten;  v.  Below  I  S.  24  und  der  dort  A.  89  cit.  Sickel.    Das 

§ilt  doch  auch  von  der  modernen  Korporation.  Allein  hier  werden 
lese  mit  kreatorischen  Befugnissen  ausgestatteten  Glieder  im  vorhinein 
durch  die  Korporationsverfassung,  nicht  aber  durch  das  subjektive 
Kalkül  bestimmt,  mit  welchen  Personen  vermöge  ihres  Ansehens  und 
ihrer  Macht  das  Auslangen  zu  finden  sei,  um  vorzunehmenden  Akten  des 
Herrschers  Autorität  und  Kredit  zu  sichern?  v.  Below  I  S.  74,  II  S.  60; 
Jäger  II  1  S.  29  f.;  Elvert,  Zur  österr.  Finanzgeschichte  S.  314.  Anderer- 
seits ist  es  nicht  richtig,  dafs  für  die  damalige  Zeit  der  Begriff  der 
Gesamtpersönlichkeit  kein  numerischer  gewesen  sei;  Sickel  a.  a.  O. 
Er  ist  es  heute  nicht,  während  in  der  ständischen  Epoche,  was  man  den 
Willen  der  Landschaft  nennt,  sich  sehr  häufig  darstellt  als  die  blofse 
Summe  von  Willensakten  aller  zur  Mitwirkung  bei  einem  landes- 
herrlichen Akt  Einberufenen. 
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der  Zusammensetzung  legen  die  Vermutung  näher,  dafs  auch 
in  diesem  Punkte  die  jeweilige  Machtlage  den 
Regulator  bildete,  so  dafs  die  pars  potior  die  par» 
major  bildete^. 

Aber  geradezu  eine  Karikatur  einer  Korporation  oder 
einer  Zwangsgenossenschaft  bildet  die  Landschaft,  wenn  sich 
Gegensätze  von  gleicher  Kraft  innerhalb  derselben  geltend 
machen.  Namentlich  die  Sonderverhandlungen  über  Steuer- 
bewilligungen mit  den  einzelnen  Kurien,  ja  selbst  mit  einzel- 
nen Mitgliedern  der  Landschaft,  von  denen  uns  die  Quellen 
erzählen,  und  die  für  die  verschiedenen  Paciscenten  zu  be- 
sonderen Ergebnissen  führten*,  sind  nicht  so  zu  erklären, 
als  wären  sie  auf  die  Erzielung  einer  Selbstbelastung  über 
die  Landtagsbewilligung  hinaus  gerichtet  gewesen,  sondern 
vielmehr  mit  der  Unmöglichkeit,  einen  Beschlufs  zu  erzielen, 
dem  sich  alle  Mitglieder  der  Landschaft  gefugt  hätten*.  Die 
Steuerbewilligung  macht  deshalb  den  Eindruck  einer  Summe 
von  Sonderbewilligungsakten  und  steht  dem  modernen 
Gesamtakt*  ungleich  näher  als  dem  Korporation sbeschlufs,  wie 
denn  in  der  That  selbst  von  einzelnen  Mitgliedern  der  Land- 
schaft die  Verbindlichkeit  eines  Landtagsabschiedes  mitunter 
wirksam  aus  dem  Grunde  bestritten  wird,  dafs  sie  demselben 
nicht  zugestimmt  hätten*.     Wir  können   dieses,  den  korpora- 


1  Kries  a.  a.  0.  S.  28  A.  3,  S.  60 ;  Unger  a.  a.  0.  S.  109,  147,  434, 
436  f.  Wenn  nach  Schickfufs  III  S.  104  der  Oberhauptmann  nach  ver- 
geblichem Einigungsversach  die  dissentierenden  Voten  der  drei  Kurien 
zum  Schlüsse  zu  richten  hatte,  so  ist  dies  wohl  kaum  im  Sinne  der 
Majorisierung  der  mächtigeren,  sondern  im  Sinne  der  Iterierung  der 
politisch  niederen  Kurien  gegenüber  dem  Votum  der  Mächtigeren  zu 
verstehen;  ganz  so  wie  dies  Viroszil  vom  ungarischen  Reichstag  anfahrt, 
für  welchen  es  eine  feste,  alle  Willkürlichkeiten  ausschliefsende  Norm 
der  Beschlufsbildung  noch  zum  Ausgang  der  ständischen  Epoche  nicht 
gab.  A.  a.  0.  II  S.  368  A.  d,  S.  406,  III  S.  40  A.,  S.  50  ff.  und  A., 
S.  52  f.  A.  V,  S.  54  A.  v,  S.  208  A.  c.  Durch  die  Darstellung  Viroszils 
findet  jene  Deäks  (a.  a.  0.  S.  16,  42;  dagegen  Viroszil  III  S.  46  A,\ 
welche  ziemlich  stark  mit  dem  Unterbleiben  ihrer  Nachprüfung  seitens 
des  Lesepublikums  gerechnet  hat,  eine  sehr  entschiedene  Widerlegung. 
Vgl.  auch  V.  Below,  Territorium  S.  238  ff.,  247. 

«  Kries  a.  a.  0.  S.  3  A.  2,  6,  S.  24  A.  4;  Unger  a.  a.  O.  S.  113, 
246,  388,  390 f.,  394,  400 ff.,  414,  420,  437 f.;  Elvert,  Zur  österr.  Pinanz- 
geschichte  S.  81,  78,  110,  158,  314;  v.  Below  I  S.  78  A.  268,  II  S.  26, 
27  A.  102,  S.  28,  74,  III  1  S.  78,  83,  III  2  S.  158  ff.,  162,  183  ff.,  191  ff.. 
Rachfahl  a.  a.  0.  S.  116. 

8  V.  Below,  Territorium  S.  237,  239. 

*  Gierke  I  S.  537,  548,  551,  556,  562,  571;  Rachfahl  a.  a.  0.  S.  196. 
Herausgebildet  wurde  der  Begriff  des  Gesamtakts  von  Kuntze,  Der  Ge- 
samtakt, ein  neuer  Rechtsbegriff.  Hierzu  Tezner,  Grünhuts  Zeitschrift 
21.  Bd.  S.  168  f.  und    Österr.  Kaisertitel,  ung.  Staatsrecht  S.  198  A.  15. 

*  Vgl.  den  Abschied  von  1544  bei  Kries  a,  a.  0.  S.  93;  Elvert 
a.  a.  0.  S.  78.  Umgekehrt,  und  auch  hierin  äufsert  sich  die  im  Texte 
gekennzeichnete   Natur   der  Landtagsabschiede,   sollen   gewisse   Inter- 
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tiven  und  zwangsgenosaenschaftlichen  Charakter  der  Land- 
schaft störende,  die  Ausbildung  einer  Steuergesetzgebung 
und  eines  Steuerrechts  vereitelnde  Secessionsbestreben  fast 
während  der  ganzen  Dauer  des  ständisch  -  monarchischen 
Staates  verfolgen  ^  Es  erfährt,  und  zwar  nicht  blofs  auf  dem 
Gebiete  des  Steuerwesens,  eine  überaus  wirksame  Förderung 
durch  die  Privilegialrechte  und  Exemtionen,  welche  der  ein- 
zelne Landstand  mit  Recht  oder  Unrecht  für  sich  eeltend 
macht,  sofern  nicht  der  Wille  und  die  Macht  besteht,  sich  über 
dieselben  hinwegzusetzen.  Denn  diese  sollen,  nach  Auffassung 
der  Interessenten,  nur  mit  Zustimmung  der  Berech- 
tigten und  Befreiten  aufgehoben  werden  können,  eine 
Auffassung,  die  in  Ungarn  in  dem  Diätalartikel  10  des  Land- 
tags 1790/91  ihren  höchsten  Triumph  feiert,  sofern  derselbe 
darauf  ausgeht,  durch  Erhebung  der  Steuerfreiheit  des  Adels 
zu  einer  grundgesetzlichen  Schranke  der  Gesetzgebung 
selbst  die  Entwicklung  derselben  in  der  Richtung  des  Kon- 
stitutionalismus ftir  alle  Zukunft  abzuschneiden^.  So  sind 
die  Landtagsschlüsse  von  höchst  unsicherer  Natur  nicht  nur, 
was  die  formalen  Voraussetzungen  für  ihre  Entstehung,  son- 
dern auch  was  ihre  Wirkung  betriflft®.  Als  eine  aus  wechseln- 
den Machtverhältnissen  hervorgehende  Organisation  findet  die 
Landschaft  mit  ihren  auf  rechtliche  Wirkung  hinzielenden 
Schlüssen  ihre  Schranke  nach  oben  wie  nach  unten  an  den 
thatsächlichen  Machtverhältnissen*.  Wo  dieselben  für  sie  un- 
günstig sind,  mufs  sie  selbst  auf  jenem  Gebiete,  auf  welchem 
sie  ihre  politisch   bedeutsamste   Thätigkeit  entfaltet,   nämlich 


essenten  an  den  Beratungen  der  Landschaft  nur  dann  teilnehmen 
dürfen,  wenn  es  sich  um  ihre  Interessen  handelt;  Unger  a.  a.  O. 
S.  115;  Rieger  a.  a.  O.  S.  572. 

>  Sckickfufs  m  S.  177,  212;  Kries  a.  a.  0.  S.  13  A.  18,  S.  24  A.  4, 
S.  33  A.  13,  S.  41,  51  A.  4.  S.  52  f.  A.  10,  S.  53,  54  A.  6;  Unger  a.  a.  0. 
S.  65;  Elvert,  Zur  österr.  Finanzgeschichte  S.  158,  312 ff.;  Rachfahl 
a.  a.  O.  S.  113  A.  1,  S.  145  A.  3. 

*  Tezner,  Der  Kaisertitel,  das  ung.  Staatsrecht  S.  36.  Ebenso 
scheint  der  Schlufssatz  der  schlesischen  Polizeiordnung  von  1571, 
Schickfiifs  III  S.  167,  auf  der  im  Texte  erwähnten  Auffassung  zu  be- 
ruhen. Vgl.  auch  Unger  a.  a.  O.  S.  438;  Rieger,  Österr.  Staatswörter- 
buch S.  572.  Die  bei  ärie  I  S.  253  A.  7  aufgestellte  Behauptung,  es  sei  die 
Unfähigkeit  des  Gesetzes  zur  Aufhebung  von  Geschlechterrecht  nur  in 
der  vorhistorischen  Zeit  anerkannt  gewesen,  findet  somit  in  der  Ge- 
schichte des  deutschen  Ständestaates  ihre  Widerlegung. 

*  Vgl.  die  Zweifel,  welche  hinsichtlich  des  ILreises  der  durch 
Landtagsschlfisse  verpflichteten  Personen  bestehen;  Unger  a.  a.  0. 
S.  394. 

^  Zuweilen  scheitert  die  Einhebung  der  von  der  Landschaft  be- 
willigten Steuern  an  dem  blofsen  Widerstände  der  Betroffenen;  Kries 
a.  a.  0.  S.  36  A.  7,  8.  41  A.  4,  S.  46,  51  A.  4,  S.  52f,  S.  54  A.  6, 
S.  61  f  A.  10;  V.  Below  III  2  S.  155.  Über  die  Jeweilige  Hervor- 
kehrung des  den  Ständen  passenden  Standpunkts,  Kries  a.  a.  0.  S.  24 
A.  4.U.  S.  36  A  6. 
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auf  jenem  des  Steuerwesens,  die  monarchische  Gewalt 
um  Herbeiführung  der  ausbleibenden  autorita- 
tiven Wirkung  anrufen*. 

Von  den  Mitgliedern  der  Landschaft  selbst  wird  der  kor- 
porative und  zwangsgenossenschaftliche  Charakter  der  Land- 
schaft nur  dann  angerufen,  wenn  es  ihrem  Vorteil  entspricht*, 
im  entgegengesetzten  Falle  aber  geleugnet,  und  zwar  mit  um 
so  gröfserem  Erfolg,  je  mächtiger  der  Opponent  ist.  Was  aber 
die  Vergleichung  des  Gemeinwesens  mit  einem  corpus  betrifft, 
dessen  Haupt  der  Herrscher,  dessen  Glieder  die  Fürsten  sind*, 
so  stammt  sie  aus  der  Staatslehre  der  vorständischen  Epoche 
und  kann  aufserdem  auch  aus  dem  Grunde  für  den  korpora- 
tiven Charakter  der  Landschaft  nicht  ins  Treffen  geführt 
werden,  weil  vermöge  desselben  die  Landschaft  als  Persönlich- 
keit dem  Landesherrn  entgegengehalten  werden  müfste,  wäh- 
rend der  symbolistisch-mystische  Staatskörper  der  mittelalter- 
lichen Staatslehre  den  Herrscher  als  Haupt  mitumfafst.  Für 
den  Ständestaat  kann  aber  die  Bezeichnung  der  Stände  als 
Mitglieder  der  Krone  oder  als  Mitkrone  keine  andere  Be- 
deutung beanspruchen,  als  in  mystisch-symbolischer  Weise  aus- 
drücken, dafs  alle  Herrschaft  im  Lande  ausschliefslich  dem 
Monarchen  und  den  Ständen  gebühre,  in  deren  Miteigentum 
stehe  ^.  Im  übrigen  äufsert  sich  die  numerisch -atomistische 
Auffassung  der  Stände  von  der  Landschaft  in  jenen  Bezeich- 
nungen, welche  diesen  Namen  durch  Aufzählung  der  Teil- 
nehmer ersetzen.  So  heifst  die  Landschaft  im  Erzstift  Bremen: 
Domkapitel,  Prälaten,  Ritterschaft,  Städte  und  gemeine  Stände; 
in  Hessen:  Ritterschaft,  Städte  und  Landschaft;  in  Schleswig- 
Holstein:  Prälaten,  Räte,  Mannen  und  Städte;  in  Ungarn: 
Status  et  ordines^. 


»  Vgl.  oben  S.  55;  Schickfufs  III  177;  Kries  a.  a.  0.  S.  88. 

2  Vgl.  Buchholtz,  Geschichte  der  Regierung  Ferdinands  I.  8.  Bd. 
S.  295  f.;  Kries  a.  a.  0.  S.  30  A.  8,  4. 

8  Gierke  I  S.  511,  n  S.  568  A.  21,  HL  S.  248,  251,  691;  ünger 
a.  a.  0.  S.  115,  206,  277;  v.  Below  II  S.  12;  Rachfahl  a.  a.  0.  S.  185. 
Vgl.  insbes.  constitutio  a.  1282  (M.  G.  L.  II  91)  velnt  membris  insidet 
Caput,  ita  nostrum  in  principibus  viget  et  consistit  imperium. 

^  Gierke  U  S.  568.  In  Werböcz  und  in  anderen  ungarischen  Rechts- 
quellen ist  vom  König  und  den  Ständen  die  Rede  als  dem  totum  corpus 
sancti  regni,  den  membra  sacrae  regni  coronae,  Viroszil  I  S.  282  f., 
n  S.  259.  Auch  in  diesen  Wendungen  erblickt  Baloffh,  Pester  Lloyd 
Nr.  242:  1899  den  Ausdruck  einer  dem  ungarischen  Nationalgeist  ganz 
eigentümlichen  Staatsidee,  durch  welche  die  auf  ihr  ruhende  alt- 
ungarische Verfassung  aus  den  ständisch-monarchischen  Verfassungen 
heraus  zur  Bedeutung  einer  konstitutionell-monarchischen  emporgehoben 
werde.  Wie  die  vorhergehende  Anmerkung  beweist,  haben  wir  es  aber 
mit  einem  allen  ständisch-monarchischen  Verfassungen  anhaftenden 
Symbolismus  zu  thun. 

«  Unger  a,  a.  0.  S.  115,  125,  173  f.;  Jager  II  1  S.  147,  II  2  S.  344. 
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Wenn  deshalb  die  geschichtliche  Forschung  die  Landschaft 
als  Korporation  oder  als  Zwangsgenossenschaft  bezeichnet  ^^ 
so  mufs  diese  Kennzeichnung  dahin  eingeschränkt  werden^ 
dafs  vor  wie  nach  dem  dreifsigjährigen  Kriege  der  Zusammen- 
schluTs  der  Landschaft  zu  einer  organischen  Einheit,  zur  Per- 
sönlichkeit sehr  viel  zu  wünschen  übrig  läfst,  und  dafs  selbst 
nach  dem  dreifsigjährigen  Kriege  die  koerzitive  Seite  der 
Landstandschaft  schwächlich  ausgebildet  ist,  und  von  den 
ständischen  Monarchen  mit  größerer  Entschiedenheit  betont 
wird  als  von  den  Ständen  selbst ^  Auch  die  Hemmung, 
welche  die  Entwicklung  der  Territorien  und  einer  geschlosse- 
nen undurchbrochenen  Gebietsgewalt  über  dieselben  durch 
das  Ständewesen,  durch  die  mit  demselben  verknüpfte  Zer- 
klüftung der  Stände  selbst  und  durch  die  Steuerprivilegien 
derselben  erfahren  hat,  war  gröfser  als  die  Forderung,  die  ihr 
von  dieser  Seite  zeitweilig  zu  teil  geworden  ist^.  Auch  kommt 
diese  Förderung  nur  kleineren  Territorien  zu  statten.  Gegen- 
über der  Entstehung  gröfserer  Staaten  fällt  die 
ständische  und  partikularistische  Bewegung  zu- 
sammen^. 


1  V.  Below  n  S.  65,  I  S.  3. 

a  V.  Below,  Territorium  S.  236  f.  Schickfufs  a.  a.  0.  S.  104  be- 
richtet uns,  welche  Eile  die  Stände  hatten,  vom  Landtage  wegzukommen. 
In  Schlesien  erfolgt  gerade  in  der  Blütezeit  des  Ständetums  die  Ein- 
beruÄing  des  Fürstentags  mit  dem  Beifügen,  dafs  niemand  vor  Schlufs 
desselben  ohne  Vorwissen  des  kaiserlichen  Kommissars  abreisen 
dürfe,  a.  a.  0.   S.  211.     Aber   noch    Leopold  I.    mufs    Strafsanktionen 

fegen  das  Ausbleiben,  das  vorzeitige  Verlassen  des  Landtags  aufstellen; 
llvert  16.  Bd.  S.  S.  872  f  Das  Wegbleiben  oder  Weglaufen  der  Stände 
vom  Landtag  erklärt  sich  hie  und  da  mit  der  Kostspieligkeit  längeren 
Aufenthalts;  Below,  Territorium  S.  233,  und  wird  andererseits  durch 
die  Auffassung  gefördert,  dafs  der  Abwesende  durch  die  Beschlüsse 
der  Anwesenden  nicht  verpflichtet  werden  könne.  Auf  dieser  Auffassung 
ruhen  zum  Teil  die  Einwendungen,  welche  Lustkandl  gegen  die  Gültig- 
keit der  Beschlüsse  des  ungarischen  Reichstags  von  1848  erhoben  hat. 
Vgl.  hierzu  De^,  Ein  Beitrag  zum  ung.  Staatsrecht  S.  14  f.,  welcher 
indes  mit  Argumenten  repliziert,  die  dem  konstitutionellen  Staatsrecht 
entnommen  sind.    Vgl.  auch  Motloch  a.  a.  0.  S.  554  zum  Schlüsse. 

*  Below  I  S.  3.  Man  denke  an  die  Schwierigkeiten,  welche  die 
süddeutsche  Bitterschaft  und  der  Klerus  den  territorialen  Bildungen 
entgegengestellt  hat;  Unger  a.  a.  0.  S.  27flF.,  85flF.  Vgl.  auch  Kries 
a.  a.  O.  S.  61  A-  9,  10. 

*  V.  Below,  Territorium  S.  221  f.  Mit  Nachdruck  ist  jedoch  in 
diesem  Punkte  hervorzuheben,  dafs  der  Widerstand  der  Stände  ver- 
schiedener Territorien  ge^en  die  Centralisationspolitik  der  Landesfürsten 
der  Wahrung  der  ständischen  Vorrechte  der  territorial  geschiedenen 
Gruppen  gilt,  gegenüber  der  diese  Vorrechte  unberührt  lassenden  Schaffung 
centraler  Hofbehörden  aber  sich  als  schwach  und  unzulänglich  erweist. 
Hierzu  Tezner,  Der  österr.  Kaisertitel,  das  ung.  Staatsrecht  und  die 
ung.  Publizistik  S.  36,  46  ff.    S.  auch  v.  Below  a.  a.  0.  S.  225  A.  1. 
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vn. 

Verhältnismäfsig  am  deutlichsten  ausgeprägt  unter  den 
Rechtsinstituten  des  Ständestaates  ist  das  Steuerbewilligungsrecht 
der  Stände.  Immerhin  ist  auch  dieses  Rechtsinstitut  beherrscht 
von  jener  naiven,  für  beide  Teile  erkennbaren  und  darum  flir 
eine  moderne  Vorstellungsweise  höchst  ergötzlichen  Unaufrichtig- 
keit  im  rechtlichen  Verkehr  zwischen  Fürst  und  Ständen,  welche 
dem  ständischen  Verfassungsleben  ein  so  eigentümliches  Ge- 
präge verleiht  und  den  schwankenden  Charakter  der  ständi- 
schen Einrichtungen  hervorruft. 

Den    BegriflF   der   modernen    Steuer    hat   man    von    dem 
ständischen  Steuerbewilligungsrecht  fernzuhalten  ^.    Die  Steuer 
ist  nach  Vorstellung  der  Stände  keine  Abgabe,   sondern  eine 
Gabe,   keine  Steuer,   sondern   eine   Beisteuer,   eine  Aus- 
hilfe^, ein  Zuschufs,   der  dem  König  oder  Landesherrn 
gewährt  wird,  wenn  er  mit  dem  Seinen*,  d.  i.  den  ihm  recht- 
lich gehörigen  und  gebührenden  Einkünften,  sei  es  in  seinem 
Haushalte,  sei  es  bei  Bestreitung  der  Kosten  der  Verwaltung 
seiner  Hoheitsrechte  nicht  auszukommen  vermag.    Dieser  Ge- 
sichtspunkt wird  während  der  ganzen  Dauer  des  ständischen 
Bewilligungsrechts    festgehalten ,    ungeachtet    späterhin    regel- 
mäfsig  die  gemeine  Not  des  Landes,   somit  das  Interesse   der 
Unterthanen   von   den   Fürsten  als   Grund  des  Ansinnens   an 
die    Stände   vorgebfacht    und    von    den    Ständen   als    Recht- 
fertigungsgrund für   das   Verlangen   nach   einer  Aushilfe   an- 
erkannt wird  *.    Schon  aus  diesem  Grunde  kann  im  ständisch- 
monarchischen   Staate  von   einer   Steuerverfassung,    einer 
Steuergsetzgebung,    einem    Steuer  rechte    im    modernen 
staatlichen    Sinne    des   Wortes    nicht   gesprochen    werden. 
Die  publizistische  Bedeutung  der  Steuer  ist  für   die  Stände 
klar,  sie  werden  durch   eine   stetige  Erfahrung  von  der  Nutz- 
losigkeit der  Verleugnung  dieser  Bedeutung  belehrt    Nichts- 
destoweniger lassen  sie  sich  immer  wieder  durch  Reverse  ver- 
sichern, dafs  die  Steuer  dem  Herrscher  ohne  Rechtspflicht 
und  freiwillig  gegeben  werde,  und  dafs  nicht  wieder  eine 
Steuer  werde  gefordert  wer den(l)^,  und  dieser  Rervers 
wird  vom  König  oder  Landesherrn  immer  wieder  erteilt  ohne 
ernstliche   Absicht,    ihn   einzuhalten.     Noch    in   anderer   Be- 
ziehung   weist    das    Steuerbewilligungsrecht    widersprechende 


1  V.  Below  III  2  S.  205. 

«  Kries  a.  a.  O.  S.  16;  v.  Below  III  1  S.  73  f.  Das  schlesische 
Landesprivileg  von  1498  nennt  übrigens  im  P.  18  (Kries  S.  105;  Rach- 
fahl S.  442)  sowohl  die  dem  König  rechtlich  gebührenden  Abgaben 
wie  die  ständischer  Bewilligung  bedürftigen  Steuern  .Beistewer**. 

»  V.  Below  III  1  S.  70. 

*  A.  a.  0.  m  2  S.  205. 

»  V.  Below  III  1  S.  74. 
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Züge  auf..  Die  Steuer  soll  eine  vollkommen  freie  Gabe  sein. 
Nichtsdestoweniger  bieten  die  Quellen  Anhaltspunkte  dafür^ 
dafs  für  die  Stände  eine  Rechtspflicht  zur  sachlichen 
Erledigung  der  königlichen  oder  landesherrlichen 
Postulate  bestand,  welche  nur  durch  einen  Verzicht  des 
Königs  oder  Landesherrn  aufgehoben  werden  konnte,  wie  um- 
gekehrt eine  Rechtspfiicht  des  Königs  oder  Landesherm  zu 
einer  sachlichen  Erledigung  der  ständischen  Beschwerden. 
Beide  Dinge  standen  ohnedies  in  einer  gewissen  synallag- 
matischen Verbindung.  Anders  läfst  sich  das  Versprechen 
des  Herrschers,  künftig  nicht  wieder  Steuern  zu  fordern,  be- 
friedigend nicht  erklären^.  Unzweifelhaft  gehören  zu  den 
necessitates  Regis,  zu  den  propositiones  regiae,  welche  der 
ungarische  Reichstag  nach  dem  D.  A.  25:  1495  und  7:  1715 
ante  omnia  oder  prae  ceteris  zu  traktieren  verpflichtet  sein 
soll,  die  Steuerpostulate,  welche  den  regelmäfsigen  Teil  der 
Proposition  bilden.  Freilich  die  Stände  entscheiden,  soweit  im 
Ständestaat  von  solcher  Wirkung  gesprochen  werden  kann,  in 
mafsgebender  Weise  über  die  Frage,  ob  und  in  welchem 
Umfange  das  königliche  oder  landesherrliche  Postulat,  gleich- 
viel, ob  es  zulänglich  begründet  ist  oder  nicht, 
erfüllt  werden  solle,  und  dies  ist  der  Kern  des  Bewilligungs- 
rechts, der  sich  aus  den  verwirrenden  Umhüllungen  desselben 
herausschälen  läfst'. 

Auch  aus  anderen  bereits  angeführten  Gründen  kann  die 
ständische  Steuerbewilligung  der  modernen  Steuergesetzgebung 
nicht  an  die  Seite  gestellt  werden.  Die  Sonderverhandlungen 
mit  einzelnen  Gruppen,  ja  selbst  mit  einzelnen  Gliedern  der 
Landschaft  einerseits,  die  Steuerfreiheiten  derselben  anderer- 
seits lassen  es  zu  jener  Einheitlichkeit  und  Geschlossen- 
heit des  Aktes  des  Steuerbewilligung,  zu  jener  Uni- 


*  v.  Below  a.  a.  0.  S.  74    erklärt   dieses    Versprechen    mit   dem 

frofsen  Wert,  den  die  Stände  auf  Anerkennung  aer  vollkommenen 
reiheit  ihrer  Bewilligung  gelegt  hätten.  Allein,  wenn  die  Freiheit 
80  verstanden  wurde,  dafs  die  Stände  das  Steuerpostulat  völlig  un- 
erledigt lassen  oder  nach  völliger  Willkür  erledigen  durften,  dann 
konnte  es  ihnen  gleich^ltig  sein,  wann  und  ob  ihnen  ein  neuerliches 
Postulat  vorgelegt  werde?  Der  Widerspruch  der  beiden  Erklärungen 
in  den  Steuerreversen,  dafs  die  Steuer  von  den  Ständen  aus  freiem 
Willen  unbeschadet  ihrer  Privilegien  gewährt  werde  und  dafs  der 
Landesherr  überhaupt  oder  binnen  bestimmter  Frist  mit  neuen  Postulaten 
nicht  hervorkommen  dürfe,  löst  sich  nur  dann,  wenn  man  die  Freiheit 
als  Verbot  einseitiger  Steuerauflage  auffafst,  andererseits  davon  aus- 

feht,  dafs  von  einer  entgegengesetzten  Bestimmung  des 
etzten  Reverses  abgesenen,  das  Land  in  die  Prüfung  der 
Postulate  eingehen  mufs.  Vgl.  übrigens  v.  Below  selbst  a.  a.  0.  II 
S.  6,  9,  78  81;  Gierke  a.  a  O.  1  572.  Vgl.  auch  Rachfahl  a.  a.  0. 
8.  110. 

■  Ober  die  Rechtsgründe  vgl.  Kries  a.  a.  0.  S.  34;  Rachfahl  a.  a.  0. 
8.  290;  V.  Below  IH  1  S.  71. 
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versalität  ihrer  Wirkung  nicht  kommen,  welche  den  modernen 
Steuergesetzen  und  Steuerbewilligungen  eigentümlich  ist.  Die 
Landschaft,  sie  sei  Korporation  oder  nicht,  besitzt  nicht  die 
Bewilligungskompetenz  mit  solcher  Ausschliefslichkeit 
und  Kraft  wie  die  modernen  Parlamente^. 

Der  Mangel  der  Ausschliefslichkeit  äufsert  sich  auch  in 
der  Richtung,  dafs  der  König  oder  Landesherr  in  den  Stände- 
staat schon  rechtliche  Ansprüche  auf  Leistungen  der  Be- 
herrschten mitbringt,  welche  demnach  nicht  Gaben,  sondern 
wahre  Abgaben  sind  und  einer  ständischen  Bewilligung  nicht 
unterliegen^.  Man  sollte  nun  erwarten,  dafs  es  wegen  der 
epochalen  Bedeutung  des  Gegensatzes  zwischen  diesen  alten 
Abgaben  und  der  neuen  Beisteuer  für  die  Entstehung 
der  Ständeverfassung  irgendwo  und  irgendwann  zu  einer 
Katalogisierung  der  alten  Abgaben  kommen  müsse.  Diese 
Erwartung  wird  aber  durch  die  Geschichte  des  ständischen 
Steuerwesens  nicht  befriedigt;  sie  steht  auch  mit  dem  ganzen 
Geiste  des  Ständestaates,  welcher  jeder  Rechtsklärung  feind- 
lich ist®,  im  Widerspruch.  Krone  wie  Stände  ziehen  die  Rechts- 
unsicherheit mit  ihrem  grofsen  Spielraum  für  die  volle  Be- 
thätigung  der  jeweiligen  Macht  der  Aufstellung  dauernder  und 
fester  Rechtsschranken  vor.  Denn  diese  Rechtsunsicherheit 
ermöglicht  auf  der  einen  Seite  die  Emancipation  von  ständischer 
Bewilligung,  auf  der  andern  die  Einbeziehung  jeglicher  Art 
von  Leistung  an  den  Herrscher  in  die  Bewilligung.  Am  aller- 
stärksten  macht  sich  diese  Unsicherheit  auf  dem  Gebiete  jener 
Leistungen  geltend,  welche  vom  steuertechnischen  Standpunkt 
mit  den  modernen  indirekten  Steuern,  zum  Teil  aucn  mit 
den  Gebühren  vergleichbar  sind,  und  unter  dem  Namen  von 
Zöllen,  Mauthen,  Accise,  Biergeld,  Ungeld  u.  s.  w.   entrichtet 


1  Vgl.  oben  S.  58  A.  2;  Elvert,  Zur  österr.  Finanzgesch.  S.  221,  256, 
801;  Viroszil  II  S.  160:  D.  A.  8:  1741;  5  §  1  1792  ne  onus  publicum 
fundo  quoquo  modo  innaereat;  v.  Below  I  S.  39,  42  f.  II  S.  7,  58,  III  1 
S.  13,  16,  22,  III  2  S.  10,  12,  200;  Rachfahl  a.  a.  0.  S.  309 f.;  Kries 
a.  a.  0.  S.  61  A.  10  im  Gegensatz  zu  S.  35  f. 

ä  Viroszil  II  S.  181  f.  A.  1,  S.  209  A.  h,  S.  212  flP.;  Elvert,  Zur 
österr.  Finanzgeschichte  S.  132;  v.  Below  I  S.  25,  59,  63  II  S.  58  £F., 
III  1  S.  1,  5;  Kaizl,  Finanz^eschichte  I.  T.  aus  dem  Böhmischen  über- 
setzt von  Körner  S.  169.  Diesen  alten  Abgaben,  welche  zifr  Zeit  des 
Überganges  der  mittelalterlichen  Gemeinwesen  von  der  Natural-  zur 
Geldwirtschaft  (Kries  a.  a.  0.  S.  12  A.  14)  schon  bestehen,  und  welche 
als  Steuern  älterer  Ordnung  den  neuen  Steuern  des  Ständestaates  oder 
den  ständischen  Steuern  entgegenzustellen  sind,  hat  die  Geschichts- 
forschung noch  nicht  die  genügende  Aufmerksamkeit  zugewendet. 
Von  dem  hier  berührten  Gegensatz  geht  P.  18  des  schlesischen  Landes- 
privile^  des  Königs  Wladislaw  aus;  Kries  a.  a.  O.  S.  105. 

^  Das  schlesische  Landesprivileg  a.  a.  0.  bestimmt  die  alten  Ab- 
gaben nicht  näher  als  durch  den  Satz:  aufsgezogen  von  denen,  dar- 
wieder  sie  sich  billich  rechtshalben  nicht  zu  setzen  hätten.**  Vgl. 
hierzu  auch  v.  Below,  Territorium  S.  242,  255. 
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werden.  So  entscheiden  auch  hier  nicht  abstrakte  Rechts- 
normen, sondern  Machtverhältnisse^. 

Die  historische*  Bedeutung  des  Steuerbewilligungsrechts 
äufsert  sich  einmal  darin,  dais  mittels  desselben  die  Stände 
ihren  Einflufs  auf  die  Erledigung  aller  Angelegenheiten  er- 
strecken, welche  sie  interessieren^,  dann  aber  darin,  dafs  die 
Art  seiner  Ausübung  durch  die  Stände  die  Entwicklung  eines 
abstrakt  geregelten  Steuerrechts  und  einer  geordneten  Steuer- 
verwaltung im  ganzen  Umfange  der  Ausübung  bis  zur  Ver- 
nichtung des  Bewilligungsrechts,  also  bis  zur  Epoche 
des  Absolutismus  aufhält^. 

War  nun  die  ständische  Steuer  keine  Steuer,  der  Be- 
willigungsakt weder  nach  der  Art  seiner  Entstehung,  noch 
nach  seiner  Wirkung  ein  Steuergesetz  im  modernen  Sinn,  so 
erscheint  es  anachronistisch,  von  einem  Steuergesetzgebungs- 
recht der  Stände  zu  sprechen*.  Nicht  minder  schief  ist  es  aber, 
selbst  vom  Standpunkte  der  den  Ständestaat  beherrschenden 
Vorstellungen,  vom  Zeitpunkte  der  Beseitigung  der  Selbstver- 
sammlung der  Stände,  das  Verhältnis  so  zu  konstruieren,  als  ob 
die  Stände  eine  Steuergesetzgebung  allein  und  ohne  jegliche  Teil- 
nahme des  Königs  oder  Landesherrn  geübt  hätten  ^.  Denn  es  be- 
darf vor  allem  für  die  Wirksamkeit  einer  Steuerauflage  der  P  r  o  - 
Position,  der  Initiative,  des  Postulates  der  Krone. 
Von  sich  aus  dürfen  im  ständisch-monarchischen  Staate  die 
Stände  dem  Lande   keine   Steuern   auflegen*.     Die  Steuer  ist 


1  Kries  a.  a.  O.  S.  73 ff.;  Rachfahl  a.  a.  0.  S.  273. 

2  Vgl.  z.  B.  Kries  a.  a.  0.  S.  34  A.  3. 

*  Die  hier  wiederholt  angeführten  Darstellungen  von  Kries,  Elvert, 
Rachfahl  bieten  ein  anschauliches  Bild  der  auf  diesem  Gebiete 
herrschenden  heillosen  und  jammervollen  Zustände.  In  den  habs- 
burgischen  Ländern  währen  sie  bis  zum  Ausgang  des  18.  Jahrhunderts. 
Was  Rachfahl  a.  a.  0.  S.  291  f.  für  die  Zeit  bis  zum  30jährigen  Kriege 
anführt,  dafs  Subjekt,  Objekt  der  Steuer,  Hebungsformen  und  die 
sonstige  Verwaltung  des  Steuerwesens  immer  nur  von  Fall  zu  Fall 
durch  Landtagsschlufs  bestimmt  wird,  gilt  hier  bis  zur  Vernichtung  des 
Bewilli^ngsrechts  überhaupt.  Vgl.  z.B.  Kieg^ers  Materialien  zur  Statistik 
von  Böhmen,  10.  u.  11.  Heft  (Miszellen)  mit  den  dort  angeführten  Land- 
tagsschlüssen, welche  uns  zeigen,  dafs  die  Reverse  und  die  Steuer- 
bewilligungen nach  dem  30jährigen  Kriege  in  der  alten  Form  fortdauern; 
femer  Elvert.  16.  Bd.  der  Schriften  der  mährisch-schles.  Gesellschaft 
8.  829  f.  Nocn  1659  sollen  die  kgl.  Kommissare  auf  dem  mährischen 
Landtag  den  hohen  Ständen  „beweglichst"  vortragen,  dafs  ohne 
Selbstbelastung  derselben  die  armen  unvermögenden  Unterthanen  die 
Landeskontribution  nicht  zu  schaffen  vermögen;  Elvert,  Zur  österr. 
Finanzgeschichte  S.  318.  Die  Hervorhebung  der  nachteiligen  Wirkung 
des  ständischen  Steuerbewilli^un^srechts  auf  die  Entwicklung  eines 
wahrhaften  Steuerrechts  vermisse  ich  bei  v.  ßelow. 

*  Rachfahl  a.  a.  0.  S.  291. 
»^  A.  a.  0.  S.  151,  292. 

^  Darum  rügt  Ferdinand  I.  die  in  seiner  Abwesenheit  ^von  den 
böhmischen  Ständen  erfolgte  Steuerausschreibung  als  einen  Übergriff; 
Buchholtz,  Geschichte  Ferdinand  I.  Bd.  6  S.  394,  und  schon  im  14.  Jahr- 
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ja  eine  Beisteuer,  welche  dem  Könige,  nicht  aber  den 
Ständen  gereicht  wird.  Hätten  doch  die  Stände  mittels  einer 
einseitigen ,  selbständigen  Auf  lagebefugnis  dazu  gelangen 
können,  Leistungen  als  Steuern  flir  ihre  Zwecke  auszu- 
schreiben, welche  dem  König  oder  Landesherrn  kraft  seiner 
Regalien  gebühren  ^,  und  konnten  doch  durch  ein  solches  ver- 
fassungsrechtlich jeder  Kontrolle  entzogenes  einseitiges  Auf- 
lagerecht der  Stände  alle  Steuerquellen  für  ständische  Zwecke 
erschöpft  und  der  König  oder  Landesherr  sowohl  finanziell 
lals  auch  politisch  in  die  gröfste  Gefahr  gebracht  werden! 
Dem  war  nun  nicht  so.  Vielmehr  wirkte  der  König  oder 
Landesherr  sowohl  durch  die  Proposition  als  auch  durch  den 
zur  Wahrung  seiner  Rechte  berufenen  Vorsitzenden  der  Land- 
schaft^, endlich  aber  durch  seine  Befugnis  zur  Ablehnung  des 
Landtagsschlusses  in  bestimmender  Weise  auf  den  Inhalt  des 
Steuerauflageaktes.  Die  monarchischen  Akte  der 
Initiative,  wie  der  Annahme*  des  ständischen 
Auflagebeschlusses  sind  unerläfsliche  staats- 
rechtliche also  konstitutive  Voraussetzungen  seiner 
Wirksamkeit.  Die  Annahme  des  Beschlusses  der  Stände 
durch  den  Monarchen  erhält  ihren  formellen  Ausdruck  bald 
durch    den    üblichen    Steuerrevers*,    bald    auch    in    der   für 


hundert  bildet  in  Tirol  eine  solche  einseitige  Ausschreibung  eine 
Anomalie;  Jäger  II  1  S.  23  f.  Vgl.  hierzu  auch  Unger  a.  a.  0.  S.  402; 
Kries  a.  a.  0.  S.  43  A.  10,  S.  54  A.  6,  S.  57  A.  zum  Schlafs,  70  Abs.  2; 
Rachfahl  S.  115,  A.  5  der  S.  114. 

^  Mit  der  Rücksicht  auf  diese  Regalien  erklärt  sich  die  Reservat- 
sanktion des  D.A.  1:  1802,  worin  die  von  den  Ständen  dargebotene 
Rekrutenbewillieung  mit  dem  Vorbehalt  angenommen  wird,  ne  per 
hanc  acceptationem  praehabitis  Regiis  in  ratione  defensionis  JuriDus 
tjuidpiam  derogetur. 

«  Kries  a.  a.  0.  S.  1,  27  A.  2;  Rachfahl  S.  156  ff.,  159  ff. 

'  Über  diese  Annahme  vgl.  Kries  a.  a.  0.  S.  28  Abs.  2.  In  einer 
Erklärung  des  Herzogs  von  Julich-Berg  an  den  Landtag  von  1539  wird 
anknüpfend  an  eine  erfolgte  Ungeldb e will igung  als  ein  allgemeiner 
Rechtsgrundsatz  behauptet:  „Nun  solt  es  billich  also  sein,  wie  es  durch 
die  ^anze  Christenheit...  gehalten  wirt,  was  der  her  schleust 
mit  üer  ritterschaffc  und  steden,  das  das  gehalden  werde."  v.  Below  II 
8.  73  A.  278.  Dadurch,  dafs  Rachfahl  a.  a.  0.  S.  151  den  staatsrecht- 
lichen Akt  des  Postulates  ^nz  übersieht  und  die  Annahme  der 
ständischen  Bewillij^ng  als  emen  staatsrechtlich  indifferenten  Akt  er- 
klärt, ist  er  zu  einer  juristisch  vollkommen  verfehlten  Charakteristik 
der  Bewilligung  gelangt.  Und  doch  besteht  das  von  ihm  S.  152,  273 
konstatierte  Bedürfnis  nach  königlicher  Genehmigung  ständischer  Be- 
schlüsse vom  Standpunkte  ihrer  Vereinbarkeit  mit  den  Regalien,  auch 
für  iene  über  neue  Steuern,  wegen  der  im  Texte  hervorgehobenen 
Möglichkeit  der  Erstreckung  der  Bewilligung  auf  Einnahmen  des 
Königs  ex  jure  regio. 

*  Elvert,  Zur  österr.  Finanzgeschichte  S.  156,  158  f.,  165 ;  v.  Below 
III  1  S.  73  f.;  Rachfahl  a.  a.  0.  S.  290. 
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sonstige  Landtagsschlüsse   üblichen  Form  der  Verabschiedung 
des  Bewilligungsschlasses^. 

In  der  Annahme  des  Bewilligungsschlusses  liegt  auch 
die  Genehmigung  der  mit  demselben  verknüpften,  von  Fall 
zu  Fall  wechselnden  Vorschriften  über  die  Modalitäten  der 
Steuer  selbst,  über  die  Formen  ihrer  Bemessung,  Hebung, 
zwangsweisen  Einhebung  und  Abfuhr^.  Eine  solche  Ge- 
nehmigung erscheint  von  dem  Zeitpunkte  der  staatsrechtlichen 
Centralisierung  der  Exekutionsgewalt  und  der  Kontrolle  über 
die '  feudalen  Obrigkeiten  in  der  Hand  des  Königs  oder  des 
Landesherrn  durch  diese  allein  rechtlich  geboten.  Gilt  doch 
vom  15.  Jahrhundert  ab  der  König  wie   der   Landesfürst  als 


^  Ein  Beispiel  bei  v.  Below  III  2  S.  285:  „Zu  urkunt  seint  dieses 
abscbeids  drei  gleiches  inhaltz  under  irer  fürstlichen  Gnaden  secret- 
Siegel  ufgericht  und  verfertigt. '^  Quam  Statuum  et  Ordinum  bumillimam 
oblationem  Kegia  Majestas  cTementer  acceptare  dignabatur,  beifst  es 
im  D.  A.  1 :  1802  mit  Beziehung  auf  die  mit  der  Steuerbewilligunj^  zu 
vergleichende  Rekrutenbewilligung.  Ebenso  schliefst  der  scmesische 
Fürsten ta^sabschied  von  1527  mit  den  Worten:  „wie  denn  dasselbige 
von  K.  Mjt.  darauf  verblieben  und  zugesagt  ist'';  Kries  a.  a.  O. 
8.  92  f.    Vgl.  Rachfahl  selbst  S.  175  A.  1. 

'  Bacnfahl  läfst  infolge  der  Verkennung  des  Wesens  der  Annahme 
über  alle  diese  Punkte  die  Stände  allein  entscheiden;  a.  a.  0.  S.  291  f. 
Dem  widerspricht  der  eranze  Gan^  der  Steu  er  verband  lungen ,  während 
welcher  der  Herrscher  oestimmend  nach  allen  angegebenen  Richtungen 
wirkt  (Rachfahl  S.  115,  296  f.,  301  A.  1,  S.  305  ff.;  Elvert  a.  a.  0  S.  173), 
femer  die  Thatsache,  dafs  ohne  Einigung  zwischen  ihm  und  den  Ständen 
deren  Beschlüsse  jeglicher  Kraft  entbehrten.  Vgl.  Kries  a.  a.  0.  S.  34 
A.  3,  S.  66  A.  8.  Die  von  Leopold  I.  genehmigte  niederösterreichische 
Exekntionsordnung  für  Landesanlagen  teilt  im  Eingang  mit,  dafs  die 
ihr  vorangegangene  vom  Jahre  1599,  durch  Rudolf  IL  ratifiziert 
und  publiziert  worden  sei;  Codex  Austriacus  I  S.  309.  Landes- 
anlagen bedeutet  hier  ständisch  bewilligte  Steuern,  nicht  Steuern  für 
die  Landschaft  wie  bei  Rachfahl  a.  a.  0.  S.  X  u.  294.  Vgl.  auch  HoMekret 
V.  19.  Januar  1784  Justizgesetzsammlung  Nr.  228.  Der  Fürstentagsschlufs 
von  1579  (Kries  a.  a.  0.  S.  97)  bildet  keinerlei  Beweis  für  ein  den  Ständen 
unabhängig  von  dem  Willen  des  Königs  gebührendes  Steuer- 
exekutionsrecht. Der  Fürstentag  bezeichnet  es  nur  als  Herkommen,  dafs 
die  Steuerexekution  von  den  Ständen  vollzogen  werde  und  lehnt 
jede  Verantwortung  für  die  rechtzeitige  Ablieferung  der  Hilfe  ab,  wenn 
diese  Exekution  durch  königliche  Akte  sistiert  werde.  Daraufhin  er- 
folgt die  autoritative  Erklärung  des  Königs,  dafs  es  so  bleiben 
solle,  wie  bisher.  Erwägt  man,  dafs  gegen  die  säumigen  Stände  selbst 
oder  im  Falle  der  Unzulänglichkeit  ihrer  Autorität  gegen  die  Unter- 
thanen  derselben  der  Oberhauptmann  die  Exekution  zu  üben  hat 
(Rachfahl  a.  a.  O.  S.  178,  385  A.  3,  403),  dafs  dieser  nicht  nur  Land- 
schaftsorgan, .sondern  auch  Vertreter  des  Königs  ist,  dafs  es  im  Jahre 
1580  zur  Übertragung  der  Steuerexekution  an  das  ständische  General- 
steueramt königlicher  Mitwirkung  bedarf  (Kries  a.  a.  O.  S.  66  A.  3), 
dafs  endlich  im  16.  Jahrhundert  innerhalb  der  habsburgischen  Monarchie 
die  Exekutionsgewalt  in  den  Händen  des  Monarchen  centralisiert  war,  so 
erscheint  es  nicht  zulässig,  für  jene  Zeit  das  Exekutionsrecht  der  Stände 
als  ein  auf  sich  selbst  ruhendes,  von  der  königlichen  Autorität  ganz 
abgelöstes,  ihr  unkontrollierbar  gegenüberstehendes,  souveränes  Refcht 
zu  erklären. 

5* 
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Urquell  aller  Gewalt  *.  Um  so  mehr  bedarf  es  der  Genehmi- 
gung des  Landtagsschlusses  durch  den  Herrscher,  wenn,  wie 
dies  zuweilen  und  frühzeitig  geschieht,  Steuerverwaltungs-  und 
Exekutionsakte  Behörden  überwiesen  werden,  die  zu  seiner 
ausschliefslichen  Verfügung  stehen,  oder  wenn  die  Exekution 
sich  in  Formen  vollziehen  soll,  welche  dem  Rechtswege  ange- 
hören, deren  Kontrolle  deshalb  dem  Herrscher  als  höchstem 
Richter  zukommt*.  Wie  endlich  die  Stände  selbst  die  könig- 
liche oder  landesherrliche  Autorität,  unter  welcher  ihre  steuer- 
rechtlichen  Beschlüsse  gefafst  werden,  als  Wurzel  ihrer  Kraft 
betrachten,  und  wie  sie  die  Intervention  der  Krone  anrufen, 
um  diese  Kraft  zu  bewähren,  ist  bereits  gezeigt  worden®. 

Aus  all  den  angeführten  Gründen  kann  deshalb  ein  Land- 
tagsschlufs,  welcher  einen  Teil  der  dem  Lande  aufzuerlegenden 
Steuern  für  ständische  Zwecke  reserviert,  seine  rechtliche  Kraft 
nur  daraus  ziehen,  dafs  er  von  einem  Landtage  ausgeht,  welcher 
mit  königlicher  oder  landesherrlicher  Genehmigung  durch  das 
den  König  oder  Landesherrn  repräsentierende  Organ  der  Land- 
schaft eröffnet,  geleitet  und  geschlossen  worden  ist,  dafs  er 
also  unter  Autorität  der  Krone  gefafst  wurde*. 


»  Rachfahl  a.  a.  0.  S  403,  76  f.,  163,  165,  171,  351. 

*  A.  a.  0.  S.  165,  175;  Elvert,  Zur  österr.  Finanzgeschichte 
S.  77,  79  f. 

'  \-gL  oben  S.  60  A.  1  und  Kries  a.  a.  0.  S  41.  Hierzu  bemerkt 
Eachfahl  a  a.  0.  S  292,  dafs  aus  solcher  Anrufung  der  königlichen 
Autorität  nicht  auf  einen  Anteil  des  Königs  an  Steuer-Gresetzgebune, 
-Verwaltung  und  -Rechtsprechung  geschlossen  werden  dürfe,  daß 
vielmehr  die  Krone  nur  deshalb  angerufen  wurde,  weil  sie  als  die 
höchste  Quelle  alles  Rechts  schlechuiin  jenseits  der  Verfassung  galt. 
Das  ist  ein  juristischer  Widerspruch.  War  der  König  Urquell  alles 
Rechts,  so  flofs  auch  das  Ständerecht  aus  demselben.  Dann  kann  das- 
selbe ohne  den  König  nicht  gedacht  werden,  und  es  entspricht  seiner 
Entstehungsart  und  seinem  rechtlichen  Wesen,  dafs  es  der  König  zum 
Fliefsen  bringt,  wenn  sein  Lauf  irgendwo  stockt.  Der  König  steht 
aufserhalb  der  ständischen  Verfassung,  wenn  man  dieselbe  mit  den 
Rechten  der  Stände  identifiziert.  Allein,  sobald  diese  Rechte  bestritten 
oder  verletzt  werden,  gelten  sie  nicht  als  durch  Autogenesis  entstanden, 
sondern  als  Rechtsschöpfungen  des  Königs,  der  sie,  als  ihr  Urheber, 
pegcn  jeden  Angriff  zu  schützen  hat.  Die  Kechtsschutzpfiieht  des  Königs 
üilüet  also  eine  Pertinenz  auch  des  Ständerechts,  gehört  zu  ihm,  und 
auch  insofern  scheint  es  geboten,  die  übliche  Charakteristik  der  Stände- 
verfassung als  einer  dualistischen  einzuschränken.  Vgl.  Rachfahl  selbst 
a.  a.  0.  S.  403. 

*  Zuweilen  ist  es  der  Landesfurat  selbst,  der  die  Stände  für  eine 
Steuer  durch  die  Aussicht  zu  gewinnen  sucht,  dafs  sie.  eine  über  das 
Postulat  hinausgehende  Summe  beschliefscn  und  den  Überschufs  für 
ihre  Zwecke  verwenden  könnten:  Kries  a.  a.  0.  S.  68  A.  b,  S.  70  Abs.  2; 
Ungcr  S.  402.  Das  Landesvermögen  bildet  sich  indes  nicht  aus  diesen 
reservierten  Beträgen,  sondern  aus  den  Uuterschleifen  und  Erpressungen 
der  Landschaft;  iTries  a.  a.  0.  S.  46  A.  9,  S.  56,  58,  68;  Elvert  a.  a.  0. 
S.  181.  Aber  Vorbehalte  wie  Unterschlagungen  sind  Accessorien  der 
Bewilligungen  zu  Gunsten  des  Königs,  nicht  aber  Akte,  die  von  jedem 
Zusammenhang   mit    denselben  gelöst  sind.     Rachfahl  a.  a.  0.  o.  151 
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vm. 

Historiker  wie  Rechtshistoriker  sind  geneigt,  in  der  Land- 
Schaft  eine  Form  der  Volks  Vertretung  zu  erblicken  ^  Diese 
Charakteristik  ist  aber  geeignet,  die  gröfsten  Verwirrungen  zu 
stiften,  wenn  sie  nicht  auf  das  richtige  Mafs  zurückgeführt 
wird.  Sicher  ist  der  Landesherr  als  Herr  beschränkt  durch 
die  Mitwirkung  der  Stände  *,  wie  der  konstitutionelle  Monarch 
durch  jene  der  Volksvertretung.  Es  ist  aber  gezeigt  worden, 
in  welch  technisch  roher  Form  sich  die  ständische  Mit- 
wirkung äufserte,  wie  unsicher  sie  nach  ihrem  Umfange 
und  in  ihrem  Bestände  war,  und  wie  wenig  sie  nach  beiden 
Richtungen  mit  der  Mitwirkung  einer  modernen  Volksvertretung 
zur  Friedigung  staatlicher  Angelegenheiten  verglichen  werden 
darf.  Auch  ist  es  richtig,  dafs  die  Stände  wiederholt  in  ihren 
Petitionen  auf  den  gemeinen  Nutzen  des  Landes  verweisen^, 
der  die  Erfüllung  desselben  heische,  somit  wenigstens  formell 
für  Gemeininteressen  eintreten   wie  die  modernen  Parlamente. 

Allein  das  blofse  E  i  n  treten  für  Gemeininteressen  ist  eben- 
sowenig geeignet,  uns  das  Wesen  der  Volksvertretung  zu 
erschliefsen  als  die  Einreihung  der  Landschaft  unter  die  Formen 
der  Volksvertretung  zu  rechtfertigen.  Denn  auch  der  ständische 
Monarch  tritt  für  den  gemeinen  Nutzen  des  Landes  ein,  ganz 
wie  der  konstitutionelle  Monarch  die  iDteressen  des  Staates 
durch  seine  Regierung  zu  wahren  hat  und  wahrt  ^. 

Ihrer  rechtlichen  Struktur  nach  ist  die  Volksvertretung 
eine  Vertretung  des  Volkes  in  der  Ausübung  seines  An- 
teils an  der  staatlichen  Herrschaft.  Daraus  folgt,  wenn 
man  sich  zur  Bezeichnung  dieses  Anteils,  der  unter  Umständen 


teilt  mit,  dafs  die  von  den  schlesischen  Ständen  anläfslich  einer  Steuer- 
bewillignng  für  aich  vorbehaltenen  Beträge  dem  König  ^ar  nicht  mit- 

feteilt  wurden.  Belege  für  diese  Behauptung  werden  nicht  geboten, 
st  sie  aber  richtig,  dann  haben  wir  es  mit  einer  Pflichtverletzung  des 
zur  Wahrung  der  kgl.  Interessen  verpflichteten  Ober  Hauptmanns  zu 
thun  (Rachfahl  S.  156,  159)  nicht  aber  mit  einer  zu  Recht  Destehenden 
Einrichtung. 

»  ünger  a.  a.  0.  S.  429;  v.  Below  II  S.  13f ,  Territorium  S.  24:^  ff. 

\  Das  allein  genügt  für  Balogh  a.  a.  0.  Nr.  242:  1899,  die 
ungarische  Ständeverfassung  für  eine  konstitutionelle  zu  erklären 

«  Kries  a.  a.  0.  S.  25  A.  13,  S.  30  f. ;  Unger  a.  a.  0.  S.  437  f., 
V.  Below  II  S.  12  f.,  33  f.    Ungenau  Jellinek  a.  a.  0   S.  636. 

*  Vgl.  unten  S.  72  f. ,  dann  die  von  Below  II  S.  34  A.  126  an- 
geführten, m.  £.  von  ihm  nicht  richtig  gewürdigten  Quellenstellen. 
Wenn  die  Stände  nicht  selten  die  für  sich  in  Anspruch  genommenen 
Rechte  dem  Landesfürsten  als  Rechte  des  Landes  entgegenstellen,  so 
nimmt  der  Landesfurst  die  Revision  dieser  Ansprüche  äs  Land  es  fürst 
vor,  der  berufen  sei,  Recht  und  Billigkeit  dem  ganzen  Lande,  also 
allen  seinen  Unterthanen,  ohne  Unterschied  des  Standes  zu  ge- 
währen; Tezner,  Landesfürstliche  Verwaltun^srechtspflege  S.  14,  81,  85. 
Femer  beruft  sich  auch  der  Landesfürst  bei  Steuerpostulaten  auf  die 
Interessen  des  Landes,  welche  die  Bewilligung  rechtfertigen. 
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nicht  Teil,  sondern  das  Ganze  ist,  des  Ausdruckes  Recht  be- 
dient, dafs  der  Träger  des  Rechtes  das  Volk  ist,  und  dafs  die 
moderne  Volksvertretung  kein  eigenes,  sondern  das  Recht 
des  primär. zur  S e  1  b s t ausübung  berufenen  Volkes  an  dessen 
Stelle  ausübt.  Für  Montesquieu  bedeutet  die  repräsentative 
Versammlung  nur  ein  Auskunftsmittel  wegen  der  technischen 
Unmöglichkeit  einer  Vollversammlung  des  souveränen 
Volkes.  Weil  so  das  Volk  Träger  des  von  der  Volks- 
vertretung geübten  Rechtes  ist,  deshalb  soll  einerseits  die 
Ausübung  des  Rechtes  grundsätzlich  durch  einen  hierzu  ge- 
eigneten Willensakt  auf  die  Volksvertretung  übertragen 
werden  und  der  Kreis  der  zur  Übertragung  berufenen  Volks- 
glieder soll,  um  die  Idee  der  Volksvertretung  zur  Wahrheit 
zu  machen,  soweit  gezogen  werden,  als  es  politisch  möglich  ist^ 
Im  ständisch-monarchischen  Staate  sind  zur  Mitbestimmung 
der  staatlichen  Angelegenheiten  nur  die  Stände  berechtigt. 
Wer  des  Status  entbehrt  —  und  das  ist  die  grofse  Masse  aes 
Volkes  —  ist  politisch  rechtlos.  Schon  aus  diesem  Grunde 
allein  kann  die  Landschaft  nicht  als  Vertretung  des  Volkes 
in  der  Ausübung  seiner  Selbstbestimmung,  seines  Herrschafts- 
oder Mitherrschaftsrechtes  sein.  Sie  tritt  zwar  hier  und  da 
für  das  Interesse  des  politisch  rechtlosen  Teils  des  Volkes  ein, 
nicht  aber  an  Stelle  des  zur  Wahrung  seiner  Interessen  primär 
berechtigten  Volkes,  sondern  deshalb,  weil  dem  der  Land- 
standschaft entbehrenden  Teil  des  Volkes  ein  Recht  zur  Wah- 
rung seiner  Interessen,  zur  Aufserung  über  dieselben  und  zur 
Mitbestimmung  derselben  in  autoritativer  Weise  gänz- 
lich abgeht.  Die  Stände  müssen  die  Fürsprache  filr  den 
gemeinen  Mann  übernehmen  nicht  deshalb,  weil  eine  mit- 
beratende Versammlung  aller  Volksglieder  ein  Ding  der  Un- 
möglichkeit ist,  sondern  weil  der  gemeine  Mann  überhaupt 
kein  Recht  hat,  in  die  Erledigung  der  Laudesangelegenheiten 
hineinzureden'.     Ist  die  Montesquieusche   repräsentative  Ver- 


^  Es  sei  verwiesen  auf  die  bekannten  Stellen  aus  De  Tesprit  des  Lois, 
liv.  11  chap.  6:  Comme  dans  un  Etat  libre  tout  homme  qui  est  cens^ 
avoir  une  äme  libre  doit  6tre  gouvem^  par  lui  m§me,  in  faudrait  que 
le  peuple  en  corps  eüt  la  puissance  legislative;  mais  comme  cela  est 
impossible  dans  les  grands  !^tats,  et  est  sujet  k  beaucoup 
dMnconv^nients   dans   les  petits,    il  faut  que  le  peuple  f&ase 

par  ses  representants  tout  ce  qu'il  ne  peut  faire  par  lui  mdme 

Tous  les  citojens,  dans  les  divers  districts,  doivent  avoir  droit  de 
donner  leur  vois  pour  choisir  le  repr^sentant,  exceptö 
ceux  etc. 

^  Höchst  anschaulich  macht  dies  die  Antwort  des  Herzogs  von 
Jülich-Ber^  auf  die  Bemerkung  des  Landtags  von  1589,  dafs  die  Unter- 
thänigen  ein  vom  Landtag  bewilligtes  Ungeld  nicht  zahlen  wollen:  Es 
sei  ein  in  der  ganzen  Christenheit  anerkannter  Grundsatz,  dafs  das  von 
Eittem  und  Städten  mit  dem  Herrn  Geschlossene  zu  halten  sei.  „Darumb 
darf  man  den  Haussman  nit  fragen,  dan  der  kan  sein  eigen  wolfart  nit 
bedenken  und  man  mufs  ihm  zum  guten  zwingen*';  v.  fielow  II  S.  73 
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Sammlung  eine  Vertretung  des  souveränen  Volkes  in  der 
Ausübung  seiner  Herrschaftsrechte,  so  patronisiert  die 
Landschaft  den  von  allen  Herrschaftsrechten  ausgeschlosse- 
nen, entblöfsten  Teil  des  Volkes  eben  deshalb,  weil  er 
kein  Recht  hat,  sich  zur  Wahrung  seiner  Interessen  gegenüber 
dem  LandesfUrsten  zu  organisieren,  weil  er  politisch  rechtlos  ist 

An  dieser  Erkenntnis  wird  durch  die  Thatsache  nichts 
geändert,  dafs  der  Landesfürst  sich  zuweilen  auf  die  Mit- 
wirkung der  Ritter,  Städte  und  des  gemeinen  Landes 
beruft,  dafs  er  Privilegien  des  Landes  beschwört  und  dafs  er 
das  Recht  eines  jeden,  Edel  oder  Unedel,  Reich  oder  Arm, 
zu  wahren  verspricht*. 

Denn  das  zur  Mitwirkung  berufene  Land  oder  das  Land 
im  Sinne  einer  zur  Erledigung  von  Landesangelegenheiten 
mitberufenen  Gesamtheit  sind  nur  die  landtagsfähigen  Stände, 
und  soferne  man  unter  den  beschworenen  Landesprivilegien 
das  Recht  zur  Mitwirkung  an  der  Erledigung  der  Staats- 
angelegenheiten versteht,  sind  die  Landesprivilegien  wieder 
nur  Privilegien  der  landtagsfähigen  Stände. 


A.  273.  Vgl.  übrigens,  was  das  Verhältnis  des  Landesherm  zu  den 
Ständen  betrifft  a.  a.  0.  II  S.  50  A.  175,  S.  52  A.  188.  Das  der 
Montesquieuschen  Repräsentation  zu  Grunde  liegende  Recht  des  Volks, 
durch  seine  Repräsentation  die  Herrschaft  des  Staates  in  der  Form  der 
Gesetzgebung  zu  üben,  und  das  Recht  der  Stände,  über  das  Volk  zu- 
sammen mit  dem  Landesherm  in  welcher  Form  immer  zu  herrschen, 
sind  so  grundverschieden,  dafs  es  kaum  möglich  ist,  die  Landschaft  und 
das  Parmment  unter  einem  anderen  höheren  Begriff  zusammenzufassen 
als  unter  dem  einer  die  monarchische  Gewalt  beschränkenden  Ver- 
sammlung. Nach  Unger  a.  a.  0.  S.  436  ruht  die  Vertretung  des  Landes 
durch  die  Landstände  auf  der  Vogteipflicht  des  einzelnen  Landstands 
gegenüber  seinen  Untersassen.  >lit  Recht  bemerkt  v.  Below  a.  a.  0. 
II  S.  13  dagegen,  dafs  nicht  alle  der  Landstandschaft  Entbehrenden 
Untersassen  emes  Landstandes  waren.  Auch  petitionierte  nicht  jeder 
Stand  nur  für  seine  Hintersassen,  sondern  alle  für  die  Wahrung  der 
Interessen  der  Unterthanen.  Identifiziert  man,  wie  dies  Unger  thut, 
Repräsentation  des  Volks  mit  dem  Schutz  der  politisch  rechtlosen  Volks- 
klassen,  so  findet  im  ständischen  Staate  die  Volksrepräsentation  ihre 
volle  staatsrechtliche  Verkörperung  im  König  oder  im  Landesherm, 
welcher  für  sich  die  Rechtsstellung  eines  höchsten  Schutzherrn  der 
Schwachen  gegenüber  dem  Mächtigen  in  Anspruch  nimmt  und  gegen 
die  Ausschreitungen  der  Stände  zur  Geltung  bringt:  Tezner,  Ver- 
waltungsrechtspflege S.  14,  41,  69  32  ff.;  Rries  a.  a.  O.  8.  55;  Viroszil  I 
S.  127,  286  A.  m,  fl  S.  159  A.  e,  S.  256  A.  a,  S.  270  f.  A.  o,  S.  276  A.  h, 
S.  277  A.  i.  In  der  That  bezeichnen  die  absolutistischen  österreichischen 
Centralisten  als  den  Repräsentanten  des  Volks  gegenüber  dem  dasselbe 
bedrückenden  ungarischen  Adel  den  König;  Hock-Bidermann,  Der 
österr.  Staatsrat  ^.  206.  Eine  anonyme  Staatsschrift  unter  Karl  VI. 
verlangt  Bestellung  der  landesfürstlichen  Fiskale  zu  tribuni  plebis 
auf  den  Landtagen,  um  die  einer  Vertretung  entbehrenden  Interessen 
des  gemeinen  Mannes  auf  denselben  zu  wahren:  Bidermann,  Gesamt- 
staatsidee  II  S.  38,  192.  Realisiert  wird  dieser  Vorschlag  unter  Maria 
Theresia  mittels  der  auf  gerichtliche  Vertretung  beschränkten  Unter- 
thansadvokaten. 

»  Unger  a.  a.  O.  S.  433. 
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Die  repräsentative  Staatsidee  beruht  auf  der  Vorstellung 
der  Stellvertretung  einer  mehr  oder  minder  umfassenden,  immer 
aber  über  den  Kreis  der  Repräsentanten  hinaus- 
gehenden Oesamtheit  von  Staatsangehörigen,  denen  die 
rechtliche  Fähigkeit  und  das  Recht  zur  Mitwirkung  an  der 
staatlichen  Thätigkeit  zukommt,  durch  einzelne  aus  ihrer 
Mitte  in  der  Ausübung  eben  dieses  Rechtes,  wie  denn 
juristisch  jede  Stellvertretung  die  Fähigkeit  des  zu  Vertretenden 
fUr  jenes  Recht  und  den  Besitz  des  zu  Vertretenden  hinsicht- 
lich desjenigen  Rechtes  voraussetzt,  in  dessen  Ausübung 
er  durch  einen  andern  vertreten  werden  soll  ^.  Im  ständischen 
Staate  kommt  aber  die  Landtagsfbhigkeit,  also  das  Recht  zur 
Mitwirkung  am  Staate  nur  den  Ständen  zu,  sodafs  aus  diesem 
Grunde  von  einer  Vertretung  eines  über  die  Stände  hinaus- 
reichenden Kreises  der  zu  aktiver  politischer  Thätigkeit  Be* 
rufenen  und  rechtlich  Fähigen  in  der  Ausübung  des  Rechts 
zur  politischen  Thätigkeit  durch  einen  aus  ihrer  Mitte  hervor- 
gehenden Bruchteil  nicht  gesprochen  werden  kann. 

Das  landesfürstliche  Gelöbnis,  jedermanns  Recht  zu  wahren, 
enthält  aber  keinesfalls  die  Anerkennung  einer  allgemeinen 
primären  Berechtigung  der  Landesinwohner  zur  Mitbestimmung 
der  Landesangelegenheiten ,  sondern  nicht  mehr  als  die  An- 
erkennung der  allgemeinen  Rechtsschutz-  und  Rechtsbewahrungs- 
päicht  des  Fürsten. 

Sowie  nun  diese  Pflicht  schlechthin  aus  dem  tragenden 
Amte  des  Landesfürsten  hervorgeht ',  sowie  ferner  der  Landes- 
fürst, wenn  er  fiir  die  Interessen  des  Landes,  für  das  Auf- 
nehmen von  Land  und  Leuten^,  für  den  armen  Unterthan 
den  Ständen  entgegentritt,  keinesfalls  den  Unterthan  in  der 
Ausübung  seines  Rechtes  auf  Bestimmung  und  Wahrung  seiner 
Interessen  repräsentiert,  sondern  kraft  amtlicher,  selbständiger, 
von  jedem  Stellvertretungsverhältnis  abgelöster  Befugnis 
handelt,  so  nehmen  auch  die  Stände,  wenn  sie  sich  des  Unter- 
thans  gegenüber  den  Ausschreitungen  des  Landesfürsten  an- 
nehmen, eine  verfassungsmäfsige  selbständige,  unmittelbare 
Befugnis    in   Anspruch,    und   sind    weit   davon    entfernt,   als 


^  Wenn  v.  Below,  Territorium  S.  246,  der  Definition  Robert 
V.  Mehls  folgend,  die  Stände  als  Repräsentation  erklärt,  weil,  im  We^e 
der  Landesversammluneen ,  der  einem  Teile  oder  der  Gesamtheit 
der  Unterthanen  zustehende  Einflufs  auf  Staatsgeschäfte  durch  eine 
kleinere  Zahl  aus  der  Mitte  der  Beteiligten  und  in  ihrem  Namen 
verpflichtend  für  sie  besorgt  wurde,  so  übersieht  er,  dafs  im  Stände- 
staate das  Recht,  die  Staatsangelegenheiten  zu  bestimmen,  keinem 
anderen  Volksteil  als  den  Ständen  zu  Kam,  dafs  also  der  Kreis  der  mit 
solchem  verfassungsrechtlichen  Einflufs  Ausgestatteten  über  die  Sande 
nicht  hinausgine. 

'  Tezner,  Landesfurstliche  Verwaltungsrechtspflege  S.  5,  12,  A.  17b, 
S.  14,  81,  85. 

«  A.  a.  0.  S.  174  A.  21. 
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Subjekt  dieser  Befugnis  jemanden  anderen  anzuerkennen, 
aufser  sich  selbst  und  sich  selbst  nur  als  Vertreter  in  der 
Ausübung  von  Befugnissen  Dritter  zu  betrachten. 

KurZy  Landesfürst  und  Stände  konkurrieren  in  der  selb- 
ständigen Bestimmung  der  Land  es  Interessen  nicht  kraft  eines 
Repräsentationsverhältnisses  im  Sinne  der  modernen  Repräsen- 
tatividee,  sondern  kraft  eines  Überordnungsverhältnisses 
g^enüber  dem  landtagsunfllhigen  Teil  des  Volkes.  Wenn  man 
von  Repräsentation  im  Geiste  des  ständisch -monarchischen 
Staatsrechts  sprechen  will^  so  kann  man  Fürst  und  Stände  in 
keinem  andern  Sinn  als  Repräsentanten  des  Landes  erklären, 
uls  in  welchem  von  der  absolutistischen  Staatslehre  der 
absolute  Monarch  als  Repräsentant  von  Staat  und  Volk  be- 
zeichnet wurde. 

Weil  nun  der  des  Status  entbehrende  Teil  des  Volks  von 
jedem  Herrschaftsrechte  ausgeschlossen  ist,  deshalb  ruht  auch 
das  Recht  der  Landstände  auf  keinem  Übertragungsakt  des 
Volks  und  ist  von  demselben  nicht  abgeleitet^. 

Diese  Konstruktion  des  Verhältnisses  der  Landschaft  zum 
Volk  ^  entspricht  auch  vollständig  ihrer  Entstehungsgeschichte. 
Politisch  betrachtet,  sind  unter  günstigen  Umständen  die  Land- 
stände alleinige  Konstituenten  ihrer  Rechte.  Manche  derselben, 
wie  z.  B.  die  feudalen,  bringen  sie  aus  der  vorständischen 
Epoche  in  die  ständische  mit^.  Rechtlich  kann  als  Konstituent 
der  ständischen  Rechte  neben  den  Ständen  nur  der  König, 
der  Landesherr  betrachtet  werden,  der  mittels  Privilegs  bald 
ständische  Rechte  neu  schafft,  bald  von  dem  römischen  Reiche 
abgeleitete  oder  originär  entstandene  anerkennt^. 


1  Ich  vermag  denn  in  der  That  in  der  erfindlichen  wie  bedächtigen 
Darstellung  v.  Selows  nirgend  einen  Annaltspunkt  für  dessen  Be- 
hauptung a.  a.  0  II  S.  13  A.  51  zu  finden,  dafs  die  Stände  von  Jülich- 
Berg  ihre  Rechte  vom  Lande  empfangen  hätten.  Selbst  wenn  man 
mit  V.  Below  annimmt,  die  Stände  hätten  nicht  blofse  Interessen  des 
Landes  vertreten,  sondern  seien  Vertreter  des  Landes  als  eines 
politischen,  sie  umfassenden  Gemeinwesens,  als  eines  Rechtssubjektes 
m  der  Ausübung  eines  originären,  dem  Lande  primär  zukommenden 
staatlichen  Rechts  gewesen,  so  folgt  daraus  noch  nichts  für  die  Ableitung 
dieser  Vertretung  von  einem  Willensakt  des  Landes.  Der  deutsche 
Gerhabe,  der  agnatische  Regent  vertritt  das  Mündel,  den  regierungs- 
unÄhigen  Monarchen  in  der  Ausübung  seines  Rechts  kraft  eigenen 
Rechtes  und  nicht  kraft  eines  Übertragungsakts  des  Vertretenen.  Vgl. 
nunmehr  auch  v.  Below  selbst,  Territorium  und  Stadt  S.  247. 

«  V.  Below,  Territorium  S.  244,  246. 

*  Die  mittelalterliche  Feudalisierung  der  staatlichen  Funktionen 
erhält  sich  bis  zum  Ausgang  der  absolutistischen  Epoche,  freilich  mit 
der  wichtigen  Einschränkung,  daPs  das  patrimonial-feudale  Amt  sich  in 
die  Obrigkeit  unterster  Instanz  verwandelt  hat. 

♦  Unger  a.  a.  ü.  S.  107  A.  2  S.  240;  v.  Below,  Territorium  S.  11. 
Sofern  die  Stände  einen  Rechtsgrund  für  die  Entstehung  ihrer  Rechte 
oder  eine  rechtliche  Bekräftigung  derselben  vorzubringen  genötigt  sind, 
80  verweisen  sie  auf  Akte  des  üerrschers,  an  welche  sie  Anlehnung 
suchen,  nicht  auf  Akte  der  Unterthanen,  RachÜEihl  a.  a.  O.   S.  403. 


74  XIX  3, 

Aus  der  politischen  Rechtlosigkeit ,  aus  der  Landtags- 
Unfähigkeit  der  grofsen  von  der  Standschaft  ausgeschlossenen 
Masse  des  Volks  und  aus  der  politischen  Alleinberechtigung 
der  Stände  folgt  dann  von  selbst,  dafs  die  Landschaft  keine 
Vertretung  einer  über  sie  hinausreichenden  Gesamtheit  von 
landtagsfkhigen  Aktivbürgem  bildet,  sondern  diese  Gesamtheit 
selbst  ist.  Der  ständische  Monarch  ist  nicht  etwa  wie  der 
konstitutionelle  Monarch  beschränkt  durch  eine  mittelbare 
Demokratie,  sondern  durch  eine  unmittelbare  Oligarchie^. 

Zusammenfassend  läCst  sich  sagen:  Landstana  sein,  heilst 
ein  eigenes,  und  jedenfalls  nicht  vom  Lande  abgeleitetes 
Recht  haben  zur  Mitherrschaft  über  das  Land  oder  über  die 
Landesinsassen'.  Im  Landtagsschlufs  verfägt  der  Landstand 
einmal  über  sich  und  die  Seinen,  legem  dicit  rei  suae,  aufser- 
dem  aber  auch  über  alle,  die  des  Status  entbehren'.  Die  Land- 
schaft ist  ein  Verband  von  Mitherren  des  Landes^.  Das 
drückt  sich,  weil  die  Krone  Symbol  der  staatlichen  Herrschaft 
ist,  darin  aus,  dafs  die  Stände,  und  nur  diese,  neben  dem 
Herrscher  als  Glieder  der  Krone,  als  Mitkrone  bezeichnet 
werden'^.  Auch  noch  eines  andern  Mittels  bedient  sich  die 
konstruktive  Thätigkeit  der  ständischen  Epoche,  um  die  Aus- 
schliefslichkeit  des  Rechts  der  Stände  zur  Mitbestimmung  der 
Landesangelegenheiten  und  die  ihr  entsprechende  rechtliche 
Passivität  oder  politische  Rechtlosigkeit  der  Masse  zu  ver- 
anschaulichen. Sie  setzt  diese  Masse  bei  der  Gegenüberstellung 
des  Landes  und  des  Herrschers,  dessen  Beschränkung  durch 
die  Mitwirkung  des  Landes  zur  Sprache  kommt,  staatsrechtlich 
gleich  Null,  sodafs  dann  das  Land  mit  der  Landschaft  zu* 
sammenfäUt®. 


In  diesem  Sinne  ist  die  Behauptung  Jellineks  a.  a.  0.  S.  638,  die  Rechte 
der  Stände  seien  schlechthin  vom  Staate  getrennt  gewesen,  zu 
modifizieren. 

1  Kries  a.  a.  O.  S.  24  Abs.  2;  v.  Below  I  S.  4f.  A.  10,  U  S.  13, 
70  ff.  Kann  unter  solchen  Umstanden  der  Kennzeichnung  der  Land- 
schaft als  eine  Repräsentation  des  Landes  instruktiver  Wert  bei- 
gemessen werden? 

*  V.  Below   Territorium  S.  244  f. 

«  Unger  a.'a.  0.  S.  21,  24  f.,  69,  445:  Viroszil  I  S.  265  f.,  II  S.  256  f. 
A.  b,  S.  271  A.  a,  S.  275,  277;  Gierke  1  S.  544;  Jäger  a.  a.  O.  II  2 
S.  515;  V.  Below  I  S.  30,  51:  „Ein  jeder  Stand  ist  König  m  seinem  Land.*^ 

^  Deshalb  ist  die  Bemerkung  bei  Gierke  II  S.  855  f.,  dafs  der 
Landesherr  mit  seinen  Herrschaftsrechten  nicht  über,  nicht  in  dem 
Lande  stand,  richtiger  dahin  zu  fEtösen,  dafs  er  mit  seinen  Rechten  den 
Ständen  gegenüber  und  mit  ihnen  über  dem  Lande,  im  Sinne  der 
politisch  reätlosen  Masse  des  Volkes,  stand. 

^  Vgl.  aueh  das  Recht  des  Adels  zur  Führung  einer  Krone  in 
Siegel  und  Wappen. 

*  Unger  a.  a.  0.  S.  434  Abs.  2;  Csudaj,  Geschichte  der  Ungarn 
S.  293:  „Auf  dem  Reichstage  von  1790/94  verstanden  die  Stände  unter 
Volk  nur  die  Stände  **  Das  gilt  aber  für  die  ^anze  ständische  Epoche. 
Darum  drücken  die  älteren  ungarischen  E^ibhzisten  die  Unverletzlich- 
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Diese  Gleichstellung  der  Stände  mit  dem  Lande,  der 
Rechte  oder  der  Verfassung  des  Landes  mit  den  Rechten  der 
Stände,  sowie  die  denselben  entsprechende  Rechtlosigkeit  des 
Volks  führt  in  Verbindung  mit  der  Idee  der  Gesamtstrafe  zu 
der  den  Ständestaat  beherrschenden  Verwirkungstheorie.  Ein 
blutiger  Konflikt  zwischen  dem  Herrscher  und  den  Ständen 
ist  ein  Krieg  mit  dem  Lande  und  um  das  Land  oder  um  die 
Verfügung  über  das  Land^.  Diese  &llt  dem  Sieger  anheim.  Die 
siegreichen  Stände  können  das  Land  einem  andern  Herrn  zu- 
wenden*. Der  siegreiche  Herrscher  hat  mit  den  Ständen  zu- 
gleich das  Land  unterworfen  und  übt  alle  Rechte  eines  Siegers 
aus.  Er  vernichtet  die  Rechte  der  Stände  und  mit  ihnen  die 
Landesverfassung^;  er  wird  durch  die  Amputation  der 
Glieder  der  Krone  alleiniger  Träger  derselben.  - 


keit  der  ungarischen  Landesverfassung  durch  den  Rechtssatz  aus: 
Neqne  enim  Kex,  qua  libertatum  Regni  avitarun  defensor  quidquam 
decemere  potest,  quod  immunitatibus  et  reservatis  Statuum  et 
Ordinum  privilegiis  repugnat;  Viroszil  III  S.  55  A.  a.  Im  D.  A.  8 
S  1:  1715  heifst  es:  Nee  Status  et  Ordines  Regni  eadem  Sacra  Regia 
Majestas  secus  regi  aut  dirigi  vult  quam  observatis  i>ropriis  Regni .  . . 
legibus.  Von  den  Nicht-Status  ist  nicht  die  Rede,  weil,  wer  die  Status 
regiert,  von  selbst  auch  über  die  Nicht-Status. herrscht.  Auf  der  gleichen 
Erwägunj^  beruht  die  Identifizierung  der  St&nde  mit  dem  die  königliche 
Herrschart  beschränkenden  populus  in  der  bereits  citierten  Stelle  des 
Werböczschen  Tripartitum:  Nomine  autem  et  appellatione  populi,  hoc 
in  loco  intelligo  solummodo  Dominos  Praeiatos,  Barones  et  alios 
Magnates,  atque  quoslibet  Nobiles  sed  non  ignobiles  ...  de  ignobilibua 
qui  Plebis  nomine  intelliguntur  in  hac  parte  nihil  est  ad  prqpositum. 
Vgl.  hierzu  auch  Viroszil  II  S.  256,  275  f.,  III  S.  48  f.  A.  t;  v.  Below  II 
S.  72  f.  Land  bedeutet  bald  den  territorial  abgegrenzten  Landstrich, 
auf  welchen  sich  das  Recht  des  Herrn,  zusammen  mit  bestimmten  Land- 
ständen zu  herrschen,  erstreckt,  also  modern  gesprochen,  das  Staats- 
gebiet; V.  Below  II  S.  21 /J,  S.  33  A.  121:  bald  alle  darin  Sefs- 
haften  unter  demselben  Landesherm  Stehenden;  a.  a.  0.  S.  33,  34 
A.  126,  bald  die  Summe  dieser  Insassen  oder  Unterthanen  nach  Abzug 
der  Stände;  a.  a.  0.  S.  9  A.  37,  S.  19.  In  letzterem  Falle  bedeutet 
dann  das  nach  Aufzählung  der  ständischen  Kurien  zuletzt  angeführte 
gemeine  Lapd  dasselbe  wie  die  plebs  des  Werböcz,  den  der  Standschaft 
entbehrenden,  nicht  herrschenden,  sondern  nur  beherrschten  Teil  des 
Volks,  die  subditi  im  engeren  Sinne  des  Wortes.  Zuweilen  werden  in 
letzterem  Falle  aus  der  plebs  die  Untersassen  der  Herren  besonders 
herausgehoben  und  als  Subjizierte  derselben,  als  ihre  Knechte  angeführt. 

»  Gierke  a.  a.  O.  I  S.  537,  565;  ünger  a.  a.  0.  S.  269. 

«  Unger  a.  a.  0.  S.  252,  254. 

'  Weil  nun  die  Stände  Träger  der  Landesverfassung  sind,  stürzt 
mit  ihnen  auch  die  Verfassung  zusammen.  Darum  die  förmliche  Aus- 
rottung der  Landstände  und  die  in  grofsem  Mafse  betriebenen  Güter- 
konfisEationen,  die  sich  an  die  Niederschlagung  ständischer  Empörungen 
knüpfen  und  über  das  Bedürfnis  der  Beseitigung  der  politisch  Geföhr- 
lichen  weit  hinausgehen.  Das  Reciprocitätsverhältnis,  welches  in  diesen 
Kämpfen  zwischen  dem  Herrscher  und  den  Ständen  besteht,  drückt  sich 
in  dem  Rechtssprichwort  aus:  Frangenti  fidem  fides  frangatur  eidem; 
Jäger  a.  a.  0.  fi  1  S.  99,  107;  Rachfahl  a.  a.  0.  S.  403;  Tezner,  Der 
österr.  Kaisertitel  u.  s.  w.   S.  41  f.      Formuliert   findet   sich   die   Ver- 


76  XIX  3. 

Durch  die  bisherigen  Ausführungen  dürfte  das  Urteil  aus- 
reichend gerechtfertigt  erscheinen,  dafs  die  Kennzeichnung  des 
Landes  als  eines  geschlossenen  politischen  Gemeinwesens,  der 
Stände  als  eines  repräsentativen  Organs  des  Landes  eine  die 
Primitivität  der  ständisch-staatlichen  Einrichtungen  verdeckende 
Hyperbel  enthält  Es  gilt  dies  selbst  für  eine  vorgerückte 
Zeit,  umsomehr  für  eine  frühe  Epoche  des  Ständestaates.  Die 
korporative  und  zwangsgenossenschaftliche  Natur  der  Land- 
schaft ist  noch  nach  dem  dreifsigiährigen  Kriege  sehr  un- 
vollkommen ausgebildet  ^  Allenthalben  wird  die  Universalität 
und  Geschlossenheit  der  Territorialgewalt  durch  Steuer-  und 
anderweite  Befreiungsprivilegien,  in  einzelnen  deutschen  Terri- 
torien sogar  durch  die  Reichsunmittelbarkeit  einzelner  Klassen 
durchbrochen. 

Möchten  sich  ferner  auch  die  Stände  als  das  Land  be- 
zeichnen, so  haben  sie  doch  nicht  die  komplete  Landesgewalt 
inne.  Auch  der  Landesfürst  nimmt,  und  zwar  in  ungleich  um- 
fassenderer und  autoritativerer  Weise  als  die  Stände  selbst, 
die  richtunggebende  Bestimmung  und  Wahrung  der  Landes- 
interessen in  Anspruch  und  behauptet  sie  auch^  Zwischen 
diesen  beiden  Komponenten  des  Landes,  zwischen  diesen  Kon- 
kurrenten um  die  staatliche  Leitung  des  Gemeinwesens,  besteht 
aber  kein  wahrhaft  organisches  Band,  sie  fügen  sich  zu  einem 
Ganzen  zusammen  wie  etwa  zwei  Bruchstücke  eines  und  des- 
selben Körpers.  Es  mangelt  aber  auch  an  einer  organischen  Ver- 
knüpfung zwischen  dem  Landesfürsten  und  den  Ständen  einerseits 
und  der  politisch  rechtlosen,  also  auch  der  politisch  passiven 
Masse  des  Volkes  andererseits.  Denn  zwischen  dem  Landesfiürsten 
und  dem  unfreien  Bauernstände  richtet  sich  die  hohe  Scheide- 
wand der  patrimon ial-feudalen  Grundherrlichkei  t  und  Grundhoheit 
auf  Der  organischen  Verknüpfung  von  Ständen  und  Volk  steht 


wirkungstheorie  in  der  vemewerten  L.O.  für  Böhmen  und  Mähren.  In 
Ungarn  war  Leopold  I.  nahe  daran,  die  Verwirkungstheorie  zar  Geltung 
zu  bringen;  Viroszil  I  S.  312  A.  1.,  135  III  S.  78  A.  c 

^  Vgl.  oben  Abschnitt  V,  bes.  aber  die  summierenden  Aufz&hlungs- 
formein  bei  Un^er  a.  a.  O.  S.  432f ,  welche  einen  charakteristischen 
Ausdruck  für  die  Thatsache  bildeten,  dafs  das  Land  eine  Gesamtheit, 
kein  Organismus  ist.  So  ausgebildet  die  Korporationstheorie  schon  zn 
Beginn  der  ständischen  Epoche  in  dem  gememen  und  im  kanonischen 
KciUite  uns  entgegentritt,  so  stark  ist  die  Reaktion  des  Individualismus 
gegen  dieselbe  in  der  ständisch-staatlichen  Praxis.  Vgl.  hierzu  auch 
V.  Below,  Territorium  S.  255,  256  A.  2.  Im  übrigen  dürfte  es 
anachronistisch  sein,  selbst  die  Montesquieusche  Lehre  von  der  Volks- 
repräsentation wegen  ihres  Zusammenhangs  mit  dem  Trialismus  zer- 
teilter Staatsgewalten  auf  eine  wahrhaft  organische  Staatsauffassung 
zurückzuführen. 

"  Die  Hofratsinstruktion  Ferdinand  I.  beruft  den  Hofrat,  emsiglich 
zu  betrachten,  was  zu  Unserer  kgl.  Hoheit  Land  und  Leute  aufiaemen 
frumen  und  wolfart  raichen  mag.  Auch  bei  v.  Below  finden  sich  zahl- 
reiche hierher  gehörige  Qnellenstellen. 
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aber  die  Landtagsun&higkeit  des  Volks  als  das  Lebens- 
element  des  Ständewesens  entgegen^.  Will  man  somit  die 
Eigenart  des  Ständestaates  vollständig  erschöpfen,  so  mufs  man 
anstatt  vom  Dualismus  des  Fürsten  und  der  Stände ,  vom 
Trialismus  von  Fürst,  Ständen  und  der  politisch  rechtlosen 
Masse  des  Volkes  sprechen. 

Mit  der  unorganischen  Natur  des  Verhältnisses  zwischen 
Ständen  und  Volk  .hängt  es  dann  zusammen,  dafs  jeder  Land- 
stand auf  dem  Landtage  als  das  bestimmte,  mit  einem  Status 
ausgestellte  Individuum  auftritt^,  nicht  aber  als  ein  blofses 
persönliches  Mittel  für  die  organische  Thätigkeit  eines  gröfsern 
Volksganzen,  und  soweit  Repräsentation  stattfindet,  vollzieht 
sie  sich  auf  Grund  des  Mandats-  oder  eines  anderen  in- 
dividualistischen, nicht  aber  auf  Grund  eines  organischen 
Rechtsverhältnisses.  Der  Gedanke  der  organischen  Substitution, 
welcher  der  modernen  Repräsentation  zu  Grunde  liegt,  ist  dem 
Ständestaat  vollständig  fremd*. 

Die  Gründe  für  die  politische  Deklassierung  des  gröfseren 
Teils  des  Volkes  im  Ständestaat  stamnen  aus  der  vorständischen 
Epoche.  Es  sind  dies  der  mittelalterliche  Feudalismus  einer- 
seits, die  vorgeschrittene  berufeständische  Gliederung  des 
Volks  und  die  mit  derselben  verknüpfte  Verschiedenheit  der 
politischen  Bedeutung  der  einzelnen  Stände  andererseits.  Der 
i^^tändestaat  ist  eben  der  schärfste  staatsrechtliche  Ausdruck 
für  diese  Verschiedenheit,  ihre  auf  die  Dauer  berechnete  recht- 
liche Sicherung.  Aus  diesem  Grunde  sind  dem  Ständestaate 
allgemeine  staatsbürgerliche  Rechte  unbekannt^.  Jeder  Stand 
hat  die  ihm  eigentümlichen,  seiner  Bedeutung  entsprechenden 
Rechte,  Standesrechte,  welche  teils  ökonomischen,  teils  socialen, 
teils  politischen  Inhalts  sind  oder  welche  alle  diese  drei 
Elemente  zugleich  aufweisen.  Wer  keinem  politisch  bedeut- 
samen Stande  angehört,  keinen  Status  hat,  Nicht-Stand  ist, 
entbehrt  der  Standesrechte.     Die  Standesrechte  bedeuten  des- 


^  Vgl.  das  Schwanken  v.  Belows  selbst  in  diesem  Punkte  durch 
Gegenüberstellung  von  II  S.  13  und  I  S.  4. 

>  Also  Fürst  X.,  Graf  Y.,  Stadt  Z. 

^  Der  Ständestaat  bietet  während  seiner  ganzen  Dauer  keinen 
positiv-rechtlichen  Anhaltspunkt  für  die  Annahme  eines  solchen  Ver- 
nältnisses.  Das  Mandat,  kraft  dessen  ein  Landstand  durch  einen  andern, 
die  Korporation  durch  ihre  Repräsentanten  auf  dem  Landtag  vertreten 
wird,  ist  wie  das  privatrechtliche  gestaltet.   Mandatsüberschreitung  be- 

fündet  rechtlich  keine  Verpflichtung  für  den  Vertretenen.  Was  nach 
ries  a.  a.  0.  S.  30,  32  in  Schlesien  scnon  im  16.  Jahrhundert  angestrebt 
wurde,  war  nicht  die  moderne  Bepräsentation,  sondern  Umwandlung 
der  bestimmt  umschriebenen  Vollmacht  in  eine  Generalvollmacht.  VgT 
auch  V.  Below,  Territorium  S.  240. 

*  Darum  sind  die  bürgerlichen  Freiheitsrechte,  welche  nach  Balogh 
Nr.  243:  1899  S.  2,  Spalte  3  oben,  die  ungarische  Stftndeverfassung  auf- 
gewiesen haben  soll,  Chimäre. 
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halb  Vorrechte   oder  Privilegien   gegenüber  dem   allgemeinen 
für  das  gemeine  Land  geltenden  Rechte. 

Im  Ständestaate  wird  unter  Umständen  selbst  das,  was 
früher  allgemeines  Recht,  Inhalt  der  Gemeinfreiheit  war\, 
ständisches  Vorzugsrecht.  Es  gilt  dies  ganz  besonders  von 
dem  Anspruch  auf  ausreichende  Bürgschaften  gegen  willkür- 
liche strafrechtliche  Verfolgung  und  gegen  willkürliche  Ein- 
griffe in  das  Vermögen*.. 

Ein  bedeutsames  ständisches  Vorrecht  ist  das  der  aus- 
schliefslichen  Zugänglichkeit  der  Landesämter  für  die  Stände. 
Die  Landesämter  werden  zuweilen  fUr  die  einzelnen  ständischen 
Kurien  nach  Bedeutung  von  Amt  und  Stand  .  reserviert  •. 
Später  überträgt  sich  dieses  Verhältnis  auf  die  streng  könig- 
lichen oder  landesfürstlichen  Ämter,  sofern  sie  mit  einer  nach 
aufsen  gerichteten  Amtsgewalt,  mit  einem  Decernat  aus- 
gestattet sind*.  Da  in  diesen  Ämtern  Verwaltung  und  Rechts- 
f)flege  geübt  wird*,  so  vermittelt  die  Besetzung  dieser  könig- 
ichen  oder  landesfürstlichen  Ämter  mit  Standespersonen  die 
Fortdauer  der  Geltung  des  Grundsatzes  des  Judicium  parium 
zu  Gunsten  der  Stände  auch  innerhalb  der  landesfUrstlichen 
Behördenorganisation.  Zugleich  erweist  sich  dieses  Organi- 
sationsprincip  als  geeignetes  Mittel  zur  Versorgung  des  mit 
ausreicnendem   Güterbesitz    nicht   ausgestatteten    Adels  ^    und 


1  Unger  a.  a.  0.  S.  24,  v.  Below  III  2  S.  124,  Viroszil  II  S.  269 
A.  0  und  die  dort  angeführte  Litteratur.  Unger  a.  a.  0.  S.  444  behauptet 
zwar,  dafs  die  Stände  die  Privile^erung  ihrer  persönlichen  Freiheit  an- 
gestrebt hätten,  um  ihre  Einbeziehung  in  die  Unfreiheit  aufzuhalten, 
allein  sie  waren  nach  erfolgter  Privilegierung  in  hervorragender  Weise 
thätig,  um  den  Kreis  der  Unfreien  durch  Einbeziehung  nichtprivile- 
gierter Freien  zu  erweitem;  v.  Below,  Territorium  271. 

■  In  der  vernewerten  L.O.  für  Böhmen  vom  Jahre  1627  A.  XLIX 
verspricht  der  König,  dafs  in  Sachen  des  landesfürstlichen  Fiskus  (d.  i. 
sowohl  in  straf-  wie  privat-  und  verwaltungsrechtlichen  Sachen)  wider 
niemanden  aus  den  gehorsamen  Ständen  von  der  Exekution  angefangen 
und  ungehörter  Sache  wider  einen  verfahren,  sondern  vielmehr  den 
Rechten  ihr  gebührender  Lauf  gelassen  werden  solle.  Für  die  Unter- 
thänigen  gilt  das  nicht.  Die  Kompetenz  zum  Rechtsschutz  derseben 
gegen  ihre  Herren  mufs  sich  der  Landesfürst  erst  erkämpfen.  Vgl. 
auch  Viroszil  II  S.  126  A.  n,  S.  180,  188,  266  ff.,  v.  Below  lÖ  2  S.  126  f. 
Als  besondere  Garantie  gilt  das  Judicium  parium.  Vgl.  auch  Tezner, 
Kaisertitei  S.  38. 

8  ViroszU  I  S.  214,  II  8.  274,  875,  III  8.  101  A.  d. 

^  Viroszil  III  S.  78  A.  c;  Tezner,  Landesfurstliche  Verwaltungs- 
rechtspflege S.  166  A.  5,  S.  184. 

^  Landeshoheit  ist  entwickelte  Gerichtsgewalt;  v.  Below  II 
S.  46,  68. 

^  Für  Ungarn  ist  an  dieser  Stelle  auch  auf  das  Aviticalsystem  zu 
verweisen,  kraft  dessen  der  König  gebundenen  und  durch  Aussterben 
der  besitzenden  Familie  an  die  Krone  heimgefallenen  adeligen  Grund- 
besitz wieder  an  Adelige  auszugeben  hat.  Dieses  Svstem  hat  sich  bis 
1842  erhalten.  Viroszil  II  S.  278  f.,  154  f.,  159  f.  Die  ungarische  Sage 
führt  die  Gründung  des  ungarischen  Reichs  auf  einen  Eroberungs-  und 


XIX  3.  79 

zur  Versöhnung  desselben  mit  der  neuen  Ordnung.  Die 
Feudalisierung  des  Ämterwesens  tritt  uns  so  in  modernisierter 
Gestalt  entgegen. 

In  der  Verschiedenheit  der  Stärke  der  Bürgschaften  fiir 
einen  ausreichenden  strafrechtlichen  Schutz  und  in  der  Ver- 
schiedenheit der  Stärke  dieses  Schutzes  selbst^  für  die  ver- 
schiedenen Stände,  in  der  Verschiedenheit  der  Rechtsstellung 
vor  Gericht*,  in  der  Verschiedenheit  der  Bedeutung  der  den 
verschiedenen  Ständen  zugänglichen  Ämter,  in  der  Etikette, 
welche  für  das  Zusammenwirken  der  verschiedenen  Kurien 
zu  gelten  hat®,  drückt  sich  die  politische  Wertung  der  ver- 
schiedenen Stände  aus. 

Das  politische  Schwergewicht  liegt  im  ständisch  mon- 
archischen Staate,  abgesehen  von  dem  Herrscher,  bei  den  mit 
grundherrlichen  oder  grundhoheitlichen  Rechten  ausgestatteten 
Ständen.  Aus  dem  Rechte  der  Herren  an  dem  unfreien, 
unterthänigen  Grunde  und  an  dessen  Besitzer  wächst  in  den 
grofsen  Territorien  der  verfassungsmäfsige  Grundsatz  von  der 
ausschliefslichen  passiven  Fähigkeit  des  unfreien  Grundes 
für  die  Auflegung  von  Steuern  und  öffentlichen  Lasten  heraus^, 
und  die  Steuer-  und  Lastenfreiheit  des  herrschaftlichen  Grund- 
besitzes entwickelt  sich  als  Korrelat  der  Reichsunmittelbarkeit 
und  der  politisch  bevorrechteten  Stellung  seiner  Besitzer. 
Dieses  Verhältnis  ist  somit  in  den  grofsen  Territorien  zum 
Ausgang  der  ständischen  Epoche  viel  schärfer  ausgeprägt  als 
zum  Beginn  derselben^,  und  wir  haben  es  hier  mit  einem  der 


Teilungsvertrag,  also  auf  einen  wechselseitigen  Versorgungsvertrae 
zwischen  Almus,  dessen  Sohn  Arpad  und  sieben  Stammesforsten  zurück 
a.  a.  0.  I  8.  102  f.,  108;  III  S.  190.  Vgl.  auch  Jäger  a.  a.  0.  III  1 
8.  95;  Bidermann  II  S.  114;  v.  Below,  Territorium  S.  34  ff.,  114,  267. 

^  Ohrfeigt  der  ungarische  Büreer  den  Edelmann,  so  verwirkt  er 
neben  dem  homagium  sein  Leben  oder  mindestens  sein  Vermögen,  der 
Edelmann  im  umgekehrten  Fall  nur  das  homagium;  Viroszil  11  S.  375 
A.  m,  S.  272. 

'  Weil  nur  die  Gesamtbürgerschaft  dem  Edelmann  ebenbürtig  ist, 
nicht  aber  der  einzelne  nichtadelige  Stadtburger,  deshalb  hat  oieser 
gegenüber  jenem  kein  jus  standi  in  judicio,  sondern  tnufs  von  dem 
Fiäus  seiner  Stadt  vertreten  werden.  Der  Bauer  wird  gegenüber  dem 
Edelmann   durch   seinen   adeligen   G-rundherm   vertreten;   a.   a.   0.  II 

5.  275,  377. 

»  A.  a.  0.  n  S.  374  f.,  III  S.  30ff.,  ünger  a.  a.  O.  S.  147.  Vgl. 
insbesondere  die  höchst  erniedrigende  Bolle,  welche  die  Städte  auf  dem 
böhmischen  Landtag  spielten,  bei  Rostetzky,  Die  Staatsverfassung  des 
'Königreichs  Böhmen  d.  151,  182,  186. 

^  Viroszil  II  S.  268  f.,  272  f.,  237  A.  f.,  273;  Kries  a.  a.  0.  S.  10, 
66  f.  A.  9;  V.  Below  HI  2  S.  2  A.  5,  3  ff.  und  Territorium  S.  116  ff. 

^  Für  Böhmen  hebt  diese  schon  um  1720  mit  bitterer  Schärfe  der 
kaiserliche  Hofkammersekretär  Johann  Christian  Borschek  in  seiner 
Denkschrift:  Erinnerungen  über  das  Steuerwesen  in  den  k.  k.  Erb- 
ländem,    hervor;    Bieggers   Materialien    zur   Statistik    von   Böhmen 

6.  Heft  S.  183  ff. ;  v.  Below,  Territorium  S.  10,  55,  58  f. 
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wenigen  Rechtsgebiete  zu  thun,  auf  welchen  es  der  Stände- 
staat zu  klaren  und  sorg&ltig  gefafsten  Kechtssätzen  bringt. 
Besonders  lehrreich  sind  hier  die  ungarischen  D.  A.  3:  171& 
und  10:  1790/91,  sofern  sie  das  Wesen  der  Independentia  Regni^ 
d.  i.  der  Independentia  Statuum  et  Ordinum  mit  der 
später  und  früher  noch  in  den  D.  A.  6:  1723  und  8:  1741  * 
anerkannten  ewigen  Steuerfreiheit  des  adligen  Grundbesitzes 
erklären,  welche  demnach  eine  steuerrechtliche  Behandlung 
des  adligen  Grundbesitzes  in  Ungarn  ad  normam  aliarum  pro- 
vinciarum  nicht  gestatte^.  Wenn  man  deshalb  von  der  Agrar- 
Verfassung  der  ständischen  Epoche  spricht,  so  ist  diese  Be- 
zeichnung, jedenfalls  soweit  die  gröfseren  Territorien  in 
Betracht  kommen,  auch  staatsrechtlich  begründet,  sofern  sich 
das  ständische  Verfassungsrecht  zum  grofsen  Teile  auf  der 
Unfreiheit  oder  der  geminderten  Rechtsstellung  des  Bauern- 
standes und  des  bäuerlichen  Grundbesitzes  aufbaut'. 

Für  die  Beurteilung  des  Verfassungslebens  im  ständisch? 
monarchischen  Staate  ist  nun  die  Erkenntnis  von  der  grölsten 
Bedeutung,  dafs  die  Stände  gegenüber  den  Ausdehnungs- 
bestrebungen der  monarchischen  Gewalt  ernsthaft  und  nach- 
haltig nur  dann  reagieren,  wenn  sie  die  hier  angeführten, 
das  Lebenselement  des  Ständewesens  bildenden  Standes- 
vorrechte erfassen  will,  wogegen  selbst  verfassungsrechtliche 
Verdunkelungen  der  staatsrechtlichen  Besonderheit  des  Terri- 
toriums und  der  dasselbe  umfassenden  Territorialgewalt  sich 
ohne  ernstlichen  oder  nachhaltigen  Widerstand  vollziehen,  wenn 
die  Standesrechte  unangetastet  bleiben.  Im  Vordergrunde  des 
politischen  Interesses  der  Stände  stehen  eben  diese  Vorrechte, 
nicht  aber  die  allgemeine  Befugnis ,  auf  eine  bestimmte  Er- 
ledigung anderweiter,  die  ständischen  Vorrechte  nicht  be- 
treffender, in  diesem  Punkte  indifferenter  L  a  n  d  e  s  angelegen- 
heiten  hinzuwirken,  und  hieraus  erklärt  sich  auch,  dafs,  solange 
eine  Verfassung  auf  ständischen  Grundlagen  ruht,  die  Teil- 
nahme der  Stände  an  Gesetzgebung  und  Verwaltung  keine 
Entwicklung  durchmacht  und  zu  keiner  Festigkeit  und 
sicheren  Begrenzung  gelangt.  Bezeichnenderweise  finden  sich 
im  Tripartitum  P.  I  tit.  9  unter  den  quatuor  privilegiatae  et 
praecipuae  Nobilium  libertates  nur  Vorrechte  des  ungarischen 


*  Ne  Onus  publicum  Funde  quoquo  inhaereat. 

^  Tezner,  Der  österreichischen  Kaisertitel,  das  ungarische  Staats- 
recht S.  36. 

•  Von  V.  Below  wird  dies,  Territorium  S.  112  ff.,  277,  für  das  von 
ihm  durchforschte,  nur  kleine  Territorien  umfassende  Gebiet  geleugnet. 
Auch  Ungarn  weist  einen  besitzlosen  landtagsfähigen  Adel  auf. 
Allein  die  ungarischen  Publizisten  bezeichnen  ihn  bis  in  das  18.  Jahr- 
hundert hinem  als  den  dem  Hochadel  politische  Gefolgschaft 
leistenden  adligen  Pöbel;  Viroszil  Ilf  S.  162  A. 
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Adels  angeführt  \  nicht  aber  sein  Recht  auf  Teilnahme  an  den 
Komitien.  Wie  die  ungarischen  Stände  im  D.  A.  38:  1569 
sich  gegenüber  der  Unterstellung  Ungarns  unter  die  Central- 
behörden  der  Hofkammer  und  des  Hofkriegsrates  in  Wien 
bei  der  neuerlichen  Bekräftigung  ihrer  Rechte  und  Freiheiten 
beruhigen,  ist  bereits  hervorgehoben  worden.  Am  anschau- 
lichsten wird  aber  die  Verschiedenheit  der  Wertschätzung, 
welche  die  Stände  ihrer  Befugnis  zur  Einwirkung  auf  die 
Gesetzgebung  und  ihren  ökonomisch-politischen  Vorrechten 
entgegenbringen,  durch  den  Art.  10:  1790/91,  in  welchem  der 
ungarische  Reichstag  gerade  bei  Anbruch  der  konstitutionellen 
Staatsidee  und  aus  Furcht  vor  der  Einwirkung  derselben  auf 
diese  Vorrechte,  den  Ausspruch  der  Unzuständigkeit  der  Gesetz- 
gebung zur  Abänderung  oder  Beseitigung  der  Steuerfreiheit 
des  Adels  erneuert  und  neuerlich  diese  Steuerfreiheit  als  eine 
für  die  Ewigkeit  berechnete  Schranke  der  Landesgesetz- 
gebung erklärt*. 

Während  deshalb  die  Verwischung  und  Vernichtung  der 
staatsrechtlichen  Sonderstellung  von  Territorien,  wie  sie  in  der 
Schaffung  der  österreichischen  Centralbehörden  unter  Ferdi- 
nand I.  und  in  der  Aufhebung  der  böhmischen  Hofkanzlei 
durch  Maria  Theresia  gelegen  ist,  sich  einseitig  ex  jure  regio 
in  einer  geradezu  verblüffend  glatten  Weise  vollzieht,  wird 
noch  unter  Josef  IL  der  sonst  politisch  ganz  indifferent  ge- 
wordene Adel  durch  die  radikale  Agrar-  und  Steuerpolitik 
dieses  Kaisers  galvanisiert  und  ein  altes  und  grofses  Reich  in 
eine  gefährliche  Krise  gestürzt^.   Deshalb  sind  die  sogenannten 


^  Die  cardinales  praerogativae  Nobilium  sind  die  Grundrechte, 
jura  fundamentalia  des  ständischen  Staates,  die  sie  anerkennenden 
Gesetze  seine  Grundgesetze,  leges  fundamentales;  Viroszil  I  S.  277, 
n  S.  261,  266,  407.    Vgl.  auch  D.  A.  6 :  1723. 

2  Über  die  Versuche,  diese  rechtliche  Bedeutung  allen  ständischen 
Vorrechten  zu  vindizieren,  Viroszil  II  S.  277  A.  i.  Die  Annahme 
V.  Belows  in  Territorium  S.  268,  es  hätten  die  Stände  ihre  Steuer- 
hewilligungen  nicht  von  einer  Stärkung  ihrer  Vorrechte  abhängig  ge- 
macht, trifft  für  Ungarn  überhaupt  nicht,  für  die  übrigen  österreichischen 
Länder  nicht  ganz  zu. 

*  Hier  sind  noch  folgende  Belege  für  die  im  Text  aufgestellte  Be- 
hauptung der  Bevorzugung  der  ständischen  Sonderrechte  durch  die 
Stände  gegenüber  den  Komitialbefugnis<«en  anzuführen.  Aus  den  In- 
struktionen der  ungarischen  Hofkanzlei  erfahren  wir  über  die  Frage, 
wie  weit  ihr  etwa  ein  selbständiges  Decernat  auf  dem  Gebiete  der  ali- 
gemeinen Landesverwaltung  zugekommen  sei,  nichts,  wohl  aber,  dafs 
die  literae  donationales  ( Landes vergabungsbriefe  für  adelipe  Familien), 
P^ivilegia,  Confirmationes ,  Immunitates,  Exemtiones  zu  ihren  bedeut- 
samsten Agenden  gehört  hätten;  Bidermann,  Geschichte  der  öster- 
reichischen Gesamtstaatsidee  I  S.  13,  S.  129  A.  51.  Maria  Theresia  er- 
freut sich  der  gröfsten  Beliebtheit  in  Ungarn,  ungeachtet  sie  den 
Reichstag  während  ihrer  ganzen  Regierung  statt  jedes  dritte  Jahr  nur 
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Freiheitskämpfe  der  Stände  nicht  Kämpfe  um  die  allgemeine 
individuelle  Freiheit,  sondern  um  die  ständischen  Freiheiten*. 
Selbst  der  Kampf  der  Stände  um  Religionsfreiheit  ist  nur  ein 
nicht  offener  Kampf  für  ständische  Freiheit,  ein  Kampf  um 
die  Herbeiführung  einer  scheinbaren  Monarchie  und  einer 
wahrhaften  Adelsrepublik,  und  diese  Beziehung  ist  der  Ent- 
wicklung der  Religionsfreiheit  ganz  besonders  in  den  habs- 
burgischen  Ländern  in  hohem  Grade  abträglich  gewesen*. 

Der  Ständestaat  verhält  sich  aber  der  Verallgemeinerung 
der  Freiheit  gegenüber  nicht  nur  gleichgültig,  sondern  sogar 
feindlich®.     Denn   da  er   sich   auf  der  Unfreiheit  und  Unter- 


dreimal einberufen  hat,  weil  sie  im  D.  A.  8:  1741  die  Unentziehbarkeit 
der  adeligen  Steuerprivilegien  anerkannt  hat.  Auch  in  Böhmen  hat  sich 
die  Verstaatlichung  des  Steuerwesens  erst  mehr  als  100  Jahre  später 
vollziehen  können  wie  die  endgültige  Feststellung  des  Grundsatzes,  dafs 
ein  Gesetzgebungsrecht  nur  dem  König  zukomme.  Kries  a.  a.  O.  S.  70 
A.  8,  Elvert,  Zur  Österreichischen  Verwaltungsgeschichte  S.  172  f.,  198  ff., 
401,  504  f.,  und  Zur  österreichischen  Finanzgeschichte  S.  281  ff.,  femer 
im  16.  Band  der  Schriften  der  mährisch  -  schlesischen  Gesellschaft 
S.  687  ff. ,  729  ff.  Wie  enernsch  selbst  die  niederösterreichischen  Stände 
noch  unter  Leopold  £.  ihr  Steuerbewilligungsrecht  wegen  seiner  wirt- 
schaftlichen Bedeutung  vertreten  haben,  darüber  v^.  Pribram,  Die 
niederösterreichischen  Stände  und  die  Krone  zur  Zeit  Leopold  L  im 
14.  Bd.  der  Mitteilungen  des  Listituts  für  österreichische  Geschichts- 
forschung. 

^  Vgl.  den  oben  S.  78  A.  8  angeführten  Rechtserrundsatz.  Selbst 
Deäk,  der  bedeutendste  Vertreter  aer  konstitutionellen  Natur  des  alt- 
ungarischen Verfassungsrechts,  bemerkt,  Ein  Beitrag  zum  ungarischen 
Staatsrecht  S.  155:  „m  der  That  haben  zu  -jenen  Zeiten  me  privi- 
legierten Klassen  —  und  aus  diesen  bestand  der  Reichstag  —  die 
Steuerimmunität  für  den  wesentlichsten  Teil  der  Freiheit  be- 
trachtet." 

2  V.  ßelow,  Territorium  S.  273  f. 

*  Hierzu  vgl.  ganz  besonders  die  Klagen  der  vorkonstitutionellen 
ungarischen  Publizistik.  Da  ist  die  Rede  vom  Upasbaum  des  Feuda- 
lismus (Viroszil  II  S.  279  A.  mj,  von  der  Odiosität  der  Verfassung  vor 
fanz  Europa  und  von  der  verdienten  Mifsachtung  des  Adels,  der  nur 
ie  Rechte  einer  historischen  Epoche  für  sich  beansprucht,  ohne  die 
Pflichten  derselben  tragen  zu  wollen  (II  S.  856  A.  d,  S61  A.,  S.  402  A.\ 
von  den  abgelebten  Feudalinstitutionen  —  der  Aviticität,  den  Exem- 
tionen, Immunitäten,  Privilegien  ohne  Zahl  und  Mafs  (II  S.  864  A.),  von 
der  ^/lo  der  ganzen  Bevölkerung  betra/^enden  politischen  Nation  (\) 
(II  S.  405),  von  dem  schroffen  Mifsverhältnis  der  aaeligen  Vorrechte,  als 
der  bedeutsamsten  Grundlage  der  ungarischen  Verfassung,  zu  den 
Forderungen  der  Neuzeit  (I  S.  187  A.  1,  II  S.  407),  von  dem  Widerspruche 
des  Vertretun^ssvstems  mit  dem  Vemunftrecht  (III  S.  54  A.),  von 
dem  aristokratiscnen  Einflufs  des  adeligen  Pöbels  (III  S.  114  A.),  von  der 
grauenerregenden  Judikatur  der  adeligen  Gespanschaften  (III  S.  188  A.X 
von  der  Hemmung  jeder  Verwaltung  durch  oie  Bande  mittelalterlicher 
Feudal  Verfassung  (lll  S.  206  f.).  In  den  Jahren  1808—1848  laufen  bei 
der  Regierung  Beschwerden  der  Komitate  gegen  die  allzu  grofse  Milde 
der  Censurbenörde  ein!  (Viroszil  III  S.  87  A.  p,  S.  64  A  unten.)  So 
steht  es  um  die  von  Balogh  (Pester  Lloyd  248:  1899  S.  2  Spalte  8  oben) 
in  der  altungarischen  Verfassung  entdeckten  bürgerlichen  Freiheits- 
rechte ! 
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Ordnung*,  wie  auf  der  politischen  Rechtlosigkeit  dier  grofsen 
Masse  aufbaut,  so  ist  eine  Beseitigung  des  bestehenden,  diese 
Unfreiheit  und  Rechtlosigkeit  verbürgenden,  auf  verschieden- 
artige Rechtsgründe  zurückzuführenden ,  zwischenstaatlichen 
Herrschafts-  und  des  ihm  entsprechenden  Unterthänigkeits- 
verhältnisses,  sowie  die  Zulassung  der  Beherrschten  zur  Mit- 
bestimmung ihrer  Interessen  contra  naturam  sui  generis. 
Während  der  ganzen  Dauer  des  Ständestaates  ist  der  Adel 
bestrebt,  die  politische  Bedeutung  der  Städte  für  die  Mit- 
bestimmung der  Landesangelegenheiten  bis  zur  Vernichtung 
zu  führen^,  und  ebenso  hartnäckig  behauptet  das  Stadt- 
bürgertum die  wahrhaft  herrschaftliche  Natur  des  städtischen 
Bürgerrechts  ®. 

Es  hat  sich  also  gezeigt,  dafs  der  Ständestaat  während 
seiner  ganzen  Dauer  von  der  ünftlhigkeit  des  grofsen,  nicht 
landtagsfähigen  Teils  des  Volks  zu  organischer  Entfaltung 
und  staatlicher  Thätigkeit  ausgeht,  dafs  durch  das  System 
der  ständischen  Vorrechte  eine  unübersteigbare  Scheidewand 
zwischen  Ständen  und  Volk  aufgerichtet  wird,  und  dafs  die 
Stände  selbst  im  Zeitpunkt  des  Auftauchens  der  konstitutionellen 
Staatsidee  den  schroff  individualistischen  Gedanken  von  der 
Unerreichbarkeit  des  individuellen  Vorrechts  des  einzelnen 
Standes  durch  ein  allgemeines  Gesetz,  von  der  Bedeutung  der 
ständischen  Freiheit  als  einer  unzerstörbaren  Freiheit  des  be- 
vorrechteten Individuums  vom  Gesetze*  erfolgreich  zur  Geltung 
bringen. 

Aus  allen  diesen  Gründen  wird  das  Wesen  des  Stände- 
staates verständlicher  und  die  Stellung  des  Ständestaates  in 
der  Stufenleiter  der  staatlichen  Entwicklung  richtiger  bestimmt, 
wenn  man  auf  den  grofsen  Umfang  staatsrechtlicher  Vor- 
stellungen und  Einrichtungen  der  ständischen  Epoche  hinweist, 
welche    zerstört    werden    mufsten    und    noch   zerstört  werden 


^  In  den  Beschlüssen  des  ungarischen  Reichstags  von  1790/91  ist 
kein  Nachhall  der  d^claration  de  droits  des  Jahres  1789  zu  entdecken. 
Vgl.  auch  unten  S.  84  A.  2. 

2  Unger  a.  a.  0.  S.*92,  147;  Gierke  I  S.  558;  Elvert,  Zur  öster- 
reichischen Finanzgeschichte  S.  814;  Toman,  Das  böhmische  Staatsrecht 
S.  184  ff.  Auch  in  Ungarn  gilt  zuletzt  eine  ^anze  Stadt  nicht  mehr  als 
ein  Edelmann,  alle  Städte  zusammen  nur  soviel  als  ein  Komitat,  so  dafs 
49  Städte  zusammen  gegenüber  den  56  Stimmen  von  56  Gespanschaften 
nur  eine  Stimme  haben;  Viroszil  II  S.  367  f.,  406,  III  S.  40f.,  S.  54 
A.  a.  Für  Schlesien,  Rries  a.  a.  0.  S.  27.  Ober  die  tiefe  Verachtung, 
welche  auch  die  königlichen  Beamten  selbst  gegenüber  bedeutenden 
Städten  hegten,  Kries  a.  a.  0.  S.  8  A.  4.  Vgl.  ferner  v.  Below 
m  1  S.  83. 

«  Viroszil  HI  S.  115  A.  b. 

^  Eine  anonyme  Flugschrift  aus  dem  Jahre  1841  kennzeichnet  das 
Wesen  der  stänaischen  Freiheit  für  Ungarn  in  folgender  Weise:  Es 
bestünden  in  Ungarn  zwar  Freiheiten,  aber  keine  Freiheit;  Viroszil  III 
S.  210  A.  c,  dann  auch  I  S.  184,  II  S.  260  A.,  354  A.  c.  Vgl.  auch  Kries 
a.  a.  0.  S.  61  A.  10. 

6* 
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müfsten,  um  die  Entwicklung  des  einheitlichen  ^  organischen 
und  persönlichen  Staates  zu  ermöglichen^,  als  wenn  man  das 
„Land**  als  geschlossenes,  politisches  Gemeinwesen,  die 
Landstände  als  Repräsentation  oder  Organ  des  Landes  be- 
zeichnet. Soll  ferner  die  Bedeutung  des  Ständewesens  für  die 
allgemeine  staatliche  Entwicklung  auf  dem  Kontinente  nicht 
in  eine  zu  günstige  Beleuchtung  gestellt  werden,  so  darf  man 
auch  nicht  gegenüber  den  grofsen  und  lange  währenden 
Hindernissen,  welche  das  Ständewesen  der  Entwicklung  des 
modernen  Staates  bereitet  hat^,  seine  bescheidenen  Beiträge 
zur  Förderung  dieser  Entwicklung  allzusehr .  in  den  Vorder- 
grund rücken. 

IX. 

Noch  immer  sind  einzelne  Historiker  geneigt,  den  dreifsig- 
jährigen  Krieg  als  den  merkbaren  Einschnitt  in  der  Ent- 
wicklung des  kontinentalen  monarchischen  Ständestaates  zu 
bezeichnen  und  zwar  sowohl  in  staatsrechtlicher  als  auch  in 
politischer  Hinsicht^.      Die   Auffassung   der  landesfürstlichen 

1  Vgl.  auch  die  von  v.  Below  an  seiner  Apologetik  der  Stände 
vorgenommene  Korrektur,  Territorium  S.  274  f.  Die  modernen  organisa- 
torischen Gesetze  der  konstitutionellen  Staaten  einerseits,  die  Tabelle 
der  allgemeinen  Grundrechte  andrerseits  bilden  eine  umfassende  Ver- 
leugnung der  ständischen  Epoche. 

^  Noch  in  dem  Jahre  1790,  also  ein  Jahr  nach  der  Erklärung  der 
Menschen-  und  Bürgerrechte,  verlangen  die  höheren  Stände  Mährens 
in  ihren  an  Leopold  II.  gerichteten  Desiderien,  dafs  „der  ihnen  zuge- 
kommene Verboth,  ihre  Unterthanen  nicht  auf  der  Stelle  mit  Stock- 
streichen bestrafen  zu  dürfen,  wieder  aufgehoben,  sofort  das  vormals 
gehabte  Recht,  wenigstens  (!)  mit  Bestimmung  einer  gewissen  Anzahl 
er  Streichen ,  wieder  gnädigst  eingeräumt  werden  möchte" ;  Elvert, 
Schriften  der  histor.-statist.  Sektion  der  mährisch-schlesischen  Gesell- 
schaft 14.  Bd.  S.  159.  Für  die  Erkenntnis  des  ständischen  Geistes  und 
die  Würdigung  seiner  Apologetik  sind  diese  Desiderien  mit  Rücksicht  auf 
die  vorgerückte  Zeit  ihrer  Entstehung  sehr  lehrreich.  Vgl.  insbesondere 
a.  a.  0.  S.  105—108,  116—118,  128,  132,  148,  156  ff.,  181,  189,  191,  212. 

'  Rachfahl  in  seiner  Rezension  meiner  landesfürstlichen  Ver- 
waltungsrechtspflege in  Österreich,  Jahrbuch  für  Gesetzgebung,  Ver- 
waltung und  Volkswirtschaft  im  Deutschen  Reiche  S.  355.  Auch  Luschin 
in  seiner  trefflichen  Öj^terreichischen  Reichsgeschichte  S.  411  A.  5  will 
pegenüber  PHbram,  Die  niederösterreichischen  Stände  und  die  Krone 
m  der  Zeit  Kaiser  Leopold  I.,  nicht  gelten  lassen,  dafs  die  Machtstelluns 
der  Stände  um  diese  Zeit  eine  hervorragende  gewesen  sei.  Es  wird 
hierbei  übersehen,  dafs  schon  nach  einer  Richtung  hin  die  Machtstellun<g 
der  Stände  vor  dem  30jährigen  Krieg  insofern  überschätzt  wird,  aU 
sich  gerade  in  dieser  Epoche  die  bis  auf  den  heutigen  Tag  fortwirkende 
Organisation  der  landesfürstlichen  Behörden  ohne  Teilnahme  der  Stande 
vollzog  (vgl.  hier  auch  Treumann,  Die  Monarchomachen  S.  10,  15),  dafs 
andererseits  der  zähe  und  erfolgreiche  Widerstand,  welchen  die 
Stände  besonders  in  Österreich  allen  Agrar-  und  Steuerreformen  nicht 
blofs  auf  den  Landtagen,  sondern  durch  ihren  bis  auf  die  Hofstellen 
hinaufreichenden  Einnufs  in  der  Praxis  bis  spät  in  das  18.  Jahr- 
hundert hinein  entgegenstellten,  eine  nach  dem  areifsigj ährigen  Kriege 


Gewalt,  80  bemerkt  ein  neuerer  hervorragender  Darsteller  der 
Geschichte  des  schlesischen  Ständewesens  bis  zum  dreifsig- 
jährigen  Kriege*,  sei  bis  zu  diesem  Zeitpunkte  patrimonial- 
privaten  Charakters  gewesen,  während  sie  von  da  an  auf 
dem  abstrakten  Staatsgedanken  beruhte.  Die  alte  Landes- 
herrlichkeit hätte  sich  von  da  an  in  die  Sphäre  abstrakter 
Staatshoheit  erhoben ,  und  hierdurch  den  politischen  und 
staatsrechtlichen  Dualismus  zwischen  Landesherrschaft  und 
Landständen',  das  wesentliche  Merkmal  des  Ständestaates, 
überwunden. 

Solchen  Zusammenfassungen  gröfserer  Epochen  der  staat- 
lichen Entwicklung  mittels  einzelner  Schlagworte  steht  nun 
die  Erkenntnis  im  Wege,  dafs  in  jeder  staatsrechtlichen  Epoche 
widersprechende  politische  Ideen  und  aus  solchen  entspringende 
Rechtsinstitute  aufeinander  stofsen,  und  dafs  deshalb  keine 
staatsrechtliche  Epoche  von  einem  Punkt  aus  erklärt  und  be- 
grifiFen  werden  kann^. 

Verständlicher  wird  vor  allem  das  Wesen  des  Stände- 
staates, wenn  man  sich  nicht  beschränkt,  dasselbe  mit  dem 
Dualismus  zwischen  Landesherrn  und  Ständen  zu  erschöpfen, 
sondern  wenn  man  mit  noch  gröfserer  Schärfe  die  unorganische 
Natur  dieses  Dualismus  betont.  Denn  den  Dualismus  von 
Krone  und  Parlament  als  zweier  auf  den  Staat  wirkender 
Faktoren  kennt  ja  auch  das  moderne  konstitutionelle  Staats- 
recht. 

Während  aber  die  Akte  des  konstitutionellen  Monarchen 
und  des  Parlaments  auf  den  Staat  als  die  sie  beide  um- 
fassende Persönlichkeit  bezogen  werden  und  in  demselben 
ihre  Vereinigung  finden,  während  der  konstitutionelle  Staat 
einer  sachlichen  Erwägungen  folgenden,  festen  Aufteilung  der 
staatlichen  Kompetenzen  zwischen  Monarch  und  Parlament 
zustrebt,   bedeutet  der   ständische  Dualismus   eine  nach   den 


eingetretene  Machtminderung  der  Stände,  soweit  es  sich  um  die  Wah- 
rung ihrer  wichtigsten  Interessen  handelt,  nicht  erkennen  läfst.  Vgl. 
unten  S.  92  A.  2,  dann  aher  in  anderer  Hinsicht  v.  Below,  Territorium 
ß.  54  A.  1,  S.  18;  Tezner,  Verwaltungsrechtspflege  S.  179. 

^  Rachfahl  a.  a.  0. 

^  Rachfahl  irrt  in  seiner  Annahme,  es  sei  mir  seine  im  Texte  ent- 
wickelte Charakteristik  des  Ständestaates  entgangen.  Bildet  dieselbe 
doch  eine  Art  Marke,  welche  jeder  Darstellung  des  Ständerechts  in 
auffälliger  Weise  umgehängt  wird.  Auch  der  Hinweis  auf  die  Re- 
naissance des  antiken  Staatsgedankens,  den  Rachfahl  bei  mir  vermifst, 
findet  sich  bei  mir  a.  a.  0.  S.  81  deutlich  genu^.  Die  Ausführungen 
im  Texte  werden  es  rechtfertigen,  warum  ich  mich  nicht  entschlossen 
habe,  die  schulgemäfse  Charakteristik  des  Ständestaats  zu  übernehmen. 

■  Hierüber  besonders  Otto  Mayer,  Deutsches  Verwaltungsrecht  I 
S.  124.  Vgl.  Rachfahl  selbst,  Gesamtstaatsverwaltung  S.  108  A.  1, 
S.  140,  woselbst  von  der  von  ihm  behaupteten  epochalen  Bedeutung 
des  30jährigen  Krieges  für  die  Auffassung  der  landesfurstlichen  Gewalt 
nichts  zu  entdecken  ist.    v.  Below,  Territorium  S.  276. 
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jeweiligen  Machtverhältnissen  yerschieden  ausfallende^  Zer- 
schneidung des  Staates  in  zwei  Stücke,  von  denen  eines 
dem  Herrscher,  das  andere  den  Ständen  patrimonial-  und 
individualrechtlich  zugehört,  wobei  es  an  einem  beide 
Teile  mit  hinreichender  Festigkeit  zu  einer  £inheit  zusammen- 
schliefsenden,  rechtlichen  Bande  fehlt. 

Diese  patrimoniale ,  individualrechtliche  Beziehung  von 
Herrscher  und  Ständen  zu  ihren  jeweiligen  Kompetenzen  er- 
hält sich,  weil  sein  Wesen  bildend,  während  der  ganzen  Dauer 
des  Ständestaates,  also  auch  nach  dem  dreifsigjährigen  Kriege^ 
vorausgesetzt,  dafs  ein  Staat  auch  nach  dieser  Zeit  noch 
Ständestaat  ist,  was  sich  in  der  Fortdauer  des  ständischen 
Steuerbewilligungsrechtes  äufsert. 

Wenn  man  deshalb  der  Staatsidee,  auf  welcher  der  Stände- 
staat ruht  und  aus  welcher  seine  Rechtsinstitute  hervorgehen, 
die  abstrakte  Staatsidee  als  Gegensatz  gegenüberstellt,  so  kann 
sich  dieser  Gegensatz  nur  äufsem  in  der  vollständigen  Ab- 
lösung des  Staates  von  den  wechselnden  Individuen,  durch 
deren  Thätigkeit  er  zur  Erscheinung  gelangt  und  in  seiner  Er- 
fassung als  einer  Persönlichkeit,  welche  nicht  in  den  ihr  sub- 


1  Trotz  objektiven  und  redlichen  Willens  ist  es  mir  nicht  ver- 
ständlich geworden,  wie  v.  Below,  Territorium  S.  258  ff.  einerseits  zu- 
feben  kann,  dafs  infolge  der  Eigenart  des  ständischen  Dualismus 
ie  Stände  durch  Jahrhunderte  zu  einer  unbestrittenen  Kompetenz  nicht 
gelangen  konnten,  und  S.255,  dafs  sich  die  Wa^e  in  den  Kämpfen  zwischen 
Herrscher  und  Ständen  um  den  gröfseren  Anteil  am  Staate  auf  die  Seite  des 
Herrschers  geneigt  hat,  und  doch  andererseits  S.  258,  A.  2,  S.  259  A.  2, 
behauptet,  dals  gerade  dieser  eigenartige  Dualismus,  innerhalb  dessen 
es  vermöge  seiner  entwicklungsfeindlichen  Natur  zu  einer  durch  feste, 
unüberschreitbare  Grenzen  bestimmten  Kompetenz  der  Stände 
nicht  kommen  konnte,  den  Ständen  eine  höhere  mit  jener  der  modernen 
Parlamente  annähernd  vergleichbare  Rechtsstellung  verbürgt  habe.  Die 
Bedeutung  des  ständischen  Steuerbewilligungsrechts  für  die  Rechts- 
stellung der  Stände  habe  ich  entgegen  dem  Tadel  Rachftihls  bei 
Schmofler  S.  855,  und  v.  Belows  S.  258  A.  1  in  meiner  landesfurstlichen 
Yerwaltungsrechtspflege  S.  28  ff.,  S.  30  mit  genügender  Schärfe  hervor- 
gehoben. Beide  Autoren  unterlassen  es  aber  nervorzuheben,  dafs  selbst 
dieses  Recht  (oder  vielleicht  gerade  dieses  Recht  wegen  seiner  un- 
organischen Gestaltung?)  die  Machtverschiebung  zu  Ungunsten  der 
Stände  und  die  Entwicklung  des  Fürsten absolutismus  nicht  aufzuhalten 
vermochte  und  dafs  wegen  seiner  Gestaltung  als  ständischen  Privilegs 
sich  sein  Untergang  aus  denselben  juristiscnen  Gründen  vollzog,  welche 
die  rivalisierenden  Stände  selbst  im  wechselseitigen  Kampfe  gegen  ihre 
Standesprivilef^en  angerufen  hatten;  Tezner  a.  a.  O.  S.  32.  Dafs  sich 
das  Steuerbewilligungsrecht  aber  hie  und  da  bis  zum  19.  Jahrhundert 
erhielt,  erklärt  sich  nicht  mit  seiner  inneren  Kraft  und  mit  seiner  tech- 
nischen Vollendung,  sondern  mit  jenen  Gründen,  aus  welchen  sich  die 
ständischen  Monarenen  politisch  auf  den  gröfseren  Teil  des  Volkes  nicht 
stutzen  wollten  oder  konnten ;  Tezner  a.  a.  0.  S.  12  A.  17  c,  Bider- 
mann,  Gesamtstaatsidee  II  S.  190.  Dafs  ich  die  Erbhuldigung  als  eine 
Garantie  der  Ständeverfassung  nicht  betrachtet  habe,  erscheint  durch 
meine  Ausfuhrungen  a.  a.  0.  S.  26  f.  und  hier  S.  8  f.,  36  ff.,  49  ff.  aus* 
reichend  begründet. 
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Histierenden  Individuen  aufgeht,  welche  ihre  Daseinsbedingungen 
nach  eigenen  Gesetzen,  nicht  aber  nach  dem,  wenn  auch  von 
noch  so  idealer  Aulfassung  getragenen  Willen  einzelner 
Individuen  erfüllt  ^ 

Diese  abstrakte  Auffassung  vom  Wesen  des  Staates  ist 
aber  nicht  nur  der  staatlichen  Praxis  des  Ständestaates,  sondern 
auch  jener  des  patriarchalischen,  bevormundenden,  absolu- 
tistischen Polizeistaates  fremd  und  selbst  im  modernen  Ver- 
fassungsstaate nicht  vollständig  verwirklicht.  Wir  sehen,  wie 
sich  die  patrimoniale  Auffassung  von  der  Beziehung  des 
Herrschers  zum  Kronvermögen',  zur  Kammer,  bis  in  die 
absolutistische  Epoche  hinein  erhält.  Ebensoweit  hinaus  reicht 
die  patrimoniale  Auffassung  von  der  Beziehung  der  herrschen- 
den Familie  zur  staatlichen  Herrschaft^.  Das  pactum  mutuae 
successionis,  welches  Kaiser  Leopold  I.  im  Jahre  1705  mit  seinen 
Söhnen,  den  nachmaligen  Kaisern  Josef  I.  und  Karl  VI.,  ab- 
schliefst, behandelt  Land  und  Leute  nicht  etwa  im  Sinne  der 
persönlichen,  abstrakten  Staatsidee,  sondern  nach  Art  eines  zur 
Versorgung  der  Mitglieder  der  Dynastie  bestimmten  Gutes, 
Fideikommisses,    und    selbst   die    pragmatische  Sanktion   von 

*  Vgl.,  den  bekannten,  Ludwig  XIV.  in  den  Mund  gelegten  Au8- 

Spruch:  L'Etat  c'est  moi.  Auch  der  aufgeklärte  Absolutismus  Friedrich 
es  Grofsen  und  Josef  II.  bedeutet  eine,  wenn  auch  von  idealen  Motiven 
geleitete  Despotie ,  also  schrankenlose  Herrschaft  und  Verfügung 
über  den  Staat  durch  den  hierzu  berechtigten  Monarchen.  Schon 
Gerber  fvgl.  unten   S.  88  A.  2)  findet  heraus,  dafs  zum  Wesen  eines 

Satrimonial  gestalteten  Rechtsinstitutes  nicht  seine  Bestimmung  für 
ie  Befriedigung  von  egoistischen  Interessen  gehört ,  sondern  dafs  es 
rechtlich  zur  Verfügung  eines  Individuums  gestellt  wird,  wenn  auch 
für  die  Erfüllung  altruistischer  Zwecke.  Noch  das  moderne  Monarchen- 
recht kann  meines  Erachtens  ohne  Herbeiziehung  eines  patrimonialen 
Elementes  nicht  richtig  verstanden  werden.  Mit  demselben  Hechte, 
mit  dem  man  Friedricn  den  Grofsen  als  ersten  Repräsentanten  der 
abstrakten  Staatsidee  erklärt,  weil  er  sich  als  Diener  des  Staates 
betrachtet,  Bluntschli,  Geschichte  der  neueren  Staats  Wissenschaft  1.  A. 
S.  261,  könnte  man  den  Landesfursten  des  15.  Jahrhunderts  so  be- 
zeichnen, weil  er  seine  Befugnisse  aus  seinem  tragenden  Amte  ableitet. 
Vgl.  oben  8.  72  A.  2. 

'  V.  Below,  Territorium  S.  248,  251.  Man  denke  femer  an  die 
noch  vom  absolutistischen  Staat  gehegte  Patrimonialjustiz. 

'  Hauke,  Die  geschichtlichen  Grundlagen  des  Monarchenrechts 
S.  50  ff.,  79 ;  ünger  a.  a.  0.  S.  327  ff.,  277.  Unrichtig  deshalb  die  Be- 
merkung  bei  Balogh  Nr.  242,  dafs  die  patrimoniale  Staatsidee  durch  das 
ungarische  Ständerecht  abgelehnt  werde.  Es  sei  hier  verwiesen  auf  die 
patrimoniale  Auffassung  der  Stände  als  Mitkrone,  als  Miteigentumer 
von  Land  und  Leuten,  auf  das  hochentwickelte  Feudal wesen,  auf  das 
Avitikalsvstem,  auf  das  ganz  patrimonial  gedachte  königliche  Kammer- 
wesen. Vgl.  auch  Viroszil  I  S.  126,  285  Ä.  i.  346  A.  h,  II  S.  153,  174 
A.  f.  Die  äufserste  im  15.  Jahrhundert  gezogene  Konsequenz  aus  der 
patrimonialen  Auffassung  der  Fürstengewait  oildet  der  von  einzelnen 
Landesfursten  gröfserer  Territorien  geübte  Verkauf  von  Landeskindem 
an  fremde  Staaten  für  den  Zweck  des  Heeresdienstes.  Vgl.  zu  diesem 
Punkte  V.  Below  S.  263  ff.  Von  den  kleinen  Territorialherren  ist  hier 
ganz  zu  schweigen ;  v.  Below,  Territorium  S.  66  ff. 
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1718  nähert  sich  nur  durch  ihre  praktischen  Ergebnisse  einem 
modernen  Thronfolgegesetz,  ihr  Konstruktiver  Aufbau  erfolgt 
mittels  der  Rechtsgriffe  des  patrimonialen  Staatsrechts ,  auf 
dessen  Fortwirkung  auch  die  verschiedenen,  diesen  Staatsakt 
begleitenden  Erb  verzichte  zurückzuführen  sind^. 

Andererseits  ist  doch  nur  die  Beziehung  des  Herrschers 
zu  den  herrschaftlichen  Befugnissen  patrimonial  gedacht*,  nicht 
auch  der  Inhalt  und  der  Zweck  derselben.  Die  Vorstellung 
hierüber    ist  vielmehr,    und   zwar   schon   vor   dem    dreifsig- 

{ 'ährigen  Kriege,   in  hohem  Grade  von  socialen  und  ethischen 
deen  erfüllt. 

Die  ethische  Auffassung  von  dem  Wesen  des  Fürstenrechts, 
wie  sie  später  von  Bodin,  Fen^lon,  Bossuet  entwickelt  wird, 
liegt  insbesondere  den  grofsen  organisatorischen  Schöpfungen 
der  Habsburger  im  16.  Jahrhundert  * ,  sowie  den  scnon  im 
15.  Jahrhundert  beginnenden  epochalen  Reformen  der  Rechts- 
pflege und  der  zu  gleicher  Zeit  sich  entwickelnden  landes- 
fürstlichen Polizeigesetzgebung  zu  Grunde*.  Es  gilt  als 
Amts-  und  Berufspflicht  des  Fürsten,  für  alle  Unterthanen,  in 
ganz  besonderer  Weise  aber  für  die  Schwachen  zu  sorgen, 
alle  gemeinschädlichen  Verhältnisse  abzustellen,  Recht  und 
Billigkeit  auf  allen  Lebensgebieten  zu  entfalten.  Schon  die 
Rechtsquellen  aus  dem  Ausgange  des  15.  Jahrhunderts  ent- 
wickeln diesen  Rechtsgedanken  bei  den  verschiedensten  An- 
lässen ^. 

Da  nun  aber  dieser  Fürsorgethätigkeit  die  auf  Herkommen 
und  Gewohnheit  gestützten  Rechte  des  Landes  oder  der  Stände 
entgegengestellt  werden,   so   steht   schon   im    16.  Jahrhundert 


^  Auf  patrimonialer  Auffassung  ruht  auch  die  Forderung  der 
kroatischen  »tände  an  Karl  V I.,  über  die  Thronfolge  für  den  Fall  seines 
Ablebens  solche  Verfugung  zu  treffen,  dafs  Kroatien  mit  den  Herzog- 
tümern Steiermark,  Kämthen  und  Krain  beisammen  bleibe;  Bidermann 
II  S.  44.  £s  war  also  an  die  Möglichkeit  einer  Teilung  der  habs- 
burgischen  Gebiete  durch  einseitige  rechtsgeschäftliche  Verfügungen 
des  Monarchen  gedacht,  welche  zu  einer  andern  Kombination  als  zu  der 
den  Kroaten  erwünschten  führen  könnte. 

^  Hierüber  Gerbers  Grundzüge  eines  Systems  des  deutschen  Staats- 
wesens 3.  Aufl.  S.  6  A.  1,  S.  187. 

^  Vgl.  insbesondere  die  in  der  Instruktion  Ferdinand  I.  vom 
1.  September  1537  entwickelte  Bedeutung  der  kaiserlichen  Hofkammer 
für  die  Königreiche,  Land  und  Leute  des  Herrschers,  Rosenthal;  Die 
Behörden  Organisation  Kaiser  Ferdinande  I.  S.  182. 

^  Rachfahl,  Gesamtstaatsverwaltung  S.  227.  So  h&lt  sich  Ferdinand  I. 
kraft  seines  (wohl  von  Gottes  und  des  Reiches  Willen)  tragenden 
Amtes  als  regierender  Landesfürst  verpflichtet,  den  eigennützigen 
Vorkauf  im  Viehhandel  abzustellen;  Buchholtz  a.  a.  0.  8.  Bd.  S.  277. 

^  Tezner,  Landesfürstliche  Verwaltungrechtspfl^e  S.  5  A.  1,  S.  8 
A.  4,  S.  11  A.  15,  16,  17,  S.  12  A.  17  b,  c,  S.  13  A.  13,  18,  S.  14  A.  20, 
24,  S.  18,  S.  42  A.  18a,  S.  45  A.  28,  S.  46  A.  33,  S.  48  A.  33,  S.  49  ff., 
80  ff.,  S.  85. 
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die  revisionelle,   konstitutive   Prüfung  von  Herkommen  und 
Gewohnheit  durch  den  Landesfürsten  in  voller  Blüte  ^ 

Deshalb  wird  die  epochale  Wendung  in  der  staatsrecht- 
lichen Gestaltung  des  Ständestaates  nicht  durch  den  dreifsig- 
jährigen  Krieg,  sondern  durch  die  längstens  im  16.  Jahrhundert 

1)raktisch  bethätigte  Regalitäts-  und  die  kanonische  Privilegien- 
ehre herbeigeführt,  kraft  deren  einerseits  der  Fürst  die  staat- 
liche Herrschaft  in  dem  ganzen  Umfange,  in  welchem  ihm 
keine  ständischen  Privilegien  entgegengesetzt  werden,  als  jus 
regium  an  sich  zieht,  andererseits  kraft  dieses  jus  regium 
gegenüber  jeder  Art  von  Recht  bis  zu  den  Grenzen  politischer 
Möglichkeit  und  bis  zu  den  Grenzen  seines  eigenen  dyna- 
stischen und  politischen  Interesses  revisioneil  verfährt. 

Kraft  seines  jus  regium  schafft  der  König,  kraft  des  jus 
summi  principis  der  Landesfürst  schon  im  sechzehnten 
Jahrhundert  Behörden  zu  seiner  Beratung  und  zu  seiner  Ver- 
tretung in  der  Ausübung  seines  Herrschaftsrechts,  welche  nur 
ihm  verantwortlich  sind  *.  Es  giebt  nun  auÜBer  der  Vernichtung 
der  Ständeverfassung  selbst  kein  Ereignis  in  der  geschicht- 
lichen Entwicklung  des  Ständestaates,  welches  sich  an  Be- 
deutung mit  der  Organisation  der  landesfürstlichen  Mittel-  und 
der  Hofbehörden,  wie  wir  denselben  ganz  besonders  auf  dem 
Gebiete  der  habsburgischen  Monarchie  schon  im  16.  Jahr- 
hundert begegnen®,  messen  könnte.  Mittels  dieser  Organisation 
vollzieht  sich  die  Befreiung  der  Verwaltung  und  Rechtspflege 
in  weitem  Umfange,  namentlich  aber  auf  dem  Gebiete  politisch 
bedeutsamer  Angelegenheiten  von  der  unmittelbaren  Teilnahme 
der  Stände,  aufserdem  aber  auch  die  Centralisation  der  Exe- 
kutionsgewalt in  den  Händen  des  Monarchen  und  zum  min- 
desten die  principielle  Unterwerfung  der  patriinonialen  grund- 
herrlichen Verwaltung  und  Rechtspflege  unter  die  Kontrolle  der 
landesfürstlichen  Behörden^.  Sofern  man  deshalb  die  abstrakte 
Staatsidee  nicht  in  der  Idee  vom  persönlichen  Staate,  sondern 
in  der  universalen  Tendenz  des  jus  regium  erblickt,  waltet  die- 
selbe geraume  Zeit  vor  dem  dreifsigjährigen  Kriege  vor. 

Ungenau  ist  es  unter  solchen  Umständen,  in  dem  jus 
regium  eine  blofse  Renaissance  der  politischen  Idee  des  antiken 
Principates*   zu   erblicken.     Es   scheidet   sich   von   demselben 


1  Vgl.  oben  S.  36  f.,  39  f.,  54  f.,  Rachfahl ,  Gesamtstaatsverwaltung 
S.  143,  245  ff.,  324;  Kries  a.  a.  0.  S.  20  ff.,  S.  73. 

«  Unger  a.  a.  O.  S.  221,  274;  Viroszil  II  S.  164;  v.  Below  II  S.  39; 
Tezner,  Landesfürstliche  Verwaltungarechtspflege  S.  35  A.  3,  S.  39  f., 
8.  112  A.  40. 

»  Tezner,  Der  österreichische  Kaisertitel,  das  ungarische  Staats- 
recht und  die  ungarische  Publizistik  S.  46  ff.;  Rachfahl  a.  a.  0.  2.  Buch 
3.  Kapitel  und  3.  Buch  2.  Kapitel. 

♦  Tezner,  Landesfürstliche  Verwaltungsrechtspflege  S.  62  ff.,  80  ff. 

»  Unger  a.  a.  0.  S.  195. 
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formell  durch  seine  individualrechtliche  patrimoniale  Struktur, 
materiell  durch  seinen  gröfseren  Gehalt  an  socialethischen, 
christlichen  und  germanischen  Anschauungen  entsprungenen 
Ideen. 

Diese  socialethischen  Ideen  sind  aber,  wie  gezeigt  worden 
ist,  auch  der  (gleichfalls  vor  dem  30jährigen  Kriege  bethätigten) 
Auffassung  der  Stände  von  ihrer  Rechtsstellung  im  Stände- 
staate nicht  fremd.  Mag  auch  ihrem  Kampfe  gegen  die  Zunft- 
privilegien ihr  eigenes  wirtschaftliches  Interesse  zu  Grunde 
liegen,  sie  führen  ihn  doch,  und  zwar  schon  im  16.  Jahr- 
hundert, unter  Berufung  auf  den  gemeinen  Nutzen,  weil  sie 
„zu  Abpruch  und  Nachtheil  gemainer  Landt  reichen  und 
dienen"  .  Die  Bewilligungen  und  Kürzungen  der  Steuer- 
postulate  erfolgen  mit  Rücksicht  auf  das  Beste,  den  Nutzen  und 
die  Not  des  Landes^.  Die  Stände  treten  gegen  die  einseitige 
Verfügung  des  Herrschers  über  Land  und  Leute  und  gegen 
die  Zulassung  von  Landesfremden  zu  den  Landesämtern  auf. 

Die  Unmöglichkeit,  die  den  monarchischen  Ständestaat 
beherrschenden  politischen  und  staatsrechtlichen  Ideen  in  ein- 
heitliche, widerspruchslose  Formeln  zusammenzufassen,  äufsert 
sich  auch  noch  in  anderer  Richtung. 

Auf  der  einen  Seite  besitzt  die  Auffassung  von  der  Stel- 
lung des  Königs  oder  Landesfürsten  als  des  Schöpfers  und 
Bewahrers  alles  Rechts  schon  im  16.  Jahrhundert  die  Kraft, 
den  ständischen  Dualismus  zu  überwinden,  sofern  der  König 
oder  Landesfürst  von  den  Ständen  selbst  zur  Entscheidung 
der  zwischen  ihnen  entstehenden  Konflikte  angerufen  wird^, 
und  sofern  die  Stände  in  Verleihungs-  und  Anerkennungs- 
akten des  Herrschers  eine  rechtliche  Stütze  erblicken  im 
Kampfe  gegen  Anfechtungen  und  Verletzungen  ihrer  Rechte*, 
welche  nicht  vom  König  oder  Landesfürsten  ausgehen. 


1  Tezner  a.  a.  0.  S.  73:  Kries  a.  a.  0.  S.  80;  v.  Below,  Territorium 
S   272 

«"  V.  Below  II  S.  83  f. ;  Kries  a.  a.  0.  S.  25  A.  13.  Vgl.  femer 
v.  Below,  Territorium  S.  264  ff. 

*  Rachfahl  a.  a.  0.  S.  292.  Die  Bemerkung  auf  S  65  meiner  Ver- 
waltungsrechtspfleg^e,  es  habe  sich  der  Kampf  der  Landesfursten  gegen 
die  standischen  Pnvilegien  in  den  Formen  der  Rechtspflege  vollzogen, 
bedeutet  ihrem  Zusammenhange  nach  nichts  anderes,  äs  dafs  auch  die 
Rechtspflege  als  Mittel  für  die  Abolierung  oder  Revision  dieser  Privi- 
legien verwendet  wurde.  Vgl.  auch  a.  a.  0.  S.  115  f.  Die  Behauptung, 
als  h&tte  sich  der  Kampf  gegen  das  Ständewesen  nur  in  dieser  un- 
blutigen Form  vollzogen,  weiche  mir  Rachfahl  bei  Schmoller  S.  356 
vorwirft,  war  damit  nicht  beabsichtigt.  Allein  selbst  auf  die  blutige 
Unterdrückung  der  ständischen  Erhebung  in  Böhmen  unter  Ferdinand  H. 
folgt  dessen  Verfiigung  in  der  vemewerten  L.O.,  dafs  in  allen  Sachen 
des  Fiskus  den  Ständen  der  Rechtsweg  offen  bleiben  werde;  v.  Below, 
Territorium  S.  272. 

^  A.  a.  0.  S.  403.  Nach  den  niederösterreichischen  Hofratsordnungen 
Ferdinand  I.  soll  der  Hofrat   „pan  und  acht  aus   unserer  furstlicnen 
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Andererseits  führt  der  das  Ständewesen  beherrschende  Egois* 
mus  und  die  denselben  fördernde  Zerklüftung  weit  über  den 
Dualismus  hinaus  bis  zum  Atonismus,  zum  schroffsten  Individualis- 
mus, sofern  zuweilen  mit  Erfolg  der  Einzelne  seine  Rechte  nicht 
nur  dem  König,  sondern  auch  der  Landschaft  als  unantastbar 
gegenüberstellt  wie  der  Einzige  sein  Eigentum  der  ganzen  Welt. 
Und  gerade  diese  Richtung  erfkhrt,  wie  der  Vergleich  der  Steuer- 
politik Ferdinand  I.  mit  jener  Leopold  I.  in  Schlesien^  und 
die  noch  1790  erfolgte  Verbürgung  der  Unverletzbarkeit  der 
(Steuerfreiheit  des  ungarischen  Adels  durch  Qosetz  beweist, 
stellenweise  nach  dem  dreifsigjfthrigen  Kriege  eher  eine  Ver- 
schärfung als  eine  Abschwächung'. 

Diese  Thatsache  findet  ihre  Erklärung  in  der  während 
der  ganzen  ständischen  Epoche  bestehenden  Koinzidenz  der 
monarchischen  und  der  ständischen  Interessen,  soweit  es  sich 
um  Ausschliefsung  der  grofsen  Masse  des  Volkes  von  jeglicher 
Teilnahme  an  staatlicher  Thätigkeit  handelt,  worin  das  gröfste 
Hemmnis  für  die  Herausbildung  der  abstrakten,  organischen, 
persönlichen  Staatsidee  durch  den  Ständestaat  zu  erblicken  ist. 

Vermöge  dieser  Interessenkoinzidenz  kann  sich  der 
Fürstenabsolutismus  so  weit  entfalten,  als  er  nicht  die  hoch- 
geschätzten socialen  und  ökonomischen  Vorrechte  der  ein- 
flufsreichen  höheren  Stände  trifft.  Auch  um  die  Kammer- 
verwaltun^  kümmern  sich  die  Stände  so  lange  nicht,  als  die 
Mi fs Wirtschaft  in  derselben  nicht  zu  finanziellen  Zumutungen 
an  die  Stände  führt.  Dafür  bleibt  die  in  den  Ländern  der 
böhmischen  Krone  gegenüber  den  Städten  gründlich   gehand- 


obercheit^  verleihen ;  Rosenthal,  Die  Behördenorganisation  Ferdinand  I. 
S.  211,  223;  Tezner,  Landesfarstliche  Verwaltunesrechtspflege  S.  71. 
Dagegen  kommt  der  Personalunion  von  monarchischen  una  ständischen 
Funktionen  in  der  Person  des  Vorsitzenden  der  Landschaft  und  anderer 
Landesbeamten,  in  der  Mitwirkung  des  Herrschers  zu  ihrer  Bestellung, 
ihren  zugleich  dem  König  und  dem  Lande  geleisteten  Eiden  für  die 
Überwindung  des  ständischen  Dualismus  darum  keine  Bedeutunjy^  bei, 
weil  sie  sich  doch  immer  mehr  als  Repräsentanten  der  Stände  wie  des 
Herrschers  fühlen.    Vgl.  hiezu  v.  Below,  Territorium  S.  271. 

^  Kries  a.  a.  0.  S.  78  verglichen  mit  S.  61  A.  10:  Viroszil  11 
S.  410,  m  S.  24  f. 

'  Ganz  besonders  das  ungarische  Ständetum  schliefst  die  ständische 
Epoche  mit  Errungenschaften  ab,  welche  seinen  Besitzstand  zu  Beginn 
der  ständischen  Epoche  weit  überragen.  In  den  Komitaten,  welche  den 
Ausgangspunkt  für  die  Entwicklung  eines  Selfgovemment  nach  be- 
rühmten englischem  Muster  hätten  oilden  können,  Viroszil  11  S.  235, 
243  f.,  264  A.  d,  289  f.,  11  S.  51  A.  t,  S.  104  f.,  übt  der  ständische  Adel 
um  diiese  Zeit  eine  wahre  Paschawirtschaft,  durch  welche  die  Land- 
bevölkerung in  unerhörter  Weise  und  schutzlos  ausgesogen  wird; 
Viroszil  11  S.  57  A.  d,  8.  284  A  b,  S.  408  A.  h,  111  S.  94  A.  x,  y, 
S.  100  f.  A.  d,  S.  104  A.  g,  S.  107  A.  i,  S.  112  A.,  S.  114  A.,  S.  138 
A.  n,  8.  197  A.  e,  8.  209,  211,  213.  Vffl.  übrigens  auch  das  liberum 
Veto  der  Mitglieaer  dos  polnischen  Reicnstags. 
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habte  Verwirkungstheorie  *  vor  dem  Steuerbewilligungsrecht 
des  nunmehr  fast  nur  aus  dem  hohen  Klerus  und  dem  Adel 
bestehenden  Landtages  stehen,  die  durch  die  Massenhinrichtungen 
in  den  ständischen  Adel  gerissenen  Lücken  werden  durch  Neu- 
verleihung der  Standschaft  gewissenhaft  wieder  ausgeglichen; 
die  Erhebung  des  ausgesogenen  Bauernstandes  gegen  die 
Grundherren  wird  von  den  LandesfUrsten  vor  wie  nach  dem 
dreifsigjährigen  Kriege  mit  blutiger  Strenge  unterdrückt. 

Infolge  der  Abneigung  der  Landesfürsten  gegen  einen 
stärkeren  politischen  Einflufs  der  Bürgerschaft  und  gegen 
jeglichen  politischen  Einäufs  der  Bauernschaft,  infolge  der 
hierdurch  begründeten  Abhängigkeit  derselben  von  den  höheren 
Ständen  kommt  den  socialen  und  ethischen  Vorstellungen  von 
dem  Berufe  und  Amte  des  Landesfürsten  gerade  gegenüber 
den  schwersten  Übelständen,  mit  welchen  der  kontinentale 
Ständestaat  behaftet  ist,  eine  mehr  theoretische  als  praktische 
Bedeutung  bei.  Ein  ernster  Kampf  gegen  die  die  höheren 
Stände  begünstigende  Steuerverfassung  und  die  ihre  Grund- 
lage bildende  Agrarverfassung  wird  erst  in  dem  Zeitpunkte 
unternommen,  in  welchem  infolge  des  Steuer-  und  Agrarrechts 
des  monarchischen  Ständestaates  dessen  Lage  politisch  unhalt- 
bar wird,  was  in  einzelnen  Staaten  erst  in  der  zweiten  Hälfte 
des  18.  Jahrhunderts  der  Fall  ist.  Dieser  Moment  bildet  den 
zweiten  Wendepunkt  in  der  Entwicklung  des  Ständestaates, 
nicht  aber  der  areifsigjährige  Krieg. 

Bis  dahin  ist  deshalb  die  finanzielle  Lage  der  Herrscher 
eine  ebenso  demütigende  als  vor  dem  dreifsigjährigen  Kriege, 
und  es  dauert  der  Einflufs  der  Stände  auf  die  Modalitäten 
der  Bemessung,  der  Hebung  und  der  zwangsweisen  Eintreibung 
in  der  gleichen  Form  fort,  in  welcher  er  vor  dem  dreifsig- 
jährigen Kriege  geübt  wurde*.    In   Österreich   vollzieht  sich 


^  Vernewerte  böhmische  L.O.  A.  V.  Schon  nach  dem  schmal- 
kaldischen  Kriege  vernichtete  Ferdinand  I.  die  Autonomie  der  böh- 
mischen Städte ,  ohne  bei  den  übrigen  ständischen  Kurien  auf  Wider- 
stand zu  stofsen;   Elvert,    Zur  österreichischen  Verwaltunffsgeschichte 

5.  54.  „Die  ziemliche  Unbeschränktheit  der  landesfürstlichen  Macht  glich 
man  (in  der  vernewerten  L.O.  Ferdinand  II.)  durch  die  grofsen  Vorrechte 
aus,  welche  den  höheren  Ständen  geblieben  waren  oder  eingeräumt 
wurden,  wozu  auch  gehörte,  dafs  jedes  Amt,  welches  über  den  Kanzlei- 
dienst  hinausging,  ausschliefsend  den  höheren  Ständen  vorbehalten  war. 
Dafür  sank  der  von  den  königl.  Städten  repräsentierte  Bür^rstand, 
welcher  von  den  früheren  Viril-  auf  eine  Stimme  kam,  zur  völligen  ün- 
bedeutendheit  herab  und  fand  gegen  weitere  Beeinträchtigung  nur  bei 
der  Regierung  Schutz^ ;  Elvert  a.  a^,  O.  S.  172.  Allein  erst  zum  Aus- 
gang des  18.  Jahrhunderts  wurde  in  Österreich  infolge  des  verzweifelten 
Standes  der  Steuereinnahmen  der  Kampf  mit  den  Steuerprivilegien  des 
Adels  ernstlich  aufgenommen.    Vgl.  Kries  a.  a   O.  S.  61  A.  10,  S.  62. 

*  Vgl...hiezu  Widmer,  Zur  Geschichte  des  Stempel-  und  Gebühren- 
wesens in  Osterreich,  Zeitschrift  für  Volkswirtscbart  und   Verwaltung 

6.  Bd.  S.  578  f.,  589,  594,  597,  601,  608,  609,  617.    Beispiele  von  Land- 
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die  mit  der  gleichzeitigen  Steuerreform  in  Zusammenhang 
stehende  radikale  Ausschaltung  der  Landesämter  aus  der  Ver* 
waltung  und  die  Vernichtung  des  ständischen  Einflusses  auf 
die  Verwaltung  erst  in  den  Jahren  1748  bis  1764,  während 
auf  dem  Gebiete  des  Justizwesens  sich  das  alte  Verhältnis  über 
diese  Zeit  hinaus  erhält  ^ 

Da  der  Ausbruch  der  französischen  Revolution  die  von 
den  Fürsten  ängstlich  gemiedene  Möglichkeit  des  politischen 
Einflusses  gröfserer  Volkskreise  naherückt^,  so  gewahren  wir 
im  Zeitpunkt  derselben  wieder  eine  stärkere  Annäherung  der 
Fürsten  an  die  höheren  Stände  und  ein  Stocken  der  durch 
den  Zwang  der  Verhältnisse  hervorgerufenen  Steuer-  und 
Agrarreformen  ®. 


ta^sschlüssen  über  Steuerpostulate  aus  der  Zeit  nach  dem  30 jährigen 
Kriege  finden  sich  in  Rieggers  Materialien  zur  Statistik  von  Böhmen 
10.  und  11.  Heft  Miscellen.  Die  alten  Heverse  dauern  fort,  ebenso  die 
Bestimmung  des  modas  coUectandi  et  exequendi  durch  Landtagsschlufs. 
Vgl.  auch  Elvert,  Zur  österreichischen  Finanzgeschichte  S.  329  ff.,  848  f. 
352,  362  f.,  371,  375,  389,  302,  304  ff.  Es  scheint  mir  ein  Widerspruch 
darin  zu  liefen,  wenn  Rries  a.  a.  0.  S.  61  A.  10,  S.  62  die  germ^n 
Fortschritte  m  der  Entwicklung  des  direkten  Steuerwesens  unter  aen 
späteren  Habsburgem  auf  deren  geringe  Energie  zurückführt  und 
andererseits  doch  wieder  S.  59  ff.,  S.  70  A.  3  darauf  hinweist,  dafs  man 
sich  nach  dem  dreifsigjäbrigen  Kriege  nicht  mehr  sonderlich  um  die 
den  Ständen  gegebenen  Zusicherungen  kümmerte.  Das  Schicksal  der 
Agrar-  und  Steuerpolitik  Josef  II.  beweist^  dafs  sowohl  Rries  als  Räch- 
fanl  die  politische  Macht  des  Adels  nach  dem  dreifsigjäbrigen  Kriege 
unterschätzen,  welche  Macht  durch  die  Unlust  der  Herrscher,  sich  auf 
die  Städte  oder  gar  auf  die  Bauern  zu  stützen  und  wohl  auch  durch 
die  infolge  vollständiger  Entfremdung  vom  politischen  Leben  hervor- 
gerufene politische  Unfähigkeit  dieses  Teils  der  Bevölkerung  gefördert 
wurde. 

*  Ein   bemerkenswertes  Beispiel   dafür,    wie    durch    die   Sonder- , 
interessen  von  Fürst  und  Ständen  die  staatliche  Entwicklung  an  einen 

.toten  Punkt  gelangt,  über  welchen  sie  nur  durch  gleichzeitige  Ver- 
nichtung von  Fürstenabsolutismus  und  Ständewesen  hinübergebracht 
werden  kann,  bietet  die  Thatsache,  dafs  in  Ungarn  der  ständischen 
Forderung  nach  einer  Unterwerfung  der  Kammerverwaltung  unter 
ständische  Kontrolle  im  19.  Jahrhundert  die  Forderung  nach  dem  Ver- 
zicht des  Adels  auf  seine  Steuerfreiheit  von  seiten  des  Königs  entgegen- 
gestellt wird ;  Viroszil  II  S.  159  A.  a.  Warum  die  Stände  ernsthaft  an 
eine  solche  Kontrolle  nicht  denken  konnten,  darüber  vgl.  Kries  a.  a.  0. 
S.  41,  S.  51  A.  4,  S.  52,  87.  Übrigens  persiflieren  die  absolutistischen 
Centralisten  den  Ernst  der  konstitutionellen  Allüren  der  ungarischen 
Stände  durch  die  Forderung,  dafs  die  Teilnahme  an  der  Gresetzgebung 
dem  ganzen  Volke  eröfliiet  werden  möchte;  Viroszil  I  S.  285  A.  k, 
Tezner,  Der  österreichische  Kaisertitel  u.  s.  w.  8.  40  ff. 

*  An  dieser  Stelle  ist  auf  den  gemeinsamen  Widerstand  von 
Regierung  und  höheren  Ständen  gegen  eine  höchst  bescheidene  Ver- 
besserung der  Rechtsstellung  der  Städte  auf  dem  böhmischen  Landtag 
1790/1793  zu  verweisen;  Toman,  Das  böhmische  Staatsrecht  und  die 
österreichische  Reichsidee  S.  202. 

^  Die  kümmerlichen  vom  ungar.  Landtage  1790^91  beschlossenen 
Reformen  sind  selbst  noch  im  Jahre  1848  auch  nicht  einmal  an- 
nähernd ausgeführt  worden.    Vgl.  auch  v.  Below,  Territorium  S.  60  f. 
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Der  Schonung  und  Rücksicht ,  welche  die  LandesfUrsten 
den  socialen  und  wirtschaftlichen  Vorrechten  der  höheren 
Stände  angedeihen  lassen,  entspricht  der  Mangel  oder  die  ver- 
hältnifsmälsige  Schwäche  der  Reaktion  dieser  Stände  gegen 
einseitige  organisatorische  Akte  der  Landesftlrsten ,  welche 
diese  Rechte  unangetastet  lassen  ^.  Freilich  wird  denselben 
der  Weg  zugleich  auch  durch  die  grofse  technische  ünvoU- 
kommenheit  des  Ständerechts  geebnet*,  welche  die  Über- 
tragung konstitutionell-rechtlicher  Vorstellungen  auf  staats- 
rechtliche Vorgänge  im  Ständestaat  gänzlich  unstatthaft  er- 
scheinen läfst^. 


^  Diese  Indifferenz  oder  die  Schwäche  der  ständischen  Reaktion 

fegen  die  mitunter  Privilegien  widrigen  organisatorischen  Gresetze  des  ^ 

landesfürsten ,  dann  aber  auch  die  Initiative,  die  zuweilen  von  der 
einen  ständischen  Gruppe  er^ffen  wurde,  um  den  Monarchen  zur  Ab- 
schaffung der  Privilegien  emer  anderen,  sei  es  ständischen,  sei  es 
territorialen  Gruppe  zu  bewegen,  lassen  die  Behauptung  Rachfahls  bei  , 

Schmoller  S.  356,   dafs   man  vor  dem   dreifsigjähngen  Kriege  solches  | 

Vorgehen  des  Monarchen  sehr  deutlich  als  einen  Rechtsbruch  empfand,  \ 

als  Übertreibung  erscheinen.  Die  Schaffung  der  Centralbehörden  für 
die  österreichischen  Territorien  unter  Ferdinand  I.  hat  ebensowenig 
einen  tiefj^ehenden  Widerstand  der  Stände  zur  Folge  wie  die  Beseitigung 
der  böhmischen  Hofkanzlei  unter  Maria  Theresia. 

»  Rachfahl  bei  Schmoller  S.  354  tadelt  es,  dafs  ich  für  die  Erklärung 
der  im  Texte  angefahrten  grofsen  Erfolge  des  Fürstenabsolutismus  (un- 
richtig spricht  Rachfahl  vom  abstrakten  Staatsgedanken)  der  Unvoll- 
kommenheit  des  Ständerechts  so  viel  Bedeutung  beigemessen  hätte. 
Allein  dessen  niedere  Technik  hat  der  schöpferischen  Thätigkeit  des 
Fürsten  auf  dem  Gebiete  der  Centralisationspolitik  die  Wege  in  noch 
höherem  Grade  geebnet,  als  die  niedere  Technik  des  heimischen  Privat- 
rechts  der  Verbreitung  des  römischen.  Kein  Historiker,  der  den  Sieg 
einer  Rechtsordnung  üoer  eine  andere  zu  erklären  hat,  wird  die  Technik 
,der  Waffen,  mit  der  die  sich  bekämpfenden  Ordnungen  aufeinander 
stofsen,  vernachlässigen  dürfen.  Unger  a.  a.  0.  8.  210  ff.,  Brie  I  8  212; 
Bachfahl  selbst  in  seiner  Gesamtstaatsverwaltung  S.  129,  257,  383  ff., 
390,-  402. 

'  Dieses  unstatthafte  Verfahren  schlagen  die  neueren  un^rischen 
Publizisten  gegenüber  den  historischen  österreichischen  Gentralbehörden 
ein,  unbeachtet  ihr  Bestand  durch  Diätalartikel  festgestellt 
erscheint:  Tezner  a.  a.  0.  S.  70  ff.  Um  die  Zeit  des  ungarischen 
Unabhängigkeitskampfes  bietet  sich  uns  die  eigentümliche  Erscheinung, 
dafs,  soweit  es  sich  um  die  inner  en  Verhältnisse  Un^irns  handelt,  Ein- 
mütigkeit über  die  ausgesprochen  ständische  Natur  der  altungarischen 
Verfassung  besteht  und  deren  Vernichtung  in  der  leidenschiutlichsten 
Weise  gefordert  wird,  dafs  dagegen  von  den  aktiven  Politikern  der 
Kampf  gegen  die  mittels  des  ständischen  Staatsrechts  nicht  angreifbaren 
Centralbehörden  im  Namen  der  ausgesprochen  konstitutionellen 
Natur  dieser  Verfassung  geführt  wird.  Mittels  dieser  Unterstellung  ist 
es  gelungen,  die  Unabnängigkeitsbewegung  im  Lichte  eines  Kampfes 
ums  Recht  erscheinen  zu  lassen  und  jenen  moralischen  Eindruck  hervor- 
zurufen, dessen  keine  ernste  politische  Bewegung  entraten  kann.  Sehr 
deutlich  tritt  uns  dieses  Doppelspiel  entgegen  in  Deäks  Beitrag  zum 
ungarischen  Staatsrecht  auf  S.  28,  111  ff.,  141  f ,  155,  187  f.,  190,  204  ff., 
verbuchen  mit  S.  22  f.,  26,  71,  73,  105  f.,  120,  127,  138.  Über  die  stän- 
discne  nichtkonstitutionelle  Natur  des  altungarischen  Verfassungsrechts 
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Gerade  aber  die  Vervollkommnung  der  Verfassung  ist  im 
kontinentalen  Ständestaat  den  Fürsten  und  den  Ständen  gleicb- 
mäfsig  unerwünscht.  Sie  wäre  nur  möglich  gewesen  in  der 
Richtung  der  abstrakten  Staatsidee,  deren  Repräsentanten  die 
Landesfürsten  nie  gewesen  sind,  in  der  Richtung  des  organi- 
schen und  persönlichen  Staates  mit  seinem  der  abstrakten 
Staatsidee  entsprungenen  Begriffe  des  konstitutionellen,  gegen- 
über dem  Herrscher  wie  den  Ständen  unverbrüchlichen^,  all- 
gemein und  unwiderstehlich  wirkenden  Gesetzes,  mit  seiner 
Tendenz  nach  scharfer,  auf  objektiven  Zweckmäfsigkeits- 
gründen  beruhender  Abgrenzung  zwischen  monarchischen  und 
parlamentarischen  Kompetenzen.  Das  hätte  auf  seite  der 
Fürsten  politische,  auf  seite  der  Stände  politische,  sociale  und 
wirtschaftliche  Opfer  gekostet,  für  welche  keinerlei  Neigung 
vorhanden  war.  Darum  dauert  der  unsichere,  fliefsende,  einer 
Fassung  nicht  fähige  Zustand  des  ständischen  Staatsrechts, 
welches  jeweils  ein  Spiegelbild  der  augenblicklichen  Macht- 
verhältniss  darbietet,  während  der  ganzen  ständischen  Epoche 
fort  2. 


besteht  in  der  Wissenschaft  kein  Zweifel.  Unger  a.  a.  O.  S.  98,  251, 
256,  296;  Bluntschli,  Allgemeines  Staatsrecht  5.  A.  S.  4d;  Viroszil  I 
S.  270  A.  d,  286,  289,  II  S.  8  A.  h,  S.  56  A.  b;  Elvert,  Zur  öster- 
reichischen Verwaltungsgeschichte  S.  342;  Triepel,  Die  Entstehung  der 
konstitutionellen  Monarcnie  S.  3;  Jellinek  a.  a.  0.  8.  639. 

^  Hiezu  besonders  v.  Martitz,  Über  den  konstitutionellen  Regriff 
des  Gesetzes,  Zeitschrift  für  die  gesamte  Staats  Wissenschaft  36.  Bd. 
S.  248,  258. 

'  Das  aus  den  persönlichen  Machtbestrebungen  hervorgehende 
wechselseitige  Mifstrauen  von  Herrschern  und  Ständen  (vgl.  Kries 
a.  a.  O.  S.  57  A.,  Viroszil  U  S.  102  A.  g,  S.  260  A.  c,  v.  Below  III  2 
8. 123)  das  Bedürfnis,  der  künftigen  Machtentwicklung  nicht  durch  klare 
Rechtssätze  zu  präiudizieren,  erkl&rt  die  dem  Ständer  echt  eigentümliche 
verklausulierte  oder  vage  Fassung  an  sich  wichtiger  Privilegial- 
bestimmungen.  Bis  in  die  letzte  Zeit  werden  Regalien  und  Autoritäten 
einerseits.  Herkommen  und  Gewohnheiten  andererseits  ohne  fort- 
schreitende ELlärung  des  Umfangs  der  ersteren  und  Feststellung  des 
Inhalts  der  letzteren  einander  gegenübergestellt  und  bis  ins  19.  Jahr- 
hundert hinein  ist  die  Verknüpmng  der  Genehmigung  ständischer  Be- 
schlüsse mit  dem  Vorbehalte  der  Regalien  üblicn.  Vgl.  die  Reserve 
im  schlesischen  Steuerprivilegium  von  1498,  wonach  das  Land  zu 
steuern  nicht  verpflichtet  ist,  exceptis  iis,  quas  de  jure  negare  non 
possent;  Unger  8.  412  f.;  Buchholtz  a.  a.  0.  8.  Bd.  S.  301  f.;  Kries 
a,  a.  O.  S.  59,  Tezner,  Der  österreichische  Kaisertitel,  das  ungarische 
Staatsrecht  u.  s.  w.  8.  84.  Die  Darstellung  Rachfahl s  in  seiner  Uesamt- 
staatsverwaltung  8.  150  ff.  stimmt,  insofern  sie  8.  154  in  dem  Satze 
gipfelt:  „So  hatten  sich  fest  geregelte  Zustände  innerhalb  der  Gesamt- 
verfassung Schlesiens  im  16.  Jahrhundert  herausgebildet,*'  mit  seinen 
eigenen  Ausfuhrungen  auf  8.  142,  144,  150  ff.  nicht  überein.  Vgl.  auch 
Viroszil  II  8.  402  und  Jäger  II  1  8.  13,  31.  Unzutreffend  ist  deshalb 
auch  der  von  Rachfahl  bei  Schmoller  8.  355  zwischen  diesem  eigen- 
artigen Rechtszustand  und  zwischen  den  Lücken  des  modernen  Ver- 
fassungsrechts sowie  den  modernen  Staatsstreichen  gezogene  Vergleich. 
Die  modernen  Verfassungskämpfe  streben,  soweit  sie  aus  unklaren  ver- 
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Die  nachhaltigen,  bis  in  die  Gegenwart  dauernden  Wir- 
kungen des  Geistes  und  der  Technik  der  ständischen  Verfassung 
äufsem  sich  ganz  besonders  in  Österreich.  Dafs  sich  die 
Centralisation  der  Behörden  für  das  ganze  Gebiet  der  habs- 
burgischen  HeiTschaft  mittels  der  bedeutsamen  Schöpfungen 
des  Geheimrates,  des  Hofkriegsrates  und  der  Hofkammer  in 
unblutiger  Weise  durch  einseitige  Akte  der  Herrscher  voll- 
ziehen konnte,  dafs  ehemalige  Staaten  der  Stellung  autonomer 
Provinzen  eines  Einheitsstaates  genähert  werden  konnten,  er- 
klärt sich  nur  aus  der  eigentümlichen  primitiven  Natur  der 
Ständeverfassung  Aber  gerade  deshalb,  weil  diese  Centra- 
lisation von  oben  herab  mittels  streng  landes fürstlicher 
Behörden  erfolgt,  weil  sie  dekretiert  worden  ist,  ist  es  bis  zum 


fassunßsrechtlichen  Bestimmungen  entspringen,  bewufster  Klärung  zu^ 
und  die  Frage,  ob  Verfassungsverletzung  vorliege,  ist  bei  der  unver- 
gleichlich höheren  Technik  und  Geschlossenheit  des  modernen  Ver- 
lassungsrechts  gegenüber  dem  ständischen  unvergleichlich  leichter  zu 
lösen  als  die  Frage,  was  jus  re^ium,  was  jus  regni  sei?  £s  besitzt  also 
das  moderne  Venassungsrecht  m  technischer  Beziehung  vor  dem  stän- 
dischen den  grofsen  Vorzug  der  gröfseren  Sicherheit  in  der  Feststellung 
etwaiger  Verletzungen,  also  gewissermafsen  der  gröfseren  ünrechts- 
Sicherheit.  Dann  aber  steht  bei  auftauchenden  Zweifeln  wenigstens  der 
formale  Inhalt  der  verfassungsrechtlichen  Bestimmung  fest,  an  welche 
sich  der  Zweifel  knüpft.  Im  Ständestaate  ist  es  aber  in  weitem  Um- 
fange schwierig,  ja  unmöglich  zu  bestimmen,  wie  denn  in  diesem  oder 
in  jenem  Punkte  die  Verfassung  lautet  und  ob  sie  überhaupt  etwas 
darüber  sagt?  In  höchst  unbestimmter  Weise  beschwört  der  Landes- 
fürst die  guten,  üblichen  Gewohnheiten.  Weil  aber  diese  Gewohn- 
heiten zum  grofsen  Teil  der  Entwicklung  des  Gemeinwesens  entgegen- 
stehen, also  nicht  löblich  sind,  und  femer  wegen  der  in  diesem  Punkte 
herrschenden  Rivalitäten  unter  den  Ständen,  kommt  es  im  kontinentalen 
Ständestaate  zu  keiner  Einrichtung  für  eine  autoritative,  der  Aus- 
dehnung des  jus  regium  Schranken  setzenden  Feststellung  des  Inhalts 
der  Gewohnheiten.  Auch  ist  dem  modernen  Verfassungsstaat  die  £i^ 
scheinung,  dafs  in  ganz  denselben  fundamentalen  Staatsangelegenheiten 
der  Herrscher  innerhalb  kurzer  Zeiträume  bald  allein,  bald  unter  Mit- 
wirkung einer  Versammlung  verfugt,  fremd,  Unger  a.  a.  0.  S.  225  01, 
231  ff.,  275  ff.  Wenn  nun  v.  Below,  Territorium  S.  259,  zugesteht,  dafo 
es  im  Ständestaate  durch  Jahrhunderte  ein  weites  Gebiet  staat- 
licher Angelegenheiten  gegeben  habe,  auf  welchem  über  die  Zuständig- 
keit von  Herrscher  und  Stände  die  Machtlage  entschieden  habe,  und 
dafs  der  Inhalt  der  kodiüzierten  Standerechte  ein  zufalliger  und  frag- 
mentarischer gewesen  sei,  ferner  auf  S.  242,  255,  dafs  der  Ständestaat 
eine  Abneigung  gegen  eine  klare  kodifikatorische  Austragung  von  Ver- 
fassungsfragen besessen  habe,  so  gerät  er  durch  die  Billigung  der  Polemik 
Rachfanls  gegen  meine  Ablehnung  einer  Annäherung  der  ständischen 
Verfassung  an  die  konstitutionelle  im  Punkte  ihrer  eigenen  Widerstands- 
fähigkeit a.  a.  0.  S  259  A.  1  mit  sich  selbst  in  schroffen  Widerspruch. 
Kann  wirklich  ernsthaft  ein  Vergleich  zwischen  der  altständischen  und 
konstitutionellen  ungarischen  Verfas.sung  im  Punkte  ihrer  eigenen 
Widerstandskraft  ge^en  eine  einseitige,  die  Sonderstaatlichkeit  Ungarns 
verdunkelnde  Centralisationspolitik  gezogen  werden?  Solche  Vei^leiche 
erwecken  nicht  nur  ganz  falsche  Vorstellungen  von  der  Technik 
des  ständischen  Staatsrechts,  sondern  machen  auch  die  staatsrechtlichen 
Vorgänge  im  Ständestaat  unverständlich. 
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heutigen  Tage  zu  einer  inneren,  organischen  Vereinigung  der 
Teile  nicht  gekommen^.  Allenthalben  hat  aber  die  Ver- 
knüpfung der  Ständeverfassung  mit  der  aus  dem  mittelalter- 
lichen Feudalismus  hervorgegangenen  Agrarverfassung  die 
Entfaltung  wahrhaft  staatlicher  Thätigkeit  auf  seiten  der 
Stände  und  die  Umbildung  der  Landesämter  in  wahrhafte 
Staatsämter  verhindert  Die  Vereinigung  der  Repräsentation 
des  Herrschers  und  der  Stände  mittels  der  Landesämter  ist 
nur  eine  äufserliche,  keine  organische.  Der  Absolutismus  macht 
ihr  in  dem  Zeitpunkte,  in  welchem  die  Unbeweglichkeit  und 
Gleichgültigkeit  der  Stände  gegenüber  unerläfslichen  staat- 
lichen Keformen  den  Höhepunkt  erreicht  hat,  ein  Ende.  Darum 
entsteht  nachher  der  Konstitutionalismus  in  Deutschland  wie 
in  Österreich  als  ein  blofses  Kunstprodukt.  Die  modernen 
Staatsämter  bilden  in  ungleich  stärkerem  Grade  eine  Fort- 
setzung der  landesfürstlichen  Behörden*  als  Organe  eines  mo- 


1  Über  merkwürdige ,  freilich  alsbald  aufgegebene  Versuche 
Ferdinand  L,  eine  organische  Verbindung  der  habsburgischen  Länder 
von  unten  aus  zu  fördern,  vgl.  Kries  a.  a.  O.  S.  33  A.  12;  Bidermann  I 
8.  5  f.,  8  iF. 

'  Bezeichnenderweise  heifsen  noch  heute  in  Osterreich  die  staat- 
lichen Behörden  im  Gegensatz  zu  den  Behörden  der  Selbstverwaltung 
landesfurst liehe  Behörden.  Diese  landesfurstliche  Bureaukratie  ist  im 
Ständestaate  zwar  nicht  Träger  der  abstrakten  Staatsidee,  wohl  aber 
in  ungleich  höherem  Mafs^  ein  Agens  für  socialethische  Ideen  als  der 
Landesfürst  selbst,  der  derselben,  von  wenigen  Ausnahmen  abgesehen, 
oft  Zügel  anlegt.  Vornehmlich  kommen  hier  die  Kammerbehörden 
in  Betracht.  Im  Dienste  dieser  Ideen  sind  die  landesfürstlichen  Beamten, 
und  sogar  die  aus  der  hohen  Aristokratie  hervorgegangenen,  die  rücksichts- 
II  losesten  Vertreter  des  Für^tenabsolutismus  und  die  besten  Hasser  des 
A  Feudal  Wesens.  Vgl.  Hock-Bidermann,  Der  Österreichische  Staatsrat 
ili  S.  18,  116  f.;  Bidermann,  Gesamtstaatsidee  I  S.  147  Nr.  92;  Rachfahl, 
•^  Gesamtstaatsverwaltung  S.  270,  279;  Tezner,  Verwaltungsrechtapttege 
S.  166.  Deshalb  darf  der  Grund  für  die  wirtschaftliche  und  kulturelle 
Rückständigkeit  Ungarns  unter  dem  absolutistischen  Centralismus  nicht, 
wie  dies  von  seite  ungarischer  Schriftsteller  und  Politiker  geschieht,  in 
diesem  selbst  gesucht  werden,  sie  erklärt  sich  vielmehr  dadurch,  dafs  die 
wirtschaftlichen  und  kulturellen  Bestrebungen  der  landesfürstlichen  Be- 
hörden in  der  verrotteten,  feudal- aristokratischen  Komi tats Verfassung 
auf  ein  Hindernis  von  so  bedeutender  Stärke  sticfdcn,  wie  ihnen  ein 
iir-  solches  anderwärts  nicht  begegnet  ist.  Wäre  an  Stelle  Leopold  I.  Ferdi- 
,if^  nand  II.  Ungarn  gegenübergestanden,  dann  hätte  es  Ungarn  wirt- 
schaftlich und  kulturell,  freilich  aber  auch  staatsrechtlich   ebensoweit 


y  gebracht  als  Böhmen;  Bidermann  a.  a.  O.  II  S.  5:  Viroszil  II (  S.  147, 
213;  Rachfahl  a.  a.  0.  S.  403  A.  Das  Sonderungsgefuhl ,  welches  das 
Staatsbeamtentum   der   konstitutionellen   deutschen  Staaten   sowie   die 


j«i::  Parlamente    und    die    Selbstverwaltungsorgane    wechselseitig    einander 

\ß  gegenüber  empfinden,  sowie  die  Scheidung  zwischen  Staats-  und  Selbst- 

^  Verwaltung,   in   welcner  dasselbe   seinen    rechtlichen  Ausdruck   findet, 

l*.;:  stellt  sich  als  Fortwirkung  des  ständischen  Dualismus  dar.    Für  Eng- 

^.  land  dagegen  vgl.  Gneist,  Geschichte  und  Gestalt  der  heutigen  Ämter 

J4  m  England  1867  S.  319,  334,  397,   661.    In  England  ist  die  Selbstver- 

^;  waltung  die  niedere  Staatsverwaltung,  die  Staatsverwaltung  die  höchste 
Form  der  Selbstverwaltung. 
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narchisch  organisierten  Staatsvolks.  Der  deutsche  konstitutio- 
nelle Monarch  steht  aufserhalb  des  Parlamentes,  er  steht  diesem 
gesondert  gegenüber  und  ist  nicht  caput  parliamenti.  So  setzt 
sich  der  alte  Dualismus  in  erneuerter  Gestalt  fort  und  er  wird 
noch  verstärkt  durch  den  Gegensatz  von  Staats-  und  Selbstver- 
waltung, welcher  dem  englischen  Staatsrecht  fremd  ist. 

Demungeachtet  mufs  jeder  Versuch,  eine  stärkere  Ver- 
wandtschaft zwischen  ständisch-monarchischem  und  konstitutio- 
nell monarchischem  Staat  nachzuweisen,  als  welche  der  all- 
gemein herrschenden  Vorstellung  entspricht,  an  den  einem 
solchen  Versuche  widerstrebenden,  den  Ständestaat  beherr- 
schenden politischen  Ideen,  an  der  Unbeholfenheit  und  UnvoU- 
kommenheit  seiner  Rechtsinstitute  ^  scheitern. 


^  lu  gaDz  eigenartiger  Weise  ist  die  falsche  Analogie  zwischen 
den  Rechtsinstituten  des  ständischen  und  des  konstitutionell  mo- 
narchischen Staates  von  den  Schöpfern  des  sogenannten  österreichisch- 
ungarischen Ausgleichs  im  Jahre  1867  zu  Gunsten  Ungarns  ausgenützt 
worden.  Die  sogenannten  österreichischen  Staatsschulden  waren  aus 
den  Schulden  der  ehemaligen  kaiserlichen  Hof  kammer  hervorgegangen, 
an  welche  verfassungsmälsig  auch  die  ungarische  Hofkammer  kraft  des  in 
ungarischen  Diätalartikeln  anerkannten  Korrespondenz-  od.yerrcchnungs- 
vertiältnisses  ihre  Gebarungsüberschüsse  abzufahren  hatte.  Die  Hof- 
kammerschulden waren  also  auch  auf  den  Einnahmen  des  ungarischen 
Königs  fundiert,  auf  deren  Verwaltung  die  Stände  Einflufs  zu  nehmen 
nur  dann  in  der  Lajge  waren,  wenn  ihnen  wegen  Unzulänglichkeit  der- 
selben Steuerbewilligungen  oder  Schuldübemahmen  zugemutet  wurden. 
Die  Kammerschulden  selbst  konnte  aber  nach  ständischer  Auffassung 
der  Herrscher  für  sich  allein  eingehen,  da  sie  die  Stände  nichts  an- 
gingen. Dieses  Kechtsverhältnis  haben  sich  nun  die  ungarischen 
Staatsmänner  in  den  §§  53,  54  G.  A.  XII:  1867  in  folgender  Weise 
zurecht  gelegt:  Aus  der  That^ache,  dafs  wegen  der  patrimonialen 
Natur  der  fürstlichen  Finanzverwaltung  für  die  Bezahlung  der  Kammer- 
schulden der  König,  nicht  aber  das  Xand  zu  sorgen  hatte,  dafs  sie 
Kammer-,  aber  nicht  Landesschulden  waren,  haben  sie  den  Rechtssatz 
des  konstitutionellen  Staatsrechts  gemacht,  dafs  der  König  als  solcher 
Schulden  nur  mit  Zustimmung  der  Stände  gültig  eingehen  konnte.  Des- 
halb haben  sie  den  aus  denKammerschulaen  hervorgegangenen  Staats- 
schulden jede  verpflichtende  Wirkung  abgesprochen.  Mit  andern 
Worten:  sie  haben  zwar  die  Aktiven  des  stänaischen  Kammerwesens 
für  den  modernen  konstitutionellen  Staat  eingezogen,  die  Verstaat- 
lichung der  Passiven  aber  abgelehnt.  Freilich  die  niermit  verknüpfte 
Folge,  dafs  nun  der  ungarische  König  zusehen  möge,  wie  er  mit  den 
verfassungswidrig  kontrahierten  Schulden  fertig  werde,  wurde  nicht  ge- 
zogen, vielmehr  die  ungeheuerliche  Behauptung  soUennisiert,  dafs  die 
5anze  Staatsschuld  ohne  Rücksicht  auf  den  Einflufs,  den  durch  drei 
ahrhunderte  hindurch  die  Erhaltung  und  Verwaltung  Ungarns  auf  ihre 
Höhe  ausgeübt  hat,  rechtlich  den  nichtungarischen  Ländern  zur  Last 
falle  und  dafs  der  Beitrag  Ungarns  zur  Verzinsung  derselben  über 
das,  was  diesem  Staate  die  Bilngkeit  und  sein  eigenes  Interesse  ge- 
biete, nicht  hinauszugehen  habe!  Es  leuchtet  ebenso  ein,  dafs  Ungarn 
eine  solche  staatsrechtliche  Theorie,  wenn  es  ein  isolierter  Einheits- 
staat gewesen  wäre,  zu  proklamieren  nie  gewagt  hätte,  als  dafs  sie, 
soweit  die  Rechte  der  Staatsgläubiger  in  Betracht  kommen,  ganz  be- 
deutungslos  ist.    Vgl.   hierzu   Herbst   in    der  6L  und  63.  Sitzung   der 
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Man  kann  überhaupt  sagen,  dafs  das  politische  Leben  im 
Ständestaate  seinen  eigenen  Weg  geht  und  dafs,  abgesehen 
von  der  Regalitäts-  und  der  kanonistischen  Privilegientheorie, 
die  zeitgenössische  Staatslehre  sowie  jene  vorhergegangener 
Epochen  demselben  weit  vorausgeeilt  ist  und  ihn  lange  nicht 
so  stark  beeinflufst,  als  die  moderne  Staatslehre  den  modernen 
Staat  ^ 

X. 

Die  hier  gebotene  Untersuchung  über  das  ständisch- 
monarchische Staatsrecht,  welche  mit  dem  Ergebnisse  abschliefst, 
dafs  die  neueren  historischen  Arbeiten  über  diesen  Stoff  trotz 
ihres  hohen  geschichtswissenschaftlichen  Wertes  an  dem  staats- 
rechtlichen'.üipteil  über  das  Wesen  dieses  Staatsrechts  nichts  oder 
wenig  zu  ändern  vermögen,  bietet  einen  geeigneten  Anlafs  zu 
methodischen  Erörterungen  für  die  geeignete  Behandlung  dieses 
Stoffes  wegen  des  sich  an  demselben  äufsernden  Gegensatzes 
von  Historikern  und  Juristen. 

Der  Historiker  findet,  dafs  die  Erfassung  historischer 
Rechtsinstitute  unter  überwiegend  juristischen,  dafs  somit  die 
Behandlung  des  ständischen  Staatsrechts  unter  überwiegend 
staatsrechtlichen  Gesichtspunkten  zu  Fehlgriffen  führe  und 
methodisch  vom  Übel  sei.  Eine  solche  Behandlung  lege  die 
Versuchung  nahe,  die  Thatsachen  unter  formaljuristische  Ge- 
sichtspunkte zu  zwingen,  statt  schlicht  und  sachlich  nach  den 
Quellen  zu  erzählen*.  Unter  allen  Umständen  unterliege  die 
Arbeit  des  Juristen  der  Überprüfung  und  mafsgebenden  Be- 
richtigung durch  den  Historiker. 

Nun  wird  es  sicher  keinem  modernen  Juristen  einfallen, 
das  Verständnis  des  Rechtes  einer  bestimmten  Epoche  aus  dem 


l.  Session  des  gegenwärtigen  österreichischen  Reichsrates.  Über  das 
Verhältnis  der  ungarischen  Hofkammer  zur  allgemeinen  kaiserlichen 
Tezner  a.  a.  O.  S.  62,  65  ff.,  S.  69—78.  Über  die  patrimoniale  Natur 
des  ungarischen  Kammerwesens  besonders  §  14  ad  Art.  47:  1545. 

1  So  auch  V.  Below,  Territorium  S.  255,  256  A.  2. 

•  Der  in  diesem  Punkte  von  Räch  fahl  bei  Schmoller  S.  359  gegen 
meine  Landesfurstliche  Verwaltungsrechtspflege  erhobene  Vorwuri  wird 
durch  jede  Seite  meiner  Darstellung  widerlegt.  Da  ich  auf  die  Be- 
streitung der  (Legitimation  des  Juristen  durch  den  Historiker  gefafst 
war,  so  habe  ich  einen  solchen  Apparat  von  Quellenbelegen  für  meine 
Formulierungen  entfaltet,  wie  ihn  ein  Historiker  gegenüber  Historikern 
nicht  nötig  hat.  Andererseits  glaube  ich  hier  den  Nachweis  erbracht 
zu  haben,  dafs  gerade  Rachfahl  eine  weitgehende  Modernisierung 
des  ständischen  Staatsrechts  zur  Last  zu  legen  ist.  Bemerkenswert 
ist,  dafs  auch  v.  Below  Angriffen  wegen  allzustarken  Vorwiegens 
der  juristischen  Betrachtungsweise  in  seiner  Darstellung  des  stän- 
dischen   Verfassungsrechts    ausgesetzt    gewesen    ist.    Vgl.   Territorium 
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positiven  Rechtsstoff  allein  und  nur  mit  Hilfe  formaler  juristischer 
Kategorien  zu  gewinnen  ohne  Kenntnis  der  psychischen  und 
physischen  Thatsachen,  welche  dieses  Recht  erzeugt  haben. 
So  stellt  er  sich  nicht  einmal  zum  Rechte  der  Gegenwart,  um 
wie  viel  weniger  zu  den  staatsrechtlichen  Erscheinungen  einer 
Epoche  wie  der  ständischen,  bei  deren  Bestimmung  er,  soweit 
es  sich  um  die  formelle  Seite  handelt,  Schritt  für  Schritt  auf 
Verworrenheit  und  Widersprüche  stöfst. 

Wenn  aber  die  Materialienarbeit  so  gründlich  als  möglich 
vollbracht  ist,  so  mufs  in  letzter  Linie  —  und  es  gilt  dies 
ebenso  von  historischem  wie  von  modernem  Recht  '—  ihr  Er- 
gebnis mittels  juristischer  Kategorien  verarbeitet,  juristisch 
formuliert  werden  und  ein  Gegensatz  in  dieser  Formulierung, 
wofern  er  sich  an  ganz  denselben  Stoff  knüpft,  bildet  dann 
eine  juristische  und  keine  historische  Kontroverse^. 

Von  hier  an  kann  deshalb  keine  Anfechtung  erhoben 
werden  gegen  die  Legitimation  des  Juristen,  an  einer  solchen 
Kontroverse  teilzunehmen,  da  doch  dessen  ganze  Berufsbildung 
darin  gipfelt^  ihn  über  die  äufsere,  zuweilen  täuschende  Form 
hinweg  zur  Erkenntnis  des  inneren  Wesens  der  rechtlichen 
Erscheinungen  zu  leiten  und  da  er  gewöhnt  ist,  in  der  Er- 
kenntnis der  inneren  Verschiedenheit  des  äufserlich  Ähnlichen 
einen  Fortschritt  seiner  Wissenschaft  zu  begrüfsen. 

Dieser  Differenzierungstendenz  des  Juristen  steht  nun  die 
durch  juristische  Skrupel  nicht  gehemmte  Neigung  des  Histo- 
rikers gegenüber.  Vergangenes  und  Gegenwärtiges  einander 
näher  zu  rücken,  das  Vergangene  durch  Beziehung  desselben 
auf  Gegenwärtiges  zu  veranschaulichen. 

Und  gerade  deshalb  erhält  der  Jurist  von  den  Darstellungen 
des  juristisch  und  besonders  staatsrechtlich  nicht  gründlich 
genug  vorgebildeten  Historikers  über  das  Staatsrecht  ver- 
gangener Epochen  den  Eindruck,  als  würde,  weil  nicht  nach 
den  Quellen  konstruiert,  auch  nicht  nach  den  Quellen  erzählt 

Der  Jurist  stöfst  in  diesem  Punkt  bei  den  hervorragendsten 
Historikern  auf  Widersprüche  zwischen  Konstruktionsstoff  und 
Konstruktion.  Er  wird  sich  wegen  der  grofsen  Akribie,  welche 
ihm  seine  Wissenschaft  in  diesem  Punkte  auferlegt,  zuweilen 
des  Eindrucks  nicht  erwehren  können,  dafs  die  geschichtliche 
Forschung  es  bei  der  Darstellung  historischer  Rechtsinstitute 
mit  der  Ausfüllung  der  Lücken  der  Quellen,  mit  den  auf- 
tauchenden Widersprüchen  etwas  zu  leicht  nimmt®,  dafs  sie 
andererseits   an  Einrichtungen ,   welche   das   höchste  Interesse 

'  Hierin  steckt  das  grofne  wissenschaftliche  Verdienst  der  modernen 
historischen  Forschung  auf  dem  Gebiete  des  Ständeweseus. 

«  V.  Helow,  Territorium  S.  X[I  f. 

*  Ganz  besonders  ist  dies,  soweit  die  hier  behandelte  Materie  in 
Betracht  kommt,  dor  Fall  bei  der  Konstruktion  der  Landschaft  als 
einer  Korporation,  als  eines  Rechtssubjektos,  als  einer  Zwanp^gonosscn- 


XIX  3.  101 

des  Juristen  erregen  und  dem  Rechtszustande  der  Vergangen- 
heit ein  charakteristisches  Gepräge  aufdrücken,  achtlos  vorüber- 
geht^. Auch  die  juristisch  unzulängliche  Weise,  in  welcher 
sich  der  juristischer  Durchbildung  entbehrende  Historiker  zu- 
weilen rechtlich  bedeutsame  Thatsachen  zurechtlegt,  wird  die 
gerechte  Kritik  der  Juristen  herausfordern*.  Am  stärksten 
aber  wird  der  Jurist  reagieren  gegen  die  allzugrofse  Ent- 
schiedenheit, mit  welcher  selbst  hervorragende  Historiker  Be- 
griffe des  modernen  und  des  allermodernsten  Staatsrechts,  wie 
Gesetz,  Gesetzeskraft,  Autonomie,  Organ,  Repräsentation  u.  s.  w., 
mit  einem  scharf  ausgeprägten  Inhalt  zur  Kennzeichnung 
höchst  schwankender,  gegen  eine  juristisch  vollkommene  Er- 
fassung sich  spröde  verhaltender  Einrichtungen  der  Vergangen- 
heit verwenden,  wodurch  die  grofse  Kluft  zwischen  Gegenwart 


sohaft.  Wie  wenig  Schwierigkeiten  bereiten  in  diesem  Punkte  dem 
Historiker  die  Sondei'verhandTungen  selbst  mit  einzelnen  Landst&nden 
über  die  Steuern,  der  rasche  Wechsel  der  an  den  Verhandlunffen  mit 
dem  Landesfürsten  Beteiligten  innerhalb  kurzer  Zeiträume,  der  olangel 
einer  erkennbaren  Organisationsordnung,  die  erfolgreiche  Sezeaeion  der 
Mächtigen  und  Grofsen. 

'  So  spielt  die  dem  Verwaltunffsjuristen  geläufige  justice  retenue, 
durch  welche  alle  fiskalischen  Rechtsverhältnisse,  die  Rechtsverhält- 
nisse der  feudalen  Obrigkeiten  zur  Krone  und  untereinander,  sowie  zu 
den  Unterthänigen  der  landesfürstlichen  Gerichtsbarkeit  vorbehalten 
werden,  in  den  historischen  Darstellungen  des  monarchischen  Stände- 
staates keine  Rolle. 

■  Darum  ist  die  sonst  so  wertvolle,  von  Hidermann  geschriebene 
Geschichte  der  östeiTciehischen  Gesamtstaatsidee  vom  staatsrechtlichen 
Standpunkt  aus  nicht  zu  brauchen.  Unter  anderem  legt  Bidennann  die 
Verleihung  des  Indigenats  durch  Landstände  an  landfremde  kaiser- 
liche Kommissäre  als  Anerkennung  der  Centralisationspolitik  aus,  wäh- 
rend es  sich  darum  handelt,  die  von  den  Ständen  hierin  erblickte  Ün- 
gehörigkeit  zu  verdecken.  Wie  laienhaft  ist  ferner  die  Behauptung 
Ungers  a  a.  O.  S.  431,  es  liege  zwischen  Rat  der  Stände  und  Zustim- 
mung des  modernen  Parlaments  im  monarchisch  konstitutionellen 
Staate,  nur  eine  schmale  Grenzlinie !  Danach  bestünde  kein  rechtlicher 
politischer  Unterschied  zwischen  dem  österreichischen  Reichsrat  in  seiner 
ehemaligen  Gestalt  als  verfassungsmäfsigem  Staatsrat  der  Krone  und  in 
seiner  gegenwärtigen  Stellung  als  Parlament.  Heutzutage  weifs  es  jeder 
politiscm  Gebildete,  daf;»  das  konstitutionelle  Gesetz  das  Centrum  des 
reich^egliederten  Systems  der  Rechtsinstitute  des  monarchisch  -  kon- 
stitutionellen Staatsrechts  bildet.  Da  aber  jegliches  Rechtsinstitut  Er- 
gebnis historischer  Entwicklung  ist,  so  bedeutet  eine  falsche  juristische 
Bestimmung  derselben  auch  eine  falsche  historische  Würdigung.  In 
England  hat  es  Jahrhunderte  gedauert,  ehe  an  die  Stelle  von  Privileg 
und  Petition  die  Bill  trat,  auf  dem  Kontinente  mufsten  Ströme  von 
Blut  vergossen  werden,  —  man  denke  an  Ungarn,  —  es  mufste  zuerst 
der  stänaische  und  dann  der  absolutistische  Staat  in  Trümmer  gehen, 
ehe  die  „schmale^  Grenzlinie  zwischen  Rat  und  Zustimmung  überschritten 
werden  konnte,  ehe  der  zur  Entgegennahme  des  Rates  der  Stände  und 
zu  blofser  Erledigung  ihrer  Beschwerden  und  Bitten  verpflichtete  L^ndes- 
fQrst  durch  den  konstitutionellen  Monarchen  abgelöst  wurde,  der  in 
weitem  und  umschriebenem  Umfange  an  die  vorgängige  Zustimmung 
des  Parlaments  bei  der  Vornahme  staatlicher  Akte  gebunden  ist. 
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und  Vergangenheit  für  den  Unkundigen  in  täuschender  Weise 
verdeckt  wird. 

Unter  solchen  Umständen  dürfte  sich  der  hier  entwickelte 
Gegensatz  in  der  methodischen  Behandlung  historischen  Rechts 
im  allgemeinen  und  ständischen  Staatsrechts  im  besonderen 
durch  folgende  Erwägung  erledigen: 

Das  stetige  Wachstum  der  einzelnen  Disciplinen  in  unseren 
Tagen  in  die  Tiefe  und  in  die  Breite,  die  damit  verknüpfte 
starke  Arbeitsteilung  macht  die  gründliche  Beherrschung  ver- 
schiedener und  namentlich  disparater  Wissenschaften  immer 
schwieriger.  Es  wird  deshalb  in  der  Regel  das  Bedürfnis  nach 
Arbeitsvereinigung,  welche  überall  entsteht,  wo  ein  und  der- 
selbe Gegenstand  wissenschaftlicher  Behandlung  nach  ver- 
schiedenen Richtungen  filhig  ist,  regelmäfsig  durch  die  Kraft 
eines  Einzigen  nicht  befriedigt  werden  können.  Darum  darf 
eine  Verschiedenheit  der  Ergebnisse,  zu  welcher  eine  doppelte 
oder  mehrfache,  an  denselben  StoflF  sich  knüpfende  wissen- 
schaftliche Forschung  führt,  für  keine  der  beteiligten  Wissen- 
schaften den  Anlafs  bieten,  die  von  den  ihrigen  abweichenden 
Ergebnisse  der  anderen  ohne  weitere  Prüfung  als  Folgen  eines 
mit  unzulänglichen  Mitteln  unternommenen  Eindringens  in  ihr 
eigenes  Gebiet  oder  einer  Zuständigkeitsüberschreitung  abzu- 
weisen. Vielmehr  erwächst  aus  einem  solchen  Gegensatz  für 
jede  der  Wissenschaften,  zwischen  welchen  er  obwaltet,  die 
Pflicht,  gewissenhaft  zu  prüfen,  ob  und  in  welchem  Umfange 
sie  nachzugeben  habe? 

Hier  nun  ist  die  Revision  der  bisher  herrschenden  staats- 
rechtswissenschaftlichen Vorstellungen  von  dem  ständisch- 
monarchischen  Staate  unternommen  worden  auf  Grund  der 
neuesten  historischen  Forschungen  über  die  rechtlich  bedeut- 
samen Vorgänge  innerhalb  desselben.  Es  wird  nunmehr  Sache 
der  Geschichtswissenschaft  sein,  die  Ergebnisse  dieser  Revision 
mit  den  ihr  zu  Gebote  stehenden  Mitteln  ^  zu  widerlegen  oder, 
soweit  dies  nicht  möglich  ist,  auch  für  ihr  Gebiet  als  richtig 
zu  übernehmen. 


^  Dazu  rechne  ich  aber  nicht  die  Behandlung  aufliegender  sinn- 
störender Druckfehler  in  einer  staatsrechtlichen  Darstellunff  als  be- 
absichtigter Äufserungen  des  Autors,  wie  wenn  etwa  Racnfahl  bei 
Schmoller  S.  351  ernstlich  mitteilt,  ich  hätte  die  Unterthänigen, 
die  mittelbaren  Unterthanen  des  Landesfürsten,  merkwürdigerweise 
als  „mittlere"  Unterthanen  bezeichnet!  Ganz  abgesehen  davon,  dafs, 
was  mit  der  mittleren  Unterthanschaft  gemeint  ist,  aus  S.  80  Zeile  1,  3, 
S.  81  Abs.  2  meiner  landesfürst liehen  Verwaltungsrechtspflege  klar 
hervorgeht,  so  müfsten  die  Unterthänigen  nach  einer  Abschätzung  ihrer 
Rechtsstellung  als  die  tiefsten  oder  untersten,  nicht  aber  als  die  mitt- 
leren Unterthanen  bezeichnet  werden. 


Pierer*8che  Hofbuchdruckerei  Stephan  Qeibol  &  Co.  in  Altenburg. 
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Einleitung. 


Das  Problem  der  Entwicklung  der  menschlichen  Bedürf- 
nisse hat  in  der  Nationalökonomie,  wie  mir  scheint,  nicht  die 
ihm  gebührende  Beachtung  gefunden.  Besonders  aber  ver- 
missen wir  in  derselben  eine  eingehendere  Untersuchung  über 
den  Zusammenhang  und  die  Wechselwirkung,  welche  zwischen 
dem  Phänomen  der  Bedürfnisentwicklung  einerseits  und  dem 
der  socialen  Differenzierung  andererseits  zu  bestehen  scheint. 
Merkwürdigerweise  unterliels  auch  die  österreichische  Schule, 
die  die  Bedürfnisse  in  den  Mittelpunkt  aller  ihrer  socialöko- 
nomischen  Untersuchungen  gestellt  und  manche  wertvolle 
Gedanken  und  Anregungen  bezüglich  der  Bedeutung  der  Be- 
dürfnisse im  wirtschaftlichen  Leben  der  Gesellschaft  gegeben 
hatte,  gerade  auf  das  Problem  der  Bedürfnisentwicklung  näher 
einzugehen  ^. 

Diese  Abhandlung  stellt  sich  zur  Aufgabe,  sowohl  das  Problem 
der  Bedürfnisentwicklung  näher  zu  prüfen  wie  auch  die  Lösung 
desselben,  wenigstens  in  allgemeinen  Umrissen,  anzuzeigen. 

Die  Lösung  dieses  Problems  scheint  mir  für  die  Social- 
ökonomie  um  so  wichtiger  zu  sein,  als  sie  zugleich  auch  eine 
erkenntnis-theoretische  Begründung  des  Princips  des  social- 
ökonomischen  Gleichgewichtes  zu  geben  geeignet  wäre,  welches 
Princip  fbr  die  socialökonomische  Wissenschaft  von  der  gröfsten 
Bedeutung  ist.  Damit  hoffe  ich  einen,  wenn  auch  noch  so 
kleinen  Beitrag  zur  Aufklärung  der  Grundprobleme  der  Social- 
ökonomie  geliefert  zu  haben. 


^  Vergl.  C.  Men^er,  Grundsätze  d.  Volkswirtschaftslehre.  Wien  1871. 
B5hm-Bawerk,  Grunazüge  der  Theorie  des  wirtschaftlichen  Güterwertes 
im  Jahrb.  f.  Nationalök.  u.  Statistik.  Bd.  47,  §§  1—82  und  SS  477—541. 
v.  Wieser,  Der  natürliche  Wert.  Wien  1887.  Sax,  Grundfegung  der 
theoret.  Staats  Wirtschaft. 
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I.   Die  Bedürfnisse. 


1. 

Jede  zweckmäfsige  menBchliche  Thätigkeit  setzt  irgend 
ein  Bedürfnis  voraus,  dessen  Befriedigung  eben  den  Zweck 
dieser  Thätigkeit  bildet.  Jedes  konkret«  Bedürfnis  aber 
würde  nicht  als  einfacher,  sondern  als  ein  höchst  zusammen- 
gesetzter Seelenzustand  aufzufassen  sein,  der  intellektuelle, 
emotionelle  und  eigentliche  Willenselemente  in  sich  enthält 
Wir  können  in  jedem  Bedürfnisse  annähernd  folgende  Be- 
standteile unterscheiden : 

a)  Das  UnlustgefUhl  oder  richtiger  ein  Konglomerat  von 
verschiedenen  Unlustgefühlen ,  welche  sich  in  einem  ein- 
heitlichen i&efühl  des  Unbehagens  und  der  Unruhe  ver- 
schmelzen. 

b)  Das  Streben,  diesen  unangenehmen  Zustand  zu  be- 
seitigen. 

c)  Das  reproducierte  schwache  Lustgefühl,  welches  mit 
der  vorausgegangenen-  Bedürfnisbefriedigung   verknüpft  war« 

d)  Das  Streben,  diesen  Zustand  der  Lust  wieder  herzu- 
stellen. 

e)  Die  Vorstellung  des  Objektes,  das  zur  Beseitigung  des 
Unlustgefühls  und  zur  Herstellung  des  gewünschten  angenehmen 
Seelenzustandes  dient. 

f)  Die  Erkenntnis  des  Zusammenhanges  zwischen  dem 
erwünschten  Seelenzustande  und  dem  Objekte,  sei  dasselbe 
ein  Gegenstand  oder  eine  Handlung,  die  diesen  Zustand  herbei- 
ftihren,  —  d.  h.  die  Erkenntnis,  dafs  eben  dieses  bestimmte 
Objekt  das  gewünschte  Resultat  mit  sich  bringe. 

g)  Die  repräsentative  Association  verschiedener  Muskel- 
und  Bewegungsempfindungen,  die  mit  entsprechenden  Tast- 
und  Gesichtsempfindungen  verknüpft  sind,  und  die,  zu  einer 
bestimmten  Handlung  vereint,  eben  die  Befriedigung  des  ent- 
sprechenden Bedürfnisses  nach  sich  bringen. 

Dieses  in  unserem  Gedächtnis  erwachende  Bewegungsbild 
setzt  unter   dem   Drucke  des  Bedürfnisses  unsere  potenzielle 
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¥ 

Energie  in  wirkliche  Bewegung  um,  die  dann  als  zweckmäfsige 
Handlung  vor  unsere  Augen  tritt  ^ 

Fehlt  in  diesem  seelischen  Zustand,  den  wir  als  Bedürfnis 
kennzeichneten,  irgend  eines  der  aufgezählten  Momente,  so 
hört  das  Bedüifnis  auf,  als  Motiv  der  menschlichen  Handlung 
zu  existieren,  d.  h.  es  hört  auf,  ein  bestimmter  Willensakt  zu 
sein,  der  als  solcher  den  jeweiligen  menschlischen  Handlungen 
ein  bestimmtes  Gepräge  und  Richtung  verleiht;  an  Stelle  des 
Bedürfnisses  stellt  sich  eine  gewisse  kleinere  oder  gröfsere 
Zahl  von  vereinzelt  und  verworren  auftretenden  Seelen- 
bewegungen ein,  die  als  solche  keine  bestimmte  zweckmäfsige 
Bethätigung  des  Menschen  hervorrufen,  öfters  sogar  nicht 
einmal  als  bewufste  Seelenzustände  sich  kundgeben,  sondern 
als  potenzielle,  verborgene  Regungen  ein  schattenhaftes  Dasein 
unter  der  Schwelle  unseres  Bewufstseins  führen.  Was  bleibt 
z.  B.  vom  Gefühle  der  Unlust,  wenn  wir  ihm  die  mit  ihm 
verknüpften  Erkenntniselemente  wegnehmen?  „Ein  Geftlhl  der 
Unlust  — "  sagt  Höffding,  „wird  naturgemäfs  eine  Association 
mit  der  Vorstellung  dessen  eingehen,  was  beim  Entstehen  des 
Lust-  oder  Unlustgefühls  eine  Rolle  spielt  und  zu  spielen  scheint, 
also  der  wirklichen  oder  anscheinenden  Ursache  derselben. 
Bevor  eine  solche  Association  eintritt,  hat  das 
Gefühl  keine  Richtung  oder  kein  Objekt,  ist  also 
kein  Gefühl  als  etwas  für  etwas."  „Sobald  erst  das 
Gefühl  wegen  der  Verbindung  mit  der  Vorstellung  von 
dessen  Ursache  einen  bestimmten  Gegenstand  und  eine  be- 
stimmte Richtung  erhält,  nimmt  der  Zustand  einen  aktiven 
Charakter  an,  so  dafs  es  unmöglich  wird,  Gefühl  und  Willen 
scharf  von  einander  zu  sondern."  „Ohne  Verbindung  mit 
Vorstellungselementen  bleibt  blofs  ein  ziemlich  vages  un- 
bestimmtes Gefühl,  das  sich  in  dem  Gewirr  der  Seele  verliert, 
bezw.  mit  anderen  Seelenzuständen  vermengt  und  niemals  zu 
einem  deutlichen,  erkennbaren  psychischen  Prozesse  erstehen 
kann.^  ^     Allerdings   setzt  jedes   Lustgefühl,   besonders    aber 


^  nj^^l^^^  scheint  mir  vor  Allem  etwas  Kompliziertes,  etwas,  das 
nnr  als  Wort  eine  £inheit  ist.  Zu  jedem  Wollen  ist  erstens  eine  Mehr- 
heit von  Gefühlen,  nämlich  das  Gefühl  des  Zustandes,  von  dem  weg, 
das  Gefühl  des  Zustandes,  zu  dem  hin,  das  Gefühl  von  diesem  „weg*^ 
und  „hin''  selbst,  dann  noch  ein  begleitendes  Muskelgefühl,  welches,  auch 
ohne  dafs  wir  „Arme  und  ßeine"  in  Bewegung  setzen,  durch  eine  Art  Ge- 
wohnheit, sobald  wir  wollen,  sein  Spiel  beginnt.  Wie  also  .  .  .  vielerlei 
Fühlen  als  In^edienz  des  Willens  anzuerkennen  ist,  so  zweitens  auch 
noch  Denken:  in  jedem  Willensakte  giebt  es  einen  kommandierenden  Ge- 
danken etc.  etc."  Fr.  Nietzsche,  Jenseits  von  Gut  und  Böse.  Leipzig 
1900.  §  19,  S.  28.  Siehe  auch  G.  Schmoller,  Grundrifs  der  allg.  Volks- 
wirtschaftslehre I.  Leipzig  1900.  S.  20—26.  Sax,  Grundlegung  der 
theor.  Staatswirtschaft.    Wien  1887.    §§  28,  29  flF. 

*  H.  Höffding,  Psychologie.  Zweite  Ausgabe,  übersetzt  von  Ben« 
dixen.    Leipzig  1893.    S.  321  ff.,  auch  S.  305  ff. 
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jedes  Unlustgefühl  den  Organismus  des  Menschen  unwillkürlich 
in  Bewegung,  aber  auch  dieser  Vorgang  ist  entweder  ein  rein 
organischer  Prozess,  der  durch  den  Bau  des  Organismus  und 
durch  die  in  demselben  enthaltene  physische  Energie  bedingt 
ist,  oder  aber  diese  Bewegung  offenbart  sich  als  eine  instinktive, 
d.  h.  als  Folge  vererbter  unbewufster  Associationen  gewisser 
Lust-  oder  Unlustempfindungen  mit  entsprechenden  und  ange- 
paTsten  Bewegungen,  läfst  sich  demgemäfs  oft  auf  vorausgegangene 
oewulste  Seelenprozesse  zurückführen.  Von  eigentlichen  Be- 
dürfnissen und  zweckmäfsigen  Handlungen  kann  in  diesem 
Falle  keine  Rede  sein.  So  erzeugen  Hunger,  Kälte,  Nässe  etc.  etc. 
in  der  Seele  des  Neugeborenen  einen  Seeleuzustand,  der  sich 
in  impulsiven  und  instinktiven  Bewegungen  manifestiert.  Dieser 
Zustand  ist  aber  weit  entfernt  davon,  als  ein  Motiv  der  kind- 
lichen Bewegungen  zu  gelten,  und  diese  Bewegungen  sind  eo 
ipso  in  keinem  Falle  als  zweckmäfsig  gewählte  zu  betrachten. 
Der  unruhige  Zustand  der  Neugeborenen  läfst  sich  nicht  als 
ein  Begehren  charakterisieren.  „Begehren  in  gewöhnlichem 
Sinne'*  —  belehrt  uns  W.  Preyer  —  „setzt  Vorstellung  voraus . .. 
Wenn  man  vom  Neugeborenen  sagt,  es  begehre  etwas,  s  o  i  s  t 
diese  Ausdrucksweise  falsch  .  .  .  In  Wahrheit  ist  aber 
das  Verfahren  des  Neugeborenen  wie  das  des  Ungeborenen 
verständlich,  wenn  man  bedenkt,  dafs,  bei  gröfserer  Erregbar- 
keit der  nervösen  Centralorgane  im  Rückenmark  und  ver- 
längerten Mark,  nicht  allein  Reflexe  —  nach  Abkühlung :  Nässe 
und  dergl.  —  leichter  und  häufiger  zu  stände  kommen,  son- 
dern auch  instinktive  Bewegungen  wie  Saugen  und  namentlich 
impulsive  Bewegungen  sich  häufen,  z.  B.  Schreien.  Nun  ist 
aber  beim  Hunger  und  anderen  Unlustgefühlen  in  der  That 
jene  Erregbarkeit  gesteigert,  nach  Beseitigung  der  Unlust- 
ursachen  verringert,  dann  auch  die  Beweglichkeit  vermindert. 
So  verhält  sich  das  Kind,  als  ob  es  begehrte,  und  doch 
begehrt  es  nichts.  Aber  die  Wiederholungen  des  Wechsels 
grofser  Motilität  bei  Unlust,  geringerer  bei  Lust,  hinterläfst 
Spuren  in  den  Centralorganen ,  welche  die  Association  der 
Bewegungserinnerungen  mit  dem  die  Unlust  beseitigenden 
sinnlichen  Eindruck  ermöglichen  oder  begünstigen.  Dann  wird 
das  Unlust  Beseitigende  wahrgenommen  und  vorgestellt  und 
hierauf  erst  die  begehrende  Bewegung  gemacht^. 

Hier  sehen  wir  also,  welche  eigenartige  Voraussetzungen 
schon  die  allereinfachsten  Bedürfnisse  des  neugeborenen  Kindes 
zu  ihrer  Entstehung  erheischen.  Die  Vorstellung  des  Lust- 
zustandes, die  bei  der  Sättigung  des  Kindes  in  seiner  Seele 
entstanden  ist,  verknüpft  sich  zugleich  mit  der  des  Objektes, 


1  W.  Preyer,  Die  Seele  des  Kindes.  2.  Aufl.  1884.  §  150  ff 
Vergl.  auch  W.  Wundt,  Grundzüge  der  physiologischen  Psychologie. 
4.  Aufl.    2.  Bd.    Leipzig  1893.    S.  510. 
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durch  welches  der  Hunger  beseitigt  wurde  —  in  diesem  Falle 
die  Milch  —  und  auch  mit  der  Erinnerung  derjenigen  Be- 
wegungen —  z.  B.  die  des  Weinens  —  Schreiens  — ,  welche 
zur  Erlangung  des  betreffenden  Lustzustandes  geführt  haben  — 
und  erst  durch  diese  Verknüpfung  verschiedenartiger  Vor- 
stellungen entsteht  in  der  kindlichen  Seele  ein  höchst  kom- 
plizierter Prozefs,  der  sich  zu  einem  wirklichen  Bedürfnisse,  zu 
einem  zweckmäfsigen  Begehren  erhebt. 

Höffding  betont  ausdrücklich,  dafs  in  jedem  Begehren  das 
objektive  Moment  die  Hauptsache  sei: 

„Der  Trieb  wird  wesentlich  durch  eine  Vorstellung  be- 
stimmt, ist  ein  Trachten  nach  dem  Inhalt  dieser  Vorstellung. 
Im  Hunger  z.  B.  gilt  der  Trieb  vor  allen  Dingen  der  Nahrung 
selbst,  nicht  dem  Gefühl  der  Lust  beim  Verzehren  der  Nahrung. 
Der  Trieb  der  Erkenntnis  ist  nicht  auf  die  Freude  am  Er- 
kennen, sondern  auf  die  Erkenntnis  selbst  gerichtet,  diese  ist 
das  Gewollte."  * 

Es  muss  aber  zu  diesem  an  sich  richtigen  Gedanken  noch 
hinzugefügt  werden,  dafs  auch  ohne  die  Vorstellung  der  zur 
Befriedigung  eines  Bedürfnisses  nötigen  Bewegungen,  kein 
eigentliches  Bedürfnis  denkbar  ist,  welches  lus  Motiv  der 
menschlichen  Handlung  erst  seinen  eigentümlichen  Charakter 
erhält;  denn,  erstens,  ist  jedes  befriedigte  Bedürfnis  ohne 
irgend  welche  Bewegungen,  als  deren  Resultat  die  Befriedigung 
desselben  entstand,  gar  nicht  möglich,  und,  zweitens,  bilden  ja 
diese  mit  der  Befriedigung  der  Bedürfnisse  verknüpften  Be- 
wegungserinnerungen den  Ausgangspunkt  einer  zweckmäfsigen 
Handlung,  ohne  welche  das  Bedürfnis  als  Beweggrund  der 
menschlichen  Thätigkeit  nicht  auftreten  konnte. 

Denselben  Gedanken  vertritt  auch  Schmoller  in  seiner 
Lehre  „von  den  menschlichen  Trieben'". 

„Die  heute  vorhandenen,  in  bestimmter  Art  auftretenden 
Triebe  dürfen  wir  deshalb  noch  nicht  als  etwas  ganz  Unver- 
änderliches, mit  der  Menschennatur  von  jeher  an  sicn  Gegebenes 
betrachten  .  .  .  Aus  den  Erfahrungen,  Erinnerungen  und  Er- 
lebnissen von  Jahrtausenden,  aus  den  körperlichen  und  geistigen 
Umbildungen  ist  der  heutige  Trieb,  Nahrung  aufzunehmen, 
entstanden,  der«  in  gewissem  Sinne  freilich  als  elementare, 
konstante  Kraft,  auf  der  anderen  Seite  aber  in  seinen 
^ufserungen  doch  als  etwas  historisch  Gewordenes  erscheint." 

Dafs  in  jedem  Bedürfnisse  die  Vorstellung  von  der  zu 
diesem  Zwecke  notwendigen  Handlung  enthalten  ist,  hebt 
A.  Wagner  hervor  in  seiner  Analyse  des  Bedürfnisses: 

Das  unbefriedigte  Bedürfnis  —  erklärt  Wagner  —  ruft 
Gefühle    des    Unbehagens,    der   Unlust   hervor   und    erweckt 


1  A.  a.  0.  S.  443. 

8  Grundrifs  etc.    S.  26. 
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gerade  dadurch  den  Befriedigungstrieb,  d.  h.  regt  zu  Thätig- 
keiten,  Handlungen  an,  deren  Zweck  instinktiv,  wie  beim  Tiere 
und  auch  dem  kleinen  Kinde,  auch  bei  dem  Menschen  in 
besonderen  anormalen  Lagen,  oder  bewufst,  wie  beim  normalen 
entwickelten  Menschen,  auf  Befriedigung  der  Bedürfhisse  und 
Beschaffung  der  geeigneten  Mittel  oder  Güter  dafür  hinaus- 
geht Die  Befriedigung  der  Bedürfhisse  ist  dann  mit  Be- 
hagen, mit  Lustgefühlen  verbunden.  Die  Erfahrung  in  Bezug 
auf  die  Bedürfnisse  bei  der  Befriedigung,  das  Vorschweben 
derselben  in  der  Erinnerung  wirkt  auf  den  Befriedigungstrieb 
im  bewufst  handelnden  Menschen  anspornend  ein  und  giebt 
demselben  die  Richtung  seiner  Bethätigung  ^. 

Nur  weil  wir  Erfahrungen  gemacht  haben,  die 
nur  der  Mechanismus  der  Erinnerung  uns  wieder  vorführt, 
sodals  die  Vorstellungen  der  Bewegungen  oder  der  Gegen- 
stände, die  früher  die  Lust  verlängerten  oder  die  Unlust  ver- 
kürzten, jetzt  dem  Bewufstsein  wiederkehren,  nur  dadurch  geht 
das  Gefühl  in  eine  Bewegung  über,  die  auf  die  Wiedererlangung 
dieser  günstigen  Umstände  gerichtet  ist'. 

Ein  Bedürfhis  würde  demnach  zu  definieren  sein  als  ein 
auf  die  Erlangung  eines  bestimmten  Objektes,  sei  es  ein  Gegen- 
stand oder  eine  Leistung,  gerichtetes  Begehren,  und  zwar 
eines  Objektes,  das  geeignet  ist,  die  Beseitigung  von  Unlust 
bezw.  die  Erzeugung  von  Lust  zu  erzielen.  Das  Objekt  des 
Bedürfhisses  bestimmt  eben  den  abgegrenzten  Inhalt  und  den 
einheitlichen  Charakter  dieses  Seelenprozesses,  und  erst  durch 
die  Vorstellung  der  Bewegungselemente  tritt  das  Bedürfhis 
als  bewegende  und  regulierende  Kraft  in  der  menschlichen 
Thätigkeit  hervor®. 

2. 

Wir  haben  also  gesehen,  dafs  jedes  Unlust-  und  Lustgefühl, 
welches  sich  in  einem  Bedürfnisse  manifestiert,  seinen  bestimmten 
inhaltlichen  Charakter  erst  durch  das  Objekt  der  Befriedigung 
bekommt,  und  dafs  es  gewöhnlich  eine  Sunmie  von  Lust-  und 
Unlusterregungen,    die    auf  verschiedene   elementare    Triebe 


»  Handb.  d.  Pol.  Oek.  I.  Bd.   3.  Aufl.   S.  76. 

>  Lotze,  Mikrokosmus.    Bd.  II.   4.  Aufl.    1885.   S.  28^—287. 

«  ß.  Stammler  (Wirtschaft  u.  Recht.  Leipzig  1896.  S.  141)  definiert 
das  Bedürfnis  als  ein  auf  Erzeugung  von  Lust  und  Abwehr  von  Unlust 
gerichtetes  Bekehren,  unterläfst  also  das  objektive  Moment  zu  betonen 
und  sieht  damit  von  einem  wesentlichen  Moment  des  Bedürfnisses  ab. 
Schmoller  dagegen  betont  dieses  Moment  ausdrücklich.  „Als  Bedürfnis 
bezeichnen  wir  jede  mit  einer  gewissen  Regelmäfsigkeit  und  Dringlich- 
keit auftretende  gewohnheitsmäfsi^e,  aus  unserem  Seelen-  und  Körper- 
leben entspringende  Notwendigkeit,  durch  eine  Berührung  mit 
der  Aufsenwelt  unsere  Unlust  zu  bannen,  unsere  Lust  zu  mehren.^ 
A.  a.  0.  S.  23.  Di^egen  siehe  Philippovich,  Grundrifs  der  pol.  Oekon. 
Bd.  I.   Freiburg  i.  B.  1899.   S.  3  ffl 
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zurttckzuführen  sind,  umfafat.  Denn  jedes  Objekt,  das  zur 
Befriedigung  menschlicher  Bedürfnisse  dient,  befriedigt  ge- 
wöhnlich zu  gleicher  Zeit  mehrere  Elementartriebe,  wie  den 
Erhaltungs-,  SchOnheits-,  Associationstrieb  etc.  etc.^.  Erst  durch 
die  verschiedenartigen  Befriedigungsobjekte  wird  eine  ver- 
schiedenartige, unendlich  mannigfache  Integrierung  und  Differen- 
zierung der  Elementartriebe  ermöglicht,  was  eine  beständige 
Vermehrung,  Vervielfilltigung,  Verfeinerung  der  menschlichen 
Bedürfhisse  zur  Folge  hatte.  Kein  Geringerer  als  W.  Röscher 
hat  auf  diese  eigentümliche  Entwicklungsfähigkeit  der  Be- 
dürfhisse und  auf  die  Ursache  derselben  hingewiesen.  „Auf 
jeder  höheren  Stufe  pflegt  sich  der  Gebrauch  der  Güter 
nach  den  verschiedenen  Eigentümlichkeiten  derselben  und  den 
verschiedenen  Bedürfiiissen  der  Menschen  in  immer  speciellere 
Äste  zu  spalten;  ein  Vorgang,  welcher  nach  Ursache 
und  Wirkung  mit  der  Arbeitsgliederung  nahe 
verwandt  ist.  Ich  rede  hier  von  einem  Principe  der  Ge- 
brauchsteilung (Differenzierung  und  Specialisierung).^  ^  Einige 
Beispiele  mögen  zur  Veranschaulichung  dieses  Gedankens 
dienen. 

Das  Nahrungsbedürfhis  gehört  unbestreitbar  zu  den  so- 
genannten niederen,  materiellen  Bedürfnissen.  Die  Befriedigung 
desselben  hat  scheinbar,  wenigstens  auf  den  niedersten  Stufen 
der  menschlichen  Kultur,  den  ausschliefslichen  Zweck,  die 
Integrität  von  Leib  und  Leben  zu  erhalten.  Dennoch  führt 
uns  die  nähere  Bekanntschaft  mit  der  Befriedigungsweise  des 
Nahrungsbedürfnisses  bei  den  Völkern  auf  der  niedersten 
Kulturstufe  auf  den  Gedanken,  dafs  die  Nahrungsmittel  der- 
selben nicht  nur  dem  Erhaltungstriebe,  sondern  auch  höheren, 
socialen  und  ästhetischen  Trieben  Genüge  thaten.    Dafs  die 

Erimitive  Nahrungsbefriedigung  nicht  blofs  allein  dem  Er- 
altungstrieb  diente,  sondern  auch  sociale  Momente  enthielt, 
zeigt  schon  die  Thatsache,  dafs  verschiedene  Nahrungs- 
objekte nicht  allen  Mitgliedern  der  primitiven  Gesellschaft 
gleich  zugänglich  waren  ^. 

So  hatte  z.  B.  auf  den  Südseeinseln  die  Frau  keinen  An- 
teil an  den  Gegenständen  der  Jagd  und  des  Fischfanges. 

So  zerfiel  auf  Hawai  noch  zu  Anfang  des  letzten  Jahr- 
hunderts alle  Nahrung  in  zwei  Klassen.  Was  Frauen  und 
Männer  essen  durften,  war  „gemeines  Essen",  Aiooa,  was  die 


^  Sehr  treffend  bemerkt  Schmoller:  ^Eine  Welt  der  Formen,  der 
Konvention  des  schönen  Scheins  umgab  alle  ursprünglich  einfachen 
Bedürfhiase.«    (A.  a.  0.   S.  24.) 

«  Grundl.  der  National-Oekon.    Stuttgart  1894.   Bd.  I.  J  207. 

»  Vergl.  Oscar  Peschel,  Völkerkunde.    Leipzig  1881.   S.  151—: 
L. 
L. 
S.  60  ff. 
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Männer  allein  essen  durften,  war  ai  tabu  —  Herrenessen. 
Farnwurzeln,  Brotfrucht,  Bananen,  Muscheln  und  gewöhnliche 
Fische  gehörten  zu  jenem,  Kokosnüsse,  Schweine,  Vögel,  Schild- 
kröten und  ausgewählte  Fischarten  zu  diesem^. 

Dafs  verschiedene  Nahrungsobjekte  als  eine  Art  Auszeich* 
nung  betrachtet  wurden  und  nur  dem  Mächtigeren  und  Vor- 
nehmeren zugänglich  waren,  ist  allgemein  bekannt. 

Aber  abgesehen  davon,  würde  es  über  jeden  Zweifel  er^ 
haben  sein,  dafs  bei  der  grofsen  Bedeutung,  die  der  Kult 
gerade  im  Leben  der  primitivsten  Völker  hatte,  die  Mahlzeiten 
in  einer  gewissen  Beziehung  oder  wenigstens  in  bestimmten 
Zeiten  eine  Art  Kultverrichtung  darstellen,  und  der  niedere 
Prozefs  des  Hungerstillens  diente  zugleich  zur  Befriedigung 
socialer  und  religiöser  Qeflihle. 

Die  Botocuden  z.  B.  die,  nach  Peschel,  dem  Urzustände  am 
nächsten  stehen,  beleben  ihre  Gelage  durch  Qesänge.  Darwin 
schildert  die  Feuerländer  als  in  ihrem  Wachstume  verkümmert, 
schmutzig,  mit  verwirrten  Haaren,  mifstönender  Stimme  und  von 
heftigen  Geberden,  darunter  nackte,  dem  Winde  und  Regen 
schutzlos  preisgegebene  Menschen,  und  doch,  wenn  bei  ihnen 
eine  Robbe  getötet  oder  das  treibende  Aas  eines  Walfisches 
entdeckt  wird,  so  giebt  es  ein  Fest^. 

Es  lassen  sich  noch  mehrere  Thatsachen  anführen,  die 
beweisen,  dafs  schon  sehr  früh  die  Nahrungsmittel  auch  anderen 
Bedürfnissen  dienten,  und  dafs  das  Nahrungsbedürfnis  in 
seiner  konkreten  Gestaltung  immer  ein  durch  höhere  Elemente 
veredeltes  Bedürfnis  war. 

Andererseits  ist  das,  was  wir  als  Nahrungsbedürfnis  be- 
zeichnen, blofs  ein  abstrakter  Begriff.  In  der  Wirklichkeit 
hat  der  Mensch  mehrere  konkrete  Nahrungsbedürfnisse,  die 
wir  als  Brotbedürfnis,  Fleischbedürfnis,  Kuchenbedürfnis  etc. 
bezeichnen  können,  und  in  jedem  solchen  Einzelbedürfiiis 
sind  wiederum  verschiedene  Triebe  vereinigt,  die  sich  erst 
bei  einer  genauen  Analyse  heraussondern  lassen. 

So  hatten  die  Huronen  keinen  Ausdruck  „ essen  ^,  sondern 
bezeichneten  diese  Thätigkeit  jedesmal  anders,  je  nach  dem 
Gegenstande,  der  genossen  wurde*. 

Aber  auch  der  Hunger  in  seiner  allgemeinen,  abstrakten 
Bedeutung  ist  selbst  wiederum  das  Ergebnis  der  Differen- 
zierung der  Bedürfnisse,  welche  ihrerseits  durch  die  Differen- 
zierung der  Befriedigungsobjekte  bedingt  sind.    In  der 


^  J.  Lippert,  Die  Kulturgeschichte  in  einzelnen  Hauptstücken.  II. 
1886.  S.  46.  Y  ergl.  auch  Lublock,  Orig.  of  Zivilisation.  S.  85.  Derselbe, 
Pre-historic  times.    S.  15. 

'  Charles  Darwin,  Beise  eines  Naturforschers  um  die  Welt,  deutsch 
von  J.  Victor  Carus.    Stuttgart  1875.   S.  244/45. 

*  Lippert  a.  a.  O.  III,  S.  25. 
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Seele  eines  Säuglings  ist  das  Durstgefühl  vom  Hungereeffihl 
gamicht  abgesondert,  weil  beide  Gefühle  in  einem  einheitlichen 
Seelenzustande  des  Unbehagens  vereinigt  sind,  dem  Zustande 
des  Hungers/Durstes.  Und  dies  geschieht  deshalb,  weil 
der  Erhaltungstrieb  des  Säuglings  durch  Milch  befriedigt  wird, 
welche  zugleich  sowohl  seinen  Hunger  wie  seinen  Durst  stillt. 
Erst  mit  der  Differenzierung  der  Objekte  der  Befriedigung, 
mit  dem  Momente,  in  dem  das  Kind  an  harte  Speise  und  an 
Flüssigkeiten,  die  seinen  Hunger  nicht  stillen  (Thee),  sich  zu 
gewöhnen  anfangt,  differenziert  sich  das  Bedürfnis  Hunger/Durst 
in  Hunger  einer-  und  Durst  andererseits  ^ 

Umgekehrt  sind  auch  die  sogenannten  höheren  Bedürf- 
nisse von  Elementen  materieller  Natur  durchdrungen  und 
hängen  ebenfalls  in  ihrer  Entwicklung  und  Differenzierung 
von  den  Befriedigungsobjekten  ab. 

Betrachten  wir  z.  B.  etwas  näher  den  menschlichen  Er- 
kenntnistrieb. 

„Die  Erkenntnis  steht  von  Anfang  an  in  den  Diensten 
des  Instinktes  und  Triebes.  Die  Gedanken  sind  Späher  des 
Selbsterhaltungsinstinktes.  Kenntnisse  werden  geschätzt,  weil 
sie  das  Mittel  zur  Macht  sind.**  ^ 

„Die  vollkommenste  Herrschaft  über  Dinge  und  zumal 
über  Menschen  in  einem  bestimmten  Sinne  ergiebt  sich  durch 
Wissenschaft ;  in  jener  Überlegenheit,  welche  die  Kenntnis  der 
Zusammenhänge  der  allgemeinen  Bedingungen  des  Geschehens 
und  daher  Voraussicht  und  Yorausverkündigung  des  Zu- 
künftigen verleiht.  So  kann  die  Wifsbegierde  im  Dienste 
aller  übrigen  Zwecke  stehen,  allerdings  auch  sich  ablösen 
und  auf  sich  selbst  bestehen.  Das  reine,  interessenlose  Er- 
kenntnisbedürfnis ist  das  Werk  schwerer  Kämpfe  in  der  Ge- 
schichte des  einzelnen  und  des  ganzen  menschlichen  Ge- 
schlechtes. Der  Mensch  will  die  Natur  erkennen,  wie  sie  ist; 
er  will  aber  auch,  dafs  seine  eigenen  Zwecke  Zwecke  der 
Natur  seien.  Alle  Kausalgesetze  sind  ihm  in  letzter  Instanz 
Mittel  zur  Verwirklichung  des  höchsten  Gutes. 

Der  reine,  interessenlose  Wissensdrang  ist  verhältnismäfsig 
ein  spätes  Produkt  der  menschlichen  Entwicklung,  und  ganz 
andere  Triebe  socialer  und  religiöser  Natur  mufsten  mit- 
wirken, um  den  Menschen  zu  der  edelsten  Blüte  seiner  Kultur, 


*  Siehe  Dreyer  a.  a.  0.  S.  105. 

*  Höffding  a.  a.  0.  S.  367.  Vergl.  Tönnies,  Gemeinschaft  und  Ge- 
sellschaft. §  14,  S.  IM.  ^jDafs  die  PriesterherrBchaft  zum  Teil  auch 
auf  die  Überlegenheit  ihrer  Erkenntnisse  zurückzufuhren  sei,  ist  all- 
bekannt.** Yerffl.  auch  Fr.  Nietzsche  a.  a.  0.  I.  Hauptb. :  „Ich  elaube 
nicht  —  schließt  derselbe,  dafs  ein  Trieb  zur  Erkenntnis  der  Vater  der 
Philosophie  ist,  sondern  dafs  ein  anderer  Trieb,  hier,  wie  sonst,  der  Er- 
kenntnis nur  wie  eines  Werkzeuges  sich  bedient  haf^.  (§  14.  S.  14-- 15.) 
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zu  dem  reinen,  erhabenen  Wissensdrang  zu  verhelfen."  ^  G.  Tarde 
meinte  z.  B.,  dafs  erst  die  christliche  Religion,  als  die  Religion 
des  Geistes,  den  Menschen  gelehrt  habe,  sich  ftlr  die  reine 
Wahrheit  oder  wenigstens  für  das,  was  er  als  Wahrheit  aner- 
kannte, zu  begeistern,  ohne  auf  irgend  welche  irdische  Güter 
und  praktische  Interessen  Rücksicht  zu  nehmen'.  Dieser 
reine  Erkenntnistrieb  kommt  gewöhnlich,  vermengt  mit  anderen 
socialen  und  praktischen  Trieben,  in  dem  sogenannten  wissen- 
schaftlichen Interesse  vor. 

Die  Thatsache,  dafs  sämtliche  konkreten  Bedflrfnisse 
eigentlich  komplizierte  Seelengebilde  sind,  in  denen  die  in  der 
menschlichen  Seele  vorhandenen  Elementartriebe  verschieden- 
artige Verknüpfungen  miteinander  und  mit  verschiedenen  Vor- 
stellunffs-  und  Bewegungselementen,  die  durch  die  Objekte 
der  Bedürfnisbefriedigung  bedingt  werden,  eingehen ;  die  That- 
sache ferner,  dafs  die  Bedürfnisse  in  keinem  Falle  feststehende, 
unveränderliche  oder  unveränderbare  Seelenerscheinungen  re- 
präsentieren, sondern,  wie  alles  in  der  Natur,  im  beständigen 
Flusse  sich  befinden  und  mit  dem  Wechsel  der  Objekte  der 
Bedürfnisbefriedigung  zugleich  Gestalt,  Inhalt,  Zusammen- 
hang, physiologischen,  psychischen,  moralischen  Wert  ändern 
und  modifizieren,  —  diese  Thatsachen  veranlafsten  schliefslich 
die  neueren  Socialökonomen,  von  jeder  Klassifikation  der  Be- 
dürfnisse, sei  es  nach  ihren  subjektiven  oder  objektiven  Merk- 
malen, abzusehen,  dafür  aber  den  Elementartrieben  und  den 
Bedingungen  ihrer  Vereinigung  zu  verschiedenartigen  Bedürf- 
nissen  immer  mehr  Aufmerksamkeit  zu  widmen^.    Je  tiefer 


'  Höftding  a.  a.  O.  S.  415.  Vergl.  auch  Fr.  Alb.  Lange,  Die  Ar. 
beiterfrage.  S.  110  ffl  Treffend  bemerkt  derselbe:  „Nicht  umsonst  ist 
es  gerade  das  .allgeschätzte  Gold",  dessen  liebliches  Bild  so  manchen 
hungernden  Gelehrten  in  den  Abgrund  einer  end-  und  zahllosen  Wissen- 
schaft stürzte." 

Bezüglich  des  Wesens  der  socialen  Wissenschaft,  äufsert  sich 
Stammler  wie  folgt:  „Es  soll  nun  die  Lehre  von  den  socialwirtschaft- 
liehen  Erscheinungen  nach  drei  Richtungen  weitergeführt  und  .vollendet 
werden.  Zunächst  sind  Gründe  und  Art  ihrer  Entstehung  und  Aus- 
bildung im  allgemeinen  darzulegen ;  sodann  ist  die  Möglichkeit  einer 
gesetzmäfsigen  Einsicht  in  die  Entwicklung  ökonomischer  rhänomene  zu 
untersuchen;  endlich  kommt  auf  Grund  dessen  die  Erwägung  der  Er- 
kennbarkeit zukünftiger  Entwicklung  in  Betracht.*^  Das  letzte  Ziel 
trägt  den  Stempel  des  praktischen  Interesses  auf  der  Stirn.  Vergl.  auch 
Jacubowski,  Die  Anfange  der  Poesie.    S.  22 — 24. 

*  G.  Tarde,  Les  lois  de  Timitation,    Chap.  4»  V. 

^  Gegen  die  in  vielen  Lehrbüchern  der  politischen  Ökonomie  üb- 
liche Einteilung  der  menschlichen  Bedürfnisse  in  niedere  und  höhere, 
resp.  in  materielle  und  geistige  hat  in  der  neueren  Zeit  R.  Stammler 
sehr  treffende  und  geistreiche  Einwände  erhoben.  (Wirtschaft  und  Recht, 
§   25^28.)     Allerdings    glaubte    Stammler  mit  diesen    Einwänden    die 

fanze   in    der    realistischen   Schule    der  Nationalökonomie   z.   Z.   vor- 
errschende   Auffassung  bezüglich  des  Wesens  und  der  Methode  der 
ökonomischen  Untersuchungen  treffen  zu  können,  was  nicht  der  Fall 
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aber  und  eingehender  die  Analyse  der  Elementartriebe  durch- 
geführt wird,  je  mehr  wir  über  die  Bedingungen  der  Ver- 
einigung derselben  zu  aktiven  Willensprozessen  nachdenken, 
um  so  deutlicher  zeigt  sich  die  volle  Haltlosigkeit  der  fast  bis 
auf  die  neuere  Zeit  in  der  ökonomischen  Wissenschaft  üblichen 
Behandlung  der  Frage  der  Bedürfnisentwicklung,  die  eben 
deshalb  zu  keinem  für  die  Wissenschaft  fruchtbaren  Resultate 
führen  konnte. 

Dieses  so  in  den  Vordergrund  der  socialökonomischen  Wissen- 
schaft gerückte  Problem  der  Entwicklung  der  Bedürfnisse 
wollen  wir  nun  näher  betrachten. 


ist,  da  eben  diese  Schule  in  keinem  Falle  die  eigentlichen  materiellen 
Interessen  zum  ausschliefsl.  Gegenstand  ihrer  Betrachtungen  macht, 
vielmehr  den  Einflufs  der  ästhetischen  und  sittlichen  Faktoren  auf  das 
Ausdrücklichste  betont.  (Siehe  G.  Schönberg,  Handb.  d.  pol.  Oekon. 
4.  Aufl.  1896.  Bd.  I.  1.  T.  S.  2  flF.)  Ad.  Yfaigner  teilt  zwar  die  Be- 
dürfnisse in  Ezistenzbedürfnisse  ersten  und  zweiten  Grades  einerseits 
und  Kulturbedürfinisse  andererseits  ein,  mifst  aber  dieser  Klassifikation 
keinen  besonderen  theoretischen  Wert  bei,  da  derselbe  den  Schwerpunkt 
des  Problems  der  Bedürfnisentwicklung  in  die  Lehre  von  Elementar- 
trieben verlegt.  (Siehe  AUg.  oder  theoretische  Volkswirtschaftslehre. 
3.  Aufl.  I.  T.  Grundlegung.  §  33—53.)  Vgl.  auch  Röscher  (a.  a.  0. 
I.  Bd.  §  215).  Sogar  K.  Marx,  der,  als  Begründer  der  materialistischen 
Geschichtsauffassung,  scheinbar  am  ehesten  die  materiellen  Interessen 
zum  Ausgangspunkt  seiner  wirtschaftlichen  Untersuchungen  zu  machen 
geneigt  sein  müfste,  bemerkt  gelegentlich,  dafs  die  Natur  der  Bedürf- 
nisse in  der  wirtschaftlichen  Thätigkeit  keine  besondere  Rolle  spiele. 
(Kapital  Bd.  I.  3.  A.  S.  12—13,  auch  S.  41— 42.)  Siehe  dagegen  G.  Schmoller, 
Grundrifs  etc.  S.  2—23  ff.  Derselbe  läfst  zwar  die  ästhetischen,  intellek- 
tuellen, moralischen  etc.  Bedürhiisse  als  Faktoren  der  wirtschaftlichen 
Thätigkeit  gelten,  aber  nur  unter  der  bestimmten  Bedingung,  dafs  die- 
selben zugleich  mit  der  Absicht  der  Selbsterhaltung  durch  Entgeltung 
verknüpft  sein  müfsten.  Übrigens  betont  auch  Schmoller  ausdrücklich 
den  Einfluss  der  sittlichen  una  ästhetischen  Triebe  auf  das  ökonomische 
Leben  und  Thun  der  Menschen  (a.  a.  O.  S.  41—481  Siehe  auch  Dühring 
a.  a.  O.  Einleitung  Fr.  J.  Neumann  in  Tübinger  Zeitschrift  für  die  ge- 
samte Staatswissenschaft.  1892.  Heft  3.  S.  411  S.y  besonders  S.  433  f. 
Eg.  Philippovich ,  Über  Aufgabe  und  Methode  der  pol.  Ök.  Frei- 
burg in  B.  1886.  S.  12—28.  Rümelin,  Reden  und  Aufsätze.  Tübingen 
1875.    I.   S.  10  ff. 

Eine  in  manchen  Beziehungen  sehr  interessante  Einteilung  der  Be- 
dürfhisse finden  wir  in  Herrmanns  staatswissenschaftlichen  Unter- 
suchungen (2.  Aufl.  1874).  Besonders  seine  Einteilung  der  Bedürfnisse 
in  positive  und  negative  ist  für  das  Problem  der  Bedürfhisentwicklung 
von  grofser  Bedeutung.  Zu  erwähnen  ist  noch  die  Klassifikation  der 
Bedürfnisse  von  dem  russischen  Nationalökonom  Professor  Schwarzoff 
(egoistische,  altruistische  und  ästhetische),  die  zwar  nicht  auf  die  Be- 
durfhisse als  solche,  wohl  aber  auf  die  Elementartriebe  sich  mit  Erfolg 
anwenden  läfst. 


II.  Das  Problem  der  BedUrfnisentwicklung. 


1. 

Bezüglich  der  menschlichen  Bedürfnisse  war  es  in  der 
socialökonomischen  Litteratur  längere  Zeit  gang  und  gäbe, 
die  unbeschränkte  Entwicklungsfähigkeit  derselben  mit  be- 
sonderem Nachdruck  hervorzuheben.  Es  wurde  nur  immer 
und  immer  wiederholt,  dafs  die  Konsumtionsfkhigkeit  des 
Menschen  hinsichtlich  der  von  ihm  erzeugten  und  zu  un- 
zähligen Modifikationen  fähigen  Güter  keine  praktisch  durch- 
führbaren und  theoretisch  denkbaren  Grenzen  zu  haben  scheine. 
Die  Entwicklung  der  Bedürfnisse  galt  daher  als  etwas  Selbst- 
verständliches, das  keiner  näheren  theoretischen  Begründung 
bedurfte.  Es  schien,  als  ob  niemand  geneigt  wäre,  darüber 
nachzudenken,  ob  nicht  das  Phänomen  der  Entwicklung  der 
Bedürfnisse  doch  gewisse  problematische  und  rätselhafte  Mo- 
mente enthalte,  die  eine  eingehendere  theoretische  Unter- 
suchung nötig  machten.  Es  ist  daher  als  ein  wissenschaftlicher 
Fortschritt  zu  verzeichnen,  wenn  in  den  neueren  social- 
ökonomischen Werken  dieser  bis  dahin  allgemein  gültige  Satz 
von  der  unbegrenzten  Entwicklungskraft  der  Bedürfnisse  in- 
sofern eine  wesentliche  Einschränkung  erfahren  hat,  als  man 
diese  unendliche  Entwicklungsfähigkeit  im  Zusammenhange 
mit  einer  geschichtlich  unbegrenzten  Entwicklungsperiode  zu 
erfassen  suchte.  Das  sollte  bedeuten,  dafs  die  menschlichen 
Bedürfnisse  blofs  im  Verlaufe  eines  unendlich  grofsen  Zeit- 
raumes einer  unendlichen  Entwicklung  fähig  seien,  dafs  aber 
in  einem  geschichtlich  bestimmten  Zeitabschnitte  die  Bedür&is- 
entwicklung  eine  bestimmte,  unüberschreitbare  Grenze  auf- 
weise. Allein  auch  mit  diesem  einschränkenden  Zusatz  bleibt 
das  Princip  der  Bedürfnisentwicklung  völlig  unergründet,  und 
es  ist  niemals  in  der  Socialökonomie  auch  der  Versuch  ge- 
macht worden,  die  allgemeine  Gültigkeit  desselben  methodo- 
logisch zu  beweisen'. 

^  Dagegen  finden  wir  in  der  geschichtlichen  Litteratur,  namentlich 
aber  in  der  Kulturgeschichte,  Versuche,  die  Entwicklung  der  Menschheit 
überhaupt,  speciell  auch  die  Bedürfnisentwicklung  zu  begründen.  Diese 
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„Die  menschlichen  Bedürfnisse^  —  belehrt  uns  Wagner  — 
„sind  einer  Vermehrung  etc.  fähig.  Nur  das  läfst  sich  er- 
fahrungsmäfsig  allgemein  sagen.  Schon  von  einer  Tendenz 
der  Vermehrung  ist  im  Hinblick  nicht  nur  auf  die  Lebensver- 
hältnisse ganz  roher  Völker,  sondern  auch  auf  die  Stabilität 
des  Bedürfnisstandes  auf  schon  höheren  Wirtschaftsstufen,  so 
bei  Nomaden  und  unter  Völkern  und  Volksklassen  mit  fest,  durch 
Recht  und  Sitte,  auch  durch  religiöse  Anschauungen,  gebundenen 
Lebens-,  Berufs-,  Erwerbsverhältnissen  (Kastenwesen),  nicht 
ganz  allgemein  zu  rechnen.  Man  generalisiert  da,  wie  so  oft, 
Erscheinungen  bei  den  eigentlichen  Entwicklungsvölkem,  bei 
Kulturvölkern,  und  hier  häufig  sogar  wieder  nur  bei  einigen 
Volksklassen,  wie  besonders  der  städtischen  Bevölkerung,  so- 
wohl in  Betreff  der  äufseren  wie  der  inneren,  der  materiellen 
wie  der  physischen  Bedürfnisse,  zu  sehr;  Völker,  deren  Ver- 
hältnisse allerdings  zumeist,  aber  doch  nicht  allein  das  Unter- 
suehungsobiekt  der  politischen  Ökonomie  bilden.^  ^ 

Sind  aber  einmal  nicht  alle  Völker  und  nicht  alle  Klassen 
der  Gesellschaft  in  demselben  Mafse  entwicklungsfähig,  sind 
einmal  Völker  und  Stämme  da,  die,  wie  es  scheint,  überhaupt 
zu  keiner  Bedürfnisentwicklung  geneigt  sind,  so  entsteht  von 
selbst  die  Frage :  unter  welchen  Bedingungen  sind  die  mensch- 
lichen Bedürfnisse  entwicklungsfähig? 

Nun  setzen  die  meisten  Ökonomen  —  bemerkt  Röscher*  — 
ohne  weiteres  voraus,  dafs  jeder  einzelne,  mehr  noch  jedes 
Volk  die  Oesamtheit  seiner  Genüsse  so  weit  auszubreiten  pflege, 
wie  die  Möglichkeit  reicht,  seine  Bedürfnisse  zu  befri^igen. 
Allein  sie  vergessen  dabei,  welch'  grofse  Rolle,  wie  die 
Menschen  einmal  sind,  auch  das  Princip  der  Trägheit 
in  der  Welt  spielt.  Was  scheint  uns  auf  den  ersten 
Blick  z.  B.  natürlicher,  als  dafs  ein  Volk,  je  weniger  Arbeit  es 
auf  Erzielung  der  unentbehrlichen  Lebensmittel  zu  wenden 
braucht,  um  so  mehr  Zeit  und  Lust  zur  Befriedigung  feinerer 
Bedürfhisse  hätte?  Man  würde  hiernach  in  den  früheren 
Perioden,  wo  die  Völker  wenig  zahlreich,  der  Boden  im  Über- 
flusse vorhanden  und  unerschöpft  ist,  eine  besonders  feine 
Kultur,  zumal  auch  in  geistigen  Dingen,  erwarten  müssen. 
In  Wirklichkeit  aber  verhält  sich  die  Sache  gerade  um- 
gekehrt ....  Wenn  der  mexikanische  Landmann  durch  die 
Arbeit  von  zwei  Tagen  wöchentlich  fiir  sich  und  die  Seinigen 
den  notdürftigen  Unterhalt  der  ganzen  Woche  errungen  hat, 
so  faulenzt  er   in   den    übrigen    fünf   Tagen.     Kein 


Versuche  aber,  sofern  sie  sich  auf  die  BedürfnisBe  beziehen,  belügen 
sich  mit  mehr  oder  weniger  problematischen  Erklärungen,  die  auf  Keinem 
einheitlichen  und  allgemeinen  Princip  beruhen. 

»  A.  a.  0.   §  25.   S.  75. 

«  A.  a.  0.   §  214.   S.  598—94. 
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Gedanke  daran  ^  dafs  er  seine  MuTse  vielleicht  zu  einer 
besseren  Einrichtung  seiner  Hütte,  seines  Mobiliars  etc.  ver- 
wendet. 

Auch  Gumplowicz  weist  auf  die  Unhaltbarkeit  des  Ent- 
wicklungstriebes hin: 

„Ein  zweiter  Fehler,  der  in  der  sociologischen  Forschung 
begangen  wurde,  ist  der,  dafs  man  sich,  sei  es  die  ganze 
Menschheit,  sei  es  einzelne  Völker,  als  in  einer  spontanen  socialen 
und  kulturellen  Entwicklung  dachte,  und  zwar  in  der  Weise, 
wie  sich  etwa  ein  pflanzlicher  Organismus  entwickelt  .... 
Man  übersah  dabei  die  Thatsache,  dafs  den  socialen  Gruppen 
ebenso  ein  Beharrungsgesetz  inne  wohne,  wie  allen  Naturwesen 
und  Gegenständen,  und  dafs  dieselben  aus  der  Beharrung  in 
einem  gegebenen  socialen  Zustand  zum  „Übergänge^  in  einen 
anderen  Zustand  immer  nur  durch  adäquate  sociale  Ursachen 
und  Einflüsse  gebracht  werden  könnten."  * 

Dieselbe  Thatsache  bestätigen  die  Anthropologen,  Ethno- 
graphen und  Kulturhistoriker. 

So  sagt  z.  B.  Th.  Waitz: 

^Bei  geringer  Bevölkerung  eines  nicht  zu  armen  Landes 
'  findet  meist  gar  keine  oder  eine  geringe  Nötigung  zur  Arbeit 
.  statt,  weil  jeder  für  sich  und  die  Seinigen  leicht  so  viel  gewinnt, 
wie  er  zum  Leben  braucht."* 

Der  Reichtum  der  Natur  nützt  den  primitiven  Völkern 
nicht,  weil  sie  denselben  garnicht  auszubeuten  verstehen. 

Der  Ngamisee  in  Südafrika  ist  nebst  seiner  Umgebung 
einer  der  wild-  und  fischreichsten  der  Erde,  aber  da  die  Um- 
wohner nur  wenig  Kähne  und  schlechte  Waffen  besitzen,  so 
können  sie  die  Naturgaben  nur  unzureichend  ausbeuten ,  und 
mitten  im  Überflusse  leiden  sie  Hungersnot®. 

Man  könnte  vielleicht  geneigt  sein  anzunehmen,  das  fatale 


*  Gumplowicz,  Sociologie.    S.  73. 

8  Anthropologie.  2.  T.  §  3.  S.  428.  Vergl.  J.  St.  Mill,  Grund- 
sätze der  pol.  Ökonomie,  übersetzt  von  A.  Soetbeer.  Hamburg  1852. 
Bd.  I.  S.  124.  Mill  schliefst  seine  Ausführungen  mit  folgender  Be- 
merkung: In  Klimaten,  wo  die  blofse  Existenz  eine  Lust  ist,  bildet 
Nichtsthun  den  Luxus,  dem  man  den  Vorzug  giebt.  Siehe  auch  Georg 
Schweinfurth,  Im  Herzen  von  Afrika.    Leipzig  1874.   Bd.  I.    S.  104. 

^  Dimitroff,  Die  Geringschätzung  des  menschlichen  Lebens.  Leipzig 
1891.  S.  13  ff.  Vergl.  auch  K.  Bücher,  Die  Entstehung  der  Volks- 
wirtschaft. 2.  Aufl.  Tübingen  1898.  S.  21—24.  Charakteristisch  ist 
die  folgende  Erklärung  der  Sorglosigkeit  des  primitiven  Menschen: 
„Man  sollte  denken,  der  Hunger,  welcher  dem  Wilden  so  oft  grofse 
Qualen  bereitet,  müsse  ihn  von  selbst  anleiten,  Nahrungsmittel,  die  er  zu 
Zeiten  im  Überflüsse  hat,  auf  spätere  Tage  aufzubewahren.  Aber  alle 
Beobachtungen  stimmen  überein,  dafs  er  daran  garnicht  denkt.  Ober- 
haupt fol^t  der  Naturmensch  immer  nur  dem  nächsten  Antriebe;  sein 
Handeln  ist  ein  rein  impulsives,  sozusagen  blofse  Reflexbewegung.  Je 
näher  bei  ihm  Bedürfnis  und  Befriedigung  zusammen  liegen,  um  so 
wohler  ist  ihm.    Der  Naturmensch  ist  ein  Kind." 
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Trägheitsprincip     beherrsche    ausschliefslich    die    Völker    im 

f>rimitiven  Zustande,  auf  den  niedersten  Stufen  der  mensch- 
ichen  Kultur,  dafs  aber,  sobald  der  Mensch  sich  zu  einer 
relativ  höheren  Stufe  der  Kultur  aufschwingt,  das  Trägheits- 
princip  seine  Wirkung  einbüfse  und  einer  anderen,  entgegen- 
gesetzten Tendenz,  der  Entwicklungstendenz,  Platz  mache. 
Aber  abgesehen  davon,  dafs  dadurch  uns  doch  die  Frage  nicht 
erspart  bleibt,  auf  welche  Weise  der  Mensch  aus  dein  natür- 
lichen, primitiven  Zustande  zu  einer  höheren  Kultur  empor- 
gestiegen sei,  und  wie  es  hätte  geschehen  können,  dafs  das  so 
mächtige,  sämtliche  primitiven  Völker  beherrschende  Beharrungs- 
gesetz plötzlich  in  das  entgegengesetzte  Bewegungsgesetz,  das 
Kntwicklungsprincip  sich  umzuwandeln  gezwungen  wäre,  ist 
noch  zu  bemerken,  dafs  eine  Einteilung  der  Menschen  bezw. 
der  geschichtlichen  Perioden  ihrer  Entwicklung  in  beharrende 
und  vorwärtsstrebende  dem  wirklichen  Verlauf  der  Dinge  in 
der  Geschichte  arg  ins  Gesicht  schlage.  Es  ist  nicht  zu  ver-« 
gössen,  dafs  diese  primitiven  Völker,  von  deren  Trägheit,  Nicht- 
wirtschaftlichkeit,  Sorglosigkeit  die  europäischen  Reisenden  so 
viel  zu  erzählen  wissen,  in  keinem  Falle  als  gleichmäfsige, 
unterschiedslose  Menschenhorden  zu  betrachten  sind.  Im  Gegen- 
teil befinden  sich  dieselben  auf  sehr  verschiedenen  Stufen  der 
Kultur,  und  alle  insgesamt,  die  niedersten  und  wildesten 
Stämme  nicht  ausgeschlossen,  haben  eine  lange  Reihe  von 
relativ  noch  niederen  Stufen  der  Kultur  durchgemacht,  haben 
eine  lange  Kette  von  Erfindungen  und  Entdeckungen  aller  I 
Art  zu  verzeichnen,  von  denen  manche,  in  gewisser  Hinsicht,  ; 
unsere  allemeuesten  und  allerwichtigsten  Entdeckungen  an  ! 
Wert  und  Bedeutung  für  den  menschlichen  Fortschritt  völlig^ 
aufwiegen.  „Diese  primitiven  Völker  sind  auch  nicht  immer 
80  der  Arbeit  abgeneigt:  Sie  sind  für  bestimmte,  von  ihnen 
anerkannte  Zwecke  immer  bereit  zu  arbeiten,  sogar  sehr 
fleifsig  zu  arbeiten.  Wenn  die  Leidenschaft  sie  treibt,  besitzen 
sie  Energie  im  Übermafs.  Der  Wilde  z.  B.  liebt,  sich  und 
seine  Geräte  zu  schmücken  . .  •  und  verwendet  darauf  nicht 
selten  den  unglaublichsten  Fleifs,  erträgt  für  diesen 
Zweck  Anstrengungen  und  Entbehrungen,  selbst  den  quälenden 
Schmerz  mit  Heiterkeit." 

„An  den  Ufern  des  St  Lawrenzstromes  giebt  es  mehrere 
kleine  Indianerdörfer.  Diese  sind  meistenteils  von  einem 
ziemlichen  Stück  Land  umgeben,  auf  dem  das  Holz  schon 
lange  ausgerodet  zu  sein  scheint,  und  aufserdem  besitzen  sie 
ausgedehnte  Waldstrecken.  Das  von  Holz  gesäuberte  Land 
wird  selten  bebaut,  man  kann  fast  sagen  niemals  bebaut, 
noch  werden  auch  im  Walde  zu  solchen  Zwecken  Ausrodungen 
gemacht." 

„.  .  .  Der  Boden  ist  fruchtbar  .  .  .  Würde  jede  Familie 
einen   halben  Morgen  des  Bodens   einzäunen,   ihn  bearbeiten 
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und  mit  Kartoffeln  oder  Mais  bepflanzen,  so  würde  dies  genügen, 
sie  ein  halbes  Jahr  zu  ernähren.  Dennoch  leiden  diese  Indianer 
Mangel . .  .  Von  Ackerbau  wollen  sie  nichts  wissen."  ^ 

Nun  könnte  der  Anschein  erweckt  werden,  diese  wilden 
Stämme  seien  träge,  arbeitsscheu ;  jedoch  bei  näherer  Betrach- 
tung derselben  müssen  wir  diesen  Gedanken  aufgeben: 

„Diese  uns  so  auffallende  Apathie  —  teilt  uns  J.  St.  Mill 
weiter  mit  —  geht  im  wesentlichen  nicht  aus  Widerwillen 
gegen  die  Arbeit  hervor;  im  Gegenteil,  sie  halten  sich  sehr 
mutig  daran,  sobald  die  Belohnung  dafür  unmittelbar  eintritt 
So  werden  sie,  aufser  ihren  eigentümlichen  EIrwerbsarten  der 
Jagd  und  Fischerei,  welche  vorzunehmen  sie  jederzeit  bereit 
sind,  bei  der  Schiffahrt  auf  dem  St.  Lawrenzstrom  viel  be- 
schäftigt; man  sieht  sie  in  den  dort  gebräuchlichen  grofsen 
Böten  beim  Rudern  thätig,  uqd  sie  liefern  den  ^röfseren  Teil 
der  etwa  erforderlichen  Hände,  um  Flöfse  durch  die  Strom- 
schnellen zu  bringen." 

Dafs  das  Beharrungsprincip  nicht  immer  in  der  Gestalt 
von  Ruhe  und  Trägheit  auftritt,  zeigt  uns  das  Beispiel  Chinas, 
wo  ein  arbeitsames,  fleifsiges,  auf  einer  relativ  sehr  hohen 
Stufe  der  Kultur  stehendes  Volk,  trotz  Armut  und  Not,  keine 
Neigung  zeigt,  die  europäische  Kultur  sich  anzueignen,  wie- 
wohl dieselbe  das  ganze  Volk  aus  seiner  fast  unerträglichen 
Lage  befreien  und  zu  einem  geistig  und  materiell  glücklicheren 
Leben  erheben  könnte. 

„In  der  Kulturgeschichte  der  Menschheit  giebt  es  keine 
Wendepunkte;  alles  wächst  und  verwest  hier  wie  die  Pflanze; 
das  Zuständliche  ist  nur  eine  Abstraktion,  deren  wir  bedürfen, 
um  unserem  blöden  Auge  die  Wunder  der  Natur  und  Menschen- 
welt zugänglich  zu  machen.  **' 

Es  ist  daher  gamicht  denkbar,  dafs  der  Mensch  auf  irgend 
einem    bestimmten    Punkt    seines    voi^eschichtlichen   Lebens 

Slötzlich   einen   Sprung  aus  dem   primitiven   Zustand   in  den 
er  Kultur  gewagt  habe:  ein  solcher  Sprung  wäre  für  ihn  ein 
salto  mortale  gewesen. 

Wir  haben  gar  keinen  Grund,  die  Auffassung  Morgan's, 
dafs  der  Fortschritt  der  Menschen  im  wesentlichen  derselbe 
gewesen  sei  bei  Stämmen  und  Völkern,  welche  verschiedene 
und  sogar  getrennte  Kontinente  bewohnen,  zu  verwerfen,  um 
so  mehr,  als  er  diese  seine  Anschauung  durch  eine  Reihe  von 
geschichtlichen  Thatsachen  bekräftigt^. 

Es  bleibt  also  nichts  übrig  als  die  Annahme,  dafs  in  jeder 


^  J.  St.  Mill,  Grundsätze  d.  poL  Ökonomie  (übersetzt  von  Soetbeer). 
1.  Bd.    S.  124  ff. 

«  Bücher  a.  a.  0.  S.  35. 

'  Morgan  a.  a.  0.  S.  85.  Vergl.  auch  G.  Schmoller,  Die  Urgeschichte 
der  Familie  etc.  im  Jahrb  für  Gesetzgeb.  etc.    Bd.  2^  Heft  I.   S.  8  ff. 
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menschlichen  Gruppe,  in  jeder  socialen  Organisation,  auf  jeder 
Stufe  der  menschlichen  Kultur,  zwei  entgegengesetzte  Tendenzen 
sich  geltend  zu  machen  bestrebt  seien,  die  Beharrungs-  und 
die  Entwicklungstendenz,  von  denen  entweder  die  eine  oder 
die  andere,  je  nach  den  entsprechenden  Umständen,  eine  Zeit 
lang  die  Gesellschaft  beherrsche,  dieselbe  vorwärts  bezw.  rück- 
wärts schiebend.  Zeilen  also  die  verschiedenen  menschlichen 
Gesellschaften  einmal  die  Neigung,  ihre  geistigen  und  materiellen 
Güter  zu  vermehren,  zu  verfeinern  und  zu  vervielftlltigen,  ein 
anderes  Mal  wiederum  eine  entgegengesetzte  Neigung,  jeden 
geistigen  Fortschritt,  sogar  jede  Arbeit  überhaupt  mit  aller 
Entschiedenheit  zu  bekämpfen  und  im  Nichtsthun  oder  wenigstens 
im  nur  gewohnten  Thun  und  Lassen  das  höchste  Glück  zu  finden, 
80  entsteht  von  selbst  die  Frage,  unter  welchen  Bedingungen 
die  Beharrungs-  resp.  die  Entwicklungstendenz  zur  Geltung 
komme?  Und  eben  dieser  Dualismus  im  socialen  Leben  der 
Gesellschaft,  eben  dieses  Walten  und  Herrschen  von  zwei  ent- 
gegengesetzten, einer  fortschrittlichen  und  einer  beharrenden 
Tendenz  in  der  menschlichen  Geschichte,  zwingt  unser  Denken, 
die  Gesetzmäfsigkeit  der  socialen  Evolution  zu  ergründen, 
wenn  wir  nicht  geneigt  sind,  diese  beiden  Tendenzen  als 
selbständige  „Kräfte"^  aufzufassen,  die  wie  Ormuzd  und 
Ahriman  die  Geschicke  der  Menschheit  leiten  und  sich  in  be- 
ständiger Fehde,  in  unaufhörlichem  Kampf  befinden. 

Die  sociale  Evolution  und  mit  ihr  die  Bedürfnisentwicklung 
verwandelt  sich  infolge  der  Erkenntnis  des  Gegensatzes,  welcher 
sich  unter  den  in  der  Gesellschaft  waltenden  Tendenzen  be- 
merkbar macht,  zu  einem  socialen  Problem  ^. 

Es  fragt  sich  eben:  unter  welchen  Voraussetzungen  ist 
der  Si^  des  Fortschrittes  möglich  bezw.  notwendig? 


2. 

Dafs  das  Phänomen  der  Bedürfnisentwicklung  ein  Problem 
sei,  für  welches  eine  Erklärung  gesucht  werden  müfste,  tritt 
noch  deutlicher  hervor,  wenn  wir  die  sogenannte  Entwicklungs- 
tendenz einer  psychologischen  Analyse  unterwerfen. 

Diese  Tendenz  kann  im  psychologischen  Sinne  nicht 
anders  aufgefafst  werben,  als   ein  Entwicklungstrieb,  als   ein 


^  W.  Röscher  bespricht  diesen  Gegensatz,  aber  er  sucht  ihn  nicht 
zn  lösen,  sondern  begnügt  sich  mit  der  Erklärung,  dafs  die  allgemeinen 
Kulturfortschritte  so  viele  und  so  wechselseitig  bedingte  Vorauesetzungen 
h&tten,  dafs  sie  in  der  Be^el  nur  sehr  allmählich  erfolgen.  Aber  die 
Hinweise  auf  die  vielen  Voraussetzungen  genügen  ja  nicht  zur  Be- 
gründunfi:  dieses  Fortschrittes ;  diese  Voraussetzungen  vielmehr  müssen 
testgesteut  und  aus  ihnen  der  Fortschritt  abgeleitet  werden.  Vergl. 
Boscher  a.  a.  O.  I.  Bd.   S.  594. 

Vonchungen  XIX  4.  —  Gurewitsch.  2 
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Streben  der  Menschen,  ihre  Bedürfnisse  zu  vermehren,  verviel- 
.  fähigen  und  verfeinern. 

Kann  ein  solches  Streben  sich  überhaupt  in  der  mensch- 
lichen Seele  geltend  machen?  Ist  ein  Streben  nach  Ver- 
mehrung etc.  der  Bedürfnisse  als  ein  wirklicher  psychologischer 
Prozefs  denkbar? 

Jedes  Begehren  ist  als  ein  Willensakt  aufzufassen,  welcher 
auf  Beseitigung  von  Unlust  und  auf  Erlangung  von  Lust 
gerichtet  ist.  Jedes  Begehren  ist  also  mit  einem  Oeftihls- 
zustand  verknüpft,  vielmehr  es  setzt  denselben  voraus  —  einen 
Gefühlszustand,  in  dem  Unlust  und  Lust  zu  gleicher  Zeit, 
wenn  auch  nicht  in  gleichem  Grade  der  Intensität,  auftreten 
und  zu  gewissen  Bewegungen  veranlassen.  Denn  einerseits 
erregt  auch  das  stärkste,  intensivste  Unlustgefühl,  das  z.  B.  in- 
folge der  Unbefriedigung;  eines  der  allernOtigsten  Existenz- 
bedürfnisse eintritt,  wie  das  Unlustgefühl,  das  im  Hunger  oder 
Durst  sich  manifestiert,  zu  gleicher  Zeit  auch  ein  Erinnerungs- 
bild des  mit  der  Erlangung  des  Begehrten  verknüpften  Lust- 
gefühls; andererseits  wird  sich  auch  bei  einem  Begehrens- 
akt, wo  die  Erinnerung  der  empfundenen  Lust  die  Haupt- 
rolle spielt,  z.  B.  bei  dem  Begehren  nach  einem  schönen 
Konzert  etc.,  doch  zugleich  auch  ein  Unlustgefühl,  eine  Un- 
ruhe geltend  machen,  da  der  Begehrende  das  Bewufstsein  hat, 
dafs  das  begehrte  Lustgefühl  eben  noch  nicht  eingetreten  sei, 
und  das  Erinnerungsbild  blofs  ein  schattenhaftes,  kein  wirk- 
liches Lustgefühl  repräsentiere  ^.  So  sagt  Preyer  bezüglich  der 
Bedürfnisse  des  Kindes:  „Alle  Gefiihle  sind  entweder  angenehm 
oder  nicht  angenehm.  Im  ersten  Falle  erwecken  sie  das  Be- 
gehren nach  Wiederholung  der  betreffenden  Empfindung  beim 
Kinde,  indem  das  Fehlen  des  Angenehmen  selbst  eine  Unlust 
erzeugt^."  Beide  entgegengesetzte  Pole  des  Gefühls,  welches 
ein  Begehren  hervorruft,  die  Lust  wie  die  Unlust>  zeigen 
deutlich,  dafs  eine  Befriedigung  des  Begehrens  schon  früher 
stattgefunden  habe,  denn  beide  Momente  des  Gefühls  sind  die 
Folge  eines  vorhergegangenen  psychischen  Zustandes  der  Lust, 
des  Behagens,  nach  dem  eben  jetzt  gestrebt  wird.  Das  Streben 
aber  nach  Vermehrung,  Verfeinerung  der  Bedürfnisse  heifst 
eben  das  Streben  nach  einem  neuen,  bis  dahin  noch  nie 
empfundenen  Lustzustande  —  denn  jedes  verfeinerte  Be- 
dürfnis giebt  thatsächlich  einen  neuen  Lustzustand ;  ein  solches 


^  Nach  dem  Beziehnngs^esetz  von  Fechner-Wuadt  ist  eine  reine 
Lnstempfindung  eine  Abstraktion,  weil  diese  stets  mit  dem  Geföhls- 
hintergrund  zu  einem  neuen  psychologischen  Ganzen  verschmilzt  Im, 
Augenblicke,  wo  der  primitive  Mensch  eine  Lust  empfindet,  kämpft'' 
diese  einen  Kampf  mit  der  in  ihm  schon  vorhandenen  seelischen 
Stimmung.  L.  Jacubowski,  Die  Anfange  der  Poesie.  Dresden  1891.  S.  24. 
Vergl.  auch  Höffding  a.  a.  0.  S.  324. 

8  A.  a.  0.   T.  I.   S.  135. 
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Streben  ist  weder  mit  Lust  noch  mit  Unlust  verknüpft,  folglich 
kein  Begehren.  Ein  Begehren  nach  einem  neuen,  noch  nie 
befriedigten  Bedürfnisse  ist  daher  eine  contradictio  in  adjecto, 
ein  undenkbares  Ding. 

Nehmen  wir  z.  B.  das  Rauchbedürfnis :  Wie  entsteht  zum 
ersten  Male  das  Bedürfnis  zu  rauchen?  Welche  Gefühle, 
Motive  sind  es,  die  in  diesem  Falle  den  Menschen  veranlassen, 
den  bitteren,  würgenden  Rauch  in  seine  gesunde  und  heftig 
dagegen  protestierende  Lunge  einzuatmen?  Weder  Unlust 
noch  Lust  könnte  in  der  menschlichen  Seele  beim  Anblick 
des  Tabaks  entstehen.  Allerdings  gewöhnt  sich  jetzt  jeder 
Rauchende  an  das  Rauchen  mit  Hilfe  der  Nachahmung,  aber 
die  Nachahmung  selbst  ist  wiederum  ein  neues  sociales  Moment, 
welches  auf  einem  bestimmten,  genau  zu  untersuchenden  Ge- 
fühl beruht,  dessen  Wirkung  im  Prozesse  der  Entwicklung 
der  Bedürfnisse  blofs  unter  bestimmten  Bedingungen  hervor- 
tritt, und  aufserdem  erklärt  die  Nachahmung  nicht  die  Entstehung 
eines  Bedürfnisses,  sondern  blofs  die  Verbreitung  eines  schon 
existierenden  Bedürfnisses  auf  immer  weitere  Gesellschaftskreise. 
Die  ursprüngliche  Entstehung  des  Rauchbedürfnisses  kann  nicht 
auf  Nachahmung  zurückgeführt  werden,  —  dasselbe  war  eine 
Erfindung,  und  jede  Erfindung  mufs  wiederum  ihr  Motiv  haben, 
beruht  also  auf  einem  Begehren.  Mit  anderen  Worten:  Wir 
haben  schon  früher  auseinandergesetzt,  dafs  jedes  Bedürfnis 
sich  erst  mit  seiner  und  durch  seine  Befriedigung  entwickele. 
Bevor  ein  Bedürfnis  entsteht,  können  an  seiner  Stelle  nur 
instinktive  Triebe  die  menschlichen  Handlungen  leiten.  Die 
Verfeinerung,  Vermehrung  der  Bedürfnisse  läfst  sich  deshalb 
nicht  auf  instinktive  Triebe  zurückführen,  weil  ein  jeder 
solcher  Triebe  in  letzter  Instanz  auf  einem,  wenigstens  von 
den  Vorfahren  befriedigten,  entwickelten  und  vererbten  Be- 
dürfnisse beruht^. 

Das  Problem  der  Entwicklung  schwebte  schon  J.  Faucher 
vor,  als  er  in  seiner  Abhandlung:  „Währung  und  Preise*** 
auf  die  Entstehung  der  Bedürfnisse  zu  sprechen  kam. 

Faucher  untersucht  die  Expansivkraft  verschiedener  Be- 
dürfhisse, unter  anderem  auch  die  der  sogenannten  Spezerei- 
oder  Kolonialwaren,  und  äufsert  sich  dabei  über  das  Problem 
ihres  Aufkommens  in  der  Gesellschaft  wie  folgt: 

-  „Dann  ist  aber  bei  diesem  Nahrungsmittel  noch  auf  eine 
Erscheinung  aufmerksam  zu  machen,  deren  Erklärung  der 
Chemie  oder  Physiologie  obliegt  und  ja  auch   bis   zu   einem 

'  Ui^ere  Bedürfiiisse,  soweit  sie  wirtschaftlich  in  Betracht  kommen, 
sind  zum  kleinsten  Teile  natürlich  gegebene;  unsere  Konsumtion  ist  nur 
etwa  in  der  £rnährune^  eine  natumotwendige ;  alles  andere  ist  Kultur- 
produkt,  Folge   frcisenopferischer    Thätigkeit   des   Measchenffeistes. 

Dühring. 

2  Vierteljahresschrift  f.  Volksw.  und  Kulturg. '  1868,  III.  S.  148  C 

2* 
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gewissen  Grade  denselben  gelungen  ist,  mit  der  wir  aber  nur 
als  mit  einer  Thatsache  uns  zu  beschäftigen  brauchen,  die 
jeder  aus  eigener  Erfahrung  kennt.  Wir  haben  hier  Nahrungs- 
mittel vor  uns,  bei  denen  nicht  das  Bedürfnis  den 
Verbrauch,  sondern  bei  denen  der  Verbrauch  das 
Bedürfnis  erzeugt. 

Etwas  von  Wechselwirkung  zwischen  Bedürfnis  und  Ver- 
brauch ist  fast  überall  vorhanden;  es  ist  das  der  Weg,  auf 
dem  sich  das  Gewohnheitsbedürfnis  erzeugt. 

...  Wir  wissen  gut  genug,  —  ßlhrt  Faucher  fort  —  dafs 
der  Prozefs  der  Entdeckungen  der  Nahrungsmittel  seine  ge- 
schichtliche, wie  seine  vorgeschichtliche  Vergangenheit,  wie 
auch  noch  seine  Zukunft,  und  vor  allem,  dafs  er  sein  grofses, 
nie  ruhendes,  wenn  auch  je  später,  desto  komponierter  sich 
manifestierendes  Gesetz  hat.  Was  wir  meinen,  ist  nur,  dafs 
die  Kluft  zwischen  der  Art  und  Weise,  wie  alle  übrigen 
Nahrungsmittel,  und  derjenigen,  wie  diese  sich  eingeführt 
haben  und  heute  beim  einzelnen  sich  noch  einfähren,  eine 
grofse  ist,  grofs  genug,  um  eine  vollständige  Gkffenüber- 
stellung  zu  rechtfertigen,  die  eben  darin  ihren  Ausdruck  findet, 
dafs,  den  Nationen  wie  dem  einzelnen  gegenüber,  das  Be- 
dürfnis sichtbar  dem  Verbrauche  folgt/ 

Die  sogenannten  Spezerei-  oder  Kolonialwaren  (Thee, 
Tabak,  Kaffee,  Kakao,  Gewürze)  befanden  sich  zur  Zeit,  als 
diese  Abhandlung  erschien  —  wie  auch  noch  jetzt  — ,  im 
Übergangsstadium  von  Luxusgegenständen  (Volksluxus)  zu 
alltäglichen  und  unentbehrlichen  Nahrungsmitteln.  Sie  be- 
friedigten und  befriedigen  zum  Teil  das  Nahrungsbedürfnis, 
zum  Teil  aber  auch  entsprechen  sie  als  Objekte  des  Volks- 
luxus auch  höheren  ästhetischen  und  socialen  Trieben.  Hier 
war  der  Prozefs  des  Strebens  nach  Verfeinerung  des  Nahrungs- 
bedürfhisses  gerade  augenfällig.  Faucher  sah  nur  ein,  dafs 
diese  verfeinerten  BedtLrfnisse  thatsächlich  das  Aufkonmien 
neuer  Bedürfnisse  r^räsentieren,  die  also  nie  entstehen  können, 
bevor  sie  nicht  befriedigt  worden  sind,  die  Objekte  dieser 
Bedürfnisse  ktonten  gar  nicht  begehrt  werden,  bevor  sie  sich 
durch  xaehrmaligen  Verbrauch  zum  wirklichen  Bedürfnis  ent- 
wickelt  haben  —  die  Entstehung  dieser  Art  Bedürfnisse  er- 
schien ihm  daher  mit  Recht  als  ein  Problem,  welches  einer 
Erklärung  bedarf;  Faucher  ging  aber  auf  eine  tiefere  Analyse 
des  Problems  nicht  ein  und  begnügte  sich  damit,  dafs  er  die 
Lösung  dieses  social-psychologischen  Problems  —  den  Chemikern 
und  Physiologen  überwies. 

Wie  es  scheint,  entging  es  Faucher,  dafs  auch  ein  ffrofser 
T^l  der  übrigen  Nahrungsmittel  denselben  Umwanalungs- 
prozefs  durchmachte,  wie  die  jetzigen  Kolonialwaren  (z.  B. 
Butter,  Milch,  Käse,  Brot  etc.).  Auch  diese  waren  in  ihrcui 
Entstehungsstadium  Luxusgegenstände  und  verbreiteten   sich 
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erst  allmählich  im  Volke '^  bis  sie  schliefslich  die  einlEache, 
graue  Gestalt  der  AUtagsnahrungsraittel  annahmen.  Allerdings 
spielte  sich  dieser  Prozefs  auf  den  primitivsten  Stufen  der 
menschlichen  Kultur  ab^  so  dafs  es  jetzt  auch  wirklich  scheinen 
könnte,  dieselben  seien  in  allem  Anfange  als  natürliche 
Nahrungsmittel  aufgekommen;  daher  die  grofse  Kluft,  die,  in 
Fauchers  Augen,  die  Kolonialwaren  von  den  natürlichen 
Nahrungsmitteln  zu  trennen  schien.  Viel  tiefer  fafste  das 
Problem  der  Bedürfnisentwicklung  G.  Tarde*. 

Auf  die  Frage,  ob  die  Bedürfhisse  oder  die  Erfindungen 
als  Ausgangspunkt  der  Civilisation  angenommen  werden  sollen, 
antwortete  der  bekannte  französische  Sociologe  folgenderweise: 

Je  reponds  en  rappelant  d'abord  que  le  besoin  d'un  objet 
ne  pouvant  pröc^der  sa  notion,  aucun  besoin  social  n'a  pu 
etre  ant^rieur  k  Tinvention  qui  a  permis  de  concevoir  la 
denr^e,  Tarticle,  le  service  propre  ä  la  satisfaire.  H  est  vrai 
que  cette  invention  a  &t&  la  reponse  a  un  d^sir  vague,  que, 
par  exemple,   Tid^e  du  t^I^aphe   älectrique  a  r^pondu  au 

1)robleme,  depuis  longtems  pos^,  d'une  communication  episto- 
aire  plus  rapide;  mais  c'est  en  se  sp^ifiant  de  la  softe  que  ce 
dösir  s'est  repandu  et  fortifiä,  qu'il  est  n6  au  monde  social;  et 
lui  meme  d'aillenrs  n*a-t-il  pas  toujours  6t&  d^velopp^  par  une 
invention  ou  une  suite  d'inventions  plus  anciennes,  soit,  dans 
Texemple  choisi,  par  T^tablissement  des  postes,  puis  du  t^lö- 
graphe  a^rien?  Je  n'excepte  pas  meme  les  besoins 
physiques,  lesquels  ne  devienncnt  forces  sociales,  eux 
aussi,  que  par  une  sp^cification  analogue,  comme  j'ai  ddja  eu 
occasion  de  le  faire  remarquer.  II  est  trop  clair  que  le  besoin 
de  fumer,  de  prendre  du  caf6,  du  thö;  etc.  n'a  apparu  qu'aprte 
la  d^couverte  du  caf6,  du  thä,  du  tabac.  Autre  exemple 
entre  mille:  cLe  vStement  ne  suit  pas  la  pudeur,  dit  tris  bien 


^  ^Man  sollte  denken,  dafs  der  Verbrauch  des  Fleisches,  wenigstens 
beim  Kulturmenschen,  einigermafsen  einheitlich  ger^elt  wäre,  doch 
Htofsen  wir  überall  auf  die  ^röfsten  Widersprüche ,  deren  Erklärung 
meist  ganz  unmöglich  ist.*'    I^.  Hahn,  Die  Haustiere.    1896.   S.  26. 

'  K.  Knies  dagegen  findet  gar  nicht  nötig  auf  dieses  Problem  näher 
einzugehen.  Er  meint:  „Wie  der  Erhaltungstrieb  die  erste  Anregung 
der  Selbstliebe  ist,  so  zeigt  sich  das  Streben  nach  dem  Eigenwohle  zu- 
nächst als  Streben  nach  Erhaltung  der  zur  selbständigen  Befriedifining 
des  Eigenbedarfs  notwendigen  wirtschaftlichen  Güter.  Nicht  anaers 
ist  es  der  Fall  mit  dem  weiteren  Fortstreben  des  einzelnen  nach  E^- 
lan^n^  von  Sachgütem,  die  über  das  für  menschliche  Existenz  notwendige 
Mafs  hinausliegen,  ^anz  abgesehen  davon,  dafs  dieses  Mafs  der  Not 
selbst  als  eine  relative  Gröise  erscheint. 

.  .  .  Gegen  die  Beschränkung  auf  das  Notwendigste  kämpft  ein 
instinktiver  Trieb  des  Menschen  an.  Sie  steht  im  Widerspruch 
mit  dem  Gesetze  der  Entwicklung,  dem  Lebensgesetze  geistiger 
Lebewesen.*  (Die  pol.  Okon.  vom  geschichtlichen  Standpunkte  III,  3. 
S.  237—238.)    Vergl.  auch  Herrmann  a.  a.  0.  S.  102  ff. 
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M.  Wiener  (le  P6rou) ;  mais,  au  contraire^  la  pudeur  se  mani- 
feste ä  la  Buite  du  vetement,  c'est-ä-dire  que  le  vetement  qui 
Cache  teile  ou  teile  partie  du  corps  humam  fait  paraitre  in- 
convenante  la  nuditä  de  eette  partie  qu'on  a  l'habitude  de 
voir  couverte.»  En  d'autres  termes,  le  besoin  d'§tre  v§tu,  en  tant 
que  besoin  social|  a  pour  cause  de  la  d^couverte  du  vetement 
et  de  tel  vetement^. 

G.  Tarde  sah  also  ein,  dafs  der  Prozefs  der  Bedürfnis- 
entwickluDg  ein  schwieriges  Problem  sei,  weil  die  Bedürfnisse, 
die  physischen  Bedürfnisse  mit  inbegriffen,  erst  mit  ihrer  Be- 
frieaigung  sich  entwickeln  können,  glaubte  aber  dadurch  das 
Problem  gelöst  zu  haben,  dafs  er  die  Erfindungen  und  Ent- 
deckimgen,  die,  seiner  Auffassung  gemäfs,  die  neuen  Bedürf- 
nisse erzeugen,  auf  den  Nachahmungstrieb  und  die  Imagination 
zurückführt*.  G.  Tarde  liefs  die  allgemein  bekannte  That- 
sache  aufser  acht,  dafs  die  Entstehung  neuer  Bedürfnisse  nicht 
nur  Erfindungen  und  Entdeckungen,  sondern  meistenteils  auch 
mühselige,  in  hohem  Grade  manchmal  unangenehme,  er- 
schöpfende und  peinliche,  physische  und  geistige  Arbeit  zu 
ihrer  unbedingt  notwendigen  Voraussetzung  habe,  die  gerade 
der  an  sich  angenehmen,  schwungvollen,  freien,  ungehinderten 
Thätigkeit  der  Einbildungskraft  vollständig  entgegengesetzt 
ist  und  auch  mit  der  imitativen  Thätigkeit  sich  nicht  identifi- 
zieren läfst. 

Wir  wollen  trotzdem  die  Bedeutung  des  freien  Thätigkeits- 
triebes  in  der  Geschichte  der  Entwicklung  der  menschlichen 
Bedürfiiisse  etwas  näher  prüfen.  Auf  den  ersten  Blick  könnte 
es  scheinen,  dafs  in  dem  Thätigkeitstrieb  gerade  der  mächtigste 
Anstob  zur  Entstehung  neuer  Bedürfnisse  liege.  Der  Gedanke 
liegt  ja  nahe,  dafs  dieser  „nie  ruhende  Trieb,  der  zunächst  aus 
einem  der  allgemeinsten  menschlichen  Gefühle,  dem  Kraft- 
gefühl der  Nerven  und  Muskeln,  die  ihre  überschüssige  Energie 
irgendwie  verbrauchen  müssen,  hervorgeht"*,  den  Menschen, 
auch  den  primitivsten,  zu  verschiedenen  Bewegungen  und 
Thätigkeiten  veranlasse,  welche  zufälligerweise  zur  Erlangung 
neuer  Objekte,  wie  auch  zu  Erfindungen,  Entdeckungen  und  an- 

1  Les  lois  de  rimitation.    Paris  1895.  chap.  IV.  p.  101—102. 

*  G.  Tarde  überschätzt  einerseits  die  sociale  Beaentung  der  Nach- 
ahmung und  andererseits  behandelt  er  dieselbe  einseitig,  und  zwar  ans- 
schliefslich  von  ihrer  passiven  Seite.  Seine  allerdings  sehr  ori^nelle 
These:  Qu'est-ce  aue  la  soci^t^?  nous  avons  repondu:  c'est  Limitation 
(a.  a.  0.  jp.  80),  läfst  das  eigentliche  social-ökonomische  Zusammen- 
wirken der  Menschen,  das  auf  die  Befriedigung  der  Bedürfnisse  ge- 
richtet ist,  völlig  unbegründet.  Diese  Nachahmunffstheorie  erklärt  nicht 
die  Entstehung,  sondern  blofs  die  Verbreitung  der  Bedürftiisse  inner- 
halb der  menschlichen  Gesellschaft. 

«  G.  Schmoller  a.  a.  0.  S.  28—29. 
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deren  unerwarteten  Resultaten  fiihren  könnte.  Haben  aber 
diese  Objekte,  Erfindungen  etc.  sich  dem  Menschen  von  irgend 
einer  nützlichen  Seite  gezeigt,  so  entstehen  dadurch  auch  neue 
Bedürfnisse.  So  ist  es  ja  sehr  wohl  denkbar,  dafs  ein  Mensch 
zu&Uigerweise ,  ohne  jeden  wirtschaftlichen  Zweck,  einfach 
aus  dem  Überflufs  an  Mut  und  physischer  Energie,  einen 
hohen  Berg  besteigt,  dort  aber,  plötzlich  von  dem  wunder- 
baren Anblick  des  Sonnenunterganges  überrascht,  einen 
neuen,  edlen  Genufs  kennen  lernt,  woraus  ein  neues  Bedürfnis 
sich  entwickelt.  In  der  Folge  kann  der  Mensch  speciell  wegen 
des  neuen  ihm  dort  sich  darbietenden  Genusses  auf  den  Berg 
klettern,  dadurch  aber  verwandelt  sich  dieses  Klettern  aus 
einer  zuerst  freien  Thätigkeit  in  eine  zweckmäfsige,  gewisser- 
mafsen  wirtschaftliche  Handlung.  Ist  aber  einmal  der  Mensch 
munter  und  thätig,  was  kann  er  nicht  alles  leisten,  besonders 
dann,  wenn  König  Zufall  ihm  seine  Gunst  nicht  entzieht? 
Allerdings  läfst  sich  gegen  diesen  Gedanken  der  Einwand  er- 
heben, dafs  der  Hinweis  auf  den  Zufall  die  eben  geschilderte 
Entstehungsart  von  neuen  Bedürfnissen  blofs  als  etwas  Mög- 
liches, nicht  aber  als  etwas  Notwendiges  erscheinen  lasse, 
daher  auch  die  ganze  Erklärungsweise  keinen  Anspruch  auf 
den  Rang  eines  wissenschaftlichen  Erklärungsprincips  erheben 
könne.  Dieser  Einwand  wird  sofort  hinfällig,  wenn  wir  be- 
denken, wie  beschränkt  die  menschliche  Einsicht  ist,  und  dafs 
es  dem  forschenden  Geist  des  Menschen  auf  keinem  Gebiete 
der  Wissenschaft  bis  jetzt  auch  nur  annäherungsweise  gelungen 
ist,  einen  mehr  oder  weniger  vollständigen  und  lückenlosen 
ursächlichen  Zusammenhang  einer  gröfseren  Zahl  aufeinander 
folgender  oder  nebeneinander  laufender  Erscheinungen  dar- 
zustellen, weswegen  die  menschliche  Vernunft  noch  überall  den 
Zufall  in  den  Bereich  der  wissenschaftlichen  Erörterungen  zu 
ziehen  gezwungen  ist  und  sich  zufrieden  geben  mufs,  wenn  es 
ihr  gelingt,  mit  Hilfe  des  Zufalls  eine,  wenn  auch  unvoll- 
ständige, Reihe  kausaler  Abhängigkeiten  zu  konstruieren. 

Indessen  würde  eine  tiefere  Einsicht  in  die  sämtlichen 
Bedingungen,  die  zur  Entstehung  neuer  Bedürfnisse  notwendig 
sind,  uns  sofort  klar  machen,  dafs  die  freie,  absichtslose 
Thätigkeit,  die  blofs  auf  den  Ausflufs  überschüssiger  Energie 
zurückzuführen  ist,  nur  sehr  selten,  man  könnte  sogar  sagen, 
ausnahmsweise,  als  Ausgangspunkt  bei  der  Entstehung  eines 
neuen  Bedürfnisses  hervortreten  könnte.  So  sehr  ist  diese 
freie  Thätigkeit  von  derjenigen  Thätigkeit  des  Menschen  ver- 
schieden, die,  als  wirtschaftliche  bekannt,  thatsächlich  der 
Befriedigung  der  Bedürfnisse  dient.  Mitunter  kommt  es  uns 
sogar  unmöglich  vor,  dafs  die  fröie  Thätigkeit  sich  in  eine 
zweckmäfsige,  wirtschaftliche  Handlung  verwandeln  könne; 
daher  scheint  es  uns  auch  fast  unglaublich,  dafs  diese  unwirt- 
schaftliche Verausgabung   der    menschlichen  Kraft   irgendwie 
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zur  Entstehung  wirklicher  Bedürfnisse,  d.  h.  zu  wirtschaft- 
lichen Erfolgen  gefuhrt  haben  sollte. 

Betrachten  wir  nun  sowohl  die  wirtschaftliche  wie  auch 
die  freie  oder  unwirtschaftliche  Thätigkeit  des  Menschen,  wie 
sich  dieselben  in  ihren  wesentlichen  und  charakteristischen 
Eigentümlichkeiten  uns  darstellen. 

Folgende  drei  Unterschiede  lassen  sich  in  den  beiden  ge- 
nannten Thätigkeiten  feststellen: 

1.  Jede  wirtschaftliche  Thätigkeit  hat  zu  ihrem  Zwecke 
die  Befriedigung  eines  Bedürfnisses  ^ ;  dagegen  findet  die  freie 
Thätigkeit  in  sich  selbst  ihren  einzigen  Zweck.  Sie  wird  da- 
her auch  ästhetische  Thätigkeit  genannt. 

2.  Die  freie  Thätigkeit  äufsert  sich  in  allerlei  Bewegungen, 
die  abwechselnd  sämtliche  Funktionen  des  Leibes  und  des 
Oeistes  beschäftigen,  die  wirtschaftliche  Thätigkeit  dagegen  in 
einer  bestimmten  Summe  von  Bewegungen,  die  einseitig  gerade 
einzelne  Funktionen  des  Körpers  und  der  Seele  besonders  in 
Anspruch  nehmen.  Die  erstere  Thätigkeit  also  ist,  wenn  man 
so  sagen  kann,  excentrisch,  die  letztere  dagegen  charakterisiert 
sich  durch  ihre  Konzentration. 

3.  Die  ästhetische  Thätigkeit  unterscheidet  sich  daher  auch 
noch  dadurch  von  der  Arbeit  (wirtschaftl.  Leistung),  dafa 
die  erstere  eben  mit  einem  Lustgefühl,  die  letztere  dagegen 
mit  Unlustempfindungen  verknüpft  ist. 

„Das  Wesen  des  Dranges  zur  Bethätigung  —  sagt 
Wagner  —  der  Freude  am  Thätigsein,  liegt  in  dem  Reiz,  dem 
Antrieb  zum  Handeln  wegen  der  Lustgefühle,  des  Genusses, 
der  Freude,  welche  das  Handeln  als  solches,  d.  h.  als 
Bethätiffung  und  Beschäftigung  von  Leib  und  Geist  in  sich 
enthält«." 

„Bei  der  ästhetischen  Thätigkeit  wird  nichts  weiter  ver- 
verlangt, als  eine  unmittelbare  Befriedigung  plus  die  Erhal- 
tung oder  Steigerung  der  Leistungsfähigkeit.  Der  ästhetische 
Charakter  eines  G^fllhls  ist  in  der  Regel  mit  der  Ablösung 
desselben  von  der  Aufgabe,  dem  Leben  zu  dienen,  gegeben'.* 
Diese  Ablösbarkeit  von  den  dem  Leben  unmittelbar  dienen- 
den Funktionen  ist  eine  der  Vorbedingungen  für  die  Er- 
haltung des  ästhetischen  Charakters  jeder  Thätigkeit^.  Und 
das   ist  ja    leicht  begreiflich.     Das   Leben  ist   ein   schwerer, 

^  „Die  Arbeit  —  drückt  sich  Dühring  treffend  ans  —  findet  nie 
in  sich  selbst,  sondern  stets  nur  in  ihrem  Zweck  einen  natürlichen 
Schwerpunkt.^    Kritische  Grundlage  der  Volkswirtschaftslehre.    S.  286. 

■  A.  a.  0.  8  42.  8.  146. 

•  Herbert  Spencer,  Die  Principien  der  Psychologie,  übersetzt  von 
B,  Vetter.    Stuttgart  1886.   Bd.  II.  §§  583—535. 

^  „Ein  Lust-  oder  Unlustgefuhl  kann  ästhetisch  genannt  werden, 
wenn  es  nicht  (jedenfalls  nicht  unmittelbar)  durch  etwas  erzeugt  wird, 
das  praktische  Instinkte  und  Triebe  in  Bewe^runff  setzt.**  Höffdinff  a.  a.  0. 
S.  313. 
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höchst  gefährlicher,  oft  erschöpfender  und  sehr  drückender 
Kampf  ums  Dasein,  mitunter  ein  bellum  omnium  contra  omnes, 
und  gern  wäre  der  Mensch  diesen  gefährlichen,  unangenehmen, 
mit  den  gröfsten  Anstrengungen  des  Körpers  und  des  Geistes, 
verknüpften  Kämpfen  aus  dem  Wege  gegangen,  wenn  nicht 
die  obwaltenden,  für  die  Erhaltung  des  Individuums  und  der 
Art  notwendigen  Bedürfnisse  ihn  gebieterisch  gezwungen  hätten, 
zu  arbeiten  und  zu  kämpfen.  Sind  aber  die  alltäglichen 
Sorgen  beseitigt,  so  wendet  der  Mensch  dem  praktischen 
Leben  den  Rücken  und  sucht  für  die  noch  etwa  übrig  bleibende 
Energie  eine  freie,  leichte,  sorglose  Bethätigung.  Daher  äufsert 
sich  diese  ästhetische  Thätigkeit  im  Spielen,  im  Tanzen, 
Singen  etc.  etc. 

Die  Thätigkeiten,  —  sagt  Wagner  —  die  wir  als  Spiel 
bezeichnen,  stimmen  mit  den  ästhetischen  Thätigkeiten  darin 
überein,  dafs  weder  die  einen,  noch  die  anderen  irgendwie 
unmittelbar  zu  den  dem  Leben  förderlichen  Prozessen  bei- 
tragen *. 

Diese  ästhetischen  Thätigkeiten  bestehen  darum  gewöhn- 
lich aus  harmonischen  Bewegungen,  die  nicht  zu  anstrengend 
sind  und  gleichmäfsig  die  in  verschiedenen  Nervencentren  an- 
gesammelte Energie  zur  Auslösung  bringen.  Sie  sind  also, 
mit  der  praktischen  Thätigkeit  verglichen,  eine  Erholung,  eine 
Art  Ruhe.  „Der  Begriff  des  interesselosen  Wohlgefallens  hatte 
Kant  zu  dem  Satze  veranlafst,  der  Mensch  verhalte  sich  bei 
der  Betrachtung  des  Schönen  spielend,  was  ein  ganz 
richtiger  Ausdruck  für  die  Abstraktion  von  jedem  weiteren 
Zweck  ist.  Beim  Genufs  des  Schönen  ruht  der  Mensch 
gleichsam  aus  in  der  iBetrachtung  der  schönen  fk*- 
scheinung,  er  fUhlt  sich  weder  innerlich  noch  äufserlich  ge- 
zwungen*." 

Auch  die  einfachen  Empfindungen  jeder  Art,  welchen  die 
ästhetische  Eigenschaft  zukommt,  sind  wahrscheinlich  dann 
mit  diesem  Namen  zu  bezeichnen,  wenn  die  physischen  Ur- 
sachen derart  sind,  dafs  sie  den  Sinnesapparat  in  möglichst 
wirksame  und  ungehinderte  Thätigkeit  treten  lassen. 
„Töne  von  schöner  Klangfarbe  und  vollkommener  Harmonie 
zeichnen  sich  dadurch  aus,  dafs  sie  aus  Schwingungen  entstehen, 
welche  solche  Beziehungen  zu  einander  haben,  dafs  in  unserem 
Ohre  der  möglichst  geringste  Widerstreit  verschiedener  Pro- 
zesse und  der  höchste  Grad  von  sich  unterstützenden  Wirkungen 
erreicht  wird,  —  wodurch  eben  die  höchste  Summe  normaler 
Erreß^ung  in  den  afficierten  Nervencentren  entsteht"  .... 

„Jede  Thätigkeit  wird  um  so  mehr  der  ästhetischen  Form 


'  Wagner  a.  a.  0.  S.  147. 

-  G.  Schmoller,  Zur  Litteraturgeschichte  der  Staats-  und  Social- 
Wissenschaften.    Leipzig  1888.    S.  15  fiF. 
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sich  annähern,  je  mächtiger  sie  erscheint,  und  je  vollkommener 
sie  des  Anhangs  irgend  welcher  Einheiten  schmerzlichen  6e^ 
ftlhls  entkleidet  ist,  wie  solche  aus  diskordanten  Schwingungen 
der  Luft-  oder  Ätherwellen  entstehen  könnten,  denn  solche 
Einheiten  schmerzlichen  Gefühls  sind  stets  die  Begleiterscheinung 
eines  Übermafses  der  Funktion  einzelner  Nervenelemente  ^/ 

Dieses  Übermafs  der  Funktion  einzelner  Nerven-  und 
Muskelelemente  ist  aber  gerade  das  charakteristische  der  wirt- 
schaftlichen Thätigkeit,  der  Arbeit  überhaupt.  Das  Be- 
dürfnis, dem  die  entsprechende  Arbeit  Genüge  thut,  unter- 
wirft sich  die  menscnlichen  Bewegungen ,  kombiniert  .  und 
konzentriert  dieselben  in  bestimmten  Formen  und  einer  be- 
stimmten Richtung,  wodurch  die  Arbeit  nicht  gleichmäfsig  alle 
Teile  des  Leibes  und  Geistes  beschäftigt,  sondern  einen  Teil 
der  leiblichen  und  seelischen  Organe  auf  Kosten  der  übrigen 
übermäfsig  anstrengt;  dadurch  aber  erzeugt  sie  ein  Unlust- 
gefühl,  oft  intensiver  Natur,  ist  daher  auch  dem  freien  Willen 
des  Menschen  entgegengesetzt.  Erst  der  Erfolg  der  Arbeit, 
die  durch  sie  erreichte  Bedürfnisbefriedigung,  verleiht  ihr 
einen  Sinn,  manchmal  sogar  ein  Lustgefühl.  Die  Arbeit  al» 
solche  ist,  um  mit  Hegel  zu  sprechen,  eine  Negation  der  Lust, 
da  dieselbe  die  freie,  Lust  erzeugende  ÄuCserungsform  der 
menschlichen  Kraft  in  eine  unfreie,  konzentrierte,  anstrengende 
Thätigkeitsform  umsetzt,  —  und  erst  durch  Befriedigung  eine^ 
entsprechenden  Bedürfnisses  vollzieht  sie  eine  Negation  der 
Negation  und  verwandelt  sich  wiederum  in  ihren  Gegensatz, 
in  einen  positiven  Zustand  der  Lust  und  des*  Behagens. 

Diesen  Gegensatz  zwischen  der  freien  Thätigkeit  und  der 
Arbeit  betont  A.  Wagner  mit  besonderem  Nachdruck^. 

„Aber  das  möchte  keinem  Zweifel  unterliegen,  sagt  Wagner 
u.  a.,  dafs  es  zahlreiche  und  wichtige,  auch  ganz  unentbehr- 
liche Arten  von  Arbeit  giebt,  bei  denen  auch  günstigen  Falles 
das  Lustmoment  ein  Minimum  wird  oder  ver- 
schwindet, und  das  Lastmoment  ein  Maximum  wird  oder 
allein  empfunden  wird  ...  Es  gilt  dies  nicht  nur  von  ästhetisch 
widerwärtigen  Thätigkeiten,  wie  unangenehme  Reinigungs-  und 
dergleichen  Arbeiten,  nicht  nur  von  ungewöhnlich  schweren  be- 
lästigenden Arbeiten,  woran  man  in  solchen  Fällen  gedacht 
hat  .  .  .  Schwieriger,  weil  viel  allgemeiner,  liegen  die  Ver- 
hältnisse bei  den  auf  weitgehender  technischer  Arbeitsteilung 
und  Maschinenanwendung  beruhenden  Produkten  . .  .^ 

„Schon  beim  Kinde  setzt  jede  überlegte,  zu  einem  be- 
stimmten Zwecke  führende  Thätigkeit  die  Hemmung  der  eng 
miteinander    verknüpften     Bewegungen,    Sonderung,     Kom- 


1  Herbert  Spencer,  Die  Principien  der  Psychologie  (übersetzt  von 
Vetter).    1886.    Bd.  IL  §  536.   S.  716  ff. 
«  A.  a.  O.  §  43.  S.  109ff. 
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binierung  verschiedener  sich  oft  gegenseitig  widerstrebender 
Bewegungen  voraus,  sie  fordert  Aufmerksamkeit,  Konzentration 
der  Gedanken  etc/  ^,  kurz,  sie  verlangt  eine  höchst  peinliche, 
schwer  zu  überwältigende  Regehaltung  der  Funktion  bestimmter 
Teile  des  Körpers  und  des  Qeistes,  und  dies  ist  mit  deutlich 
empfundenem  Unlustgeflihl  verbunden.  Erst  die  Gewohnheit 
und  der  mit  derartigen  Anstrengungen  verbundene  Erfolg 
vermindert,  wie  wir  schon  bemerkten,  allmählich  das  Last- 
moment, und  unter  Umständen  kann  die  an  sich  unangenehme 
Arbeit  schliefslich  angenehm  und  lusterregend  werden.  Dies 
aber  setzt  eben  die  Wiederholung  und  das  Vorhandensein  eines 
Bedürfnisses  als  Motiv  voraus.  Dort  aber,  wo  das  Motiv  fehlt, 
wo  das  Bedürfnis  gar  nicht  vorhanden  ist,  fUlIt  das  Lustmoment 
völlig  weg,  die  Arbeit  ist  dann  blofs  eine  Qual,  und  daher  — 
unwirtschaftlich  und  sinnlos.  Auch  die  geistige  Thätigkeit, 
das  Denken,  ist  eine  konzentrierte  Thätigkeit,  daher  unan- 
genehm und  unerträglich,  wenigstens  im  Anfange.  „Auch  die 
geistige  Arbeit,  —  meint  Lippert  —  fühlt  der  Mensch  an  dem  ent- 
sprechenden Organ  als  das,  was  sie  ist,  als  eine  Arbeit .  .,  und 
von  dieser  Arbeit  will  er  ruhen,  oder  aber  blofs  ihren  sorgen- 
losen Inhalt  in  seiner  freien  Thätigkeit  beibehalten  .  .  .  Daher 
zieht  der  Mensch  in  seinen  heiteren  Mufsestunden  den  freien 
Flug  der  Phantasie  jeder  konzentrierten  und  somit  unangenehmen 
Denkthätigkeit  vor." 

Mit  anderen  Worten:  die  meisten  menschlichen  Bedürfhisse 
erheischen  zu  ihrer  Befiriedigung  eine  körperliche  und  seelische 
Bethätigungsweise,  die  durch  die  ganze  Natur  ihrer  Verwirk- 
lichung, durch  ihren  ernsten,  konzentrierten  Charakter,  durch 
die  in  ihr  enthaltenen  Lastmomente  so  sehr  von  den  un- 
gezwungenen, freien,  angenehmen  Bewegungen,  welche  sich 
in  der  ästhetischen  Thätigkeit  manifestieren,  abweicht,  dafs 
diese  zur  Befriedigung  irgendwelcher  Bedürfnisse  nötige  Thätig- 
keit nur  in  seltenen  Fällen  aus  der  freien  Thätigkeit  sich 
entwickeln  könnte. 

Es  ist  daher  begreiflich,  dafs  der  Thätigkeitstrieb  schon 
auf  den  allerfrühesten  Stufen  der  gesellschaftlichen  Kultur 
verschiedene  Aufserungsformen  der  ästhetischen  Thätigkeit  mit 
ungewöhnlicher  Leichtigkeit  hervorrief;  dagegen  in  den  relativ 
späteren  Kulturperioden  jeder  ernsten  Arbeit,  geistiger  wie 
physischer  Art,  grofse  Hindernisse  in  den  Weg  legte.  Die 
Geschichte  der  menschlichen  Kultur  liefert  uns  unzählig  viel 
Beispiele  hierfür. 

„Selbst  der  primitivste  Mensch  besitzt  eine  überaus  feine 
Emp^nglichkeit  für  das  Glänzende  und  Seltene,  eine  Neigung 
es  zu  bewundem,  sich  durch  dasselbe  fesseln  und  bestechen 
zu  lassen.    Bunte  Farben  und  ihre  groteske  Zusammenstellung, 


»  Vergl.  Preyer  a.  a.  0.  S.  150  ff. 
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musikalische  Töne  und  ihr  mannigfaltiger  Wechsel  gewinnen 
ihm  Beifall  ab  und  erregen  ihn  in  einer  Weise^  die  ihm  Wohl- 
gefallen bereitet:  er  findet  eine  Befriedigung  darin,  durch 
länien  und  Farben  darzustellen,  was  beim  Anschauen  sein 
Interesse  in  Anspruch  genommen  hat,  er  stellt  musikalische 
Instrumente  her  und  benutzt  sie  zu  seiner  ErgOtzung,  und 
wenn  solche  Anfänge  der  Kunstübung  ihm  auch  keinen  idealen 
Schwung  geben,  so  schafft  er  doch  gleichwohl  in  ihnen  die 
äufdere  Darstellung  dessen,  was  in  ihm  lebt,  eine  Verschönerung 
des  Lebens,  deren  blofser  Versuch  ihn  schon,  wegen  des  in 
ihr  liegenden  geistigen  Gehaltes,  weit  über  die  Stufe  empor- 
hebt, auf  welcher  wir  selbst  die  begabtesten  Tiere  stehen 
•  bleiben  sehen*." 

Das  frühe  Erwachen  des  ästhetischen  Sinnes  offenbaren 
die  Funde  in  den  Höhlen  aus  der  Renntierzeit,  deren  Be- 
wohnern schon  ein  grofser  Nachahmungstrieb  eigen  war.  „In 
den  Höhlen  von  Savignä,   Dorlogne,   Langerie,  Basse,    Bruni- 

Juel  u.  s.  w.  fand  man  schöne,  wenn  auch  rohe  Skizzen  auf 
[^nochen  und  Stein  eingeritzt;  Bildwerke,  welche  die  Griffe 
von  aus  Knochen  gefertigten  Dolchen  zierten,  Schnitzereien  in 
Hern  und  auf  Mammutzähnen  u.  s.  w.,  darunter  solche,  welche 
in  Form  und  Technik  den  von  den  Eskimos  vor  dem  Ver- 
kehre mit  civilisierten  Nationen  und  auch  heute  noch  ange- 
wandten ähnlich  sehen.  Die  Museen  nordischer  Altertümer  in 
Kopenhagen  und  Stockholm  enthalten  eine  grofse  Zahl  von 
Gegenständen  aus  der  Steinzeit  von  auffallend  schöner  Arbeit; 
so  aus  freier  Hand  verfertigte  Thongefäfse,  Granitgeräte  etc.; 
aus  dem  Broncezeitalter  reiche  Sammlungen  von  Schmuck- 
gegenständen, Geräten  und  Waffen  in  teilweise  sehr  schönen 
Formen  *.* 

Wallace  findet  es  sogar  höchst  merkwürdig,  dafs  der 
Kunstsinn  mit  einer  so  niedrigen  Stufe  der  Civilisation,  wie 
sie  in  Neu-Guinea  zu  Tage  tritt,  sich  vereinbart.  „Die  Be- 
wohner von  Dorey,  welche  allen  Sinn  für  Ordnung,  Bequem- 
lichkeit und  Vollständigkeit  gänzlich  vermissen  lassen,  in  den 
elendesten  und  schmutzigsten  Schuppen  wohnen  und  in  Lumpen 
sich  hüllen,  zeigen  eine  grofse  Geschicklichkeit  als  Holz- 
schnitzer und  Maler.  Die  Aufsenseite  ihrer  Häuser  bedecken 
sie  mit  rohen  aber  charakteristischen  Figuren ;  ihre  Boote  ver- 
zieren sie  mit  geschmackvoller  durchbrochener  Arbeit'.**  ,Mit 
grofser  Handfertigkeit  haben   die   Buschmänner  vom  Kap  bis 


1  Waitz  a.  a.  0.   T.  2.   S.  317  ff. 

«  Felix  a.  a.  O.  III.  S.  124-26.  Verpl.  Pescbel  a.  a...O.  S.  i4~45. 
Vergl.  auch  £d.  B.  Tylor,  Die  Anf&nge  der  Kultur.  (Übersetzt  von 
Speneel  u.  Poske.    Leipzig  1873.)    Kap.  II. 

'  A.  R.  Wallace,  Der  Malayische  Archipel.  (Deutsch  v.  A.  B.  Meyer.) 
Braunsehweig  1869.    Bd.  IL    S.  300/301. 
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über  den  Oranjeflufs  die  Felsen  mit  Tier-  und  Menschenbildern 
in  roter  und  brauner  Farbe  bemalt,  oder  auch  auf  dunklem 
Grunde  hell  ausgekratzt;  und  die  Abbildungen,  die  wir  davon 
besitzen,  berechtigen  den  Ausspruch,  dafs  die  Umrisse  natur- 
getreuer erscheinen  als  auf  vielen  ägyptischen  Denkmälern  ^^ 

Die  Neigung  zur  freien,  normalen,  ungehinderten  ästhe- 
tischen Thätigkeit  zeigt  sich  noch  deutlicher  in  dem  Spiel, 
dem  alle  primitiven  Völker  leidenschaftlich  ergeben  sind.  „Das 
Spiel  ist  älter  als  die  Arbeit,  die  Kunst  älter  als  die  Nutz- 
produktion. Selbst  bei  den  höher  stehenden  Naturvölkern, 
wo  beide  Elemente  sich  voneinander  zu  scheiden  beginnen, 
geht  der  Tanz  noch  jeder  wichtigeren  Arbeit  voraus  oder 
folgt  ihr  (Kriegs-,  Jagd-,  Erntetänze),  und  der  Gesang  begleitet 
die  Arbeit*.** 

„Das  Spiel  ist  ja  gleichfalls  eine  kilnstliche  Übung  von 
Kräften,  —  meint  H.  Spencer®  —  die  in  Ermangelung  ihrer 
natürlichen  Übung  so  sehr  bereit  sind,  in  Wirksamkeit  zu 
treten,  dafs  sie,  um  erstere  zu  ersetzen,  in  nachahmenden  oder 
vortäuschenden  Thätigkeiten  sieh  Luft  machen.''  Die  Spiele 
haben  den  Zweck,  nicht  einen  Ersatz  des  praktischen  Lebens 
zu  schaffen,  sondern  die  praktische  Thätigkeit  zu  veredeln, 
zu  erhöhen.  Denn  im  Spiel  wird  zwar  das  wirkliche  Leben 
nachgeahmt,  aber  demselben  wird  sein  unangenehmer,  gefahr- 
voller Charakter  genommen.  Das  Spiel  ist  eine  Wiederholung 
des  Lebens  in  einer  freien,  ästhetischen  Form,  befreit  von 
allen  seinen  belastenden  Momenten.  So  vergegenwärtigte  man 
sich  die  öffentlichen  Kampfspiele,  die  den  Krieg  nachahmten, 
aber  ohne  die  Gefahren  und  Strapazen  des  wirklichen  Krieges^. 

In  ähnlicher  Weise  hat  der  Mensch  auf  dem  Gebiete  der 
geistigen  Thätigkeit  die  schwere,  höchst  qualvolle  Arbeit  des 
Denkens  durch  die  leichte,  angenehme,  beruhigende  Thätig- 
keit der  Phantasie  ersetzt,  sobald  ihn  die  dringenden  Sorgen 
des  Lebens  nicht  zum  Denken  zwangen'^. 


1  Pesckel  a.  a.  0.  S.  146. 

«  K.  Bücher  a.  a.  O.   S.  84. 

»  A.  a.  0.   §  538. 

^  „Wenn  das  gebieterische  Bedürfnis  befriedifft  ist,  und  man  sich 
nach  der  Anstrengung  erholt  hat,  entsteht  ein  Bedürfnis  der  Bewegung 
um  ihrer  selbst  willen.  Der  Wilde  führt  seine  Kamp&piele  auf  und 
findet  für  seine  wiedererworbene  Energie  einen  Ausfluis  in  heftigen 
Bewe^ngen.  Sowohl  im  Putze  als  im  Spiele  äufsert  sich  eine  gewisse 
Befreiung  von  praktischen  Bücksichten,  ein  freies  Spiel  der  Elräfte;  es 
wird  nicht  nur  ein  reelles,  sondern  auch  ein  ideelles  Leben  geführt." 
Hdffdin«  a.  a.  0.  S.  369. 

^  Aach  die  Rätsel,  Wortspiele  etc.  sind  geistige  Übungen  leichter 
Natur,  die,  obwohl  sie  mit  einer  gewissen  Anstrengung  des  Denk- 
apparates verbunden  sind,  immer  angenehm  sind  und  nie  allzusehr 
unseren  Geist  ermüden.  „Schon  auf  der  ersten  Stufe  der  erwachenden 
dichterischen  Kraft  regt  sich  bei  den  meisten  V&lkern  das  Verlangen 
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Daher  erklärt  sich  die  Vorliebe  der  primitiven  und  halb- 
kulturellen  Völker  für  die  Mythologie.  In  Gestalt  der  Mytho- 
logie offenbart  sich  die  Religion  als  das  Ergebnis  einer 
ästhetischen,  beruhigenden  Thätigkeit  des  menschlichen  Geistes. 
Die  Religion  überhaupt  übt  eben  einen  ungewöhnlichen  Ein- 
flufs  auf  den  Menschen  aus,  indem  sie  ihn  von  dem  Leben, 
seinen  Sorgen  und  Bedürfnissen  abwendet  und  seinen  Blicken 
eine  reiche,  weite  schöne  Zukunft  zeigt  Selbst  solch  ein  un- 
versöhnlicher Gegner  der  Religion  wie  Nietzsche  findet  sich 
genötigt,  ihre  hohe  ästhetische  Bedeutung  zu  betonen.  . 

„Den  gewöhnlichen  Menschen,  den  meisten  wenigstens, 
giebt  die  Religion  eine  unschätzbare  Zufriedenheit  mit  ihrer 
Lage  und  Art,  etwas  von  Verklärung  und  Verschönerung, 
etwas  von  Rechtfertigung  des  Alltagsgetriebes,  und  sie  umwebt 
mit  Sonnenglanz  auch  solche  immer  geplagte  Menschen  ^.^ 

Sogar  die  eigentliche  Kunst,  in  der  sich  die  freie,  von 
dem  praktischen  Leben  abgewendete  Thätigkeit  des  mensch- 
lichen Geistes  manifestiert,  kann  sich  nicht  lediglich  aus  dem 
ästhetischen  Thätigkeitsdrang  zu  wirklichen,  wertvollen  Kunst- 
schöpfungen  emporschwingen.  Jede  gestaltende  Kunst  hat 
einen  bestimmten  Zweck  und  beruht  in  ihrer  primitivsten 
und  rohesten  Form  wahrscheiülich  auf  dem  Nachahmungstrieb. 
„Wenn  sich  eine  Kunst  bei  wilden  Stämmen  bis  zu  einem 
rudimentären  Zustande  zurück  verfolgen  läfst,  so  lassen  sich 
deutlich  die  Spuren  der  Nachahmung  erkennen^." 

Die  primitive  bildende  Kunst  geht  aber  auch  einen  Schritt 
weiter  und  bringt  einfache,  leicht  herzustellende  Kombinatio- 
nen der  nachgeahmten  Elemente,  in  denen  sich  schon  die 
Thätigkeit  der  Imagination  offenbart.  Bei  alledem  geht  sie 
über  rohe  Ansätze  der  künstlerischen  Bildungen  nicht  hinaus. 
„Um  z.  B.  bei  künstlerischen  Gesamtbildern,  die  aus  wirk- 
lichen Gegenständen  oder  gewollter  Darstellung  solcher,  mit 
air  ihren  Schatten,  Lichtern  und  Farben  zusammengesetzt  sind, 
einen  wirklichen  ästhetischen  Erfolg  zu  erzielen,  müssen  die 
Regeln  der  Harmonie,  der  richtigen  Über-  und  Unterordnung 
der  Teile  und  ihrer  Massenverhältnisse  einigermafsen  inne- 
gehalten werden.  Es  mufs  der  ästhetischen  Forderung  einer 
gewissen  Mannigfaltigkeit  Rechnung  getragen  werden,  die  grofs 
genug  sein  soll,  um  Einförmigkeit  zu  verhüten,  aber  nicht  so 
weitgehend,  um  die  Aufmerksamkeit  zu  zersplittern'." 

Alles    das   verlangt  aber  schotl    einen   hohen   Grad   der 


nach  dem  fröhlichen ,  oft  neckischen  Spiel  mit  Wortspfelen ,  R&tseln 
und  Sprichwörtern."  Konrad  Ohlert,  Rätsel  u.  Gesellschaftsspiele  der 
alten  Griechen.  1886.  S;  8  ff.  Vergl.  auch  Herder,  Der  Geist  d.  hehr. 
Poesie.  Bd.  XII.   S.  192. 

*  Jenseits  von  Gut  und  Böse.    1900.    §  61. 

«  Vergl.  Bd.  Tylor  a.  a.  O.   S.  .64. 

»  Spencer  a.  a.  0.  Bd.  II,  §  537. 
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geistigen  und  körperlichen  Anstrengung,  was  der  freien  Thätig- 
keit  des  Menschen  entschieden  widerspricht.  Es  mufs  also 
das  ästhetische  Bedürfnis  nach  dem  edlen  Genufs  der  schönen 
Form  so  stark  entwickelt  sein,  dafs  es  die  Lastmomente  der 
schöpferischen  Thätigkeit  überwindet;  das  zarteste  GefCLhl  der 
Schönheit  ist  aber  selbst  ein  Produkt  der  Entwicklung,  z.  T. 
selbst  durch  das  künstlerische  Schaffen  bedingt,  kann  also 
demselben  nicht  schon  auf  der  primitivsten  Stufe  der  Kultur 
vorausgegangen  sein. 

„Zunächst  —  sagt  C,  Schnaase  —  tritt  das  Wohlgefallen 
-an  der  Form  wirklich  in  der  Form  des  Überflüssigen  und 
Nutzlosen  stark  hervor,  und  dies  ist  die  Weise,  in  welcher  es 
sich  bei  den  Völkern  und  bei  dem  einzelnen  gewöhnlich  zu- 
erst zeigt.  Eine  harmlose  Freude  an  der  Wohlgestalt,  frei 
von  gröberen,  sinnlichen  Zwecken,  aber  auch  ohne  Empfin- 
dung für  eine  tiefere  Bedeutung,  ein  kindliches  Tändeln 
mit  den  Dingen,  die  uns  freundlich  und  gefällig  erscheinen, 
so  tritt  es  uns  entgegen^." 

Von  einem  kindlichen  Tändeln  mit  den  Dingen  bis  zum 
wirklichen  künstlerischen  Produzieren  ist  aber  eine  grofse,  sehr 
schwer  überwindbare  Entfernung.  Daher  wendet  sich  auch 
der  primitive  Mensch  von  dem  ernsten,  künstlerischen  Schaffen 
ab  und  bevorzugt  das  freie  Spiel,  wo  „die  Härte  des  Zweckes 
die  Schönheit  nicht  zerstört". 

Die  Entstehung  der  höheren  Künste  wird  damit  auch  zu 
«inem  socialen  Problem*. 

AuTser  der  durch  die  Natur  des  Menschen  und  das  Wesen 
seiner  Thätigkeit  bedingten  Neigung  zur  freien,  gleichmäfsigen, 
ungehinderten  Verausgabung  der  Kräfte,  die  sich  als  be- 
deutendes, scheinbar  unüberwindliches  Hindernis  für  die  Be- 
dürfnisentwicklung herausstellte,  tritt  eine  noch  gewaltigere 
Macht  der  Entstehung  neuer  Bedürfnisse  entgegen,  —  die  blind 
wirkende  Macht  der  Gewohnheit,  die  dazu  oft  mit  dem  heiligen 
Nimbus  der  Religion  umgeben,  jedem  Fortschritt  gewaltigen 
Widerstand  bietet. 

Wie  weit  die  Macht  der  Gewohnheit  die  Menst^hen  sich 
zu  unterjochen  versteht,  erhellt  aus  den  verschiedenartigen 
Versuchen,  die  mit  den  Kindern  der  Wilden  vorgenommen 
wurden  und  durchaus  zu  keinen  positiven  Resultaten  führten. 
^So  wurde  z.  B.  ein  junger  Botokudenknabe  von  einer  euro- 
päischen Familie  in  Brasilien  erzogen.  Er  erwarb  sich  das 
Doktordiplom,  und  nach  Jahren  erhielten  seine  Pflegeeltern 
die  sichere  Kunde,  dafs  er  Kleider  und  Erziehung  abgestreift 
habö  und  nackt  mit  einer  Horde  in  den  Wäldern  umherirrte. 


1  Geschichte  d.  bildenden  Künste  bei  d.  Alten.  Bd.  L  2.  Aufl.  S.  4. 
*  Siehe  auch  Schnaase  a.  a.   0.  S.  10.    Vergl.  auch  Lange:   Die 
Arbeiterfrage.    5.  Aufl.    S.  154  ff. 
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Eiii  aDdrer  Wilder ,  der  eine  besonders  sorgfältige  Erziehung 
in  England  erhalten  hatte,  in  den  Salons  der  höheren  Aristo- 
kratie verkehrte  und  schlierslich  zu  den  Seinigen,  zu  den 
Feuerländem  gebracht  wurde,  zögerte  nicht  eine  Minute,  die 
Genüsse  der  Kultur  mit  dem  freien  Leben  der  Wilden  zu 
vertauschen^.** 

Bekannt  ist  auch  die  Hartnäckigkeit,  mit  welcher  auf 
einer  niederen  Stufe  stehende  Völker  und  Stämme  die  euro- 
päische Kultur  bekämpfen  und  ihrer  Einführung  sich  wider- 
setzen. Sogar  die  allernützlichsten  Einrichtungen  werden 
dankend  abgelehnt. 

EMe  Entwicklung  der  Bedürfnisse  hat  demnach  mit  in- 
stinktiven, in  der  Natur  der  Menschen  liegenden,  blinden 
Mächten  ^u  kämpfen,  und  wenn  sie  trotz  alledem  doch  sich 
Bahn  bricht  und  den  Menschen  sogar  die  Arbeit  angenehm 
macht,   so  bleibt  ihre  Erscheinung  für  uns  ein  wahres  Rätsel. 


4- 

Das  Problem  der  Bedürfnisentwicklung  läfst  sich  noch 
von  einer  andern  Seite  betrachten,  die  ebenfalls  von  grofser 
Bedeutung  ist  Jede  Entwicklung  der  Bedürfnisse  setzt  eine 
erhöhte  Produktivität  der  Arbeit  voraus,  jede  Erhöhung  der 
Arbeitsproduktivität  setzt  aber  wiederum  solche  Formen  der 
Produktion  voraus,  die  unmöglich  sind,  bevor  wirkliche  neue 
Bedürfnisse  entstanden  sind.  „Das  Wachsen  der  Volkswirtschaft 
—  bemerkt  Röscher  mit  Recht*  —  beruht  hauptsächlich  darauf, 
dafs  die  Produktion  immer  gleichsam  einen  Schritt  vor  der 
Konsumtion  voraus  ist.**  Dies  ist  möglich  entweder  durch 
Arbeitsteilung  oder  durch  Ersetzung  direkter,  auf  Hervor- 
bringung von  Gebrauchsgegenständen  gerichteter  Arbeit,  durch 
indirekte,  d.  h.  durch  solche  Arbeit,  die  auf  die  Erzeugung 
der  Produktionsmittel  sich  richtet  (Erfindung  und  Produktion 
von  Werkzeugen,  Ausrodung  der  Wälder,  Meliorationen  etc.  etc.). 
Wir  können  diesen  Prozefs,  nach  der  Terminologie  von  Bücher, 
„Arbeitsverschiebung**  nennen^.  Jede  solche  Arbeitsverschiebung 
enthält  aber  erstens  eine  Entfel^irung  des  Erfolges  der  Arbeit  und 
zweitens  eine  erhöhte  Koncentration  derselben,  was  notwendiger- 
weise die  Lastmomente  der  Arbeit  erhöht.  Die  Erhöhung  der 
Arbeitsproduktivität  wird  aufser  der  Erfindung  von  Werkzeugen 
durch  aie  Arbeitsteilung  im  weitesten  Sinne  des  Wortes  bedingt. 
Diese  Arbeitsteilung  bedeutet  wiederum  eine  Erhöhung  der 
in  der  Arbeit  li^enden  Unlust  und  ist  daher  undenkbar,  wenn 


*  Peschel  a.  a.  0.   S.  161—152. 

•  A.  a.  0.   Bd.  I,  8.  598. 
»  A.  a.  0.  S.  289. 
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sie  nicht  durch  bestimmte  Bedürfnisse  hervorgerufen  wird. 
Ich  will  das  Gesagte  etwas  näher  erklären  *.  In  der  ge- 
schlossenen Hauswirtschaft;  z.  B.  [in  der  Sippenverfassung], 
haben  die  Hausgenossen  nicht  blofs  dem  Boden  seine  Gaben 
abzugewinnen ,  sondern  sie  müssen  auch  alle  dabei  nötigen 
Werkzeuge  und  Geräte  mit  eigener  Arbeit  herstellen;  sie 
müssen  endlich  die  Rohprodukte  durch  Veredelung  und  Um- 
formung zum  Gebrauche  geschickt  machen.  Dies  alles  ergiebt 
eine  Mannigfaltigkeit  der  Arbeitsaufgaben  und  erfordert  bei 
aller  Einfachheit  der  Werkzeuge  eine  Vielseitigkeit  des  Kön- 
nens und  des  Verstehens.  Also  hier  haben  wir  noch  keine 
Arbeitsspecialisierung ,  obwohl  schon  die  Arbeitsverschiebung 
vorhanden  ist,  da  die  Menschen  verschiedene  Werkzeuge  ge- 
brauchen. Die  Entstehung  aber  einer  engeren  Specialisierung 
der  Arbeit,  d.  h.  der  Anpassung  einzelner  Mitglieder  an  be- 
stimmte Arbeitsarten,  bedeutet  ja  eine  Steigerung  der  Kon- 
centratioD  der  Arbeitskraft,  da  der  Mensch  blofs  zu  bestimm- 
ten Bewegungen  ein  und  derselben  Art  verurteilt  wird,  und 
das  Glück  der  mannigfaltigen  Bethätigung  verschiedener 
Muskel-  und  Nervencentren  nicht  mehr  erfahren  kann. 

„Eine  der  unvermeidlichen  Folgen  der  Arbeitsteilung  ist 
die  Zerlegung  des  Arbeitsprozesses  in  zahlreiche  einzelne 
Phasen,  mit  wesentlich  mechanischer  Arbeit,  wo  jede  Teilbar- 
keit unbestritten  in  notwendiger  Beziehung  zum  Arbeitsganzen 
steht,  aber  nirgends  als  solche  hervortritt .  .  . 

Damit  aber  fehlt  das,  was  das  Laistmoment  in  der  Arbeit 
bildet,  fehlt  leider  das  „geistige  Band",  und  nur  das  Last- 
moment macht  sich  empfindlich'."  „£^  zeigt  sich  .  .  .,  dafi» 
alle  Methoden  zur  Steigerung  der  gesellschaftlichen  Produktiv- 
kraft der  Arbeit  in  der  kapitalistischen  Form  sich  auf  Kosten 
des  individuellen  Arbeiters  vollziehen,  dafs  sie  den  Arbeiter 
in  einen  Teilmenschen  verstümmeln,  ihn  zum  Anhängsel  der 
Maschine  entwürdigen,  mit  der  Qual  der  Arbeit  ihren  Inhalt 
vernichten,  ihm  die  geistigen  Potenzen  des  Arbeitsprozesses 
entfremden  *." 

•  ■ 

Wenn  diese  angeführten  Aufserungen  über  die  Arbeits- 
teilung hauptsächlich  auf  die  Arbeitszergliederung  sich  be- 
ziehen, d.  h.  auf  einen  solchen  Arbeitsteilungsprozefs ,  bei 
welchem  sich  ein  einziger  Produktionsabschnitt  in  einfache, 
für  sich  nicht  selbständige  Arbeitselemente  auflöst,  so  läfst 
sich  doch  dasselbe  auch  von  den  anderen  Formen  der  Arbeits- 


^  Siehe  auch  H.  C.  Carey,  Die  Grundlagen  der  Socialwissenschaft. 
(Deutsch  von  C.  Adler.)    18ß3.    I.  Bd.    Kap.  8. 

'  Ad.  Wagner  a.  a.  0.  S.  109 

»  K.  Marx,  Kapitall.  S.  610.  Vergl.  auch  J.  St.  Mill  a.  a.  O.  I.  Bd. 
cap.  2.  S.  31  ff.;  Carey  a.  a.  0.  III.  Bd.  cap.  XLVI.  S.  \m.  Fr.  Engols, 
Anti-Dühring.    18Ö4.    8.  814  ff. 

Forschungen  XIX  4.  -«  Gnre witsch.  8 


34  XIX  4. 

teiluDg  (Berufsbildung ,  Specialisierung ,  Produktionsteilung) 
behaupten.  Denn  jede  Specialisierung;  Produktionsteilung  etc. 
ist  immer  mit  einer  Einschränkung  der  Bewegungen,  mit  einer 
einseitigen  Koncentration  der  Energieentladung  in  einer  be- 
stimmten Form  verknüpft. 

Eine  treffende  Charakteristik  der  Wirkung  der  Arbeits- 
teilung auf  den  Menschen  liefert  uns  Peschel. 

„Die  roten  Indianerstämme  Nordamerikas  —  bemerkt 
dieser  ausgezeichnete  Kenner  der  primitiven  Völker  —  denken 
sich  das  Jenseits  als  eine  Fortdauer  des  irdischen  Lebens.  Der 
grofse  Geist,  so  hoffen  sie,  werde  sie  in  wildreiche  Gefilde 
versetzen.  So  stellen  sich  auch  die  streitbaren  Maoris  Neu- 
seelands das  Leben  nach  dem  Tode  als  eine  sich  fortsetzende 
Reihe  von  Gefechten  und  Fehden  vor,  aus  denen  die  Seligen 
immer  wieder  erneuert  als  Sieger  hervorgehen.  Unsere  ger- 
manischen Voreltern  hegten  die  gleichen  Hoffnungen.  Folg- 
lich erscheint  dem  wenig  kultivierten  Menschen  das  Leben, 
welches  er  lebt,  so  genufsreich,  dafs  er  sich  ein  höheres  nur 
als  eine  Steigerung  desselben  zu  denken  vermag. 
Fragen  wir  uns  nur  selbst,  ob  uns  mit  einem  gesteigerten 
Diesseits  irgendwie  gedient  wird,  ob  etwa  ein  Lohnarbeiter 
das  Leben  nach  dem  Tode  sich  vorstellen  möchte,  als  ein 
solches  in  einer  meilenlangen  Gammühle"  ^  —  etc.  etc.  Es  ist 
daher  kein  Wunder,  wenn  der  Mensch  sich  einer  solchen 
Arbeitsteilung  entgegensetzt,  und  es  ist  daher  sehr  begreiflich, 
dafs  dort,  wo  neue  Bedürfnisse  noch  nicht  entstanden  sind, 
dort  also,  wo  auch  kein  vernünftiger  Grund  für  die  Steigerung 
der  Arbeitsqual  auftritt,  eine  solche  Arbeitsteilung  der  reinste 
Wahnsinn  wäre.  Da  aber  jede  Erweiterung  der  Bedürfnisse 
schon  eine  solche  Arbeitsteilung  voraussetzt,  so  mufs  diese 
zuerst  aus  einem  anderen  Grunde  als  aus  dem  Streben  nach 
Befriedigung  der  kommenden  Bedürfnisse  der  Arbeitenden  oder 
sogar  der  Nichtarbeitenden  abgeleitet  werden,  was  wiederum 
undenkbar  wäre,  da  jede  Arbeit  und  auch  jede  Teilung  der 
Arbeit,  d.  h.  Erhöhung  ihrer  Lastmomente,  einzig  und  allein 
auf  irgend  ein  Bedürfnis  zurückzuführen  ist  und  so  einzig 
und  allein  in  einem  Bedürfnisse  ihre  raison  d'^tre  finden 
könnte. 

Merkwürdigerweise  fand  sogar  Bücher,  der  uns  eine  in 
ihrer  Tiefe  und  Schärfe  unübertroffene  Analyse  der  socialen 
Arbeitsteilung  gegeben  hat,  es  nicht  ftlr  nötig,  auf  sämtliche 
psychischen  und  socialen  Gründe  der  Arbeitsteilung  näher  einzu- 
gehen, begnügte  sich  vielmehr  mit  der  Hervorhebung  der  rein 
wirtschaftlichen  Bedeutung  dieses  Prozesses,  wodurch  sowohl 
das  Problem  der  Arbeitsteilung  w;ie  auch  das  der  Bedürfnis- 
entwicklung eigentlich  zur  Seite  geschoben  wurde. 

1  Peschel  a.  a.  0.  S.  153. 
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„Die  menschlichen  Bedürfnisse  —  äufsert  Bücher  in  seiner 
Besprechung  der  Gründe  der  gesellschaftlichen  Arbeitsteilung — 
sind  einer  unendlichen  Vermehrung  &hig;  sie  ruhen  niemals; 
sie  steigern  sich  intensiv  und  extensiv  im  Laufe  der  Kultur- 
entwicklung. Die  für  menschliche  Zwecke  verfügbare  Materie 
ist  beschränkt  und  ebenso  die  menschliche  Arbeitskraft,  die 
ihr  Güterqualität  verleiht  und  ihren  Vorrat  vermehrt.  Mit  der 
wachsenden  Zahl  der  Menschen  wird  das  Verhältnis  des  Ge« 
samtbedarfs  zu  der  Menge  des  wirtschaftlich  verfügbaren  Roh- 
stoffes, den  die  Natur  zu  bieten  vermag,  ein  immer  ungünstigeres. 
Die  zur  Produktion  des  Gesamtbedarfs  erforderliche  Arbeits- 
menge  wächst  somit  aus  einem  doppelten  Grunde:  es  sollen 
mehr  und  bessere  Güter  produziert  werden,  und  sie  sollen 
unter  ungünstigeren  Bedingungen  hervorgebracht  werden.  Dies 
alles  zwingt  zu  möglichst  wirtschaftlicher  Einrichtung  der 
Arbeitsverwendung  .  .  . 

Nun  lehrte  die  einfache  Beobachtung  —  setzt  Bücher 
weiter  auseinander  — ,  dafs  nicht  jeder  für  jede  Arbeit  von 
Natur  gleich  geeignet  ist  Die  verschiedenen  körperlichen  und 
geistigen  Anlagen  der  Individuen  bedingen  bedeutende  Unter- 
schiede des  Arbeitserfolges,  die  bei  fortschreitender  gesellschaft- 
licher Entwicklung  oder,  was  dasselbe  ist,  bei  steigender  Viel- 
seitigkeit der  Arbeitsaufgaben  immer  wichtiger  werden. 

Dazu  kommt  ein  Zweites.  Jede  neue  Arbeitsaufgabe  findet 
im  inneren  Wesen  Widerstände,  die  bei  fortgesetzter  Gewöh- 
nung sich  stark  reduzieren  und  endlich  fast  ganz  verschwinden. 

Alles  dies  —  meint  Bücher  zum  Schlufs  —  läfst  es  als 
Gebot  der  Wirtschaftlichkeit  erscheinen,  die  Arbeitsaufgaben 
zu  koncentrieren,  sie  möglichst  individueller  zu  gestalten,  um 
jede  Art  der  Begabung  ausnutzen  zu  können^." 

Diese  BegründungderEntstehung  der  Arbeitsteilung  scheint 
mir  schon  deshalb  unzutreffend  zu  sein,  weil  sie  einseitig  blofs 
die  wirtschaftliche  Bedeutung  der  Arbeitsteilung  und  die  wirt- 
schaftlichen Motive  ihrer  Entstehung  zu  sehr  in  den  Vorder- 
grund schiebt,  während  sie  andere,  unzweifelhaft  mitspielende 
sociale  und  psychische  Momente  völlig  aufser  acht  läfst.  Es 
scheint  mir  auch,  dafs  in  Wirklichkeit  der  wirtschaftliche  Er- 
folg dieser  oder  jener  Form  der  Arbeitsteilung  erst  nach 
ihrem  Eintreten  erkannt  wurde,  folglich  nicht  als  Motiv 
dieser  Arbeitsteilung  gelten  kann.  Ich  möchte  daran  erinnemj 
dafs  A.  Smiths  Hinweis  auf  die  grofse  Bedeutung  der  Arbeits- 
teilung fbr  die  Erhöhung  der  Arbeitsproduktivität  sogar  zur  Zeit 
Smiths,  wo  die  Arbeitseilung  die  gröfsten  Fortschritte  zu  verzeich- 
nen hatte,  fast  als  eine  Entdeckung  galt  und  überall  Überraschung 
und  Bewunderung  hervorrief.  Die  Berufsgliederung,  ohne  Zweifel 
eine  der  primitivsten  Formen   der  gesellschaftlichen   Arbeits- 

>  K.  Bücher  a.  a.  0.  S,  294—295  f. 
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ieilung,  hat  sich,  was  auch  Bücher  nicht  leugnet,  am  aller- 
wenigsten aus  rein  wirtschaftlichen  Motiven  entwickelt. 

Aber  abgesehen  davon  enthält  die  Erklärung  Büchers 
eigentlich  zwei  wesentlich  verschiedene,  zum  Teil  sogar  ent- 
gegengesetzte Gründe  für  ein  und  dasselbe  sociale  Phänomen. 
Erstens  werden  als  Grund  der  gesellschaftlichen  Arbeits- 
teilung die  immer  ungünstiger  sich  gestaltenden  Produktions- 
bedingüngen,  zweitens  aber  die  beständig  wachsende  Ver- 
feinerung und  Vermehrung  der  Bedürfnisse  als  Ursache  an- 
geführt. Im  ersten  Falle  handelt  es  sich  offenbar  um  das 
Streben  der  Menschen,  die  schon  vorhandenen  Bedürfnisse, 
die  durch  die  immer  ungünstiger  sich  gestaltenden  Produktions- 
bedingungen in  ihrer  Existenz  bedroht  werden,  auch  fernerhin 
zu  erhalten,  oder  mit  anderen  Worten,  es  handelt  sich  um  die 
Bekämpfung  des  Mangels  und  der  Not.  In  letzterem  Falle 
aber  erstrebt  der  Mensch  eine  Arbeitsteilung  zwecks  Ver- 
mehrung seiner  Bedürfhisse  oder,  was  dasselbe  ist,  zwecks 
Erhöhung  seines  Wohlstandes  — ,  hier  haben  wir  also  zwei 
ganz  verschiedene  Motive,  die  zu  verschiedenen  Zeiten  auf- 
treten und  insofern  entgegengesetzt  sind,  als  in  der  Zeit,  wo 
das  eine  von  ihnen  besonders  sich  bemerkbar  macht,  das 
andere  gerade  von  der  gesellschaftlichen  Bildfläche  verschwin- 
det und  sich  als  Beweggrund  der  menschlichen  Handlungen, 
zu  dieser  Zeit,  nicht  erhalten  könnte.  So  würde  in  der  Periode 
der  allgemeinen  Not  und  des  Mangels  kaum  noch  von  einem 
Streben  zur  Verfeinerung  etc.  der  Bedürfnisse  die  Rede  sein 
können ,  und  umgekehrt  würde  das  Vorherrschen  des  Strebens 
nach  Vermehrung  der  Bedürfnisse  auf  einen  relativen  mate- 
riellen und  geistigen  Wohlstand  deuten,  bei  welchem  eine  Be- 
kämpfung der  Not  nicht  stattzuhaben  braucht.  Wir  wollen 
daher  jeden  dieser  angeßihrten  Gründe  für  sich  betrachten. 

Dabei  stellt  sich  heraus,  dafs  der  zweite  von  Bücher  für 
die  Arbeitsteilung  angeführte  Grund,  nämlich  die  Rücksicht 
auf  eine  Vermehrung  der  Bedürfnisse,  auf  eine  petitio  prin- 
cipii  hinausläuft.  Es  wird  hier  die  Arbeitsteilung  aus  der 
Bedürfifiisvermehrung  abgeleitet,  während  die  Bedürfnisvermeh- 
rung ihrerseits,  ich  meine  sogar,  das  Streben  nach  einer  solchen, 
erst  aus  der  gesellschaftlichen  Arbeitsteilung  abgeleitet  werden 
könnte.  Wir  haben  schon  früher  gesehen,  dafs  bevor  eine 
wirkliche  Arbeitsteilung  und  erhöhte  Arbeitsproduktivität  ein- 
tritt, kein  Streben  nach  Bedürfnisvermehrung  in  dem  Bewufst- 
sein  aufkommen  kann,  um  die  menschlichen  Handlungen  in 
efner  bestimmten  Richtung  zu  leiten. 

Mit  viel  gröfserer  Wahrscheinlichkeit  lassen  sich  Not  und 
Mangel  als  Grund  der  gesellschaftlichen  Arbeitsteilung  an- 
führen. Nichtsdestoweniger  erhebt  sich  bei  näherer  Betrach- 
tung des  wirklichen  Verlaufs  der  geschichtlichen  Kultur- 
entwicklung sehr  ernstes  Bedenken  auch  gegen  diese-  schein- 
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bar  80  plausible  Annahme.  Denn  erstens  stimmt  mit  der 
Auffassung  von  Not  und  Mangel  als  Grund  der  Arbeitsteilung 
die  allgemein  bekannte  Thaitsache  nicht  überein^  dafs  die  ge- 
sellschaftliche Arbeitsteilung  aufs  engste  mit  der  Vermehrung 
und  Verdichtung  der  Bevölkerung  verknüpft  ist  und  nur  dort 
merkliche  Fortschritte  macht,  wo  die  Bevölkerung  relativ 
zahlreich  ist  und  dicht  beisammen  wohnt  (z.  B.  in  den  grofsen 
Städten),  also  dort,  wo  ein  relativer  Überflufs  und  Wohlstand 
vorherrscht  und  den  Bevölkerungszuwachs  erheblich  be- 
günstigt. Not  und  Mangel  dagegen  decimieren  die  Bevölke- 
rung und  verhindern  gerade  dadurch  den  Fortschritt  der 
Arbeitsteilung. 

Zweitens  aber  ist  es  wiederum  eine  allgemein  in  der 
Kulturgeschichte  bekannte  Thatsache,  die  selbst  Bücher  mehr- 
mals betont,  dafs  in  einer  gewissen,  vielleicht  Jahrtausende 
lang  dauernden  primitiven  Kulturperiode,  der  Mensch  von 
keinem  Produktionsfortschritt  etwas  wissen  wollte,  trotz  des 
gröfsten  Mangels  und  der  Not,  die  ihn  so  fürchterlich  drückten. 
Die  Not  allein  genügt  also  nicht,  um  die  Entstehung  der  Arbeits- 
teilung und  des  mit  ihr  verbundenen  Arbeitsfortschritts  zu  er- 
klären. 

Schliefslich  ist  noch  folgendes  zu  bemerken:  Bücher  hat 
mit  vollem  Recht  den  Zusammenhang,  der  zwischen  der  Be- 
dürfnisentwicklung und  der  gesellschaftlichen  Arbeitsteilung 
zweifellos  existiert,  in  seinen  Erörterungen  mit  allem  Nach- 
druck hervorzuheben  gesucht  Er  übersieht  aber  dabei,  dafs 
dieser  Zusammenhang  sowohl  die  BedtLrfhisentwicklung  wie 
die  Arbeitsteilung  zu  einem  Problem  erbebt,  das  scheinbar 
unlösbar  ist.  Denn  setzt  jede  gesellschaftliche  Arbeitsteilung 
die  Entwicklung  der  Bedürfnisse  voraus,  hat  diese  letztere 
aber  ihrerseits  die  Arbeitsteilung  zur  notwendigen  Voraus- 
setzung, so  scheint  damit  sowohl  die  Bedürfnisentwicklung  als 
auch  die  sociale  Arbeitsdifferenzierung  und  «Vervollkommnung 
überhaupt  Sache  der  Unmöglichkeit  zu  sein.  Diese  Unmöglich- 
keit tritt  noch  deutlicher  hervor  bei  der  Betrachtung  der  ein- 
zelnen Errungenschaften  der  menschlichen  wirtschaftlich- 
socialen  Kultur.  Ich  will  die  wichtigsten  voit  ihnen,  die 
epochemachenden,  hier  Revue  passieren  lassen. 

A.   Sammlung  von  VorrSteu. 

Die  Sammlung  von  Vorräten  mit  der  wirtschaftlichen  Ab- 
sicht, die  Lebenserhaltung  fUr  mehr  oder  weniger  ferne  Zu- 
kunft zu  sichern,  ist  vielleicht  die  bedei^tendste  Errungenschaft 
des  menschlichen  Fortschritts,  da  durch  sie  der  Weg  zur  dauer- 
haften Entwicklung,  geistiger  wie  materieller  Natur,  seöAiet 
worden  ist.  „Das  blofse  Sammeln  —  bemerkt  Schmoller  — 
wurde  ein  wesentlich  anderes,   wenn  es  mit  Vorbedacht  ge- 
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schall  und  zur  Vorratsbildung,  zur  MitfUhrung  der  Vorräte 
auf  der  Wanderung,  zu  ihrer  Konservierung  auf  verschiedene 
Art  fährte  ^"  Ein  solcher  Vorbedacht  aber  setzt  ein  Verständ- 
nis für  und  eine  Einsicht  in  die  Zukunft  voraus,  was  dem 
Erimitiven  Menschen,  sogar  dem  Wilden  auf  einer  relativ 
oberen  Stufe  der  Kultur  völlig  abgeht.  Dem  Wilden,  den 
Darwin  über  die  Ursachen  seiner  Trägheit  befragte,  schien 
selbst  der  eine  Tag  zu  lang.  „Sogar  der  Indianer,  welchen 
ein  Rechts-  und  Ehrgefühl,  ein  Mut  im  Ertragen,  ein  Selbst- 
gefühl auszeichnet,  das  jeden  Europäer  beschämt,  teilt  mit 
jedem  Hungrigen  sein  Mahl  und  verachtet  nicht  blofs  den 
Besitz  überhaupt,  sondern  noch  mehr  die  europäische  Unruhe 
und  Sorge  um  den  Besitz:  jeder  Europäer  kommt  ihm  geizig 
vor."  „Wie  könnt  ihr"  —  fragt  er  —  „so  grofse  feste  Häuser 
bauen,  da  das  Menschenleben  doch  so  kurz  ist?"  '  Der  primitive 
Mensch  müfste  das  Verständnis  für  die  Interessen  der  Zukunft 
erst  allmählich  gelernt  haben,  und  zwar  bildeten  sicherlich  die 
absichtslos  gesammelten  und  zufällig  dann  ausgenützten  Vor- 
räte einen  mächtigen  Erziehungsfaktor  in  dieser  Beziehung. 
Was  aber  veranlafste  den  Menschen,  Vorräte  anzulegen,  bevor 
er  die  Zukunft  zu  schätzen  gelernt  hf^tte? 

„Man  sollte  denken"  —  sagt  Bücher  —  „der  Hunger, 
welcher  dem  Wilden  so  oft  grofse  Qual  bereitet,  müsse  ihn  von 
selbst  anleiten,  Nahrungsmittel,  die  er  zu  Zeiten  im  Überflusse 
hat,  auf  spätere  Tage  aufzubewahren.  Aber  alle  Beobachtungen 
stimmen  darin  überein,  dafs  er  daran  garnicht  denkt.  Über- 
haupt folgt  er  nur  dem  nächsten  Antriebe;  sein  Handeln  ist 
rein  impulsiv,  so  zu  sagen  blofse  Reflexbewegung«  Je  näher 
bei  ihm  Bedürfnis  und  Befriedigung  zusammenliegen,  um  so 
wohler  ist  ihm.  Der  Naturmensch  ist  ein  Kind;  er  denkt 
nicht  an  die  Zukunft  und  nicht  an  die  Vergangenheit.  Er 
vergifst  leicht*." 

Was  zwang  den  freien  Urmenschen,  die  Zukunftssorgen 
sich  aufzubürden? 

B«  Zähmung  der  Tiere  und  ihre  Zucht. 

„Innerhalb  der  Kulturstufe  der  gezähmten  und  gezüchteten 
Tiere  unterscheiden  wir  drei  verschiedene  Grade: 

1.  Die  Tierzucht  der  Fleischnahrung  wegen. 

2.  Die  Zähmung  und  Zucht  des  Tieres  zur  Arbeitshilfe. 


^  Grandrifs  etc.  S.  Id4. 

*  Schmoller  a.  a.  0.  S.  84.  Ver^l.  auch  J.  St.  Mill,  Grundsätze  etc. 
Bd.  I,  S.  194-196.  Th,  Waitz  a.  a,  0.  II,  S.  428.  VergL  Joh.  Heckel- 
velder's  Nachricht  von  der  Geschichte,  den  Sitten  und  Gebräuchen  der 
Indianischen  Völkerschaften,  übersetzt  von  F.  Hesse.  (Gröttingen  1821.) 
B.  880,  881.  Appun,  Unter  den  Tropen.  S.  865. 
J  Entstehung  etc.    S.  24. 
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3.  Die  Zuchtart  zur  Gewinnung  der  tierischen  Milch  ^.^ 
Diese  drei  verschiedenen  Formen  der  wirtschaftlichen  Be- 
nutzung der  Tiere  können  nicht  den  ursprünglichen  Zweck 
der  Zähmung  resp.  Zucht  der  Tiere  gebildet  haben,  da  der 
frühere  Mensch  sämtliche  Exploitationsformen  der  Tiere  erst 
allmählich,  vermöge  der  durch  die  Zähmung  und  Zucht  ge- 
währten langjährigen  Erfahrung,  kennen  gelernt  hat. 

Dafs  der  Gedanke  an  die  Fleischnahrung  bei  der  Domes- 
tikation, geschweige  denn  bei  der  Zucht  der  Tiere  völlig 
ausgeschlossen  ist,  läfst  sich  leicht  beweisen,  wenn  wir  wiederum 
die  Frage  aufwerfen:  Unter  welchen  Bedingungen  konnte  die 
Zähmung  und  Zucht  vor  sich  gegangen  sein?  Hier  ist  nun 
einer    von    zwei   Fällen    möglich.     Entweder    gewährte    dem 

Srimitiven  Menschen  die  Jagd  den  Fleischgenufs  zu  jeder  Zeit, 
ann  wäre  die  Zähmung  und  noch  mehr  die  Zucht  der  Tiere 
des  Fleisches  wegen,  welche  so  viel  Mühe  kostete,  eine  un- 
nütze und  zwecklose  Arbeit  gewesen.  Oder  aber .  die  Jagd 
reichte  nicht  aus,  um  dem  Naturmenschen  das  nötige  Fleisch 
zu  verschaffen,  dann  würde  es  erst  recht  unwirtschaftlich 
gewesen  sein,  die  gefangenen  Tiere,  statt  durch  dieselben  den 
so  regen  Fleischhunger  zu  stillen,  zu  Objekten  mühevoller 
Versuche  der  Zähmung  und  Zucht  zu  machen,  deren  Resultate 
ursprünglich  sehr  zweifelhaft  waren,  und  die  jedenfalls  erst  in 
einer  sehr  fern  liegenden  Zukunft  einen  wirklichen  Erfolg  ver- 
sprachen. Daher  sehen  wir  auch,  dafs  die  Zähmung,  dann 
auch  die  Zucht  der  Säugetiere  und  Vö^el  mit  solchen  Arten 
anfängt,  die  gerade  keinen  wirtschaftlichen  Nutzen  gewährten. 

Es  ist  ja  bekannt ,  dafs  die  ersten  gezähmten  Tiere  zu 
solchen  Arten  gehörten,  deren  Fleisch  die  Menschen  verab- 
scheuten.    (Papageien,  Löwen,  Hunde,  Katzen  etc.  etc.) 

Noch  unwahrscheinlicher  würde  die  Annahme  sein,  die 
primitiven  Jäger  hätten  die  Tiere  der  Milch  oder  anderer 
wirtschaftlichen  Produkte  halber  zu  zähmen  und  zu  züchten 
begonnen. 

Was  die  Milch  betrifft,  bemerkt  darüber  Lippert  folgendes : 

„Diejenigen,  welche  sich  die  Urzeit  als  eine  anheimelnde 
Idylle  vorstellen,  haben  eine  angenehme  Vermittlung  aus- 
gedacht: sie  meinen,  dafs  es  ftir  jeden  Kinderzustand  der 
Menschen  das  Passendste  und  Gesündeste  gewesen  sei,  von 
Milch  zu  leben.  Das  wäre  auch  ganz  der  Natur  gemäfs.  Aber 
darnach  hat  die  Menschheit  niemals  gefragt/ 

„Vielmehr  —  fährt  unser  Kulturhistoriker  fort  —  gehört 
die  Gewinnung  der  Milch  von  Tieren  für  den  menschlichen 
Genufs  einer  verhältnismäfsig  sehr  späten  Zeit  an,  und  nur 
«in    Teil   der  Menschheit   ist   dahin    gelangt.      Es    mag    sehr 


^  J.  Lippert,  Kulturgeechichte  in  ihrem  organischen  Aufbau.  Bd.  I. 
1886.    S.  489. 
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naturgemäfä  erscheinen,  die  Fortsetzung  des  Nährgeschäfts  von 
der  Mutter  auf  das  Tier  zu  übertragen;  aber  dem  widersetzt 
sich  sehr  ernstlich  das  noch  ungezähmte  Tier. 

Aber  auch  selbst  mit  der  Zähmung  des  Tieres  ist  die 
Kunst  des  Melkens,  der  Gewinnung  und  insbesondere  der 
Aufbewahrung  süfser  Milch  noch  lange  nicht  erfanden.  Der 
Zulu  darf  sich  mit  Recht  zu  den  tüchtigsten  Viehzüchtern  der 
^schwärzen  Rasse  zählen ;  aber  in  der  Kunst  des  Melkens  hatte 
er  es  aus  sich  selbst  heraus  bis  auf  unsere  Zeit  nicht  weit 
gebracht.  Er  sog  nämlich  die  Milch  mit  den  Lippen  aus  und 
liefs  sie  dann  in  das  Sammelgefäfs  laufen.  Auf  solche  Weise 
behandelt  und  vielfach  in  Schläuchen  aus  Tierhaut  aufbewahrt, 
kann  solche  Milch  den  sufsen  Zustand  überhaupt  kaum  lange 
behalten.  Der  Genufs  solcher  ist  gar  nicht  so  beliebt,  wie 
man  denken  sollte'." 

Dasselbe  läfst  sich  nicht  nur  von  der  Milch,  sondern  auch 
von  anderen  tierischen  Produkten  sagen. 

„Es  scheint  mir  unmöglich  —  bemerkt  mit  Recht  Ed. 
Hahn  —  dafs  der  rohe  Jäger  jemals  die  Geduld  und  die  wirt- 
schaftliche Stetigkeit  besessen  hätte,  Generationen  hindurch 
auf  die  Entwicklung  der  Produkte  seiner  Herdentiere  zu  warten; 
was  der  Hirt  von  seiner  Herde  brauchte,  waren  aufser  Fell 
und  Fleisch,  die  ihm  auch  die  Jagd  gewährte,  Milch  und 
Wolle;  beide  aber  waren  nicht  von  Anfang  an  vorhanden; 
weder  die  Ziege,  deren  Milchergiebigkeit  ja  überall  viel  gröfser 
ist,  noch  das  Schaf  hatten  in  der  ältesten  Zeit,  als  sie  sich 
zuerst  in  der  Zucht  des  Menschen  fortpflanzten,  irgendwie  fUr 
den  Menschen  Milch  übrig;  im  Anfang  genügte  vielmehr  die 
Sekretion  der  Milch  kaum  oder  gerade  ^r  das  Junge.  Noch 
schlimmer  aber  steht  es  mit  der  Wolle  des  Schafes:  kein 
wildes  Schaf  hat  irgend  eine  ausgesprochene  WoUbildung; 
höchstens  als  Auszeichnung  des  Männchens  während  der 
Brunst  sind  einige  Partien  stärker  entwickelt,  wie  die  Mähne 
des  afrikanischen  und  die  Manchetten  des  sardinischen  Wild- 
schafs, die  vielleicht  der  Wollbildung  nahe  kommen ;  die  Wolle 
unseres  Hausschafes  ist  eine  ausgesprochene  Haustiereigeii- 
Schaft,  die  Zähmung  der  Wildschafe  kann  sie  also  nimmermehr 
rechtfertigen*.** 

Kurz,  die  Milch,  Wolle  etc.  sind  Produkte  der  Zucht, 
ihr  Gebrauch  kann  also  nicht  als  die  Ursache  der  Domesti- 
kation und  Zucht  der  Haustiere  gelten. 

Das  nämliche  täfst  sich  auch  von  der  Arbeitsleistung  der 
Tiere  sagen.  Dieselbe  ist  eine  allmählich  entwickelte  Haus- 
eigenschaft der  Tiere.  Das  wilde  Tier,  das  der  Mensch  erst 
zu  zähmen  unternahm,  widersetzte  sich  ernstlich  seiner  Knecht- 


1  Die  Kulturgeschichte  in  einzelnen  Hauptstücken.    I,  S.  12 — 16. 
''  A.  a.  0.  S.  134. 
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Schaft,  und  die  Absicht  des  Zähmenden  und  Züchtenden  konate 
daher  nie  auf  einen  solchen  Nutzen  der  Tiere,  der  in  sehr 
ferner  Zukunft  lag,  gerichtet  sein.  — 

„Ich  mufs  offen  gestehen^,  —  sagt  E.  Hahn,  der  uns  in 
seinem  vortrefflichen  Werke  eine  umfassende  Darstellung  der 
Geschichte  der  Zähmung  und  Zucht  der  Tiere  geliefert  hat  — 
mir  scheint  der  Gedanke  ausgeschlossen,  dals  man  mit  der 
Verwendung  eines  Zugtieres  am  Pflug  begonnen  habe.  Das 
setzt  grofse  Anforderungen  voraus,  nicht  blofs  an  den  Er- 
iindungsgeist  des  Menschen,  sondern  auch  an  Geduld  und 
Lernßlhigkeit  bei  Tieren  und  Menschen/ 

Hahn  kommt  zu  dem  richtigen  Schlufs,  dafs  jeder,  der 
über  die  Entstehung  des  Zähmens  und  der  Zucht  der  Tiere 
nachgedacht  hat,  gezwungen  ist,  nach  Gründen  zu  suchen,  die 
die  Zähmung  der  Tiere  ohne  wirtschaftliche  Vorteile 
bewirkt  haben  ^. 

Die  religiöse  Macht  an  sich ,  die  Hahn  als  Grund  der 
Zucht  annimmt,  würde,  wie  wir  später  sehen  werden,  das 
Problem  nicht  lösen  können.  Im  allgemeinen  hat  P.  R.  Bos 
das  Problem  in  folgender  Weise  kurz  zusammengefafst: 

„Der  Jäger  ist  der  Feind  der  Tiere,  die  er  fängt,  tötet 
und  ifst  Der  Hirt  mufs  der  Freund  der  Tiere  sein,  die  er 
hütet  und  pflegt.  Jäger  und  Viehzüchter  verhalten  sich  geradezu 
umgekehrt  zu  den  Tieren,  es  ist  also  nicht  so  leicht,  sich  den 
Übergang  vom  Jäger  zum  Hirten  zu  denken®."  Und  ebenso 
schwer  ist  es,  sich  die  Entstehung  des  Ackerbaues  zu  denken. 

C.  Aekerban  uBd  Gewerbe. 

Zuerst  der  Ackerbau  im  engeren  Sinne  des  Wortes,  der 
mit  Hilfe  der  Tiere  ausgeführt  wird. 

Der  Ackerbau  setzt  voraus ;  Getreidepflanzen,  Verwendung 
der  Tiere  für  Bebauung  des  Ackers,  Ackergeräte. 

„Die  wichtigsten  Kulturpflanzen  in  alter  wie  in  neuerer 
Zeit  —  sagt  v.  d.  Golz  —  sind  die  Mehlfrüchte,  namentlich  die 
Getreidearten;  sie  kamen  bei  den  Anfängen  des  Ackerbaus 
iast  ausschliefslich  in  Betracht^." 

Der  Gebrauch  von  Getreidepflanzen,  die  Erfindung  von 
Ackergeräten,  die  Verwendung  von  Tieren  in  der  Landwirt- 
schaft, sind  solche  Erfindungen,  die  sehr  grofse  Ansprüche  an 
das  Denkvermögen  der  primitiven  Völker  stellen,  und  die 
jedenfalls   erst   nach   einer  langen  Reihe  von .  Versuchen  und 


'  A.  a.  O.  S.  93. 

2  Vergl.  auch  Röscher  a.  a.  0.  Bd.  II,  S.  8  ff.  Bücher  a.  a.  0. 
S.  32-:^3. 

»  Jagd,  Viehzucht  und  Ackerbau  als  Kulturstufen,  in  „Internationales 
Archiv  f.  Ethnographie".    Leiden  1879...  S.  189. 

*  Schönbergs  Handbuch  d.  polit.  Okon.  2.  Aufl.  1885.  Bd.  II,  S.  2ä. 
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einer  reichen  Zahl  von  Mifserfolgen  allmählich  zu  einer  wirk- 
lichen Errungenschaft  der  wirtschaftlichen  und  geistigen  Kultur 
der  Menschen  werden  konnten.  Solche  Experimente  aber  setzen 
voraus  einen  Überflufs  an  Nahrungsmitteln  ^  folglich  konnten 
sie  nie  zu  Nahrungszwecken  gedient  haben. 

Dafs  die  Pflanzung  von  Getreidearten  ursprünglich  nicht 
zu  Nahrungszwecken  diente,  erhellt  ja  aus  der  Thatsache,  dafs 
die  Nähreigenschaft  der  Cerealien  erst  als  Folge  ihrer  Kulti-- 
vierung  entstanden  ist 

„Der  Hebel  der  Entwicklung  für  die  tierischen  Ahnen  dea 
Menschen  war  die  anmutig-zweckmäfsige  Getreidenahrung,  und 
doch  stand  ihnen  diese  anmutig-zweckmäfsige  Nahrung  garnicht 
zur  Verfügung;  denn  die  verwendbaren  Früchte  der  wilden 
Getreidepflanzen  sollten  erst  durch  Zuchtwahl  zu  einer 
zweckmäfsigen  Nahrung  gemacht  werden  ^."  Dazu  kommt  noch 
ein  sehr  wichtiges  psychisches  Moment  hinzu :  Es  mufs  darauf 
hingewiesen  werden,  dafs  der  Ackerbau,  sogar  in  seinen  be- 
weglichsten Formen,  wo  er  die  Freiheit  und  Bewegung  des 
Jägers  resp.  Hirten  am  wenigsten  bedrohte,  doch  dem  so  an 
der  Freiheit  hängenden  Nomaden  als  eine  drückende  und 
höchst  unangenehme  Beschäftigung  vorkam.  „Als  ein  Un- 
glück —  erzählt  V.  Middendorf  bezüglich  der  Mongolen  — 
fühlt  es  der  Sohn  der  freien  Natur,  der  nomadisierende  Mon- 
gole, wenn  er  im  Schweifse  seines  Angesichts  den  Boden  be- 
arbeiten  soll.  80  lange  kein  Unheil  über  seine  Herde  ver- 
nichtend hinweegeschritten  ist,  ergiebt  er  sich  nicht  in  das 
schreckliche  Schicksal,  das  der  Prophet  geächtet  mit  den 
Worten :  Wo  nur  dieses  Werkzeug  (der  Pflug)  hindrang,  hat 
es  stets  Knechtschaft  und  Schande  mit  sich  geführt^.*'  ^Zum 
dauernden  Ackerbau  —  sagt  Prof.  Meitzen  —  entschliefst  sich 
der  Nomade  nur  im  äufsersten  Falle,  wenn  er  weder  Vieh  er- 
langen, noch  bei  fremden  Herden  dienen  kann.  Ackerbau  zu 
treiben  gilt  als  ein  Unglück,  das  nicht  länger  als  unabweisbar 
nötig  ertragen  wird*."  Aber  auch  die  viel  primitivere  Boden- 
kultur, die  blofs  auf  der  menschlichen  Arbeit  beruht,  würde 
als  eine  sehr  wichtige  Erfindung  zu  betrachten  sein,  die  aufser- 
dem,  wie  mir  scheint,  in  keinem  Falle  blofs  durch  Nahrungs- 
absichten gezeitigt  werden  konnte. 

Der  primitivste  Ackerbau  war,  wie  Hahn  bewies,  der  so- 
genannte Hackbau.  Die  Hauptrolle  dabei  spielten  Knollen- 
früchte. 


1  Novacki,  Über  die  Entwicklung  der  Landwirtschaft  in  der  Urzeit. 
Thiels  Landwirtschaftliche  Jahrbücher.    Bd.  9.    1880.    S.  866. 

>  Ein  Blick  in  das  Ferghana-Thal.  Mem.  der  Petersburger  Aka- 
demie.   (Petersburg  1885.)  p.  239. 

•  August  Meitzen,  Siedelun?  und  Agrarwesen  der  Westgermanen 
und  Ostgermanen  etc.  Bd.  I.  (Berlin  1895.)  S.  138  f.  Vergl.  auch  Otto 
Gierke,  Uechtsgeschichte  der  deutschen  Genossenschaft.  %erlin  1868.) 
Bd.  I,  S.  53—54. 
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„Knollen  —  meint  Ed.  Hahn  ^  —  sind  wohl  das  erste  von 
Menschen  angebaute  Produkt  gewesen;  die  Erfahrung  war  zu 
naheliegend,  dafs  eingepflanzte  oder  vergrabene  Knollen  eine 
neue  Pflanze  liefern  konnten ;  für  das  wichtigste  Gewftchs  des 
amerikanischen  Hackbaues,  den  Maniok  oder  Cassava,  soll 
das  freilich  nicht  zutreffen.  Hier  sollen  die  Knollen  nicht 
wieder  ausschlagen,  dafür  aber  jeder  in  den  Boden  gesteckte 
Stengel  mit  gröfserer  Leichtigkeit  sich  bewurzeln.  Jedenfalls 
spreche  ich  völlig  ernst,  wenn  ich  sage,  zum  Anbau  der 
I^nollen  konnte  der  Mensch  spielend  gelangen.  Blieb  den 
Elrwachsenen  diese  Erfahrung  verschlossen,  so  konnten  sie  sie 
eben  von  den  Kindern  lernen/ 

Zuerst  will  ich  hier  bemerken,  dafs  ich  hinsichtlich  der 
Leichtigkeit  des  Erlemens  des  Hackbaues  die  hier  aus- 
gesprochene Meinung  nicht  zu  teilen  vermag.  Man  vergifst 
dabei  zu  leicht  den  grofsen  Unterschied  in  Lebensbe- 
dingungen, Denkvermögen  und  Beziehungen  zur  Natur, 
der  zwischen  dem  heutigen  über  prähistorische  Verhältnisse 
urteilenden  Gelehrten  und  den  früheren  in  jenen  Verhältnissen 
lebenden  Naturmenschen  besteht.  Was  dem  ersteren  so  leicht 
und  selbstverständlich  scheint,  mag  trotzdem  dem  letzteren 
sehr  schwer  und  fast  unbegreiflich  vorgekommen  sein.  Mehrere 
früher  angeführte  Thatsachen  beweisen  dies  zur  Evidenz. 

Aber  abgesehen  davon,  ist  mit  der  Leichtigkeit  des  Hack- 
baus die  Entstehung  desselbeu  am  allerwenigsten  erklärt. 

Es  handelt  sich  hier  um  die  Frage,  mit  welcher  Ab  sticht 
der  primitive  Mensch  zum  Hackbau  griff.  Dafs  der  Mensch 
vom  einfachen  Sammeln  der  Knollen  zum  Hackbau  überging, 
zeigt  ja,  dafs  diese  Knollen  nicht  in  der  gewünschten  Menge 
vorhanden  waren.  Herrschte  aber  ein  Mangel  an  Knollen, 
so  würde  der  Bau  derselben,  das  Anvertrauen  des  seltenen 
Nahrungsmittels  an  den  Boden,  der  doch  unter  Umständen 
das  Anvertraute  auch  nicht  zurückgeben  kann  (Überfälle  der 
menschlichen  und  tierischen  Feinde,  Hagel  etc.),  dem  primi- 
tiven Menschen  unmöglich  werden. 

Und  wenn  wir  sogar  der  Hypothese  Hahns  betreffs  der 
Entstehung  des  allereinfachsten  Hackbaues  zustimmen  wollten, 
so  würden  wir  doch  dadurch  in  keinem  Falle  eine  genügende 
Erklärung  ftir  die  Entstehung  der  höheren  Formen  des  Land- 
baues, die  doch  an  das  Denkvermögen  und  die  Einsicht  des 
primitiven  Menschen  die  gröfsten  Ansprüche  machen,  ge- 
wonnen haben. 

Gewifs  hat  bei  der  Entstehung  dieser  höheren  Formen  die 
Not  und  die  wirtschaftliche  Absicht,  dieselbe  zu  beseitigen, 
einen  nicht  unbedeutenden  Einflufs  auf  den  Entschlufs  des 
Menschen  ausgeübt.    Allein  es  würde  als  völlig  verfehlt  zu 


1  A.  a.  0.   S.  390—391. 
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^betrachten  sein,  die  Fortschritte  der  Bodenkultur  einzig  und 
,lillein  auf  den  Druck  des  Mangels  und  der  Not  zurückzuführen. 
,Kit  Recht  bemerkt  Malthus:  „Wenn  Hunger  allein  ein  hin- 
reichender Stachel  zum  Pflügen  wäre,  so  begreife  ich  nicht, 
wie  noch  ein  einziges  Jä^er-  oder  Fischervolk  in  Amerika 
übrig  geblieben  sein  könnte,  aber  es  ist  klar,  dafs  aufser  diesem 
.Stachel  noch  eine  Kette  besonders  glücklicher  Umstände  er- 
forderlich ist,  um  den  Jäger  in  einen  Ackerer  zu  ver- 
jwandeln^** 

Viel  weitgehender  und  tiefer  äufsert  sich  Waitz  über  die 
.tJnmöglichkeit  der  ZurückfUhrung  des  Fortschrittes  der  Boden- 
kultur ausschliefslich  auf  die  fatale  Wirkung  des  Mangels  und 
der  Not. 

„Ein  armes  Land  —  meinte  Waitz  —  bietet  dieser  Hinder- 
nisse für  den  Fortschritt  noch  weit  mehr;  denn  ein  so  wesent- 
liches Bildungsmittel  für  den  Menschen  die  Not  auch  ist,  so 
ist  sie  es  doch  nicht  unter  allen  Umständen.  Es  giebt  nicht 
.wenige  unkultivierte  Völker,  die  alljährlich  eine  Hungersnot 
durchzumachen  haben  und  trotz  des  Besitzes  von  Nutzpflanzen 
keinen  Landbau  versuchen.  Die  Not  spornt  sie  freilich  wie 
immer  zu  leiblicher  und  geistiger  Thätigkeit,  aber  diese  ist 
nur  momentan,  sie  hört  sogleich  auf,  wenn  jene  Not  ge- 
hoben ist.  Wird  aber  die  Not  nicht  gehoben,  oder  geschieht 
dies  nicht  durch  eigene  Thätigkeit,  sondern  durch  einen  glück- 
lichen Zufall,  so  ist  sie  für  den  Fortschritt  der  Bildung  über- 
haupt unfruchtbar,  sopdem  fUhrt  in  dem  einen  Falle  durch 
vergebliche  Erschöpfung  der  Kräfte  zu  vollständiger  Er- 
schlaffung in  dumpfer  Verzweiflung,  in  dem  anderen  zu  leicht- 
, sinniger  Sorglosigkeit  flir  die  Zukunft*." 

Da  jede  Verbesserung  der  Pflanzenpflege  unter  allen  Um- 
ständen als  eine  Erfindung  auftritt,  diese  Erfindung  aber  doch 
nur  zufällig  sein  kann,  so  fehlt  jede  Garantie  dafür,  dafs  jede 
zufällige  Verbesserung  der  Lebenslage  mit  Hilfe  einer  zu- 
fälligen Vervollkommnung  des  Landbaus  thatsächlich  zu  einem 
dauerhaften  Emporsteigen  der  kulturellen  Entwicklung  und 
nicht  umgekehrt  zu  einem  Verfall  und  einer  Entartung  führt 

Bezüglich  der  Entstehung  der  Gewerbe  lälst  sich  im  all- 
gemeinen dasselbe  sagen.  Auch  die  Gewerbe  sind  insgesamt 
solche  Arten  der  menschlichen  Thätigkeit,  die  gerade  für  den 
Anfänger  grolüse  Schwierigkeiten  darbieten,  deren  Überwindung 
sehr  viel  Mühe  und  eine  besondere  Koncentration  der  geistigen 
und  körperlichen  Fähigkeiten  verlangte,  wodurch  sie  zu  der 
freien  ästhetischen  Thätigkeit  scheinbar  in  vollen  Gegensatz 
treten. 


1  £.  Maltlius,  Versuch  über  die  Bedingungen  und  die  Polgen  der 
VolksvermehruDg.  (Deutsch  von  Hegewitsch.  Altona  1807.)  Teil  I. 
S.  57f. 

«  Waitz  a.  a.  0.   T.  2.   S.  498. 
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Kann  also  weder  der  Erhaltungstrieb  als  solcher,  noch  der 
freie  ästhetische  Trieb  für  sich  ein  genügendes  Erklärungs- 
princip  für  die  Bedürfnisentwicklung  abgeben,  so  mufs  irgend 
ein  anderer,  bis  dahin  noch  nicht  erwähnter  psychischer  Faktor, 
irgend  ein  aufser  acht  gelassener  Trieb  vorhanden  sein,  der 
sowohl  die  Entwicklung  der  menschlichen  Bedürfnisse,  wie 
auch  die  Vervollkommnung  der  menschlichen  Thätigkeit, 
wenigstens  in  Verbindung  mit  den  oben  besprochenen  primi- 
tiven Trieben,  uns  endgültig  zu  erklären  geeignet  ist: 

Dieser  Trieb  ist  —  das  Streben  nach  socialer  Macht. 

Zur  Analyse  des  Wesens  dieses  Triebes  und  seiner  Be- 
deutung im  social-ökonomischen  Leben  der  Menschen  wollen  wir 
uns  jetzt  wenden. 


III.  Die  LSsung  des  Problems. 
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Das  Streben  nach  soeialer  Hacht. 

Kein  anderes  Wesen  steht  so  unter  der  ansteckenden  Herr- 
schaft der  Umgebung  von  Seinesgleichen,  wie  der  Mensch,  kein 
anderes  kann  sich  schon  durch  Gesten  so  verständigen,  Oefbhle 
und  Vorstellungen  austauschen.  Wie  der  Mensch  gähnt,  lacht 
und  tanzt,  wenn  er  andere  gähnen,  lachen  und  tanzen  sieht, 
wie  die  rauschende  Militärmusik  in  Hunderten  von   Gktssen- 

i'ungen    unwillkürlich    Reflexbewegungen    und    MuskelgeftLhle 
lervorruft,  die  sie  fortreifsen,  im  Takte  mitzumarschieren,   so 
wirkt  alles  Menschliche  ansteckend^.*' 

„Nirgends  auf  der  Erde  lebt  der  Mensch  innerlich  so  isoliert 
und  abgeschlossen  gegen  Seinesgleichen  wie  das  Tier,  die 
gröfsere  Individualisierung  seines  geistigen  Lebens  macht  ihm 
dies  unmöglich.  Zeigt  sich  an  der  Macht  der  öffentlichen 
Meinung,  der  sich  auch  der  kulturlose  Mensch  nicht  zu  ent- 
ziehen vermag,  in  welchem  Grade  er  sich  an  die  Zustimmung 
und  den  Beifall  anderer  innerUch  gebunden  findet,  so  wird^ 
nicht  minder  an  dem,  wenn  auch  noch  so  rohen  Familien- ^ 
leben  der  Völker  offenbar,  in  welchem  Mafse  Verständnis 
mit  anderen  und  gemeinschaftliche  Sorge  fUr  die  nächsten 
Angehörigen  zu  den  tiefsten  Bedürfhissen  des  Menschen 
gehört  ^" 

Aber  dieser  so  mächtige  Geselligkeitstrieb  waltet  nicht 
frei  und  ungehindert  in  der  menschlichen  Seele.  Ihm  tritt 
ein  anderer  Trieb  entgegen,  der  als  Originalitäts-  oder 
Individualitätstrieb    bezeichnet    werden    kann.      Diese    zwei 


1  Schmoiler  a.  a.  O.   S.  9.  VergL  auch   Carey,  Die  Grundlagen 

iler   Socialwissenschaft.     Bd.   I,  S.   4$— 46    (übersetzt    von    C.    Acuer, 
München  1863). 

«  Th.  Waitz  a.  a.  0.   2.  T.  S.  818  ff. 
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entgegengesetzten  Triebe  bekämpfen  sich  fortwährend,  ohne 
dafs  der  eine  von  ihnen  den  anderen  besiegen  kann. 

Nicht  der  Geselligkeitstrieb  als  solcher  charakterisiert  den 
Menschen,  sondern  der  in  ihm  tobende  Kampf  zwischen  den 
socialen  und  individuellen  Neifi^ungen,  der  in  allen  Handlungen 
der  Menschen  und  allen  Seelenprozessen  sowohl  egoistischer 
wie  altruistischer  Natur  zu  Tage  tritt.  Der  wirkliche  psychische 
Prozefs,  den  wir  als  Sympathie  bezeichnen,  enthält  thatsächlicfa 
zwei  entgegengesetzte  Gefühle,  die  sich  gegenseitig  bekämpfen, 
sozusagen  einander  im  Schach  halten.  Das  Mitempfinden  mit 
dem  Nächsten  wird  zum  Teil  durch  das  entgegengesetzte 
individualistische  Streben  nach  Absonderung  und  Entfremdung 
aufgehoben,  und  erst  der  Rest  des  in  diesem  Falle  stärker  auf- 
tretenden socialen  Gefühls  giebt  sich  dann  kund  als  Sympathie. 
„Einer  der  wichtigsten  Punkte  —  sagt  Fr.  A.  Lange  —  bei 
der  Abschätzung  des  menschlichen  Glückes  ist  der  natürliche 
Einfiiufs  der  Vergleichung ,  welche  jeder  Mensch  beständig 
und  unwillkürlich  zwischen  seinem  eigenen  Zustande 
und  dem  seiner  Nebenmenschen  anstellt  ^.^  Diese  Vergleichung 
fehlt  auch  nicht  dort,  wo  wir  scheinbar  ganz  und  gar  uns  in 
die  Seelenstimmung  der  anderen  Menschen  hineinleben.  Äufsert 
sich  unsere  Sympathie  im  Mitleidsgefühl,  so  tritt  dieses  niemals 
als  einfacher  Seelenszustand  hervor,  sondern  es  erscheint  gleich- 
zeitig und  im  heftigen  Kampfe  mit  seinem  gegensätzlichen 
Gefühl,  das  sich  in  diesem  Falle  als  das  charaKterisiert ,  was 
man  in  seiner  völlig  entwickelten   Gestalt  als   Schadenfreude 

bezeichnet.    Unser  Mitleidsgefühl  mag  auch  noch  so  stark  sein,  

in  der  tiefsten  Tiefe  unserer  Seele  regt  sich  das  Freudengefühl, 
dafs  uns  selbst  kein  Unglück  etc.  passiert  ist.  Im  Zustande 
der  scheinbaren  Gleichgültigkeit  gegenüber  fremden  Leiden  sind 
das  sociale  und  individuelle  Gefühl  gleich  stark  und  halten 
sich  gegenseitig  gebunden,  so  dafs  keine  bemerkbare  seelische 
Bewegung  entsteht.  Ebenso  ist  das  Gefühl  der  Mitfreude  mehr 
oder  weniger  von  einem  entgegengesetzten,  vielleicht  im  stillen 
lauernden  Gefühl  des  Neides  begleitet. 

Umgekehrt  enthalten  alle  unsere  egoistischen  Handlungen 
auch  sociale  Momente. 

Der  Geizhals  mag  z.  B.  im  allgemeinen  aus  egoistischen 
Gründen  seine  Schätze  häufen,  er  hat  aber  doch  im  Innern 
seiner  geizigen  Seele  mit  seinen  socialen  Gefühlen,  die  oft 
heftig  gegen  seine  egoistische  Handlungsweise  protestieren,  .einen 
mächtigen  Kampf  auszufechten.  Im  Resultate  bekommen  die 
besiegten  socialen  Gefühle  eine  eigenartige  egoistische  [Färbung, 
aber  ganz  und  gar  verschwinden  dieselben  nie.  Der  Geizige 
denkt  vielleicht  an  die  sociale  Macht,  die  ihm  .seine  Schätze 
gewähren,  an  die  Achtung  und  Ehrfurcht,  die  er  durch  seine 

1  Die  Arbeiterfrage.    1899.    S.  124. 
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Schätze  in  den  Augen  seiner  Nebenmenschen  erwerben  kann, 
vielleicht  schwebt  mitunter  vor  seinem  geistigen  Auge  auch 
das  Bild  grofser  Wohlthaten,  die  er  am  Ende  mit  seinen  er- 
sparten Schätzen  auszuftlhren  gedenkt  etc.  etc.  Diesen  tragischen 
Kampf  in  der  Seele  des  Geizigen,  den  seine  individuellen  und 
socialen  Neigungen  miteinander  auszufechten  haben,  und  der 
bei  gi'ofsen  Naturen  oft  so  tief  die  Seele  erschüttert,  wufste 
uns  der  russische  Diditer  Puschkin  in  seinem  „Geizigen  Ritter" 
in  prächtiger,  wahrheitsgetreuer  Weise  zu  schildern. 

Lotze  betont  besonders  die  Macht  und  den  Einflufs  der 
socialen  Neigungen,  die  sich  auch  dort  in  der  Seele  zeigen, 
wo  der  Mensch  sich  scheinbar  von  der  Gesellschaft  abwendet. 

„Man  ist  nicht  zufriedengestellt  durch  das  einsame  Zu- 
sammenleben mit  einem  zweiten ;  man  will  ihn  in  seinem  Ver- 
halten zu  einem  dritten  beobachten  und  sich  selbst  von  ihm 
in  dem  eigenen  Verhältnis  zu  diesem  dritten  beobachtet  wissen ; 
man  will  endlich,  dafs  das  eigene  Wirken  in.  seinen  wechsel- 
seitigen Beziehungen  von  einer  beseelten  Umgebung  gesehen 
und  anerkannt  werde,  und  völlig  unbekannt  geniefsen  gilt  fast 
dem  Nichtgeniefsen  gleich.  DiesesBedürfnisgehtdurch 
unser  ganzesLeben;  auch  die  bescheidenste  Liebe 
will  doch  ihr  Glück  zuletzt  zeigen;  der  Freund  will 
vor  fremden  Augen  stolz  sein  können  auf  den  Freund;  das 
Lob,  das  der  andere  uns  erteilt,  befriedigt  uns  nicht  so  sehr, 
als  das  Bewufstsein,  mit  diesem  Lob  beladen  vor  einem  dritten 
zu  erscheinen;  jedes  künstlerische  Streben  bedarf  der  An- 
erkennung, und  die  entsagendste  wissenschaftliche  Thätigkeit^ 
die,  zurückgezogen  von  der  Mitwelt,  sich  in  sich  selbst  ver- 
senkt, rechnet  im  stillen  auf  die  unsichtbare  Nachwelt  und  ihr 
Verständnis^/  Und  selbst  im  Gefühl  des  Gehorsams,  wo  der 
Mensch  scheinbar  seinen  eigenen  Willen  dem  anderen  unter- 
wirft (ich  rede  von  Gehorsam,  der  mit  innerer  Liebe  und  Er- 
gebenheit verknüpft  ist),  sucht  thatsächlich  der  Mensch  eine 
Anlehnung  an  den  Stärkeren,  damit  seine  eigene  Persönlichkeit 
mächtiger  werde.  Auf  dieser  Eigentümlichkeit  des  Gehorsams 
beruht  die  Dauerhaftigkeit  und  aufsergewöhnliche  Macht  jeder 
Hierarchie:  die  allmähliche  Abstufung  in  der  Unterordnung 
der  Gewalten  giebt  jedem  einzelnen,  der  auf  dieser  oder  jener 
Stufe  der  hierarchischen  Leiter  steht,  in  seinem  Gehorsam 
g^en  den  Höheren  und  Vorgesetzten  zugleich  das  Gefühl  der 
Berührung  mit  derjenigen  Macht,  die  er  selbst  seinen  Unter- 
gebenen gegenüber  ausübt  Diese  Berührung  mit  der  höheren 
Macht  scheint  seine  eigene  Macht  zu  verstärken,  und  er  ge- 
horcht daher  dieser  über  ihm  stehenden  Gewalt  aufrichtig  mit 
Freude.    G.  Tarde  hat  in  gewisser  Hinsicht  recht,  wenn   er 


1  Mikrokosmus.    Bd.  2.  4.  Aufl.    8.  487.    Vergl.  auch  A.  Wagner 
a.  a.  0.  §  39. 


XIX  4.  49 

den  Gehorsam  der  Beherrschten  und  Geleiteten,  den  dieselben 
ihren  Herrschern  gegenüber  zeigen,  aus  Anerkennung  der 
Überlegenheit  der  letzteren,  aus  Bewunderung  ihrer  geistigen 
und  physischen  Erhabenheit  ableitet  ^ 

Aber  andererseits  liegt  doch  in  diesem  Gehorsam  der 
Wunsch,  dieser  anerkannten  und  bewunderten  Macht  näher  zu 
kommen,  und  dadurch  einen,  wenn  auch  noch  so  winzigen 
Teil  dieser  Macht  an  sich  zu  ziehen  und  fUr  sich  wirksam  aus- 
zunutzen. Vom  individualistischen  Standpunkt  betrachtet  er- 
scheint also  dieser  Gehorsam  —  als  ein  Streben   nach  Macht. 

Besonders  aber  in  der  Nachahmung  zeigt  sich  deutlich  die 
Wirkung  sowohl  des  socialen  wie  auch  des  individuellen  Momentes. 
Die  Thatsache,  dafs  die  Nachahmung  in  den  niederen  Klassen 
der  Gesellschaft  am  stärksten  sich  bemerkbar  macht,  und  dafs 
diese  Klassen  die  Lebensweise  und  die  Ideen  etc.  der 
höheren  Stände  mitunter  erkämpfen  mufsten,  zeigt  uns,  dafs 
die  Nachahmung  nicht  nur  ein  passives  Beinflufstwerden 
von  den  höheren  Klassen,  sondern  auch  ein  aktives  Streben 
nach  Gleichstellung  und  nach  höherer  Geltung  —  nach 
Gleichberechtigung  darstellt.  Es  ist  daher,  wie  mir  scheint, 
nicht  zutrefifend,  wenn  G.  Tarde  meinte,  „die  Nachahmung  sei 
eine  Art  von  hypothetischer  Suggestion"  ^.  Er  übersah  dabei 
die  aktive  Seite  dieses  socialen  Triebes.  Viel  richtiger  fafst 
H.  Spencer^  das  Wesen  des  Nachahmungstriebes  auf.  „Nach- 
ahmung'' —  erklärt  derselbe  —  „kann  nur  aus  zwei  von  ein- 
ander abweichenden  Beweggründen  entspringen.  Man  kann 
dazu  angetrieben  werden  durch  Ehrfurcht  vor  dem,  den  man 
nachahmt,  oder  aber  durch  den  Wunsch,  seine  Gleichstellung 
mit  ihm  möglichst  bestimmt  auszudrücken." 

„Zwischen  den  Nachahmungen,  welche  durch  diese  ver- 
schiedenen Beweggründe  veranlafst  werden  —  fährt  Spencer 
fort  —  läfst  sich  aber  keine  scharfe  Grenze  ziehen,  und  daraus 
entspringt  die  Möglichkeit  eines  allmählichen  Überganges  von 
jenen  durch  die  Ehrerbietung  veranlafsten  Nachahmungen, 
welche  das  Zeichen  entschiedener  Unterordnung  sind,  zu  diesen 
eher  auf  Wettbewerb  beruhenden  Nachahmungen,  die  ein  Zu- 
stand verhältnismäfsiger  Unabhängigkeit  charakterisiert." 

Der  Grund  dieses  Überganges  liegt  darin,  dafs  jede  Nach- 
ahmung thatsächlich  zwei  entgegengesetzte  und  doch  einander 
bedingende  Momente  enthält:  die  Unterordnung  und  das  Streben 
nach  gleicher  Geltung.  Von  dem  Grad  der  Stärke  und  Inten- 
sität beider  Momente  hängen  die  verschiedenen  Abstufungen 
dieses    Triebs    von    scheinbar   bedingungsloser    Unterordnung 


»  A.  a.  0.  Cap.  IV  u.  VI. 
«  G.  Tarde  a.  a.  0.  p.  82-83. 

•  Herbert  Spencer,  Prineipien  der  Sociologie.  (Deutsch  von  Vetter.) 
Bd.  m.    Stuttgart  1889.   §  423.   S.  276  ff. 
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bis  zum  unabhängigen  Wettbewerbe  um  gleiche  Lebens- 
stellung ab.  Daher  scheint  mir  auch  die  Auffassung  von 
Gumplowicz  irrig  zu  sein,  der  die  Bedeutung  des  persönlichen 
Interesses  und  den  entschiedenen  Gegensatz  desselben  zum 
altruistischen  Gefühl  wegzuleugnen  sucht.  „Nicht  persönlicher 
Egoismus  —  meint  derselbe  —  ist  die  Triebfeder  der  socialen 
Entwicklung,  sondern  Socialegoismus ;  nicht  „Nächstenliebe^ 
in  jenem  weiten  Sinne  der  christlichen  Theorie,  nicht  „Sym- 
pathie für  die  Menschheit" ,  wohl  aber  Socialsympathie,  auf- 
opfernde und  liebevolle  Hingabe  an  eine  natürliche  sociale 
Gemeinschaft.  Durch  natürliche  Bande  des  Blutes,  der  Sitte^ 
der  Denkungsart  an  eine  Gemeinschaft  gefesselt  —  ist  der 
Egoismus  ein  socialer,  die  Sympathie  eine  sociale...  Im 
Socialegoismus  liegt  Socialsympathie,  und  Socialsympathie 
ist  Socialegoismus.  Nennen  wir  die  Einheit  dieser  beiden 
Gefühle  Synegoismus ,  und  wir  haben  die  Triebfeder  aller 
socialen  Entwicklung*.**  Dies  mag  auch  richtig  sein,  wenn 
wir  ausschliefslich  den  socialen  Klassenkampf  ins  Auge  fassen. 
Nun  erschöpft  aber  der  sociale  Klassenkampf  in  keinem  Falle 
das  Wesen  der  socialen  Entwicklung,  die  in  letzter  Instanz 
doch  auf  die  Vervollkommnung  der  einzelnen  Individuen 
zurückzuführen  ist.  Der  einzelne  mag  noch  so  innig  an 
seiner  Gemeinschaft  hängen,  in  ihm  bleibt  immer  das  Streben 
wach,  seine  individuelle  Selbständigkeit  möglichst  zu  bewahren. 
Daher  würde  im  socialen  Egoismus  in  keinem  Falle  das 
egoistische  Moment  mit  dem  altruistischen  zusammenfallen,  in 
einem  einzigen  Gefühl  aufgehen,  sondern  überall  auch  inner- 
halb der  Beziehungen  des  einzelnen  zu  seiner  Gruppe  treten 
das  sociale  und  egoistische  Moment  gleichzeitig  als  entgegen- 
gesetzte psychische  Kräfte  auf,  die  sich  gegenseitig  den  Platz 
in  unserer  Seele  streitig  machen.  „In  Bezug  auf  die  reale  Zu- 
sammengehörigkeit scheint  es  allerdings,  —  meint  Simmel  — 
als  ob  in  der  primitiven  Gruppe  das  Vererbungsprincip ,  das 
auf  Zusammenhang  und  Gieichneit  der  Individuen  hinauskommt, 
gegenüber  dem  Anpassungsprincip,  das  auf  Verselbständigung 
und  Variabilität  hinweist,  im  Übergewicht  wäre  .  .  .  Allein  so 
wichtig  für  primitive  Verhältnisse  das  Angewiesensein  des 
einzelnen  auf  seine  Gruppe  ist,  so  werden  dieselben  doch  noch 
charakteristischer  durch  das  hohe  Mafs  bezeichnet,  in  dem  die 
Gruppe  auf  den  einzelnen  angewiesen  ist,  und  das  einfach  die 
Folge  der  geringen  Mitgliederzahl  ist^."  Und  diese  Abhängig- 
keit der  ganzen  Gruppe  von  dem  einzelnen  giebt  erst  recht 
dem    einzelnen,    wenigstens    dem     begabtesten    und    henror- 


^  Gumplowicz  a.  a.  0.    S.  165  ff. 

*  G.  Simmel,  Über  sociale  Differetizierunff  in  Schmoller's  .Staats- 
und socialwissenschaftliche  Forschungen",  nd.  X.  1890.  Heft  1. 
S.  22—23  ff. 
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ragendsten  Individuum^  die  volle  Möglichkeit,  eine  angesehene 
Stellung  zu  gewinnen,  dadurch  aber  seine  Individualität  zu 
entfalten  und  zu  vervollkommnen.  Das  sich  innerhalb  solcher 
primitiven  Gruppen  ausbildende  Häuptlings-  und  Priestertum 
sind  charakteristische  Aufserungsformen  dieses  Individuali- 
sierungstriebes, aber  auch  die  sich  innerhalb  der  primitiven 
Sippen  und  Gentes  bildenden  Ansätze  einer  socialen  Arbeits- 
teilung und  Gesellschaftsdifferenzierung  tragen  viel  zur  Aus- 
bildung der  Individualitäten  auch  innerhalb  der  mehr  oder 
weniger  untergeordneten  Gruppen  bei^ 

„Und  diese  Ausbildung  aer  Individualität  nimmt  gerade 
mit  dem  Wachsen  der  Associationskraft  zu^/ 

Das  Streben  nach  socialer  Macht,  nach  Herrschaft  über 
die  Menschen,  ist  nicht  mit  dem  Streben  nach  Ausnutzung  der 
Arbeitskraft  anderer  Menschen  zum  Zwecke  der  Befriedigung 
der  Bedürfnisse  identisch.  Das  Nützlichkeitsprincip  ist  in  dieser 
Unterwerfung  eines  Teils  der  Gesellschaft  durch  den  anderen 
in  keinem  Falle  einzig  und  allein  mafsgebend.  „Der  Gesichts- 
punkt der  Nützlichkeit  ist  gerade  in  Bezug  auf  ein  solches 
neifses  Herausquellen  oberster  rangordnender,  rang-abstechen- 
der  Werturteile  so  fremd  und  unangemessen  wie  möglich :  hier 
ist  eben  das  Gefühl  bei  einem  Gegensatze  jenes  niedrigen 
Wärmegrades  angelangt,  den  jede  berechnende  Klugheit,  jeder 
Nützlichkeits-Calcül  voraussetzt .  .  .  Das  Pathos  der  Vornehm- 
heit und  Distanz  .  .  .,  das  dauernde  und  dominierende  Gesamt- 
und  Grundgefühl  einer  höheren  herrschenden  Art  im  Ver- 
hältnis zu  einer  niederen  Art,  zu  einem  „Unten"  —  das  ist 
der  Ursprung  des  Gegensatzes  „gut"  und  „schlecht"*.  Ab- 
gesehen von  dem  hier  von  Nietzsche  berührten  Problem  vom 
Guten  und  Bösen,  können  wir  mit  dieser  seiner  Auffassung 
insofern  einverstanden  sein,  als  er  hier  das  Wesen  der  Herrsch- 
sucht streng  von  dem  Streben  nach  der  Ausnützung  der 
Kräfte  zu  unterscheiden  suchte.  Was  Nietzsche  dabei  aber 
völlig  übersah,  ist  die  Thatsache,  dafs  auch  im  Herrschen  das 
entgegengesetzte  „Beherrschtsein"  nicht  völlig  beseitigt  ist. 
Die  sociale  Macht,  das  Herrschen  bedeutet  blofs  eine  für  das 
betreffende  Individuum  oder  die  betreffende  Klasse  möglichst 
günstige  Gestaltung  der  socialen  Abhängigkeitsverhält- 
nisse, indem  die  herrschende  Person  oder  Gruppe  relativ 
weniger  von  den  anderen  Mitgliedern  der  Gesellschaft  abhängt, 
als  diese  Mitglieder  von  ihm  abhängen.  Auch  die  Herrscher 
sind  in  gewissem  Sinne  von  den  Beherrschten  abhängig,   und 


'  Vergl.  L.  Morgan  a.  a,  0.  S.  41 — 75.  G.  Schmoller,  Die  Ur- 
geschichte der  Familie.  MutteiTecht  und  öentilverfassung  im  Jahrb. 
für  Gesetzgebung  etc.  Bd.  23.  1899.  Heft  I,  S.  8  ff.  Fr.  Engels,  Anti- 
Dühring.    3.  Aufl.    S.  164  f. 

8  Carey  a.  a.  O.  S.  63.    Vergl.  auch  G.  Simmel  a.  a.  0.  S.  22  ff. 

'  Fr.  Nietzsche,  Zur  Genealogie  der  Moral.    Leipzig  1900.  S.  20  ff. 
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zwar  ist  diese  Abhängigkeit  sowohl  äufserlicher  wie  auch  inner- 
licher Natur.  „Niemals  begnügten  sich  die  Herrscher  —  be- 
merkt Gumplowicz  mit  Recht  —  mit  der  Thatsache  ihrer 
Macht.  Die  Notwendigkeit  der  Herstellung  einer  staatlichen 
Ordnung  trieb  sie  dazu,  ihre  Macht  in  ein  Recht  zu  ver- 
jvandeln  ....  Recht  ist  aber  auch  Pflicht*."  Herrschaft  be- 
"^eutet  aber  auch  andererseits  das  Streben  nach  Anerkennung, 
Q-eltung,  Beifall,  Lob,  Ruhm  etc.  etc.,  und  dies  weist  bis  zu 
einem  gewissen  Grade  auf  innerliche  Abhängigkeit  von  den 
Lebenden,  Rühmenden,  Verehrenden  etc.  hin,  möge  diese  Ab- 
hängigkeit auch  noch  so  schwach  sein,  sie  existiert  doch.  In 
der  Herrschsucht  ist  das  individualistische  Moment  am  mar- 
kantesten ausgeprägt:  das  Individuum  erlangt  mittels  der 
Herrschaft  die  innerhalb  der  Gesellschaft  gröfstmögliche  Freiheit, 
aber  auch  das  sociale  Gefühl  und  die  sociale  Abhängigkeit 
bleiben  bestehen,  weil  der  Mensch  niemals  vollständig  von 
dem  Einflufs  und  der  Einwirkung  der  Gesellschaft  sich  be- 
freien kann'.  Und  umgekehrt  bleiben  auch  die  schwächeren 
Elemente  in  der  Gesellschaft,  die  zu  gehorchen,  nicht  zu  be- 
fehlen ausersehen  sind,  nicht  ohne  irgend  ojnen  Einflufs  auf 
die  höheren  Schichten  der  Gesellschaft;  sie  sind  fortwährend 
bestrebt,  in  ihrer  Lebensweise  und  Bildung  sich  den  höher- 
stehenden Gesellschaftsständen  zu  nähern,  und  mitunter  gelingt 
es  sogar  den  niederen  Klassen,  ihren  eigenen  Willen  den 
Herrschenden  zu  fühlen  zu  geben.  Jedes  Individuum  innerhalb 
seiner  Klasse,  jede  Gruppe  innerhalb  der  Gesellschaft  sucht 
ihre  Geltung  in  der  Gesellschaft  zu  verstärken,  strebt  beständig 
darnach,  ihre  sociale  Macht  möglichst  zu  erhöhen,  zu  erweitern, 
die  sociale  Abhängigkeit  möglichst  von  sich  auf  die  anderen 
Klassen  resp.  auf  die  anderen  Individuen  abzuwälzen.  Das 
Streben  nacn  Herrschaft  und  das  nach  wirtschaftlichem  Wohl- 


»  A.  a.  0.  S.  152  flF.  Vergl.  auch  H.  Spencer  a.  a.  0.  Bd.  m, 
S.  258—270. 

'  „Das  umversellste  und  vergeistigste  Reich  der  Erfahrung,  das 
Personenreich  oder  der  sociale  Körper,  kann  sein  Leben  nur  durchrahren 
durch  zweifache  Kraftäufserun^  in  jedem  seiner  persönlichen  Elemente. 
Durch  die  eine  würden  seine  Emheiten  sich  als  zum  Ganzen  strebende  — , 
durch  die  andere  als  sich  selbständig  behauptende  Teile  des  Ganzen 
darstellen.  Zwar  nicht  einfach  und  nicht  unseistig  würden  wir  die  zwei 
Grundtriebe  der  selbst  weder  einfachen  noch  ungeistigen  Einheiten  des 
Gesellschaftskörpers  uns  denken  dürfen.  Das  Gesamtleben  des  letzteren 
jedoch  werden  wir  uns  gleichwohl  nur  als  Produkt  vielgestaltiger  ab- 
straktiver  und  repulsiver  Wechselwirkungen  aller  aktiven  Gesellschafts- 
clemente,  aller  socialen  Willensobjekte,  aller  Personen  und  anstaltlichen 
Personeneruppen  erklären  können.  Ja  wir  werden  es  so  erklären 
müssen;  denn  nicht  von  aufsenher  sehen  wir  in  den  Gesellschaftskörper 
die  ethische  Gesamtbewegung  hineinfallen,  sondern  aus  der  individualen 
und  gru])penweisen  Auslösung  ethischer  Kräfte  zwischen  seinen  Gliedern 
sehen  wir  sie  entstehen.'^  AI.  Schäffle,  Bau  und  Leben  des  socialen 
Körpers.    Bd.  L    (Tübingen  1875.)    S.  585. 
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stand  treten  in  dem  wirklichen  Seelen-  und  Gesellschaftsleben 
niemals  von  einander  unabhängig  auf,  sondern  laufen  parallel 
gleichzeitig  in  sämtlichen  psychischen  und  socialen  Prozessen 
als  zwei  verschiedene,  aber  untrennbare  Seiten  einer  und 
derselben  Macht,  als  zwei  Aufserungsformen  des  menschlichen 
Willens  ^ 

Das  Streben  nach  socialer  Macht  äufsert  sich  daher  auch 
in  der  Art  und  Weise,  wie  der  Mensch  seine  Bedürfnisse  be- 
friedigt. Der  Vornehme  sucht  in  der  Form  seiner  Bedürfnis- 
befriedigung, in  der  Wahl  der  Objekte  zu  diesem  Zweck,  aber 
auch  in  der  ganzen  Lebensstellung,  in  seinem  ganzen  Thun 
und  Walten,  in  seiner  Arbeit,  Spiel  und  Ruhe  die  Vornehm- 
heit seiner  socialen  Stellung  zum  Ausdruck  zu  bringen,  so  dafs 
zu  gleicher  Zeit  mit  der  Befriedigung  seiner  auch  noch  so 
niederen  Bedürfnisse,  mit  der  Leistung  jeder  noch  so  einfachen 
und  unentbehrlichen  Arbeit,  seinem  Streben  nach  Macht  wie 
auch  seiner  schon  erlangten  Macht,  seinem  „Pathos  der  Distanz" 
Rechnung  getragen  wird^.  Noch  mehr.  Es  kommt  sehr  oft 
vor,  dafs  das  eigentliche  Bedürfnis,  dem  die  Befriedigung  gilt, 
eine  relativ  unbedeutende  Rolle  spielt,  während  die  Art  und 
Weise  der  Befriedigung  dieses  Bedürfnisses  hauptsächlich  durch 
dieses  Streben  nach  Macht  und  nach  Betonung  des  socialen 
Abstandes  von  den  untenstehenden  Mitmenschen  bedingt  wird. 
Jedes  menschliche  Bedürfnis,  mag  es  physischer  oder  ästhe- 
tischer Natur  sein,  wird  in  diesem  Falle  auch  mit  einem 
socialen  Gefllhl  verknüpft  sein,  eine  gewisse  innere  Beziehung 
zu  den  gleich-  und  niedrigerstehendeu  Nebenmenschen  enthalten 
und  dadurch  als  sociales  Phänomen  erscheinen. 

Dasselbe  gilt  mit  Recht  auch  von  den  untergeordneten 
Klassen,  deren  Mitglieder  in  den  ihnen  zugänglichen  Grenzen, 
ihre  Geltung,  ihr  Streben  nach  Macht  und  Entfaltung  ihrer 
Persönlichkeit,  ihrer  Eigenart,  umsomehr  in  ihrer  Bedürfnis- 
befriedigung und  ganzen  Lebensführung  Nachdruck  zu  ver- 
leihen suchen,  als  sie  den  Druck  von  oben  fühlen  und  möglichst 
abzuschwächen  bestrebt  sind. 

Dieses  Streben  nach  Auszeichnung,  das  sich  in  der  Art 
und  Weise  der  Befriedigung  unserer  Bedürfnisse  geltend  zu 
machen  sucht,  giebt  den  ersten  Anstofs  zur  Entstehung  neuer 
Bedürfnisse,  worauf  wir  jetzt  näher  eingehen  wollen. 


Dasein  in  die  äubsistenz,  das  Wohl  und  Recht  aller  verflochten,  darauf 
gegründet  und  nur  mit  diesem  im  Zusammenhange  wirklich  gesichert 
ist."    Hegel,  Grundlinien  der  Philosophie  des  Rechtes,  Naturrecht  imd 
Staatswissenschaft.    Berlin  1821.    §183.   S.  187. 
2  Vergl.  A.  Wagner  a.  a.  0.  Bd.  I.  §  39. 
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2. 

Das  Strebeu  nach  socialer  Macht  als  das  Wesentliche  im 
Streben  nach  Verfeinernng  der  Bedürfnisse. 

Schon  im  Anfange  unserer  Analyse  des  Phänomens  der 
Bedürfnisentwicklung  stofsen  wir  auf  den  scheinbar  unlösbaren 
Widerspruch,  dafs  wir  das  Streben  nach  Verfeinerung,  nach 
Vermehrung  der  Bedürfnisse,  weder  aus  dem  Erhaltungs-  noch 
aus  dem  ästhetischen  Trieb  herleiten  konnten.  Jetzt  tritt  una 
dieses  Streben  in  seiner  wahren  Gestalt  entgegen  als  ein 
Machttrieb,  als  ein  mächtiger,  heifser Wunsch,  diemensch- 
liche Persönlichkeit  zu  höchst  möglicher  Geltung  innerhalb 
der  Gesellschaft  zu  bringen.  Sämtliche  Kulturhistoriker  und 
Anthropologen  stimmen  darin  überein,  dafs  dieser  Hang  dea 
Menschen  zur  Auszeichnung  vor  der  menschlichen  und  nicht- 
menschlichen Umgebung  ein  sehr  ursprünglicher  ist. 

Dieser  Drang  äufsert  sich  am  markantesten  im  Kleidungs- 
und Schmuckbedürfnisse  der  primitiven  Menschen. 

„Der  Mensch  —  meint  Lippert  —  hat  den  Schmuck  sich 
vor  der  Kleidung  geschaffen,  ja  die  Kleidung  ist  zum  Teil  nur 
ein  entwickelter  Schmuck.  Wir  haben  Völker  genug  kennen 
gelernt,  die  bei  ihrer  Entdeckung  keine  Spur  von  Kleidung 
trugen,  aber  keines  entbehrte  irgend  einer  Art  rohen  Schmuckes» 
Dieser  frühe  Hang  des  Menschen,  individuell 
hervorzutreten,  durch  irgend  eine  von  der  Natur  ihm 
nicht  gewordene  Kennzeichnung  sich  als  Individuum  bemerk- 
bar zu  machen,  diese  Art  angeborenen  Strebertums  des  Menschen^ 
unterscheidet  seine  Gattung  ebenso  auffällig  von  den  nächst 
verwandten  Tieren,  wie  etwa  der  Gebrauch  von  Werkzeugen» 
Selbst  der  roheste  Naturmensch  begnügt  sich  nicht  blofs  zu 
existieren,  wie  die  Tiere;  er  will  bemerkt  werden,  er  will 
etwas  gelten  vor  Seinesgleichen  ^"  »Der  wilde  Mensch  erträgt 
mit  bewundernswerter  Geduld  Schmerzen  aller  Art,  um  sich 
nur  schmücken  zu  können,  so  z.  B.  die  Qualen  der  Tätto- 
wierung.  Die  Tättowierung  und  Bemalung  sind  aber  Gegen- 
stand des  Stolzes  und  des  Schmuckes.  Ihr  Zweck:  Eindruck 
zu  machen,  zu  imponieren*." 

„Es  ist  nicht  blofs  der  betrügerische  Geiz  der  Europäer 
gewesen,  welcher  sie  verleitete,  die  „Wilden",  statt  ihnen 
nützliche  Dinge  der  Kultur  zuzuführen,  mit  nichtigen  und 
wertlosen  Schmuckstücken  zu  ködern.  Sie  trafen  hierin 
wirklich  die  Neigung  derselben.  Ein  Stückchen  Seidenband,  das 
er  jedem   um   den  Kopf  binden   konnte,   brachte   Comniodore 


^  Siehe  Lippert,  Kulturgeschichte  in  einzelnen  Hauptstücken  I. 
S.  175—197.  Vergl.  auch  desselben:  Kulturgeschichte  in  ihrem  organ. 
Aufbau  I.    S.  366-367. 

«  Siehe  Oscar  Peschel  a.  a.  0.  S.  175  ff. 
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Byron  bei  den  Patngnniflm  allenfalls  noch  an ;  aber  einen  Ballen 

Tuch,  der  doch  diesen  Leuten  sehr  nützlich  hätte  sein  können, 

schleppten  die  Aiiij^j;raliftr  zwar  in  den  Busch,  warfen  ihn  aber 

dort   weg.     Und  doch  war  so  ein   Wilder  imstande,    y"^'^'*«^  ^ 

um  irgend   einen   Tand   zu   stehlen,  sein   Leben   i n  ^•*^^**^, '^J^ 

die  S<ihanze  zu  schlagend"  :       •  t^y  ^fyJLr^yi^, 

Diese  Bevorzugung  des  Schmuckes'  gegenüber  den  nütz-^^--       ^^U\ 
liehen    Kleidungsstücken    veranlafste    sogar  manchen   Kultur- 
forscher, den  Wilden  den  Vorwurf  des  Leichtsinnes   und  der 
Un Wirtschaftlichkeit  zu  machn. 

So  sagt  Ratzei: 

„Von  der  Kleidung  der  Australier  ist  materiell  äufserst 
wenig  zu  sagen,  aber  das  Wenige  und  das  Negative  ist  hier 
interessant,  weil  nichts  deutlicher  die  Unzulänglichkeit  der 
Thätigkeit  dieser  Völker  für  ihr  eigenes  Beste  kennzeichnet. 
Australien  hat  in  seinen  mittlem  und  südlichen  Teilen  ein 
Klima  von  ganz  besonderer  Rauheit  und  Unbeständigkeit. 
Aus  den  Berichten  von  völlig  nackt  gehenden  Australiern, 
oder  solchen,  die  höchstens  einen  Lendenschurz  tragen,  nicht 
nur  aus  dem  tropischen  Norden,  sondern  auch  aus  dem  Westen 
und  Süden  ersieht  man,  wie  die  Rückständigkeit  dieser  Völker 
selbst  in  den  dringendsten  Bedürfnissen  keinen 
Wandel  zu  schaffen  imstande  ist.  Und  das  ist  nicht 
minder  charakteristisch,  dafs  selbst  die  in  dieser  Be- 
Ziehung  Ärmsten  und  Elendsten  die  Bemalung  ihres  Körpers, 
und  oft  eine  reichliche,  nicht  vergessen,  so  dafs 
ebenso  allgemein,  wie  die  Unzulänglichkeit  der  notwendigen 
Kleidung,  die  Verbreitung  des  überflüssigen  Schmuckes  ist, 
und  Martin  mit  Recht  von  den  Westaustraliern  sagen  kann: 
„Waa  sie  tragen,  ist  mehr  Schmuck,  als  Kleidung.^  Nichts  ist 
bezeichnender  für  den  Leichtsinn,  die  Sorglosigkeit,  das  in 
den  Tag  hineinleben  der  Naturmenschen,  als  dieses  Mifs- 
verhältnis  zwischen  Schmuck  und  Kleid,  Luxus  und  Not- 
wendigkeit*." 

Wir  können  schon  jetzt  auf  Grund  des  Gesagten  unsere 
wilden  Brüder  gegen  den  Vorwurf  des  Leichtsinns  in  Schutz 
nehmen.  Nicht  Leichtsinn  ist  der  Grund  dieses  Mifsverhält- 
nisses  zwischen  Schmuck  und  Kleid,  zwischen  dem  Notwendigen 
und  dem  Luxus,  sondern  hier  ist  das  Gesetz  der  Entwicklung 
der  Bedürfhisse  ausschlaggebend,  das  durch  die  ganze  Natur 
des  Menschen  begründet  ist.  Die  bessere  Ausnutzung  der 
natürlichen  Kräfte  und  Gegenstände  für  die  feinere  und 
sicherere,  vollkommenere  Lebenshaltung  des  Menschen  mufs 
erst  allmählich  entdeckt  und  gelernt  werden.  Dagegen  gehört 
das   Streben    nach  Geltung  und   Auszeichnung,   das    sich    im 


1  Lippert  a.  a.  Ö.    S.  176. 

2  Völkerkunde.    2.  Bd.     1886.    S.  37,  38. 
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Hange  nach  Schmuck  manifestiert,  zum  Wesen  der  mensch- 
lichen Natur  und  äufsert  sich  daher  instinktiv,  wie  alle  anderen 
natürlichen  Triebe  der  menschlichen  Seele,  sehen  auf  der 
allerprimitivsten  Stufe  der  menschlichen  Entwicklung. 

Übrigens  können  wir  dasselbe  Mifsverhältnis  zwischen 
Luxus  und  Notwendigkeit gewissermafsen  auch  indem  modernen 
Gesellschaftsleben  der   europäischen  Kulturvölker   beobachten. 

Wohl   fast   sämtliche   Klassen   der  Kulturvölker  würden, 
vor  das  Dilemma  gestellt,    entweder  auf  die   Existenzbedürf- 
nisse  oder  auf  die   rangscheidenden  Bedürfiiisse  Verzicht  zu 
leisten,  ohne  Zögern  die  ersteren  aufgeben. 

Die  Emigranten  z.  B.  aus  der  Zeit  der  französischen 
Revolution,  oft  Leute  aus  dem  höchsten  Adel,  welche  in  Über- 
flufs  und  Üppigkeit  grofs  geworden  waren,  litten  lieber  Hunger, 
als  dafs  sie  auf  ein  vornehmes  Äufsere  verzichtet  hätten,  und 
mancher  Thaler  ist  schon  für  Trinkgeld  verwandt  worden,  den 
der  Besitzer  im  stillen  gern  für  eine  gute  Mahlzeit  ausgegeben 
hätte.  Dasselbe  finden  wir  bei  unbemittelten  Adeligen  noch 
oft  genug,  und  der  knapp  besoldete  Beamte  mit  vornehmem 
Titel,  der  auf  den  Umgang  mit  lauter  vermögenden  Leuten 
angewiesen  ist,  läfst  sich  lieber  alles  andere  entgehen,  um 
nicht  auf  die  Repräsentation  verzichten  zu  müssen.  Fr.  A. 
Lange,  von  dem  wir  diese  Stelle  entnehmen,  fügt  mit  Recht 
hinzu:  „Es  ist  über  allen  Zweifel  erhaben,  dafs  ein  solches 
Festhalten  an  gewissen  Attributen  einer  höheren  Lebenshaltung 
etwas  Edles  und  Gutes  ist  in  dem  Stande,  welcher  nicht  mehr 
in  der  Lage  ist,  sich  über  andere  zu  erheben*.** 

Schon  an  dem  Entwicklungsgang  des  Kleidungsbedürfnisses, 
das  mit  dem  menschlichen  Hang  zum  Schmuck  so  eng  ver- 
knüpft ist,  läfst  sich  die  Wirkung  des  socialen  Strebens  nach 
Geltung,  Rangabgrenzung  und  Betonung  der  bevorzugten 
Stellung  innerhalb  der  Gesellschaft  deutlich  erkennen.  Alle 
Anzeichen  sprechen  dafür,  dafs  der  Anstofs  zum  Anlegen  von 
Kleidungsstücken,  die  im  Anfange  mehr  dem  Schmuckbedürf- 
nisse als  irgend  welchen  nützlichen  Zwecken  dienten,  von  den 
Vornehmen  in  der  primitiven  Gesellschaft,  zu  denen  die 
Stärkeren,  Älteren,  vielleicht  auch  die  Vernünftigeren,  ge- 
hörten, ausgegangen  ist.  Denn,  möge  die  primitive  Gesell- 
schaft noch  so  klein  und  scheinbar  noch  so  undifferenziert 
gewesen  sein,  immer  befanden  sich  in  derselben  von  Natur 
verschiedene  Elemente,  von  denen  die  Stärkeren  und  Ver- 
nünftigeren die  rechtliche  und  wirtschaftliche  Leitung  der 
Gesellschaft  übernahmen  und  einen  grofsen  Einflufs  auf  die 
von  ihnen  geleiteten  Mitglieder  ausübten.  Erst  allmählich  ver- 
breitete sich  der  Gebrauch  von  Kleidern  auch  innerhalb  der 
übrigen,  mehr  oder   weniger  untergeordneten  Mitglieder   der 

1  Die  Arbeiterfrage.    5.  Aufl.    Winterthur  1894.    S.  165. 


^  Siehe  H.  Grothe,  Bilder  u.  Studien  zur  Geschichte  der  Industrie 
und  des  Maschinenwesens.    Berlin  1870.    S.  41  u.  f. 

'  „Jedes  ßedürftiis   erscheint  zuerst  als  Luxus,  sofern  es  neu  ist,  ^ 
über  das  Hergebrachte  hinausgeht"    Schmoller  a.  a.  O.  S.  27.  J^ 

'  Interessant  ist  die  eigentümliche  Benutzung  des  Hanfes  bei  den'^"^ 
Skythen,  zur  Zeit,  als,  nach  Herodot,  die  Griechen  zum  ersten  Male  deren 
BeKanntschaft  machten.    Sie  schütteten  in  ihren  Schwitzbadezelten  die 
Samenkörner  auf  glühende   Steine  und  heulten  von   Behagen   in   dem 
Qualme  derselben.    Lippert,  Kulturg.  in  Hauptst.  I.    S.  125. 
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Gesellschaft;  und  zu  gleicher  Zeit  erkannten  allmählich  die 
Menschen  auch  den  Nutzen  der  Kleidung,  den  Schutz  vor 
Kälte,  feuchtem  Wetter  etc.,  wodurch  ein  radikaler  Wechsel 
in  dem  Wesen  des  Kleidungsgebrauchs  eintreten  mufste.  Zu  . 
dieser  Veränderung  der  Bedeutung  der  Kleider  im  mensch- 
lichen Leben  mag  auch  die  Auswanderung  des  primitiven 
Menschen  nach  relativ  kälteren,  rauheren  Zonen  viel  beige- 
tragen haben.  Aber  dieser  Wechsel  im  Gebrauche  der 
Kleidung  verhinderte  es  nicht,  dafs  dieselbe  auch  auf  den 
späteren  Stufen  der  menschlichen  Kultur  nicht  aufgehört  hat, 
zu  gleicher  Zeit  nicht  nur  dem  ExistenzbedUrfnisse,  sondern 
auch  den  ästhetischen  und  socialen  Trieben  der  Menschen 
Gentige  zu  leisten.  Die  Kleider  haben  mehr  wie  alle  anderen 
wirtschaftlichen  Gebrauchsgegenstände  den  Menschen  als  Ab-  ^• 
sonderungszeichen  der  verschiedenen  socialen  Gruppen  und  ^ 
Klassen  innerhalb  der  Gesellschaft  gedient,  und  die  allmähliche  \ 

Dififerenzierung  der  menschlichen  Gesellschaft  fand  immer 
einen  entsprechenden  Ausdruck  in  der  Differenzierung  und 
Variierung  der  menschlichen  Kleidung  je  nach  Ständen, 
Klassen  etc. 

Bekannt  ist  ja  z.  B.,  dafs  fast  in  allen  Ländern  der  Welt 
die  Benutzung  und  Verbreitung  der  Seide  nur  in  ihrer  Eigen- 
schaft als  Gegenstand  des  Luxus  geschah.  Trotzdem  tritt  seit 
längerer  Zeit  die  Seide  bei  den  Chinesen  als  ein  einfaches, 
wenn  auch  feineres  Bekleidungsmittel  auf.  Allerdings  war  in 
China  der  Gebrauch  der  Seide  schon  4000  Jahre  v.  Chr.  be- 
kannt. Dafs  die  Verbreitung  der  Seide  von  oben  herab  statt- 
fand, beweist  die  Thatsache,  dafs  nach  den  geschichtlichen 
Zeugnissen  manche  Kaiserinnen  als  wohlthätige  Verbreiterinnen 
des  Seidengebrauches  einen  unvergefsHchen  Ruhm  sich  er- 
worben haben. 

Auch  die  Baumwolle  wurde  zuerst  nur  von  den  höheren 
Ständen  gebraucht,  diente  also  anfangs  mehr  den  Absonderungs- 
zwecken der  Vornehmen,  als  den  wirtschaftlichen  Bedürfnissen 
des  Volkes  \  So  in  Indien.  —  Doch  wird  die  Baumwolle 
jetzt  in  den  meisten  Ländern  zurHerstellungder  allereinfachsten 
und  gewöhnlichsten  Alltagskleider  verwertet^  ^. 

Auch  in  der  Entwicklung  des*  Nahrungsbedürfnisses  giebt 
hauptsächlich   das   Streben   des   Menschen   nach   Geltung   und 
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Auszeichnung  innerhalb  der  Gesellschaft  den  Anstofs  zur  Ver- 
feinerung und  Vervielfkltigung  der  Nahrungsobjekte  und  ihrer 
Gebrauchsformen . 

Wir  haben  früher  gesehen,  dafs  die  Milch  ursprünglich 
keinen  Eingang  als  Nahrungsmittel  in  die  menschliche  Gesell- 
schaft zu  finden  vermochte.  Sie  fand  ihn  doch  schliefslich, 
und  zwar,  wie  es  anzunehmen  war,  als  Luxusartikel.  Die  von 
Lippert  mitgeteilten  Thatsachen  deuten  darauf  hin,  dafs  die 
Milch  zuerst  als  Luxusgegenstand  zur  Erheiterung  der  Vor- 
nehmen und  Edlen  diente;  erst  allmählich  durch  ihre  Ver- 
breitung auch  in  den  weniger  vornehmen,  respektive  nie- 
deren Ständen,  verlor  dieselbe  ihren  vornehmen  Charakter 
und  wurde  dadurch  zu  einem  alltäglichen  Nahrungsmittel  des 
Volkes. 

„Wo  in  der  That"  —  erzählt  uns  Lippert  —  „der  Genufa 
der  Milch  vorzugsweise  zu  Hause  war,  das  war  Vorderindien ; 
der  Brahmane  daselbst  ist  der  eigentliche  Milch- 
esser: gesottene  süfse  Milch  geniefst  und  preist  er  zu  allen 
Zeiten." 

Aber  in  dieser  Gestalt  tritt  die  Milch  relativ  spät  in  der 
Reihe  der  Nahrungsmittel,  selbst  des  vornehmen  Brahmanen, 
auf.  Sie  hatte  zuerst  eine  Reihe  von  Entwicklungstufen  zu 
durchlaufen,  bis  sie  ihre  Nahrungseigenschaften  dem  Menschen 
entdeckte. 

„Nach  Indien  kamen  die  Arier  von  den  Hochsteppen 
Asiens  als  Reiter-Nomaden.  Und  diese  wufsten  nur  einige 
Stuten  zu  melken  und  sich  deren  Milch  zu  bedienen.  Selbst- 
verständlich war  die  geschätzte  Stutenmilch  keineswegs  ein 
volkstümliches  Nahrungsmittel,  sondern  wie  dem  Zulu  der 
säuerliche  Molkensaft,  ein  nur  Reichen  zugängliches  Genufs- 
mitteP." 

Eine  Reihe  von  Thatsachen  spricht  dafür,  dafs  die  meisten 
jetzt  volkstümlichen  Nahrungsmittel,  die  Getreideprodukte  nicht 
ausgeschlossen,  ursprünglich  Luxusgegenstände  und  vorzugs- 
weise für  die  höheren  Stände  bestimmt  waren. 

Bei,  den  Negern  der  Sierra  Leone-Küste  wird  aus  der 
Jamswurzel  und  der  Cassava  eine  Art  Mehl  gewonnen,  das 
mehr  zum  höheren  Genufs  und  zum  Getränk,  als  zu  eigent- 
lichen Nahrungszwecken  dient  ^. 

Besonders  bei  den  alten  Ägyptern  erscheint  das  Getreide- 
brot zuerst  als  Nahrungsmittel  der  Vornehmen. 

„Die  Nahrung  der  alten  Ägypter  —  erzählt  uns  G.  Klemm  — 
war  nach  den  verschiedenen  Ständen,  in  welche  sie  geteilt 
waren,  verschieden  ....     Die  Sumpfgewächse  waren,  wie  bei 


*  Siehe  Lijppert  a.  a.  0.  S.  12—16. 

2  Vergl.  Klemm,  Allgemeine  Kulturgesch.  der  Menschheit.    Bd.  IIL 
S.  231-232. 
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den  alten  Mexikanern,  vorzugsweise  Nahrungsmittel  für  die 
ärmere  Klasse,  welche  nächstdem  auch  Knoblauch,  Zwiebeln^ 
Kürbisfrlichte,  Melonen  und  Gurken,  dann  Durrah  und  Datteln 
genofs.  Eine  Speise  der  Gemeinen  waren  jedenfalls  auch 
die  Fische. 

Dagegen  waren  die  Nahrungsmittel  der  höheren  Stände 
nicht  allein  reichlicher  und  nahrhafter,  sondern  auch  künstlicher 
und  schmackhafter  zubereitet.  Das  Lieblingsgericht,  Rind- 
und  Gänsefleisch,  war  vorzugsweise  den  Priestern  bestimmt. 
Das  Brot  der  Vornehmen  wurde  aus  Weizen  gebacken*. 
„Gerste  und  Weizen  —  meint  auch  Lippert  —  finden  im 
ägyptischen  Kulte  älterer  Zeit  eine  Verwendung,  die  sie  ala 
frühzeitig,  zweifellos  gleichzeitig  mit  der  roten  Rasse  einge- 
bürgert erkennen  lälst;  gleichzeitig  zeigen  viele  Umstände^ 
dafs  sie  neben  anderen  Früchten  des  Landes  nicht  ohne  einen 
gewissen  Grad  der  Vornehmheit  auftraten.  Der  Flora  des^ 
Landes  gehörten  sie  nie  an'.^ 

Beinahe  alle  nicht  ganz  rohen  Völker  verwendeten  ihren 
Hauptnahrungsstoff  zur  Bereitung  von  Luxusge tränken,  so  die 
Inder  den  Reis,  die  Mexikaner  den  Mais,  die  Afrikaner  die 
Ignaurenwurzel,  die  Slaven  ihren  Roggen  etc.®. 

Alle  diese  Thatsachen  rechtfertigen  die  Annahme,  dafs  ein 
grofser  Teil  der  Nahrungsmittel  bei  ihrer  Entstehung  den 
Luxusbedürfnissen  der  Bevorzugten  diente,  vielleicht  nicht  ein- 
mal als  vornehme  Nahrungs-,  sondern  vielmehr  als  Mittel  zur 
Bereitung  von  Getränken  verwendet  wurde.  Es  bedurfte  einer 
langen  Reihe  von  Jahren,  bis  allmählich  auch  die  niederen 
Schiebten  der  Gesellschaft  ihren  Gebrauch  sich  aneigneten. 
Dieses  Herabsinken  in  die  niederen  Schichten  der  Gesellschaft,, 
in  die  Sphäre  der  Armut,  verlieh  ihnen  erst  ihren  wahren 
Wert  als  Nahrungsmittel  und  verdrängte  alle  früheren,  haupt- 
sächlich der  Ruhmsucht  dienenden  Gebrauchsformen  ^. 

Manche  Thatsachen  sprechen  wiederum  dafür,  dafs  auch  die 
Metalle  zuerst  als  Luxusgegenstände  aufkamen,  später  auch 
als  Waffen,  aber  auch  diese  zuerst  am  wahrscheinlichsten  ala 
auszeichnende  Waffen,  die  nur  den  Reichen  und  Mächtigen 
zugänglich  waren.  Schon  die  Reihenfolge  ihres  Erscheinens 
spricht  fUr  diese  Annahme.  Zuerst  erschien  das  Gold,  dann 
erst  Kupfer  und  schliefslich  die  nützlichsten  Metalle:  Bronce 
und  Eisen.  Schon  die  grofsen  Schwierigkeiten,  mit  welchen 
das  Erzschmelzverfahren  verbunden  war,  die  winzigen  Quanti- 
täten, die  zuerst  zur  Verfügung  der  Menschen  standen,  der 
frühere  Gebrauch  des  Kupfers  und  Eisens  als  Geld  im  Handels- 


'  A.  a.  0.  Bd.  V.  S.  259—60. 

■  Kulturgeschichte  in  ihrem  organischen  Aufbau.    Bd.  I,  S.  585. 

»  Vergl.  Klemm  a.  a.  0.  Bd.  III,  S.  239—41. 

*  Vergl.  Röscher  a.  a.  0.    Bd.  I.    §  231. 
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verkehr,  wo  zuerst  nur  Gegenstände  des  Luxus  cirkuliert 
haben,  lassen  den  Schlufs  ziehen,  dafs  diese  Metalle  in  ihrem 
ursprünglichen  Gebrauch  Luxusgegenstände  waren*. 

Wir  wollen  zuletzt  nicht  unerwähnt  lassen,  dafs  eine 
ganze  Keihe  von  wirtschaftlichen  Gebrauchsmitteln  den  primitiven 
Völkern  durch  den  schon  sehr  früh  entstandenen  Handel  zu- 
gänglich gemacht  wurde.  Nun  ist  aber  geschichtlich  festgestellt, 
dafs  weder  bei  den  antiken  Völkern,  noch  sogar  im  früheren 
Mittelalter  die  Gegenstände  des  täglichen  Bedarfes  einem  regel- 
mäfsigen  Austausch  unterlagen.  Seltene  Naturprodukte,  ge- 
werbliche Erzeugnisse  von  hohem  specifischen  Wert  bildeten 
die  wenigen  Handelsartikel  der  antiken  Welt.  Und  doch  gingen 
diese  so  teuer  bezahlten  Gegenstände  schliefslich  in  den  Volks- 
konsum über,  z.  B.  im  Altertum  Bernstein,  Metallgef&fse, 
keramische  Erzeugnisse,  Gewürze  und  Salben,  im  Mittelalter 
Wein,  Salz,  getrocknete  Fische,  Wollenzeug  etc.". 

3. 
Das  Streben  nach  auszeichnender  Thätigkeit. 

Das  Streben  nach  Macht  äufsert  sich  nicht  nur  im  Ver- 
brauch der  Objekte,  sondern  auch  in  der  menschlichen  Thätig- 
keit an  sich.  Der  Mensch  sucht  nicht  nur  in  der  Art  und 
Weise,  wie  er  seine  Bedürfnisse  befriedigt,  sondern  auch  in 
den  Äufserungsformen  seiner  Thätigkeit  seine  Macht,  seine 
Geltung  in  der  Gesellschaft  mit  möglichstem  Nachdruck  zu 
betonen.  Er  hängt  daher  mit  Vorliebe  an  solchen  Thätigkeits- 
arten,  die  ihm  Anerkennung  und  Achtung  in  den  Augen  der 
übrigen  Mitglieder  der  Gesellschaft  verschaffen  können,  selbst 
dann,  wenn  diese  Thätigkeit  an  sich  keinen  wirtschaftlichen 
Nutzen  bedingt. 

Eine  absondernde,  auszeichnende  Thätigkeit  unterscheidet 
sich  wesentlich  von  der  freien,  sogenannten  ästhetischen  Thätig- 
keit des  Menschen  und  steht,  eben  durch  diesen  Unterschied, 
der  wirtschaftlichen  Arbeit  nahe.  Daher  erklärt  es  sich,  dafs 
diese  Art  Thätigkeit,  welche  ihrer  eigentlichen  Natur  nach 
unwirtschaftlich  ist,  da  sie  einzig  und  allein  die  Anerkennung 
und  Auszeichnung,  ohne  jede  wirtschaftliche  Rücksicht,  zu 
ihrem  Zwecke  hat,  sich  dennoch  unter  Umständen  sehr  leicht 
in  eine  wirtschaftliche  Thätigkeit  verwandeln  konnte.  Die 
freie  Thätigkeit  dient,  wie  wir  wissen,  sich  selbst  zum  Zweck 
und  hat  ihren  Grund  in  der  Notwendigkeit  der  Auslösung  der 
kinetischen   Energie,   die   sich  in  verschiedenen  Centren   des 


*  Vergl.  auch  W.  Lübke,  Grundrifs  d.  Kunstgeschichte.  Bd.  I.  S.  5. 
■  Vergl.  K.  Bücher  a.  a.  0.   S.  81  ff.    Vergl.  auch  SchmoUer,  Grund- 
rifs  etc.    S.  233-288. 
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Gehirns  und  der  übrigen  Bestandteile  des  menschlichen  Körpers 
von  Zeit  zu  Zeit  anzusammeln  pflegt;  sie  äufsert  sich  daher  in 
leichten,  auf  sämtliche  Teile  des  Organismus  entsprechend 
verteilten  Bewegungen.  Sie  verträgt  daher  auch  keine  in  be- 
stimmten Teilen  des  Geistes  und  Körpers  koncentrierte 
Thätigkeit,  die  über  das  Mafs  der  angesammelten  Energie 
hinausgeht.  Diejenige  Thätigkeit  dagegen,  der  ein  sociales 
Motiv,  und  zwar  das  Streben,  zu  imponieren,  Eindruck  zu 
machen  auf  die  menschliche  Umgebung,  zu  Grunde  liegt,  hat 
ihren  Zweck  eben  nicht  in  sich  selbst,  verträgt  sich  daher  sehr 
gut  mit  einer  Koncentration  der  geistigen  und  körperlichen 
Kräfte,  sie  setzt  ja  gerade  eine  besondere  Anstrengung  voraus, 
da  diese  Anstrengung  ein  Zeichen  der  physischen,  respektive 
der  geistigen  Macht  und  Stärke  bietet,  welche  Anerkennung 
und  Bewunderung  hervorruft.  Dadurch  nähert  sich  diese  auf 
socialen  Motiven  beruhende  Thätigkeit  einer  wirtschaftlichen 
Leistung,  in  welcher  die  Koncentration  der  körperlichen  und 
geistigen  Bewegungen  eines  der  wesentlichen  Merkmale  aus- 
macht. 

Allerdings  unterscheidet  sich  die  auszeichnende  Thätigkeit 
von  der  eigentlichen  wirtschaftlichen  Arbeit  dadurch,  dafs  die 
erstere  keinem  wirtschaftlichen  Bedürfnisse  dient,  sondern  eben 
nur  dem  Streben,  bei  Seinesgleichen  Ruhm,  Anerkennung, 
Bewunderung  hervorzurufen.  Dies  aber  schliefst  doch  nicht 
aus,  dafs  als  Eesultat  einer  solchen  Thätigkeit  in  manchen 
Fällen  auch  ein  wirtschaftlicher  Erfolg  sich  einstellt.  Dann 
aber  verwandelt  sich  diese  Thätigkeit,  ohne  dafs  der  Mensch  das 
vorauszusehen  brauchte,  in  eine  wirtschaftliche  Leistung.  — 
Ein  sehr  charakteristisches  Beispiel  liefert  uns  in  dieser  Be- 
ziehung die  Zähmung  und  Züchtung  der  wilden  Tiere  und 
Vögel. 

Manche  Kulturhistoriker  behaupten,  daCs  das  ursprüngliche 
Motiv  zur  Domestikation  der  Tiere  in  der  Freude  lag,  die  der 
Mensch  an  den  Bewegungen  oder  dem  Farbenspiele  ver- 
schiedener Tiere  empfindet,  und  in  der  Vorliebe,  mit  solchen 
Tieren  sich  gleichsam  schmuckweise  zu  umgeben^.  Schon  in 
diesem  Motiv  sehen  wir  das  sociale  Moment  hervortreten,  da 
doch  das  Schmuckbedürfnis,  wie  wir  schon  wissen,  auf  dem 
Streben  nach  Geltung  beruht.  Es  ist  aber  nicht  ausgeschlossen, 
dafs  wir  es  auch  hier  „mit  dem  Bedürfnisse  zu  tnun  haben, 
einen  Geführten  zu  haben,  an  dem  man  alle  Launen  der  Zärt- 
lichkeit und  Grausamkeit  auslassen  kann**  ^,  das  würde  aber 
mit  anderen  Worten  heifsen,  dafs  wir  hier  ein  Streben  nach 
Macht  vor  uns  haben,  das  sich  wenigstens  in  Beziehung  zu 
den   Tieren   Geltung   zu  verschafl^en   sucht.     Oft  aber  suchte 


*  Vergl.  Lippert,  Kulturgeschichte  in  ihrem  org.  Aufbau  I.  S.  485. 
«  Vergl.  Ed.  Hahn  a.  a.  0.  S.  28—29. 
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<ler  Mensch  mittels  der  gezähmten  Tiere  die  Bewunderung  und 
Anerkennung  der  menschlichen  Umgebung  zu  erringen.  Wir 
haben  in  der  Geschichte  der  Zähmung  solche  Thatsachen  zu 
verzeichnen,  die  ganz  deutlich  den  Wunsch,  zu  imponieren,  sich 
hervorzuthun,  verraten.  Nicht  nur  am  Hofe  des  Negus  von 
Abessinien  wurden  zahme  Löwen  gehalten,  wir  finden  sie 
wiederholt  auf  ägyptischen  und  assyrischen  Denkmälern  in 
Begleitung  der  Könige.  „Das  Wesentliche  bei  dieser  Zähmung 
war  jedenfalls  die  ganz  aufserordentliche  seltene  Auszeichnung, 
die  sich  ein  Mensch  durch  den  Besitz  solcher  Tiere  erwarb, 
der  schreckhafte  Eindruck,  den  sie  zu  Gunsten  ihres  Herrn 
auf  die  Menge  machen  mufsten,  also  ganz  dasselbe  Motiv, 
welches  die  Entwicklung  des  Schmuckes  in  Bewegung  setzte*.** 

Da  die  Zähmung  des  Hundes  sehr  weit  in  der  Urgeschichte 
der  Menschen  zurückliegt,  da  der  Hund  —  wie  Hahn  sich 
geistreich  ausdrückt  —  „so  alt  als  Genosse  des  Menschen,  als 
Haustier  auftritt,  dafs  er  dem  Haus  bedeutend  vorausgegangen 
ist",  so  ist  jede  Spur  von  der  Geschichte  seiner  ursprünglichen 
Zähmung  vollständig  verschwunden.  Jetzt  scheint  uns  dieser 
Anschlufs  des  Hundes  an  den  Menschen  als  etwas  Natürliches, 
und  manche  Gelehrten  glauben  annehmen  zu  können,  der  Hund 
habe  von  selbst  die  Gesellschaft  des  Menschen  gesucht*. 
Trotzdem  würde  es  am  wahrscheinlichsten  sein,  dafs  auch  die 
Zähmung  des  Hundes  zuerst  als  ein  Zeichen  der  Vornehmheit 
galt,  und  es  ist  nicht  ausgeschlossen,  dafs  der  gezähmte  Hund 
einen  imponierenden  Eindruck  auf  die  Menge  machte,  da  wir 
denselben  auf  den  ägyptischen  Denkmälern  gleicherweise  wie 
den  Löwen  in  der  Begleitung  der  Könige  finden,  stets  aller- 
dings unter  dem  Thronsessel  des  Königs.  Vielleicht  beruht 
diese  imponierende  Eigenschaft  des  Hundes  auf  irgend  einer 
Auffassung  des  Kultes,  aber  immerhin  zeigt  ja  diese  seine  be- 
ständige Begleitung  der  Könige,  dafs  der  Hund  eine  hohe 
Bedeutung  hatte  und  die  Vornehmheit  seines  Besitzers  kenn- 
zeichnete®. 

Die  frühe  Zähmung  des  Hundes  hat  schon  sehr  zeitig  zu 
der  Entdeckung  seiner  nützlichen  Eigenschaften  geführt  und  seine 
Zähmung  verallgemeinert;  und  so  sank  der  vornehme  Hund 
zu  der  Stufe  eines  gewöhnlichen  Tieres  herab. 

Nachdem  andere  nützliche  Eigenschaften  des  Hundes  all- 
mählich erkannt  worden  waren,  wurde  derselbe  als  Jagdhund 
oder  als  Hüter  der  Herden  verwendet,  verlor  allmählich  seine 
Eigenschaft  als  Nahrungsmittel,  behielt  aber  seine  anderen 
nützlichen  Eigenschaften  bei  und  blieb  in  der  Gesellschaft  des 
Menschen. 


1  Lippert  a.  a.  0.    S.  485-486. 

*  Vergl.  V.  Baer,  Studien  aus  dem  Gebiete  der  Naturwissenschaft. 
2.  Teil.    (S.  PeterBburg  1876.)    S.  22—26. 

»  Vergl.  z.  B.  Ed.  Hahn  a.  a.  0.   S.  60-61. 
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Es  ist  ferner  mit  Wahrscheinlichkeit  anzunehmen,  dafs  die 
ersten  Lasttiere,  so  z.  B.  der  Esel,  zuerst  zum  Reiten  dienten ; 
das  Reiten  aber  galt  als  Zeichen  der  Vornehmheit  Es  war 
nach  biblischem  Zeugnis  der  Stolz  eines  patriarchalischen 
Familienhauptes,  alle  seine  Söhne  auf  Eseln  beritten  zu  sehen. 

Erst  dort,  wo  das  stolze  Rofs  den  Esel  aus  der  Herren- 
gesellschaft verdrängt  hatte,  sank  auch  der  Esel  zum  Lasttier 
herab  und  verlor  seine  vornehme  Bedeutung  \ 

Die  Zähmung  mancher  Tiere,  hauptsächlich  aber  ihre 
Zucht  läfst  sich  auch  auf  den  Einfluls  des  Kultes  zurückführen, 
und  das  religiöse  Motiv  läfst  sich  bei  der  Zähmung  mancher 
Tiere,  die  als  heilige  Tiere  in  die  Gesellschaft  Eingang  fanden, 
feststellen.  Dennoch  würde  das  religiöse  Motiv  an  sich  für 
die  endgültige  Lösung  des  Entwicklungsproblems  in  keinem 
Falle  sich  eignen.  Der  Kult  und  die  Religion  hatten  zu  jeder 
Zeit  einen  Einflufs  auf  das  menschliche  Leben,  aber  nicht 
immer  äufserte  sich  derselbe  für  die  menschliche  Entwicklung 
als  förderndes  Moment,  vielmehr  sehr  oft  als  eine  Fessel. 
Gerade  die  Religion  tritt  nicht  selten  im  socialen  Leben  als 
eine  äufserst  konservative  Macht  auf,  die  sämtliche  über- 
kommenen und  traditionellen  Formen  des  materiellen  und 
geistigen  Lebens  schützt,  jeder  Neuerung  aber,  jeder  progressiven 
Tendenz  sowohl  im  Genüsse  wie  in  der  Arbeit  mit  aller  Gewalt 
entgegenwirkt 

Speciell  bezüglich  der  wirtschaftlichen  Ausnützung  und 
Verwendung  der  Haustiere  konnte  der  Kult  sich  als  ein  grofses 
Hemmnis  herausstellen ;  es  war  dies  ganz  unabhängig  von  der 
Thatsache,  dafs  dieser  Kult  zuerst  den  Anstofs  zur  Zähmung 
und  Zucht  gegeben  hatte.  Denn  hatte  einmal  die  Kunst  der 
Zähmung  und  Züchtung  der  Tiere  als  eine  religiöse  Ver- 
richtung sich  in  der  Gesellschaft  eingeführt,  hatten  erst  die 
gezähmten  bezw.  gezüchteten  als  heilige  und  für  die  Götter 
bestimmte  Wesen  die  Verehrung  der  Menschen  hervorgerufen, 
so  entstand  die  Gewohnheit  und  die  Sitte,  jede  Entweihung 
der  heiligen  Gebräuche  des  Kultes,  jede  Verwendung  der 
heiligen  Tiere  zu  rein  wirtschaftlichen  Zwecken  als  ein  laster- 
haftes und  verbrecherisches  Thun  zu  brandmarken,  das  mit 
allen  der  Geselllschaft  zur  Verfügung  stehenden  Machtmitteln 
verhindert  und  bestraft  werden  mufste.   Es  mufsten  also  andere 


*  Dafs  die  Viehzucht  auch  nach  ihrer  Verbreitung  im  Volke  und 
Verwandlung  in  einen  der  Hauptzweige  der  wirtschaftlichen  Thätigkeit 
der  Menschen  ihren  vornehmen  Charakter  zum  Teil  noch  behält,  beweist 
das  Verhalten  mancher  Hirtenvölker  zu  derselben.  Die  Kaffemvölker 
halten  z.  B.  die  Viehzucht  wie  jede  Beschäftigung,  die  mit  ihr  zusammen- 
hängt (z.  B.  das  Melken,  das  Schlachten,  die  Bearbeitung  der  Felle  etc.X 
nicht  sowohl  für  eine  Pflicht,  als  für  ein  Recht  des  männlichen  Ge- 
schlechtes, welches  den  verachteten  Weibern  nicht  zusteht.  Der  Frau 
wird  sogar  bei  schwerer  Strafe  verboten,  den  Viehkral  zu  betreten. 
(Paulitflchke,  Ethnographie  Nordafrikas.    S.  190,  204.) 
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sociale  Mächte  hinzukommen,  die  die  negative  Wirkung  des 
Kultes  aufhoben  und  die  Zähmung,  resp.  die  Zucht  in  die 
Sphäre  der  rein  wirtschaftlichen  Thätigkeit  der  Menschen 
hinüberleiteten. 

Aber  noch  ein  zweites  Moment  dürfen  wir  nicht  aufser 
acht  lassen.  Die  innerhalb  der  Gesellschaft  sich  ausbildende 
Arbeitsteilung,  die  wiederum,  wie  wir  später  sehen  werden, 
auf  demselben  Princip  des  Strebens  nach  Macht  beruht,  hatte 
zur  Folge,  dafs  die  Pflege  des  Kultes  einer  bestimmten  gesell- 
schaftlichen Klasse,  z.  B.  dem  Priestertum,  anvertraut  wurde, 
dadurch  aber  verkörperte  diese  Klasse  im  vollsten  Sinne  des 
Wortes  die  Autorität  der  Gottheit  und  gewann  durch  dieselbe 
eine  grofse  sociale  Macht,  damit  aber  auch  eine  erhebliche 
kulturgeschichtliche  Bedeutung.  Diese  Bedeutung  hat  das 
Priestertum  eben  durch  seine  wirkliche  sociale  Machtstellung 
i^  der  primitiven  Gellschaft  erreichen  können,  nicht  aber  durch 
\  die  Religion  an  sich\  Dazu  müssen  wir  noch  bemerken,  dafs, 
,  *'  wenn  auch  das  religiöse  Gefühl  an  sich  vielleicht  auf  einer 
<*l  heiligen  und  dunklen  Ahnung  und  Erfassung  der  allerhöchsten 
Macht,  —  die  sich  sowohl  im  Menschen  selbst,  wie  auch  in 
dem  denselben  umgebenden  Weltall  zu  offenbaren  scheint,  — 
beruht,  so  doch  in  den  Beziehungen  des  Menschen  zu  dieser 
Allmacht  sich  wiederum  das  Streben  nach  Macht  äufsert.  Der 
Mensch  unterwirft  sich  dieser  göttlichen  Allmacht,  um  in  ihr 
eine  Stütze  zu  finden,  aus  ihr  eine  gewisse  Macht,  Seelenruhe 
und  Zuversicht  zu  schöpfen,  die  für  die  Entwicklung  der  Per- 
sönlichkeit von  gröfster  Bedeutung  ist. 

Was  die  Bodenkultur  anbetrifft,  so  läfst  sich  nicht  mit 
Bestimmtheit  feststellen,  in  welchem  Mafse  das  sociale  Moment, 
das  Streben  der  einzelnen  nach  Anerkennung  und  Bewunderung 
seitens  der  Gesellschaft,  zur  Entstehung  höherer  Formen  des 
Landbaues  beigetragen  haben  mag.  Es  läfst  sich  dagegen  fast 
mit  Bestimmtheit  annehmen,  dafs  auf  der  allerfrühesten  Kultur- 
stufe der  Landbau  und  die  damit  eng  verbundenen  Thätig- 
keiten  ganz  und  gar  den  schwächeren   Elementen   der  Gesell- 

^  Das  Priestertum  hat  zuerst  die  Schätze  der  „toten  Hand**,  die 
erste  Kapitalsammluug  der  Urzeit,  derselben  entrissen  und  sie  dem 
Leben  zurückgeführt.  „Sowie  der  priesterliche  Totenanwait,  sein  Leben 
im  Interesse  des  Toten  fristend,  mit  diesem  die  Schätze  und  Genufa- 
mittel  des  Kultus  teilte,  so  begann  die  überlebende  Welt  dem  Grebrauche 
nach  die  hinterlegten  Schätze  mit  dem  Kulte  zu  teilen;  sie  gelangte 
fortan  in  den  Besitz  eines  Kapitals,  das  auf  einem  seltsamen  Umwege 
geschaffen,  nur  als  Lebensausstattung  jüngerer  Geschlechter  verwenoet 
wurde."    (Lippert  a.  a.  0.  S.  33  ff.) 

Die  eigentliche  Sammlung  von  Vorräten  ginff  also  aus  Nacbahmone 
der  höheren  Klassen  hervor.  Die  Vorratssammlung  der  Hohen  und 
Vornehmen  sicherte  eben  denselben  ihre  Macht  und  bevorzugte  Stellung 
in  der  Gesellschaft.  Mit  anderen  Worten:  Den  Anstofs  zum  An- 
legen wirtschaftlicher  Vorräte  gaben  wiederum  die  Höheren  und  Vor- 
nehmen. 
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Schaft,  den  Weibern,  Kindern  und  Greisen  aufgebürdet  wurde, 
während  die  Männer  sich  mehr  mit  Jagd,  Krieg  und  freien 
Spielen  beschäftigten,  den  Landbau  aber  als  des  Mannes  un- 
würdige Beschäftigung  betrachteten.  Allein  diese  Thatsache 
schliefst  die  Möglichkeit  nicht  aus,  dafs  jedesmal,  wenn  ein 
neues  Bodenprodukt  in  die  primitive  Gesellschaft  Eingang  fand, 
dasselbe  als  ein  Luxusobjekt  galt.  Da  es  nun  zu  seiner  Her- 
stellung eine  neue,  ihm  angemessene  Form  des  Landbaues  ver- 
langte, so  wurde  öfters  seine  Pflege  eine  Zeit  lang  als  eine  vornehme 
und  auszeichnende  Beschäftigung  betrachtet,  die  gänzlich  in  den 
Händen  der  bevorzugten  Mitglieder  der  Gesellschaft  lag,  sodafs 
thatsächlich  manche  der  neu  auftretenden  Formen  der  Boden- 
kultur eine  Weile  dem  Streben  nach  Auszeichnung  und  Rang- 
Absonderung  völlig  entsprach  und  eben  diesem  Streben  ihre 
schliefsliche  Einbürgerung  im  wirtschaftlichen  Leben  zu  ver- 
danken hatte.  Wir  dürfen  nicht  vergessen,  dafs  die  Boden- 
kultur eine  lange  Reihe  von  Veränderungen,  Umwälzungen  und 
Verbesserungen  durchzumachen  hatte,  sowohl  bezüglich  der 
kultivierten  Produkte,  als  auch  der  technischen  Methoden  zur 
Bebauung  des  Bodens.  In  der  Geschichte  der  Kultur  finden 
sich  nicht  wenig  Anhaltspunkte  dafür,  dafs  solche  Umwälzungen 
oft  auf  das  direkte  Eingreifen  der  Mächtigen  zurückzuführen 
sind.  Der  Tabak  liefert  ein  sehr  charakteristisches  Beispiel 
für  eine  solche  Art  der  Entwicklung  des  Landbaues.  „Die 
Korana  in  Afrika  kennen  vom  ganzen  Ackerbau  nur  die 
Kultur  des  Tabaks,  und  nur  eben  dieser  war  da  und  dort 
imstande,  auch  den  Mann  für  die  Wertschätzung  des  Land- 
baues zu  gewinnen.  Der  Neger  am  oberen  Niger  rührt  nicht 
gern  Hand  und  Fufs,  aber  seinen  Tabak  pflegt  er  auf  regel- 
rechten Beeten  und  läfst  sich  die  Mühe  nicht  verdriefsen,  ihn 
zweimal  am  T^e  zu  begiefsen^.'' 

Aber  auch  der  entwickelte  Ackerbau,  der  auf  der  Pflanzung 
von  Getreide  beruht,  scheint  im  Anfange  seiner  Entstehung 
von  den  Vornehmen  ausgegangen  zu  sein.  Die  besonderen 
Feste  und  Feierlichkeiten,  die  den  Ackerbau  in  China  be- 
gleiten, scheinen  darauf  hinzudeuten,  dafs  derselbe  einst  eine 
auszeichnende  Beschäftigung  der  höheren  Stände  gewesen  sei. 
„Zu  Anfang  des  Frühlings  feiert  der  Kaiser  das  Flurfest  unter 
Fasten,  Beten  und  allerlei  Ceremonien;  er  zieht  mit  einem 
silbernen  Pfluge  auf  dem  seiner  eigenen  Obhut  unterstellten 
Felde  einige  Furchen  und  geniefst  zum  Schlüsse  ein  von  der 
Kaiserin  selbst  bereitetes  ländliches  MahP/ 

Es  haben  sich  auch  Berichte  erhalten,  die  bezeugen,  dafs 
der  Landbau  einst  sich  der    besonderen  Aufsicht  der  Priester 


1  Lippert,  Kultargeschichte  in  einzelnen  Hauptteilen  I.    S.  127. 
«  Weber,  Allg.  Weltgeschichte.    Bd.  I,  8.  60  f.    Vgl.  auch  Klemm 
a.  a.  0.  IV,  S.  68  f 
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erfreute,  was  auf  einen  Zusammenhang  zwischen  dem  Acker- 
bau und  dem  Kult  hinweist,  eine  Thatsache,  die  ebenfalls  auf 
den  vornehmen  Ursprung  des  Landbaues  schliefsen  läfst^. 

Eins  mufs  hier  noch  bemerkt  werden:  Gewisse  Formen 
der  Bodenkultur  mögen  bei  ihrer  Entstehung  noch  so  vor- 
nehm erscheinen,  dies  wird  doch  nicht  verhindern,  dafs  in 
dem  Mafse,  wie  jede  neue  Form  der  Bodenkultur  sich  im 
Volke  zu  verbreiten  beginnt,  dieselbe  allmählich  ihre  hohe 
Bedeutung,  ihren  vornehmen  Charakter  zu  verlieren  an&ngt 
bis  schliefsHch  die  höher  gestellten  Mitglieder  der  Gesellschaft 
auch  von  dieser  Bewirtschaftungsform  des  Bodens  sich  gänz- 
lich abwenden  und  dieselbe  den  unteren  Klassen,  resp.  den 
Sklaven  überlassen,  um  mit  anderen,  freieren  Thätigkeiten 
ihre  Mufsestunden  auszufüllen*.  Später  werden  wir  noch 
Gelegenheit  haben,  auf  diesen  sehr  charakteristischen  Prozefs 
des  Landbaues  zurückzukommen,  nämlich  dort,  wo  wir  zu 
beweisen  suchen,  dafs  die  wichtigsten  Formen  der  Boden- 
kultur, speciell  aber  der  Getreidebau,  auf  dem  oben  angedeuteten 
Wege  zustande  gekommen  sind  ®,  wobei  wir  auch  einen  zweiten 
Weg  der  Entwicklung  näher  ins  Auge  fassen  werden. 

4. 
Das  Streben  nach  Arbeits-YergendnBg. 

Wenn  auf  den  ersten  Stufen  der  Kultur,  irtnerhalb  einer 
noch  wenig  differenzierten  Gesellschaft  das  Streben  nach  Aus- 


• 

1  Laveleve-Bücher,  Das  Ureigentum.    (Leipzig  1876.)    8.  325—26. 

*  „Von  dem  Augenblicke  an,  wo  die  ländli(>Qen  Arbeiten  durch 
Kolonen  und  Leibeigene  ausgeführt  wurden,  wurde  der  Ackerbau  bald 
als  eine  niedere  Beschäftigung  betrachtet.  Die  reichen  und  angesehenen 
Familien  entschlugen  sich  desselben  gänzlich."  Laveleye-Bücher  a.  a.  O. 
S.  426. 

'  Der  im  Texte  geschilderte  Entwicklungsgang  des  Landbauee 
scheint  mit  der  in  Nationalökonomie  und  Kulturgeschichte  fast  allgemein 
anerkannten  Auffassung  von  dem  kommunistischen  Charakter  des  Grund- 
eigentums in  vollem  Widerspruch  zu  stehen.  Nach  dieser  letzteren  An- 
nahme ^ilt  OS  als  feststehend,  dafs  der  kollektivistische  Grundbesitz 
allein  die  geeignetste  Besitzform  für  die  Entwicklung  des  Ackerbaues 
sei,  daher  auch  durch  eine  lange  Reihe  von  Kulturpenoden  unangetastet 
geblieben  sei  und,  in  der  Gestalt  der  Feldgemeinschaft,  auch  rar  eine 
sehr  hohe  Bodenkultur  (Brenn-  und  Dreifelderwirtschaft)  als  passende 
Besitzform  sich  erwiesen  habe.  Der  kommunistische  Bodenbesitz,  der 
hauptsächlich  auf  der  primitiven  Sippen-  und  Gen til Verfassung  beruht^ 
gewährt  ja  sämtlichen  Mitgliedern  der  einzelnen  Kommunen  gleiche 
Kechte,  es  kann  also  hier  von  Höheren  und  Niederen  keine  Re(&  sein. 
Und  diese  gleichberechtigte  Stellung  sämtlicher  Mitglieder  hinderte 
nicht  den  Landbau ,  grofso  Fortschritte  zu  machen.  Mir  scheint 
jedoch,  dafs  diese  Auffassung  vom  goldenen  Zeitalter  des  Landbaues  auf 
einer  voreiligen  Verallgemeinerung  einer  an  sich  richtigen  Thatsache 
beruht,  welch'  letztere  bei  entsprechender  Einschränkuiilg  und  Erklärung 
in  ein  ganz  anderes  Licht  tritt,  und  den  von  mir  angenommenen  Ent- 
wicklungsgang zu  bestätigen  geeignet  ist.    Doch  darüber  später. 
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Zeichnung,  nach  Geltung,  nach  Betonune  der  Rangabs tufung^ 
blofs  in  der  eigenartigen  Wahl  der  Objekte  der  Bedürfnis- 
befriedigung und  der  Auswahl  von  Thätigkeiten  sich  zu 
äufsern  suchte  —  so  zeigte  sich  mit  der  Entwicklung  und 
schärferen  Ausprägung  der  socialen  Differenzierung  und  der 
socialen  Gegensätze  dieses  Streben  nach  Geltung,  nach  Be- 
tonung der  Macht,  in  einer  neuen,  scheinbar  sehr  unwirtschaft- 
lichen Gestalt,  die  dennoch  für  die  menschliche  Entwicklung 
von  allergröfster  Bedeutung  war.  Diese  Äufserungsform  des 
Machtbewufstseins  war  —  die  Vergeudung  der  mensch- 
lichen Arbeit  —  wodurch  der  Vornehme,  Gewaltige, 
Mächtige,  eben  am  markantesten  seine  Macht  über  die  Mit- 
menschen beweisen  konnte.  „Überhaupt,  bemerkt  F.  A.  Lange*, 
ist  die  Vergeudung  der  Arbeitskraft  das  eigentliche  Merkmal 
beim  Luxus,  wenn  man  nicht  die  einzelne  Person,  sondern  die 
Gesellschaft  ins  Auge  fafst." 

Befriedigung  des  Machtgefühls  und  Vergeudung  der 
Arbeitskraft  —  das  sind  die  charakteristischen  Merkmale  des 
Luxus  zu  gewissen  Zeiten,  und  diese  treten  unseren  Blicken 
überall  entgegen,  wo  das  Wesen  des  Luxus   in  seiner  ausge- 

Srägtesten    Gestalt,  klar  und   unverhüllt,  sich   uns   offenbart, 
.  h.  eben  in  solchen  Momenten,  wo  der  Luxus  seine  höchste 
Entwicklungsform  erreicht.     So  auch  bei  den  Römern. 

„Der  Luxus  eines  Caligula  und  Nero  erhielt  seinen 
exceptionellen  Charakter  dadurch,  dafs  er  eine  Dokumentation 
ihres  Allmachtsschwindels  war.  Sie  wollten  auch  hierin  die 
übermenschliche  Macht  und  Gröfse  des  Cäsarentums,  den 
unermefs liehen  Abstand  des  Weltherrschers  von  seinen 
ünterthanen  zur  Anschauung  bringen,  für  sie  sollte  es  keine 
Unmöglichkeit,  für  ihren  Willen  keine  Schranke  geben. 
In  diesem  Sinne  liefs  Caligula  im  Meer  während  des  Sturmes 
Bauten  aufführen  und  verprafste  den  Tribut  dreier  Provinzen 
(10  Millionen  Sesterzen)  an  einem  Tage;  in  diesem  Sinne  unter- 
nahmen er  und  Nero  es  bei  ihren  Festen,  in  ihren  Pracht- 
schiffen und  Palästen,  die  Träume  einer  ausschweifenden  Phan- 
tasie zu  verwirklichen^." 

Die  V'crschwender  —  sagt  Seneca  —  streben  darnach,  ihr 
Leben  fortwährend  zum  Gegenstand  des  Gespräches 
zu  machen.  Bleibt  ihr  Thun  und  Treiben  verschwiegen,  so 
glauben  sie  ihre  Mühe  verloren  zu  haben  ...  So  oft  etwas, 
was  sie  thun,  dem  Gerücht  entgeht,  sind  sie  mifsvergnügt  .  .  . 
Es  genügt  nicht  üppig  zu  leben,  man  mufs,  es  in  auf- 
fallender Weise  thun. 

Dasselbe  läfst  sich  durch  mehrere  Thatsachen  bestätigen. 
Hier  nur  ein  einziges  Beispiel.  „Die  Ausstattung  der  Wohnungen 


»  A.  a.  0.  S.  129  ff.    Vergl.  auch  Röscher.    Bd.  I.  §  224—232. 
a  Friedländer,  Sittengeschichte  Roms.  Th.  III.   Abschn.  I.  8.  5—6  ff. 
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der  Wohlhabenden  war  im  Altertum  von  den  gegenwärtig  in  Nord- 
und  Mitteleuropa  üblichen  wesentlich  verschieden.  Sie  war 
nicht  auf  behaglichen  Aufenthalt,  nicht  auf  Comfort 
berechnet,  sondern  auf  möglichst  imposante  und  glanzvolle 
Darstellung  der  Würde  des  Besitzers.  Waren  schoa 
die  eigentlichen  Wohnräume  nach  unseren  Begriffen  mit  Haus- 
rat und  Mobilien  nur  spärlich  ausgestattet,  so  enthielten  voUenda 
die  hohen,  weiten,  zum  Empfang  bestimmten  Räume,  die  sich 
morgens  dem  Schwärm  der  Besucher,  gegen  Abend  den  zur 
Mahlzeit  geladenen  Gästen  öffneten,  verhältnismäfsig  wenige^ 
dafür  aber  um  so  kostbarere  und  gediegenere,  ausschliefslich 
oder  vorzugsweise  zur  Dekoration  bestimmte  Prachtstücke^ 
—  als  Tische  mit  Citrusplatten  auf  ElfenbeinfUfsen,  Ruhebetten 
mit  Schildpatt  ausgelegt,  oder  reich  mit  Gold  imd  Silber  verziert 
und  mit  oaby Ionischen  Teppichen  behängt,  Prachtvasen  au» 
korinthischer  Bronce  etc.  etc. 

Von  mehreren  der  beliebtesten  Luxusmöbel  und  Geräte 
werden  Preise  angegeben,  die  durchaus  hoch,  zum  Teil 
enorm  sind^ 

Auch  die  Vergeudung  der  Arbeit  war  mitunter  ein  wichtiger 
Faktor  bei  der  Entstehung  neuer  wirtschaftlicher  Zweige,  neuer 
Arten  der  Arbeit.  Denn  dort,  wo  der  Mensch  wirtschaftlich  zu 
verfahren  genötigt  ist,  wo  er  umsichtig  mit  seinen  Kräften  umgehen 
mufs,  wo  ihm  hauptsächlich  an  möglichst  vollständiger  Be- 
friedigung des  vorhandenen  Bedürfnisses  durch  möglichst  pro- 
puktive  Arbeit  gelegen  sein  mufs,  dort  würde  ja  ceteris  paribua 
jeder  neue  Versuch,  jede  neue  Arbeitsart,  wie  etwa  die  Aus- 
rodung der  Wälder,  Meliorationen,  aber  auch  die  Herstellang 
neuer  Werkzeuge  etc.  etc.  eine  direkte  Verschwendung  und 
Vergeudung  der  Arbeit  sein,  daher  ein  wirtschaftlich  unerlaubtes 
Verfahren.  Denn  schliefslich  ist  doch  jede  neue  wirtschaft- 
liche Thätigkeit,  jede  neue  Erwerbsform  im  Anfange  ein 
zweifelhafter  Versuch,  dem  nicht  ohne  weiteres  Thür  und  Thor 
geöffnet  werden  könnte,  im  Interesse  der  Wirtschaftlichkeit.  — 
Umgekehrt  dort,  wo  es  sich  um  die  Hervorbringung  eines 
Luxusartikels  handelt,  dessen  Hauptmerkmal  sein  hoher 
Preis  ist,  das  in  ihm  enthaltene  grofse  Quantum  Arbeit,  dort 
ist  jeder  Versuch  schon  von  vornherein  in  seinem  Erfolge  ge- 
sichert. Würde  die  eingeführte  Arbeitsart  sehr  wenig  Produkte 
liefern,  relativ  sehr  unproduktiv  sein,  um  so  besser  für  den 
Verbraucher:  denn  dann  wird  der  betreffende  Artikel  von 
hohem  specifischen  Wert  sein  und  dem  Ehrgefühl  der  Vor- 
nehmen in  vollem  Umfange  entsprechen. 

Daher  sind  solche  Versuche  nur  angestellt  und  von  Er- 
folg gekrönt  worden,  wo  es,  wie  in  Assyrien,   Ägypten    etc. 


»  Friedländer  a.  a.  0.  lU,  8.  79. 
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nicht  auf  das  vorsichtige  Umgehen  mit  der  Arbeit  ankam,  und 
wo  die  neueingefbhrten  Erwerbszweige  wenigstens  zuerst  Luxus- 
artikel produzierten. 

Der  Tafelluxus  der  Römer,  obwohl  hauptsächlich  durch 
Arbeitsvergeudun^  charakterisiert,  hat  auch  im  römischen 
Altertum  keinesfalls  nur  schädliche  Wirkungen  geübt;  sondern 
dadurch^  dafs  er  die  Hauptveranlassung  zur  Einführung  fremder 
Kulturgewächse  und  efsbarer  Tiere  in  den  Ländern  des  Occidents 
und  somit  zur  Veredelung  und  Verfeinerung  der  Nahrungs- 
mittel überhaupt  war,  ist  er  ebenso  wie  in  neuerer  Zeit  ein 
nicht  unwichtiger  Faktor  zur  Verbreitung  und  Hebung  der 
Oesamtkultur  gewesen. 

„Schon  zur  Zeit  der  Republik  war  ein  grofser  Teil  der 
2ur  Luxusnahrung  dienenden  Tiere  und  Gewächse 
in  Italien  eingeführt. 

In  weit  gröfserem  Umfange  als  die  Einführung  von  Tieren 
•erfolgte  die  Acclimatisation  von  Fruchtbäumen  und  anderen  Ge- 
wächsen, die  sich  dann  von  dort  in  andere  Länder  verbreiteten. 
Aber  auch  hier  hat  das  spätere  Altertum  nur  fortgesetzt  und 
erweitert  und  vervielfältigt,  was  das  frühere  angebahnt  und 
begonnen  hatte,  es  hat  die  Wanderungen  der  Kulturpflanzen 
aui  fernere  Gebiete  ausgedehnt  und  so  freilich  im  Laufe  der 
Jahrhunderte  den  Charakter  der  Vegetation  von  Süd-  und 
Mitteleuropa  vbUig  umgestaltet. 

So  konnte  Varro  bereits  sagen,  Italien  sei  ein  grofser 
Obstgarten,  während  die  Griechen  (im  peloponnesischen  Kriege 
und  noch  bis  in  die  alexandrinische  Zeit  hinein)  diese  Halb- 
insel als  ein  Land  kannten,  das  im  Vergleich  mit  ihrem  eigenen 
Lande  und  mit  dem  Orient,  einen  nordischen  primitiven 
Charakter  trug  und  dessen  Produktion  hauptsächlich  in  Ge- 
treide, Vieh  und  Holz  bestand. 

Auch  Deutschland  verdankt  die  AnfUnge  seiner  so 
blühenden  Obstkultur,  so  gut  wie  Frankreich  und  England  — 
dem  römischen  Tafelluxus  ^.^ 

Dasselbe  sehen  wir  auch  auf  den  übrigen  Gebieten  der 
Gütererzeugung.  Der  Luxus  der  Bekleidung  und  der  Woh- 
nungsausstattungen etc.,  der  wiederum  zuerst  die  Arbeitsver- 
geudung zu  seinem  Hauptmerkmal  hatte,  gab  die  erste  Initiative 
zur  Entwicklung  der  Industrie,  und  Alexandria  erwarb  sich 
durch  seine  Erzeugnisse  dieser  Art  einen  Weltruf. 

5. 

Der  Klassenkampf  um  die  Bedfirftiisse. 

Das  Streben  nach  Geltung,  nach  Absonderung,  nach 
Rangunterschied,  die  Freude,  die  der  Mensch  im  Bewufstsein 
«einer  Macht,  seiner  Herrschaft  fühlt,  vor  allem  innerhalb  der 

1  Friedländer,  Th.  III.    I.  Abschn.     Besonders  S.  37  ff. 
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höheren  Stände,  der  Vornehmen  und  Bevorzugten,  hat,  wie 
wir  schon  gesehen  haben,  eine  kulturhistorische  Bedeutung 
und  äuf8e^:t  sich  als  ein  progressiver  Faktor  im  socialen  und 
wirtschaftlichen  Leben  der  Menschheit.  Andererseits  aber 
enthält  das  Streben  nach  Macht  in  seiner  aristokratischen 
Gestalt  auch  ein  regressives  Moment,  das  hemmend  und  auf- 
haltend sowohl  auf  die  Vervollkommnung  der  Bedürfnisse^ 
wie  auch  auf  die  höhere  Entfaltung  der  wirtschaftlichen 
Kräfte  wirkt.  Wenn  ein  Vornehmer  ein  Objekt  deshalb 
zur  Befriedigung  seiner  Bedürfnisse  gewählt  hat,  weil 
dieses  Objekt  Btwa  selten  ist,  weil  es  durch  irgend  welche 
Eigenschaften  der  Umgebung  imponiert,  so  bleibt  ja  schliefs- 
lich  das  Bedürfnis  selbst,  das  dasselbe  Objekt  befriedigen 
soll,  ohne  Bedeutung  oder  blofs  von  untergeordneter  Be- 
deutung ^ 

Der  wilde,  mächtige  Jäger,  der  etwa  einen  Löwen  oder 
einen  Wolf  gezähmt  hat,  um  dem  Volke  Schrecken  einzuflöfsen, 
wird  überhaupt  nach  der  Nützlichkeit  des  gezähmten  Tieres 
nie  fragen.  Das  Pathos  der  Distanz  hebt  ja  den  Gedanken 
an  die  Nützlichkeit  des  Dinges  auf.  Die  Römer,  die  ihre  pracht- 
vollen Zimmer  mit  teuren  Möbeln  überfüllten,  jedoch  zu 
gleicher  Zeit  durch  daran  befestigte  Zettel  den  hohen  Preis 
derselben  ankündigten,  dachten  eben  nicht  an  bequeme,  har- 
monische Ausstattung  ihrer  Wohnung,  da  ihr  ETauptzweck  war, 
blofs  durch  den  hohen  Preis  ihrer  Wohnungseinrichtungen  den 
Besuchern,  Freien  und  Klienten,  zu  imponieren.  Der  Anzug 
einer  eleganten  Dame  im  heutigen  Paris  repräsentiert  oft  eine 
Summe,  welche  Hunderte  von  fleifsigen  Arbeitern  zusammen 
im  ganzen  Jahre  nicht  verdienen  können.  Da  es  aber  dieser 
Dame  wesentlich  darauf  ankommt,  durch  solch  eine  teure 
Toilette  ihre  Eleganz,  ihre  Macht,  ihre  hohe  Stellung  zu  be- 
tonen, so  würde  ihr  die  Verbilligung  des  Kleid ungsstofFes,  die 
Erhöhung  der  Produktivität  der  Schneiderarbeit,  kurz,  die 
Verbilligung  der  Produktion  unerwünscht  sein,  da  dann  jede 
Frau  aus  dem  Volke  sich  mit  gleicher  Eleganz  kleiden 
könntet 


*  „Lady  Montaffiie  wurde  bei  ihrem  Aufenthalt  in  Wien  1716  bei 
Gastmänlern  des  honen  Adels  wiederholt  mit  mehr  als  50  auf  Silber 
angerichteten  Schüsseln  und  einem  entsprechenden  Nachtisch  auf  dem 
feinsten  Porzellan  bewirtet."  Friedländer  a.  a.  0.  IIL  S.  80.  Dafs  das 
silberne  Geschirr  besser  seiner  Funktion  entspricht,  als  gewöhnliches, 
wird  aber  niemand  behaupten  wollen. 

•■  „Der  Luxus  mit  KleiderstofFen  wurde  geffen  Ende  des  18.  Jahr- 
hunderts auf  die  Spitze  getrieben  durch  die  Verzierune:  an  Spitzen- 
besatz, Stickerei  und  Goldborten,  Perlen  und  Juwelen,  wodurch  zugleich 
der  Lohn  der  Arbeit  für  die  Herstellung  solcher  Kleidungsstone  ins 
Unglaubliche  stieg,  sodafs  er  bei  einem  einzigen  Männeranzue:  den  Be- 
trag von  600  Thalem  erreichen  konnte,  ^n  Anzug  des  Marschalls 
Bassompierre,   an  dem  die   Stickerei  allein  so  teuer  zu   stehen   kam^ 
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Der  vornehme  Herr,  der  verschwenderisch  mit  der  mensch- 
lichen Arbeit  umgeht,  darin  seinen  Stolz  sieht,  damit  seine 
Herrschaft  über  seine  Mitmenschen  dokumentiert,  wUrde  wohl 
nicht  wenig  Freude  empfinden,  wenn  ihm  ein  neuer  Versuch 
auf  dem  Gebiete  der  Bodenkultur  schliefslich  ein  Produkt 
lieferte,  das  vielleicht  nicht  so  sehr  durch  seinen  Nährwert,  als 
vielmehr  durch  seine  Seltenheit  die  Vornehmheit  und  Aus- 
erlesenheit seiner  KUche  vor  den  Augen  der  Gesellschaft  be- 
zeugen könnte.  Es  wird  dadurch  ein  neues  Produkt  gewonnen, 
ein  neues  Wirtschaftsobjekt,  aber  dieses  Objekt  mufs  eben, 
um  vornehm  zu  bleiben,  selten  vorkommen  und  mit  grofser 
Muhe  hergestellt  werden,  damit  es  die  Wohlhabenheit  und 
privilegierte  Stellung  seines  Besitzers  zur  Schau  tragen  kann. 
Es  wird  daher  nicht  im  Interesse  der  vornehmen  Verbraucher 
dieses  Produktes  liegen,  die  Produktion  desselben  zu  ver- 
billigen, nach  Mitteln  und  Wegen  zu  suchen,  die  die  Her- 
stellungskosten dieses  Bodenproduktes  so  ermäfsigen,  dafs  es 
dem  Volke  zugänglich  wird.  Der  Fortschritt  der  Arbeit,  die 
Steigerung  ihrer  Produktivität  findet  eben  in  dem  Streben  der 
Vornehmen  nach  Absonderung  durch  Verteuerung  der  ihnen 
zugänglichen  Lebensmittel  und  Thätigkeiten  eine  unüberschreit- 
bare  Grenze. 

Hier  also  mufs  ein  neuer  Faktor  auftreten,  der  dem  ent- 
standenen neuen  Bedürfnis  seine  aristokratische  Hülle  nimmt, 
dadurch  aber  ihm  neue  Expansivkraft  verleiht,  und  die  neu- 
aufgekommene, für  die  Bedürfnisse  eines  engen  vornehmen 
Kreises  bestimmte  Erwerbsthätigkeit  zu  einem  wahren  volks- 
tümlichen Erwerbszweig  macht.  Dieser  Faktor  ist  wiederum 
das  Streben  nach  Macht,  aber  in  seiner  demokratischen  Ge- 
stalt, das  in  der  Seele  des  Volkes,  der  mittleren  und  niederen 
Stände,  wohnt.  Das  Streben  nach  Macht,  nach  Geltung  inner- 
halb der  Gesellschaft,  tritt  jetzt  auf,  nicht  in  seiner  rangab- 
grenzenden, auszeichnenden,  differenzierenden  Äufserungsform, 
sondern  in  einer  entgegengesetzten,  rangverwischenden,  ni- 
vellierenden, integrierenden  Gestalt,  die  die  niederen  Stände 
den  höheren  näher  zu  bringen  und  sämtliche  Klassen  der 
Gesellschaft  in  ein  möglichst  einheitliches  und  gleichartiges 
Ganzes  zu  verschmelzen  bestrebt  ist.  Diese  sociale  Macht  er- 
scheint in  der  Form  der  Nachahmung,  die  sich  mit   unglaub- 


kostete  14000  Thaler.  Ein  aus  der  besten  Wolle  in  Kaschmir  gewobener 
Shawi  kostet  gegenwärtig  gegen  300  Pfd.  Sterl.;  die  teuersten  imitierten 
französischen  Longshawls  ois  1500  Francs."  So  berichtet  Friedländer 
(a.  a.  0.  III,  S.  48),  der  diese  Angaben  aus  dem  „Auslande"  1865  ent- 
nommen hat.  Allerdings  ist  mir  der  jetzige  Preis  dieser  Gegenstände 
nicht  bekannt.  Immerhin  beweisen  die  angegebenen  hohen  Werte,  dafs 
68  sich  bei  diesen  Kleidungsstücken  blofs  um  Vergeudung  der  Arbeit, 
in  keinem  Falle  um  Befriedigung  eines  vernünftigen  Kleidungsbedürf- 
nisees  handelte. 
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lieber  Gewalt  eben  in  den  mittleren  und  niederen  Ständen  der 
Gesellschaft  äufsert  und  sie  zwingt,  nacb  Aneignung  der 
Kultur  und  Lebenshaltung  der  Bevorzugten  zu  streben.  Durch 
den  Einflufs  der  Nachahmung  demokratisiert  sich  allmählich 
das  in  aristokratischen  Kreisen  aufgetauchte  Bedürfnis.  Und 
diese  mit  geradezu  elementarer  Macht  wirkende  Demokrati- 
sierung des  Bedürfnisses  ändert  eben  den  ganzen  Charakter 
derselben  —  ein  socialpsychischer  Prozefs,  der  als  Verschiebung 
des  Bedürfnisses  bezeichnet  werden  kann. 

Mit  der  Verbreitung  der  Gegenstände  des  aristokratischen 
Luxus  in  die  mittleren  und  niederen  Schichten  der  Gesell- 
schaft fängt  gewöhnlich  die  zweite,  die  Blütezeit  einer  bestimmten 
Kulturperiode  an. 

,,Der  Luxus  dieser  Periode"  —  bemerkt  Röscher  —  „er- 
füllt das  ganze  Leben  und  alle  Klassen  des  Volkes.  Den 
Grad  seiner  Entwicklung  erkennt  man  daher  am  leichtesten 
aus  der  Verbrauchsmenge  gewisser  feinerer  Waren,  die  zum 
Leben  allenfalls  entbehrt  werden  können,  von  welchen  es  aber 
gleichwohl  um  der  Lebensfülle  und  Lebensfrische  willen  zu 
wünschen  ist,  dafs  sie  so  ausgedehnt  wie  möglich  zu  Gegen- 
ständen der  Volkskonsumtion  werden'." 

So  erzeugte  der  berühmte  römische  Badeluxus  das  Rein- 
lichkeitsbedürfhis  im  Volke.  „Glastafel,  Seife  und  Bücher  sind 
die  drei  Gegenstände,  durch  deren  Gebrauch  hauptsächlich  das 
Leben  der  heutigen  Arbeiterklasse  im  Vergleich  zu  deren 
Lebensweise  im  Alterum  am  meisten  und  wesentlichsten  ver- 
bessert worden  ist*." 

Der  Wagen  war  zuerst  blofs  bei  den  höheren  Klassen 
der  Gesellschaft  im  Gebrauch.  „Im  äufsersten  Westen  hiefs 
die  alte  Priesterkaste  Irlands  Fenier,  d.  h.  Wagenmänner,  in 
Deutschland  hielt  Nerthus  ihre  Umzüge  auf  einem  Wagen,  und 
noch  zur  Zeit  des  Kaiserreiches  ruhte,  nach  den  Münzen  zu 
schliefsen,  der  Steinkegel,  der  die  Astarte  von  Sidon  darstellte, 
auf  einem  Wagen,  während  heute  noch  Djaggernaut,  eigentlich 
auch  ein  heiliger  Stein,  seinen  feierlichen  Umzug  auf  einem 
W^agen  hält  Selbst  in  Ägypten  mit  seinem  reichen  Wagen- 
verkehr hielt  ein  Gott  seinen  Umzug  zu  Wagen®." 

Der  heilige  Wagen,  der  der  Menschheit  sicherlich  äufserst 
wenig  nützte,  änderte  bald  seinen  Charakter,  als  ihm  die  mit 
der  Priesterkaste  um  die  Herrschaft  rivalisierende  Kriegerklasse 
der  ersteren  entlehnte,  und  er  nun,  der  socialen  Stellung  dieser 
Kaste  entsprechend,  zu  Kriegszwecken  diente.    Er  wurde  also 


^  Zu  den  Resultaten  des  Luxus  in  unserer  Zeit  rechnet  Boscher 
ein  feineres  Brotkom,  Thee,  Kaffee,  Zucker,  Fleisch  etc.  a.  a.  0.  §  229. 
Vergl.  auch  Friedländer  a.  a.  0.  III,  Abschn.  I. 

■  Hermann  a.  a.  0.  S.  102. 

3  Hahn  a.  a.  0.  S.  97. 
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zum  Streitwagen.  Erst  allmählich  verbreitete  sich  der  Ge- 
brauch des  Wagens  im  Volke,  er  pafste  sich  den  Bedürfnissen 
des  Volkes  an  und  wurde  schliefslich  auch  zum  Last-  und 
Fuhrmannswagen,  in  welcher  Eigenschaft  er  eine  Zahl  sehr 
nützlicher  wirtschaftlicher  Leistungen  bis  auf  den  heutigen  Tag 
verrichtet*. 

„Die  Vervollkommnung  der  Nähnadel  ist  allmählich  er-' 
folgt,  doch  gewifs  ziemlich  zeitig.  Man  mufs  dies  annehmen, 
weil  sonst  die  Herstellung  der  zusammengesetzten  Kleidungs- 
stücke, wie  sie  bei  den  Chinesen  und  Indern  kunstreich  ge- 
fertigt wurden,  später  bei  den  Altgriechen  und  Ägyptern,  un- 
erklärlich wäre.  Die  Griechen  und  Römer  schrieben  den 
Phrygiern  die  Erfindung  der  Nähnadel  zu,  aus  dem  Grunde, 
weil  von  Phrygien  zuerst  schön  gestickte  Kleider  und 
Decken  nach  Griechenland  kamen.  Es  mufste  dann  auch 
das  Sticken,  ein  zweiter  Schritt  zur  Verschönerung  der  Kleider, 
eine  Nadel  erfordern  von  gröfserer  und  zierlicher  Voll- 
kommenheit. 

Bei  zunehmender  Verwöhnung  der  besser  situierten  Frauen 
sank  die  Nähnadel,  wie  die  Spinnerei  und  Weberei,  in  die 
Hände  der  Sklavinnen  hinab,  und  reiche  Römerinnen  hatten 
eigene  Näherinnen  im  Dienst,  die  den  Namen  satrices  oder 
sarcinatrices  führten  und  den  Launen  der  edlen  Frauen  im 
höchsten  Grade  ausgesetzt  waren." 

So  Grothe«. 

Es  erhellt  daraus,  dafs  die  Nähnadel  erst  für  die  Näharbeit 
der  vornehmen  Frauen  bestimmt  war.  Daraus,  dafs  die 
Griechen  die  Erfindung  der  Nähnadel  den  Phrygiern  zu- 
schreiben, weil  von  ihrem  Lande  schön  gestickte  Decken  und 
Kleider  nach  Griechenland  kamen,  läfst  sich  der  Schlufs  recht- 
fertigen, dafs  wenigstens  in  Griechenland  die  Sticknadel  der 
eigentlichen  Nähnadel  vorausging.  Die  Nadel  war  also  zuerst 
ein  vornehmes  Instrument  in  den  Händen  der  vornehmen 
Frauen,  bestimmt  zum  Sticken,  dann  auch  zum  Nähen;  aber 
als  die  Nadel  auch  in  den  Händen  der  niederen  Stände  auf- 
tauchte, verlor  sie  ihre  Vornehmheit  und  kam  in  die  Hände 
der  Sklavinnen,  zugleich  aber  auch  in  die  der  ärmeren,  aber 
freien  Klassen  der  Gesellschaft,  wo  dieselbe  unzweifelhaft  viel 
nützlichere  Arbeit  zu  verrichten  und  thatsachlich  für  das  Leben 
notwendige  Kleidungsstücke  zu  produzieren  anfing. 

Aber  auch  auf  dem  Gebiete  der  eigentlichen  ästhe- 
tischen wie  auch  der  religiösen  Bedürfnisse,  der  rechtlichen 
Einrichtungen,  bemerken  wir  die  eigenartige  Wirkung  der  beiden 


>  Auch  die  modernen  Eisenbahnen  werden  sehr  oft  zuerst  zu 
Kriegszwecken  gebaut,  erst  nachher  kommen  allgemein  wirtschaftliche 
Bückaichten  in  Betracht. 

«  A  a.  0.  S.  353. 
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• 
Äufserungsformen  des  Geltungs-  oder  Rivalitätsstrebens.  Die 
aristokratische  Richtung  des  Strebens  nach  Macht,  Auszeich- 
nung und  Rangabstufung  wirkt  erzeugend,  gebärend  auf  Wissen- 
schaft, Kunst  und  Recht  im  ganzen,  wie  auch  auf  die  ein- 
zelnen Zweige  derselben.  Die  demokratische  Richtung  desselben 
Triebes,  die  Nachahmung  des  Volkes,  entreifst  diese  geistigen, 
ästhetischen  und  moralischen  Güter  den  höheren  Ständen  und 
giebt  ihnen  durch  Teilnahme  des  Volkes  an  den  höheren 
Genüssen  und  Lebensformen  eine  neue  Kraft,  die  dieselben 
erst  zur  Blüte  und  vollen  Entfaltung  bringt. 

Dafs  die  Architektur  ursprünglich  hauptsächlich  den 
höheren  Ständen  diente,  ist  eine  nur  allzu  bekannte  That- 
Sache.  In  dieser  Phase  ihrer  Entwicklung  dienten  die  weniger 
schönen  als  kolossalen  Bauten,  die  verschiedenen  Tempel,  die 
klosterartigen  Grottenkomplexe  etc.  etc.  vornehmlich  den 
Priestern  zu  Wohnungen  und  hatten  ebenso  wie  die  Pyramiden 
und  Siegessäulen  der  ägyptischen  Könige,  die  so  viel  mensch- 
liche Arbeit  verschlangen,  den  Zweck,  dem  Volke  zu  imponieren, 
auf  die  Beschauer  einen  gewaltigen  Eindruck  zu  machen,  um 
den  Ruhm  Gottes,  aber  auch  seiner  nächsten  Diener,  wie  auch 
den  Ruhm  der  Könige  zu  verkündend  Diese  Architektur 
wurde  aber  nachgeahmt,  und  selbstverständlich  erlitt  die  Bau- 
kunst bei  ihrer  Verwendung  zu  weniger  ruhmreichen  Zwecken 
eine  dem  entsprechende  Veränderung,  und  so  wirkten  die 
aristokratischen  Tempel  und  königlichen  Paläste  verfeinernd 
und  veredelnd  auch  auf  den  Bau  der  gewöhnlichen  mensch- 
lichen Behausungen  ein.  In  dieser  ihrer  Gestalt  wurde  die 
Baukunst  sogar  zu  einem  der  wichtigsten  Wirtschaftszweige  der 
Gesellschaft. 

Eigentliche  selbständige  grofse  Skulpturen  werden  zuerst 
von  der  Religion  hervorgerufen,  um  die  Gestalten  der  Götter 
dem  Volke  vor  Augen  zu  bringen  —  und  dazu  wird  dann  eine 
kolossale  Form  erwählt.  „Die  Statuen  der  Maoris  auf  den 
Inseln  der  Südsee,  die  Steinkolosse  der  Osterinsel,  selbst  die 
altgriechischen  Holzkolosse,  gehören  hierher;  veredelt  er- 
scheinen die  indischen  und  ägyptischen  Kolosse.  Die  ältesten 
Götterbilder  zeigen  allesamt  eine  furchtbare,  abschreckende 
Gestalt  und  verzerrte  Gesichter,  denen  man  durch  tierische 
Beigaben  den  Stempel  des  Übermenschlichen  aufzuprägen 
strebte^." 


*  „Die  Bau-  und  Bildkunst  der  Ägypter  stand  im  Dienste  der 
Religion,  im  Dienste  der  Könige,  welche  zugleich  die  ersten  Priester 
waren."    Max  Duncker,  Geschichte  des  Altertums  I.   S.  207  f. 

«  Klemm,  Kulturgeschichte.  Bd.  I.  S.  214—216.  „Die  Kunst 
diente  bei  den  Indiem  nur  dem  Kultus,  der  das  ganze  Leben  in  seinemi 
Kreise  gebannt  hält,  und  der  sich  dabei  dem  Gottesbegriffe  nicht  anders 
als  in  ungeheuerlicher  Symbolik  zu  nähern  weifs."  Fr.  Kolb,  Kultur- 
geschichte der  Menschheit.    (3.  Aufl.    Leipzig  1885.)    Bd.  L  S.  98  f. 
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Erst  nach  der  Verbreitung  der  Skulptur  im  Volke  wurde 
dieselbe  dem  Bereich  der  Religion  entzogen  und  mehr  und 
mehr  verweltlicht.  Dadurch  änderte  sich  auch  ihr  Charakter, 
ihre  Entwicklungssphäre  wurde  eine  viel  weitere,  und  sie  er- 
hob sich  zum  Range  einer  schönen  Kunst,  die  aus  den  ver- 
schiedenen Gebieten  des  Lebens  ihren  Stoff  entnahm  und  zu 
einer  hohen  und  reichen  Entfaltung  gelangte.  Bezüglich  der 
Entwicklung  der  Baukunst  im  Mittelalter  tritt  uns  dieselbe 
Erscheinung  entgegen.  «Der  Steinbau  der  Kirchen  in  Deutsch- 
land war  bis  in's  11.  Jahrhundert  hinein  die  Sache  italienischer 
Arbeiter  (opus  italicum),  oder  der  Kleriker.  Erst  im  15.  und 
16.  Jahrhundert  entstehen  besonders  an  den  Strafsenecken,  ui^ 
Feuersbrünste  aufzuhalten,  und  in  Patricierhänden  steinerne 
Privathäuser,  werden  Glasfenster  üblich,  sowie  die  Beheizung 
durch  Öfen  ^."^ 

G.  Tarde  äufsert  sich  hinsichtlich  der  Entstehung  der 
Sprache  dahin,  dafs  das  Wort  zuerst  überhaupt  ein  Monopol 
der  Vornehmen  war. 

„Das  Wort  dürfte  ursprünglich  einen  Wunsch  oder  einen 
Befehl  des  Vaters  an  seine  Kinder  ausgedrückt  haben,  ohne 
jede  Reciprocität  5  ein  Gebet  zu  Gott,  ohne  jede  Antwort.  Es 
bildete  eine  Art  priesterlicher  oder  monarchischer  Funktion, 
etwa  ein  Geheimnis,  ein  heiliges  Monopol.  Nur  das  Oberhaupt 
hatte  das  Recht  zu  sprechen,  das  grofse  Wort  zu  führen  in 
seinem  Kreise,  wie  heutzutage  der  Lehrer  in  der  Schule, 
Aufserdem  waren  überhaupt  nur  die  Auserwählten  im  Sprechen 
geübt,  was  einen  Gegenstand  der  Bewunderung,  später  aber 
auch  des  Neides  bildete.  Das  Bedürfnis  zu  hören  dürfte  dem 
Bedürfnis  zu  sprechen  vorausgegangen  sein^." 

Nach  Tarde  dürfte  erst  der  Neid  auch  den  untergeordneten 
Mitgliedern  des  primitiven  Stammes  die  Sprache  zugeführt 
haben.  Diese  eigenartige  Auffassung  mag  wohl  übertrieben 
und  auf  die  äufserste  Zuspitzung  und  Verallgemeinerung  der 
Nachahmungshjpothese  zurückzuführen  sein.  Sicherlich  aber 
hat  die  Entwicklung  der  Sprache  ihre  volle  Entfaltung  bei 
diesem  Kampf  der  höheren  und  niederen  Stände  zum  grofsen 
Teil  gewonnen.  Die  Mitglieder  der  bevorzugten  Stände  suchten 
immer  neue  Ausdrücke,  neue  Worte,  Satzbildungen,  um  damit 
ihren  socialen  und  geistigen  Abstand  zu  dokumentieren.  Dafs 
dies  bis  auf  die  neuere  Zeit  der  Fall  ist,  erhellt  daraus,  dafs 
manche  Dichter  diesen  Zug  der  höheren  oder  aufkommenden 
Stände  zum  Gegenstand  ihrer  beifsenden  Satyre  gemacht 
haben.  So  z.  B.  Meliere  in  seinen  Lustspielen:  „Les  femmes 
savantes"  und  in  „Les  pr^cieuses  ridicules".  Allerdings  macht 
sich    Martine    lustig    über    das    Kauderwelsch    der   gelehrten 


1  G.  Schmoller,  Grundrifs  a.  a.  0.  S.  207—208. 
^  Les  lois  de  rimitation,  p.  223. 


76  XIX  4. 

Damen,  aber  trotzdem  würde  auch  sie  schliefslich  etwas  von 
ihnen  lernen;  denn  im  Grunde  genommen  ahmt  der  Mensch 
wenn  auch  unbewufst  oft  auch  das  nach,  was  er  lächerlich 
findet.  Dasselbe  Thema  wählte  auch  der  russische  Dichter 
von  Wisinn.  Dieses  beständige  Streben  nach  einer  auser- 
wählten Sprache  bereicherte  gewifs  die  menschliche  Sprache 
und  gab  ihr  eine  grofse  Anzahl  von  wirklich  vornehmen,  oder 
als  vornehm  angesehenen  Ausdrucken  und  Bildungsformen, 
von  denen  der  Volksgeist  schliefslich  dt)ch  sehr  vieles  acceptiert 
haben  mag. 

„Auch  die  Schrift  stellt  zuerst  ein  Geheimnis  der  Priester 
und  der  Herrscher  dar  und  bildet  ihr  einfiufsreichstes  Macht- 
mittel; allmählich  gewinnt  aber  das  Bürgertum  Anteil  daran. 
So  in  den  orientalischen  Staaten^." 

Selbstredend  wurde  die  Schrift  erst  durch  ihre  Verbreitung 
im  Volke  zum  allmächtigsten  Hebel  der  Kultur. 

Auf  dem  Gebiete  der  socialrechtlichen  Einrichtungen  liefern 
uns  einige  Momente  der  Entwicklungsgeschichte  der  Familie 
und  der  Ehe  ein  hochinteressantes  Beispiel  für  die  Wirkung 
des  Machtstrebens  auf  die  Entstehung  der  höheren  Formen  des 
menschlichen  Lebens. 

Hier  ist  nicht  der  Ort  dazu,  sich  eingehend  mit  der  Ent- 
wicklungsgeschichte des  Familienlebens  in  allen  seinen  ver- 
schiedenartigen, bunt  mit  einander  verschlungenen  Formen  zu 
beschäftigen.  Wir  lassen  auch  hier  die  Frage  dahingestellt, 
ob  die  Sonderfamilie,  die  aus  Mann,  Weib  und  ihren  Kindern 
besteht,  die  allerprimitivste  Form  der  Familie  gebildet  hat, 
wie  manche  Sociologen  der  jüngsten  Zeit  annehmen,  oder  aber, 
ob  die  Promiscuität  die  erste  Form  des  geschlechtlichen  Ver- 
kehrs gewesen  ist,  die  eine  längere  Reihe  von  verschiedenen 
Eheverbindungen  zu  durchlaufen  hatte,  bis  sie  schliefslich  zur 
monogynen  Ehe  und  zur  Sonderfamilie  sich  erheben  konnte, 
wie  dies  die  älteren  Sociologen  und  Kulturhistoriker  lehren'. 

Eines  steht  fest,  dafs  die  Polygamie  eine  relativ  spätere 
sociale  Erscheinung  ist,  die  sich  als  eine  Art  Luxus  von  den 
primitiven  Formen  des  Ehelebens  allmählich   abgesondert  hat. 

„Bei  gewissen  amerikanischen  Stämmen  hatten  nur  die 
Häuptlinge  die  Erlaubnis,  mehrere  Weiber  zu  halten.  Ein 
ähnliches  ausschliefsliches  Vorrecht  scheint  dem  Adel  im  alten 
Peru  gewährt  worden  zu  sein.  Bei  den  Ainos  von  Jesso 
darf  nach   Siebold   blofs  der   Dorf häuptling ,   und  an   einigen 


1  G.  Schmoller,  a.  a.  0.  S.  13. 

*  Vergl.  E.  Grofse,  Die  Formen  der  Familie  und  die  Formen  der 
Wirtschaft.  S.  41—46.  Vergl.  auch  Ed.  Westermark,  Geschichte 
der  menschlichen  Ehe.  (Übersetzt  von  L.  Ratscher  und  R.  Grazer.) 
Jena  1893.    S.  33—130. 
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Orten  noch  die  wohlhabendere  Klasse  mehr  als  eine  Gattin 
haben  ^." 

„Auch  in  China  bildete  das  Konkubinat  in  den  frühesten 
Zeiten  blofs  ein  Vorrecht  der  wohlhabenden  Klassen^/         f 

„In  ünyoro  wäre  es,  nach  Emin  jascha^  flire  inen  Häupt- 
ling vollkommen  unschicklich,  weniger  ^SlBzehn  bis  fUnfzelm 
Weiber  zu  haben*."  \ 

Desgleichen  erzählt  Burckhardt  von  den  Arabern,  dafs 
nur  reiche  Scheikh^s  imstande  sind,  mehrere  Wirtschaften  zu 
führen,  was  eine  notwendige  Folge  des  Zusammenlebens  mit 
mehreren  Weibern  ist^.  Im  allgemeinen  läfst  sich  mit  Be- 
stimmtheit annehmen,  dafs  auf  einer  gewissen  Höhe  der 
Kultur,  hauptsächlich  b^ei  den  höheren  Jäger-  und  Hirten- 
völkern, die  Polygamie  in  aufserordentlichem  Mause  ent- 
wickelt ist. 

Fragt  man  nach  den  Motiven,  welche  den  Menschen  be- 
wogen haben,  zur  Polygamie  überzugehen,  so  ist  leicht  er- 
sichtlich, dafs  das  Streben  nach  Absonderung,  Auszeichnung^ 
Bewunderung  der  Nebenmenschen  einen  bedeutenden  Einflufs 
auf  die  Entstehung  dieser  Eheform  gehabt  hat. 

„Die  gröfsere  Körperkraft  und  geistige  Energie  —  sagt 
Lippert  —  welche  einzelnen  Männern  den  Vorrang  als  Krieger 
und  Häuptlinge  verschaffte,  verlieh  ihnen  auch  ein  gröfseres 
Vermögen,  sich  Weiber  zu  erringen,  entweder  indem  sie  die- 
selben aus  anderen  Stämmen  raubten,  oder  indem  sie  sie  den 
Männern  ihres  eigenen  Stammes  entrissen.  Und  in  gleicher 
Weise,  wie  der  Besitz  eines  durch  Raub  erworbenen  Weibes 
allmählich  als  ein  Merkmal  höherer  Stellung  angesehen  wurde, 
geschah  es  sicher  mit  dem  Besitze  überhaupt  mehrerer  fremder 
oder  einheimischer  Frauen*." 

Auch  Westermark,  welcher  der  Raubehe  keine  so  grofse 
Bedeutung  beimifst,  giebt  doch  zu,  dafs  das  Streben  nach 
Ansehen  eines  der  Hauptmotive  zur  Erwerbung  mehrerer 
Weiber  war. 

„Eine  gröfsere  Zahl  von  Weibern  —  meint  derselbe  — 
hebt  das  Ansehen  des  Mannes  nicht  nur,  weil  sie  sein  Vermögen 
und  die  Zahl  seiner  Kinder  vermehrt,  oder  weil  sie  ihn  be- 
fähigt, freigebig  zu  sein  und  für  Fremde  und  Gäste  ein  offenes 


^  Westermark.  S.  440.  Verel.  auch  Wellhausen,  Die  Ehe  bei  den 
Arabern  in  den  Nachrichten  der  k.  Gesellschaft  zu  Uöttingen.  No.  IL 
1898.    8.  463  f. 

«  Westermark.    S.  441. 

'  \^eflterm&rk     S   439 

*  Klemm  a.  a!  O.'lV.  S.  149.  Vgl.  auch  Waitz  a.  a.  0.  IV.  S.  416. 
Vergl.  auch  Pallas,  Reise  durch  verschiedene  Provinzen  des  russischen 
Reiches  III.    S.  814  f. 

*  Herbert  Spencer,  Principien  der  Sodologie.  (Dtsch.  von  Vetter^ 
Bd.  II.  1887.  8.  258  ff.  Vergl.  auch  Krapff  Reise  in  Ostafrika.  IL 
S.  297. 
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Haus  zu  führen,  sondern  auch,  weil  sie  eine  Überlegenheit  an 

f)ersönlichen  Fähigkeiten,  an  Reichtum  und  Rang  voraussetzen 
äfst.  Die  Reisebeschreibungen  wimmeln  von  Angaben  wie: 
„die  Bedeutung  eines  Mannes  steht  immer  in  geradem  Ver- 
hältnis zur  Zahl  seiner  Frauen",  oder  „die  Polygamie  gilt  für 
den  besten  Beweis  des  Reichtums  und  Ansehens",  So  wird 
derjenige  Apache,  der  die  gröfste  Zahl  von  Frauen  erhalten, 
heiraten,  durch  seinen  Reichtum  anziehen  kann,  des  gröfsten 
Ansehens  und  der  gröfsten  Ehre  für  würdig  erachtet^." 

Diese  Polygamie  bildete  natürlich  eine  festere  Eheform  im 
Vergleich  zu  den  vorangegangenen,  wenn  auch  durch  Sitte  und 
Recht  gegebenen,  so  doch  viel  freieren  Eheverbindungen. 

„Da  die  Ursachen,  —  meint  Westermark  —  welche  die 
Dauer  der  Ehe  beeinflussen,  in  so  hohem  Mafse  mit  den  die 
Form  der  Ehe  bestimmenden  Momenten  zusammenfallen  —  in- 
soweit sie  die  Monogamie  und  die  Vielweiberei  betreffen  —  so 
dürfen  wir  erwarten,  strenge  Monogamie  mit  Beständigkeit, 
Vielweiberei  mit  Unbeständigkeit  der  Ehe  verbunden  zu  sehen. 
Doch  ist  dies  nur  zum  Teil  richtig.  Wenn  die  Monogamie 
ihre  Entstehung  hauptsächlich  der  Unfähigkeit  des  Mannes  ver- 
dankt, viele  Weiber  zu  erlangen,  oder  wenn  die  Vielweiberei 
ihm  keine  ökonomischen  Vorteile  bietet,  so  trachtet  er  in  vielen 
Fällen  danach,  die  Schattenseiten  der  Monogamie  durch  häufigen 
Wechsel  der  Lebensgefährtin  wettzumachen^."  Im  Vergleich 
mit  einer  solchen  Monogamie,  wo  das  Band,  welches  den 
Gatten  und  Vater  an  seine  Familie  fesselt,  noch  ein  ziemlich 
loses  ist,  ist  die  Polygamie  ein  Fortschritt  auf  dem  Wege  der 
Ausbildung  dauerhafterer  und  edlerer  Beziehungen  sowohl 
zwischen  den  Ehegatten  wie  auch  zwischen  dem  Vater  und 
seinen  Kindern  zu  nennen.  In  dieser  Beziehung  äufsert  sich 
das  Streben  nach  Macht,  diesmal  seitens  der  Frau,  als  ein  ver- 
edelnder, humanisierender,  socialer  Faktor. 

Zuerst  zeigt  sich  die  differenzierende  Wirkung  des 
Strebens  nach  Macht  in  ihrer  absondernden  rangabstufenden 
Form. 

„Wo  Vielweiberei  vorkommt,  —  meint  Westermark  — 
erscheint  sie  in  der  Regel  derart  abgeändert,  dafs  sie  sich  der 
Monogamie  nähert,  erstens  durch  die  höhere  Stellung,  welche 
einer  der  Gattinnen,  gewöhnlich  der  zuerst  erwählten,  eingeräumt 
wird,  zweitens  durch  den  der  Lieblingsfrau  hinsichtlich  des 
Geschlechtsverkehrs  gegebenen  Vorzug®.**  Bei  den  Eaffera 
wird  eine  der  Frauen,  welche  nicht  immer  die  erstgeehelichte 
zu  sein  braucht,  als  die  grofse  Frau  (omkulu)  bezeichnet,  und 
ihre    männlichen    Nachkommen    sind    zunächst    zur  Erbfolge 


1  A.  a.  0.  S.  494. 
«  A.  a.  0.  S.  536. 
8  A.  a.  0.   S.  444ff. 
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berechtigt.  £b  folgen  dann  zwei  andere  Frauen,  die  tiefer  im 
Range  stehen,  die  Frau  der  rechten  und  die  Frau  der  linken 
Hand,  deren  Häuser  ebenfalls  bevorrechtigt  sind  und  beim  Er- 
löschen des  Hauses  der  grofsen  Frau  an  deren  Stelle  treten^. 
Zuerst  allerdings  ist  die  Hauptfrau,  ebenso  wie  die  Neben- 
frauen, Sklavin  des  Mannes,  welcher  sie  bezahlt  hat^.  Aber 
allmählich  erweitern  sich  die  Rechte  der  bevorzugten  Frauen, 
ihre  Stellung  dem  Manne  gegenüber  wird  eine  freiere,  gerechtere. 
Sie  reden  ihren  Lebensge&hrten  mit  einem,  unserem  „OemahP 
entsprechenden  Ausdruck  an,  während  die  Eebsweiber  ihn 
Gebieter  nennen^.  Allerdings  ändert  sich  zunächst  die  Lage 
der  übrigen  Weiber  zum  Schlechteren,  sie  sinken  auf  die 
Stufe  von  Kebsweibern  und  Mägden  hinab,  die  öfters  unter 
den  Launen  der  herrschsüchtigen  Hauptfrau  viel  zu  leiden 
haben.  Hier  zeigt  sich  also  auch  die  Schattenseite  der  differen- 
zierenden socialen  Macht. 

In  dem  Moment  aber,  wo  die  Nachahmung  der  niederen 
Stände  ihre  Wirkung  auszuüben  anfängt,  ändert  sich  die  Lage 
der  Frau  erheblich  zum  Besseren,  es  entsteht  die  einzelne  Familie 
und  die  einzelne  dauerhafte  Ehe,  in  welcher  sich  die  Ehe- 
gatten und  Kinder  zu  einer  nicht  nur  dauerhafteren,  sondern 
auch  viel  innigeren,  gerechteren  und  edleren  Lebensgemein- 
schaft vereinigen.  Dies  kommt  zustande  durch  die  Wechsel- 
wirkung der  höheren  und  niederen  Stände.  Da  die  ärmeren 
Mitglieder  der  Gesellschaft  sich  den  Luxus  der  Vielweiberei 
nicht  gestatten  konnten,  so  mufsten  sie  sich  mit  einer  einzigen 
Frau  begnügen,  die  sie  oft  auf  friedlichem  Wege,  manchmal 
auch  durch  Raub  erlangten.  „Was  so  geschaffen  und  als  das 
Zuträglichste  erkannt  wird,  das  heiligt  dann  die  Sitte  und  das 
Gesetz*'^,  bis  es  schliefslich  gelingt,  auch  den  Höheren  und 
Höchsten  die  Monogamie  zur  Pflicht  zu  machen.  Andererseits 
wirkt  die  freiere  und  bessere  Stellung  der  Frau  des  Vornehmen 
wohlthuend  auf  die  Lage  der  Frauen  der  niederen  Stände  ein, 
welch'  letztere  eben  den  höhergestellten  Mitgliedern  nachahmen, 
und  die  Rechte  von  deren  Frauen  auch  ihren  eigenen  Frauen 
zugänglich  machen.  Es  wird  als  etwas  Vornehmes  betrachtet, 
die  Frau  human  und  edel  zu  behandeln. 

So  wird  die  veredelte  Monogamie  zur  Grundlage  der 
späteren  Gesellschaft  —  und  eine  der  allerwichtigsten  Er- 
rungenschaften auf  socialem  und  sittlichem  Gebiete  ist  damit 
gewonnen  *. 

So  wirkt  im  social-ökonomischen  Leben  des  Menschen  der 
Geltungs-  oder,  wie  Schmoller  ihn  treffend  nennt,   Rivalitäts- 


1  Pritsch  a.  a.  0.   S.  92. 

«  Grofse  a.  a.  0.   S.  109. 

^  Westermark  a.  a.  0.   S.  449. 

*  Lippert  a.  a.  0.  IL   S.  85. 

»  Vergl.  auch  Tarde  a.  a.  0.    Kap.  IV.   S.  232—252. 
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trieb  in  seinen  aristokratischen  und  demokratischen  Äufserungs* 
formen  fordernd  und  anspornend  auf  die  Entwicklung  neuer 
Bedürfnisse,  neuer  Erwerbszweige,  neuer,  edlerer,  höherer 
Rechts-  und  Familienverhältnisse  ein,  verleiht  der  menschlichen 
Gesellschaft  die  Vielheit  und  Variabilität  der  socialen  und  recht* 
liehen  Bildungen,  die  fUr  die  Vervollkommnung  der  einzelnen 
und  der  Gesellschaft  so  unentbehrlich  sind.  Der  Kampf  der 
verschiedenen  Klassen  um  die  Bedürfnisse  und  die  sociale 
Machtstellung  zeigt  sich  auch  auf  dem  Gebiete  des  socialen 
Lebens  als  die  Grundbedingung,  als  conditio  sine  qua  non  der 
menschlichen  Entwicklung  überhaupt^. 

Das  Gesagte  giebt  uns  die  Möglichkeit^  auch  den  zweiten, 
von  uns  in  dem  vorangegangenen  Kapitel  besprochenen  Wider- 
spruch im  Phänomen  der  Bedürfnisentwicklung  zu  lösen.  Die 
Entwicklung  der  Bedürfnisse  schien  unmöglich  zu  sein,  weil 
jedes  neu  entstandene  Bedürfnis  eine  ihm  entsprechende  Arbeits- 
leistung voraussetzt,  während  diese  Arbeitsleistung  ihrerseits 
ohne  das  Bedürfnis,  auf  das  dieselbe  gerichtet  ist,  undenkbar 
wäre.  Dieser  Widerspruch  löst  sich  aber  leicht,  sobald  wir 
das  sociale  Moment  und  die  Verschiebung  der  Bedürfiiisse  in 
Betracht  ziehen.  Das  neuauftauchende  Bedürfnis  trägt  bei 
seiner  Geburt  hauptsächlich  den  Charakter  eines  socialen  Be- 
dürfnisses, d.  h.  es  entspringt  mehr  aus  dem  Geltungstrieb, 
aus  der  Ruhm-  und  Herrschsucht,  dem  Ehrgefühl  etc.  Ob 
nun  die  Arbeit,  die  zur  Befriedriedigung  solch'  eines  Bedürf- 
nisses verwendet  wird,  selbst  wiederum  mehr  aristokratischer 
Natur  ist,  d.  h.  selbst  als  vornehme,  edle,  auszeichnende 
Thätigkeit  auftritt,  wie  z.  B.  die  ursprüngliche  Zähmung  der 
verschiedenen  Tier-  und  Vogelarten,  die  Tabakspflanzung  des 
Negers  etc.,  oder  ob  diese  Arbeit,  bei  stärkerer  Ausprägung 
der    socialen   Abhängigkeitsverhältnisse,    von    vornherein   den 


'  Bekanntlich  unterscheidet  Nietzsche  in  jeder  Gesellschaft  Herren 
und  Sklaven  und  dementsprechend  teilt  er  auch  die  sittliche  Welt- 
anschauung] der  Menschen  in  Herrenmoral  und  Sklavenmoral.  Nietzsche 
selbst  erklärt  sich  für  die  erstere,  während  er  die  letzere  mit  aller 
Gewalt  und  Begeisterung  eines  geniale«^*«  Denkers  zu  bekämpfen  sucht. 
„Während  alle  vornehme  Moral  aus  einem  triumphierenden  Ja-sagen 
zu  sich  selber  heraus  wächst,  sa^t  die  Sklavenmoral  von  vornherein 
Nein  zu  einem  „Aufserhalb",  zu  emem  „Anders*',  zu  einem  Nicht-selbst, 
undvles  Nein  ist  ihre  schöpferische  That.^  Dieses  trifil  ent- 
schieden nicht  zu.  Die  Gesellscnaft  is  allerdings  in  herrschende  und 
untergeordnete  Klassen  geteilt,  und  diese  sociale  Differenzierung  ist  eben 
die  Bedingung  jeder  socialen  Evolution.  Aber  in  jedem  „Sklaven"  ist 
auch  die  „Herrennatur** ,  wie  auch  in  ledern  Herrn  die  .Sclavennatur^ 
zu  erkennen.  Und  beide  Schichten  der  Gesellschaft,  die  herrschende 
wie  die  untergeordnete,  entwickeln  sich  „aus  einem  triumphierenden 
Ja-sagen  zu  sich  selbst**.  (Vergl.  N^tzsche,  Zur  Genealogie  der  Moral. 
I.  und  II.  Abhandlung.)  Vergl.  auch  Pr.  A.  Lange  a.  a.  0.  Kap.  II  u.  III. 
Grumplowicz  a.  a.  0.  Absehn.  III.  Engels,  Anti- Du  bring.  S.  169—193. 
Simmel  a.  a.  Kap.  II  und  IV. 
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Schultern  der  social  Schwächeren  und  Untergeordneten  auf- 
gebürdet wird,  wie  bei  den  Römern,  die  ihre  Sklaven  zu 
allerlei  schwierigen  und  manchmal  qualvollen  Arbeitsein- 
richtungen zwangen,  um  Objekte  zu  schaffen,  die  ihren  Herren- 
geltLsten  entgegenkamen,  —  in  beiden  Fällen  entspricht  die 
Arbeit  ursprünglich  eben  dem  Streben,  sich  auszuzeichnen,  die 
Würde  des  Menschen,  des  Höheren,  des  „Übermenschen"  zu 
betonen.  Hat  sich  aber  dieses  Bedürfnis  auch  unter  den 
niederen  Ständen,  im  Kreise  der  Unvornehmen,  der  einfachen 
Menschen,  dank  dem  Nachahmungstrieb,  Verbreitung  verschafft, 
so  streift  das  Bedürfnis  seinen  „übermenschlichen",  vornehmen 
Charakter  ab,  und  damit  verliert  es  auch  die  in  demselben 
hervortretenden  rangabhebenden ,  differenzierenden  Momente. 
Jetzt  erst  treten  die  phvsischen,  ästhetischen  Beziehungen  des 
Menschen  zu  den  JBefriedigungsobjekten  deutlicher  hervor, 
es  entsteht  dann  thatsächlich  ein  neues ,  dem  Erhaltungs-, 
Schönheits-  und  Geselligkeitstriebe  entsprechendes  Bedürfnis. 
Das  auf  diese  Weise  demokratisierte  Bedürfnis  büfst  zum  Teil 
seinen  aristokratischen  Charakter  ein,  es  hört  auf,  hauptsäch- 
lich dem  Streben  nach  Absonderung,  Anerkennung  und  Be- 
wunderung zu  dienen.  Daraus  ergiebt  sich  mit  Notwendigkeit 
eine  wesentliche  Änderung  in  der  Anwendungsmethode  und  in 
dem  ganzen  Charakter  der  diesem  veränderten  Bedürfnisse 
entsprechenden  Thätigkeit,  indem  dieselbe  immer  zweckmäfsiger, 
wirtschaftlicher  und  produktiver  gestaltet  wird. 

In  der  Entwicklung  der  Bedürfhisse  können  wir  demnach 
zwei  wesentlich  verschiedene  Stufen  unterscheiden: 

Die  erste  Stufe  bildet  die  sociale  Differenzierung  der 
Bedürfnisse.  Dieselbe  besteht  darin,  dafs  die  höherstehenden 
Mitglieder  oder  Klassen  der  Gesellschaft  sich  durch  die  Zahl, 
die  Form  und  den  Charakter  der  Befriedigung  ihrer  Bedürf- 
nisse von  den  tieferstehenden,  untergeordneten  socialen  Gruppen 
zu  unterscheiden  und  abzusondern  suchen.  Dadurch  entstehen 
fortwährend  neue  Bedürfnisse  und  neue  Befriedigungsformen 
der  schon  vorhandenen  Bedürfhisse.  Auf  dieser  Stufe  der 
Bedürfnisentwicklung  spielt  das  aristokratische  Streben  nach 
Auszeichnung  und  Bewunderung  eine  Hauptrolle.  In  dem 
zweiten  Stadium  der  Bedürfnisentwicklung  tritt  die  Nach- 
ahmung hervor,  die  der  Verbreitung  der  Bedürfnisse  unter  den 
niederen  Schichten  der  Gesellschaft  förderlich  ist.  Mit  diesem 
Momente  verschiebt  sich  der  Charakter  des  Bedürfnisses,  mit 
diesem  Momente  tritt  das  Streben  nach  Auszeichnung  zurück, 
dagegen  treten  die  anderen  elementaren  Triebe,  wie  der  Er- 
haltungs-  und  Schönheitstrieb,  in  den  Vordergrund  und  drücken 
dem  neugewonnenen  Bedürfnisse  ihren  Stempel  auf.  Wir 
können  fast  sagen,  dafs  erst  in  diesem  Stadium  das  eigentliche 
neue  Bedürfnis  entsteht,  da  dasselbe  erst  jetzt,  durch  den 
Einflufs  des  Volkes,  mehr  und  mehr  den  wirklichen  Existenz- 
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bedingungen  und  kulturellen  Bestrebungen  der  ganzen  Gesell- 
schaft zu  dienen  anfängt  Die  Thatsache,  dafs  die  neu- 
entstandenen Bedürfnisse  zwei  verschiedene  Stadien  in  ihrer 
Entwicklung  durchlaufen,  bedingt  die  Verknüpfung  ver- 
schiedener Triebe  socialer,  ästhetischer  und  physiologischer 
Natur  in  jedem  konkreten  Bedürfnisse  und  erzeugt  eine  reiche 
Fülle  von  Bedürfnissen,  die  für  die  sociale  und  kulturelle  Aus- 
bildung von  höchster  Bedeutung  ist^. 

Da  die  höheren  Kreise  der  Gesellschaft  bei  der  Befriedigung 
und  Vermehrung  ihrer  Bedürfnisse  hauptsächlich  dem  Bestreben 
zu  imponieren  und  ihre  sociale  Macht  zu  betonen  folgen,  so 
ist  es  selbstverständlich,  dafs  sie  bei  der  Wahl  der  Objekte, 
die  zur  Befriedigung  ihrer  Bedürfnisse  dienen,  von  solchen 
Rücksichten  sich  leiten  lassen,  die  nicht  immer  zur  Veredlung 
und  Vervollkommnung  des  Menschen  und  zur  freien  Ent- 
faltung seiner  Natur  führen.  Da  es  ihnen  wesentlich  auf  ihre 
Absonderung  und  die  Hervorhebung  ihrer  Macht  ankommt,  so 
sind  ihnen  vornehmlich  solche  Objekte  ftLr  die  Bedttrfiiis^ 
befriedigung  erwünscht,  die  selten  vorkommen  und  viel  Arbeit 
oder  auszeichnende  Thätigkeit  zu  ihrer  Herstellung  benötigen« 
Es  ist  daher  natürlich,  wenn  sie  mitunter  zu  solchen  Be- 
friedigungsformen ihrer  Bedürfnisse  ihre  Zuflucht  nehmen,  die 
gerade  geeignet  sind,  ihre  Gesundheit  zu  zerrütten,  ihre  normale 
geistige,  ästhetische  und  ethische  Entwicklung  aufzuhalten  und 
zu  vernichten.  Der  unsinnige  verderbliche  Luxus  der  Römer, 
auf  den  wir  später  noch  zurückkommen  werden,  giebt  uns 
einen  genügenden  Beweis  dafür.  Erst  das  Eingreifen  der 
niederen  Stände,  durch  welches  das  Motiv  der  Absonderung 
zurückgedrängt  wird,  schafft  darin  Wandel,  und  von  den  ver- 
schiedenartigen Objekten  und  Befriedigungsformen  der  Be- 
dürfnisse, die  durch  Vermittlung  der  höheren  Kreise  in  die 
Gesellschaft  eindrangen,  können  nur  diejenigen  standhalten, 
die  thatsächlich  dem  Menschen  zu  gute  kommen,  die  Entfaltung 
seiner  geistigen  und  physischen  Kräfte  begünstigen.  Erst 
innerhalb  des  erweiterten  Kreises  der  Gesellschaft,  der  alle 
Stände  und  Klassen  umfafst,  entspinnt  sich  ein  Kampf  sowohl 
zwischen  den  verschiedenen  neuaufgetauchten  Bedürfnissen, 
wie  auch  zwischen  den  verschiedenen  Objekten,  die  zu  ihrer 
Befriedigung  dienen,  bis  schliefslich  diejenigen  Bedürfhisse 
und  Objekte  ihrer  Befriedigung  siegen,  welche  thatsächlich 
dem  Wohl  des  Menschen  und  seinem  Fortschritt  zu  dienen 
geeignet  sind.  ,,Die  Lust-  und  Unlustgefühle  nötigen  den 
Menschen,  „aus  sich   heraus   zu  gehen",   sie  veranlassen  ihn, 

^  Die  Bedürfnisse  ändern  sich  mit  der  Einführung  neuer  Güter, 
mit  deren  Verwendung  und  mit  der  Auffindung  neuer  verwertbarer 
Eigenschaften  an  schon  anerkannten  Gütern«  sowie  mit  dem  steigenden 
oder  sinkenden  Preise  der  begehrten  Dinge.  Hermann  a.  a.  O.  S.  102. 
Vergl.  Tönnies,  „Gemeinschaft  und  Gesellschaft''.    1887.    S.  53. 
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tastend,  suchend,  überlegend  das  aufzusuchen,  was  ihn  vom 
Schmerz  befreit,  was  ihm  Befriedigung  und  Glück  verschaffte.^ 
Aber  dies  Suchen  und  Wählen  wäre  unmöglich,  wenn  nicht 
die  höheren  Schichten  der  Qesellschaft  eine  Fülle  von  Be- 
dürfnissen und  Befriedigungsformen  geschaffen  hätten,  unter 
denen  dann  eine  Auswahl  getroffen  werden  konnte.  Mit  anderen 
Worten,  für  die  Entwicklung  der  menschlichen  Bedürfnisse 
und  der  im  Menschen  schlummernden  Ejräfte  ist  es  notwendig, 
dafs  sowohl  die  höheren  wie  die  niederen  Klassen  der  OeseU- 
schaft  mit  ihren  eigenartigen  Motiven  und  Trieben,  die  in  das 
sociale  und  wirtschaftliche  Leben  eingreifen,  Hand  in  Hand 
gehen,  um  die  menschliche  Thätigkeit  den  allgemeinen 
Interessen  der  Gesellschaft  anzupassen. 

Der  Kampf  nm  die  ästhetische  und  wirtschaftliehe  Thätigkeit. 

Ebenso  wie  für  die  Entwicklung  und  Vervollkommnung 
der  menschlichen  Bedürfnisse  die  Wechselwirkung  der  herr- 
schenden und  untergeordneten  Gesellschaftsschichten  und  der 
fortwährend  bestehende  Kampf  zwischen  ihnen  notwendig  ist, 
ebenso  ist  jede  Entfaltung  der  geistigen  wie  der  wirtschaft- 
lichen Thätigkeitsformen  undenkbar  ohne  Reibung  der 
verschiedenen  socialen  Gruppen  und  Elemente  innerhalb  einer 
und  derselben  Gesellschaft  und  ohne  deren  beständige 
Wirkung  aufeinander. 

a.    Kunst  und  Handwerk. 

„Das  Gemüt  des  Menschen  befindet  sich  in  einem  Zustande, 
den  man  um  so  genauer  als  einen  ästhetischen  bezeichnen 
kann,  je  mehr  das  betreffende  Individuum,  wenn  man  es  als 
ein  aus  Einzelorganen  zusammengesetztes  Ganzes  betrachtet, 
eine  bestimmte  Stelle  seines  Leibes  oder  ein  bestimmtes  Sinnes- 
organ als  den  Sitz  oder  Vermittler  eines  freudigen  Gefühles 
anzugeben  vermag;  je  n\ehr  ferner  dieses  Gefühl  gleichzeitig 
den  Charakter  der  Ünerschöpflichkeit  besitzt,  —  und  endlich 
je  weniger  diese  freudige  Empfindung  mit  der  Abnutzung,  der 
Ermüdung  seines  ganzen  Organismus  verbunden  ist. 

Das  Vorhandensein  der  Ruhe,  das  ist  die  Abwesenheit 
jeglichen  Ermüdungsgefühles  während  einer  ästhetischen 
Stimmung  und  der  Charakter  der  Unerschöpflichkeit  dieser 
freudigen  Stimmung  selbst,  bewirkt  das  eigentliche  Beseligende 
in  einer  solchen  Situation  ^.^ 


1  G.  Schmoller  a.  a.  0.  S.  22. 

*  J.  Popper,  Die  technischen  Fortschritte  nach  ihrer  ästhetischen 
und  künstlenschen  Bedeutung.    (Leipzig  1888.)    S.  25 — 2ß, 
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Jedes  Kunstwerk  mufs  eben  diese  nicht  zur  Ermüdung 
führende,  freudige,  als  eine  gleichmäfsige  Welle  über  alle  Teile 
unserer  Seele  und  unseres  Körpers  sich  verbreitende  Ei^ 
regung  hervorrufen,  um  als  eine  ästhetische  Schöpfung  gelten 
zu  können. 

Um  ein  solches  Kunstwerk  zu  schaffen,  dazu  gehört  eine 
langwierige,  öfters  sehr  ermüdende,  höchst  konzentrierte 
Thätigkeit.  Die  ästhetische  Stinunung  an  sich  würde  keinen 
genügenden  Antrieb  zu  einer  künstlerischen  Leistung  darbieten. 
Mag  der  Schaffensdrang  thatsächlich  in  einem  unbestimmten 
heifsen  Wunsche,  etwas  Vollendetes  zu  schaffen,  um  sich  an 
dem  Gefühle  des  Könnens  zu  eigötzen,  seinen  Grund  haben; 
mag  irgend  ein  seelisches  oder  körperliches  Kraftbewufstseiny 
das  eine  Auslösung  in  irgend  welcher  That  gebieterisch  er- 
heischt, den  Menschen  zu  künstlerischen  Thätigkeiten,  z.  B.  zum 
Singen  etc.  anspornen,  —  immer  aber  reichen  diese  psychischen 
Momente  an  sich  nicht  aus,  um  künstlerisch  vollendete  Gebilde 
zu  schaffen.  Der  Schaffensdrang  erlahmt  mit  der  wachsenden 
Einsicht  in  die  Beschränktheit  der  menschlichen  Kräfte  und 
die  stärkste  Aufwallung  erlischt,  bevor  die  künstlerische  That 
vollbracht  ist.  Es  müssen  andere  Momente  hinzukommen,  um 
den  Menschen  allmählich  zum  wirklichen  Schöpfer  zu  erheben. 
Hier  äufsert  sich  wieder  das  Streben  nach  Aosonderung  und 
Anerkennung  als  eine  schöpferische  Macht.  „Die  Kunst  war 
im  Anfange  eine  vornehme  Thätigkeit.  Das  Eigentümliche 
der  liberalen  Berufe,  zu  welchem  auch  der  Künstlerberuf 
gehört,  liegt  in  dem  Umstände,  dafs  viele  dieser  Thätigkeiten 
in  älterer  Zeit  unbezahlte  Nebenbeschäftigungen  der  Priester 
oder  anderer  Aristokraten  waren  ^."  Die  Kunst  galt  eben  als 
etwas  schon  an  sich  Auszeichnendes,  Absonderndes,  Rang- 
abhebendes, und  in  dieser  ihrer  auszeichnenden  Eigenschaft  lag 
ihr  hoher  Wert.  Sie  befriedigte  eben  das  Streben  nach 
Macht;  daher  rührt  denn  auch  der  vornehme  Genufs,  den  der 
Aristokrat  der  primitiven  Gesellschaft  an  seinem  mitunter  er- 
schöpfenden und  ermüdenden  künstlerischen  Schaffen  zu  finden 
glaubte.  Dieser  innere  Antrieb  zum  Schaffen  reichte  jedoch 
nicht  aus,  um  etwas  wirklich  Schönes  zu  vollbringen.  Der 
primitive  Aristokrat  war  ein  zu  freier  Mensch,  der  mit  seiner 
ganzen,  von  intensiven,  aber  schnell  vorübergehenden  Leiden- 
schaften beherrschten  Seele  zu  sehr  an  der  Freiheit  hing,  um 
sich  irgend  einen  Zwang,  sei  es  auch  im  Namen  der  freien 
Kunst,  gefallen  zu  lassen.  Er  konnte  daher  nicht  weit  auf 
dem  Gebiete  des  künstlerischen  Schaffens  fortkommen,  das, 
was  aus  diesem  Schaffen  entstand,  blieb  meistens  nur  gering- 
wertiges Stückwerk. 

Allmählich  aber  verbreitete  sich  die  künstlerische  Thätigkeit 

1  Schmolier,  Gnindrifs.    S.  358. 
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auch  innerhalb  der  übrigen  Schichten  der  Gesellschaft  Die 
hohe  Aristokratie  begünstigte  die  Verbreitung  in  den  weiteren 
Kreisen  des  Volkes  der  im  Anfang  als  vornehm  erachteten 
künstlerischen  Thätigkeit  und  nahm  nunmehr  für  sich  den  viel 
leichteren,  Yornehmeren  Genufs  an  den  Kunstprodukten  in 
Anspruch.  Die  Kunst  und  ihre  Wirkung  differenzierten  sich 
innerhalb  der  Gesellschaft.  Der  Genuls  am  Produkte  des 
künstlerischen  Schaffens,  die  Beurteilung,  die  Wertschätzung 
der  künstlerischen  Leistung  blieb  nach  wie  vor  ein  Privilegium, 
ein  Monopol  der  aristokratischen  Gesellschaftskreise,  während 
die  künstlerischen  Leistungen  selbst  den  Mitgliedern  der 
mittleren  und  unteren  Kreise  zufielen.  Die  Kunst  wurde  ftür 
die  letzteren  ein  Mittel  zum  Erwerb,  zur  Erlangung  von 
Lebensmitteln  und  manchmal  auch  der  Gunst  der  Mächtigen. 
Diese  Nebenzwecke  verhalfen  dem  Künstler  aus  den  unter- 
geordneten Klassen  dazu,  die  für  die  Erlangung  grofser  Ge^ 
«chicklichkeit  und  ungewöhnlicher  Fertigkeit  zur  Ausübung 
des  Berufes  notwendige  Ausdauer  und  Konzentration  der 
Kräfte  zu  gewinnen.  Nun  wissen  wir  aber,  dafc  die  wahre 
Kunst  immer  frei  bleiben  mufs,  sie  verträgt  keine  Unterord- 
nung unter  irgend  welche  Nebenzwecke,  sie  bleibt  immer 
Selbstzweck.  Daher  sehen  wir  dort,  wo  das  sociale  Leben 
keinen  freien  Künstler  hervorzubringen  imstande  war,  wo  die 
Kunst  zu  den  Sklaven  herabsank,  dafs  sie  dort  nicht  zu 
irgend  einer  nennenswerten  Höhe  sich  erheben  konnte.  ^Was 
den.  Aufschwung  der  Kunst**,  sagt  G.  Fr.  Kolb,  „am  meisten 
in  Ägypten  hemmen  und  lähmen  mufste,  war  das  Sklaventum, 
in  welchem  sie  darniederlag.  Auf  den  erhaltenen  ägyptischen 
Abbildungen,  welche  Maler  und  Bildhauer  darstellen,  erscheint 
neben  diesen  „Künstlern^  der  Aufseher  mit  der  Zuchtruthe. 
Es  waren  Sklaven,  die  zu  Kunstübungen  gepeitscht  wurden  ^.^ 
Aber  sobald  die  Kunst  sich  demokratisiert,  filngt  ein  merk- 
würdiger Prozefs  der  Differenzierung  an,  die  man  in  eine 
subjektive  und  eine  objektive  Differenzierung  einteilen  kann. 
Aus  der  grofsen  Zahl  von  sogenannten  Künstlern,  die  mittelst 
ihrer  Kunst  sich  wirtschaftliche  und  sociale  Vorteile  zu  er- 
werben suchen,  sondert  sich  allmählich  der  wahre  Künstler  ab, 
der  als  gottbegnadeter  König,  als  ein  freier  Schöpfer  nur 
deinem  inneren  Drange  folgt,  ohne  Rücksicht  auf  Nebenzwecke. 
Die  übrigen  sogenannten  Künstler,  die  vielleicht  einen  hohen 
Grad  von  Fertigkeit  in  ihren  Kunstübungen  erreichen,  bleiben 
eben  nur  Handwerker  in  der  Kunst.  Aber  auch  das  Handwerk 
selbst  entsteht  auf  diese  Weise.  Im  Anfange  wurde  eben 
Gewerbe  und  wirkliche  Kunst  in  eine  einzige  Kategorie  zu- 
sammengeworfen. Daher  dienten  auch  die  Produkte  der 
primitiven  gewerblichen  Thätigkeit  mehr  dem  feinen  ästhetischen 

^  KultuTgeschiclite.    3.  Aufl.    Leipzig  1885.    Bd.  I.    S.  108. 


86  XIX  4. 

Genufs  der  höheren  Klassen  als  irgend  welchen  wirtschafüichen 
Zwecken.  „Die  gewerbliche  Thätigkeit  scheint  allerwärts  von 
der  Körperbemalungy  Durchbohrung  oder  sonstigen  Verunstal- 
tungen von  einzelnen  Körperteilen  auszugehen  und  nach  und  nach 
fortzuschreiten  zur  Erzeugung  von  Schmuck,  Masken,  Rinden- 
zeichnungen, Petroglyphen  und  ähnlichen  Spielereien.  Die 
Töpferei,  die  Holzschnitzerei  und  sogar  die  Flechtkunst  be- 
ginnen mit  der  Erzeugung  von  Tiergestalten,  und  selbst  als 
man  zur  Herstellung  von  Gegenständen  des  täglichen  Ge- 
brauches (Töpfen,  Schemeln  etc.)  Übergeht,  wird  £e  Tierfigur 
mit  merkwürdiger  Konsequenz  festgehalten^.^  Daher  die 
aufserordentliche  Feinheit,  die  die  Produkte  der  primitiven 
Gewerbe  auszeichnet.  Gewerbe,  die  sich  mit  den  Lebena- 
bedingungen  der  Germanen  vertragen,  haben  stellenweise  den 
Rang  von  wirklichen  Künsten  erreicht.  „Die  Gewebe  und  Filz- 
arbeiten der  centralasiatischen  Stämme  genügen  auch  den 
ästhetischen  Ansprüchen  höherer  Völker^.  ^  Das  Handwerk 
befand  sich  auch  zuerst  in  der  Hand  der  höheren  Stände. 
Diodor  erzählt  von  einer  Insel  Panchäa,  dem  glücklichen 
Arabien  gegenüber  im  roten  Meere  gelegen.  Dieselbe  habe  eine 
eigentümliche  sociale  Verfassung.  Unter  anderem  zerfalle  die 
Bevölkerung  in  drei  Kasten,  von  denen  die  höchste  Kaste  die 
Priester  und  Handwerker  bilden®. 

Erst  allmählich  beginnt  das  Handwerk  sich  in  den  unter- 
geordneten Klassen  zu  verbreiten  und  wird  zur  bezahlten 
technischen  Leistung.  Die  ältesten  Handwerker  sind  die 
Metallarbeiter.  Sie  sind,  wenn  auch  nicht  ganz  so  alt  wie  die 
Erfindung  des  Metallgusses,  so  doch  entstanden,  sobald  die 
Technik  desselben  sich  vervollkommnet  und  eine  bedeutende 
erlernte  Kunstfertigkeit  dafür  erfordert  wurde*.  Dieses  Hand- 
werk war  also  eine  Art  Kunst  und  verlieh  ihrem  Besitzer 
eine  relativ  höhere  sociale  Stellung  als  die  der  übrigen,  mit 
gewöhnlichen,  keine  besondere  Kunstfertigkeit  erheischenden 
friedlichen  Beschäftigungen.  ;,Der  MetalTschmied  tritt  uns 
zuerst  als  Aristokrat  und  Zauberer,  als  Kenner  aller  Geheim- 
nisse der  Natur,  als  Arzt,  oft  auch  als  Musiker,  als  Wirt,  bei 
dem  alle  lauschen,  entgegen '^.^  „Noch  in  der  homerischen  Zeit 
dient  die  Schmiede  als  ein  Lokal,  wo  sich  ebenso  wie  in  der 
Lösche,  dem  Klubhause  der  Gemeinde,  die  Nachbarn  zum 
Gespräch  zusammenfinden,  namentlich  zur  Winterzeit,  wo  man 


1  Bücher,  Die  Entstehung  der  Volkswirtschaft.    (2.  Aufl.)    S.  83. 

«  E.  Grofse  a.  a.  0.  S.  94.  Vergl.  Fritsch  a.  a.  0.  S.  70  ff.  und 
Paulitschke  a.  a.  0.   S.  286. 

»  Diodor  IIL  305. 

^  Ed.  Meyer,  Die  wirtschaftliche  Entwicklung  des  Altertums.  S.  Id. 
Vergl.  auch  G.  Schmoller  a.  a.  0.  S.  78—124. 

«  G.  Schmoller,  Grundrifs  etc.    S.  203. 
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ein  wärmendes  Feuer  aufsucht.  Auch  die  Bettler  finden  hier 
eine  Unterkunft  fUr  die  Nacht  ^** 

Ebenso  geschickte  Künstler-Handwerker  waren  die  Erz- 
giefser,  die  Thonarbeiter,  welche  die  kostbaren  Metallarbeiten 
in  Thon  nachbildeten,  die  eigentlichen  Künstler  in  Thon,  Stein, 
Metall,  der  Zinunermann,  der  Häuser  für  Götter  und  Menschen, 
Pflüge,  Schiffe  bauen  kann.  Auch  die  Spielleute,  die  Tänzer, 
Gaukler,  Musiker,  Sänger  etc.,  die  Zauberer,  die  zur  Zeit 
ärztliche  Funktionen  verrichteten  —  diese  alle  bilden  eine  Art 
Mittelstand,  weil  die  Grofsen  und  Mächtigen  besonders 
ihrer  Kunst  bedurften.  „Stets  erhielt  sich  der  Zauberer,  der 
Sänger,  der  Spielmann,  der  Musiker,  der  sich  bezahlen  liefs, 
neben  dem  vornehmen  Aristokraten,  der  ähnliche  Künste  ohne 
Bezahlung  ausübte.  Als  Diener,  als  Sklave  an  den  Höfen  der 
Grofsen  fanden  sich  die  Talente,  die  Spafsmacher  oder  Gaukler, 
die  Musiker  oder  Sänger  zusammen ;  geistige  und  künstlerische 
Begabung  a u s  d e n  unteren  Ständen,  aus  anderen  Ländern 
konnten  nur  so  ihr  Brot  finden^."  Die  Geschicktesten  und 
Talentvollsten  unter  ihnen  fanden  nicht  nur  ihr  Brot,  sondern 
auch  Anerkennung,  reiche  Belohnung  und  Bewunderung;  sie 
dienten  durch  ihre  Leistungen  nicht  nur  ihren  materiellen 
Interessen,  sondern  auch  ihren  socialen  Trieben. 

Selbstredend  hat  sich  innerhalb  der  sogenannten  Künster 
die  keine  besondere  künstlerische  Veranlagung,  kein  künst- 
lerisches Talent  zu  ihrer  Ausübung  verlangen,  die  Zahl  der 
Ausübenden  sehr  rasch  vermehrt  Dieselben  sinken  dadurch 
zu  einfachen  Handwerkern  herab,  und  mit  ihnen  sinkt  auch 
ihre  Kunst  zum  Handwerk.  Von  da  an  suchte  das  Hand- 
werk, seinem  wahren  Charakter  gemäfs,  den  Nützlichkeits- 
interessen der  ganzen  Bevölkerung,  nicht  nur  dem  ästhetischen 
Genüsse  der  Herrschenden  zu  dienen.  So  entstand  das 
Handwerk. 

b.    Theoretische  und  angewandte  Wissenschaft. 

Denselben  Entwicklungsgang  wie  die  Kunst  und  das  Hand- 
werk hatte  die  Wissenschaft  durchzumachen. 

„Die  Wirklichkeit  ist  dem  Menschen  als  ein  grofses  Rätsel 
aufgegeben.  Der  Versuch,  die  Lösung  des  Ilätsels  auszu- 
sprechen, den  Schlüssel  zu  dem  mysterium  magnum  des  Daseins 
zu  finden,  das  ist  die  Philosophie  ^.'^ 

Fühlt  aber  der  Mensch  aas  Rätsel  des  Seins,  {&ngt  er  an, 
die  Widersprüche,  die  in  den   vor  seinen  Augen   sich   täglich 


*  Ed.  Meyer  a.  a.  0.  S.  16.    Bemerkung. 
<  G.  Schmoller,  Thatsachen  der  Arbeitsteilung.    S.  81. 
'  Paulsen,  Einleitung  in  die  Philosophie.    4.  AuÜ.    S.  19.    Vergl. 
auch  Drobisch,  Logik.     1868.    S.  171  ff. 
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vollziehenden  Erscheinungen  liegen ,  zu  begreifen ,  so  ver- 
ursachen ihm  diese  rätselhaften  Erscheinungen  auf  dem  Gebiete 
seiner  Erfahrung,  diese  Widersprüche  der  äulseren  und  inneren 
Welt,  lebhafte  Schmerzen.  Die  erkannte  Unwissenheit  ist  eine 
Qual.  Daher  wendet  sich  der  Mensch  von  der  Erforschung 
der  W^irklichkcit  ab  und  begnügt  sich  mit  Erklärungen,  die 
ihm  seine  Phantasie  spielenderweise  zur  Beruhigung  seines 
forschenden  Geistes  liefert.  Daher  die  grofse  Beliebtheit  der 
Mythologie. 

Erst  dann  erwacht  in  der  Menschenseele  der  reine  Wahr- 
heitstrieb, wenn  derselbe  an  der  Qual  des  Denkens  eine 
besondere  Freude  findet.  Dies  ist  aber  blofs  dann  der  Fall, 
wenn  dies  Denken  ein  Privilegium,  ein  Monopol  der  höheren 
Stände,  der  Vornehmen,  der  IVeien  bildet.  Der  hohe  Genufs^ 
den  ihm  die  auszeichnende,  rangabhebende  Denkthätigkeit  giebt, 
verwandelt  die  Schmerzen  des  Denkens  in  ein  entgegengesetztes 
Lustgefühl.  Dafür  sehen  wir  auch,  dafs  das  wahre  Streben 
nach  Wahrheit,  die  eigentliche  Philosophie,  ursprünglich  blofs 
innerhalb  der  wohlhabenden  Klassen  festen  Fuut  fafste. 

„Man  darf  unbedenklich  annehmen,  meint  Fr.  A.  Lange, 
nachdem  er  uns  die  besonders  günstige  Lage  Griechenlands 
im  Altertum  geschildert  hat,  dafs  längst  vor  dem  Auftreten 
der  Philosophen  unter  diesen  Verhältnissen  eine  freiere  und 
aufgeklärte  Weltanschauung  sich  unter  den  höheren  Schichten 
der  Gesellschaft  verbreitet  hatte  ....  In  diesen  Kreisen  wohl- 
habender, angesehener,  weltgewandter  und  vielgereister  Männer 
entstand  die  Philosophie^.''  Diese  treibt  dann  im  langsamen 
Wachstum  die  einzelnen  Wissenschaften  als  Glieder  aus  sich 
hervor. 

Aber  dieses  Wachstum  der  Wissenschaft,  die  beständige 
Abzweigung  neuer  wissenschaftlicher  Disciplinen  aus  dem 
Baume  der  Philosophie  geht  Hand  in  Hand  mit  der  Demo- 
kratisierung des  Wissenstriebes.  Die  Aristokratie,  die  ihre 
wissenschaftlichen  Studien  als  eine  vornehme  Thätigkeit  be- 
treibt, die,  zum  Teil  wenigstens,  den  Zweck  verfolgt,  ihre 
Vornehmheit,  Allweisheit,  ihren  Abstand  von  dem  unwissenden 
Pöbel  zu  dokumentieren,  —  die  Aristokratie,  deren  wissenschaft- 
liche Beschäftigung  noch  immer  mehr  den  Charakter  des  edlen 
Spiels,  als  der  gemeinen  Arbeit  trägt,  diese  würde  immerfort 
an  der  Lösung  der  unlösbaren  Probleme  des  Seins  und  des 
Denkens  haften  bleiben,  sie  würde  vielmehr  Freude  haben  an 
erhabenen,  geistreichen,  halb  wissenschaftlichen,  halb  imaginären 
philosophischen  Konstiniktionen ,  als  an  der  Vertiefung  auf 
einzelne  beschränkte  Aufgaben  und  Probleme,  die  sich  mehr 
der  Wirklichkeit,  den  einzelnen  begrenzten  Teilen  der  Wirk- 
lichkeit zuwenden.     Die  Specialisierung   der  Wissenschaft  ist 

^  Fr.  A.  Lange,  Geschichte  des  Materialismus.    1876.    S.  5. 
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schon  das  Produkt  der  demokratischen  Elemente.  Die  aus 
den  Reihen  der  niederen  Stände  aufkommenden,  begabten 
Naturen  suchten,  indem  sie  die  höheren  nachahmten,  die  rein 
geistigen  Bestrebungen  mit  praktischen  Interessen  zu  ver- 
knüpfen, für  sie  war  die  Wissenschaft  kein  erhabenes,  vor- 
nehmes, edles  Spiel  des  intellektuellen  und  ästhetischen  Triebes, 
sondern  eine  ernste  Lebensaufgabe,  dazu  auch  ein  Mittel,  um  sich 
eine  höhere  Stellung,  mehr  wirtschaftliche  und  sociale  Freiheit  zu 
verschaffen.  Deshalb  war  auch  ihre  wissenschaftliche  Thätigkeit 
eine  viel  ernstere,  nicht  eine  freie,  erholende  Beschäftigung, 
sondern  eine  öfter  sehr  anstrengende  und  erschöpfende  Arbeit '. 
Aus  ihren  Reihen  entstanden  allerdingsdieglänzenasten  Rhetoriker 
und  Sophisten,  die  mit  ihrem  Wissen  Schwindel  trieben,  aber 
auch  die  bescheidenen,  ernsten,  unbemerkt  gebliebenen  Fach- 
männer, die  ihr  ganzes  Leben  vielleicht  dem  Sammeln  von 
Material  für  gewisse  wissenschaftliche  Zwecke  oder  einem 
einzigen  engbeschränkten  Gebiet  zuwandten>  wo  sie  mehr 
positive,  aber  wenig  glänzende  und  imposante  Resultate  zu 
erzielen  suchten.  Die  Wissenschaft  wurde  zum  Beruf,  die 
Gelehrten  zu  einer  Berufsklasse. 

Die  Ausbildung  der  Wissenschaft  dankt  man  also  auch  dem 
Streben  der  genannten  Mitglieder,  wenn  auch  nicht  der  aller- 
niedersten,  so  doch  der  niederen  Stände  zur  Erlangung  einer 
höheren  socialen  und  wirtschaftlichen  Stellung,  und  die  prak- 
tische Richtung,  die  dadurch  die  Wissenschaft  erlangte,  trug 
«ehr  viel  zur  Erhöhung  der  Produktivität  der  menschlichen 
Arbeit,  auch  der  materiellen,  bei. 

Aber  diese  praktische  Richtung  der  Wissenschaft  und 
der  Künste  hatten  auch  ihre  dunklen  Schattenseiten  aufzu- 
weisen *. 

Die  materiellen  Zwecke,  aber  auch  die  engen,  beschränkten 
Aufgaben,  drückten  oft  den  inneren  Wert  der  höheren  Kunst 
und  der  Wissenschaft  herunter,  raubten  ihnen  ihren  hohen 
Flug,  nahmen  ihnen  den  wohlthuenden  Einflufs  der  kombi- 
nierenden fre^n  Phantasie.  Daher  die  Notwendigkeit  der 
aristokratischen  Richtung  ^in  der  Kunst  und  Wissenschaft,  die 
z.  B.  sehr  oft  in  der  Wissenschaft,  obwohl  nicht  ganz  richtige, 
doch   sehr  anregende   philosophische    Konstruktionen    hervor- 


*  Verjel.  auch  J.  Popper  a.  a.  0.  S.  1—14. 

^  G.  Schmoller  a.  a.  O.  S.  81.  „Man  hat  in  unseren  Tagen  mit 
vollem  Becht  auf  die  schlimmen  Folgen  hingewiesen,  welche  aus  immer 
weiter  vorschreitender  Verkleinerung  und  Verselbständigung  des  Unter- 
suchnngsobjektes  für  den  einzelnen  Forscher  erwachsen  kann,  und 
es  ist  insbesondere  betont  worden,  dafs  der  vorgeschrittene  Specialist 
trotz  gröfster  persönlicher  ßefähigunfi^  gerade  iniole[e  der  andauernden 
Isolierung  des  Objektes  für  seine  Untersuchungen  senr  groben  Irrtümern 
verfallen  konnte.^  Knies  a.  a.  0.  S.  7.  VergLauch  Fr.  Nietzsche,  Jen- 
seits von  Gut  und  Böse. '  1900.    S.  14—15. 
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bringt  und  dadurch  den  eigentlich  praktischen  Wissenschaften 
neuen  Änstofs  giebt. 

So  wirken  hier  wiederum  die  aristokratischen  und  demo- 
kratischen Strömungen  im  socialen  Leben  ergänzend  und  be- 
fruchtend auf  einander  ein.  Diese  Wechselwirkung  erzeugt 
den  künstlerischen  und  geistigen  Fortschritt  und  die  gewerb- 
liche Thätigkeit^ 

c.    Der  Kampf  um  den  Boden. 

Nach  der  seit  Olufsen  und  Haussen  in  der  Socialökonomie 
und  Kulturgeschichte  fast  allgemein  verbreiteten  Auffassung 
bezüglich  der  Grundeigentumserstehung  sollte  die  kollek- 
tivistische Besitzform  an  Grund  und  Boden  die  einzige  Eigentums* 
form  in  der  Übergangsperiode  vom  Nomadentum  zum  sefshaften 
Ackerbau  gewesen  sein. 

Die  Geselll^chaften  der  Urzeit  bestehen  z.  B.  nach  der 
Ansicht  Laveleye-Büchers,  in  dem  Augenblick,  wo  sie  vom 
Hirtenleben  zum  Ackerbau  übergehen,  aus  Gruppen  von 
Menschen,  welche  durch  das  Band  einer  gemeinsamen  Ab* 
stammung  vereinigt  sind.  Alle  sind  Eigentümer  eines  unab- 
geteilten  Stückes  des  Gemeindebodens,  alle  gleich  und  frei. 

„So  setzt  sich  die  Nation  aus  einer  grofsen  Zahl  von 
kleinen  selbständigen  Republiken  zusammen,  welche  durch  ein 
föderatives  Band  zusammengehalten  werden^.'' 

„Denken  wir  uns  ein  Hirtenvolk,  —  sagt  Röscher  —  das 
sein  bisheriges  Wanderleben  mit  Ackerbau  und  festen  Wohn- 
sitzen vertauscht.  Jedes  Geschlecht  (Stamm,  Clan  etc.)  des- 
selben hält  als  solches  innig  zusammen,  und  die  Mitglieder 
sind,  vielleicht  mit  Ausnahme  des  Häuptlings,  einander  gleich. 

Hier  ergiebt  es  sich  von  selbst,  dafs  die  Landschaft,  welche 
sie  besetzen,  als  Gemeingut  betrachtet  wird.  Im  fest  gelegenen 
Teile  baut  man  das  Dorf,  dessen  Häuser,  Höfe  und  Gärten 
in  gewissem  Sinne  das  erste  unbewegliche  Privateigentum 
bilden®."  ^ 

Für  die  Richtigkeit  dieser  Auffassung  scheinen  sämtliche 
Quellen,  die  uns  für  die  Aufhellung  der  urgeschichtlichen 
Probleme  zu  Gebote  stehen,  zu  sprechen. 


^  Ober  das  Verhältnis  der  Philosophie  zur  Wissenschaft.  Vena^l- 
Paulsen  a.  a.  0.  S.  3 — 45.  Die  Ausbildune  der  Handwerke  und  der 
verschiedenen  wissenschaftlichen  Disciplinen  oildet  in  socialökonomischer 
Beziehung  eine  der  wichtigsten  Formen  der  socialen  Arbeitsteilung. 
Dabei  spielt  das  sociale  Streben  nach  Geltung  eine  bedeutende  Rolle, 
worauf  wir  später  näher  eingehen  werden. 

«  üreigentum.    (Leipzig  1876.)    S.  421. 

'  Nationalökonomie  des  Ackerbaues  und  der  verwandten  Urprodnk« 
tionen.  (Stuttgart  1873.)  S.  232  ff.  Vergl.  auch  G.  Haussen,  Agrar- 
historische  Abhandlungen.    Bd.  L' (Leipzig  1880.)  S.  7—9. 
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Es  zeigt  sich  nämlich,  dafs  Völker  der  verschiedensten 
Rassen,  unter  allen  Himmelsstrichen,  dieselbe  eigentümliche 
Agrarverfassung,  die  in  ihren  wesentlichen  Zügen  einen  kollek- 
tivistischen Charakter  trägt,  besitzen  ^. 

Zieht  man  noch  in  Betracht,  dafs  für  sämtliche  primitiven 
Völker  die  Siedelung  und  das  Zusammenwohnen  in  Dörfern 
eine  unentbehrliche  sociale  Einrichtung  ist,  ohne  welche  ihnen 
jede  Erweiterung  des  bebauten  Feldareals  und  jede  Verbesserung 
der  Bodenkultur  unmöglich  ist,  so  ergiebt  sich,  wie  es  scheint^ 
von  selbst  die  Annahme,  dafs  die  kollektivistische  Dorfver- 
fassung als  eine  natürliche  Folge  der  primitiven  Produktions- 
weise die  einzig  unter  solchen  Umständen  denkbare  Rechts- 
ordnung sei*. 

Trotz  aller  dieser  zu  gunsten  der  genannten  Auffassung 
vom  Ursprünge  des  kollektivistischen  Grundeigentums  sprechen- 
den Erwägungen  wird  sich  diese  Auffassung  bei  näherer 
Prüfung  als  eine  zur  Erklärung  der  Entwicklung  der  ver- 
schiedenen Bodenbesitzformen  unzulängliche  und  mit  den 
Thatsachen  des  wirklichen  kulturellen  Entwicklungsganges  un- 
vereinbare Hypothese  herausstellen. 

Zuerst  mufs  darauf  hingewiesen  werden,  dafs  diese  Hypo- 
these, die  das  kollektivistische  Grundeigentum  als  die  erste 
Besitzform  an  Grund  und  Boden  bei  den  zur  festen  Ansiedlung 
übergegangenen  Völkern  hinstellen  zu  können  glaubt,  nicht  im- 
stande ist,  irgendeine  befriedigende  Erklärung  für  die  Entstehung 
des  individuellen  Grundbesitzes,  des  bäuerlichen  wie  dea 
grundherrlichen,  zu  geben. 

Hinsichtlich  der  Entstehung  des  grundherrschaftlichen 
Bodenbesitzes  aus  der  kollektivistischen  Agrarverfassung  der 
Urzeit  wird  eine  Reihe  von  Gründen  socialpolitischer,  tech- 
nischer und  socialrechtlicher  Natur  ins  Treffen  geführt. 

Aber  sämtliche  Gründe  sind  schon  deshalb  unzulänglich^ 
weil  dieselbe  schon  die  Ebcistenz  einer  hoch  differenzierten 
socialen  Gemeinschaft,  die  aus  wirtschaftlich  und  social  mäch- 
tigen und  freien  Herren  einerseits  und  aus  machtlosen,  ab- 
hängigen Untergeordneten  andererseits  besteht,  zur  Voraus- 
setzung hat,  während  es  sich  doch  um  die  Erklärung  der  Ent- 
stehung eben  dieser  Macht  und  dieses  Vermögens  innerhalb 
einer    undifferenzierten  ^   auf  vollständiger   Gleichberechtigung 

^  Wie  weit  diese  Übereinstimmung  auch  in  nebensächlichen  Dingen 

Seht,  zeigt  die  bei  verschiedenen  Völkern  festgestellte  Verbreitung  des 
»rauches,  bei  der  Bestimmung  der  Grenze  zwischen  zwei  benachbarten 
Marken  Kinder  mitzunehmen  und  sie  tüchtig  durchzuhauen,  damit  sie 
ihr  ganzes  Leben  lang  an  dieses  Ereignis  denken  und  dasselbe  bezeugen 
können. 

'  Vergl.  Röscher  a.  a.  0.  S.  242  ff.  Haussen  a.  a.  0.  S.  2  f.  Laveley- 
Bücher  a.  a.  0.  S.  36.  Rachfahl,  Zur  Geschichte  des  Grundeigentums, 
in  Conrad*s  Jahrbüchern  f.  Nationalökon.  und  Statistik.  1900.  Bd.  19. 
8.  6  ff. 
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aller  Genossen  beruhenden  Urverfassung  des  Dorfes  handelt. 
Auch  die  Schilderung  der  Entstehung  des  bäuerlichen  Sondeiv 
besitzes,  welche  wir  in  den  Werken  der  meisten  Kidtur- 
historiker  und  Socialökonomen  finden,  läuft  auf  eine  petitio 
principii  hinaus,  da  sie  immer  von  einem  Thatbestana  aus- 
geht, dessen  Entstehung  erst  durch  diese  Schilderung  erklärt 
werden  sollte. 

Es  ist  aber  eine  andere  Erklärung  für  die  Entstehung  der 
bäuerlichen  Einzelwirtschaft  versucht  worden  und  zwar  durch 
die  sogenannten  Bif&nge  im  Walde.  „BifUnge'',  sagt  Meitzen^ 
,,sind  bei  den  Nomaden  eine  sehr  bekannte  Erscheinung.  All- 
gemein gilt  bei  ihnen  der  Brauch ,  dafs  jeder  das  Recht  hat, 
in  den  Weiderevieren  seines  Stammes  ein  Stück  geeignetes 
Land  in  Kultur  zu  nehmen,  wenn  er  es  hinreichend  fest  ein- 
zäunt ^" 

£^  ist  nicht  ausgeschlossen,  dafs  unter  gewissen  Umständen, 
auf  die  wir  erst  später  näher  zurückkommen,  die  Ansiedlungen 
von  einzelnen  Bauern  im  Walde  eine  nicht  seltene  Erscheinung 
gewesen  ist,  aber  jedenfalls  würde  diese  relativ  spät  sich  aus- 
bildende Ansiedlungsform  als  Ausgangspunkt  für  die  Ausbildung 
des  bäuerlichen  Einzelwirtschaftsbetriebes  und  Landbesitzes 
nicht  verwertet  werden  können.  Innerhalb  der  primitiven 
Gemeinschaft  wäre  solch  eine  Absonderung  und  Entfernung  der 
einzelnen  Mitglieder  von  der  ganzen  Gemeinschaft  ein  Ding 
der  Unmöglichkeit.  Die  Sippe  gab  ja  dem  primitiven  Menschen 
eine  sichere  Stütze  im  Kampfe  um  sein  höchst  bedrohtes  Dasein, 
die  Sippe  war  die  einzige  in  der  Urzeit  zweckmäfsige  Lebens- 
form, die  jedem  einzelnen  Menschen  die  Möglichkeit  zur  Ent- 
faltung und  Ausbildung  seiner  Kräfte  sicherte.  „Der  Einzelhof, 
der  inmitten  seiner  Grundstücke  wirtschaftet,  kürzt  zwar  die 
Wege,  spart  die  Kosten,  stellt  einen  geschlosseneren  Wirt- 
schaftskörper dar  als  die  Bauemwirtschaft  im  Dorfe,  aber  das 
sind  Vorzüge,  die  nicht  so  leicht  bei  niedriger  Kultur  erkannt 
werden  und  wirken  können,  und  denen  andere  Nachteile  für 
die  verschiedenen  Lebenszwecke  entgegenstehen.  Das  isolierte 
Wohnen  raubt  dem  primitiven  Menschen  die  gewohnte  gesellige 
Umgebung,  oft  auch  den  nötigen  Schutz  ^.^  Andererseits  war 
die  primitive  Gesellschaft  in  viel  höherem  Mafse  als  die  heutige 
auf  die  Leistungen  ihrer  einzelnen  Mitglieder  angewiesen'. 
Eine  Losreifsung  des  einzelnen  Mitgliedes  und  einsame  An- 
siedlung  im  Walde  würde  ja  sowohl  für  diesen  vereinsamten 
Ansiedler  selbst,  wie  für  die  ganze  primitive  Gemeinschaft  sehr 
gefährlich  werden  können,  da  sie  die  zweckmäfsige  Grundlage 


^  SiedeluDg  und  Agrarwesen  der  Westgermanen  und  Ostgermanen. 
(Berlin  1895.)  Bd.  I.   S.  136—187. 

•  Vergl.  Schmoller  a.  a.  0.  S.  260. 

•  Vergl.  Simmel  a.  a.  0.  S.  22  ff. 
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der  Gesellschaft  zerrüttet,  damit  aber  sowohl  die  ganze  Qe^ 
meinschaft,  wie  auch  den  einzelnen  ihrer  Macht  und  Stärke^ 
ihrer  einzig  vernünftigen  Existenzform  beraubt. 

Endlich  läfst  sich  gegen  die  erwähnte  Auffassung  von  dem 
Ursprünge  des  Bodenkommunismus  folgendes  einwenden.  Es 
wird  ja  von  keinem  ihrer  Vertreter  geleugnet,  dafs  es  schon 
innerhalb  der  Jftger-  und  Hirtenvölker  zu  einer  erheblichen 
Differenzierung  der  Gesellschaft,  zur  Ausbildung  erheblicher 
Besitzunterschiede  wenigstens  hinsichtlich  der  beweglichen 
Güter  gekommen  sei.  Was  Mommsen  von  den  Römern  sagt^ 
das  läfst  sich  auch  von  den  meisten  anderen  Rassen  und 
Völkern  behaupten,  nämlich  dafs  sich  das  Eigentum  nicht  an 
den  Liegenschaften,  sondern  zunächst  an  Sklaven  und  Vieh- 
stand entwickelt  habe^.  Schon  Häuptlinge  relativ  niedrig 
stehender  Jägervölker  besitzen  zahlreiche  Sklaven.  Auch  die 
patriarchalische  Grofsfamilie  der  meisten  Hirtenvölker  beruht 
auf  der  strengen  Unterordnung  der  Frauen  und  Kinder  unter 
die  Gewalt  des  Patriarchen,  wie  auf  der  innerhalb  dieser  Ge- 
meinschaft sehr  verbreiteten  Institution  der  Sklaverei.  Nimmt 
man  also  an,  dafs  überall  „die  Gesellschaft  der  Urzeit  in  dem 
Augenblicke,  wo  sie  vom  Hirtenleben  zum  Ackerbau  übergeht, 
nur  aus  Geschlechtsgenossenschaften  besteht,  deren  Mitglieder 
alle  gleich  und  frei  sind,  dafs  die  Nation  aus  einer  grofsen 
Zahl  von  kleinen  selbständigen  Republiken  besteht,  welche  durch 
ein  föderatives  Band  zusammengehalten  werden,  so  entsteht  von 
selbst  die  Frage:  Wie  konnte  sich  plötzlich  die  sehr  weit  in 
ihrer  Differenzierung  vorgeschrittene  Nomadengemeinschaft  in 
eine  bestimmte  Zahl  von  undifferenzierten,  meistens  armen 
Dorfgenossenschaften  verwandeln,  die  doch  eine  allgemeine 
Gleichheit  wenigstens  hinsichtlich  des  Besitzes  zur  Basis  ihrer 
socialen  Verfassung  haben?  Wo  in  aller  Welt  sind  diese 
reichen  Sklaven-  und  Herdenbesitzer  hingekommen?  Es  ist 
doch  nicht  anzunehmen,  dafs  diese  zu  ihrer  Zeit  so  mächtigen 
und  einflufsreichen  Gewalthaber  der  Nomadengesellschaft  aus 
freien  Stücken,  blofs  zu  Gunsten  der  kommunistischen  Theorie 
sich  ihrer  Vorrechte  begeben  und  sich  selbst  zu  einfachen 
Genossen  der  Dorfrepubliken  herabgewürdigt  haben.  That- 
sächlich  zeigt  uns  die  Wirklichkeit  gerade  das  Entgegengesetzte 
von  dem,  was  die  Theorie  annimmt^. 

Nirgends  in  der  Geschichte  finden  wir  in  der  Übergangs- 
epoche  vom  Nomadentum  zum  sefshaften  Ackerbau  die  bäuer- 
liche Dorfgenossenschaft  als  die  vorherrschende,  oder  gar  aus- 
schliefsliche  Form  des  Grundbesitzes  vor.    Umgekehrt  existieren 


1  Schmoller  a.  a.  0.  S.  369.   Vergl.  Mommsen,  Römische  Geschichte. 
Bd.  I.    S.  153  if. 

^  Vergl.  auch  R.  Pöhlmann,  Die  Feldgemeinschaft  bei  Homer.    In 
der  Zeitschrift  f.  Social-  u.  Wirtschaftsgesdiichte.  Bd.  I.  (1893.)   S.  4. 
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zu  dieser  Zeit  nebeneinander  und  in  beständiger  Wechsel- 
wirkung sowohl  der  kommunistische  wie  der  individuelle 
Grundbesitz,  und  die3er  letztere  tritt  uns  sowohl  in  der  Gestalt 
des  grundherrlichen  wie  des  freien  bäuerlichen  Besitzes  (Hufe^ 
Einzelhof)  entgegen. 

Die  Annahme  also,  dafs,  auf  irgend  einer  Stufe  der  ge- 
schichtlichen Entwicklung  der  Menschheit,  die  genossenschaft- 
liche Besitzform  an  Grund  und  Boden  die  alleinherrschende 
gewesen  sei,  beruht  nicht  auf  wirklichen  Thatsachen,  ist  daher 
als  eine  Hypothese  zu  betrachten,  die  sofort  ihren  wissenschaft- 
lichen Wert  verliert,  sobald  bewiesen  wird,  dafs  sie  uns  keine 
hinreichende  und  befriedigende  Erklärung  fUr  die  Entwicklung 
des  Grundeigentums  in  allen  seinen  verschiedenartigen  Ge- 
staltungen zu  geben  vermag. 

Aber  auch  die  entgegengesetzte  Auffassung,  die  den  freien, 
unabhängigen  Einzelmenschen,  insbesondere  aber  den  indivi- 
duellen Bodenbesitz  zum  Ausgangspunkte  der  Entwicklung 
des  Grundeigentums  macht,  ist  nicht  imstande,  die  Entstehung 
der  kollektivistischen  Agrarverfassung  hinreichend  zu  erklären. 
Sämtliche  Adepten  dieser  Ansicht  erfanden  verschiedenartige 
Erklärungen  fllr  diese  Entstehung,  in  denen  sie  sich  mit  dem 
wirklichen  Entwicklungsgange  des  Grundeigentums  arg  in 
Widerspruch  setzten. 

Es  lohnt  sich  nicht,  hier  näher  auf  die  naive  Ansicht  der 
älteren  Kameralisten  einzugehen,  welche  die  in  Einzelhöfen 
wohnenden  freien  Bauern  erst  im  Mittelalter  ihre  abgerundeten, 
die  Bestellung  so  sehr  erleichternden  Feldkomplexe  in  zerstreut 
liegende  Kämpe  zerstückeln  und  ihre  weit  voneinander  ent- 
fernten Wohnungen  in  Dörfer  zusammenrücken  liefsen,  damit 
sie  ihre  Person  und  Habe  vor  dem  plötzlich  aufgetauchten 
Feinde  schützen  könnten.  Es  ist  nicnt  einzusehen,  warum 
eben  diese  Feinde,  seien  es  nun  Menschen,  wilde  Tiere,  oder 
blinde  Naturgewalten,  sich  bis  zum  Mittelalter  so  lange  ruhig 
und  friedlich  verhalten  haben  sollten,  um  jetzt  plötzlich  die 
glücklichen  Bauern  ihre  verderbenbringende  Macht  fühlen 
zu  lassen. 

Die  weitgehendste  Ausbildung  fand  die  Theorie  von  dem 
ursprünglichen  Vorherrschen  des  individuellen  Besitzes  bei 
Hildebrand  ^.  „Da  die  Natur",  sagt  dieser,  „von  freien  Stücken 
nur  selten  so  viel  Nahrungsmittel  auf  einem  Flecke  zusammen- 
häuft, dafjB  eine  gröfsere  Anzahl  von  Individuen  davon  existieren 
kann,  so  leben  die  Menschen  auf  dieser  untersten  Stufe  auch 
meist  noch  ganz  zerstreut,  d.  h.  nur  in  Familien,  nicht  in 
Horden  zusammen."  Die  Unzulänglichkeit  dieser  strengten 
Fassung  der  individualistischen    Theorie    ist    durch    Rachfahl 


^  Richard  Hildebrand,  Recht  und  Sitte  auf  den  venchiedenen  wirt- 
schaftlichen Kulturstufen.  Erster  Teil.   (Jena  1896.)  S.  1—24. 
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klar  nachgewiesen.  „Bei  den  Jägern  und  Fischern",  bemerkt 
dieser  u.  a.,  „kennt  Hildebrand  nur  die  Sonderfamilie,  bei  den 
Viehzüchtern  tauchen  plötzlich  „Stämme  und  Geschlechter'' 
auf.  Woher  so  plötzlich  dieser  Fortschritt  der  Gesellschafts- 
verfassung? Eine  Entwicklungsgeschichte  von  Sitte  und  Recht 
hätte  doch  die  Aufgabe,  die  Ursachen  aufzudecken,  und  in 
Anbetracht  der  Hauptthese,  die  er  verficht,  hätte  Hildebrand 
unbedingt  die  Pflicht,  zu  zeigen,  wie  dieser  Fortschritt  der 
Oesellschaftsverfassung  wesentlich  und  ausschliefslich  zu  er- 
klären ist  durch  die  inzwischen  erfolgten  wirtschaftlichen 
Fortschritte,  durch  den  Übergang  von  der  Jagd  zur  Vieh- 
zucht u.  s.  w.  .  .  Ausdrücklich  wird  bezeugt,  dafs  sich  der 
niedere  Jäger  vor  allem  als  Glied  seiner  Horde  fühlt,  während 
das  Stammesbewufstsein  nur  ausnahmsweise  praktische  Be- 
deutung gewinnt/ 

„Wo  ist  in  der  ganzen  Ethnologie  und  Geschichte  — 
fragt  ferner  Rachfahl  —  ein  ganzes  Volk  aufweisbar,  das  als 
Form  der  socialen  Organisation  nur  die  Einzelfamilie  gekannt 
hätte?"  1 

Merkwürdigerweise  ist  fast  von  allen  Forschern  auf  dem 
Gebiete  der  Agrarverfassungsgeschichte  ein  Moment  aufser 
acht  gelassen  worden,  welches,  wie  mir  scheint,  geeignet  sei, 
auf  das  Problem  der  Entstehung  des  Grundeigentums  ein 
neues  Licht  zu  werfen. 

Wir  müssen  nämlich  bei  jeder  Gemeinschaft  zwei  wesent- 
lich verschiedene  Momente  auseinanderhalten,  das  socialrechtliche 
und  das  ökonomisch-technische  Moment 

Fassen  wir  diejenige  Agrarverfassung  ins  Auge,  die  uns 
im  allgemeinen  als  Markgenossenschaft  bekannt  ist  und  die, 
wie  es  scheint,  in  der  Übergangsperiode  vom  Nomadentum 
zum  sefshaften  Ackerbau  allgemein  verbreitet  war,  so  tritt 
uns  in  derselben,  in  socialrechtlicher  Hinsicht,  die  primitive 
Oentilverfassung  entgegen,  allerdings  mit  einer  wesentlichen 
Modificierung  im  Sinne  des  individuellen  Besitzes,  da  der 
gemeinsame  Bodenbesitz  mit  besonderem  Nutzungsrecht  der 
einzelnen,  zur  Zeit  schon  selbständigen  Markgenossen  ver- 
knüpft ist. 

In  ökonomisch-technischer  Beziehung  finden  wir  dagegen  in 
derselben  Agrargemeinschaft  eine  relativ  sehr  hoch  entwickelte 
Bodenkultur,  in  manchen  Fällen  sogar  den  Getreidebau,  der, 
auch  in  seiner  primitiveren  Form,  eine  höhere  Form  des  Land- 
baues repräsentiert 

Es  entsteht  also  von  selbst  die  Frage:  wie  konnte  sich 
eine  so  niedrige  socialrechtliche  Agrarverfassung,  wie  sie  z.  B. 
in  der  Gentilverfassung  zur  Zeit  Cäsars  und  sogar  noch  in 


^  Kachfahl  a.  a.  0.   S.  28. 


96  XIX  4. 

der  DorfgenosBenschaft  der  späteren  Perioden  zum   Ausdruck 
kommt,  mit  einer  hohen  Bodenkultur  vereinigen? 

Da  der  Landbau  von  dem  primitivsten  Hackbau  bis  auf 
den  relativ  hoch  entwickelten  Ackerbau,  der  mit  der  wilden 
Brennwirtschaft  und  erst  recht  mit  der  Dreifelderwirtschaft 
verknüpft  ist,  eine  ganze  Reihe  von  Entwicklungsstadien  und 
technischer  Umwälzungen  zu  durchlaufen  hatte,  so  scheint  es 
unbegreiflich,  dafs  diese  Veränderungen  und  Umwälzungen  in 
der  Technik  der  Bodenkultur  ohne  jede,  wenigstens  ohne  jede 
merkliche  Rückwirkung  auf  die  Gentilverfassung  geblieben 
sein  sollten. 

Die  Frage,  die  uns  also  hinsichtlich  der  Argrarverfassung 
in  der  erwähnten  Übergangsperiode  vom  nomadischen  zum 
festen  Ackerbau  beschäftigt,  würde  der  bis  jetzt  üblichen  Frage- 
stellung entgegengesetzt  sein.  Die  Dorfverfassung  als  solche 
ist  eine  überall  auf  den  primitiven  Stufen  der  Kultur  ver- 
breitete, natürliche  sociale  Erscheinung.  „Bei  der  Sippe  — 
die  doch  auch  in  der  Dorfgenossenschafit  zu  erkennen 
ist  —  brauchten  wir  nicht  nach  den  Motiven  ihrer  Grün- 
dung zu  fragen;  eine  Sippe  wird  nicht  geschaffen,  sondern 
sie  entsteht.  Man  tritt  nicht  durch  einen  Entschlufs  in 
ihre  Kreise  ein,  sondern  man  wird  durch  die  Geburt  in  sie 
hineingestellt  ^." 

Hierin  liegt  der  ^rofse  Irrtum  der  Individualisten,  welche 
dieses  natürliche  sociale  Gebilde,  das  uns  auch  in  der  Feld- 
gemeinschaft, obwohl  zum  Teil  schon  in  modificierter  Gestalt, 
entgegentritt,  auf  irgend  welche  bewufsten  Entschlüsse  zurück- 
führen, seien  es  nun  Entschlüsse  der  Bauern,  die  ihre  indivi- 
duelle Freiheit  angeblich  aufgeben,  um  in  der  Gemeinschaft 
ihren  Schutz  zu  suchen,  oder  Entschlüsse  der  herrschenden 
Adligen  und  Könige,  welche  diese  Gemeinschaft  speciell  für 
ihre  selbst-  und  herrschsüchtigen  Zwecke  geschaffen  haben. 

Die  natürliche  Frage  ist  vielmehr  die:  Wie  war  es  mög- 
lich, innerhalb  der  wenig  differenzierten  Sippengenossenschi^t 
einen  sehr  erheblichen  Fortschritt  in  dem  Landbau  zu  erzielen, 
ohne  diese  primitive  sociale  Verfassung  in  ihren  Grundlagen 
zu  erschüttern? 

Die  Antwort  auf  diese  Frage  läfst  sich  kurz  folgender- 
mafsen  zusammenfassen:  Der  eigentliche  Ackerbau,  der  sich 
durch  seine  ganze  Bestellungsart,  insbesondere  durch  An- 
wendung des  Pfluges  und  der  Zugtiere,  wie  auch  durch  die 
angebauten  Produkte  (hauptsächlich  Getreidearten)  kenn- 
zeichnet, hat  sich  zuerst  nur  bei  solchen  nomadisierenden 
Völkern  entwickelt,  die  sich  durch  eine  fortgeschrittene 
sociale  Differenzierung  auszeichnen,  wie  dies  auch  von  Hilde- 


'  E.  Grofse  a.  a.  0.   S.  21. 
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brand,  Meitzen  und  vielen  anderen  Social-  und  Wirtschafts- 
historikem  angenommen  wird. 

„Der  Übergang  zum  Ackerbau/^  sagt  z.  B.  v.  Middendorf, 
ein  ausgezeichneter  Beobachter  der  HalbkulturvOlker,  „beginnt 
ausnahmslos  so,  dafs  reiche  Gewalthaber  unter  den  Kirgisen 
den  Boden  durch  vollkommen  verarmte  Stammesgenossen  fast 
für  das  liebe  Brot  allein  bearbeiten  lassen,  Anfangs  folgen 
diese  noch  den  nomadischen  Wanderungen  ihrer  herden- 
besitzenden Principale  und  kehren  nur  zu  bestimmten  Jahres- 
zeiten zu  den  Feldern  zurück  ^/  „Da  die  Bearbeitung  der 
Äcker,  —  meint  Hildebrand  —  Arbeitskräfte  während  des 
ganzen  Sommers  erfordert  und  das  Nomadisieren  der  betreffen- 
den Leute  unmöglich  macht,  so  können  sich  die  Feldbestellung 
meist  nur  sehr  reiche  Leute  leisten,  die  die  Ernährung  der 
Arbeiter  von  ihrem  Viehüberflusse  während  des  ganzen  Sommers 
duchführen  können^/  Diese  Aufwälzung  des  Ackerbaues  auf 
die  Schultern  der  schwächeren  Gesellschaftselemente  scheint 
aber  das  zweite  Stadium  in  der  Entwicklung  des  höheren 
Ackerbaues  vorzustellen,  da  dieselbe  schon  die  Kenntnis  des 
höheren  Ackerbaues  voraussetzt. 

Es  ist  daher  mit  ^rofser  Wahrscheinlichkeit  die  Annahme 
berechtigt,  dafs  der  Getreidebau  eine  vornehme  Beschäftigung 
gewesen  ist,  die  allerdings  in  sehr  unbedeutendem  Umfange 
dort,  wo  die  Nomaden  sich  im  Sommer  befanden,  zuerst  von 
dem  vornehmeren  Teil  der  Gesellschaft  betrieben  wurde.  Erst 
als  auch  die  niedrigeren  Schichten  der  Gesellschaft  denselben 
zu  betreiben  anfingen,  entschlugen  sich  die  Vornehmen  dieser 
volkstümlich  gewordenen  Beschäftigung  und  bürdeten  sie 
gänzlich  ihren  Sklaven  und  abhängigen  Stammesgenossen  auf  ^. 
Einige  Beweise  für  den  hier  geschilderten  Entwicklungsgang 
sind  früher  (S.  (35 — (56)  angeführt  worden. 

In  diesem  Stadium  seiner  Entwicklung  trägt  der  Getreide- 
bau noch  einen  nomadischen  Charakter  und  ist  noch  nicht  zur 
Hauptsubsistenzquelle  des  Volkes  geworden. 

Nun  wissen  wir  aber,  dafs  überall  in  der  Periode  des 
Überganges  vom  Nomadenleben  zum  Ackerbau  kleine  aber 
freie  sociale  Gemeinschaften,  die  noch  fast  ganz  undifferenziert 
sind  und  die  primitive  Gentilverfassung  zur   Grundlage  ihrer 


1  Einblick  in  das  Fergana-Thal.    S.  845. 

«  Hildebrand  a.  a.  0.  S.  48. 

'  Vergl.  Laveleye-Bücher  a.  a.  O.  S.  426.  Hier  wird  dieser  Ent- 
wicklungsgang gerade  umgekehrt  dargestellt.  Nicht  weil  die  Kelchen 
durch  Leibeigene  und  Sklaven  den  Getreidebau  auszuführen  beginnen, 
betrachten  die  vornehmen  Herren  die  landwirtschaftliche  Th&tigkeit  als 
eine  niedere  Beschäftigung,  sondern  umgekehrt,  weil  auch  die  un- 
bemittelten, aber  freien  Mitglieder  der  Gesellschaft  ihn  lieb  gewannen, 
überlassen  die  vornehmen  Herren  die  Bestellung  des  Bodens  ihren  Leib- 
eigenen und  ärmeren  Stammesgenossen. 
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socialen  Ordnung  haben ,  ebenfalls  den  relativ  hochstehenden 
Getreidebau  betreiben.  Innerhalb  dieser  niederen  Nomaden- 
Stämme  könnte  ja  der  Ackerbau  nicht  durch  die  höheren 
Schichten  eingeführt  werden,  weil  solche  Schichten  so  gut  wie 
garnicht  vorhanden  sind.  Es  läfst  sich  aber  in  keinem  Falle 
annehmen,  dafs  diese  undififerenzierten  Gemeinschaften  allein 
durch  eigenen  Antrieb  ohne  jede  äufsere  Einwirkung  zum 
Getreidebau  übergegangen  sind.  Ein  solcher  technischer  Fort- 
schritt sdjtzt  seinerseits  eine  Reihe  von  Entdeckungen  auf  dem 
Gebiete  der  Technik  und  Bodenkultur  voraus,  dieselben  aber 
sind  undenkbar  ohne  eine  entsprechende  Veränderung  in  der 
socialrechtlichen  Struktur  des  gesellschaftlichen  Organismus. 
Es  bleibt  daher  nichts  übrig,  als  den  Getreidebau  bei  den 
niedereren  Nomadenstämmen  auf  die  Einwirkung  der  fort- 
geschritteneren Nomadenstämme  zurückzuführen. 

Es  wäre  unrichtig  anzunehmen,  dafs  die  Nachahmung  der 
höheren  Gruppen  der  Gesellschaft  seitens  der  niederen  und 
minder  fortgeschrittenen  socialen  Schichten  blofs  auf  die  ver- 
schiedenen Klassen  einunderselben  Gemeinschaft  beschränkt 
bleibt.  Im  Gegenteil  würde  bei  dem  starken  Nachahmungs- 
triebe des  Menschen  die  Annahme  richtig  sein,  dafs  die 
kulturellen  und  technischen  Fortschritte  sich  allmählich  von 
Haus  zu  Haus,  von  Volk  zu  Volk,  von  einer  socialen  Gemein- 
schaft zur  anderen  fortpflanzen  und  immer  weitere,  schliefslich 
territorial  und  politisch  fast  völlig  getrennte  Kreise  erfassen.  Dem- 
nach wäre  es  ganz  natürlich,  wenn  die  minder  differenzierten 
Nomadengemeinschaften,  die  vielleicht  blofs  den  Hackbau 
kannten,  die  verbesserte  Bodenkultur  höher  entwickelter  Völker- 
schaften sich  anzueignen  und  ihrer  primitiven  socialen  Ver- 
fassung anzupassen  verstehen. 

Die  Ausbildung  des  unbeweglichen  Ackerbaues  geschieht, 
wie  es  scheint,  durch  die  Vereinigung  der  höher  stehenden, 
mit  dem  höheren  Ackerbau  bekannten  Nomadenvölker  mit 
den  niederen  Jäger-  und  Hackbauvölkern,  und  zwar  durch 
gewaltsame  Unterjochung  der  letzteren  durch  die  ersteren. 
Wenn  die  niederen  Völkerschaften  die  höhere  Bodenkultur 
sich  schon  anzueignen  wufsten,  bevor  das  siegende  Volk  so 
weit  in  seiner  Entwicklung  und  Macht  gekommen  war,  dafs 
es  die  Unterjochten  einfach  zu  Sklaven  herabzudrücken  ver- 
mochte, so  entstehen  folgende  sociale  und  wirtschaftliche  Ver- 
änderungen in  den  verschiedenen  Schichten  der  neugeschaffenen 
Gemeinwesen:  die  untergeordneten  socialen  Gruppen  geraten 
in  eine  sociale  und  wirtschaftliche  Abhängigkeit  von  den 
mächtigen  Mitgliedern  der  höheren  Gemeinschaft,  den  Herren. 
Diese  Abhängigkeit  wird  zuerst  eine  relativ  lose  sein,  da  die 
Unterjochten  mit  allen  ihnen  zu  Gebote  stehenden  Mitteln  ihre 
sociale  Freiheit  und  wirtschaftliche  Selbständigkeit  verteidigen, 
und  da  infolgedessen  der  herrschende  Hirtenadel  sich  zuerst  mit 
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allerlei  Abgaben,  welche  die  untergeordneten  GemeinBchaften  zu 
entrichten  haben,  begnügt.  Diese  letzteren  behalten  ihre  sociale 
Verfassung  und  relative  Selbständigkeit.  Derjenige  Teil  des 
Bodens,  der  ihnen  von  den  Siegern  belassen  wird,  bleibt  wie  vor- 
her als  Gesamteigentum  der  Sippe  oder  patriarchalischen  Grofs- 
familie  unantastbar  bestehen.  Gewöhnlich  aber  verlieren  dabei 
die  unterjochten  Gemeinschaften  das  Recht  des  freien  Nomadi- 
sierens,  —  und  das  ist  das  Wichtigste  an  diesem  socialen 
Prozesse  —  da  ihr  bewegliches  Nomadenleben  den  Interessen 
ihrer  Herren,  der  grofsen  Herdenbesitzer,  widerspricht,  weil 
„der  bewegliche  Ackerbau  seiner  Natur  nach  immer  die 
Tendenz  hat,  der  Jagd  oder  Weide  mehr  oder  weniger  Terrain 
zu  entziehen"  ^ 

Die  untergeordneten  socialen  Gruppen  werden  also  zuerst 
durch  den  Druck  des  höher  differenzierten  und  fortgeschrittenen 
Nomadenvolkes  auf  die  Stufe  des  festen  Ackerbaues  und  sefs- 
hafter  Ansiedlung  erhoben. 

Bezüglich  des  Überganges  der  freien  in  Sippschaften  ver- 
einigten Nomadenstämme  zur  festen  Ansiedlung  läfst  sich 
mit  Hildebrand  sagen:  „Der  Übergang  zum  Ackerbau  be- 
deutet demnach  nichts  weniger  als  eine  Emancipation  der 
Ärmeren  von  den  Reicheren.  Er  bedeutet  das  gerade  Gegenteil 
davon*." 

Falls  innerhalb  der  untergeordneten  Gemeinschaften  die 
vaterrechtliche  Sippenverfassung  mit  ihrer  „Allmacht  des 
Vaters"  vorherrscht,  so  sucht  die  herrschende  Klasse  diese 
Allgewalt  des  Dorf- Vaters  zu  untergraben.  Sie  wirkt  daher 
nivellierend  und  ausgleichend  auf  die  innere  Gestaltung  der 
Rechtsverhältnisse  der  vaterrechtlichen  Sippe  ein,  indem  sie 
dem  Vater  das  unumschränkte  Herrschaits-  und  Eigentums- 
recht nimmt  und  somit  die  Gleichberechtigung  innerhalb  der 
Sippengenossen  fördert. 

Sie  sucht  aber  zu  gleicher  Zeit  die  Mitglieder  der  Sippe 
vollständig  in  ihre  Gewalt  zu  bringen.  Gelingt  den  herrschen- 
den Klassen  dieses  Bestreben  nicht,  können  die  untergeord- 
neten Stämme,  begünstigt  durch  natürliche  und  politische 
Verhältnisse,  ihre  relative  Unabhängigkeit  aufrecht  erhalten, 
so  entsteht  die  relativ  freie  Markgenossenschaft,  die  mit  dem 
Herrn  unterhandelt  und  volles  Vernigungsrecht  über  ihr  Grund- 
eigentum behält,  mitunter  auch  neue  Ansiedlungen  —  Filial- 
dörfer —  anlegt. 

Diese  Markgenossenschaft  behält  sämtliche  charakteristi- 
schen Eigentümlichkeiten  der  Sippenverfassung  bei,  mit  der 
wesentlichen  Modifikation  allerdings,  dafs,  wie  erwähnt,  die 
Allmacht   des   Vaters   abgeschwächt,    die   Selbständigkeit  der 


1  Hildebrand  a.  a.  O.   S.  92. 

2  Hildebrand.    S.  91. 
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ttbrigen  Mitglieder  gestärkt  wird.  Die  Markgenossenschaft  wird 
eine  eigenartige  Entwicklungsstufe  der  Grofsfamilie  sein, 
beeinflufst  und  vielleicht  beschleunigt  durch  die  staatliche  Macht 
des  herrschenden  Stammes. 

Ist  die  Macht  der  untergeordneten  Stämme  noch  stärker, 
haben  die  Sieger  keine  genügenden  Machtmittel  ^  um  die 
freie  Gemeinde  in  gröfsere  Abhängigkeit  zu  bringen,  so  behält 
sogar  die  Grofsfamilie  ihre  frühere  Rechtsverfassung  bei. 
Der  Vater  bleibt  Alleinherrscher  im  Dorfe  und  eigentlicher 
Eigentümer  des  ganzen  Bodenareals,  wie  auch  der  beweg- 
lichen Güter. 

Die  Wirkung  der  grundherrschaftlichen  Macht  äufsert 
sich  aber  auch  in  diesem  Falle  zerlegend  auf  die  patriar- 
chalische Familie. 

Das  Dreifelderwirtschaftssystem,  das  nach  Laveleye-Bücher 
zuerst  auf  dem  herrschaftlichen  Gut  sich  entwickelte,  ruft, 
vereint  mit  der  beständig  wachsenden  Bevölkerungszahl,  eine 
Spaltung  der  Grofsfamilie  hervor.  Das  Dorf,  das  zuerst  aus 
einem  Hofe,  d.  h.  aus  einer  Hauseenossenschaft  bestand, 
zerfällt  nunmehr  in  zwei,  drei  und  mehr  Höfe,  überall  indes 
den  Typus  der  Grofsfamilie,  wenn  auch  in  kleinerem  Umfange, 
bewahrend. 

Es  bilden  sich  also  in  der  Periode  des  Überganges  vom 
Nomadentum  zum  Ackerbau  zwei  Typen  des  Gemeindeeigen- 
tums, die  eigentliche  Markgenossenschaft  mit  ihrer  annähern- 
den Gleichstellung  der  Dorfgenossen,  mit  Flurzwang  und 
{periodischer  Verteilung  des  Feldareals,  und  die  vaterrecht- 
iche,  auf  der  Macht  des  Vaters  basierende  Grofsfamilie ,  die 
eine  Zeit  lang  die  Tendenz  zur  Ausbildung  von  freiem  bäuer- 
lichen Privateigentum  zeigt  ^. 

Aber  auch  die  socialen  und  Rechtsverhältnisse  der  unter- 
geordneten Gemeinschaften  bleiben  nicht  ohne  Rückwirkung 
auf  das  Leben  ihrer  Sieger. 

Schon  in  der  Periode  des  Nomadentums  hatte  der  reichere 
Adel  Knechte  und  Sklaven,  die  zum  Teil  auch  den  nomadischen 
Ackerbau  betreiben.  Die  Sklaven  bleiben  aber  Nomaden 
und  folgen  den  Herdenbesitzem .  auf  ihrer  Wanderung  von 
Ort  zu  Ort     Entsteht  aber  feste   Ansiedlung  der  halbfreien 


^  A.  Jefimenko  schildert  uns  diese  vaterrechtliche  Verfassung,  die 
in  Nordrafsland  in  der  Nowogoroder  Periode  (XII.— XV.  Jahrhundert) 
noch  vorkommt,  in  einer  Reihe  von  Artikeln,  die  in  der  Zeitschrift: 
„Russkaja  Misl''  (1882.  1883)  erschienen  sind.  Auch  v.  Reufsler  unter- 
scheidet zwei  Typen  des  russischen  bäuerlichen  Besitzes:  das  persönliche 
Eigentum  —  wotschinoi  wladjeuie  —  und  Gesamteigentum.  Wotschinoi 
wladjenie  würde  aber  vaterrechtlicher  Besitz  bedeuten.  Hierin  sind 
eben  beide  Formen  der  Dorfgenossenschaftsverfassung  gegeben, 
(v.  Keufsler  a.  a.  0.  I.    S.  38—103.) 
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Stämme,  so  wirkt  diese  zurück  auf  die  Läse  der  Sklaven 
und  Knechte,  und  auch  diese  werden  sefshalfc.  Es  entsteht 
also  die  Ansiedlung  als  ein  fester  Kern  eines  schon  weniger 
beweglichen  Staatsgebildes.  Die  bis  dahin  nomadisierenden 
HeiTscher  werden  ihrerseits  an  die  Scholle  ihrer  Sklaven 
und  tributpflichtigen  Gemeinden  gefesselt.  Sie  können  noch 
80  grofse  Gelüste  nach  dem  freien  herrlichen  Nomadenleben 
hegen,  ihre  Herrschaft  über  die  fest  angesiedelten  Ackerbauer 
macht  sie  ihrerseits  von  denselben  abhängig.  Sie  werden 
immer  enger  mit  dem  Ackerbau  und  der  sefshaften  Bevölkerung 
verknüpft  und  bleiben  schliefslich  nolens  volens  auf  ihren 
Ländereien  sitzen. 

Wir  dürfen  aber  gleichzeitig  nicht  vergessen,  dafs  auCser 
den  mächtigen  Herren  noch  die  persönlich  freien  aber  ver- 
armten Söhne  des  herrschenden  Stammes  vorhanden  sind,  die 
mit  allen  Mitteln  ihre  Freiheit  zu  behalten  streben. 

Ein  Teil  von  ihnen,  der  noch  über  einen  kleinen  Boden- 
besitz mit  einer  kleinen  Anzahl  von  Sklaven  verfügt,  bewahrt 
seine  Unabhängigkeit  wenigstens  auf  eine  kürzere  oder 
längere  Zeit  und  bildet  dadurch  einen  Stand  von  unabhängigen 
freien  Bauern,  kleineren  Gutsbesitzern  (Bifange). 

„Gleichwohl  ist  sicher,  —  meint  Meitzen  —  dafs,  wenn 
die  verarmten  Familien  der  Hirtenvölker  brauchbares  Land 
finden,  zu  dessen  fester  Besiedlung  sie  sich  entschliefsen,  und 
von  wo  sie  nicht  femgehalten  oder  vertrieben  werden  können, 
sie  dadurch  ihre  Unabhängigkeit  von  den  reichen  Herden- 
besitzern zu  begründen  vermögend" 

Auf  diese  Weise  entstehen,  und  zwar  durch  keine  be- 
wufsten  Verabredungen  und  Kompromisse  der  verschiedenen 
beteiligten  Parteien,  geschweige  denn  durch  willkürliche  Ver- 
fügungen der  Regierungen,  sondern  durch  die  natürliche 
Wechselwirkung  der  verschiedenen  „ethnischen  Elemente^  auf 
einander  drei  Arten  von  Grundeigentum: 

1.  der  grundherrschaftliche  Besitz,  dessen  Liegenschaften 
durch  Sklaven  bestellt  werden, 

2.  der  unabhängige  individuelle  Besitz  der  freien  Bauern, 

3.  der  halbfreie  Besitz  der  untergeordneten  Gemeinden. 

Mit  der  Entstehung  dieser  verschiedenen  Formen  des 
Grundbesitzes  entsteht  derjenige  Kampf  der  Klassen  und 
Völkerschaften  um  den  Boden,  der  sich  in  der  beständigen 
Veränderung  des  Besitzumfanges  und  der  Besitzform  fort- 
während abspiegelt. 


1  August  Meitzen  a.  a.  0.  S.  188.  In  Rufsland  sind  die  sogenannten 
-Tschetwertnje-Bauem**  adliger  Abstammung.  Ihre  Ahnen  waren 
iHenstmannen  der  Moskauer  Zaren.  Verel.  Sjmkhowitsch,  Die  Feld- 
gemeinschaft in  Rufsland.    (Jena  1898.)    S.  29. 
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Dieser  Kampf  der  verschiedenen  Gesellschaftsscfaichten 
um  den  Boden  giebt  den  Anstofs  zur  Entstehung  neuer  Be- 
stellungsformen des  Bodens,  neuer  Kulturgewächse,  und  mit 
ihnen  auch  —  neuer  Befriedigungsformen  der  menschlichen 
Existenzbedürfnisse  — ^. 


^  Die  Frage  über  die  Entstehung  des  Grundeigentums  und  den 
Gang  seiner  Entwicklung  behandle  ich  eingehend  in  einer  speciellen 
Abhandlung,  die  demnächst  erscheinen  wird. 


IV.  Die  sociale  Notwendigiceit  der  BedUrfnisentwicIcIung. 


1. 

Die  sociale  Differenziernng  der  Gesellschaft. 

Die  Arbeitsteilung  geht  innerhalb  jeder  Gesellschaft  sowohl 
auf  den  höchsten  wie  auch  allerniedersten  Stufen  der  mensch- 
lichen Kultur  nicht  direkt  aus  wirtschaftlichen  Absichten  und 
Nützlichkeitsbetrachtungen  hervor.  „Die  sociale  Arbeitsteilung, 
—  meint  Schmoller  mit  Recht  —  ist  als  ein  einheitlicher, 
grofser,  gesellschaftlich-historischer  Prozefs  aufzufassen,  der 
niemals  ganz  ruht,  oft  aber  fUr  Jahrzehnte  und  Jahrhunderte 
doch  in  gewissen  Formen  der  Einrichtungen  zum  Stillstand 
kommt  ^."  Die  wirtschaftliche  Arbeitsteilung  und  die  Differen- 
zierung der  socialen  Machtverhältnisse  sind  zwei  Seiten  eines 
und  desselben  gleichzeitig  vor  sich  gehenden  gesellschaft- 
lichen Prozesses.  Und  der  Ursprung  dieses  Prozesses  reicht 
bis  zum  Anfange  des  gesellschaftlichen  Daseins  des  Menschen'. 

Schon  innerhalb  der  primitiven,  auch  der  mutterrechtlichen 
Gentes,  Sippen,  Stämme  etc.  sind  gewisse,  von  der  Natur  ge- 
gebene Unterschiede  in  Alter,  Geschlecht,  physischen  und 
geistigen  Anlagen  der  Mitglieder  der  Gesellschaft  unvermeidlich. 
Da  das  Streben  nach  socialer  Macht  allen  Mitgliedern  in 
gleichem  Mafse  innewohnt,  die  physisch  und  geistig  besser 
Veranlagten  aber  viel  leichter  eine  höhere  Stellung  sich  er- 
ringen können,  andererseits  die  schwächeren  Elemente  selbst 
zu  ihrer  Entwicklung  der  Leitung  und  Stütze  der  stärkeren 
unbedingt  bedürfen,  daher  sich  auch  vertrauensvoll  ihrer 
Führung  unterwerfen,  so  entsteht  schon  innerhalb  der  Urgesell- 
schaft eine  gewisse  Art  Differenzierung  der  Gesellschaft,  wie- 
wohl dieselbe  nicht  so  ausgeprägt  wie  in  den  späteren  Stadien 
der  Entwicklung  ausfallen  möge.    Diese  Machtteilung  bedeutet 


*  G.  Schmoller,  Die  Thateachen  der  Arbeitsteilung  im   Jahrb.  für 
Gesetzffebg ,  Verw.  etc.    XIII.  Jahrg.,  Heft  III.    S.  58. 

*  Vergl.  auch  P.  A.  Lange  a.  a.  0.  Kap.  I. 
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aber  zu  gleicher  Zeit  auch  Berufsteilung  und  Arbeitsteilung! 
da  die  entsprechende  Machtstellung  mit  angemessener  wirt- 
schaftlicher »Stellung  eng  verknüpft  ist.  „Fast  in  allen  primi* 
tiven  Stämmen  ist  die  Verteilung  der  Arbeit  unter  beide 
Geschlechter  eine  durch  die  Sitte  fest  geregelte,  wobei  keines- 
wegs die  verschiedene  natürliche  Veranlagung  allein  maCs- 
gebend  gewesen  zu  sein  scheint.  Wenigstens  läfst  sich  nicht 
behaupten,  dafs  dem  schwächeren  Geschlecht  tiberall  der 
leichtere  Teil  der  Arbeit  zugefallen  wäre^"  Und  das  ist  ja 
selbstverständlich,  denn  zugleich  mit  der  socialen  Macht,  die 
dem  stärkeren  Teil  der  Gesellschaft  zu  teil  wird,  iUUt  ihm 
auch  der  wirtschaftliche  Vorteil  zu,  der  darin  besteht,  dafs  eben 
die  feineren,  angenehmeren,  vornehmeren«  wirtschaftlichen 
Funktionen  das  Monopol  der  Bevorzugten  bilden'.  Wie  weit 
die  Abgrenzung  der  Macht-  und  Wirtschaftssphären  verschie- 
dener Gruppen  schon  innerhalb  der  primitiven  Gentes  ging, 
ist  schwer  festzustellen.  Zweifellos  bildeten  sich  schon  in  den 
primitivsten  Stämmen  das  Häuptlingswesen  und  das  Priestertum 
aus,  wenn  auch  ihre  Funktionen  noch  keine  festen,  von  be- 
stimmten Klassen  monopolisierten  socialen  und  wirtschaftlichen 
Vorrechte  in  sich  schlössen.  Erst  mit  der  Ausbildung  der 
priesterlicben  und  kriegerischen  Berufsklassen  ist  die  erste 
dauerhafte  Grundlage  für  die  bociale  und  wirtschaftliche 
Differenzierung  der  Gesellschaft  gegeben.  Social  zerfiel  jetzt 
die  Gesellschaft  in  einige  geistig  thätige  aristokratische  Schichten 
einerseits,  und  das  gemeine  Volk  andererseits^.  Wie  sich 
dieser  primitive  Adel  ausgebildet  hat,  ist  wiederum  nicht  fest- 
gestellt. Möglicherweise  entstand  die  Differenzierung  der 
Gesellschaft  in  Adel  und  Volk  durch  die  Unterjochung  eines 
Stammes  durch  den  anderen.  Es  ist  aber  in  keinem  Falle 
ausgeschlossen,  dafs  auch  die  primitiven  Stämme  spontan,  durch 
die  allmähliche  Ronzentrierung  der  Macht  in  den  Händen  der 
physisch  und  geistig  begabteren  Führer  im  Kriege  und  Priester, 
eine  sociale  Differenzierung  zustande  brachten.  „Historisch 
trifft  das  Aufkommen  besonderer  Priester,  Häuptlinge  und 
Krieger  meist  zeitlich   nahe   zusammen.      Doch   hat   die   Ent- 


1  K.  Bücher  a.  a.  0.  S.  36  ff.  Derselbe  findet,  dafs  die  meiBten 
neueren  Definitionen  der  Arbeitsteilung  das  Kausative  in  dem  Verbum 
teilen  übersehen  haben  und  an  Stelle  des  Vorganges  der  Teilung  den 
Zustand  des  Geteiltseins  setzen.  „Schmoller  z.  B.  —  meint  Bücher  —  ver- 
Bteht  unter  Arbeitsteilung  „die  dauernde  individuelle  Anpassung  an  eine 
specialisierte  Lebensaufgabe",  schiebt  also  der  Teilung  unter,  was  erat 
ihre  Folge  sein  kann."  (A.  a.  0.  S.  285.)  Dies  trifft  entschieden  nicht  so. 
Bücher  selbst  übersieht  das  Kausative  in  dem  Worte  Anpassunff,  was 
ein  aktives  Streben  nach  einer  socialen  Machtstellung  bedeutet  und  Keines- 
wegs eine  Folge  der  Arbeitsteilung  ist. 

s  Vergl.  auch  Hildebrand  a.  a.  0.  S.  3—4  ff.  E.  Grofse  a.  a.  O. 
S.  45-48.    Ratzel  a.  a.  0.  II.  S.  675. 

«  Vergl.  Gumplowicz  a.  a.  0.  S.  73—74. 
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atehung  des  Priestertums  eine  besondere  Ursache^.  Bei  der 
Entstehung  der  Priesterkaste  spielten  hauptsächlich  geistige 
und  religiöse  Momente  eine  Rolle.  „Thatsache  ist^,  dafs  die 
religiösen  Bedürfnisse  immer  und  überall ,  früher  oder  später, 
einen  Priesterstand  hervorrufen,  der  sich  als  Stand  für  sich 
zu  erhalten  und  seine  Macht  zu  vergröfsern  bestrebt  ist/  Die 
sociale  Macht  des  primitiven  Priestertums,  wie  auch  die  der 
Krieger  nimmt  allmählich  eine  festere  Form  an,  aber  immer 
bleibt  sie,  wie  schon  früher  bemerkt,  ein  reciprokes  Abhängig- 
keitsverhältnis, in  welchem  allerdings  der  Grad  der  Abhängig- 
keit keinesfalls  gleichmäfsig  yerteilt  ist.  In  der  socialen  Macht 
als  solcher  äufsert  sich  die  allgemein  anerkannte  Autorität  und 
Herrschaft  dieser  adeligen  Klassen;  sie  wird  bedingt  durch 
die  Achtung,  Bewunderung,  Ehrfurcht  und  Furcht,  die  diese 
höheren  Klassen  in  der  übrigen  Bevölkerung  zu  erwecken 
und  zu  erhalten  wissen'.  Zu  gleicher  Zeit  aber  ist  diese  sociale 
Macht  auch  eine  wirtschaftliche,  und  als  solche  giebt  sie  diesen 
höheren  Ständen  einen  relativ  hohen  wirtschaftlichen  Wohl- 
stand. Aber  auch  in  wirtschaftlicher  Beziehung  würde  die 
wirtschaftliche  Abhängigkeit  der  niederen  Stände  von  den 
privilegierten  in  keinem  Falle  als  einfache  Ausbeutung  einiger 
Klassen  durch  die  anderen  zu  bezeichnen  sein,  denn  auch  hier 
ist  die  Abhängigkeit,  wenn  auch  keine  gleichmäfsige,  dennoch 
wiederum  eine  gegenseitige,  da  auch  die  Funktionen  der 
Priester  und  Krieger  unter  allen  Umständen  als  wirtschaftliche 
Verrichtungen,  als  ökonomische  Funktionen  auftreten  und  einen 
Teil  der  gesellschaftlichen  Arbeit  bilden.  Der  Begriff  Berufs- 
klassen drückt  eben  beide  Momente  aus.  In  socialer  Beziehung 
bilden  diese  oder  jene  gesellschaftlichen  Gruppen  eine  Klasse, 
im  wirtschaftlichen  Sinne  einen  Beruf,  oder  eine  gewisse 
Summe  von  dieser  Klasse  eigentümlichen  Berufen^. 

In  wirtschaftlicher  Beziehung  hat  das  Aufkommen  der 
priesterlichen  und  kriegerischen  Berufsklassen  mit  der  scharfen 
Abgrenzung  ihres  Berufes  und  der  scharfen  Ausprägung  ihrer 
eigenartigen  wirtschaftlichen  Stellung  ein  für  die  ganze  sociale 
Entwicklung  wichtiges  Ergebnis,  das  in  der  Befriedigung 
des  vornehmen  Konsums  durch  die  niedere  Arbeit 
besteht.  In  der  primitiven  Gens  oder  dem  Stamm  haben 
mr    auch    eine    Teilung   der   Arbeit   und   eine    entsprechende 

1  G.  Schiooller  a.  a.  0.  S.  74  ff.  Vergl.  L.  Morgan  a.  a.  0.  S.  52—74 ; 
auch  Spencer,  Sociologie.    Bd.  IIl.  §§  326,  828  ff.  §§  330-335. 

8  G.  ScbmoUer  a.  a.  0.  S.  68  ff  Vergl.  A.  Smith,  Wealth  of  Nations. 
Basel  1790.     Vol.  lII,  Book  V,  Cajp.  v.  P.  338—347. 

»  Vergl.  Gumplowicz  a.  a.  ö.  8.  110  ff.  Vergl.  auch  Schmoller, 
Grandrirs  etc.    S.  326  ff.    . 

«  Versl.  K.  Bücher  a.  a.  0.  S.  296.  Näheres  über  die  kultur- 
historische Bedeutung  des  Priestertums  vergl.  Felix  a.  a.  0.  III,  Abt.  II 
und  JII.  G.  Tarde  a.  a.  0.  VII,  2  auch  XI,  2.  Knies,  Die  poUt.  Öko- 
nomie Tom  geschichtlichen  Standp.    1883.    II.   S.  111—128. 
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Teilung  der  Konsumtion.  Aber  die  vornehme  Konsumtion 
bleibt  mit  der  vornehmen  Thätigkeit,  als  Ursache  und  Folge, 
verbunden.  Der  Jäger  mag  z.  B.  seine  Jagd  als  eine  vor- 
nehme Thätigkeit  ansehen,  daher  auch  das  Produkt  der  Jagd 
als  einen  schätzbaren  Gegenstand  des  vornehmen  Konsums 
betrachten  und  wenn  möglich  die  schwächeren  Elemente  seiner 
Gemeinschaft  von  der  Beteiligung  an  dem  Verbrauch  dieses 
Produktes  ausschliefsen ;  die  Jagdbeute  mag  ursprünglich  als 
„Herren essen''  gegolten  haben,  niemals  aber  würae  der  Jäger 
das  Produkt  der  niederen  Elemente  als  ein  vornehmes  be- 
trachten, wenn  er  auch  an  dessen  Verbrauch  sich  öfters  be- 
teiligt. Es  würde  daher  innerhalb  der  primitiven  Gemeinde 
eine  Doppelwirtschaft  existieren,  die  Frauen-  und  die  Männer- 
wirtschaft. In  diesem  Falle  sind  die  Arbeiten  zugleich  mit 
der  ihnen  entsprechenden  Konsumtion  der  verschiedenen  Gesell- 
schaftsschichten von  einander  getrennt^. 

Eine  wesentliche  Änderung  in  den  Arbeitsverhältnissen 
der  verschiedenen  Kreise  der  Gesellschaft,  wie  auch  in  dem 
Charakter  der  zum  Gebrauche  der  höheren  Stände  dienenden 
Wirtschaftsobjekte,  tritt  mit  der  Ausbildung  schärferer  Ab- 
hängigkeitsverhältnisse innerhalb  der  Gesellschaft,  besonders 
mit  der  Entstehung  der  Sklaverei  ein.  Jetzt  begnügen  sich 
die  herrschenden  Klassen  nicht  mehr  damit,  dafs  sie  für  sich 
höhere,  vornehmere  Erwerbszweige  in  Anspruch  nehmen,  son- 
dern sie  benutzen  die  Erwerbsthätigkeit  der  ihnen  unter- 
geordneten gesellschaftlichen  Elemente  zur  Befriedigung  sowohl 
ihrer  unentbehrlichen,  wie  auch  ihrer  Luxusbedürfnisse.  Die 
höheren  Stände  mögen  ihrerseits  durch  ihre  leitende  und  ord- 
nende sociale  und  rechtliche  Thätigkeit,  durch  ihre  geistige 
und  künstlerische  Beschäftigung  den  untergeordneten  Klassen 
immerhin  einen  kulturellen  und  wirtschaftlichen  Vorteil  bringen, 
zur  Befriedigung  ihrer  Bedürfnisse,  und  zwar  des  wichtigsten 
Bestandteiles  ihres  Konsums,  sind  sie  doch  auf  die  Arbeits- 
produkte sowohl  ihrer  Sklaven,  wie  auch  der  ärmeren  freien 
Bevölkerung  angewiesen.  Dadurch  erst  entsteht  die  eigentüm- 
liche Äufserungsform  des  Geltungstriebes,  in  der  aristokratischen 
Befriedigungsweise,  die  sich  öfters  darin  äufsert,  möglichst 
viel  Arbeit  zu  verbrauchen.  Früher  hat  die  Qualität 
der  Arbeit  die  Qualität  des  Produktes  bestimmt:  die  vornehme 
Arbeit,  die  Arbeit  der  Auserwählten  macht  das  Produkt  derselben 
vornehm.  Jetzt  aber  würde  die  Arbeit  an  sich,  da  sie  niederer 
Abkunft  ist,  nicht  das  Gebrauchsproduktder  Vornehmen  veredeln, 
es  mufs  ein  anderes  Moment  hinzukommen :  die  Quantität,  welche 
als  Zeugnis  der  Macht  und  Stärke  des  Verbrauchers  dem  Ge- 
brauchsgegenstand eine  vornehme  Gestalt  giebt.  Je  seltener  ein 
Objekt  vorkommt,  ein  jegröfseres  Arbeitsquantum  zu  seiner 

«  Vergl.  Lippert  a.  a.  0.  II,  S.  43-49. 


XIX  4.  107 

Herstellung  nötig  ist,  um  so  vornehmer  ist  das  Gebrauchs- 
mittel. Das  giebt  den  Anstofs  zur  Hervorbringung  immer 
neuerer,  seltenerer  und  ausgesuchterer  Gebrauchsobjekte,  wie 
schon  früher  geschildert  wurde.  Dies  ist  jedoch  noch  nicht 
die  Hauptsache.  Es  tritt  noch  ein  Moment  hinzu,  das  den 
ganzen  Charakter  der  gesellschaftlichen  Wirtschaft  von  Grund 
aus  ändert.  Mit  dem  Augenblick  nämlich,  in  welchem  die  sociale 
und  ökonomische  Differenzierung  der  Gesellschaft  feste,  streng^ 
ausgeprägte  Formen  annimmt,  mit  dem  Moment  der  Ausbildung 
der  höheren  herrschenden  Berufsklassen,  wodurch  die 
niederen  Klassen  auch  in  eine  wirtschaftliche  Abhängigkeit 
von  den  höheren  geraten,  entsteht  eine  neue  Form  der  Not, 
die  sogenannte  relative  Not,  oder  die  Armut,  um  mit  Fourier 
zu  sprechen,  die  aus  dem  Überflufs  entspringt.  Allerdings- 
sehen manche  Ideologen  in  diesem  Umstand  das  gröfste  Übel 
flir  die  Menschheit,  während  in  Wirklichkeit  die  menschliche 
Gesellschaft  nur  diesem  Umstände  allein  sowohl  ihren 
materiellen,  wie  ihren  geistigen  Fortschritt  verdankt.  Denn 
dadurch,  dafs  der  gesellschaftliche  Überflufs  Not  erzeugt,  wird 

1'a  die  Aufhebung  desselben  eine  sociale  Notwendig- 
keit. Diese  Beseitigung  des  Überflusses  ist  aber  nur  möglich 
entweder  durch  Schafiiing  neuer  Bedürfnisse  oder  durch  eine 
gleichmäfsigere  Verteilung  der  gesellschaftlichen  Produkte, 
also  in  beiden  Fällen  zwingt  gerade  der  Überflufs  die  Gesell- 
schaft dazu,  neue  Fortschritte  auf  dem  Wege  der  socialen  und 
rechtlichen  Entwicklung  zu  machen. 

Ein  Beispiel  möge  das  Gesagte  veranschaulichen.  Die 
Sklaverei  als  die  ausgeprägteste  und  klarste  wirtschaftliche 
Abhängigkeitsform  würde  für  diesen  Zweck  wohl  am  besten 
passen.  Der  Sklave  gehört  mit  seinem  lieben  und  seiner 
ganzen  Arbeitskraft  seinem  Eigentümer,  seinem  Herrn.  Die 
Nützlichkeit  seiner  Arbeit  für  den  Herrn  bildet  eine 
Conditio  sine  qua  non  seiner  Existenz.  Sind  die  gegebenen 
Bedürfnisse  der  Herren  gesättigt,  so  hat  die  dominierende  Klasse 
keinen  Nutzen  mehr  von  einem  Teil  der  Sklavenklasse,  dieser 
letztere  wird  überflüssig,  seine  Existenz  ist  nicht  mehr  not- 
wendig, er  kann  nicht  in  seiner  bisherigen  socialen  Stellung 
bleiben.  Dadurch  wird  die  ganze  gesellschaftliche  Organisation 
erschüttert.  Die  Herren  sind  dann  gezwungen,  die  in  den 
produktiven  wirtschaftlichen  Zweigen  Beschäftigten  auf  eine 
kleinere  Zahl  zu  reduzieren,  den  Rest  der  Arbeiter  mit  irgend 
welchen  Beschäftigungen  unwirtschaftlicher  Natur,  mit  Lakeien- 
diensten,  mit  tausend  unnützen  und  zwecklosen  Aufgaben  zu 
betrauen,  —  dadurch  ändert  sich  das  Verhältnis  der  unproduk- 
tiven zu  den  produktiven  Klassen,  die  Lage  der  produktiven 
Bevölkerung,  die  durch  die  Masse  der  Müfsiggänger  schwer 
gedrückt  wird,  verschlechtert  sich  von  Tag  zu  Tag,  die  Un- 
zufriedenheit derselben  wächst,  und  eine  Revolution  droht  zu 
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jeder  Zeit  die  Grundlage  der  Gesellschaft  umzuwälzen.  Die 
bedrohte  Gesellschaft  ist  gezwungen,  neue  Bedürfnisse  zu  ent- 
decken, um  die  produktiven  Stände  zu  erhalten,  die  Entwick- 
lung neuer  Bedürfnisse  wird  —  zur  socialen  Notwendigkeit 
Entwickeln  sich  allmählich  die  Bedürfnisse  der  herrschenden 
Klassen,  dann  wächst  auch  die  Nützlichkeit  der  untergeordneten 
Bevölkerung,  die  Beziehungen  der  Herrschenden  und  Be- 
herrschten gestalten  sich  immer  günstiger,  es  herrscht  relativer 
Friede  und  Eintracht  innerhalb  der  Gesellschaft,  und  die  Ge- 
sellschaft schreitet  immer  vorwärts,  denn  bei  solchen  günstigen 
Verhältnissen  fällt  es  nicht  schwer,  auch  die  Lage  der  unteren 
Klassen  zu  verbessern  und  neue  Bedürfnisse  im  ganzen  Volke  zu 
entfalten,  wodurch,  wie  wir  gesehen  haben,  ein  wirklicher  Fort- 
43chritt  auf  dem  Gebiete  des  Genusses  und  der  Arbeit  entsteht 

Dieses  Fortschreitenmüssen  verleiht  der  social  gegliederten 
Gesellschaft  die  höchste  fortschrittliche  Bedeutung  —  sie 
macht  die  Bedürfnisentwicklung  und  Vervollkommnung  der 
Arbeit  zu  einer  Existenzbedingung  der  Gesellschaft. 

Aber  der  sociale  Abstand  zwischen  den  eigentlichen 
höheren  und  niederen  Ständen,  zwischen  den  Herren  und  ihren 
Sklaven  ist  viel  zu  grofs,  um  den  Fortschritt  zu  ermöglichen. 
Die  Lage  dieser  unterjochten  Stände  ist  zu  gedrückt,  als  dafs 
dieselben  sich  eine  höhere  Stellung,  eine  bessere  Lage  mit 
Nachdruck  und  Erfolg  erkämpfen  könnten.  Erst  die  sich  inner- 
halb der  Gesellschaft  ausbildenden  mittleren  Stände  beft^rdern 
die  allmähliche  Verbreitung  der  Produkte  des  Fortschritts 
innerhalb  sämtlicher  Klassen  der  Bevölkerung,  erst  sie  bilden 
das  sociale  Medium,  durch  das  die  höchsten  Güter  der  Kultur 
auf  dem  Wege  der  Nachahmung  sich  bis  in  die  äufsersten 
Schichten  der  Gesellschaft  verbreiten,  erst  diese  Klasse,  vereint 
mit  der  ganzen  Bevölkerung,  bildet  eine  Macht,  die  die  mög- 
lichen Übergriflfe  der  allmächtigen  vornehmen  Klassen  ver- 
hindert, auch  der  allzugrofsen  Konzentration  der  socialen  wie 
der  wirtschaftlichen  Macht  entgegentritt 

Der  Charakter,  die  Lebenshaltung,  die  Beschäftigung  dieser 
mittleren  Stände  ändert  sich  mit  jeder  Kulturperiode  der  ge- 
schichtlichen Entwicklung.  Aber  immer  sind  solche  mittleren 
Stände  in  der  Gesellschaft  vorhanden.  Sie  bilden  sich  durch 
dieselbe  sociale  Differenzierung  und  zwar  in  einer  aufsteigenden 
und  absteigenden  Linie.  Da  die  sociale  Macht,  dank  ihrem 
beständigen  Streben  zu  immer  gröfserer  Entwicklung  und 
Entfaltung  ihrer  Wirkungssphäre,  und  die  wirtschaftliche  Macht, 
die  mit  der  socialen  Macnt  aufs  engste  verknüpft  ist,  die 
Tendenz  zu  beständiger  Konzentrierung  in  immer  weniger 
Händen    aufweisen^,     so   wird    ein  gewisser   Teil   der   höher- 

1  Vergl.  K.  Marx,  Kapital  I.  S.  576—729.  J.  Lange  a.  a.  0.  Kap.  I. 
Ludwig  Woltmann,  Die  Darwin^sche  Theorie  und  der  Marxismus.  lo99. 
S.  300-893. 
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stehenden  Mitglieder  der  Oesellschaft  immer  herabsteigen  und 
eine  mittlere  sociale  Stellung  zwischen  den  höheren  und 
niedersten  Klassen  einnehmen.  Andererseits  aber  würden  die 
tüchtigsten  und  auserlesensten  Kräfte,  die  in  den  niedersten 
Ständen  sich  befinden,  ihre  sociale  Stellung  zu  erhöhen  suchen; 
sehr  oft  mit  Erfolg,  —  da  ein  Teil  von  ihnen  die  mittleren 
Stufen,  ausnahmsweise  auch  die  höheren  Stufen  zu  ersteigen 
vermag.  Aus  diesen  zwei  socialen  Elementen,  den  rückgängigen 
Höheren  und  den  emporsteigenden  Niederen  rekrutieren  sich 
die  mittleren  Klassen  der  Gesellschaft. 

Innerhalb  jeder  Gesellschaft,  sobald  dieselbe  sich  in  ver- 
schiedene sociale  Gruppen  von  verschiedengradiger  socialer 
und  wirtschaftlicher  Macht  ausgebildet  hat,  entsteht  und  tobt 
beständig  ein  unaufhörlicher  Kampf  dieser  socialen  Gruppen 
um  eine  dominierende  Stellung  in  der  Gesellschaft  Und  die 
mittleren  Klassen  suchen  beständig  den  höheren  Schichten 
gleichzukommen  und  ihnen  ihre  bevorzugte  Stellung  zu  ent- 
reifsen. 

Diese  mittleren  Gesellschaftsschichten  eignen  sich  zuerst 
die  Lebensweise  der  höheren  Klassen  allmählich  an,  und  von 
ihnen  aus  verbreiten  sich  ebenso  allmählich  die  vornehmen 
Lebensgewohnheiten,  Bedürfnisse  und  Thätigkeitsformen  bis 
auf  die  niedersten  Stände  der  socialen  Gemeinschaft  herab, 
bis  auf  die  untersten  Massen  der  Bevölkerung. 

Es  wird  mit  grofser  Wahrscheinlichkeit  anzunehmen  sein, 
dafs  die  Entheiligung  mancher  von  der  Priesterkaste  für  sich 
in  Anspruch  genommenen  und  vom  Volke  zuerst  auch  als 
heilig  anerkannter,  beseelter  und  unbeseelter  Objekte  ebenso 
wie  ihre  allmähliche  Verbreitung  im  Volke  und  ihre  Verwendung 
zu  wirtschaftlichen  Zwecken  auf  den  Einflufs  der  Kriegerkaste 
und  ihren  Kampf  mit  der  zuerst  allmächtigen  Geistlichkeit 
zurückzuführen  ist. 

Dafs  die  zur  Herrschaft  emporstrebenden  mittleren  Klassen 
es  sehr  wohl  verstanden  haben,  mit  dem  niederen  Volke  sich 
zu  vereinigen,  um  die  Macht  der  herrschenden  Stände  zu 
brechen,  ist  eine  Thatsache,  die  in  der  Geschichte  oft  vor- 
gekommen ist 

So  vereinigte  sich  zur  Zeit  der  Revolution  in  Frankreich 
der  aufkommende  Bürgerstand  mit  dem  von  dem  Adel  und 
der  Geistlichkeit  unterdrückten  Proletariat,  und  es  gelang  den- 
selben, die  Herrschaft  an  sich  zu  reifsen'. 

Ist  einmal  angenommen,  dafs  die  sociale  Differenzierung 
^eichzeitig  mit  der  wirtschaftlichen  Arbeitsteilung  Hand  in 
Hand  geht,  so  löst  sich  dadurch  sehr  einfach  das  in  der 
socialistischen  Schule  aufgeworfene  Problem  über  den  Ursprimg 


1  Venpl.  W.  Sombart,  Socialismas  und  Bociale  Bewegung  im  19.  Jahr- 
hnndert    1901.   S.  23—25. 
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der  social-ökonomischen  Abhäogigkeitsverhältnisse,  das  zu  einer 
-erregten,  mitunter  auch  leidenschaftlichen  Polemik  zwischen 
den  verschiedenen  socialistischen  —  und  auch  nicht  socialis- 
tischen  Gelehrten  Anlafs  gab.  Neuerdings  entbrannte  dieser 
wissenschaftliche  Streit  mit  neuer  Kraft.  Die  Dogmatiker  des 
Marxismus,  die  an  der  Lehre  ihrer  Meister  mit  allen  ihren 
Dogmen  festhalten,  berufen  sich  auf  den  berühmten  Grundsatz 
Marx'  über  die  sociale  Evolution  und  behaupten  demgemäfs, 
<dafs  die  ökonomischen  bezw.  die  Produktions-  und  Tausch- 
verhältnisse als  die  letzte  Ursache  aller  rechtlichen  und 
politischen  anzusehen  seien.  Ihnen  gegenüber  weisen  „die 
Kritiker^  auf  eine  Zahl  unlösbarer  Widersprüche  hin,  die 
dieser  berühmte  Satz  in  dieser  seiner  Fassung  enthalte,  wie 
«uch  auf  die  feststehende  geschichtliche  Thatsache,  dafs  in  dem 
gesellschaftlichen  Leben  zu  allen  Zeiten  eine  Vielheit  von 
Faktoren,  ökonomischer  und  rechtlicher,  materieller  und 
geistiger  Natur,  die  Geschicke  der  Menschheit  lenken.  That- 
43ächlich  bedingen  sich  die  wirtschaftlichen  wie  socialrechdichen 
Abhängigkeitsverhältnisse  gegenseitig,  die  einen  von  ihnen 
setzen  immer  die  anderen  voraus,  daher  müssen  sie  ja  beide 
zu  gleicher  Zeit  existieren,  und  sie  laufen  parallel  in  der 
menschlichen  Geschichte,  bis  auf  die  Urzeit.  Der  Ursprung 
sowohl  der  ökonomischen  wie  auch  der  anderen  socialen 
Faktoren  fällt  mit  dem  Ursprung  der  Gesellschaft  zusammen. 
Übrigens  würde  diese  Thatsache  den  Grundsatz  Marx'  von 
der  socialen  Evolution  nicht  umstofsen,  leider  geben  die  heutigen 
socialistischen  Gelehrten,  sowohl  die  Dogmatiker,  wie  die 
kritischen  Reformer,  demselben  eine  einseitige  Fassung,  was 
seinen  wirklichen  Sinn  entstellt.  Ich  komme  noch  darauf  zu 
«sprechen  *. 

2. 

Das  soeialOkonomische  Grundgesetz. 

Wir  haben  gesehen,  dafs  das  sociale  Gefühl,  das  Streben 
nach  Macht,  welches  die  gesellschaftliche  Differenzierung  in 
Herrschende  und  Beherrschte  bedingt,  sich  innerhalb  dieser 
differenzierten  Gesellschaft  in  zwei  entgegengesetzten  Strömungen 
kundgiebt  und  die  fortwährende  Entstehung  sowohl  neuer 
Bedürfnisse  wie  auch  neuer  Formen  der  Arbeitsthätigkeit  zur 
socialen  Notwendigkeit  macht.  Daraus  folgt,  dafs  die  ungleiche 
Verteilung  der  wirtschaftlichen  und  socialen  Abhängigkeits- 
verhältnisse, die  Gliederung  der  Gesellschaft  in  Klassen  und 


1  Veigl.  Engels,  Anti-DtthriDg.  S.  149-192.  Bernsteins  die  Voraus- 
Setzungen  des  Socialismus  etc.  S.  4—14.  Rautski,  Anti-Bernstein  S.  7 — S2. 
£g.  Dtthrings  kritische  Grundlegung  etc.    S.  801—353. 
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Stände  mit  verschiedener  Machtsphäre  eine  notwendige  Be- 
dingung der  socialen  Evolution  ist,  die  Grundlage  jedes  ent- 
wicklungsfähigen socialökonomischen  Körpers  bildet. 

Aber  diese  Grundlage  jeder  socialen  Organisation  ist 
nicht  als  etwas  Gleichbleibendes  und  Unveränderliches  auf- 
zufassen. Im  Gegenteil  erscheinen  diese  Abhängigkeitsver- 
hältnisse in  verschiedenartigen  konkreten  Formen,  die  sich 
beständig  und  fortwährend  ändern.  Die  Sklaverei  z.  B.  hat 
verschiedene  Stufen  der  Entwicklung  durchgemacht,  von  der 
Sklaverei  innerhalb  der  patriarchalischen  Familie  bis  auf  die 
des  antiken  römischen  Staates.  Sie  wurde  später  ini  den 
europäischen  Ländern  durch  die  feudalzünftigen  Aohängigkeits- 
verhältnisse  des  Mittelalters  ersetzt,  und  in  den  letzten  Jahr- 
hunderten wurden  diese  letzteren  ihrerseits  allmählich  durch 
die  kapitalistische  Organisation  abgelöst^. 

wie  erklärt  sich  nun  diese  beständige  Abwechslung  der 
socialen  Organisation? 

Sie  erklärt  sich  durch  die  Wirkung  jeder  gesellschaftlichen 
Organisation  auf  das  socialökonomische  Gleichgewicht. 

Das  socialökonomische  Gleichgewicht,  die  Korrespondenz 
zwischen  der  gesellschaftlichen  Konsumtion  und  gesellschaft- 
lichen Produktion,  die  Anpassung  der  gesellschaftlichen 
Arbeitskraft  an  die  vorhandenen  Bedürfnisse  und  umgekehrt 
folgt  ja  mit  natürlicher  Notwendigkeit  aus  dem  Wesen  der 
menschlichen  wirtschaftlichen  Thätigkeit  überhaupt,  die  in 
irgend  einem  Bedürfnisse  ihren  Grund,  ihr  Motiv,  ihre  Rechte 
fertigung  findet.  Das  Streben  nach  socialer  Macht,  die  fort- 
währende weitere  Ausbildung  der  gesellschaftlichen  Differen- 
zierung und  die  Steigerung  der  Arbeitsproduktivität,  hebt  zeit- 
weise dieses  Gleichgewicht  auf,  um  es  aber  bald  darauf,  durch 
Entstehung    neuer    Bedürfnisse,    wieder    herzustellen.      Nun 


^  Ich  glaube,  dafs  die  in  der  Kulturgeschichte  und  der  Socialökonomie 
bis  jetzt  angenommene  Reihenfolge  bezüglich  der  Epochen  der  Kultur- 
ent Wicklung  (Die  Eppche  der  occupatorischen  Wirtschaft,  auf  welche  die 
Perioden  der  Jagd,  der  Viehzucht,  des  Ackerbaues  etc.  folgen.)  dem  wirk- 
lichen Verlaufe  der  Dinge  völlig  entspricht.  Wir  dürfen  nicht  vergessen, 
dafis  bei  dieser  Einteilung  der  Kulturperioden  nicht  blofs  das  technisch- 
ökonomische,  sondern  auch  das  mit  diesem  en^  verknüpfte  socialrechtliche 
Moment  mafsgebend  ist,  und  jede  dieser  Penoden  nicht  nur  durch  den 
bestimmten  Charakter  des  Hauptzweiges  der  wirtschaftlichen  Thätigkeit, 
sondern  auch  durch  eine  bestimmte  wesentlich  verschiedene  Verfassung 
des  socialen  Lebens  sich  unterscheiden  läfst.  (Mutterrecht,  patriarchalische 
Familie,  Staat)  Der  Land  bau  z.  B.  mag  wohl  schon  in  den  frühesten 
Perioden  der  Kulturgeschichte  bekannt  gewesen  sein:  als  Grundlage 
des  social-ökonomischen  Lebens  der  Menschheit  und  als  Grundbedingung 
einer  ganz  neuen  socialen  Verfassung  der  sefshaften  Völker  tritt  der 
Ackerbau  als  charakteristisches  Merkmal  einer  neuen,  relativ  sehr  hoch- 
stehenden Kulturperiode  erst  nach  dem  Nomadentum  auf.  Vergl.  Ed.  Hahn 
a,  a.  O.  S.  389-392  und  Morgan  S.  89-92 f.  Röscher,  Bd.  II  3—15. 
Vergl.  auch  Stammler  a.  a.  0.   S.  34. 
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kommt  aber  jede  in  herrschende  und  beherrschte  Stände  geteilte 
Gesellschaft  in  ihrem  Entwicklungslaufe  an  einen  Punkt,  wo 
das  social- ökonomische  Gleichgewicht  aufgehoben  wird  und 
auf  der  Basis  der  bestehenden  Gesellschaftsordnung  nicht  mehr 
wieder  hergestellt  werden  kann ;  dann  kann  auch  diese  Gesell- 
schaft nicht  eher  auf  dem  Wege  der  socialen  Evolution  weiter 
schreiten,  bis  sie  die  rechtlichen  und  politischen  Grundlagen 
ihrer  Organisation  entsprechenderweise  umgestaltet;  d.  h.  bis 
sie  solche  neue,  ungleiche  Abhängigkeitsverhältnisse  schafft, 
die  das  aufgehobene  ökonomische  Gleichgewicht  wieder  her- 
stellen ^. 

Das  social-ökonomische  Gleichgewicht  wird  jedesmal  auf- 
gehoben, sobald  in  den  höheren,  herrschenden  Klassen  die 
Sättigung  der  Bedürfnisse  eintritt. 

„Es  wird  gewöhnlich  von  der  unbegrenzten  Entwicklungs- 
fähigkeit der  menschlichen  Bedürfnisse  gesprochen,  was  doch 
nicht  so  aufzufassen  ist,  dafs  jeder  einzelne,  oder  wenigstens 
jede  konkrete  Gesellschaft  in  einem  bestimmten  geschichtlichen 
Zeitabschnitt  ihre  Bedürfnisse  unendlich  vervielfältigen  und 
vermehren  könnte;  vielmehr  ist  die  Entwicklungsfähigkeit 
einer  Gesellschaft  in  einem  bestimmten  Zeitraum  einer  be- 
stimmten, unüberschreitbaren  Grenze  unterworfen.  Mögen  die 
menschlichen  Bedürfnisse  auch  als  in  den  entferntesten  Zeit- 
räumen nicht  gehemmt  gedacht  werden,  so  werden  sie  doch 
für  alle  gegebenen  und  insbesondere  für  die  in  der  Wirtschaft 
der  Menschen  praktisch  in  Betracht  kommenden  Zeiträume 
quantitativ  bestimmbar^." 

Die  Widerstände,  welche  einer  ruhigen  und  lichten  Em- 
pfindung (apperception)  oder  der  Aneignung  des  Gegenstandes 
entgegentreten,  werden  durch  die  eigene,  in  Übung  sich  ver- 
mehrende Kraft  überwunden.  Aber  diese  Vermehrung  hat 
bestimmte     gesetzliche     Grenzen®.       Überübung    ist 


^  Bezüglich  des  social-ökonomiscben  Gleichgewichts  Tera^L  Lexis 
a.  a.  0.  S.  716.  Röscher  a.  a.  O.  Bd.  1.  §  215.  8.  598.  Eg.  Dfihrinff 
a.  a.  0.  S.  268-300. 

>  C.  Menger,  Grandsätze  der  Volkswirtschaftslehre.  L  Teil.  S.  88. 
Vergl.  auch  Gumplowicz  a.  a.  0.   S.  159  ff. 

^  „Je  weiter  die  Blasiertheit  des  Menschen  für  Luxnageeenstände 
durch  die  Fülle  derselben  fortschreitet,  am  so  mehr  treibt  ihn  die  Lange- 
weile  zu  raffinierten  neuen  Reizmitteln.  Es  entwickeln  sich  in  ihm  phan- 
tastifiche  Kapricen^  krankhafte  Begierden  nach  dem  Unerreichbaren  oder 
Verbotenen ,  die  zu  unglaublichen  Thorheiten  und  Verirrungen  fuhren 
könnten.  AUes  von  der  Übersättigung  ausgehende  Genufsstreben  mufs 
als  unsittlich  angesehen  werden."    Lezis  a.  a.  0.  S<  695. 

-Wenn  das  gesellschaftliche  Bedürfnis  für  Leinwand  —  und  es  hat 
sein  Mafs,  wie  alles  andere  —  bereits  durch  nebenbuhlerische  Lein- 
weber ges&ttigt  ist,  wird  das  Produkt  überflüssig,  überschüssig  und  damit 
nutzlos.^    K.  Marx,  Kapital.    Bd.  I.  4.  Aufl.   S.  71.    Auch  mhriDg,  der 
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Überanstrengung  und  geschieht  entweder  auf  Kosten  anderer 
Organe,  oder  hat  unmittelbare  Ermüdung  der  geübten  Muskeln, 
mittelbar  des  gesamten  Organismus  zur  Folge,  d.  i.  Erschöpfung 
der  vorrätigen  Kraft  des  Ersatzes.  Hierdurch  wird  erklärt, 
dafs  ursprünglich  leichte  und  natürliche  Thätigkeiten  durch 
lange  Dauer  schwer,  endlich  unmöglich  werden ;  dafs  lusthafte 
Empfindungen  und  Thätigkeiten  indifferent,  ja  schmerz- 
haft werden;  wie  Hunger  und  Durst  durch  Übergenufs  in 
Übersättigung  umschlagen,  sexuale  Begierden  in  Ekel,  über- 
haupt Wille  in  Widerwillen^. 

Bezüglich  der  Sättigung  der  Bedürfnisse  müssen  zwei 
Probleme  unterschieden  werden.  Die  Sättigung  jedes  kon- 
kreten Bedürfnisses  hat  ihren  Grund  in  der  Abstumpfung  der 
zur  Befriedigung  desselben  in  Bewegung  gesetzten  bestimmten 
Nerven-  und  Muskelpartien.  So  würde  z.  B.  der  Hörnerv 
durch  fortwährendes  Anhören  eines  und  desselben  musika- 
lischen Vortrages  überspannt.  So  kann  der  Magen  blofs  ein 
bestimmtes  Quantum  von  Nahrungsobjekten  aufnehmen  und 
verdauen. 

Eine  andere  Frage  ist  die,  ob  der  menschliche  Bedarf 
d.  h.  die  Summe  seiner  Bedürfnisse  eine  bestimmte  Grenze  habe. 

Auch  die  Befriedigung  der  menschlichen  Bedürfnisse,  d.  h. 
der  Akt  des  Verbrauches  selbst,  fordert  von  jedem  Menschen 
einen  bestimmten  Aufwand  von  Energie.  „Diese  letztere 
bildet  sich  in  jedem  menschlichen  Organismus  durch  Um- 
setzung der  durch  die  Nahrung  angehäuften  potentiellen 
Energie  in  kinetische  und  pflegt  sich  in  mannigfachen  Be- 
wegungen und  Bethätigungeu  des  Menschen  zu  manifestieren. 
Da  aber  das  Quantum  von  potentieller  Energie,  die  der  Mensch 
in   Form   der  Nahrung   empfängt,    durch    seinen    Organismus 


die  Frage  der  BedürfnissattiguD^  eiDgehend  bespricht,  kommt  zu  folgen- 
dem Schlafs:  „Die.  Konsumtion  ist  in  einem  geborenen  Augenblick  stets 
eine  bestimmte  Gröfse.  Die  Konsumtion  ändert  sich  aber  auch  von  Zeit 
zu  Zeit,  aber  nur  innerhalb  gewisser  übersehbarer  Schranken.^  Dühring 
a.  a.  0.  S.  268—275. 

^  Tönnies,  Gemeinschaft  und  Gesellschaft.   S.  109  ff.    Faucher  macht 
den  Versuch,  verschiedene   Gebrauchsartikel  nach  dem  Grade  ihrer  £x- 

Sansivkraft  zu  ordnen.  Dabei  aber  unterscheidet  derselbe  nicht  zwischen 
er  natürlichen  Grenze  eines  Bedürfnisses,  die  in  der  physiologischen  und 
psychologischen  Natur  des  Menschen  liegt,  einerseits,  und  zwischen  der 
socialen  Expansivkraft  eines  Bedürfnisses,  die  in  der  social-ökonomischen 
Möfclichkeit  der  Verbreitunc:  des  betreffenden  Bedürfnisses  in  den  ver- 
schiedenen Schichten  des  Volkes  ihren  Grund  hat.  andererseits.  Diese 
Möglichkeit  hängt  zum  Teil  von  der  Kaufkraft  ab;  was  mit  der  natttr- 
lichen  Sättigungsgrenze  gamichts  zu  thun  hat.  Es  läfst  sich  überhaupt 
zwischen  der  Expansivfahigkeit  verschiedener  Gebrauchsgegenstände  kern 
Vergleich  aufstellen,  da  sie  völlig  verschiedenen  Bedürfnissen  zur  Be- 
Äiedieuog  dienen.  Wie  sollte  sich  die  Expansivkraft  der  Bekleidung  mit 
der  des  Bücherlesens  vergleichen  lassen?  Vergl.  Faucher  a.  a.  0. 
S.  144-164. 

JTonohungen  XIX  4.  »Gurawitsch.  8 
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bestimmt  ist,  so  ist  auch  das  Quantum  aktiver  Kraft  durch 
diese  natürliche  Grenze  festgesetzt.  Aus  diesem  Grunde  ent- 
steht eben  ein  gewisser  Antagonismus  zwischen  verschiedenen 
Bedürfnissen^." 

Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  sucht  Gossen  seine  Gesetze 
der  menschlichen  Bedürfnisentwicklung  abzuleiten^. 

Gossen  stellt  eine  Reihe  von  Maximen  auf,  nach  welchen 
der  Mensch  zu  arbeiten  und  zu  geniefsen  hat,  um  den  höchst- 
möglichen Genufs  in  seinem  Leben  zu  erlangen.  Seine  Maximen 
sind  schon  deshalb  im  praktischen  Sinne  wertlos,  weil  sie  mehr 
einer  idealen  Gesellschaft  angepafst  sind,  wo  die  Bedürfnisse 
jedes  einzelnen  der  von  ihm  verausgabten  Arbeitsmenge  ent- 
sprechen. Jede  wirkliche  Gesellschaft  kann  eine  solche  Har- 
monie zwischen  der  Konsumtion  und  der  Arbeitsanwendung 
jedes  einzelnen  Mitgliedes  nicht  aufweisen,  vielmehr  ist  die 
Konsumtion  und  die  Arbeit  sehr  verschieden  verteilt,  und  sie 
kongruieren  fast  niemals.  Sein  Grundgedanke  verdient  dennoch 
insofern  Beachtung,  als  derselbe  einen  Versuch  darstellt,  die 
Sättigung  der  einzelnen  konkreten  Bedürfoisse  einerseits,  und 
die  des  Gesamtbedarfs  andererseits  zur  Grundlage  einer  Theorie 
der  Bedürfnisentwicklung  zu  machen.  Gossen  geht  von  folgen- 
den Voraussetzungen  aus:  Erstens,  dafs  jeder  Genufs  mit  der 
Dauer  desselben,  oder  der  Vermehrung  der  Menge  des  ver- 
wendeten Genufsmittels  in  irgend  einem  Verhältnisse  abnehme, 
bis  volle  Sättigung  eintrete;  zweitens,  dafs  die  menschliche 
Zeit  zu  beschränkt  ist,  um  alle  erreichbaren  Genüsse  voll- 
ständig auszunützen;  daher  kommt  er  zu  dem  Schlufs,  dafs 
der  menschliche  Bedarf  eine  bestimmte  Grenze  nicht  über- 
schreiten könne,  was,  wie  es  scheint,  auch  der  Wirklichkeit 
entspricht. 

Dieser  Auffassung  tritt  auch  Lexis  bei,  mit  der  allerdings 
höchst  wichtigen  Modifikation,  dafs  er  die  Frage  der  Bedürfnis- 
sättigung nicht  vom  individuellen,  sondern  vom  gesellschaft- 
lichen Standpunkte  aus  zu  beantworten  sucht.' 

„Sucht  das  Individuum,  —  meinte  auch  Lexis*  —  seine 
Genüsse  zu  vermannigfaltigen,  so  thun  sich  die  zu  konsumie- 
renden Güter  quantitativ  gegenseitig  Abbruch,  und  der  ganze 
mögliche  Konsumtionskomplex  eines  Individuums  bleibt  daher 
trotz  aller  Mannigfaltigkeit  und  trotz  des  Wechsels  seiner  Be- 
standteile ebenfalls  notwendig  in  gewissen  Grenzen,  wenigstens 
soweit  noch  von  eigentlicher  Konsumtion,  mit  der  die  Be- 
friedigung eines,  wenn  auch  noch  so  leis  empfundenen,  Wunsches 
verbunden  ist,  —  die  Rede  sein  kann.    Was  der  Mensch  über 


i  Skworzofif  a.  a.  0.  S.  414  ff. 

'  Entwicklung  der  Gesetze  des  menschlichen  Verkehre.    Neue  Aufl. 
Berlin  1889.    Besondere  S.  4,  5.  S.  10—12  ff.  S.  80  ff. 
»  A.  a.  0.  S.  689  ff. 
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die  natürliche  Maximalquantität  der  mannigfaltigen  einzelnen 
Güter  seines  Eonsumtionskomplexes  hinaus  noch  verdirbt  und 
vernichtet,  ist  nicht  mehr  zweckmäfsig  konsumiert,  sondern  nur 
physisch  zerstört  worden. 

Die  obere  Grenze  der  gesamten  Eonsumtions&higkeit 
liegt  nattlrlich  bei  den  verschiedenen  Individuen  in  sehr  ver- 
schiedener Höhe." 

Lexis  sucht  nun  zwischen  der  Bedürfnissättigung  einzelner 
Individuen  und  der  ganzen  Gesellschaft  zu  unterscheiden.  Auf 
die  ganze  Gesellschaft  diese  Frage  anwendend,  meint  Lexis, 
dafs  nur  wenige  Menschen  innerhalb  jeder  Gesellschaftsorgani- 
sation diese  Sättigungsgrenze  erreichen,  dagegen,  wenn  es  sich 
um  die  Konsumtion  des  ganzen  Volkes  handelt,  sei  sie  als 
praktisch  unbegrenzt  zu  betrachten. 

„Und  weil  diese  Grenze  gewöhnlich  nur  von  wenigen  in 
privilegierter  socialer  Stellung  sich  befindenden  Klassen  er- 
reicht wird,  sei  von  praktisch  gröfserer  Bedeutung  als  die 
obere  Grenze  der  Konsumtions&higkeit  eben  die  untere  Grenze 
des  Konsumtionsbedarfs,  das  Minimum  von  Konsumtionsmitteln^ 
welches  der  Mensch  braucht,  um  noch  eben  in  einer  mit  dem 
gegebenen  Gesellschaftszustande  verträglichen  Weise  sein  Leben 
zu  fristen." 

Dies  wäre  allerdings  richtig,  wenn  die  obere  und  untere 
Grenze  der  socialen  Konsumtion  in  keinem  innigen  Zusammen- 
hange ständen.  Thatsächlich  ist  es  aber  nicht  der  Fall.  Die 
Erreichung  resp.  die  Überschreitung  der  Grenze  der  natür- 
lichen Konsumtionsfkhigkeit  innerhalb  der  höheren  Klassen, 
die  Sättigung  und  Übersättigung  der  Bedürfnisse,  welche  mit- 
unter —  infolge  des  produktiven  Fortschrittes  —  in  den  höheren 
„Regionen"  eintreten  könnte,  bleibt  nicht  ohne  natürliche 
Rückwirkung  auf  die  untere  Grenze,  auf  den  Wohlstand  der 
produktiven  Bevölkerung,  in  erster  Reihe  aber  auf  die  sociale 
Lage  der  für  die  Befriedigung  der  höheren  Kreise  arbeitenden 
Bevölkerung ;  diese  letztere  wird,  zum  Teil  wenigstens,  brotlos, 
und  ihre  sociale  Existenzberechtigung  wird  erschüttert.  Der 
Überflufs  in  den  höheren  Kreisen  erzeugt  den  Mangel  in  den 
unteren  Schichten  der  Gesellschaft.  Die  Sättigung  der  Be- 
dürfnisse ist  daher  ein  sehr  wichtiges  Moment  in  der  Volks- 
wirtschaft, welches  eine  besondere  Beachtung  verdient.  Diese 
Übersättigung  der  Bedürfnisse  in  den  höheren  Kreisen  ist  aber 
vom  Standpunkte  der  ganzen  Gesellschaft  aus  eine  relative 
Sättigung,  nicht  nur,  weil  in  derselben  Zeit,  wo  die  Gesell- 
schaft scheinbar  an  Überproduktion  leidet,  thatsächlich  der 
gröfste  Teil  der  Bevölkerung  Raum  genug  hat  für  die  Ent- 
wicklung seiner  Bedürfnisse,  sondern  auch  deshalb,  weil  gerade 
diese  Sättigung  der  Bedürfnisse  der  bevorzugten  Stände  einen 
Teil  der  Bevölkerung  arbeits-  und  brotlos  macht,  also  die 
Möglichkeit  der    Befriedigung  der   allemötigsten   Bedürfnisse 

8* 
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wegnimmt  —  oder  mit  anderen  Worten,  die  relative  Sättigung 
der  Bedürfnisse  erzeugt  eine  relative  Übervölkerung.  Diese  Art 
Übervölkerung  ist  keine  Folge  der  absoluten  Vermehrung  der 
Bevölkerung,  sondern  eine  Folge  des  Überflusses  innerhalb 
der  höheren  Klassen,  welcher  gerade  durch  die  erhöhte  Pro- 
duktivität der  Arbeit  hervorgerufen  wurde. 

Es  läfst  sich  gegen  die  Lehre  von  der  Sättigung  der  Be- 
dürfhisse folgendes  einwenden. 

Erstens,  daf's  blofs  jedes  konkrete  Bedürfnis  eine  be- 
stimmte Entwicklungsgrenze  hat,  was  aber  die  Vervielfkltigung, 
die  Vermehrung  der  Bedürfnisse  im  allgemeinen  nicht  auf- 
hält. Die  Vervielfkltigung  der  Bedürfnisse  beruht  ja  eben  auf 
dem  Princip  der  Abwechslung  der  Genüsse,  durch  welche 
eben  die  succesive  Erholung  der  verschiedenen  Nerven-  und 
Muskelpartien,  die  durch  die  verschiedenen  Bedürfnisse  in 
Anspruch  genommen  werden,  erreicht  wird.  So  kann  der 
Mensch  eine  und  dieselbe,  wenn  auch  noch  so  reizende  Melodie 
nicht  fortwährend  anhören,  ohne  einen  Überdrufs  zu  fühlen, 
aber  eine  Variation  verschiedener  Melodien  läfst  sich  doch 
eine  viel  längere  Zeit  anhören.  „Es  ist  eine  unbestreitbare 
Thatsache,  dafs  der  Geist,  übersättigt  von  Genüssen  der  Kunst 
und  des  verfeinerten  geselligen  Verkehrs,  eine  neue  Quelle 
der  Freuden  im  Verkehr  mit  der  Natur  findet,  zumal  bei  einer 
von  gelinden  Anstrengungen  gewürzten  Gebirgsreise,  auf  der 
Jagd  oder  im  nervenstärkenden  Seebad  ^"  Und  so  kann  der 
Mensch  durch  eine  entsprechende  Abwechslung  der  Genüsse 
die  Genufsfkhigkeit  ungemein  steigern. 

Zweitens  aber  ist  nicht  zu  vergessen,  dals  die  Menge 
Energie,  die  der  Konsum,  der  Genufs  selbst  erheischt,  ver- 
hältnismäfsig  sehr  klein  ist,  wenn  man  das  Arbeitsquantum  in 
Betracht  zieht,  das  notwendig  ist,  um  alle  diese  Gegenstände 
des  Genusses  herzustellen.  Die  Anstrengung  des  Essens  fällt 
ja  kaum  ins  Gewicht  im  Vergleich  zu  der  grofsen  Menge 
Arbeit,  die  die  Herstellung  der  Nahrungsmittel  verschlingt. 
Der  Energieverbrauch  der  Zuschauer  einer  dramatischen  Vor- 
stellung ist  ja  relativ  sehr  winzig  im  Vergleich  zu  dem  Kraft- 
aufwand, welchen  die  Aufführung  dieses  Dramas  verlangt  etc. 

Dies  alles  ist  richtig,  und  nichtsdestoweniger  hat  doch 
die  Genufsfkhigkeit  des  Menschen  eine  bestimmte,  unüber- 
schreitbare  Grenze.  Daher  würde  unter  bestimmten  Um- 
s an  den  in  den  höheren  Gesellschaftskreisen,  deren  Mitglieder- 
zahl relativ  eine  kleine  ist,  früher  oder  später  eine  totale 
Sättigung  der  Bedürfnisse  eintreten  müssen,  so  dafs  für  jede 
bestimmte  Gesellschaft,  während  eines  bestimmten  Zeitraumes, 
eine  obere  Grenze  der  Genufsfkhigkeit  gegeben  ist,  die  sie 
nicht   überschreiten    kann.      Zur    Erreichung    dieser    Grenze 

^  Fr.  A.  Lange,  Die  Arbeiterfrage.    S.  123. 
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tragen    einige   psychologische  Momente,   wie  auch  ein   social- 
(^konomisches  Moment  sehr  viel  bei. 

Zu  den  psychologischen  Ursachen  der  Bedürfnissättigung 
gehört  zuerst  das  Weber-Fechner'sche  psychologische  Grund- 
gesetZy  infolgedessen  die  Empfindungen  nicht  in  gleichem  Mafse 
wachsen,  wie  die  sie  veranlassenden  Reize.  Daraus  folgt,  dafs 
zur  Erlangung  eines  und  desselben  Stärkegrades  eines  Lust- 
gefühls, bei  fortwährender  Vermehrung  der  Objekte,  die  zu 
«einer  Befriedigung  dienen,  immer  stärkere  Reize  angewendet 
werden  müssen  ^.  Diese  verstärkten  Reize  werden  aber  immer 
mehr  die  Empfänglichkeit  der  betreffenden  Nerven  abstumpfen 
und  schliefslich  überhaupt  aufheben  müssen.  Und  nicht  nur 
einzelne  Empfindungen,  sondern  auch  die  Genufsfähigkeit  über- 
haupt jedes  Menschen  vermindert  sich  mit  der  Anhäufung  der 
Genüsse,  die  er  ausgekostet  hat.  Dazu  kommt  das  allgemeine 
Beziehungsgesetz,  das,  zum  Teil,  auf  dem  angefahrten  Weber- 
Fechner'schen  Gesetz  beruht.  Unsere  Empfindungen  werden 
durch  Kontrastwirkungen  bestimmt.  Das  Unglück  läfst  uns 
erst  das  Glück  fühlen,  die  Entbehrungen  erhöhen  den  Wert 
des  Genusses.  Ein  Glück,  welches  auf  Glück  folgt,  wird  nicht 
mehr  so  stark  empfunden,  ebenso  wie  Genüsse,  die  auf  Genüsse 
folgen,  mögen  diese  auch  anderer  Art  sein,  einen  Teil  ihrer 
Stärke  und  Intensivität  einbüfsen.  „Ebensowenig  wie  ein 
Mensch  es  vermag,  fortwährend  süfse  Speisen  zu  geniefsen, 
ebensowenig  vermag  er,  fortwährend  Freude  und  Glück  zu 
geniefsen.  Wer  Süfsigkeiten  über  Gebühr  geniefst,  bei  dem 
macht  sich  von  selbst  die  Kontrastwirkung  des  Überdrusses 
geltend.  Man  wundert  sich  so  oft,  dafs  steinreiche  Engländer, 
denen  das  Leben  nichts  versagt  hat,  so  häufig  den  Spleen 
bekommen  und  sich  totschiefsen,  aber  mit  Unrecht,  denn 

„Nichts  ist  schwerer  zu  ertragen, 
Als  eine  Reihe  von  schönen  Tagen  ^I** 

Anderseits  kommt  auch  die  Wirkung  der  socialen  Macht 
hinzu,  die  sich  notwendigerweise  konzentrieren  mufs.  Denn 
das  Streben,  sich  von  anderen  abzusondern,  sich  über  andere 
zu  erheben,  aus  der  Reihe  seiner  gleichgestellten  Nebenmenschen 
herauszukommen,  wirkt  auch  innerhalb  der  höheren  Kreise 
und  differenziert  auch  diese  immerfort,  sodafs  schliefslich  die 
höchste  sociale  Macht  in  immer  engeren  und  engeren  Kreisen 
sich  zu  konzentrieren  sucht  Da  jede  sociale  Macht  zu  gleicher 
Zeit  auch  eine  wirtschaftliche  Macht  bedeutet,  so  bedeutet  die 


1  Die  Weber-Fechner'sche  Formel,  mathematisch  aasgedrückt,  lautet: 
7  =  log.  z,  wo  X  den  veranlassenden  Reiz  bedeutet  und  angiebt,  dafs 
die  Empfindung  y  wie  der  Logarithmus  des  Reizes  wachse.  Vergl.  Wundt, 
Vorlesungen  Über  die  Menschen-  und  Tierseele.  Leipzig  186o.  Bd.  1. 
S.  108  u.  ff. 

>  Fr.  A.  Lange  a.  a.  0.  S.  117. 
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Konzentrierung  der  socialen  Herrschaft  auch  die  Konzentrierung 
der  wirtschamichen  Vorteile,  des  Reichtums,  des  Besitzes; 
damit  entsteht  aber  die  Notwendigkeit,  immer  mehr  Güter  für 
den  Gebrauch  der  herrschaftlichen  Klassen  zu  erzeugen,  bis 
schUefslich  ein  Höhepunkt  des  Verbrauchs  erreicht  wird,  der 
die  Grenze  der  Genufsfähigkeit  bildet  und  nicht  mehr  über- 
schritten werden  kann. 

Friedrich  Alb.  Lange,  der  mit  der  Möglichkeit  der  Macht- 
und  Besitzkonzentration  rechnet  und  auch  die  Sättigung  der 
Bedürfnisse  im  psychologischen  Sinne  zugiebt\  bestreitet 
dennoch  die  Sättigungstheorie  und  vertritt  dagegen  die  Ansicht^ 
dafs  die  menschlichen  Bedürfnisse  unersättlich  seien. 

„Denn  es  ist  keine  Masse  von  Arbeitskraft  der  Maschinen 
und  Personen  denkbar,  welche  nicht  die  Unersättlichkeit  eines 
einzelnen  Menschen,  geschweige  denn  einer  bevorzugten  Klasse, 
zur  Erfüllung  persönlicher  Wünsche  in  Bewegung  setzen 
könnte,  sobald  die  Mittel  zur  Verfügung  stehen,  sich  dieselben 
dienstbar  zu  machen '.**  Zur  Begründung  seiner  Ansicht 
beruft  er  sich  auf  die,  auch  von  uns  schon  angeführte  That- 
sache,  dafs  das  Wesen  des  Luxus  in  Vergeudung  der  Arbeit 
liegt,  daher  sei  es  auch  unmöglich,  irgend  welche  Grenze  dieser 
Vergeudung  festzusetzen.  Aber  Lange  scheint  eben  den  Kreis- 
lauf der  wirtschaftlichen,  produktiven  und  konsumtiven  Kräfte 
übersehen  zu  haben.  Der  Luxus  an  sich  ist  nur  dann  als 
ein  progressiver  Faktor  zu  betrachten,  wenn  er  den  Anstofs 
zur  Entwicklung  wirklicher  Bedürfhisse,  zur  Entstehung  neuer, 
resp.  zur  Erhöhung  der  Produktivkraft  schon  vorhandener 
Erwerbszweige  giebt,  wenn  also  auf  die  durch  den  Luxus  er- 
zeugten socialen  Bedürfnisse  eine  Demokratisierung  und  Ver- 
breitung derselben  im  ganzen  Volke  folgt,  wodurch  erst  das 
neue  Bedürfnis  zum  wirklichen  Bedürfnisse,  die  diesem  Be- 
dürfnisse entsprechende,  Objekte  erzeugende  Thätigkeit  zu 
einem  volkswirtschaftlichen  Erwerbszweig  wird.  Ist  die 
Sättigungsgrenze  in  den  höheren  Kreisen  erreicht,  so  entstehen 
keine  eigentlichen  Bedürfnisse  mehr,  sondern  es  dominiert  das 
einzige  Bedürfnis,  immer  noch  mehr  Arbeit  zu  vergeuden,  wo- 
durch jede  Erhöhung  der  Produktivität  sinnlos  wird,  da  es 
nicht  mehr  auf  das  Quantum  der  erzielten  Objekte,  sondern 
auf  das  Quantum  der  Arbeit  selbst  ankommt,  welches  ver- 
zehrt werden  soll.  In  den  produktiven  Klassen  entsteht  daher 
eine  immer  gröfsere  Zahl  von   überschüssigen   Arbeitskräften, 


^  So  bemerkt  derselbe,  dafs  auch  die  Dienerschaft  ihre  natürliche 
Grenze  habe.  „Bei  der  Dienerschaft  dürfte  es  Bogar  auch  oiue  Grenze 
geben,  jenseits  welcher  die  Vermehrung  Überhaupt  nur  noch  dem  Pmnk 
und  Ehrgeiz  dient,  ohne  dafs  der  Hausherr  auch  nur  in  einem  Punkte 
besser  bedient  ist,  als  wenn  er  weniger  Hände  zur  Verfügung  hat^  Die 
Arbeiterfrage.    S.  131. 

«  A.  a.  0.  S.  106—107. 
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die  immer  mehr  aus  den  produktiven  Erwerbszweigen  in  eine 
unproduktive  Wirkungssphäre  übersiedeln  müssen.  Es  tritt 
die  dritte  Periode  des  Luxus  ein,  die  Röscher  als  den  Luxus 
der  verfallenden  Nationen  bezeichnet  ^ 

Ein  typisches  Beispiel  einer  solchen  Verfallsperiode  liefert 
uns  das  antike  römische  Kaiserreich. 

Die  höheren  Stände  sind  zwar  in  dieser  Periode  den  ganzen 
Tag  beschäftigt,  aber  diese  Beschäftigungen  sind  blofs  ver^ 
schiedene  Formen  des  Müfsigganges.  Friedländer  nennt  die- 
selben eben  geschäftigen  Müfsiggang. 

Sodann  suchte  man  in  den  höheren  Kreisen  sich  so  viel 
als  möglich  von  persönlichen  Anstrengungen  und  Bemühungen, 
auch  geistigen,  durch  Übertragung  auf  Sklaven  zu  befreien. 
„Das  römische  Haus  war  eine  Maschine,  in  der  dem  Herrn 
auch  die  geistigen  Kräfte  eines  Sklaven  und  Freigelassenen 
zuwuchsen ;  ein  Herr,  der  diese  zu  regieren  verstand,  arbeitete 
gleichsam  mit  unzähligen  Geistern^.**  „Nicht  nur  diktierte  man 
Sekretären  und  Stenographen  und  liefs  sich  vorlesen,  man 
hatte  wahrscheinlich  auch  Studiensklaven,  die  für  ihren  Herrn 
lasen,  Notizen,  Auszüge,  Vorarbeiten  und  Untersuchungen  aller 
Art  anfertigten®." 

Das  Streben,  so  wenig  als  möglich  zu  thun,  ja  zu 
denken,  wurde  bis  zur  Lächerlichkeit  übertrieben.  „Man 
wälzte  nicht  blofs  die  Mühe  des  Behalten»  der  Namen  von 
Klienten  und  Anhängern  auf  das  Gedächtnis  der  Nomen klatoren 
ab,  nein,  es  gab  auch  Leute,  die  sich  erinnern  liefsen,  um 
welche  Zeit  sie  ins  Bad,  wann  sie  zur  Tafel  gehen  sollten. 
Sie  sind,  sagt  Seneca,  so  völlig  erschlafft,  dafs  es  sie  zu  viel 
Anstrengung  kostet,  sich  bewufst  zu  werden,  ob  sie  Hunger 
habendi"  Die  Leidenschaft  für  Gladiatoren  und  Rennpferde 
erfüllte  die  Gemüter  so  völlig,  dafs  sie  keinen  Raum  für  edlere 
Bildung  liefs. 

„Selbst  die  Aufregung  blutiger  Gefechte  und  die  märchen- 
hafteste Pracht  der  Scenerie  reichte  zuletzt  nicht  mehr  hin, 
die  abgestumpften  Nerven  des  vornehmen  und  niederen  Pöbels 
zu  reizen;  das  Seltsamste  mufste  erdacht  werden,  das  Un- 
sinnigste und  Widernatürlichste  hervorgebracht  werden,  um 
dem     kannibalischen     Schauspiel     neue     Würze     zu     geben. 


^  Koscher  charakteriBiert  diese  Periode  folgendermafsen :  Auf  un- 
bedeutende Genüsse  werden  enorme  Kosten  verwandt,  ja,  die  Kost- 
spieligkeit der  Konsumtion  ist  Selbstzweck.  Unnatur  und  Ver- 
weichlichung treten  an  die  Stelle  der  Schönheit  und  des  Lebensgenusses. 
A.  a  a.  0.  I,  §  282. 

>  Friedländer  a.  a.  O.  Bd.  I.  S.  271  ff.  Vergl.  Mommsen,  Köm. 
Gesch.  III  2.  S.  469.  „Die  Zahl  derer,  die  ihr  Leben  in  Begehung  unnützer 
Förmlichkeiten,  in  Bezeugung  leerer  Höflichkeiten  verbrachten,  war  schon 
zu  Anfang  der  Kaiserzeit  unverhältnismäfsig  grofs." 

"  Fnedl&nder  a.  a.  0.   Bd.  III.  S.  88-89. 

«  Friedlfinder  a.  a.  O.  I.  Tl.  S.  291  ff. 
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Domitian  gab  Tierhetzen  und  Gladiatorenspiele  bei  Nacht, 
und  di^  Schwerter  blitzten  beim  Schein  von  Lampen  und 
Kandelabern  etc.  etc.  ^" 

Es  trat  also  eine  vollständige  Sättigung  der  Bedürfnisse  in 
den  herrschenden  Gesellschaftsschichten  ein. 

Und  wie  wirkte  diese  Übersättigung  auf  die  niederen 
Stände,  hauptsächlich  auf  die  produktiven  Klassen?  Diese 
wurden  überfüllt,  die  Lage  der  Sklaven  verschlimmerte  sich, 
ihr  Leben  wurde  wertlos.  Die  Zahl  der  unproduktiven  Mit- 
glieder der  Gesellschaft  mehrte  sich  von  Jahr  zu  Jahr.  Bücher 
bringt  eine  sehr  merkwürdige  Schilderung  des  Lebens  inner- 
halb einer  einzigen  grofsen  Hauswirtschaft. 

„Die  ganze  unfreie  Arbeiterschaft  zerfiel  in  zwei  Gruppen: 
in  die  familia  rusticana,  den  produktiven  Teil  der  Wirt- 
schaft und  in  die  familia  urbana,  den  unproduktiven  Teil  des 
Hauses.  Hier  finden  wir  eine  ganze  Masse  von  Funktionen, 
die  überhaupt  nutzlos,  sogar  sinnlos  sind.  So  haben  wir  in 
der  Küche  eine  grofse  Schar  von  Köchen,  Heizern,  Brot-, 
Kuchen-  und  Pastetenbäckern;  besondere  Tafeldecker,  Vor- 
schneider, Vorkoster  etc.  Für  den  gewöhnlichen  Dienst  des 
Herrn  sind  angestellt:  ein  Ceremonienmeister,  verschiedene 
Kammerdiener,  Badewärter,  Salber,  Abreiber,  Leibchirurgen, 
Ärzte  für  iedes  Körperglied,  Bartscherer  etc.  Man  hält  sich 
einen  Gelenrten  und  Philosophen  zum  Hausgebrauch  ^**  »Zeigt 
sich  der  Herr  in  der  Öffentlichkeit,  so  schreitet  ihm  eine 
grofse  Schar  Sklaven  voran  (antenubulones),  eine  andere  folgt 
ihm  (pedisequi).  Der  Nomenklator  nennt  ihm  die  Namen  der 
Begegnenden,  die  begrüfst  sein  wollen  etc  etc.®." 

„In  der  angeblichen  Mehrzahl  der  Bevölkerung  Roms,  die 
man  als  den  dritten  Stand  bezeichnen  kann,  war  das  Prole- 
tariat ohne  Zweifel  weit  überwiegend,  dessen  Existenz  sich  um 
Brot  und  Schauspiele  drehte,  und  das  durch  eine,  infolge  dieser 
so  reichlich  gewährten  Vorteile  unaufhörlich  zuströmende  Ein- 
wanderung aus  den  Provinzen  sich,  immer  neu  ei^änzte.  Da^ 
gegen  war  die  Zahl  der  ebenfalls  diesem  Stande  angehörenden 
Handwerker,  Industriellen  und  Kleinhändler  verhältnismäfsig 
beschränkt,  nicht  blofs  weil  die  wohlfeile  Sklavenarbeit  dem 
Erwerb  der  Freien  ....  eine  Konkurrenz  machte,  sondern 
auch,  weil  die  Getreideausteilungen  selbst  den  Ärmsten  in  den 
Stand  setzten,  ganz  ohne  oder  fast  ohne  Arbeit  zu  leben  ^.'^ 


'  Friedländer  a.  a.  0.  I.  Tl.   S.  335  ff. 

*  Der  Sklavenluxus  bestand  teils  in  der  Unterhaltung  nutzloser 
Sklaven  zu  Luxuszwecken,  teils  in  der  Verschwendung  der  Arbeitskraft, 
namentlich  durch  eine  bis  zum  Übermafb  getriebene  Arbeitsteilung,  wobei 
auch  geringfügige  Dienste  durch  besondere  Sklaven  yersehen  wurden,^ 
Friedländer  a.  a.  0.  III.  Teil.   S.  87-88. 

»  Bücher  a.  a.  0.   S.  70—72. 

*  Friedländer  a.  a.  0.   II.  Tl.   S.  217. 
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„Selbst  wenig  begüterte  Geschäftsleute  mufsten  um  ihres 
Kredits  willen  eine  Anzahl  Klienten  halten,  die  ihre  Trag- 
sessel umgaben,  und  so  wurde  der  Zudrang  zur  Klientel  .... 
bei  der  entschiedenen  Abneigung  der  Römer  gegen  den 
kleinen,  ehrlichen  Erwerb  immer  gröfser.  Ihr  Dienst  war: 
Morgenbesuch,  Gefolgeleistung  bei  öjSfentlichem  Erscheinen  ihres 
Herrn  etc.  etc.*." 

In  der  Verfallszeit  des  römischen  Kaiserreichs  hat  eben 
die  Entwicklung  der  antiken  Kultur  ihre  höchstmögliche 
Grenze  erreicht.  Die  socialen  und  wirtschaftlichen  Abhängig- 
keitsverhältnisse innerhalb  des  römischen  Staates,  die  auf  der 
Sklaverei  basierten,  wurden  nun  zu  Fesseln  der  socialen  Evo- 
lution, das  socialökonomische  Gleichgewicht  wurde  aufgehoben, 
die  gesellschaftliche  Arbeitskraft  und  die  gesellschaftlichen  Be- 
dürfnisse konnten  sich  nicht  mehr  einander  anpassen,  es  entstand 
Überflufs  in  den  höheren  Schichten,  eine  relative  Übervölkerung 
in  den  produktiven  Klassen,  —  und  der  römische  Staat  konnte 
sich  nicht  mehr  halten:  er  mufste  zusammenstürzen. 

Dagegen  sehen  wir  in  der  Geschichte  Europas,  dafs  die 
fortgeschrittensten  Länder  desselben,  als  ihre  mittelalterliche 
Organisation  nicht  mehr  mit  dem  produktiven  Fortschritt  über- 
einstimmte, in  sich  selbst  die  Kraft  fanden,  zu  einer  höheren 
Ordnung,  und  zwar  zu  der  kapitalistischen,  überzugehen. 

Man  mufs  also  die  Sättigung  des  Gesamtbedarfs  der  höheren 
Volksschichten  von  der  Sättigung  irgend  eines  konkreten  Bedürf- 
nisses unterscheiden.  Im  ersten  Falle  entsteht  eine  dauerhafte 
relative  Übervölkerung,  eine  allgemeine,  immer  stärker  sich  fühl- 
bar machende  sociale  Stagnation,  und  demgemäfs  entsteht  eine 
immer  mehr  umsichgreifende  Not  und  Armut,  immer  stärker 
werdende  Unzufriedenheit  der  Massen,  die  von  den  höheren 
Kreisen  mit  Verachtung  und  Knebelung  des  Volkswillens  oder 
richtiger  des  Volksunwillens  beantwortet  wird^.  Die  Be- 
völkerung vermindert  sich,  ganze  Distrikte  werden  entvölkert, 
die  Arbeit  ruht  in  der  Stadt  und  auf  dem  Lande.  Die  obere 
Grenze  steigt  nicht  mehr,  es  wird  blofs  der  unsinnigste  Luxus 


^  Bezüglich  des  Verfalls  Roms  bemerkt  Carey:  „Solaoj^e  die  ein- 
ander  entgegenwirkenden  Kräfte  im  Gleichgewicht  waren,  lie&rte  Italien 
der  Welt  Männer;  aber  in  seinem  Niedergänge  brachte  es  nur  Sklaven 
hervx)r,  Sklaven  im  Bettler^e wände  oder  im  kaiserlichen  Purpar."  Einheit 
des  Gesetzes.    Kap.  III.    S.  84. 

2  Nietzsche  meint,  dafs  die  manchmal  eintretende  „Entartung*'  der 
Gesellschaft,  die  durch  die  Abwendung  des  Willens  von  Leben,  von 
Macht,  charakterisiert  wird,  auf  den  Niedergang  aristokratischer  Wert- 
schätzungen, auf  den  Einflufs  der  Sklavenmoral  und  des  Plebeismus 
zurückzuführen  sei.  Thatsächlich  übersieht  Nietzsche,  dafs  zu  solchen 
Zeiten  die  aristokratischen  Wertschätzungen  den  höchsten  Grad  erreichen, 
dafs  gerade  der  demokratische  Zug  in  der  Kultur  auch  den  aristokratischen 
Kreisen  Existenzfahigkeit  verleiht.  Vergl.  Generalogie  S.  9,  10,  20,  29. 
36,  38,  147,  155  ff. 
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getrieben,  aber  die  unterste  Grenze  sinkt  entschieden  immer 
mehr,  und  dies  ist  das  beste  Zeichen  des  anormalen  social- 
ökonomischen  Zustandes  der  Geseilschaft 

Dagegen  würde  die  Sättigung  eines  konkreten  Bedürfnisses 
nur  eine  vorübergehende  und  teilweise  relative  Über- 
völkerung zur  Folge  haben,  die  aber  mit  der  Entstehung 
neuer  Bedürfnisse,  —  und  die  Sättigung  eines  konkreten  Be- 
dürfnisses giebt  ja  den  Anstofs  zur  Erfindung  neuer  Bedürf- 
nisse —  sofort  verschwindet.  Die  obere  Grenze  steigt  dann 
ungehindert  nach  oben,  und  ihr  parallel  bewegt  sich  auch  die 
untere  Grenze  aufwärts,  und  die  materielle  wie  die  geistige 
Lage  der  niederen,  wie  der  mittleren  Stände  bessert  sich  er- 
heblich. Die  unteren,  abgesonderten  Klassen  eignen  sich 
die  höheren  Bedürfnisse  an,  die  Arbeitsteilung  schreitet  vor- 
wärts^, das  Streben  nach  socialer  Macht  zeigt  sich  in  sämt- 
lichen Klassen  der  Bevölkerung  und  äufsert  sich  sehr  intensiv ; 
der  Kampf  der  verschiedenen  Klassen  um  die  Aufrechterhaltung, 
resp.  Entfaltung  ihrer  Machtsphäre  und  ihres  Einflusses  ruht 
und  rastet  nicht,  aber  dies  alles  geschieht  innerhalb  der  be- 
stehenden Ordnung,  die  Bestrebungen  aller  Klassen  sind  auf 
Erlangung  möglichst  guter  Positionen  innerhalb  gegebener 
socialer  Organisation,  aber  nicht  auf  den  Sturz  derselben  ge- 
richtet. In  der  Seele  der  Massen  regen  und  bewegen  sich 
auch  dann  tausend  unbefriedigte  Wünsche,  aber  diese  unbe- 
friedigten Wünsche,  das  Streben  nach  einer  höheren,  feineren 
Lebenshaltung,  sind  der  beste  Beweis  fUr  eine  gesunde,  pro- 
gressive Entwicklung  des  Staates.  Der  Umsturz  der  Gesell- 
schaft ist  gerade  dann  eine  Sache  der  Unmöglichkeit  In 
diesem  Zustande  befindet  sich  noch  jetzt  scheinbar  ein  Teil 
der  europäischen  Staaten  (wie  lange  dieser  Zustand  dauern 
werde,   ist  eine   andere  Frage,   auf  die  wir  hier   nicht   ein- 

fehen  können).  So  giebt  z.  B.  Wolfgang  Heine,  obwohl 
ein  Anhänger  des  heutigen  Staates,  zu,  —  in  einem 
objektiv  und  sachgemäfs  geschriebenen  Artikel  über  die  Bem- 
steinfrage'  — ,  dafs  „die  Verbesserung  des  Einkommens  in 
weiten  Schichten  des  Volkes,  die  Erhöhung  der  durchschnitt- 
lichen Lebenshaltung,  die  Verwendung  immer  gröfserer  Beträge 
für  Luxus-  und  Bildungszwecke  in  der  Arbeiterschaft  That- 
Sachen  seien,  die  sich  ohne  statistische  Belegung  jedem  auf- 
drängen **,  und  schliefst  daraus,  dafs  die  Arbeiterschaft  in  dieser 
ihrer  Lage  für  einen  Umsturzkampf  sich  niemals  hergeben  würde  *. 

^  K.  BUcher  nimmt  nn,  dafs  die  Zahl  der  yerschiedeDen  Arbeitsarten 
in  Deutschland  zur  Zeit  bis  auf  10000  zu  schätzen  sei.    A.  a.  O.   S.  827. 

*  Die  Bemsteinfrage  und  die  politische  Praxis  der  Socialdemokratie 
in  „Socialiatische  Monatshefte.''     Oktober  1899.    8.  481  ff. 

'  Eüuige  socialistische  Ideologen,  die  von  einer  allmählichen  Aus- 
höhlung des  Kapitalismus  sprechen ,  stutzen  sich,  zur  Zeit  wenigstens^ 
darauf,  dafs  die  Bedfirfhisse  der  Arbeiterklasse  mit  dem  Mafse  ihrer 
besseren  Befriedigung  erst  recht  steigen.    Dies  iHnnht  auf  einer  Terkehrten 
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„Was  aber  das  arbeitende  Volk  anbelangt,  —  meint 
W.  Heine  —  so  hat  es  in  der  That  und  sehr  begreiflicher 
Weise  für  die  einzelnen,  ihm  nahe  liegenden,  unmittelbar 
greifbaren  Verbesserungen  seines  Loses:  Beschränkung  der 
Arbeitszeit,  Erhöhung  des  Lohnes  etc.  etc.  weit  mehr  Sinn 
und  Verständnis,  als  fllr  einen  seinen  bisherigen  Überlieferungen 
direkt  widerspechenden  Umsturzkampf,  dessen  Ausgang  in 
keinem  Falle  sicher  scheint,  und  dessen  Folgen  für  die 
Verbesserung  seines  Schicksals  ihm  nichts  weniger  als  klar 
sind." 

Selbst  die  Lage  der  Sklaven  war  nicht  immer  so  hofifhungs- 
los,  wie  manche  unter  uns  es  anzunehmen  pflegen.  In  einer 
Zeit,  wo  das  ökonomische  Gleichgewicht  innerhalb  der  auf 
Sklaverei  beruhenden  Gesellschaften  nicht  aufgehoben  war,  wo 
die  Bedürfnisse  sowohl  der  höheren,  wie  auch  der  niederen 
Stände,  die  Sklaven  mit  inbegriffen,  sich  in  fortwährender 
Steigerung  befanden,  war  auch  die  Arbeit  der  Sklaven  nütz- 
lich und  erwünscht,  daher  auch  die  sociale  Lage  der  Sklaven 
eine  relativ  günstige. 

„Ein  zweiter  Fortschritt"  —  sagt  Röscher  —  „welchen 
das  Hirtenleben  gegen  das  Jägerleben  bildet,  beruht  auf  der 
Möglichkeit,  die  Kriegsgefangenen  als  Sklaven  zu  halten.  Aber 
die  Lage  dieser  Sklaven  war  mild^" 

Mit  anderen  Worten :  jede  entwicklungsfähige  Gesellschaft 
befindet  sich,  wie  Dühring  sich  treffend  ausdrückt,  in  einem 
Zustande  „des  beweglichen  Gleichgewichtes",  d.  h.  sie  hat  zu 
ihrer  Grundlage  zwar  ungleiche  politische  und  wirtschaftliche 
Abhängigkeitsverhältnisse,  aber  solcher  Art,  dafs  sie  sowohl 
die  Entwicklung  der  Bedürfnisse,  als  auch  die  Vervollkomm- 
nung der  geistigen  und  materiellen  Thätigkeit  sämtlicher  Mit- 
glieder der  Gesellschaft  zur  socialen  Notwendigkeit  macht. 
Umgekehrt  verliert  jede  Gesellschaft  ihre  Entwicklungsfähig- 
keit, sobald  ihre  socialrechtliche  und  wirtschaftliche  Organi- 
sation das  socialökonomische  Gleichgewickt,  die  Anpassung  der 


Anffassang  vom  Wesen  der  Bedürfnisse.  Ein  Bedürfnis,  das  noch  nicht 
befriedigt  worden  ist,  ist  kein  Bedürfois.  Alle  die  schönen  Wünsche,  die 
das  Volk,  durch  dies  Leben  der  höheren  Klassen  angespornt,  scheinbar 
sehr  gern  erfüllt  haben  möchte,  sind  thatsfichlich  potcuüelle,  psychische 
Zustände,  die  sich  erst  im  Falle  der  mehrmaligen  Befriedigung  in  reale, 
den  Willen  bewegende  Bedürfnisse  umwandeln.  Einstweilen  drücken  sie 
blofs  das  sociale  Mreben  nach  Gleichstellung  mit  den  höheren  Ständen 
aus,  das  aber  auch  mit  einer  teilweisen  Erfüllung  sufriedengestellt  ist, 
und  niemals  werden  die  wachsenden  Bedurfnisse  einen  Anstofs  zum  Umsturz- 
kampf geben.  Vergl.  Protokoll  des  socialdem.  Parteitag  1899.  Davids 
Rede  S.  127—143.    Vergl.  R.  Luxenburg,  Socialreform  oder  Revolution? 

*  A.  a.  0.  Bd.  II.  Kap.  2.  Vergl.  auch  Spencer,  Psvchologie  Bd.  II. 
§  516  f.  Vergl.  auch  Engels.  Anti-Dühring.  S.  188—190.  Gumplowicz 
a.  a.  O.  S.  113— 138  f.  Lippert  a.  a.  O.  S.  100—125.  Peschel  a.  a.  0, 
S.  236—243.    Fr.  A.  Lange,  Die  Arbeiterfrage.    S.  64-72. 
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gesellschaftlichen  Produktion  an  die  gesellschaftliche  Konsumtion 
völlig  aufhebt,  indem  die  allzuhoch  entwickelte  Centralisierung 
der  politischen  und  wirtschaftlichen  Macht  die  Bedürfnisse  der 
höheren  Klassen  über  die  natürliche  Grenze  ihrer  Entwicklungs- 
fähigkeit hinaufschraubt  und  ihnen  dadurch  eine  unnatürliche, 
blofs  auf  Vergeudung  der  Arbeit  gerichtete  Form  verleiht. 

Dafs  jede  konkrete  Form  der  socialen  Ungleichheit,  jede 
bestimmte  ungleiche  Verteilung  der  wirtschaftlichen  und  socialen 
Abhängigkeitsverhältnisse  schliefslich  auf  irgend  einem  Punkt 
ihrer  Entwicklung,  aus  einer  die  produktiven  Kräfte  der  Gesell- 
schaft fördernden  in  eine  hemmenae  sich  verwandelt  und  dadurch 
ihre  Existenzberechtigung  verliert,  hat  Marx  deutlich  in  fol- 
gendem Satze  formuliert: 

„Auf  einer  gewissen  Stufe  ihrer  Entwicklung  —  sagt 
Marx*  —  geraten  die  materiellen  Produktivkräfte  der  Gesell- 
schaft in  Widerspruch  mit  den  vorhandenen  Produktionsver- 
hältnissen, oder,  was  nur  ein  juristischer  Ausdruck  dafür  ist^ 
mit  den  Eigentumsverhältnissen,  innerhalb  deren  sie  sich  bis- 
her bewegt  hatten.  Aus  Entwicklungsformen  schlagen  diese 
Verhältnisse  in  Fesseln  derselben  um.  Es  tritt  dann  eine 
Epoche  der  Revolution  ein  ....  Eine  gesellschafüiche  For- 
mation geht  nie  unter,  bevor  alle  Produktivkräfte  entwickelt 
sind,  für  die  sie  weit  genug  ist,  und  neue  Produktionsverhält- 
nisse treten  nie  an  die  Stelle,  bevor  die  materiellen  Existenz- 
bedingungen derselben  im  Schofse  der  alten  Gesellschaft  selbst 
ausgebrütet  sind.^ 

Sieht  man  in  dieser  Formulierung  von  einzelnen  unglück- 
lich gewählten  Ausdrücken  ab,  so  enthält  dieselbe  den  richtigen 
Gedanken,  dafs  das  social-ökonomische  Gleichgewicht  in  jeder 
bestimmten  kulturhistorischen  Periode  die  ihm  völlig  ent- 
sprechende bestimmte  Form  der  socialen  Abhängigkeitsverhält- 
nisse annimmt,  durch  welche  allein  der  sociale  Fortschritt 
ermöglicht  wird*. 

Aber  auch  die  neue  Gesellschaftsorganisation  kann  nur  eine 


>  Zar  Kritik  der  politischen  Ökonomie.    Vorwort. 

^  Bei  obj'ektiyer  Betrachtung  wird  aus  diesem  Satze  in  keinem  Falle 
zu  folgern  sein,  dafs  die  Produktivkräfte,  geschweige  denn  die  materieUen 
Existenzbedingungen,  als  Ursache  jeder  socialen  Evolution  za  betrachten 
seien.  Im  Gegenteil  würde  aus  diesem  Satz  der  Schlufs  sich  rechtfertigen, 
dafs  die  gesellschaftlichen  Produktionskräfte  und  ProduktionsverhftltniSBe 
sich  in  beständiger  Wechselwirkung  befinden  und  sich  gegenseitig  be- 
dingen. Die  jeweilige  Aufhebung  des  ökonombchen  Gleicngewichts  wiid 
sowohl  durch  die  Produktivkräite  wie  auch  durch  die  sociale  Rechts- 
ordnung bewirkt  und  läfst  sieh  nie  auf  den  einen  oder  den  anderen  der 
beiden  Faktoren  zurückfuhren.  Die  einseitige  Betonung  der  Wirkung  der 
Produktivkräfte,  die  besonders  von  Engels  mit  äulserster  Schärfe  hervor- 
gehoben wird,  hat  den  richtigen  Sinn  dieses  Grundsatzes  vollständig  ent- 
stellt Vergl.  Engels  a.  a.  0.  S.  286.  Bernstein  a.  a.  0.  S.  4—14.  Kautsky 
a.  a.  O.  S.  16-19. 
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neue  Form  der  gesellschaftlichen  Ungleichheit,  eine  neue 
Regulierung  der  ungleichen  politischen,  rechtlichen  und  wirt- 
schaftlichen Abhängigkeitsverhältnisse,  eine  gewisse  Ver- 
schiebung der  Machtstellung  der  verschiedenen  gesellschaft- 
lichen Klassen,  wie  auch  eine  Änderung  des  socialen  und 
wirtschaftlichen  Charakters  dieser  Klassen  hervorbringen,  ohne 
jedoch  die  sociale  DiiFerenzierung  selbst  aufzuheben,  die,  wie  wir 
schon  gesehen  haben,  eine  notwendige  Bedingung  jedes  socialen 
Fortschrittes  überhaupt,  sowohl  im  wirtschaftlichen,  wie  im 
kulturellen  Sinne  ist^ 

Dabei  aber  darf  nicht  vergessen  werden,  dafs  der  von 
Zeit  zu  Zeit  in  der  Kulturgeschichte  der  Menschheit  eintretende 
Konflikt  zwischen  den  produktiven  Kräften  der  Gesellschaft 
und  der  jeweiligen  socialen  Organisation  derselben  in  keinem 
Falle  eine  Imagination  ist,  welche  die  durch  die  Hegeische 
Dialektik  beeinflufste  philosophische  Konstruktion  erfand,^ 
sondern  eine  reale  Erscheinung,  die  tief  im  Wesen  der  mensch- 
lichen Natur  und  dem  eigentümlichen  Charakter  der  socialen 
Ungleichheit  ihren  letzten  Grund  hat  Leider  konnte  selbst 
Marx,  der  durch  seine  richtige  Auffassung  der  Grundbedingung 
jeder  socialen  Umwälzung  und  Formulierung  dieser  Auffassung 
in  dem  obenerwähnten  Grundsatze  der  socialen  Evolution,  dem 
utopischen  Socialismus,  den  Gnadenstofs  gegeben  hat,  sich  von 
der  ideologischen  Betrachtungsweise  der  socialen  Erscheinungen 
nicht  vollständig  befreien,  was  ihn  verleitete,  das  von  ihm 
richtig  erkannte  Grundprincip  der  socialen  Entwicklung  so  zu 
modificieren,  dafs  das  utopiscne  Gleichheitsideal,  das  er  in  seine 
wissenschaftlichen  Untersuchungen  hinübemahm,  keine  Einbufse 
erleiden  sollte.  Dadurch  entging  diesem  genialen  Denker  die 
richtige  Einsicht  in  das  Wesen  der  socialen  Ungleichheit,  er  unter- 
liels  es,  sowohl  die  Ursache  ihrer  Entstehung,  wie  auch  die  Art  der 
Wirkung  derselben  auf  die  Entwicklung  der  menschlichen  Bedürf- 
nisse und  Vervollkommnung  der  menschlichen  Arbeitsleistungen 
näher  zu  analysieren  und  glaubte,  die  sociale  Notwendigkeit 
der  Ungleichheit  durch  den  relativ  niederen  Produktivitäts- 
grad der  menschlichen  Arbeit  begründen  zu  können.  Er  teilte 
daher  die  geschichtliche  Entwicklung  der  Menschheit  in  zwei, 
nach  seiner  Auffassung,  wesentlich  verschiedene  Entwicklungs- 
perioden, die  eigentlich  vorgeschichtliche  Zeit,  die  fast  die 
ganze    geschichtliche  Vergangenheit    bis   auf   die   Gegenwart 


^  „Recht  und  Unrecht  sind  BegriÖ'e,  die  von  keiner  Zeit  eewandelt 
werden,  vielmehr  gesondert  mafsgebend  über  alle  Zeit  und  Geschichte 
walten.  Nichts  destoweniger  verwerfen  wir  die  thörichten  Gleichheits- 
ideen f  welche  darauf  hinauslaufen ,  den  gegliederten  socialen  Körper  als 
einen  losen  Sandhaufen  sich  vorzustellen  und  jede  Unterordnung  und 
Überordnung  su  leug^nen.  Das  Verhältnis  von  Herrschaft  und  Beherrschung 
kann  in  keinem  Gebiete  des  Lebens  jemals  aufhören,  und  nur  die  Formen 
der  Überordnung  und  Leitung  ändern  sich.^    Dtthring  a.  a.  0.   S.  809. 
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umfafst  und,  mit  Ausnahme  der  primitiven  kommunistischen 
Gesellschaft,  die  sociale  Ungleichheit  zu  einer  notwendigen  Vor- 
aussetzung ihrer  Entwicklung  hat^,.  und  die  eigentliche  ge- 
schichtliche Zeit,  die  erst  mit  der  Verwirklichung  des  socialis- 
tischen  Zukunftsstaates  ihren  Anfang  nehmen  wird.  Dadurch 
erfuhr  sein  Grundprincip  der  socialen  Evolution  eine  wesent- 
liche Beschränkung,  die  fast  einer  vollen  Aufhebung  gleich- 
kommt, da  es  durch  diese  Einschränkung  eine  Allgemein- 
gültigkeit, ein  wesentliches  Merkmal  jedes  allgemeinen  Erklärungs- 
princips  verliert. 

Thatsächlich  beruht  aber  diese  Modifikation  des  Grundsatzes 
auf  einem  vollständig  verfehlten  methodologischen  Verfahren, 
aufserdem  folgt  die  sociale  Notwendigkeit  der  Ungleichheit  nicht 
aus  der  relativen  Unproduktivität  der  Arbeit,  sondern  hat  in  dem 
jedem  Menschen  auf  jeder  Stufe  der  Entwicklung  eigenartigen 
Streben  nach  socialer  Macht  ihren  Grund,  ein  Streben,  welches 
aber  eine  unbedingt  notwendige  Bedingung  der  Entstehung 
neuer  Bedürfnisse  und  Vervollkommnung  der  menschlichen 
Thätigkeit  bildet.  Mit  der  Aufhebung  der  socialen  Differen- 
zierung, mit  der  Beseitigung  der  verschiedenen  socialen  Macht- 
stellungen der  einzelnen  Gruppen  innerhalb  der  Gesellschaft, 
wird  auch  die  einzig  mögliche  Bedingung  jedes  socialen  Fort- 
schrittes aufgehoben. 

Allerdings  hatte  Marx  durch  die  im  „Kapital"  mit  solchem 
Scharfsinn  durchgeführte  Theorie  der  relativen  Übervölkerung 
und  der  allgemeinen  Krise  sich  mehr  dem  wahren  Sinne  des 
socialen  Entwicklungsprincips  genähert,  besonders  dort,  wo 
er  die  Ursachen  der  Krisen  direkt  mit  den  Bedürfnissen  in 
Zusammenhang  bringt.  Da  aber  Marx  hauptsächlich  die 
kapitalistische  Übervölkerung  und  die  kapitalistische  Wirt- 
schaftskrise ins  Auge  fafst,  aufserdem  von  dem  ideologischen 
Wunsche  geleitet  wird,  die  Notwendigkeit  des  Socialis- 
mus  zu  beweisen,  so  sieht  er  sich  wiederum  veranlafst,  die 
Gültigkeit  des  Ubervölkerungsgesetzes  einzuschränken,  und 
glaubt  schliefslich,  die  Notwendigkeit  einer  relativen  Über- 
völkerung innerhalb  der  kapitalistischen  Gesellschaft  blofs 
aus  den  kapitalistischen  Produktionsverhältnissen  ableiten 
zu  können;  er  sieht  daher  von  dem  Gesetze  der  Be- 
dürfnisentwicklung ab  und  bringt  dadurch  seine  für 
die    sociale    Ökonomie   so    wichtige    Übervölkerungslehre   ins   * 


^  „Die  bürgerlichen  ProduktioDSverh&ltniBse  sind  die  letzte  anta- 
ffonistiacbe  Form  des  gesellschaftlichen  Produktionsprozesses ....  aber  die 
im  Schofse  der  bürgerlichen  Gesellschaft  sich  entwickelnden  Produktiv- 
kräfte schaffen  zugleich  die  materiellen  Bedingungen  zur  Lösunj^  dieses 
Antagonismus.  Mit  dieser  Gesellschaftsform  schliefst  daher  die  Vor- 
geschichte der  menschlichen  Geschichte  ab-^^  Marx,  Zur  Kritik.  Vor- 
wort.   Vergl.  auch:  Das  kommunistische  Manifest. 
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Schwanken^.  Dies  sah  wenigstens  ein  Teil  seiner  Nachfolger 
ein,  daraus  erklärt  sich  der  Ruf  nach  Reformierung  der  so- 
genannten materialistischen  Geschichtsauffassung,  der  im 
Lager  der  jüngeren  Marxisten  in  der  letzten  Zeit  vernehm- 
bar ist*. 

Sieht  man  aber  von  den  durch  die  Überreste  des  von 
Marx  selbst  verurteilten  socialistischen  Utopismus  bedingten 
Irrtümern  ab,  so  bleibt  doch  die  Lehre  Marx'  von  der  relativen 
Übervölkerung  für  die  social-ökonomische  Disciplin  eine  der 
bedeutendsten,  vielleicht  die  bedeutendste  Errungenschaft  dieser 
Wissenschaft.  Bis  auf  Marx  wurde  fast  überall  in  der  social- 
ökonomischen  Wissenschaft  das  an  sich  in  gewisser  Beziehung 
nicht  unrichtige  Gesetz  der  absoluten  Übervölkerung  von 
Malthus  auch  als  Erklärungsprincip  des  menschlichen  Fort- 
schrittes, also  auch  der  Verfeinerung,  Vermehrung  etc.  der  gesell- 
schaftlichen Bedürfnisse,  angewandt,  was  entschi^en  unzutreffend 
war,  da  die  absolute  Not,  bedingt  durch  die  absolute  Über- 
völkerung, gerade  der  Entstehung  neuer  Bedürfiiisse,  wie 
überhaupt  jedem  Fortschritt  wirtschaftlicher  und  kultureller 
Natur  hindernd   im  Wege  steht*.     In  der  neueren   Zeit  ver- 


1  Vergl.  Das  Kapital.  4.  Aufl.  L  S.  593-613  und  f.  S.  679-729. 
Allerdings  spricht  sich  Marx  deutlich  dahin  aus^  dafs  der  Ersatz  des  in 
Produküon  angelegten  Kapitales  gröfstenteiis  von  der  KonsumtionefÜhig- 
keit  der  nicht  produktiven  Klassen  abhängt  (III,  2.  S.  21  ff.);  auch  in  dem 
II.  Band  betont  er  einige  Male  die  Sättigung  der  Bedürfnisse  als  Grund 
der  wirtschaftlichen  Knsen,  fuhrt  aber  diesen  Gedanken  nicht  konsequent 
durch,  und  es  fehlen  auch  nicht  solche  Erklärungen  der  Krisen,  wo  die 
Bedtlrfnisse  völlig  aufser  acht  gelassen  werden.  Vergl.  Kap.  II.  1892. 
S.  385-  386,  auch  S.  161-172. 

^  Ganz  richtig  hat  Lotze  die  sociale  Notwendigkeit  jeder  gesellschaft- 
lichen Umwälzung  in  folgenden  Satz^efafst:  -Zu  dem  letzteren  Versuche 
—  d.  h  zur  Umgestaltung  der  bestehenden  Ordnung  —  sagt  Lotze  — 
wird  die  Gesellschaft  sich  berechtigt  fühlen,  wenn  sie  selbst  als  ^Ganzes^ 
von  ihren  unpassend  gewordenen  Einrichtungen  leidet.  Und  allerdin^ 
würde  es  ein  blofser  Formendienst  sein,  eine  bestehende  Ordnung  un 
Widerstreit  mit  den  Bedürfnissen  der  Gesamtheit  aufrecht  halten  zu  wollen." 
Mikrokosmus.    2.  Bd.   S.  444. 

"  Bezüglich  der  Malthus'schen  Übervölkerungstheorie  vergl.  Malthus, 
Versuch  Über  die  Bedingungen  und  die  Folgen  der  Volksvermehrung 
(übersetzt  von  Hege  wisch).  Altona  1807.  Schon  der  Titel  des  Buches 
beweist  zur  Genüge,  dals  Malthus  blofs  die  Ursachen  der  Not  und  Armut, 
nicht  aber  des  menschlichen  Fortschrittes  untersuchen  wollte.  Diesen 
Gedanken  spricht  Malthus  im  I.  Kap.  des  ersten  Teiles  ganz  deutlich  aus. 
Die  weitere  Auseinandersetzung  des  Grundgedankens  gab  trotzdem  manchen 
Anhängern  von  Malthus  Veranlassung,  die  absolute  Obervölkerunff  als 
Erklärungsprincip  für  die  sociale  Entwicklung  gelten  zu  lassen.  (Vergl.  i.  Tl. 
Kap  1-2.)  Vergl.  G.  Kümelin,  Reden  und  Aufsätze  L  (1875.)  S.  310  flF., 
der  ganz  ausdrücklich  die  Unvereinbarkeit  der  Malthus'schen  Theorie  mit 
der  Thatsache  des  gesellschaftlichen  Fortschrittes  betont  Vergl.  auch 
Rtimelin  II.  1881.  S.  568  ff.  Vergl.  auch  Fr.  Albert  Lange,  J.  St.  Mills 
Ansichten  über  die  sociale  Frage.  1866.  S.  30-52,  femer  S.  195  ff. 
J.  St.  Mill  sucht  die  Lehre  Malthus*  zu  modifizieren  (a.  a.  0.  Bd.  I. 
S.  143~225X  ohne  jedoch  auf  die  Idee  der  relativen  Übervölkerung  zu 
kommen. 
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fielen  sodann  einige  social-ökonomische  Gelehrte,  welche  die 
Unvereinbarkeit  einer  absoluten  Übervölkerung  mit  einer  wirk- 
liehen socialen  Evolution  erkannten,  in  ein  anderes  Extrem 
und  setzten  die  Lehre  von  der  absoluten  Überproduktion,  von 
der  beständigen,  relativ  rascheren  Vermehrung  der  Lebens- 
mittel im  Vergleich  mit  dem  Wachstum  der  Bevölkerung,  an 
die  Stelle  der  Malthus'schen  Theorie,  welche  neue  Lehre  aber 
mit  dem  wirklichen  Verlauf  der  Dinge  in  der  Geschichte,  be- 
sonders aber  mit  der  geschichtlich  feststehenden  Thatsache, 
dafs  zu  allen  Zeiten  Not  und  Armut  überall  entstanden  ist, 
wenn  auch  in  verschiedenen  Graden  der  Intensität  und  Aus- 
dehnung, sich  in  keinem  Falle  vereinigen  läfst  ^ '. 

Im  Gegensatz  hierzu  giebt  uns  Marx  durch  seine  Theorie 
der  relativen  Übervölkerung  ein  umfassendes  Erklärungs- 
princip  sowohl  für  die  sociale  Überproduktion,  wie  auch  für 
die  sociale  Not,  da  nach  dieser  Theorie  die  Überproduktion 
einerseits  und  die  Übervölkerung  andererseits  nicht  in  absolutem, 
sondern  in  relativem  Sinne  aufzufassen  ist,  weil  beide  zugleich 
nur  der  gegebenen  Gesellschaftsorganisation  ihre  Existenz  ver- 
danken und  zu  gleicher  Zeit  auch  sich  gegenseitig  bedingen, 
da  Mangel  und  Not  eines  Teils  der  arbeitenden  Bevölkerung 
aus  dem  Überflufs  des  anderen  Teiles  folgen  und  umgekehrt. 
Damit  aber  bringt  Marx  das  Grundprincip  der  socialen  Evo- 
lution in  Einklang  mit  dem  Relativitätsprincip ,  das  in  der 
Methodologie  der  Natur-  und  Socialwissenschaft  als  leitendes 
Princip  jeder  wissenschaftlichen  Forschung  anerkannt  ist. 

Das  socialökonomische  Grundgesetz  würde  gemäfs  unseren 
letzten  Auseinandersetzungen  folgendermafsen  lauten: 

Die  Entwicklung  der  menschlichen  Bedürfnisse,  wie  über- 
haupt  die   ganze   gesellschaftliche    Evolution    ist   durch    fort- 

^  H.  C.  Carey  sucht  zu  beweisen,  dafs  die  Bevölkcruijgsvermehning 
und  Bevölkerungsverdichtung  gerade  eine  notwendige  Bedingung  des 
Fortschrittes  ist,  weil  dieselbe  erst  eine  erweiterte  Aroeitsteilung  ermög- 
licht. Daher  kann  nach  seiner  Auffassung  die  Bevölkerungsvcrmehrong 
keine  Ursache  der  Not  und  Armut  sein.  „Soll  die  Associationskrait 
wachsen,  soll  vermehrte  Bewegung,  begleitet  von  zunehmender  Befähigung, 
die  Kräfte  der  Natur  zu  beherrschen,  unter  den  Menschen  eintreten,  so 
mufs  auch  eine  Zunahme  der  Anzahl,  die  einen  gegebenen  Raum  ein- 
nehmen, Platz  greifen,  oder  mit  anderen  Worten:  „Die  Bevölkerung  mufs 
an  Dichtigkeit  zunehmen.^  Grundlage  der  Socialwissenschaft.  Bd.  I. 
S.  78.    Siehe  auch  Kapitel  3—4.    Vergl.  auch  Dühring  a.  a.  0.  S.  171-203. 

^  Sehr  interessant  sind  die  Einwendungen,  die  G.  Tarde  gegen  das 
Malthus'sche  Übervölkemngsgesetz  vorbringt.  Er  weist  darauf  hin, 
dafs  der  natürliche  Fortpflanzungstrieb  in  der  menschlichen  Seele  mit 
anderen  Trieben,  socialer  und  ästhetischer  Natur  verknüpft  ist,  weshalb 
auch  dieser  natürliche  Trieb  wesentlich  von  socialen  und  ästhetischen 
Momenten  so  beeinflufst  werde,  dafs  wir  für  die  Art  seiner  Wirkung  in 
der  menschlichen  Gesellschaft  kein  eigentliches  Naturgesetz,  sondern  ein 
sociales  Qesetz  aufstellen  müssen.  Dieser  Forderung  entspricht  das  Gesetz 
der  relativen  Übervölkerung.  Vergleiche  G.  Tarde  a.  a.  0.  Chap.  IV. 
p.  132-133. 
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währende  Aufliebang  und  Wiederherstellung  des  socialökono- 
mischen  Gleichgewichts  bedingt.  Diese  fortwährende  Bewegung 
des  socialOkonomischen  Gleichgewichtes  ist  ihrerseits  durch  da« 
Streben  nach  Macht  bedingt^  das  nicht  nur  in  dem  Streben  nach 
Vervollkommnung  der  Bedürfnisse  und  der  zu  ihrer  Befriedigung 
nötigen  Arbeitsverrichtungen  sich  zeigt,  sondern  auch  die  für 
die  Entwicklung  der  menschlichen  Bedürfnisse  und  Thätig- 
keiten  notwendige  sociale  Grundlage,  die  sociale  Differenzierung, 
selbst  schafft. 

Daraus  folgt: 

Erstens,  dafs  die  sociale  ungleiche  Differenzirung  eine  not- 
wendige, mithin  auch  allgemein  gültige  Voraussetzung  jeder 
socialen  Evolution  ist. 

Zweitens  aber,  dafs  sich  die  Form  dieser  Differenzierung  * 
welche  als  geschichtliche  Basis  jeder  geschichtlich  und  räum- 
lich bestimmten,  socialen  Organisation  auftritt,  fortwährend 
ändert,  da  jede  bestimmte  Gesellschaftsorganisation  sich  aus 
einer  fördernden  Form  der  socialen  Evolution  in  eine  Fessel 
derselben  verwandelt. 

Die  verschiedenen ,  einander  ablösenden  Organisationen 
ändern  beständig  sowohl  den  Charakter  und  die  Existenz- 
bedingungen der  einzelnen  gesellschaftlichen  Klassen,  wie  auch 
den  Charakter  ihrer  Beziehungen  zu  einander,  wodurch  fort- 
während relativ  bessere,  edlere  Existenzbedingungen  ftir  sämt- 
liche Mitglieder  jeder  Gesellschaft  entstehen. 

Und  immer  tritt  das  Streben  nach  socialer  Macht  dem 
Menschen  bei  allen  seinen  fortschrittlichen  Bestrebungen  hilf- 
reich zur  Seite! 


Zum  Schlufs  möchte  ich  mir  noch  eine  kleine  Bemerkung 
erlauben. 

Das  Problem  der  Bedürftiisentwicklung  hängt  mit  vielen 
anderen  viel  umstrittenen  Fragen  des  socialen  Lebens  so  eng 
zusammen,  dafs  eine  irgendwie  genügende  Lösung  dieses 
Problems  eine  umfassende  und  eingehende  Betrachtung  sämt- 
licher socialer  Erscheinungen  fordert.  Ich  weifs  sehr  wohl, 
dafs  eine  solche  Aufgabe  eine  sehr  schwierige  ist,  hoffe  aber, 
dafs  sie  bald  von  berufener  Seite  gelöst  wird,  und  würde  mich 
glücklich  schätzen,  wenn  diese  meine  bescheidene  Arbeit  eine 
Anregung  zu  einer  tieferen  und  allseitigen  Lösung  des  Problems 
der  Bedürfnisentwicklung  geben  sollte. 
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Verfasser  hatte  ursprünglich  die  Absicht,  die  gesamte 
Nahrungsmittelversorgung  Berlins  zum  Objekt  vorliegender 
Untersuchung  zu  machen. 

Nach  ungefähr  halbjähriger  Arbeit  sah  er  jedoch  ein,  dafs 
es  bei  dem  Mangel  jeder  einigermafsen  sicheren  Statistik  und 
der  Buntscheckigkeit  des  gesamten  Nahrungsmittelhandels 
eine  Unmöglichkeit  sein  wtlrde,  ein  einheitliches  Bild  von  der 
Lebensmittelversorgung  Berlins  zu  geben. 

Demnach  mufste  er  seine  Arbeit  auf  ein  kleineres  Gebiet 
begrenzen  und  griff  daher  den  Fischhandel  heraus,  über  den 
eine  wenigstens  annähernd  brauchbare  Statistik  vorlag. 

Die  Untersuchung  beschränkt  sich  nur  auf  frische  und 
lebende  Fische,  da  durch  die  Hereinziehung  der  marinierten, 
Rauch-  und  Salzfische,  kurz  der  gesamten  Fischkonserven,  die 
in  ganz  anderer  Weise  und  auch  nicht  von  Fisch-,  sondern 
von  Kolonial-,  Delikatefs-,  Grünkram-  etc.  Geschäften  vertrieben 
werden,  die  Einheitlichkeit  der  Arbeit  gelitten  hätte. 

Abgesehen  von  dem  nur  spärlich  fliefsenden  gedruckten 
Material  war  Verfasser  vor  allen  Dingen  auf  mündliche  Mit- 
teilungen seitens  der  Berliner  Fischhandelsinteressenten  an- 
gewiesen. Diese  sind  ihm  auch  —  was  hierdurch  dankbarst 
anerkannt  wird  —  im  allgemeinen  in  reichlichem  Mafse  zu  teil 
geworden,  wenn  auch  das  Mifstrauen  Einzelner  erst  nach 
langer  Zeit  schwand. 

Aufser  wenigen  Händlern,  die  sich  bis  zuletzt  ablehnend 
verhielten,  war  es  besonders  die  Berliner  Fischerinnung,  die 
jegliche  Einsicht  in  ihre  Akten  verweigerte. 

Infolgedessen  wandte  sich  Verfasser  auf  den  Rat  des  Herrn 
Geheimen  Archivrats  Dr.  Hegert  an  den  städtischen  Archivar, 
Herrn  Dr.  Clauswitz,  der  ihm  die  Fischerakten  der  Gewerbe- 
deputation gütigst  zur  Verfügung  stellte. 

Aufserdem  wurde  Verfasser  noch  aufs  liebenswürdigste 
durch  Empfehlungen  oder  Nachweisung  von  Quellen  unterstützt 
von  Herrn  Willner,  Generalsekretär  des  Vereins  Berliner  Kauf- 
leute und  Industrieller,  Herrn  Dr.  Fischer,  Generalsekretär 
des  deutschen  Fischerei  Vereins,  Herrn  Professor  Dr.  Henking, 
Generalsekretär  des  deutschen  Seefischereivereins  (Hannover), 
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Herrn  Professor  Dr.  Hulwa,  Breslau,  Herrn  Dr.  Kriele, 
Sekretär  des  Bureaus  der  Berliner  Börse,  sowie  die  städtische 
Markthallenverwaltung  und  die  königliche  Eisenbahndirektion 
zu  Berlin. 

Allen  diesen  Herren,  sowie  den  genannten  Behörden  ge- 
stattet sich  Verfasser,  an  dieser  Stelle  seinen  verbindlichsten 
Dank  auszusprechen. 

» 

An  gedrucktem  und  handschriftlichem  Material  ist  haupt- 
sächlich folgendes  benutzt  worden: 

ScbÖnberg,  Handbuch  der  politischen  Ökonomie.  IL  1.  Buchenberger, 
Fischerei. 

Rlöden,  Alter,  Entstehung  und  früheste  Geschichte  der  Städte  Berlin 
und  Kölln.    1839. 

£.  Fidicin,  Historisch-diplomatische  Beiträge  zur  Geschichte  der  Stadt 
Berlin.    IV.    1842. 

Fischereiakten,  im  Besitz  der  städtischen  Gewerbedegutation  jsu  Berlin. 

Ebertj,  Nahrungsmittel  Versorgung  von  Grofsstädten  in  Markthallen,  in 
„Volkswirtschaftliche  Zeitfragen*.    1884. 

A.  Hegert,  Märkische  Fisch ereiurkunden. 

von  Halle,  Die  Organisation  des  Berliner  Fleischmarktes  in  dem  Jahr- 
buche für  Gesetzgebung,  Verwaltung  etc.,  herausgegeben  von 
G.  Schmoller.    Bd.  XVI. 

0.  Lindemann,  Die  städtischen  Markthallen  Berlins.     1899. 

Bericht  über  den  IV.  deutschen  Fischereirat  in  Berlin. 

Jahresberichte  der  brandenburgischen,  scblesischen,  sowie  einiger  anderen 
Provinzialvereine  aus  den  letzten  Jahren. 

Monatshefte  der  „Brandenburgia". 

Statistisches  Jahrbuch  der  Stadt  Berlin. 

Berichte  der  Ältesten  der  Kaufmannschaft  von  Berlin. 

Berliner  Zeitschrift  «Der  Bär". 

Niederschrift  derZollkonferenz  des  deutschen  Fischereivereins.  Berlin  1900. 

Niederschrift  der  Zollkonferenz  des  deutschen  Seefischerei  Vereins. 
Berlin  1900. 

Fischereizeitung  (Neu-Damm). 

Deutsche  Fischereizeitung  (Stettin). 

Allgemeine  Fischereizeitung. 

Mitteilungen  des  deutschen  Seefischereivereins. 

Zusammenstellung  der  für  den  Versand  von  frischen  und 
lebenden  Fischen  ^eei^etsten  Zugverbindun^en 
nach  den  hauptsächlich  m  Frage  kommenden  Ver- 
kehrsgebieten. 

Zur  Fißchtransportfrage !  Mafsnahmen  zur  Verbesserung 
der  Fischtransportverhältnisse. 

Berlin  und  seine  Eisenbahnen.  Im  Auftrage  des  Ministeriums  heraus- 
gegeben 1896. 

Vierteljahrsstatistik  des  Deutschen  Reiches,  sowie  die  anderen  in  Betracht 
kommenden  Veröffentlichungen  des  Kaiserlichen  Statistischen 
Amtes. 

Deutsch- Wilmersdorf,  im  September  1901. 
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Die  Frage  der  Nahrungsmittelversorgung  ist  eine  der  wich- 
tigsten im  Leben  der  modernen  Grofsstädte.  Hundert- 
tausende und  Millionen  von  Menschen  sind  auf  einem  ver- 
hältnismäfsig  sehr  engen  Raum  zusammengedrängt,  die,  da  sie 
die  zur  Erhaltung  ihres  Lebens  notwendigen  Stoffe  zumeist 
nicht  selbst  produzieren,  sondern  in  Industrie,  Handel,  Ge- 
werbe und  anderen  Berufen  beschäftigt  sind,  sich  darauf  an- 
gewiesen sehen,  ihren  Bedarf  an  den  notwendigen  Lebens - 
gutem  zu  kaufen. 

Zu  diesem  Zwecke  sind  ausreichende  EUiufgelegenheiten, 
vor  allem  Lebensmittelmärkte,  notwendig,  die  den  Verkehr 
zwischen  Produzenten  und  Konsumenten  vermitteln  und  dafür 
zu  sorgen  haben,  dafs  möglichst  ein  jeder  alles  das  einkaufen 
kann,  was  seinem  Geschmack  und  dem  Stande  seines  Geld- 
beutels am  besten  entspricht. 

Wenn  es  nun  auch  in  unserer  Zeit  des  vervollkommneten 
Verkehrs  —  wenigstens  in  den  Ländern  europäischer  Kultur  — 
als  kaum  möglidi  erscheint,  dafs  jemals  wieder  derartige 
Teuerungen  und  Hungersnöte  eintreten,  wie  firtlhere  Jahr- 
hunderte sie  gesehen  haben,  so  ist  es  doch  auch  heute  not- 
wendig, dals  möglichst  viele  verschiedene  Arten  von  Nahrungs- 
mitteln in  möglichst  grofser  Menge  auf  den  Markt  gebracht 
werden. 

Denn  erstens  einmal  verlangt  schon  die  Hygiene  Ab- 
wechslung und  Reichhaltigkeit  des  Küchenzettels,  und  zweitens 
liegt  es  im  Interesse  der  gesamten  Volkswirtschaft,  besonders 
bei  der  Höhe  der  heutigen  Lebensmittelpreise  und  der  schnellen 
Volksvermehrung,  dafs,  soweit  irgend  angängig,  alle  der 
menschlichen  Ernährung  dienenden  Stoffe  auch  vir  die  Ver- 
sorgung des  Volkes  verwertet  werden.  Durch  diese  Mannig- 
faltigkeit der  Zufuhr  wird  dann  auch  verhindert,  dafs  nicht 
gewisse  Artikel,  nur  weil  eben  andere,  die  dieselben  vielleicht 
ersetzen  könnten,  nicht  auf  den  Markt  gebracht  werden,  un- 
verhältnismäfsig  im  Preise  steigen  und  so  unter  Umständen 
ftlr  die  wirtschaftlich  Schwächeren,  die  erfahrungsgemäfs  unter 
schlechten  Marktverhältnissen  am  schwersten  zu  leiden  haben, 
unerschwinglich  werden. 
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Nun  sind  unsere  gebräuchlichen  Nahrungsmittel  ja  aller- 
dings von  einer  so  verschiedenen  chemischen  Zusammensetzung, 
dafs  es  schwer  halten  dürfte,  eines  durch  ein  anderes  zu  er- 
setzen; aber  in  gewissem  Sinne  können  wir  doch  von  einem 
Ersatz  reden.  So  ist  z.  B.  in  den  ärmeren  Gegenden  Deutsch- 
lands die  Kartoffel  nahezu  gleichwertig  neben  das  Brotgetreide 
getreten;  in  vielen  ländlichen  Distrikten  giebt  es  nur  selten 
frisches  Fleisch  —  auch  in  wohlhabenden  Bauerndörfem  — , 
da  man  selbst  nicht  immer  ein  Stück  Vieh  zum  Schlachten 
hat,  und  der  Schlächter  aus  dem  nächsten  Städtchen  vielleicht 
nur  alle  8  Tage  einmal  mit  frischem  Fleisch  auf  das  Dorf 
hinauskonmit.  Als  Ersatz  dafür  dienen  Eier,  Milch,  Käse, 
geräuchertes  oder  gesalzenes  Fleisch,  selbstgezogenes  Geflügel, 
alles  Dinge,  die  der  Landmann  selbst  produziert  und  dabei 
ebenso  wie  frisches  Fleisch  geeignet,  dem  Körper  die  fUr  den 
richtigen  Stoffwechsel  nötige  Menge  an  Eiweifsstoffen  zuzu- 
führen. 

Ganz  anders  liegen  die  Dinge  in  der  Stadt.  Hier  ist 
stets  Gelegenheit  geboten,  frisches  Fleisch  zu  erwerben,  und 
gewifs  wäre  es  wünschenswert,  dafs  jede  Familie  täglich  ihr 
Stück  Fleisch  im  Topfe  haben  könnte.  Aber,  da  unter  unseren 
heutigen  socialen  und  wirtschaftlichen  Verhältnissen  sich  dieser 
Wunsch  kaum  verwirklichen  lassen  wird,  so  mufs  auch  für 
die  grofse  Mehrzahl  der  Stadtbewohner,  die  nicht  täglich 
Fleisch  essen  können,  ein  Ersatz  für  dasselbe  beschafft  werden. 
Da  der  natürliche  Ersatz,  den  der  Landbewohner  mit  geringen 
Kosten  selbst  produziert,  in  der  Stadt  für  schweres  Geld  ge- 
kauft werden  mufs,  so  mufs  man  trachten,  den  Kreis  der 
eiweifshaltigen  Nahrungsmittel  auf  den  städtischen  Märkten 
möglichst  zu  vergröfsem,  und  zwar  durch  solche  Artikel,  die 
dem  Nährwert  des  Fleisches  möglichst  nahe  kommen  und 
wegen  ihres  niedrigeren  Preises  auch  minder  Bemittelten  zu- 
gänglich sind. 

Zu  der  Kategorie  dieser  soeben  gekennzeichneten  Lebens- 
mittel gehört  nun  auch  die  Fischnahrung. 

Schon  in  den  Urzeiten  der  Menschheit  gab  es  neben  den 
„Jägervölkern"  „Fischervölker",  d.  h.  solche,  deren  hauptsäch- 
lichste Nahrung  in  Fischen  bestand.  Auch  heute  noch  existieren 
derartige,  auf  der  untersten  Stufe  der  Kultur  stehende  Völker- 
schaften in  den  Polargegenden,  auf  dem  amerikanischen,  sowie 
australischen  Kontinent  und  auf  den  Südseeinseln  ^. 

Aber  nicht  in  die  Urzeiten  der  Menschheit  brauchen  wir 
hinabzusteigen  und  nicht  die  entlegenen  Küsten  femer  Welt- 
teile aufzusuchen,  um  uns  von  dem  Nährwert  der  Fischnahrung 
zu  überzeugen.    An  unseren  europäischen  Gestaden,  auch  an 


^  Schönber^,  Handbuch  der  politischen  Ökonomie  II,  1.    Bnchen- 
berger,  Fischerei. 
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unserer  deutschen  Nord-  und  Ostsee  giebt  es  so  manches  ein- 
same Fischerdorf,  dessen  Bewohner  bei  den  meist  schlechten 
Verkehrsbedingungen  nach  den  nächsten  gröfseren  Plätzen  in 
der  Hauptsache  darauf  angewiesen  sind,  von  Fischkost  zu 
leben,  während  Fleisch  im  allgemeinen  eine  Seltenheit  ist. 

Und  doch  ist  es  fast  durchweg  ein  gesunder,  kräftiger 
Menschenschlag,  der  die  Fischerdöifer  unserer  Nordküste  be- 
völkert und  in  stetem  Kampf  mit  Wind  und  Wellen  dem 
Meere  das  tägliche  Brot  abringt. 

Durch  diese  Thatsachen  wird  bewiesen,  dafs  der  Mensch 
nicht  nur  fast  ausschliefslich  von  Fischnahrung  leben,  sondern 
sich  auch  so  kräftig  entwickeln  kann,  dafs  sein  Körper  sogar 
harten  Anforderungen  gewachsen  ist. 

Nun  soll  hieraus  nicht  der  Schlufs  gezogen  werden,  dafs 
«s  nötig  oder  auch  nur  wünschenswert  sei,  dafs  unsere  grofs- 
fitädtische  Bevölkerung  den  Fisch  zu  ihrem  Hauptnahrungs- 
mittel erhebe,  was  schon  aus  anderen  Gründen  nicht  möglich 
wäre ;  aber  immerhin  wäre  es  sehr  nützlich  sowohl  im  Interesse 
der  Volksernährung  als  auch  unserer  mächtig  aufstrebenden 
Hochseefischerei,  dafs  der  Fisch  mehr  als  bisher  Konsumtions- 
artikel der  breiteren  Massen  würde. 

Wenn  yom  Fisch  als  Volksnahrungsmittel  die  Rede  ist, 
80  ist  darunter  natürlich  nur  der  geringere  und  daher  billigere 
Süfswasserfisch,  sowie  der  Seefisch,  mit  Ausnahme  der  wenigen 
Edelfische  zu  verstehen,  da  die  teueren  Sorten  Ja  eigentlich 
schon  in  das  Gebiet  der  Genufsmittel  und  Luxusartikel 
hinübergreifen  und  nur  dem  Tisch  des  Wohlhabenden  zu  gute 
kommen. 

Aber  gerade  diese  billigeren  Sorten  und  besonders  die 
Schätze  des  Meeres  werden  in  Deutschland,  speciell  in  Berlin, 
noch  lange  nicht  so  gewürdigt,  wie  sie  es  wohl  verdienten. 
Grofsbritannien  entnimmt  dem  Meere  iährlich  zehnmal  soviel 
Fische  wie  Deutschland,  und  in  London  kommt  der  Fisch- 
konsum dem  des  Rindfleisches  ziemlich  gleich,  während  er  in 
Berlin  ganz  erheblich  dahinter  zurückbleibt.  Auch  die  See- 
städte Hamburg  und  Bremen  haben  ebenso  wie  Paris  einen 
viel  höheren  Fischkonsum  als  unsere  Reichshauptstadt. 

Der  Grund  dafür  liegt  wohl  in  der  Thatsache,  dafs  Berlin 
erst  im  19.  Jahrhundert  seinen  riesenhaften  Aufschwung  ge- 
nommen hat,  und  dafs  bis  in  die  Mitte  desselben  die  Erträg- 
nisse der  fischreichen  Mark  für  seinen  Bedarf  vollkommen 
ausreichten,  ganz  abgesehen  davon,  dafs  die  Technik  erst  seit 
Erfindung  der  Eisenbahn  den  Versand  von  Fischen  auf  weite 
Strecken  gestattete.  Daher  hat  der  Berliner  und  vor  allem 
auch  die  Berliner  Hausfrau,  besonders  der  niederen  und 
weniger  aufgeklärten  Volksschichten,  immer  noch  ein  gewisses 
Mifstrauen  gegen  den  Seefisch,  während  in  den  höheren  und 
gebildeteren  Kreisen  derselbe  leichter  Eingang  gefunden  hat 
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Dario  hat  sich  im  letzten  Jahrzehnt  allerdingB  schon  vieles 
f  gebessert;  und   hoffentlich  wird  sich  der  Fischkonsum  Berlins 

auch  noch  weiter  heben,  wenn  er  auch  aus  Gründen,  die  der 
Verfasser  zu  zeigen  versuchen  wird,  in  absehbarer  Zeit  immer 
in  gewissen  engeren  Grenzen  sich  wird  halten  müssen. 

Neben  der  Versorgung  Berlins,  sowie  dessen  Umgebung, 
worin  allerdings  seine  Hauptaufgabe  besteht ,  liegt  die  Be- 
deutung des  Berliner  Fischmarktes  auch  noch  auf  dem  Gebiete 
des  Aufsenhandels  sowohl  mit  den  entfernteren  preufsischen 
Provinzen  und  den  anderen  deutschen  Staaten,  wie  mit  dem 
Auslande. 

In  welcher  Weise  nun  der  Berliner  Fischmarkt  für  diese 
seine  Zwecke  organisiert  ist,  darzustellen,  ist  die  Aufgabe  der 
j  vorliegenden  Arbeit. 

'  Vor   dem  Eintreten    in  das  eigentliche  Thema   dürfte   es 

sich  jedoch  verlohnen,  einen  Blick  auf  die  Entwicklung  des 
Berliner  Fischmarktes  zu  werfen. 


Entwicklung  des  Berliner  Fischmarktes. 


Nach  den  Zeugnissen  aller  älteren  brandenburgischen 
Chronisten,  die  über  fischereiliche  Angelegenheiten  geschrieben 
haben  y  war  die  Mark  Brandenburg  von  jeher  ein  fischreiches 
Land,  was  ja  bei  ihrer  nattlrlichen  Beschaffenheit  und  ihrem 
Überflufs  an  stehenden  und  fliefsenden  Gewässern  auch  nicht 
zu  verwundern  ist. 

Dr.  Wolfgang  Jobst^  schreibt  in  seinem  im  Jahre  1572 
erschienenen  Werke:  „Kurzer  Auszug  und  Beschreibung  des 
ganzen  Kurfürstentums  der  Mark  zu  Brandenburg",  da(s  es 
in  Mitteleuropa  41  Fischarten  gäbe,  die  alle  —  und  zwar 
in  überreichlicher  Menge  —  in  den  Gewässern  der  Mark  ver- 
treten seien. 

Entsprechend  diesem  Fischreichtum  nahm  dann  die  Be- 
schäftigung mit  der  Fischerei  auch  einen  ziemlich  breiten 
Raum  im  Leben  der  Urbewohner  der  Mark  ein. 

Dab  schon  die  ersten  germanischen  Ansiedler  eifrige  Fischer 
waren,  ist  hinreichend  durch  prähistorische  Funde  an  den 
Ufern  der  Gewässer  und  in  den  Flufsbetten,  als  Pfahlbauten, 
Fischereigerätschaften  etc.  —  auch  auf  dem  Boden  des  heutigen 
Berlin  —  bewiesen. 

Auch  die  die  verlassenen  Wohnsitze  der  fortgewanderten 
germanischen  Semnonen  später  occupierenden  wendischen 
Völkerschaften  betrieben  neben  Ackerbau  und  Viehzucht  be- 
sonders die  Fischerei. 

In  dieser  ganzen  älteren  Zeit  war  natürlich  noch  nicht 
die  Rede  vom  Fischhandel,  ebensowenig  wie  später,  als  die 
Deutschen  die  Mark  zurückeroberten,  da  ja  alle  diese  ger- 
manischen und  slavischen  Völkerschaften  auf  Naturalwirtschaft 
basiert  waren,  und  jede  Familie  innerhalb  des  Volksstammes 


1  Berliner  Zeitschrift  «Der  Bär*"  1878  Nr.  1  und  2.  Aus  dem  hand- 
schriftlichen Nachlafs  R.  Fr.  von  Klödens,  „Der  ehemalige  Fischreichtum 
der  Mark  Brandenburg^. 
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nur  hauswirtschaftlich  für  den  eigenen  Bedarf  produzierte. 
Dabei  galt  der  Satz ,  der  sich  ja  im  Volksglauben  zum  Teil 
bis  in  unsere  Tage  erhalten  hat,  dafs  der  Wald  und  das 
Wasser  sowie  deren  Produkte  Gemeingut  aller  seien. 

Erst  ganz  allmählich  machten  die  Lehnsverfassung  und 
die  Stadtgerechtigkeiten  diesem  Zustande  ein  Ende.  In  den 
Städten  griff  eine  höhere  Arbeitsteilung  Platz ,  die  Gewerbe 
differenzierten  sich,  die  Innungen  wurden  gegründet,  nahmen 
immer  straffere  Formen  an  und  schlössen  sich  bei  dem 
Wachsen  ihrer  monopolistischen  Tendenz  immer  mehr  gegen- 
einander ab. 

Merkwürdigerweise  erhielten  die  Berliner  Fischer,  trotz- 
dem die  Fischerei  in  der  Mark  in  hoher  Blüte  stand,  ver- 
hältnismäfsig  erst  sehr  spät  ein  Innungsstatut.  Berlin  wird  im 
Jahre  1244  zuerst  urkundlich  erwähnt;  sein  Stadtbuch  vom 
Jahre  1897,  das  alle  damals  bestehenden  Innungen  aufzählt^ 
weifs  von  einer  Fischerzunft  jedoch  nichts  zu  berichten^. 
Die  kurfürstlichen  Verordnungen  vom  24.  Juli  1407  und 
5.  Dezember  1480 ' ,  die  wohl  die  ältesten  auf  die  Berliner 
Fischerei  Bezug  habenden  Dokumente  darstellen,  regeln  die 
Spreefischerei  zwischen  den  Berliner  und  Spandauer  Fischern, 
sprechen  aber  nicht  von  einer  Berliner  Fischerinnung.  &st 
am  1.  März  1637  erhielten  die  Berliner  Fischer  eine  Innungs- 
urkunde ^.  Und  dafs  diese  die  erste  gewesen,  geht  aus  den 
einleitenden  Worten  des  Privilegs  hervor,  worin  der  Berliner 
Magistrat  erklärt,  er  sehe  sich  veranlafst,  den  Fischern  ein 
Statut  zu  geben,  „da  die  alten  Gewohnheiten  und  Fischer- 
gebräuche bis  dato  noch  in  keiner  schriftlichen  Ordnung  ver- 
fasset gewesen^. 

Der  Grund  für  die  späte  Verleihung  des  Zunftprivilegs 
mag  zum  Teil  darin  liegen,  dafs  —  wie  schon  oben  erwähnt  — 
nur  allmählich  sich  die  Anschauungen  über  den  gemeinsamen 
Besitz  des  Wassers  und  daher  die  Berechtigung  eines  jeden 
zum  Fischen  änderten,  andererseits  auch  wohl  darin,  dafs  die 
Fischerei  hauptsächlich  von  den  unterworfenen  Wenden  aus- 
geübt wurde  —  Beweise  dafUr  sind  die  auch  heute  noch 
gebräuchlichen  wendischen  Bezeichnungen  vieler  Fischerei- 
gerätschaften, sowie  die  wendischen  Fischerwohnstätten,  die 
„Kietze '*,  die  sich  noch  in  vielen  märkischen  Städten,  z.  B. 
Spandau  und  Cöpenik,  finden  — ,  auf  die  die  deutschen  Eroberer 
verächtlich  herabsahen,  und  denen  sie  daher  auch  keinerlei 
Privilegien  erteilen  mochten. 


1  £.  y.  Klöden,  Entstehung,  Alter  und  früheste  Geschichte  der 
St&dte  Berlin  und  KöUn.    Berlin  1889. 

^  A.  Hegert,  Märkische  Fischerei-Urkunden. 

'  £.  Fioicin  ,  Historisch-diplomatische  Beiträge  z.  Geschichte  der 
Stadt  Berlin  lY  1842. 
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Jedenfalls  hat  sich  aber,  wie  auch  aus  den  schon  citierten 
Eingangsworten  des  Privilegs  hervorgeht,  im  Laufe  des  Mittel- 
alters ein  Gewohnheitsrecht  herausgebildet,  das  wohl  auch  den 
Fischern  eine  Art  Monopol  für  Fischfang  und  -Handel  verlieh. 
Ob  dies  Monopol  fremden  Fischern  jeglichen  Verkauf  auf  dem 
Berliner  Markt  untersagte,  ist  nicht  nachzuweisen,  da  jegliche 
schriftliche  oder  mündliche  Überlieferungen  darüber  fehlen. 
Nur  dafs  der  älteste  Fischverkauf  auf  dem  KöUnischen  Fisch- 
markt stattfand,  ist  als  sicher  anzunehmen^.  Im  Privileg 
von  1637  ist  den  auswärtigen  Fischern  der  Verkauf  an  ein- 
zelnen Tagen  in  der  Woche  freigegeben;  Händler  sind  aus- 
geschlossen. 

Da  das  Privileg  in  die  Zeit  des  Niederganges  der  Zünfte 
fkllt,  so  ist  es  ja  möglich,  dafs  früher  gewohnheitsrechtlich 
nur  die  Berliner  Fischer  auf  den  Berliner  Märkten  feilhalten 
durften,  und  dafs  die  im  Privileg  auswärtigen  Fischern  erteilte 
Handelserlaubnis  bereits  eine  Bresche  im  Bollwerk  des  alten 
Monopols  war;  andererseits  ist  es  auch  möglich,  dafs  die 
Fischerei,  die  ja  nur  ein  in  die  Stadt  verpflanztes  ländliches 
Oewerbe  war,  sich  überhaupt  nie  eines  vollen  Monopols 
erfreute. 

Sei  dem,  wie  ihm  sei,  auf  jeden  Fall  war  der  Berliner 
Fischmarkt  bis  zur  Erteilung  des  Privilegs  von  1637  und 
darüber  hinaus,  den  mittelalterlichen  Ideen  folgend,  ein  Lokal- 
markt, der  nur  den  direkten  Verkehr  zwischen  Produzenten 
und  Konsumenten  vermittelte,  den  Zwischenhandel  dagegen 
ängstlich  von  sich  abwies. 

Interessant  in  Beziehung  auf  den  Handel  sind  besonders 
folgende  Artikel  des  Privilegs: 

Art.  6.  Es  ist  verboten,  den  in  die  Stadt  kommenden 
Fischern  entgegen  zu  laufen  und  ihnen  die  Krebse  abzukaufen, 
um  dieselben  nachher  wieder  zu  verkaufen.  Ebenso  soll  nur 
auf  offenem  Markt  und  nicht  im  Umherziehen  verkauft  werden. 

Art.  8.  Kein  Fischer  soll  fremden  Fischern  ihre  Ware 
vor  der  Stadt  abkaufen  und  dadurch  Teuerung  verursachen. 

Art.  11.  Die  von  auswärts  kaufenden  einheimischen 
Fischer  sollen  nur  einen  Sellstereimer  benutzen. 

Im  Art.  15  endlich  wird  der  Vorkaufs-  und  Zwischen- 
handel überhaupt  verboten. 

Man  ging  eben  von  der  Anschauung  aus,  dafs  der 
Zwischenhandel  unter  allen  Umständen  nur  eine  Verteuerung 
der  Lebensmittel  herbeiführen  könne  und  den  Berufsfischem 
das  Brot  nähme. 

In  jeder  Beziehung  sorgte  man  dabei  für  die  eigenen 
Bürger,  sei  es  als  Produzenten,  sei  es  als  Konsumenten.    Auch 


x'rotokoll  der  Hauptversammlung  des  brandenburgischen  Fischerei- 
vereins vom  21.  November  1898,  S.  14. 
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dies  entsprach  den  Anschauungen  der  mittelalterlichen  Stadt- 
wirtschait. 

So  darf  nur  Innungsmitglied  werden  ein  Stadtbürger,  der 
sein  eigenes  Haus  besitzt,  ferner  ist  die  Zahl  der  Innungs- 
meister auf  44  festgesetzt,  damit  die  Konkurrenz  nicht  zu 
g^ofs  werde. 

Den  Schutz  der  Einheimischen  gegen  die  Fremden,  gleich- 
zeitig auch  den  Schutz  gegen  die  Verteuerung  der  Fische 
bezwecken  neben  dem  schon  angeführten  Artikel  8  die  Artikel 
5,  12  und  13,  die  bestimmen,  dafs  die  fremden  Fischer  nur 
an  8  Wochentagen  zum  Markte  zuzulassen  sind,  dafs,  wenn 
dieselben  an  hiesige  Fischer  verkaufen,  sie  von  jedem  Fisch- 
kahn dem  hohen  Rat  „nach  uraltem  Herkommen  und  Gebrauch ** 
einen  Silbergroschen  Abgabe  geben  müssen,  und  dafs,  wenn  ein 
einheimischer  Fischer  mit  einem  fremden  handelt,  kein  anderer 
in  den  Verkauf  fallen  und  etwa  höher  bieten  solle. 

Noch  einmal  kurz  zusammengefafst  beabsichtigte  man 
durch  dieses  System,  einmal  dem  einheimischen  Bürger  die 
Fische  möglichst  billig  zu  machen  und  zweitens  dem  ein- 
heimischen Fischer  möglichst  viel  Verdienst  zuzuwenden,  in- 
dem man  die  Konkurrenz  teils  erschwerte,  teils  völlig  ausschlofs 
und  zu  gleicher  Zeit  von  Ratswegen  im  Verein  mit  der  Fischer- 
zunft die  Preise  festsetzte. 

Allerdings  fand  ein  gewisser  Zwischenhandel  statt,  insofern 
einheimische  Fischer  von  auswärts  Waren  kaufen  durften,  um 
sie  auf  dem  Berliner  Markt  wieder  zu  verkaufen.  Aber  damit 
dieser  Zwischenhandel  nicht  zu  gröfserer  Bedeutung  gelangen 
könnte,  bestimmte  man  laut  dem  schon  citierten  Artikel  11, 
dafs  in  diesem  Falle  nur  aus  einem  Gefkfs  verkauft  werden 
dürfe,  mit  anderen  Worten,  man  beschränkte  den  Zwischen- 
handel auf  ein  Minimum. 

Trotzdem  das  Privileg  am  20.  September  1695  vom  Kur- 
fürsten Friedrich,  dem  nachmaligen  ersten  preufsischen  Könige, 
von  neuem  bestätigt  wurde,  wird  doch  schon  im  Jahre  1710  *  von 
der  Fischerinnung  eine  Petition  an  den  König  abgefertigt,  in 
der  über  die  zunehmende  auswärtige  Konkurrenz  geklagt  wird, 
hervorgerufen  durch  die  Nichtbeachtung  des  Privilegs.  Die 
Folge  davon  war  eine  königliche  Verordnung  vom  9.  Januar 
1712,  die  bestimmte,  dafs  die  auswärtigen  Fischer  nur  an  vier 
Tagen  in  der  Woche  feilhalten  durften,  augenscheinlich  ein 
Beweis  dafür,  dafs  dieselben  die  ihnen  durch  das  Privileg  ver- 
liehenen Rechte  längst  überschritten  hatten. 

Im  Jahre  1718*  (24.  August)  wird  dann  das  Privileg 
noch  einmal  erneuert.  Die  Zahl  der  Fischer  bleibt  44, 
„weil"    —    wie    es     in    der    Begründung    heifst    —     „sonst 


^  Fischereiakten  der  Gewerbedeputation  zu  Berlin  Nr.  1  Anno  1710. 
2  Fischereiakten  der  Gewerbedeputation  zu  Berlin  Nr.  12  Anno  1713. 
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Teuerung  entstehen  würde,  indem  die  Fische  im  Lande  müfsten 
aufgekauft;  werden ;  und  wenn  die  Zahl  der  Fischer  und  Auf- 
käufer vermehrt  würde,  dann  müfste  auch  notwendig  der  Preis 
der  Fische  infolge  der  stärkeren  Nachfrage  durch  Überbieten 
erhöht  werden". 

Inzwischen  hatte  das  Konzessionswesen,  das  am  Ende  des 
17.  und  am  Anfang  des  18.  Jahrhunderts  in  vielen  Gewerben 
in  die  morsch  gewordene  Innungsherrlichkeit  einzudringen 
besann,  begünstigt  von  dem  merkantilistischen  Prinzipien 
huldigenden  Absolutismus,  auch  von  der  Fischerei  Besitz  er- 
griffen und  so  erscheinen  denn  neben  den  privilegierten  Fischer- 
meistem  von  der  Krone  konzessionierte  Fischhändler^,  die, 
anfangs  nur  widerwillig  geduldet,  allmählich  doch  festen  Fuls 
fafsten.  Erwähnung  geschieht  ihrer  in  den  Akten  zum  ersten- 
mal im  Jahre  1715. 

Immer  wieder  versuchten  jetzt  die  Innungsmeister,  die 
unbequeme  Konkurrenz,  die  hauptsächlich  die  Produkte  der 
fischreichen  Oderniederung  auf  den  Berliner  Markt  zog', 
zu  unterdrücken,  während  die  Fischhändler  immer  gröfsere 
Vorteile  zu  erringen  strebten.  Dieser  Kampf  des  Zwischen- 
handels mit  der  Zunft  dauerte  während  des  ganzen  18.  Jahr- 
hunderts an. 

Ein  recht  anschauliches  Bild,  in  welcher  vorteilhaften 
Lage  sich  am  Ende  des  Jahrhunderts  immer  noch  die  Innungs- 
meister befanden,  giebt  ein  Bericht  des  Hof- Kammerrats 
Weidemann  an  König  Friedrich  Wilhelm  IL,  den  dieser  auf 
die  Bitte  der  Fischerinnung  um  Erneuerung  des  Privilegs  hin 
(1786)  am  18.  Januar  1787  dem  Könige  erstattete^.  Danach 
waren  damals  die  Fischstände,  die  vom  Anfange  des  18.  Jahr- 
hunderts an  mit  dem  allmählichen  Wachsen  Berlins  von  dem 
ursprünglichen  ersten  Fischmarkt,  dem  ,,Köllnischeu  Fisch- 
markt",  der  im  Jahre  1688*  nach  dem  Mühlendamm  verlegt 
wurde,  über  die  ganze  Stadt  zerstreut  wurden,  auf  den  Berliner 
Wochenmärkten  folgendermafsen  verteilt: 

1.  Auf  dem  Berliner  Fischmarkt  in  der  Poststrafse  und 
Mühlendamm  hat  das  privilegierte  Fischergewerk 
25  Stellen,  daneben  zwei  Magistratsfischer  und  die 
Stralauer  Fischer. 

Diese  ersten  drei  Kategorien  durften  täglich  feilhalten, 
die  Cöpeniker  Fischer  sind  am  Mittwoch,  Freitag,  Sonn- 
abend zugelassen,  die  Spandauer  Fischer  nur  Mittwoch 
und  Sonnabend   und   die  Rahnsdorfer  Fischer  ebenso. 


^  Fischereiakten  der  Gewerbedeputation  zu  Berlin  Nr.  29  Anno  1715. 

*  Fischereiakten  der  Gewerbedeputation  zu  Berlin  Nr.  6  Anno  1737. 

*  Fischereiakten  d.  städtischen  Gewerbedeputation  zu  Berlin  Nr.  13 
Anno  1786. 

^  Meyer,  Der  Stralauer  Fischzug  i.  Protokoll  d.  Hauptverdammlung 
d.  brandenburgischen  Fischereivereins  21.  November  189ö. 
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2.  Auf  dem  KöUniechen  Fischmarkt :  Das  privilegierte 
Fischergewerk  19  Stellen  täglich,  daneben  zwei  Magistrats- 
fischer täglich  und  die  Schmöckwitzer  Fischer  am  Mitt- 
woch und  Sonnabend. 

3.  Neuer  oder  Dorotheenstädtischer  Markt:  8  privilegierte 
Fischer  täglich.  (Um  diese  Zahl  ist  das  Fischergewerk 
durch  Ansetzung  von  Fischersöhnen  vermehrt,  so  dafs 
es  jetzt  im  ganzen  52  Fischermeisterstellen  giebt.) 

4.  Spittelmarkt :  Die  Konzessionierten  täglich,  daneben  die 
Sonneberger,  Ftlrstenwalder,  Wernsdorfer  und  andere 
fremde  Fischer,  die  nur  an  vier  Wochentagen  feilhalten 
sollen. 

5.  Gendarmenmarkt:     Die  konzessionierten  Fischhändler. 

6.  Hackescher  Markt:  Die  Concessionaires  täglich. 

7.  Neuer  Markt:  Concessionaires  und  fremde  Fischer 
Dienstag  und  Freitag. 

Der  Bericht  zeigt  uns  auch,  wie  die  Märkte  im  damaligen 
Berlin  verteilt  waren,  und  welche  fremde  Fischer  die  Erlaubnis 
hatten,  dieselben  zu  besuchen. 

Leider  wird  aber  nicht  gesagt,  wie  hoch  sich  die  Zahl 
der  konzessionierten  Fischhändler  auf  den  einzelnen  Märkten 
beliefj  Jedenfalls  war  sie  aber  kleiner  als  die  der  Fischer- 
meister, da  diesen  1a  die  Märkte  in  den  besten  und  belebtesten 
Stadtteilen  vorbehalten  waren,  während  z.  B.  der  Spittel-  und 
Gendarmenmarkt  damals  beinahe  an  der  Peripherie  der  Stadt 
lagen  und  jedenfalls  keinen  allzu  grofsen  Verkehr  aufzuweisen 
hatten. 

Immerhin  aber  waren  die  Händler  offiziell  anerkannt,  und 
bald  sollten  sie  noch  mehr  erreichen. 

König  Friedrich  Wilhelm  H.  nämlich  erneuerte  das  Privileg 
nicht,  und  nach  vielfachen  Abänderungsvorschlägen,  die  alle 
seinen  Beifall  nicht  fanden,  annullierte  er  es  durch  Verordnung 
vom  6.  August  1788^  überhaupt. 

Inzwischen  waren  auch  die  Pächter  der  Amtsseen  zum 
Verkauf  auf  den  Berliner  Märkten  zugelassen  worden,  da  — 
wie  es  in  der  Verordnung  vom  20.  März  1788  heifst  —  „die 
Fischerei  nicht  eine  zunnmäfsige  Profession  ist  von  der  Art, 
dafs  derjenige,  welcher  die  Innung  nicht  gewonnen,  auf  dem 
platten  Lande  von  Ausübung  eigener  oder  gepachteter  Fischerei 
ausgeschlossen  werden  könne,  vielmehr  ohne  Rücksicht  auf 
besondere  Qualifikation  nur  dahin  zu  sehen  ist,  dafs  nicht 
gegen  die  Vorschriften  der  Fischerordnung  —  die  durch 
das  landesherrliche  Regal  bestimmt  wurde  —  kontraveniert 
werde". 

Als  die  Innung  gegen   diese   Bestimmungen  petitionierte. 


^  Fischereiakten  der  Gewerbedeputation  Nr.  14. 
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wurde  sie  höchst  ungnädig  ab-  und  zur  Ruhe  verwiesen,  „da 
hinfüro  kein  Monopolium  mehr  geduldet  werden  solle"  ^. 

Es  war  überhaupt  das  Streben  der  Krone,  Fischer  und 
Fischhändler  möglichst  gleich  zu  stellen,  ja  es  wurde  sogar 
erwogen,  das  Gewerk  ganz  und  gar  aufzuheben  und  von  Fall 
zu  Fall  die  Eonzession  zum  Fischhandel  zu  erteilen.  In  dem 
betreffenden,  vom  19.  Juni  1792  datierten  Schriftstück  erfahren 
wir  auch,  dafs  die  Zahl  der  in  Berlin  ansässigen  konzessionierten 
Fischhändler  damals  17  betrug,  während  die  der  von  aus- 
wärts zugelassenen  nicht  bekannt  ist. 

Schliefslich ,  nach  jahrelangen  Beratungen  und  Über- 
legungen, erhielten  die  Fischer  zwar  wieder  ein  Privileg,  das 
ihnen  auf  einigen  Märkten  noch  kleine  Vergünstigungen  beliefs, 
im  grofsen  und  ganzen  aber  ihr  Handelsmonopol,  soweit  es 
noch  bestand,  beseitigte,  indem  die  Krone  sich  vorbehielt,  den 
Bedürfnissen  der  Bevölkerung  entsprechend  nach  Belieben 
konzessionierte  Händler  anzusetzen. 

Dieser  Sieg  des  Zwischenhandels  ist  wohl  in  erster  Linie 
auf  die  persönliche  Neigung  des  Königs  und  seiner  Beamten 
für  bessere  MarktverhäTtnisse  zurückzuftlhren,  die  sich  in  den 
verschiedenen,  mit  der  Privilegangelegenheit  zusammenhängen- 
den Schriftstücken  dokumentiert,  und  die  fast  alle  von  dem 
Wunsche  nach  billigen  und  bequemen  Kaufgelegenheiten  für 
das  Publikum  ohne  Berücksichtigung  der  veralteten  Vorrechte 
einer  kleinen  Minderheit  diktiert  sind,  wie  ja  überhaupt  die 
Hohenzollemflirsten  bereits  seit  dem  Grofsen  Kurfürsten  für 
freieren  Verkehr  auf  allen  Gebieten  eintraten. 

Gewifs  haben  an  den  Anschauungen  des  Königs  und  seiner 
Ratgeber  vielleicht  unbewufst  auch  die  freieren  Ideen  der 
Zeit,    die  in  der  französischen  Revolution  ihren  Kulminations- 

5 unkt  fanden,  grofsen  Anteil  gehabt;  daneben  mag  aber  auch 
er  allgemeine  Aufschwung  mitgewirkt  haben,  den  Preufsen 
und  besonders  auch  seine  Hauptstadt  am  Ende  des  achtzehnten 
Jahrhunderts  nahm,  und  der  mit  steigendem  Wohlstande  auch 
steigende  Bedürfnisse  mit  sich  brachte,  denen  die  aus  dem 
Mittelalter  stammenden  Institutionen  nicht  mehr  gewachsen 
waren. 

Ein  Vorrecht  hatte  aber  die  Innung  doch  noch  in  das 
neue  Jahrhundert  hinübergerettet,  nämlich  das  Monopol  des 
Karpfenhandels.  Das  Fischergewerk  hatte  allein  das  Recht, 
auf  den  Berliner  Märkten  Karpfen  „zu  verkaufen.  Dafür 
war  es  verpflichtet,  den  königlichen  Ämtern  zu  Kottbus  und 
Peitz  alle  Karpfen  zu  gemachten  Sätzen  abzunehmen.  Alle 
von  anderen  Orten  nach  Berlin  gebrachten  Karpfen  wurden 
erst  der  Hofküche  zur  Verfügung  gestellt,   von  wo   die   nicht 


*  Fischereiakten  der  Gewerbedeputation  Nr.  13. 
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gebrauchten  an  das  Gewerk  zum  Verkauf  überwiesen  wurden  * ; 
gewifs  ein  Beweis,  welcher  Wertschätzung  sich  schon  damals 
der  Karpfen  in  Berlin  erfreute. 

Gegen  dies  Innungsvorrecht  richtete  sich  eine  Petition  der 
Händler  vom  Jahre  1808.  Darin  wird  ausgeführt,  dais  der 
Wert  des  Karpfenumsatzes  beträchtlicher  sei  als  der  des  ganzen 
übrigen  Fischhandels,  und  dafs  die  Innung  ihr  Monopol  mifs- 
brauche,  indem  sie  für  das  Pfund  4  Groschen  6  Pfennige 
nehme,  während  sie,  die  Händler,  sich  verpflichten  wollten, 
wenn  ihnen  die  Erlaubnis  zum  Karpfenhandel  erteilt  würde, 
das  Pfund  für  3  Groschen  zu  verkaufen. 

Damals  blieb  allerdings  das  Monopol  der  Innung  noch 
bestehen;  es  kam  nur  der  königliche  Bescheid  zurück,  dafs 
die  Karpfen  von  nun  an  billiger  verkauft  werden  sollten. 

Erst  drei  Jahre  später  fiel  in  Übereinstimmung  mit  den 
grofsen  wirtschaftlichen  Befreiungsthaten  Preufsens  am  An- 
fang des  vorigen  Jahrhunderts  auch  dies  letzte  Bollwerk 
mittelalterlicher  Stadtwirtschaft  auf  dem  Gebiete  des  Fisch- 
handels '. 

Seitdem  haben  sich  wohl  die  einzelnen  Innungsmitglieder 
noch  in  hervorragendem  Mafse  an  der  Fisch  Versorgung  Berlins 
beteiligt,  aber  die  Innung  als  solche  hatte  jede  Bedeutung  für 
den  Handel  verloren.  Daher  haben  wir  fllr  unsere  Zwecke 
auch  kein  Interesse  mehr  daran,  ihre  weiteren  Schicksale  zu 
verfolgen. 

Das  Berliner  Fischhändlergewerbe  entwickelte  sich  da- 
gegen von  da  an  kraftvoll  im  Einklang  mit  der  preufsischen 
Gewerbegesetzgebung,  die  ihren  Höhepunkt  in  dem  Gesetz 
über  die  Gewerbefreiheit  im  Jahre  1869  fand. 

Wollte  man  die  Geschichte  des  Berliner  Fischhandels  in 
Perioden  einteilen,  so  könnte  man  als  erste  diejenige  betrachten, 
in  der  noch  vorwiegend  hauswirtschaftlich  produziert  wurde, 
also  zumeist  noch  kein  Handel  vorhanden  war,  gewissermatsen 
die  Vorgeschichte.  Die  zweite  Periode  würde  dann  die  Zeit 
der  Herrschaft  des  direkten  Handels  zwischen  Produzenten 
und  Konsumenten,  des  Lokalmarktes,  umfassen,  an  ihrem  An- 
fang beginnend  mit  dem  gelegentlichen  Tauschgeschäft  und 
an  ihrem  Ende  übergehend  in  die  höhere  Form  des  Zwischen- 
handels, der  dann  seinerseits  die  dritte  Periode  darstellen  würde. 

Bis  zur  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  und  darüber  hinaus 
hielt  sich  aber  der  Fischhandel  immerhin  noch  in  sehr  engen 
Grenzen.  Das  Bezugsgebiet  erweiterte  sich  nur  ganz  all- 
mählich über  die  Grenzen  der  Mark  hinaus,  vorzüglich  nach 
dem   angrenzenden   Mecklenburg   und   Pommern.     Auch   der 


*  Fischereiakten  der  Gewerbedeputation  Nr.  21. 
2  Fidchereiakten  der  Gewerbedeputation.    Ablösung  der  Fischerei- 
gerechtigkeiten 1811. 
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Bau  der  Eisenbahnen  wirkte  zunächst  noch  nicht  belebend, 
da  die  Bezugsgebiete  ja  schon  vorher  leicht  zu  Wasser  zu 
erreichen  waren,  und  der  Wassertransport  im  allgemeinen 
nicht  so  grofse  Gefahren  für  den  lebenaen  Fisch  bietet  wie 
der  in  Fisch&ssern  auf  der  Eisenbahn.  Und  es  waren  doch 
beinahe  ausschliefslich  lebende  Fische,  die  bis  in  die  60er 
Jahre  auf  den  Berliner  Markt  kamen. 

Inzwischen  hatte  sich  aber  doch  schon  ein  Engroshandel 
herausgebildet,  indem  einzelne  Händler  Fische  in  gröfseren 
Posten  einzukaufen  begannen,  um  sie  dann  an  die  kleinen 
Händler  wieder  zu  verkaufen.  Diese  Engroshändler  hatten 
ihre  Fischlager  in  der  Spree  längs  der  Burgstrafse,  von  der 
Schlofsbrücke  bis  zur  Scnleuse.  An  der  Fischerbrtlcke  fand 
der  Engrosverkauf  statt.  Von  dort  trugen  oder  fuhren  dann 
die  Detailhändler  ihren  Einkauf  auf  die  Wochenmärkte,  wo 
meistens  ihre  Frauen  den  Detailverkauf  besorgten  ^ 

Daneben  safsen  auf  den  Märkten  noch  die  Fischer  aus 
der  Umgebung  oder  vielmehr  meist  auch  ihre  Frauen.  Aber 
in  dem  Mafse,  wie  die  Engrosgeschäfte  und  damit  das  Auf- 
käuferwesen wuchsen,  hielten  sich  besonders  die  entfernter 
wohnenden  Fischer  immer  mehr  vom  Markt  zurück,  da  es  ja 
viel  bequemer  war,  an  den  Händler,  der  sich  die  Ware  ab- 
holte, zu  verkaufen,  als  den  weiten  Weg  nach  Berlin  zu 
machen  und  dort  einen  halben  Tag  auf  dem  Markt  zu  sitzen. 
Die  Form,  in  der  die  Fische  damals  aufgekauft  wurden,  waren 
vielfach  feste  Kontrakte,  durch  die  sich  die  Fischer  ver- 
pflichteten, ihren  gesamten  Fang  für  eine  bestimmte  Zeit  zu 
einem  festen  Satze  dem  Händler  zu  überlassen. 

Trotzdem  haben  sich  einige  alte  Fischer  resp.  ihre  Frauen 
sogar  noch  in  die  Markthallen  hinübergerettet  und  verkaufen 
dort  zweimal  in  der  Woche  ihren  Fang;  aber  es  sind  dies 
doch  nur  Überbleibsel  einer  früheren  Epoche,  die  für  die 
heutige  Zeit  nicht  mehr  wesentlich  in  Betracht  kommen.  Es 
handelt  sich  in  der  Hauptsache  um  einige  Potsdamer,  Rahns- 
dorfer  und  Cöpenicker  Fischer. 

Bis  zur  Erbauung  der  Markthallen  waren  die  wichtigsten 
Fischmärkte  Berlins:  Der  Molkenmarkt  (1857  aufgehoben), 
Spittelmarkt,  Oendarmenmarkt,  Alexanderplatz,  Neuer  Markt, 
Potsdamer  Platz,  Oranienplatz,  Oranienburger  Thor  und  der 
Sonnabend- Abendmarkt  auf  dem  Pappelplatz'. 

Hier  wurden  von  den  Berliner  Händlern  die  Fische  nach 
Gewicht  verkauft,  während  die  Fischer  aus  der  Umgegend 
gerichtweise  verkauften.  Da  gab  es  Gerichte  far  2  Courant  = 
25  Pf.,  4  Groschen  =  50  Pf.,  8  Courant  etc. 


>  Micha,  Berl.  Fischhandel,  Brandenburgia(Monat8hefte)Februar  1898. 
'  Micha  a.  a.  0. 
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Fischläden  gab  es  bis  in  die  70  er  Jahre  überhaupt  nicht; 
der  Fischverkauf  fand  bis  dahin  ausschliefslich  auf  den 
Märkten  statt 

Bis  in  die  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  wurde  den  Auf- 
käufern und  Zwischenhändlern  jeglicher  Art  von  Nahrungs- 
mitteln, also  auch  den  Fischhändlern,  trotz  aller  Erfolge  doch 
manchmal  das  Leben  noch  recht  schwer  gemacht;  immer 
wieder  wurde  der  Handel  beschuldigt,  die  notwendigen  Lebens- 
mittel zu  verteuern.  Im  Hungerjahre  1847  kam  es  sogar  noch 
einmal  zu  einem  Verbot  des  Auikaufens. 

Aber  damit  schien  sich  auch  der  Sturm  gegen  den 
Zwischenhandel  erschöpft  zu  haben.  Mit  der  nun  rasch 
steigenden  Bedeutung  Berlins,  das  erst  zur  Hauptstadt  des 
Norddeutschen  Bundes,  dann  zur  deutschen  Eaiserstadt  sich 
emporschwang,  wuchs  auch  die  Bevölkerungszahl  ungeheuer, 
stieg  der  Wohlstand  in  ungeahnter  Weise. 

Und  wie  auf  allen  anderen  Gebieten,  so  machte  sich 
dieser  Aufschwung  auch  auf  dem  des  Fischhandels  bemerkbar. 
Neue  Bezugsgebiete  für  Süfswasserfische  mufsten  aufgesucht 
werden,  was  durch  die  modernen  Verkehrsmittel  sehr  er- 
leichtert wurde,  und  endlich  schritt  man  auch  dazu,  die 
Schätze  der  Nord-  und  Ostsee  dem  Berliner  Markte  zuzuführen, 
was  wegen  der  günstigen  Lage  Berlins  zu  beiden  Meeren 
recht  bequem  war. 

Der  erste  Versuch  in  dieser  Beziehung  wurde  mit  den 
feineren  Nordseefischen,  Steinbutte  und  Seezunge,  gemacht, 
die  von  einigen  Delikatefshändlern  eingeführt  wurden.  Einen 
direkten  Mifserfolg  hatten  sie  zwar  nicht,  aber  ein  richtig 
flottes  Geschäft  wollte  sich  doch  nicht  entwickeln^. 

Nun  begannen  einige  pommersche  Firmen,  Ostseelachs 
und  Haffzander  nach  Berlin  zu  senden.  Beide  Fischarten 
führten  sich  —  wenigstens  in  den  Wintermonaten  —  gut  ein. 
Dagegen  wollten  die  billigen  Seefische,  wie  Dorsch  und  Schell- 
fisch, durchaus  keinen  Absatz  finden. 

Um  diesen  billigen  Seefisch  nun  dem  Publikum,  be- 
sonders den  ärmeren  Volksklassen,  zugänglich  zu  machen, 
etablierten  die  norddeutschen  Eiswerke,  beeinflufst  vom  deutschen 
Fischereiverein,  unter  dem  Protektorat  des  damaligen  Kron- 
prinzen, noch  in  den  70  er  Jahren  ein  Seefischgeschäft.  Durch 
grofse  Abschlüsse  waren  sie  in  der  Lage,  ihre  Ware  sehr 
billig  zu  verkaufen;  so  kosteten  z.  B.  Dorsch,  Scholle  und 
Schellfisch  pro  Pfund  10 — 20  Pf.  Auf  jedem  Wochenmarkt  er- 
schienen die  Eiswagen  der  Gesellschait  mit  Fischen  wohlge- 
fÜUt.  Doch  trotz  billiger  Preise  und  trotz  guter  Ware  war 
der  Widerwille  des  Publikums  und  wunderbarerweise  am 
meisten  der  wirtschaftlich  Schwächeren,   denen  gerade  durch 


^  Micha  a.  a.  0. 
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dieses  wohlfeile  und  gesunde  Nahrungsmittel  geholfen  werden 
sollte,  nicht  zu  überwinden ^  so  dafs  das  Unternehmen  aus 
Mangel  an  Zuspruch  einging. 

Einige  Unternehmer  nahmen  sich  jetzt,  in  den  80er  Jahren, 
des  Seefischhandels  an  und  gründeten  Läden,  speciell  in  den 
besseren  Stadtgegenden,  um  den  Konsum  in  die  Höhe  zu 
bringen.  Daneben  arbeiteten  auch  einige  Engroshandlungen 
wacker  und  suchten  durch  grofse  Bezüge  das  Berliner  Publikum 
an  den  Seefisch  zu  gewöhnen.  Doch  waren  diese  Bezüge  noch 
unregelmäfsig,  und  eine  regelrechte  Organisation  des  Berliner 
Seefischhandels  trat  erst  ein,  als  im  Jahre  1887  die  Fisch- 
auktionen an  der  Nordseeküste  gegründet  wurden. 

So  dehnte  sich  der  Berliner  Fischhandel  immer  weiter 
aus  dank  den  modernen  Verkehrseinrichtungen,  von  denen  an 
erster  Stelle  Eisenbahn,  Dampfschiff,  Telegraph  und  Telephon 
zu  nennen  sind,  und  dank  der  modernen  Technik  überhaupt, 
die  es  ermöglicht,  auf  so  weite  Entfernungen  Fische  zu  ver- 
senden,  wie  es  noch  vor  wenigen  Jahrzehnten  für  unmöglich 
gehalten  wurde.  Und  da  beinahe  täglich  neue  Erfindungen 
auf  dem  Gebiete  der  Kühl-  und  Konservierungsanlagen  ge- 
macht werden,  so  erweitert  sich  das  Einkaufs-  und  Absatz- 
gebiet immer  mehr,  wenn  mit  unseren  bisherigen  Mitteln  auch 
wegen  der  leichten  Verderblichkeit  der  Ware  eine  gewisse 
Grenze  nicht  überschritten  werden  kann.  So  können  wir  z.  B. 
noch  keine  frischen  Fische  aus  der  heifsen  Zone  erhalten. 
Dagegen  reicht  das  Bezugsgebiet  des  Berliner  Fischmarktes 
heute  nach  Westen  bis  Nordamerika,  nach  Norden  bis  in  die 
Polargegenden,  nach  Osten  bis  an  die  Grenzen  des  europäischen 
Rufsland  und  nach  Süden  bis  an  die  Adria. 

Natürlich  steckt  der  Berliner  Fischhandel  nicht  zu  seinem 
Vergnügen  die  Grenzen  seines  Einkaufsgebietes  soweit,  durch 
deren  immer  weitere  Hinausschiebung  Risiko  und  Spesen 
immer  höher  anschwellen,  sondern  er  hat  seine  wohlüberlegten 
Gründe  dazu,  die  sich  kurz  folgend ermafsen  charakterisieren 
lassen : 

Erstens  hat  der  Fischreichtum  und  damit  die  Ergiebigkeit 
der  heimischen  Gewässer  in  erschreckendem  Mafse  abgenommen. 
Ursache  dafür  sind  einmal  die  Fabrikabwäaser,  die  die  moderne 
Industrie  mit  sich  brachte,  und  durch  die  an  vielen  Orten  den 
Fischen  die  Existenzmöglichkeit  genommen  wurde;  dann  er- 
schwerten die  überall  im  Interesse  der  Schifiahrt  vorgenommenen 
Uferbefestigungen  ihnen  das  Laichgeschäft  oder  hinderten  es 
zum  Teil  ganz;  die  Schrauben  und  Räder  der  Dampfschiffe 
wühlten  das  Wasser  auf  und  vernichteten  die  junge  Brut,  und 
endlich  verloren  die  Gewässer  auch  nach  dem  Zeugnis  vieler 
Sachverständiger  durch  unrationelles  Abfischen  einen  grofsen 
Teil  ihres  Fischreichtums  ^ 

1  Micha  a.  a.  0. 


16  xrx  5. 

Auf  der  anderen  Seite  wuchs  zur  selben  Zeit  Berlins 
Einwohnerschaft  rapide  an;  dabei  wurde  der  Berliner  Markt 
immer  mehr  auch  von  aufserhalb  in  Anspruch  genommen,  so 
dafs  diesem  steigenden  Bedarf  die  schwächer  werdenden  Zu- 
fuhren nicht  mehr  genügen  konnten,  und  man  sich  gezwungen 
sah,  auf  Qebiete  hinüber  zu  greifen,  die  noch  nicht  von  der 
modernen  Industrie  und  dem  gesteigerten  Verkehr  des  modernen 
Lebens  ergriffen  waren. 

Diesen  immer  weiter  sich  ausdehnenden  Handel  hatte 
nun  bis  in  die  Mitte  der  80er  Jahre  eine  kleine  Gruppe  von 
Händlern  nahezu  monopolisiert,  die  Produzenten  sowohl  wie 
Konsumenten  die  Preise  diktierte.  Erst  die  Markthallen  mit 
der  Einrichtung  der  Auktionen  und  des  städtischen  Verkaufs- 
vermittlers machten  diesem  Zustande  insofern  ein  Ende,  als 
der  Produzent  nicht  mehr  gezwungen  war,  sich,  um  seine 
Ware  los  zu  werden,  an  den  Ring  der  Händler  zu  wenden,  und 
der  Konsument,  in  diesem  Falle  der  Detailhändler,  noch  eine 
andere  Stelle  hatte,  um  seinen  Bedarf  zu  decken. 

Die  Markthallenauktionen  waren  ursprünglich  nach  dem 
Muster  von  Paris  und  zum  Teil  Billingsgate,  dem  grofsen 
Londoner  Fischmarkt,  bestimmt,  ein  Centralpunkt  des  Berliner, 
ja  des  gesamten  deutschen  Fischhandels  zu  werden^.  Dieses 
Ziel  haben  sie  allerdings  nicht  erreicht,  aber  immerhin  sprechen 
sie  heute  ein  gewichtiges  Wort  auf  dem  Berliner  Fischmarkt  mit 

Der  8.  Mai  1886,  an  dem  die  ersten  vier  Berliner  Markt- 
hallen eröffnet  wurden,  ist  ein  Markstein  in  der  Geschichte 
der  Berliner  Nahrungsmittelversorgung.  Und  wie  über  diese 
insgesamt,  so  brach  auch  über  den  Fischhandel  eine  neue 
Zeit  herein,  die  an  ihn  neue  Ansprüche  stellte,  ihm  aber  in 
Gestalt  der  modernen  Technik  auch  die  Mittel  gab,  denselben 
in  vollem  MaTse  gerecht  werden  zu  können. 

^  Eberty,  Nahrungsmittelversorgung  von  Grofsstädten  in  Markt- 
hallen.   In  aen  „Volkswirtschaftlichen  Zeitfragen^,  1884. 


Die  heutige  Organisation  des  Beriiner  FisciimaricteSp 


Der  gesamte  deutsche  Fischhandel  ist  nicht  an  einem 
Hauptplatz  centraiisiert,  sondern  zer&llt  in  eine  Reihe  von 
Märkten,  deren  Grenzgebiete  sich  gegenseitig  berühren.  Aller- 
dings ist  dadurch  nicht  ausgeschlossen,  dafs  für  einzelne 
Artikel  sich  doch  nationale  CentraUnärkte  herausgebildet  haben, 
wie  es  z.  B.  die  Fischauktionen  an  der  Nordseeküste  für 
Seefische,  Stralsund  Air  Plötzen,  Stettin  fUr  Aale,  Berlin 
für  Lachs  und  besonders  für  Fische  russischer  Herkunft  ge- 
worden sind. 

Der  Berliner  Fischmarkt  findet  sein  Hauptabsatzgebiet, 
aufser  in  Berlin  selbst,  hauptsächlich  in  der  Provinz  Branden- 
burg, den  angrenzenden  Teilen  der  Provinz  und  des  König- 
reichs Sachsen,  ebenso  Teilen  von  Posen,  Westfalen,  Han- 
nover, Mecklenburg  und  Pommern,  kurz  in  den  nicht  zu 
entfernt  liegenden  Teilen  der  Nachbarprovinzen  und  Länder 
und  berührt  sich  dabei  hauptsächlich  mit  den  Absatzgebieten 
der  Fischmärkte  zu  Hamburg,  Stralsund,  Stettin,  Dresden 
und  Magdeburg. 

Die  Nachbarmärkte  stehen  dabei  in  lebhaftem  Verkehr 
miteinander  und  gleichen  etwaige  Überfülle  oder  Mangel  an 
einzelnen  Artikeln  untereinander  aus.  Dieser  Ausgleich  geht 
nicht  immer  ganz  leicht  von  statten,  und  vielfach  reichen  die 
natürlichen  Produktionsgebiete  der  betreffenden  Märkte  dazu 
nicht  aus,  ja  es  mufs  häufig  zur  Versorgung  des  deutschen 
Fischmarktes  auf  das  Ausland  zurückgegriffen  werden,  wie 
auch  dieses  wieder  auf  den  deutschen  Markt  angewiesen  ist. 
Wie  sehr  der  deutsche  Fischmarkt  von  den  Nachbarländern 
abhängig  ist,  resp.  diese  vom  deutschen  Markt,  möge  um- 
stehende Tabelle  veranschaulichen. 

Erleichtert  wird  die  Fischeinfuhr  durch  die  Zollfreiheit, 
die  der  lebende  und  frische  Fisch,  sowie  der  leicht  gesalzene 
beim  Passieren  des  deutschen  Zollgebietes  geniefst. 

Übrigens  erheben  auch  alle  anderen  europäischen  Staaten, 
sowie  die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  keinen  Fisch- 
Forschungen  XIX  5.  —  Gofsner.  2 
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zoll,  mit  Ausnahme  Rufslands,  das,  allerdings  auch  nur  (iLür 
frische  Fische,  einen  Zollsatz  von  12  Kopeken  pro  Pud 
=  2,60  M.  pro  Doppelcentner  eingerichtet  hat,  um  seine 
Fischerei,  deren  Ausbeute  allein  im  europäischen  Rufsland 
jährlich  schätzungsweise  68  Millionen  Pud  beträgt,  zu  schützen, 
während  lebende  Fische  frei  hereingelassen  werden^. 

Die  Gesamtfischproduktion  Deutschlands  dagegen  läCst 
sich  nur  schwer  berechnen,  da  die  officielle  Statistik  keinen 
sicheren  Anhalt  bietet.  Doch  wurde  neuerdings  die  deutsche 
Jahresproduktion  von  einem  Sachverständigen  auf 

ca.  1400000  Centner  Süfswasserfische  und 
„     1000000        „         Seefische, 

zusammen  2400000  Centner 
geschätzt,   sodafs  die  Einfuhr  aus  dem  Auslande,  von  der  ca. 
1  Million  auf  Seefische  entfällt,   einen   ziemlich  breiten  Raum 
einnimmt^. 

Nun  arbeiten  zwar  der  deutsche  Seefischereiverein  durch 
Hebung  der  Hochseefischerei  und  der  deutsche  Fischereiverein 
durch  Aussetzen  von  Fischen  in  verödete  Gewässer  in  aner- 
kennenswerter Weise  daran,  uns  vom  Auslande  unabhängiger 
zu  machen.  Bis  jetzt  hat  indessen  ihrer  aufopfernden  Thätig- 
keit  immer  noch  —  wie  die  steigenden  Einfuhrzahlen  be- 
weisen —  der  durchschlagende  Erfolg  gefehlt. 

Eines  lehren  uns  aber  noch  die  mitgeteilten  Zahlen,  und 
zwar  den  enormen  und  oft  plötzlichen  Wechsel,  der  den  Ver- 
sand von  den  einzelnen  Ländern  sowohl,  als  auch  die  Gesamt- 
einfuhr sowie  Ausfuhr  zu  einer  so  schwankenden  macht. 

Dieser  Wechsel  hat  seinen  Grund  in  der  Unsicherheit  der 
Fischerei  überhaupt.  In  einem  Jahre  nämlich  treten  die 
Fische  massenhaft  an  einer  Küste  auf,  um  im  nächsten  Jahre 
fast  ganz  fortzubleiben  und  andere  Meeresregionen  aufzu- 
suchen. Dazu  kommen  Witterungs-  und  Temperaturverhält- 
nisse, die  den  Fischfang  erschweren  und  mancnmal  ganz  un- 
möglich machen ;  hierher  gehören  ferner  die  Fischkrankheiten, 
die  im  Binnenlande  ganze  bisher  fischreiche  Gewässer  veröden, 
heifse  Sommer,  die  den  Transport  für  die  leicht  verderbliche 
Ware  schwierig  gestalten,  besonders  wenn  infolge  eines  oder 
gar  —  wie  in  den  Jahren  1896 — 1898  —  mehrerer  aufeinander 
folgender  warmer  Winter  die  Eisvorräte  knapp  und  teuer  sind 
und  dergleichen  mehr. 

Unter  solchen  Verhältnissen  leidet  natürlich  sehr  die 
KegelmälBigkeit  der  Bezüge,  und  es  wird  sehr  schwierig  ge- 
macht, im  voraus  auch  nur  die  ungefähre  Produktion  zu  be- 
stimmen. 

Daher  gehört  zum  Fischhandel  Unternehmungsgeist,  grofse 

*  Niederschrift  der  ZoUkonfereuz  des  deutschen  Fischerei  Vereins. 
Berlin  1900. 

2* 


90 


XIX  5. 


Ecliftfitliche  Umsicht  und  ein  klarer  Blick,  um  die  augen- 
sklich  günstige  Konjunktur  zu  erfassen  und  zu  benutzen, 
die  tich  am  nächsten  Tage  schon  in  das  Gegenteil  verkehrt 
Umq  kann,  und  femer  ein  gentkgendes  Kapital,  um  auch 
d  einen  etwaigen  MifserfoJ^  ertragen  za  können. 


Der  Berliner  Bngrrosfischmarkt. 

Der   Gesamthandel    auf  dem    Berliner   Engrosfischmarkt 
zeigt  uns  für  die  letzten  Jahre  folgende  Daten  ^ : 


1896 
1897 
1898 
1899 
1900 


Gewicht: 

ca.  198750  Centner 

150630 

142  905 

135405 

136250 


r» 


Wert: 

ca.  7 140000  Mark 

7400000 

7442350 

7562520 

7876000 


n 


Davon  entfallen  auf: 


1896: 
1897: 
1898: 
1899: 
1900: 


1896 
1897 
1898 
1899 
1900 


a)  lebende  Fische 

ca.  50750  Centner  =  3140000  Mark 

„  52381        „        ==  3300000      ^ 

„  51530        „         =3388600      „ 

„  49030        „         =  3532770      „ 

„  49750        „        =3537500      „ 

b)   tote  Fische 

ca.  148000  Centner  =  4000000  Mark 
„      98250        „        =  4100000      „ 
„      91375        „        =4053000      „ 
„      86375        ^        =  4629750      „  . 
„      86500        .        =4338500      . 


Diese  Statistik  ist  im  Auftrage  des  Magistrats  von  Berli& 

ert  und  die  einzige,  die  als  amtlich  für  uns  in  Betracht 
lt.  Leider  giebt  sie  uns  aber  nur  seit  dem  Jahre  189& 
Auskunft.  Sie  wird  in  der  Weise  gewonnen,  dafs  der  städtische 
Verkaufsvermittler  sich  mit  einer  Kommission  von  branche- 
kundigen  Vertrauensmännern  zusammenthut,  und  nach  sorg- 
fiütiger  Schätzung  der  Umsätze  der  einzelnen  Geschäfte  and 
nach  Abzug  der  Ausfuhr  den  Berliner  Umsatz  feststellt 
Demnach  wären  die  angegebenen  Zahlen  im  grofsen  und 
ganzen  die  Zahlen  des  Konsums  von  Berlin  und  Vororten, 
während  nach  ziemlich  übereinstimmender  Schätzung  der 
gröfsten  Berliner  Händler  die  Wiederausfuhr  an  lebenden  imdk 


>  Mitteilungen  des  Fischereivereins  far  die  Provinz  Brandenburg^ 

Xden   betreffenden  Jahrgängen.    Für   1899  und  1900:    Berichte   der 
Itesten  der  Kaufmannschaft  von  Berlin. 
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ioten  Fischen  ca.  Vs  des  Wertes  und  V4  des  Gewichts  beträgt, 
also  hauptsächlich  in  besseren  Sorten  besteht.  Um  diese 
Summe  müfsten  also  die  angegebenen  Ziffern  erhöht  werden, 
um  den  ungefähren  Gesamtumsatz  eines  Jahres  für  den  Berliner 
Fischmarkt  zu  erhalten^. 

Berlin,  das  mit  seinen  Vororten  ca.  2^!a  Millionen  Seelea 
zählt,  konsumierte  nach  oben  angegebener  Tabelle  im  Durch- 
schnitt der  Jahre  1896—1899  ca.  6Va  Pfund  pro  Kopf  und 
Jahr.  Gewifs  keine  hohe  Eonsumziffer,  die  zu  heben  sowohl 
von  den  deutschen  Fischereivereinen,  wie  von  dem  Berliner 
Fischhandel  mit  aller  Kraft  angestrebt  wird.  Die  Frage,  ob 
.  sich  für  diese  Bestrebungen  gute  oder  schlechte  Aussichten 
auf  Erfolg  bieten,  wird  uns  an  anderer  Stelle  zu  beschäftigen 
haben. 

In  diesen  Gesamtumsatz  auf  dem  Berliner  Fischmarkt 
teilen  sich  nun,  wie  schon  in  dem  Teil,  der  sich  mit  der  Ent- 
wicklung des  Berliner  Fischhandels  befafste,  erwähnt,  die 
Engrosfirmen  und  die  Fischauktionen. 

Zunächst  werden  wir  uns  mit  ersteren  zu  befassen  haben. 

Die  EngrroBfirmen. 

Während  die  Funktionen  des  Engros-  und  Detailhandels 
ganz  verschiedene  sind,  giebt  es  auf  dem  Berliner  Fischmarkt 
Firmen,  die  beide  Handelsarten  betreiben.  Denn  neben  den 
Firmen,  die  sich  nur  mit  Engrosgeschäften  befassen  einerseitSi 
und  den  Detaillisten  andererseits  stehen  eine  Reihe  von  Firmen, 
die  zum  Teil  sehr  grofse  Umsätze  haben  und  sowohl  en  gros 
wie  en  detail  verkaufen. 

Die  reinen  Engrosgeschäfte,  sowie  die  eben  erwähnten 
Mischgeschäfbe  in  Hinsicht  auf  ihre  Engrosthätigkeit  vereinigen 
in  sich  die  Funktionen,  die  beim  Berliner  Fleischhandel' 
zwischen  Kommissionären  und  Engrosschlächtern  geteilt  sind, 
d.  h.  sie  sind  die  kapitalskräftigen  Firmen,  die  die  Ware  meist 
bar  bezahlen  und  dem  Markte  zuführen,  sie  aber  andererseits 
wieder  direkt  ohne  Mittelspersonen  an  den  Kleinhändler  über- 
lassen, der  bei  ihnen  Kredit  geniefst,  während  die  Kommissionäre 
im  Fischhandel  nur  die  Aufkäufer  sind,  die  an  die  Engros- 
handlungen fest  oder  per  Kommission  verkaufen,  resp.  an  die 
Auktionshallen  konsignieren. 

^  Bei  dem  Fehlen  eines  städtischen  Octrois  ist  eine  genaae  Zahl 
überhaupt  nicht  anzugeben.  Die  Eisenbahnstatistik,  sowie  die  in  den 
fltatistbchen  Jahrbüchern  Berlins  angegebenen  Daten  waren  leider  nicht 
zu  gebrauchen,  da  in  ihnen  aufser  frischen  Fischen  auch  Kesalsene, 
marinierte  etc.  enthalten  sind,  und  es  dem  Verfasser  unmöglich  war, 
EU  ermitteln,  wieviel  frische  Fische  allein  danach  das  Berliner  Weich- 
bild passierten. 

'  V.  Halle,  Die  Organisation  des  Berliner  Fleischmarktes  in  Schmollen 
Jahrbuch  für  Gesetzgebung,  Verwaltung  etc.  Bd.  XVI. 
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Die  Engrosfischhandlungen  sind  meist  ältere,  schon  einige 
Jahrzehnte  bestehende  Geschäfte,  manche  schon  aus  der  ersten 
Hälfte  des  vor.  Jahrhunderts  stammend  und  geleitet  von  Söhnen 
oder  sonstigen  jüngeren  Verwandten  ihrer  Begründer.  Sie 
geniefsen  im  allgemeinen  einen  soliden,  wohlverdienten  Ruf, 
ihre  Inhaber  erfreuen  sich  grofser  Achtung  und  eines  zum 
Teil  bedeutenden  Wohlstandes. 

Ihrerseits  scheiden  sie  sich  wieder  in  Handlungen  mit 
lebenden  und  solche  mit  toten  frischen  Fischen,  wenn  sich  auch 
die  Grenzen  zwischen  beiden  manchmal  verwischen,  und  be- 
sonders die  oben  schon  erwähnten  Mischgeschäfte  auch  hier 
wieder  in  der  Mitte  stehen. 


Die  Engn^osfirmen  für  lebende  Fische. 

Der  Berliner  Markt  für  lebende  Fische  ist  unstreitig  der 
bedeutendste  in  ganz  Europa,  ja  vielleicht  in  der  Welt,  und 
übertrifft  bei  weitem  die  von  London  und  Paris  an  Menge  der 
zum  Verkauf  gestellten  Ware^ 

Die  in  der  angeführten  Tabelle  mitgeteilten  statistischen 
Daten  zeigen  uns,  einen  wie  breiten  Raum  auf  dem  Berliner 
Fischmarkt  der  lebende  Fisch  immer  noch  einnimmt  —  dem 
Werte  nach  zwischen  40— 45®/o  —  und  wie  sehr  beliebt  er 
daher  trotz  aller  Konkurrenz  beim  Berliner  Publikum  ist.  Und 
in  der  That  hat  Berlin  von  allen  Grofsstädten  der  Welt  wie 
den  gröfsten  Markt,  so  auch  den  gröfsten  Konsum  an  lebenden 
Fischen  K 

Auf  den  Markt  gebracht  werden  die  lebenden  Fische 
aufser  durch  die  Auktionen,  von  denen  an  anderer  Stelle  die 
Rede  sein  wird,  in  der  Hauptsache  durch  einige  Grofsfirmen, 
von  denen  die  eine  Zweiggeschäfte  in  London  und  Stettin  be- 
sitzt und  als  eine  der  gröfsten  Fischhandlungen  der  Welt  gilt. 
Neben  diesen  ca.  4 — 5  gröfseren  Geschäften  beziehen  noch 
einige  kleinere  Händler  direkt,  doch  kommen  die  von  ihnen 
eingeführten  Waren  kaum  in  Betracht  gegen  die  von  den 
grofsen  Geschäften  gemachten  Umsätze. 

Es  werden  nur  Süfswasserfische  lebend  gehandelt,  da  die 
Technik  noch  nicht  so  weit  vorgeschritten  ist,  um  auch  See- 
fische lebend  auf  gröfsere  Entfernungen  transportieren  zu 
können. 

Hauptfanggebiete  neben  der  Mark  Brandenburg  sind 
Mecklenburg,  Pommern,  Ost-  und  Westpreufsen ,  Posen, 
Schlesien,  Provinz  und  Königreich  Sachsen,  Westfalen,  Han- 
nover und  Schleswig-Holstein.  Daneben  werden  auch  lebende 
Fische  bezogen  von  der  russischen  Ostseeküste,  aus  Holland, 


^  Micha  a.  a.  0. 

'  Zollkonferenz  des  deutschen  Fischerei  Vereins.    Berlin  1900. 
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Dänemark,  Schweden,  Österreich,  ja  in  den  letzten  Jahren 
sind  auch  Rumänien  und  die  französische  Bourffogne,  aller* 
dings  nur  mit  kleinen  Bezügen,  in  den  Wettbewerb  ein- 
getreten. 

Unter  den  lebenden  Fischen  nimmt  auf  dem  Berliner 
Markt  unstreitig  der  Hecht  den  ersten  Platz  ein.  Er  ist  kein 
Saisonfisch,  sondern  wird  das  ganze  Jahr  über  gehandelt,  wenn 
die  Zufuhren  auch  im  Sonmier  bedeutend  stärkere  sind,  da 
ja  überhaupt  der  Fischfang  in  der  wärmeren  Jahreszeit  inten- 
siver betrieben  wird  als  in  der  kalten.  In  den  heimischen 
Gewässern  ist  er  sehr  reichlich  vertreten,  daneben  wird  er 
noch  in  kleinen  Quantitäten  bezogen  von  der  russischen  Ostsee* 
küste,  sowie  aus  Dänemark  und  Schweden  ^ 

Der  Aal  ist  der  eigentliche  Fisch  der  Sommersaison, 
Seine  Bezugsgebiete  sind  dieselben  wie  die  des  Hechtes.  Stettin 
ist  Haupthandelsplatz  ftlr  Aale ,  was  sich  daraus  erklären 
läfst,  dafs  einmal  im  Stettiner  Half  sehr  viele  Aale  gefischt 
werden,  und  zweitens  Stettin  vermöge  seiner  günstigen  Lage 
Importplatz  für  schwedische  Aale  geworden  ist.  Der  Aal  ist 
bekanntlich  sowohl  im  Süfs-  wie  im  Seewasser  lebensfähig  und 
hält  sich  zu  gewissen  Zeiten  massenhaft  im  Brakwasser  an 
der  südschwedischen  und  der  gegenüberliegenden  russischen 
Küste  auf.  Dort  wird  er  in  grofsen  Mengen  gefangen  und 
auf  See  an  Bord  von  sogenannten  Quatzen  genommen.  Eine 
Quatz  ist  ein  kutterähnliches,  kleines  Segelfahrzeug,  unter 
dessen  Boden  ein  durchlöcherter  Kasten,  gewissermafsen  ein 
zweiter  Boden  angebracht  ist,  in  dem  die  gefangenen  Fische 
untergebracht  und  transportiert  werden.  Diese  Quatzen  fahren 
für  Rechnung  einiger  Berliner  und  Stettiner  Fischhändler. 
Besonders  im  Herbst,  wenn  im  Binnenlande  die  Aale  anfangen, 
knapp  zu  werden,  ist  der  Handel  mit  diesen  sogenannten 
Blankaalen  sehr  bedeutend. 

Der  Schlei  wird  ebenfalls  in  Berlin  sehr  geschätzt.  Seine 
Hauptbezugsgebiete  sind  neben  der  Heimat  Galizien  und 
Bussisch-Polen,  sowie  auch  die  Niederlande. 

Die  Plötze  ist  der  Fisch  des  kleinen  Mannes.  Haupt- 
handelsplatz dafür  ist  Stralsund,  das  ^ie  Fänge  aus  der  be- 
nachbarten wasser-  und  daher  auch  fischreichen  Gegend  an 
sich  zieht  und  dann  weiter  versendet.  Aber  auch  sonst  kommt 
die  Plötze  in  allen  heimischen  Gewässern  vor. 

Unter  diversen  resp.  bunten  Fischen  fafst  man  zusammen 
die  Aländer,  Bleie,  Maränen,  Quappen,  Kaulbarse,  Barse, 
Karauschen  etc.  etc.,  die  aus  dem  Gebiet  der  ganzen  Monarchie, 
hauptsächlich  aus  den  östlichen  Provinzen  herangebracht 
werden  *. 


1  Micha  a.  a.  0. 
*  Micha  a.  a.  O. 
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Schliefslich  bleibt  noch  zu  nennen  der  in  lebendem  Zu- 
stande beliebteste  Fisch  des  Berliner  Marktes,  der  Zander. 
Wegen  seiner  grofsen  Empfindlichkeit  ist  er  lebend  nur  auf 
kürzere  Strecken  zu  beziehen,  in  der  Regel  nicht  über 
10  Meilen  im  Umkreis  von  Berlin  hinaus.  Diese  Thatsache 
sowohl,  wie  seine  verhältnismäfsige  Seltenheit  in  unseren  Ge- 
wässern machen  ihn  sehr  teuer. 

Alle  diese  bisher  erwähnten  Fische  sind  sogenannte  Wild- 
iische,  d.  h.  Fische,  die  in  offenen  Gewässern  im  grofsen  und 
ganzen  ohne  besondere  Anstalten  für  Zucht,  Pflege  etc.  leben. 
Eine  ganz  andere  Species  repräsentieren  die  Teichfische,  d.  h. 
Fische,  die  in  geschlossenen  Gewässern  künstlich  gezüchtet 
und  gefüttert  werden.  Zu  ihnen  gehören  vor  allen  Dingen 
Lachse,  Forellen  und  die  für  den  Berliner  Markt  so  wichtigen 
Karpfen,  wenn  sie  auch  alle  nebenbei  in  der  Freiheit  als 
Wildfische  vorkommen. 

Da  sich  der  Handel  mit  ihnen  ganz  anders  gestaltet,  so 
sei  es  mir  gestattet,  erst  den  Wildfischhandel  im  Zusammen- 
hang zu  absolvieren  und  dann  zu  den  Teichfischen  überzu- 
gehen. 

Die  Wildfische  werden  von  den  Grofshändlem  in  ver- 
schiedener Weise  auf  den  Markt  gebracht. 

Einmal  treten  diese  nämlich  als  Selbstproduzenten  auf, 
indem  sie  grofse  Fischereien  pachten  und  für  eigene  Rechnung 
befischen  lassen;  die  Erträgnisse  werden  dann  —  soweit  mög- 
lich —  durch  eigene  Dampfer  oder  durch  die  Eisenbahnen 
dem  Berliner  Markt  zugeführt. 

Früher  schlofs  man  daneben  noch  Kontrakte  mit  den 
selbständigen  Fischern  in  der  Art,  dafs  diese  gebunden  waren, 
für  einen  bestimmten  Preis  ihren  Gesamtertrag  auf  eine  be- 
stimmte Zeit  dem  Händler  zu  schicken.  Da  dies  jedoch  zu 
Unzuträglichkeiten  und  Chikanen  führte,  woran  die  Schuld 
immer  eine  Kategorie  der  anderen  zuschob,  so  ist  dieser 
Modus  jetzt  seltener  geworden. 

Dafür  bereisen  Aufkäufer,  Kommissionäre  die  Fischerei- 
distrikte, um  den  Fang  an  Ort  und  Stelle  aufzukaufen;  auch 
an  gröfseren  Stapelplätzen,  wie  Stralsund,  Stettin  etc.  giebt  es 
solche  Kommissionäre,  die  sich  mit  dem  Aufkauf  von  gröfseren 
Posten  befassen. 

Diese  Kommissionäre  sind  selbständige  Kaufleute,  die 
allerdings  durch  die  jahrelange  Gewohnheit  meist  nur  je  mit 
einer  grofsen  Berliner  Firma  in  Verbindung  stehen. 

Das  Geschäft  wird  in  der  Art  abgeschlossen,  dafs  der 
Kommissionär  vom  Fang-  oder  Aufkaufplatz  aus  auf  tele- 
graphischem oder  telephonischem  Wege  den  Händler  von  der 
Menee  und  Art  der  aufgekauften  Ware  verständigt.  Der 
Händler  macht  dann  auf  demselben  Wege  sein  Angebot,  meist 
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den  Marktpreis,  wenn  nicht  besondere  Umstände  andere  Dis- 
positionen verlangen. 

Ist  eine  Einigung  erzielt  —  und  das  geschieht  unter  den 
meist  alten  Geschäftsfreunden  fast  immer  — ,  so  sendet  der 
Kommissionär  die  Ware  nach  Berlin  und  erhält  in  der  Re^l 
sofort  Barzahlung,  was  für  ihn  von  groFsem  Vorteil  ist,  da  er 
sein  Geld  zu  neuen  Aufkäufen  braucht.  Die  Differenz  zwischen 
dem  Preise,  den  er  selbst  gezahlt  und  dem,  den  er  vom 
Händler  erhalten,  ist  dann  sein  Verdienst  nach  Abzug  aller  Spesen. 

Sonst  kauft  der  Grofshändler  auch  wohl  gelegentlich  teils 
selbst,  teils  durch  seine  Agenten  kleinere  Posten  von  einzelnen 
Fischern,  oder  erwirbt,  wenn  es  ihm  günstig  erscheint,  auch 
auf  den  Auktionen  Ware.  Auiserdem  herrscht  ein  ziemlich 
lebhafter  Verkehr  zwischen  den  Berliner,  Stralsunder,  Ham- 
burger, Stettiner  und  Dresdener  Grofshändlem ,  um  Angebot 
und  Nachfrage  möglichst  zu  regeln,  wenn  auch  diese  Ver- 
bindungen zwischen  den  einzelnen  Händlern  nicht  den  Charakter 
von  Trusts  tragen. 

Was  die  Bezüge  vom  Ausland  anbelangt,  so  erreichen 
diese  den  Berliner  Markt  entweder  auch  durch  Kommissionäre 
oder  durch  Kauf  vom  Produzenten,  wie  etwa  beim  schwedi- 
schen Aalhandel,  oder  endlich  durch  feste  Käufe  von  aus- 
ländischen Firmen. 

Der  Bezug  der  Ware  ist  also  ein  sehr  mannigfaltiger. 
Der  Händler  mufs  seine  Kundschaft  befriedigen  und  muüs 
darauf  sehen,  dafs  er  selbst  möglichst  viel  Vorteil  dabei  hat. 
Da  die  Fischpreise  aber  an  den  verschiedenen  Plätzen  ver- 
schiedene sina  und  sehr  häufig  wechseln,  so  kann  es  ihm  z.  B. 
passieren,  dafs  er  einen  Posten  Fische,  den  er  gestern  nach 
Hamburg  verkauft  hat,  heute  um  teureren  Preis  wiedernehmen 
mufs,  da  die  Konjunktur  plötzlich  umgeschlagen,  die  Nach- 
frage stärker  geworden  ist.  Und  doch  kann  er  unter  Um- 
ständen an  diesem  Geschäft  noch  verdienen,  vielleicht  aber 
auch  verlieren,  denn  die  Chancen  beim  Fischhandel  sind  sehr 
wechselreich. 

So  kommt  es  denn,  dafs  die  lebenden  Fische  trotz  ihrer 
Empfindlichkeit  oft  schon  durch  viele  Hände  gegangen  sind, 
ehe  sie  der  Konsument  erhält,  wodurch  natürlich  infolge  des 
häufigen  Umladens  die  Ware  nicht  besser  wird,  während  der 
Preis  wegen  der  höheren  Spesen  steigt. 

Auf  der  anderen  Seite  Kommt  aber  auch  ein  grofser  Teil 
des  Verbrauchs,  und  wohl  der  bedeutend  gröfsere  —  wie  wir 
gesehen  haben  — ,  auf  einfachere  Art  in  die  Hand  des  Kon^ 
sumenten,  sodafs  die  Mängel,  die  der  ersteren  innewohnen, 
dadurch  in  hohem  Grade  paralysiert  werden. 

Ein  ganz  anderes  Bild  zeigt  der  Handel  mit  Teichfischen. 
Von  diesen  kommt  für  den  Berliner  Markt  eigentlich  nur  der 
Karpfen  in  Betracht. 
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Neben  ihm  könnte  man  höchstens  noch  die  Forelle  er- 
wähnen, die  in  vielen  Abarten  gezüchtet  wird,  während 
lebender  Lachs  so  gut  wie  gamicht  auf  den  Markt  kommt. 
Der  jährliche  Gesamtumsatz  an  Forellen  auf  dem  Berliner 
Markt  beträgt  nur  ca.  300—400  Centner.  Sie  sind  eben 
Luxusfische,  nach  denen  nur  in  den  Kreisen  der  obersten 
Zehntausend  Nachfrage  ist.  Der  Händler  kauft  sie  direkt  fest 
vom  Teichwirt.  Für  die  Wildforellen,  die  zum  Teil  aus 
Bayern  kommen ,  ist  Erfurt  Haupthandelsplatz ;  Forellen- 
züchtereien  giebt  es  hauptsächlich  in  Sachsen,  Schlesien  und 
Westfalen. 

Eine  ganz  andere  Bedeutung  für  den  Berliner  Handel  hat 
der  Karpfen.  Auch  er  kommt  vielfach  als  Wildfisch  vor.  Da 
er  jedoch  ein  sogenannter  Friedfisch  ist,  so  ist  seine  Existenz 
in  den  offenen  Gewässern  durch  allerlei  Raubfische,  an  deren 
Spitze  der  Hecht  steht,  bedroht,  sodafs  die  Erträgnisse  der 
Wildfischereien  zur  Deckung  des  Bedarfs  nicht  ausreichen 
würden.  Aus  diesem  Grunde  haben  sich ,  besonders  in  den 
letzten  Jahrzehnten,  die  Teichwirtschaften  und  Karpfen- 
züchtereien,  die  schon  einmal  im  Mittelalter,  besonders  in  den 
Klöstern,  in  hoher  Blüte  standen,  wieder  sehr  vermehrt. 

Der  gröfste  Teil  der  Zufuhren  auf  dem  Berliner  Markt 
kommt  aus  den  Teichwirtschaften  Österreich-Galiziens,  Öster- 
reichisch- und  Preufsisch-Schlesiens  und  der  Lausitz.  Daneben 
liefern  noch  einzelne  Teichwirte  aus  den  anderen  Provinzen, 
sowie  die  Wildfischereien,  welch'  letztere  allerdings  keine  so 
ausgesuchte,  gleichmäfsige  Ware  und  auch  nicht  in  solcher 
Menge  produzieren  können.  Auch  Rufsland,  die  Ostseeprovinzen 
und  Russisch-Polen,  Holland,  Rumänien,  denen  sich  im  letzten 
Jahre  auch  Frankreich^  angeschlossen  hat,  beteiligen  sich  an 
der  Versorgung  des  Berliner  Marktes  mit  lebenden  Karpfen. 
Doch  sind  diese  Zufuhren  aus  dem  entfernteren  Ausland 
wegen  des  stärkeren  Risikos  und  der  höheren  Spesen,  z.  B. 
aus  der  Bourgogne  36  Stunden  Bahnfahrt  und  20  Pf.  Trans- 
portkosten pro  Pfund,  keine  besonders  starken  und  daher  auch 
nicht  ausschlaggebend;  einige  Bedeutung  können  sie  nur  bei 
grofser  Karpfenknappheit  aus  den  näheren  Bezugsgebieten  ge- 
winnen, und  daran  ist  bei  dem  heutigen  Stande  der  Pro- 
duktion gamicht  zu  denken. 

So  kommen  denn  die  Hauptzufuhren  aus  den  schon  oben 
genannten  Produktionsgebieten,  und  zwar  ist  mittlere  Ware 
(3—5  Pfund  pro  Fisch,  45 — 55  Stück  auf  den  Centner)  am 
begehrtesten. 

Die  jährliche  inländische  Karpfenproduktion  wird  be- 
rechnet*: 

^  S.  pag.  28. 

■  Deutsche  Fisch ereizeitung  (Stettin),  Jahrgang  1899. 
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für  die  Lausitz    .     .     .     auf  ca,  15 — 200Ö0  Centner, 

„    Schlesien   ....„„  30000        „ 
„    andere  norddeutsche 

Gebiete     .     .     .      „      „  40000        „ 

für  ganz  Norddeutschland  auf  ca.      90  000  Centner  Karpfen. 

Von  diesem  Quantum  hat  in  den  letzten  Jahren  der 
Berliner  Markt  durchschnittlich  noch  nicht  einmal  10  ^/o  auf- 
genommen. Dabei  hat  sich  in  derselben  Zeit  die  Zahl  der 
Teichwirtschaften  infolge  der  landwirtschaftlichen  E^risis  mit 
ihren  niedrigen  Getreidepreisen  noch  vermehrt,  und  nach  dem 
Ausspruche  eines  sicheren  Gewährsmannes  ist  mancher  Morgen 
guten  Weizenbodens  in  der  Lausitz  und  in  Schlesien  zu 
Karpfenteichen  verwendet  worden.  Solange  also  die  Getreide- 
preise nicht  anziehen  und  den  Kömerbau  wieder  lohnend 
machen,  ist  kaum  daran  zu  denken,  dafs  die  Produktion  von 
Karpfenfleisch  hinter  dem  Bedarf  zurückbleiben  könnte. 

Andererseits  ist  vielfach  von  einer  Überproduktion  die 
Rede  gewesen.  Und  wirklich  war  auf  dem  Berliner  Markt 
zeitweise  das  Angebot  gröfser  als  die  Nachfrage.  Schliefslich 
sind  jedoch  auch  die  grofsen  Quantitäten  untergebracht  worden. 
Dem  wäre  aber  noch  leichter  abzuhelfen,  wenn  Züchter  so- 
wohl wie  Händler  nicht  nur  immer  die  grofsen  Städte,  sondern 
auch  die  kleinen  und  das  flache  Land  beschickten,  wo  die 
Gelegenheit,  Fische  zu  erhalten,  sich  nur  selten  einmal  bietet, 
wenn  sich  nicht  in  der  Nähe  Fischgewässer  befinden. 

Doch  zurück  zum  Berliner  Fischmarkt.  Wie  schon  er- 
wähnt, vollzieht  sich  der  Karpfenhandel  in  anderer  Weise, 
wie  der  übrige  Fischhandel.  Der  Grund  dafür  liegt  darin, 
dafs  die  Händler  bei  der  Hauptbedarfsdeckung  aus  Schlesien, 
der  Lausitz  etc.  es  nicht  mit  vereinzelten  Aufkäufern,  Kom- 
missionären oder  Einzelproduzenten,  wie  bei  den  anderen 
Fischarten,  zu  thun  haben,  sondern  dafs  hier  die  Produzenten, 
die  Teichwirte,  in  gewisser  Weise  organisiert  sind,  und  zwar 
im  Inlande  die  Schlesier  zum  Breslauer  Karpfenmarkt,  die 
Lausitzer  zur  Kottbuser  Karpfenbörse,  denen  sich  im  Jahre 
1899  noch  die  Bautzener  Karpfenbörse  zugesellt  hat^. 

Der  Karpfen  ist  der  eigentliche  Fisch  der  Wintersaison. 
Lebhaftere  Nachfrage  nach  ihm  beginnt  erst  im  November 
und  Dezember,  erreicht  ihren  Höhepunkt  am  Weihnachts-  und 
Sylvesterabend,  an  denen  jede  richtige  Berliner  Familie  ihren 
Karpfen  auf  dem  Tisch  haben  mufs,  und  flaut  dann  langsam 
gegen  das  Frühjahr  hin  wieder  ab. 

Demgemäfs  finden  die  Zusammenkünfte  der  Produzenten, 
von  denen  oben  die  Rede  gewesen,  alljährlich  ungefkhr  Anfang 
September,   wenn  man  die  Bestände  übersehen  kann,  statt. 
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Zu  den  Karpfenböi'sen  kommen  auch  die  Händler  aus  Ham- 
burg, Berlin,  Stettin,  Dresden  etc.,  um  sich  mit  den  Pro- 
duzenten über  die  Preise  zu  einigen,  eventuell  schon  Käufe 
abzuschliefsen.  Der  grofsen  Händler,  die  sich  Tausende  von 
Centnem  Karpfen  einigen  können,  sind  aber  immer  nur  sehr 
wenige,  die  unter  sich  leicht  einen  Maximalpreis  festsetzen 
können  ^  Und  wenn  auch  kein  direkter  Händlerring  besteht, 
wenn  auch  jeder  einzelne  für  seine  Person  möglichst  billig  zu 
kaufen  sucht ^,  so  ist  es  doch  nur  natürlich,  wenn  sie  vorher 
miteinander  Fühlung  zu  gewinnen  suchen,  um  nicht  etwa 
mehr  zu  zahlen,  wie  der  Konkurrent.  Der  Produzent,  der 
natürlich  schon  mit  dem  Ertrage  der  Karpfen  für  den  Herbst 
gerechnet  hat,  manchmal  sogar  schon  Vorschufs  vom  Händler 
braucht,  oder,  wenn  auch  das  nicht  der  Fall,  seine  Karpfen 
nicht  mehr  den  Winter  über  füttern  will,  da  der  Fisch  im 
Winter  ca.  ö^/o  an  Gewicht*  verliert,  ist  gezwungen,  da  das 
Angebot  ja  ein  reichliches  ist,  und  aufser  der  Lausitz  und 
Schlesien     sich     auch    andere    Gebiete    stark    mit    Karpfen- 

froduktion  befassen,  fttr  jeden  einigermafsen  annehmbaren 
reis  zu  verkaufen. 

Dadurch  werden  die  Vorteile  der  gemeinsamen  Organi- 
sation für  die  Produzenten  beinahe  illusorisch  gemacht,  und 
so  ist  denn  auf  der  im  vorigen  Jahre  zum  erstenmale  in 
Bautzen^  abgehaltenen  Karpfenbörse  ganz  ernstlich  erwogen 
worden,  ob  es  nicht  besser  sei,  eine  genossenschaftliche  Absatz- 
organisation,  ähnlich  wie  Molkereigenossenschaften  etc.,  ein- 
zuführen. Zu  diesem  Zwecke  sollten  in  Berlin  Karpfenhälter 
gebaut  werden,  und  zwar  vom  Berliner  Magistrat,  der  sie 
dann  den  Produzenten  mietweise  überlassen  sollte,  eventuell 
wolle   man   selbst  Fischhälter  in  Berlin   oder  Bautzen   bauen. 

Da  sich  aber  der  Karpfenhandel  im  ganzen  nur  auf  zwei 
Monate  im  Jahre  erstreckt,  so  wäre  die  Erbauung  von  Karpfen- 
hältem  für  diese  Zeit  sehr  kostspielig,  wenn  man  sie  in  der 
übrigen  Zeit  nicht  anderweitig  vermieten  könnte.  Anderer- 
seits ist  auch  der  Vorschlag  aufgetaucht,  den  Karpfen  nicht 
nur  als  Winterfisch,  sondern  das  ganze  Jahr  über  zu  handeln. 
Dem  stehen  jedoch  auch  manche  Schwierigkeiten  entgegen. 

Bei  Bezügen  ab  Teich  trägt  in  der  Regel  der  Händler 
den  Transport. 

In  anderen  Produktionsgebieten  giebt  es  keine  derartigen 
Institutionen,  wie  in  der  Lausitz  und  Schlesien.  Die  Bezüge 
von  dort  erhält  der  Händler  daher  in  derselben  Weise,  wie 
die   der  übrigen   lebenden   Fische,    resp.   soweit  es   sich    um 


>  Deutsche  Fischereizeituog  1899  Nr.  38. 
■  Deutsche  Fischereizeitung  1899  Nr.  39. 
'  Deutsche  Fischereizeitung  1900  Nr.  4. 
«  Deutsche  Fischereizeitung  1899  Nr.  38. 
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künstliche  Produktion  handelt,  auch  direkt  vom  Teichwirt. 
Im  übrigen  kauft  der  Händler  auch  sehr  viel  Karpfenfleisch 
unter  der  Hand,  wenn  sich  gerade  Gelegenheit  bietet. 

Es  bleibt  nun  noch  übrig,  an  der  Hand  der  Statistik  die 
Verteilung  der  einzelnen  Fischarten  auf  den  Gesamtumsatz 
des  Berliner  Fischmarktes  für  lebende  Fische  festzustellen. 

(Vgl.  die  Tabelle  auf  nächster  Seite.) 

Die  mitgeteilten  Zahlen  ergeben  nur  die  ungefähren 
Jahresumsätze,  wie  sie  vom  städtischen  Verkaufsvermittler  für 
den  Berliner  Fischhandel  festgestellt  sind,  machen  aber,  wie 
die  schon  vorher  angeführten,  keinen  Anspruch  auf  unbedingte 
Genauigkeit. 

Wir  ersehen  daraus  einmal,  wie  verschieden  die  Zufuhren 
der  einzelnen  Fischarten  quantitativ  von  einander  sind,  dann 
aber  auch,  wie  diese  einzelnen  Arten  qualitativ  bewertet 
werden  nach  Seltenheit,  Geschmack  etc. 

Abgesehen  von  den  unter  der  Rubrik  „Diverse"  zu- 
sammengefafsten  Fischen  und  den  Karpfen  zeigt  uns  die 
Tabelle  auch,  dafs  die  Zufuhren  an  lebenden  Fischen  in  den 
letzten  Jahren  ziemlich  konstant  geblieben  sind;  Schleie  und 
Plötzen  haben  an  Menge  zwar  etwas  abgenommen,  Hechte 
sind  bis  98  mehr  geworden,  haben  dann  im  letzten  Jahre  aber 
auch  einen  Rückschlag  erfahren.  Doch  sind  diese  Ab-  und 
Zunahmen  nicht  so  bedeutend,  dafs  man  sie  nicht  durch 
die  gewöhnlichen  Schwankungen  im  Fischhandel,  die  auf 
Witterungsverh&ltnissen ,  zeitweilig  schlechten  Erträgen  etc. 
basieren,  erklären  könnte.  Woher  die  Schwankungen  der 
Zufuhren  von  diversen  Fisehen  stammen,  hat  Verfasser  nicht 
recht  in  Erfahrung  bringen  können;  doch  scheinen  sie  ihm,  — 
abgesehen  von  den  schon  erwähnten  allgemeinen  Gründen  — 
darin  zu  liegen,  dafs  unter  dieser  Rubrik  alles  aufgeführt 
wird,  was  wo  anders  nicht  unterzubringen  ist,  und  dafs  daher 
der  an  sich  schon  nicht  ganz  sicheren  Statistik  einige  Irr- 
tümer unterlaufen  sind;  möglich  ist  es  aber  auch,  dafs  durch 
die  schwächeren  Zufubren  der  vorhin  erwähnten  Fische  auch 
einige  sonst  weniger  geschätzte  Fischsorten  marktfähig  wurden, 
wodurch  sich  dann  die  gröfsere  Menge  unter  der  Rubrik 
„Diverse  Fische"  erklären  liefse. 

Gemeinsam  allen  diesen  Wildfischen  sind  gleichbleibende, 
resp.  wenig  zunehmende,  teilweise  sogar  abnehmende  Zufuhren 
bei  steigenden  Preisen. 

Verfasser  erblickt  darin  einen  Beweis  dafür,  dafs  bei 
steigender  Nachfrage,  'bedingt  durch  die  rasche  Bevölkerungs- 
vermehrung Berlins,  die  augenblickliche  günstige  Konjunktur 
und  ähnliche  Ursachen  mehr,  das  Angebot  nicht  viel  stärker 
werden  kann,  weil  unsere  heimischen  Fischgründe,  sowie  die- 
jenigen unserer  nächsten  Nachbarn  aus  schon  oben  mitgeteilten 
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Ursachen  an  der  Grenze  ihrer  Leistungsfähigkeit  angelangt 
sind,  während  das  Bezugsgebiet  wegen  der  Schwierigkeiten 
des  Transports  in  technischer  sowohl  wie  finanzieller  Be- 
ziehung sich  nur  schwer  und  nur  mit  grofsen  Kosten  aus- 
dehnen läfst. 

Auf  der  anderen  Seite  sehen  wir,  dafs  die  Produktion 
von  Teichfischen,  auf  dem  Berliner  Markt  fast  ausschliefslich 
Karpfen ,  in  stetiger  Zunahme  begriffen  ist ,  wie  die  jährlich 
sich  steigernden  Quantitäten  bei  abnehmenden  Preisen  be- 
zeugen. 

Wtlrde  sich  nun  —  wie  es  bisher  scheint  —  die  Nach- 
frage nach  lebenden  Fischen  immer  mehr  von  Jahr  zu  Jahr 
steigern  y  und  würde  dagegen  die  Produktion  an  Wildfischen 
die  bisherigen  Grenzen  nicht  überschreiten  können ,  so  wäre 
es  eine  sehr  dankbare  Aufgabe  für  die  Teich wirte,  ihrerseits 
durch  geeignete  Mittel  in  noch  höherem  Mafse  als  bisher  an 
der  Versorgung  des  Berliner  Marktes  teilzunehmen. 

Doch  lassen  wir  diese  Frage,  die  ja  erst  der  Zukunft  an- 
gehört, auf  sich  beruhen,  und  wenden  wir  uns  wieder  unserem 
Thema  zu. 

Nachdem  der  lebende  Fisch  gefangen  ist,  wird,  er  sofort 
an  Ort  und  Stelle  sortiert,  unter  Umständen  auch  erst  auf 
einem  grofsen  Sammelplatz,  ja  teilweise  erst  in  Berlin,  d.  h. 
Fische  von  ungefähr  gleichem  Gewicht  werden  zusammen- 
gethan,  da  der  Händler  gleichmäfsige  Ware  verlangt;  da  giebt 
es  4 — 5  Pfünder,  2  Pfünder  etc.  Am  meisten  beliebt  und  am 
gangbarsten  ist  Ware  von  mittlerem  Gewicht,  das  natürlich 
nach  der  Art  der  Fische  auch  wieder  sehr  verschieden  ist 

Untermafsige  Fische,  die  sich  in  den  Netzen  gefangen 
haben,  d.  h.  solche,  die  das  gesetzliche  Mindestmafs  noch 
nicht  erreicht  haben,  werden  ihrem  natürlichen  Element 
zurückgegeben.  Haben  sich  solche  doch  einmal  bis  Berlin 
durchgeschmuggelt,  so  werden  sie  hier  von  der  Polizei  konfis- 
ziert und  dann  dem  deutschen  Fischerei- Verein  überwiesen, 
der  für  ihre  Aussetzung  in  geeignet  erscheinende  Gewässer 
Sorge  trägt. 

Die  gesetzlichen  Minimalmafse  für  die  hauptsächlichsten 
der  in  Betracht  kommenden  Fische  betragen  zur  Zeit,  natür- 
lich für  tote  ebenso  wie  fUr  lebende,  nach  dem  Fischereigesetz 
vom  30.  Mai  1874: 

für  Stör 100  cm.  für  Meerforelle ,     Lacha- 

„    Lachs 50  „                    forelle 28  cm. 

„    grofse  Maräne  ...  40  „  „    Maifisch 28  „ 

„    kleine       „        ...  28  „  „    Finte 28  „ 

„    Zander 35  „  „    Karpfen 28  „ 

„    Rapfen 35  „  „     Hecht 28  „ 

„Aal 35  „  „    Schnepel 20  „ 

,    Barbe 28  „  „    Schlei 20  „ 

_    Blei 28  „  „  Aland,  Seekarpfen    .  20  „ 
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für  Döbel ^20  cm.  für  Rotauge 15  cm. 

„    ÜDiie,  Makrele,  Bed-  „  BarBch 15  ^ 

fisch 20  „  „  Plötze 15  „ 

„    Asche  (Asche)  ...    20  „  „  Flunder 15  .. 

„    Scholle,  Goldbntt  .    .    18  „  „  Krebs 10  „ 

„    Karausche     ....    15  „ 

Doch  ist  unter  den  Interessenten  eine  Agitation  im  Gange, 
die  niedrigere  Mindestmafse  erstrebt. 

Direkt  von  den  Fangplätzen,  resp.  von  den  Sammel- 
steilen, wohin  der  Ankäufer  sie  dirigiert  hat,  treten  die  Fische 
dann  die  Reise  nach  Berlin  an. 

Der  Transport  wird  teils  zu  Wasser,  teils  per  Eisenbahn 
bewerkstelligt. 

Der  Wassertransport,  der  ja  nur  in  der  eisfreien  Jahres- 
zeit möglich  ist,  wird  besonders  von  den  Fischern  aus  der 
Umgegend  wegen  seiner  Billigkeit  vorgezogen.  Die  Fische 
werden  in  einen  durchlöcherten  Kasten,  der  im  Wasser 
schwimmt,  den  sogenannten  Fischdröbel  gesetzt,  der  an  den 
Fischerkahn  angebunden  wird,  und  legen  auf  diese  Weise  die 
Reise  in  ihrem  heimischen  Element  zurück. 

In  ähnlicher  Weise  erhalten  aber  die  Grofshändler  auch 
aus  weiteren  Entfernungen  grofse  Beztlge,  wenn  es  sich  nicht 
darum  handelt,  aus  irgend  welchen  geschäftlichen  Kom- 
binationen heraus  die  Ware  möglichst  schnell  auf  den  Markt 
zu  werfen,  in  welchem  letzteren  Falle  der  Bahntransport  aller- 
dings vorzuziehen  ist. 

Die  Grofsfischhandlungen  haben  alle  ihre  eigenen  Fisch- 
dampfer, die  teils  in  Dröbeln,  teils  in  Bassins,  die  sich  im 
Innern  des  Schiffes  befinden,  während  der  ganzen  schönen 
Jahreszeit  unterwegs  sind,  um  Ware  auf  den  Markt  zu 
schafften.  Besonders  bequem,  und  daher  auch  beliebt,  ist  diese 
Art  des  Transports  von  solchen  Orten,  die  auf  direktem 
Wasserwege  mit  Berlin  verbunden  sind,  also  aus  dem  gröfsten 
Teile  der  Mark  Brandenburg,  Mecklenburg,  Pommern,  kurz 
dem  Flufssystem  der  Elbe  und  Oder. 

Eine  Stettiner  Firma  läfst  seit  dem  Jahre  1899  sogar 
einen  Dampfer  laufen,  der  lebende  Fische  direkt  aus  Rumänien 
von  der  unteren  Donau  holt  und  eine  Ladefähigkeit  von 
800  Centnern  besitzt^. 

Der  Wassertransport  würde  vielleicht  noch  mehr  benutzt 
werden,  wenn  die  Fische  —  besonders  die  von  Westen,  resp. 
Norden  kommenden  —  nicht  häufig,  ehe  sie  ihren  Bestimmungs- 
ort erreichen,  noch  einmal  an  der  Grenze  Berlins  bei  Plötzen- 
see auf  Wagen  umgeladen  werden  müfsten,  wodurch  natürlich 
hohe  Spesen  eintreten,  weil  sie  den  Transport  durch  die  von 
den  Berliner  Abwässern  verunreinigte  Spree  nicht  vertragen. 


*  Deutsche  Fischereizeitung  1900. 
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Ist  der  Wassertransport  wegen  seiner  Billigkeit  und  ge- 
ringeren Fischsterblichkeit  vorzuziehen,  so  hat  der  Bahn- 
transport die  gröfsere  Schnelligkeit  und  die  Sicherheit,  auch 
im  Winter  versenden  zu  können,  für  sich,  wozu  für  viele 
Orte,  die  nicht  an  einer  W^asserstrafse  liegen,  noch  kommt, 
dafs  der  Bahntransport  für  sie  die  einzige  Möglichkeit  ist, 
ihre  Ware  verwerten  zu  können. 

Per  Eisenbahn  werden  lebende  Fische  in  der  Weise 
transportiert,  dafs  sie  in  Fischftlssern,  die  ca.  800—360  Liter 
Wasser  enthalten,  in  die  Waggons  gesetzt  werden.  Diese 
Fischfässer  werden  mit  90 — 250  Pfund  Fischen  besetzt,  je 
nach  der  Jahreszeit,  der  Länge  des  Transports  und  der  Fisch- 
art. Bei  grofser  Hitze,  ebenso  wenn  der  Transport  sehr  weit 
ist ,  wird  man  natürlich  weniger  in  dasselbe  Fischfafs  setzen 
können  als  bei  kühler  Witterung  und  auf  nähere  Entfernung. 
Am    empfindlichsten    und    daher    am    schlechtesten    zu   trans- 

})ortieren  ist  von  den  bekannteren  Fischen  der  Zander,  ihm 
blgen  Hecht,  Karpfen,  Schlei,  bis  herunter  zum  Aal,  der 
wegen  seiner  Zähigkeit  am  leichtesten  transportabel  ist. 

In  der  Regel  gehen  die  Fische  als  Stückgut.  Nur  selten 
sind  so  viele  Fischfässer  zu  einer  Sendung  beisammen,  um 
einen  ganzen  Waggon  zu  nehmen,  der  —  natürlich  auch  nach 
Jahreszeiten  etc.  verschieden  —  im  Durchschnitt  ca.  50  bis 
60  Centner  Fischfleisch  netto  fassen  kann.  Auf  den  deutschen 
Eisenbahnen  werden  Fische  in  Frachtklasse  8  a  als  Eilgut 
nach  besonderen  Fischfahrplänen  befördert,  bezahlen  aber  nur 
den  gewöhnlichen  Stückguttarif.  Aufserdem  werden  die  leeren 
Fischfftsser,  die  ca.  80  Kilo  wiegen,  für  die  Hälfte  des  Tarifs 
nach  dem  Herkunftsort  zurück  befördert. 

Die  Emballage  beträgt  bei  lebenden  Fischen  im  Sommer 
ca.  600®/o,  im  Winter  300  ®/o  des  Gewichts  der  transportierten 
Fische. 

Die  Tarife  werden  nach  Bruttogewicht  berechnet. 

Die  Fischereiinteressenten  verlangen  neuerdings  Be- 
förderung von  Fischen  auch  in  Personenzügen,  was  von 
einigen  deutschen  Bahn  Verwaltungen  schon  zugestanden  ist, 
auch  von  der  preufsischen  Staatsbahn  Verwaltung. 

Ein  Schmerzenskind  für  die  Fischhändler  sind  ferner 
immer  noch  die  langen  Eisenbahn- Lieferfristen,  durch  die 
schon  manche  Fischsendung  verdorben  ist.  Die  Interessenten 
sind  jetzt  eifrig  an  der  Arbeit,  diese  möglichst  ganz  zu 
beseitigen  und  für  Fische  die  sofortige  Ablieferung  durch- 
zusetzen. Wie  weit  dieser  Wunsch  in  Erfüllung  gehen  wird, 
wird  erst  nach  Abschlufs  der  Verhandlungen  zwischen  der 
Staatsregierung  und  der  Vertretung  der  Fischhändler  zu  er- 
sehen sein. 

Da  ferner  jede  Fahrtunterbrechung  und  jofles  Stehen  auf 
den  Bahnhöfen  für  lebende  Fische  verhängnisvoll  ist,  so  sollen 

Forschungen  XIX  5.  -   Gofsner.  8 
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dieselben  möglichst  mit  durchgehenden  Zügen  befördert  werden. 
Überall  läfst  sich  das  natürlich,  schon  wegen  der  Bahnanschlüsse, 
nicht  durchführen.  In  diesem  Falle ,  und  vor  allen  Dingen, 
wenn  der  Aufenthalt  lange  dauert,  ist  es  nötig,  jemanden  mit- 
ausenden,  der  das  Wasser  in  den  Fischge&fsen  in  Bewegung 
hält,  damit  die  Fische  dadurch  den  nötigen  Sauerstoff  zu- 
geführt erhalten,  was  während  der  Fahrt  durch  die  Bewegung 
des  Wagens  geschieht.  Bei  kleinen  Sendungen  besorgt  auch 
wohl  das  Bahnpersonal  das  Schütteln  der  Qefäfse.  Es 
sind  in  den  letzten  Jahren  verschiedene  Erfindungen  gemacht 
worden,  die  den  Zweck  haben,  die  Sauerstoffzufuhr  auf 
mechanische  Weise  zu  bewirken.  Doch  haben  sich  nach  dem 
Urteile  von  Sachverständigen  diese  Neuerungen  alle  noch 
nicht  bewährt. 

Bemerkenswert  ist  noch,  dafs  der  Wildfisch  in  der  Ge- 
fangenschaft keine  andere  Nahrung  zu  sich  nimmt,  als  die, 
die  ihm  durch  das  Wasser  direkt  zugeführt  wird,  dagegen 
jedes  ihm  gereichte  Futter  verschmäht 

Aus  diesem  Grunde  verträgt  er  auch  nicht  so  lange 
Transporte  wie  der  Teichfisch,  kann  daher  auch  per  Bahn 
nicht  auf  so    weite  Entfernungen  wie  dieser  bezogen  werden. 

Die  Teichfische  werden  überhaupt  fast  ausschliefslich  per 
Bahn  bezogen,  da  die  künstlichen  Teiche  selten  einmal  in  der 
Nähe  von  günstigen  Wasserstrafsen  liegen,  dagegen  die  Eisen- 
bahnen meist  bequemer  als  diese  zu  erreichen  sind. 

Im  allgemeinen  wird  man  wohl  sagen  können,  daCs  die 
durch  die  Eisenbahn  bewirkten  Zufuhren  bedeutender  sind  als 
die  Wassereingänge.  Aber  das  genaue  Verhältnis  zwischen  beiden 
Transportarten  festzustellen,  ist  ein  Ding  der  Unmöglichkeit, 
da  einerseits  die  Wasserstrafsenstatistik  an  sich  sehr  unzuver- 
lässig ist,  andererseits  sowohl  bei  der  Wasserstrafsen-  wie  bei 
der  Eisenbahnstatistik  lebende  und  tote  Fische,  Heringe  etc. 
unter  der  Rubrik  „Fische  und  Heringe^  zusammengefafst  sind, 
und  man,  da  Berlin  kein  städtisches  Octroi  hat,  nicht  weifs, 
wie  sich  die  einzelnen  Artikel  auf  die  Gesamtmasse  verteilen. 

Ebensowenig  läfst  sich  eine  genaue  Berechnung  darüber 
aufstellen,  um  wieviel  die  Transportkosten  beider  Beförderungs- 
arten von  einander  abweichen,  da  wohl  die  Tarifsätze  der 
Eisenbahnen  feste  sind,  die  Kosten  des  Wassertransports  aber 
schwanken,  je  nachdem  eigene  oder  fremde  Fahrzeuge,  Dampfer 
oder  Kähne  oenutzt  werden,  und  da  ferner  die  Fischbefbrderung 
zu  Wasser  nicht  nach  festem  Tarif,  sondern  meist  nach  persön- 
licher Verabredung  —  soweit  es  sich  um  gemietete  Fahrzeuge 
handelt  —  ausgeführt  wird.  Fest  steht  aber  nach  dem  Ur- 
teile aller  Sachverständigen,  mit  denen  Verfasser  gesprochen, 
dafs  die  Wasserfracht  im  allgemeinen  billiger  ist. 

Sind  die  Fische  nun  auf  den  Aufsenbahnhöfen  angekommen, 
so  werden  sie  durch  eigene  Rollfuhrwerke  der  Grofshändler 
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▼on  dort  abgeholt  uod  in  der  Spree  längs  der  Strafse  „Neu- 
KöUn  am  Wasser*'  in  Fischkästen  eingelagert.  —  Die  dortigen 
Fischstände  sind  den  Händlern  und  Innungsmitgliedern  vor  ca. 
12  Jahren  von  der  Stadt  angewiesen ,  nachdem  der  Teil  der 
Spree  längs  der  BurgstraTse ,  der  bis  dahin  diesem  Zwecke 
gedient  hatte,  aus  Verkehrsrücksichten  freigemacht  werden 
muüste.  —  In  derselben  Weise  werden  die  Fische,  die  vom 
Unterlauf  der  Spree  zu  Wasser  kommen ,  von  Plötzensee,  wo 
sie  wegen  der  Abwässer  Berlins  ausgeladen  werden  müssen, 
nach  den  Fischständen  befördert,  während  die  vom  Oberlauf 
der  Spree  konmienden  Wasserzufuhren  in  den  meisten  Fällen 
direkt  bis  an  die  Fischstände  zu  Wasser  kommen. 

Von  den  Händlern  wird  auch  vielfach  Klage  geführt  über 
die  Verunreinigxmg  der  Spree  bei  „Neu-EöUn  am  Wasser",  wo- 
durch sie  oft  grofse  Verluste  erleiden. 

Von  den  Fischständen  aus  verkaufen  die  Orofshändler 
dann  die  Ware  an  die  Kleinhändler  in  der  Stadt  oder  ver- 
senden sie  auf  weitere  Entfernungen,  je  nach  Bedarf.  DaCs 
hierbei  auch  die  modernen  Verkehrsmittel,  Telegraph  und 
Telephon,  reichlich  Verwendung  finden,  bedarf  wohl  kaum 
der  Erwähnung. 

In  welcher  Weise  dann  die  Berliner  Fischhändler  die 
Unterverteilung  an  die  Konsumenten  bewirken,  wird  uns  an 
anderer  Stelle  beschäftigen. 

Der  Aufsenhandel  Berlins  mit  lebenden  Fischen  beschränkt 
sich  in  der  Hauptsache  auf  die  Versorgung  der  Provinz 
Brandenburg  und  aer  Nachbarprovinzen,  sowie  anderer  günstig 
gelegener  Teile  Deutschlands,  während  das  Ausland  nur  wenig 
durch  den  Berliner  Markt  bezieht.  An  erster  Stelle  noch 
kommen  als  ausländische  Abnehmer  in  Betracht  Österreich 
und  die  Schweiz  und  in  geringerem  Mafse  unsere  westlichen 
Nachbarn. 

Eine  auch  nur  annähernd  ffenaue  Statistik  über  diesen 
Aufsenhandel  existiert  nicht  und  kann  auch  nicht  existieren 
aus  den  schon  oben  angegebenen  Gründen. 

Wir  wenden  uns  nunmehr  dem  nächsten  Kapitel  unserer 
Untersuchung  zu. 

Die  Engrrosliandlungren  für  IHsche  Fische. 

Unter  frischen  Fischen  versteht  man  diejenigen  Fische, 
die  gleich  an  den  Fangstellen  getötet  und  dann  in  Eispackung, 
resp.  in  gefrorenem  Zustande  versandt  werden. 

Gleich  den  Grofshandlun^en  für  lebende  Fische  ist  auch 
die  Zahl   derjenigen   für  frische  Fische  eine  sehr  beschränkte- 
und  umfafst,  abgesehen  von  einigen  kleineren  nur  5 — 6  Firmen. 
Keben   dem   Handel    mit   frischen   Fischen    beschäftigen  sich 
diese  zum  Teil  auch  noch  mit  dem  Räuchern  und  Marinieren 
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ihrer  Ware,  vielleicht  ursprünglich  aus  dem  Grunde,  um 
etwaige  unverkäufliche  Rückstände  nicht  verderben  zu  lassen« 
Doch  nimmt  dieser  Betrieb  keinen  allzu  breiten  Raum  im 
Verhältnis  zum  Hauptgeschäft  ein,  z.  B.  sollen  die  3  Berliner 
Lachsräuchereien  zusammen  nur  ca.  5  Centner  täglich  durch- 
schnittlich verarbeiten,  —  so  dafs  wir  an  dieser  Stelle  fbglich 
davon  absehen  können,  besonders  da  ein  geräucherter,  resp. 
marinierter  Fisch  schon  zu  den  Fischkonserven  zu  rechnen 
ist,  während  unsere  Untersuchung  es  nur  mit  frischen  und 
lebenden  Fischen  zu  thun  hat. 

Die  Frischfischiirmen  handeln  ohne  Unterschied  sowohl 
mit  toten  Süfswasser-  wie  Seefischen. 

Es  hält  sehr  schwer,  diese  beiden  Arten  scharf  zu  trennen, 
da  einmal  die  Unterscheidung  zwischen  ihnen  nicht  ganz  leicht 
ist,  weil  viele  Fischarten,  so  z.  B.  Aal  und  Lachs,  sowohl  See- 
wie  Süsswasserfische  sind,  und  ferner,  weil  besonders  im  so- 
genannten Achterwasser  und  in  den  Hafien  viele  Arten  leben, 
die  eigentlich  Binnenfische  sind,  aber  trotzdem,  da  sie  von 
der  See  kommen,  als  Seefische  deklariert  werden.  Besonders 
ist  dies  der  Fall  bei  vielen  Stettiner  Herkünften. 

Verfasser  wird  daher,  soweit  möglich,  zunächst  die  Stifs- 
wasser-  und  dann  die  Seefische  nach  einander  betrachten. 
Wo  dies  jedoch  aus  den  angegebenen  Gründen  nicht  angängig, 
beide  zusammenfassen. 

Der  Bezug  der  frischen  Süfswasserfische  geschieht  analog 
dem  der  lebenden,  indem  die  Händler  durch  Pachtung  von 
grofsen  Fischereien  als  Selbstproduzenten  auftreten,  oder  durch 
Aufkäufer  ihre  Ware  erhalten,  resp.  direkt  vom  Produzenten, 
auch  wohl  von  einer  anderen  Engrosfirma  des  In-  oder  Aus- 
landes kaufen. 

Der  emzige  Unterschied  ist  der,  dafs  die  Fischerei- 
pachtungen ,  wie  überhaupt  die  gesamten  Fanggebiete  des 
irischen  Fisches  im  allgemeinen  in  weiterer  Entfernung  von 
Berlin  liegen,  als  die  des  lebenden,  da,  solange  der  Fisch . 
lebend  verkauft  werden  kann ,  er  einen  mindestens  um  ^  s 
höheren  Preis  erzielt.  Andererseits  bietet  der  bereits  getötete 
Fisch,  der  immerhin  auch  noch  eine  sehr  empfindliche  Ware  ist, 
dennoch  für  den  Transport  und  die  Aufbewahrung  lange  nicht 
die  Schwierigkeiten,  wie  der  lebende. 

An   deutschen  Produktionsgebieten   sind   es  hauptsächlich 
die  masurischen  Seen,  die  grofse  Mengen  toter  Fische  auf  den 
Berliner  Markt  senden   —  eine  Berliner  Firma  hat  dort  allein  * 
60 — 70  Fischereien   gepachtet  —   dann    das  frische,   kurische, 
und    Stettiner    Hafl^,    wie    überhaupt    der    ganze    Osten    der 
Monarchie;  auch  sind  die  Bezüge  aus  dem  Auslande  viel  be- - 
deutender,   als   dies   beim  Handel  mit  lebenden  Fischen   der 
Fall  ist. 

Wenn   früher   der  tote  Fisch   gerade   in  Berlin   nicht   im 
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besonderem  Ansehen  stand,  solange  die  Zufuhren  an  lebenden 
.Fischen  für  den  Berliner  Markt  vollkommen  genügten^  so  lag 
dies  daran,  dafs  eigentlich  nur  der  aus  Mattigkeit  krepierte 
Fisch  in  totem  Zustande  verkauft  wurde,  nicht  wie  jetzt  der 
gleich  nach  dem  Fang  geschlachtete. 

Heutzutage  hat  der  frische  Fisch  in  viel  höherem  Grade 
Eingang  gefunden,  wenn  auch  das  Vorurteil  des  Berliner 
Publikums  gegen  ihn  noch  lange  nicht  vollständig  überwunden 
ist,  wie  ein  Vergleich  der  Umsätze  an  lebendem  und  totem 
Fischfleisch  in  den  letzten  Jahren  beweist.  Und  so  ganz  un- 
berechtigt ist  dieses  Vorurteil  ja  nicht,  denn  die  Fische,  die 
auf  dem  Transport  oder  in  den  Haltern  der  Händler  gestorben 
sind,  werden  ja  auch  nachher  als  frische  Fische  verkauft, 
wenn  sie  auch  der  Masse  der  übrigen  gegenüber  nur  wenig 
in  Betracht  kommen  mögen. 

Die  Fischarten,  die  schon  geschlachtet  auf  den  Markt 
kommen,  sind,  abgesehen  von  den  Seefischen,  im  allgemeinen 
dieselben,  wie  diejenigen,  die  in  lebendem  Zustande  gehandelt 
werden,  mit  alleiniger  Ausnahme  vielleicht  des  russischen  Sterlett, 
von  dem  seines  teueren  Preises  wegen  allerdings  nur  ganz  geringe 
Quantitäten  auf  den  Markt  kommen,  der  Maräne,  die  in  auch 
nicht  allzugrofsen  Mengen  aus  den  masurischen  Seen  haupt- 
sächlich stammt,  und  des  Lachses. 

Der  letzere  wird  als  FluTsfisch  in  unseren  grofsen  deutschen 
Strömen  gefangen  und  erzielt  sehr  hohe  Preise,  während  er 
als  Seefisch  hauptsächlich  in  der  Ostsee  gefischt  wird,  und 
zwar  von  allen  angrenzenden  Staaten.  Der  Seelachs,  der  in 
viel  gröfseren  Mengen  wie  der  Stromlachs  angeboten  wird, 
.  ist  allerdings  bedeutend  billiger  als  der  letztere,  allzusehr  geht 
er  jedoch  niemals  im  Preise  herunter,  da  er  immerhin  zu  der 
Zahl  der  feinen  Fische  gehört. 

Die  amtliche  Statistik  führt  den  Lachs  nur  unter  der 
Rubrik  „Seefische"  an. 

Was  die  Herkünfte  von  frischen  Fischen  aus  dem  Aus- 
lande anbetrifft,  so  gestalten  sich  dieselben  in  der  Hauptsache 
folgendermafsen  ^ : 

L  Österreich  liefert  von  Triest  aus  Steinbutten  und  See- 
zungen. 

2.  Italien  liefert  über  Venedig  Seezungen,  Branzini  und 
etwas  Rotfisch. 

8.    Rimiänien  liefert  Karpfen. 

4.  Frankreich  liefert  Seezungen,  Steinbutten  und  andere 
Luxusfische,     Sardinen,     Makrelen,    poissons    rouges, 

^  Zollkonferenz  des  deutschen  Seefischereivereins,  abgedruckt  in 
den  Mitteilungen  des  deutschen  Seefischereivereins  1900.  Referent 
Herr  Micha. 
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frischen  Lachs  aus  der  Loire,  Langusten.  Die  fran- 
zösische Einfuhr  würde  noch  viel  bedeutender  sein, 
wenn  dort  die  Preise  nicht  immer  auf  ziemlicher  Höhe 
ständen. 

5.  Belgien  liefert  Steinbutt  ^  Seezungen ,  Eabliau^  Schell- 
fisch, Rotzungen,  Makrelen. 

6.  Holland  liefert  Steinbutt,  Seezungen,  Eotbliau,  Schell- 
fisch, Rheinlachs,  etwas  Schlei  und  Karpfen. 

7.  England  liefert  in  Massen  Schellfisch,  Eabliau,  Stein- 
butt, Seezunge,  schottischen  Lachs. 

8.  Norwegen  liefert  im  Sommer  Lachs,  im  Winter  Schell- 
fisch, zum  Teil  vom  Nordkap. 

9.  Schweden  liefert  Flufslachs  (in  den  letzten  Jahren  sehr 
nachgelassen),  Ostseelachs  (ebenfalls),  2iander  aus  dem 
Wanner-  und  Wettersee,  Eabliau,  Schellfische,  Makrele, 
frische  Heringe. 

10.  Dänemark  liefert  Schellfisch,  Eabliau  aus  dem  Achter- 
wasser, Barse,  Aale,  Plötzen,  Schnärpel. 

11.  Rufsland  liefert  Zander,  Lachs  frisch,  gefroren,  gesalzen, 
Karpfen,  Hecht,  Stör,  Sterlett 

Ruisland  ist  Hauptlieferant,  da  es  in  dem  ungeheueren 
Reich  noch  weite,  fischreiche  Gebiete  giebt,  in  denen 
die  Fische,  unberührt  von  der  modernen  Industrie, 
ruhig  leben  und  sich  vermehren  können,  und  femer 
das  Elima  es  ermöglicht,  fast  das  ganze  Jahr  hin- 
durch Fische  auf  weite  Entfernungen  versenden  zu 
können. 

12.  Vereinigte  Staaten  von  Nord -Amerika,  bisher  der 
einzige  aufsereuropäische  Lieferant,  liefern,  da  in  den 
letzten  Jahren  die  Lachsfischerei  in  der  Ostsee  immer 
unergiebiger  wurde,  —  mit  alleiniger  Ausnahme  des 
Jahres  1900  —  seit  einiger  Zeit  Lachs  in  gefrorenem 
und  gesalzenem  Zustande,  der  in  eigenen  Eühlschiffen 
über  den  Ocean  transportiert  wird.  Die  Ware  ist 
allerdings  nach  allgemeinem  Urteil  minderwertiger  als 
die  europäische,  und  auch  bedeutend  billiger,  läfst  sich 
aber  bei  dem  Mangel  an  europäischer  nicht  mehr  ent- 
behren. 

Wie  hoch  die  Einfuhr  aus  den  einzelnen  Ländern  sich 
beläuft,  ist  bereits  an  anderer  Stelle  mitgeteilt  worden;  wieviel 
davon  aber,  ebenso  wie  von  den  einzelnen  Fischarten,  dea 
Berliner  Markt  erreicht,  läfst  sich  nicht  einmal  annähernd 
feststellen,  da  die  Statistik  nur  die  Rubriken  „frische  Stifs- 
wasserfische**  und  „Seefische"  kennt.  Doch  läfst  sich  immer- 
hin annehmen,  dafs  ein  ziemlich  grofser  Teil  der  Einfuhr 
Berlin  erreicht ,  so  vor  allem  kommen  viele  Lachse  auf  den 
^Berliner  Markt,  da  Berlin  für  diesen  Artikel  Centralpunkt  ge- 
worden ist. 
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Von  einem  Fisch,  für  den  Berlin  gleichfalls  Centralpunkt 
geworden,  kennen  wir  jedoch  die  Umsätze  ziemlich  genau, 
nämlich  vom  russischen  Zander.  Da  von  ihm  bedeutend 
grössere  Quantitäten  auf  den  Markt  kommen,  als  von  den 
anderen  Süfswasserfischen  zusammen,  sei  es  gestattet,  auf 
diesen  interessanten  Handelszweig  etwa^  näher  einzugehen. 

Wie  schon  oben  geschildert,  ist  der  Zander  ein  sehr 
schwer  in  lebendem  Zustande  zu  transportierender  Fisch,  aber 
auchjn  totem  Zustande  genügt  seine  Anfuhr  aus  dem  Inlande 
lange  nicht  den  Bedürfiiissen  des  Marktes,  da  —  wie  es 
scheint  — ,  die  deutschen  Fischgründe  nicht  mehr  produzieren 
können  als  jetzt  auf  den  Markt  kommt. 

So  ist  denn  neben  den  Haffisander  —  den  toten  Zander 
aus  dem  kurischen  und  besonders  Stettiner  Haff,  die  den 
Hauptbedarf  an  deutschem  frischen  Zander  decken  —  seit 
einigen  Jahren  der  russische  Zander  getreten. 

Der  russische  Zander  wird  an  der  Mündung  der  grofsen 
südrussischen  Ströme,  der  Wolga  und  des  Don  in  kolossalen 
Mengen  gefangen.  Haupstapelplätze  sind  Astrachan  und  in 
noch  viel  höherem  Mafse  Rostow,  femer  Taganrowo,  von  wo 
eine  geringere  Sorte  kommt  Hier  wird  die  Ware  sortiert 
und  verpackt  und  geht  dann  nach  Warschau,  das  als  Haupt- 
sammelpunkt für  den  russischen  Fischexport  überhaupt  gilt. 
Dort  wird  die  Ware  häufig  erst,  soweit  es  nicht  schon  vor- 
her geschehen,  sortiert,  passiert  dann  die  deutsche  Grenze 
und  erreicht  Berlin  nach  einer  Fahrt  von  im  ganzen  ca. 
10  Tagen. 

Nach  dem  Urteile  eines  der  gröfsten  Importeure  von 
russischem  Zander  nach  Berlin  kommen  hierher  wöchentlich 
im  Durschschnitt  unge&hr  6 — 8  Waggonladungen  dieses 
Fisches,  die  zum  weitaus  gröfsten  Teil  in  Eispackung  in 
grofsen  hölzernen  Schwingen,  die  einige  Centner  fassen,  zum 
kleineren  Teil  in  gefrorenem  Zustande  in  Fässern  ver- 
packt sind. 

Das  Geschäft  entwickelt  sich  in  der  Weise,  dafs  die 
Ware  am  Stapelplatz  durch  Kommissionäre  aufgekauft  und 
nach  Berlin  an  den  Engroshändler  geschickt  wird.  Der 
Gewinn,  den  letzterer  herausschlägt,  wird  dann  zwischen  ihm 
und  dem  Kommissionär  geteilt. 

Andererseits  giebt  es  aber  auch  Agenten  von  russischen 
Firmen  in  Berlin,  die  den  Handel  vermitteln,  während  auch 
Berliner  Firmen  mit  eigenen  Leuten  in  Südrufsland  arbeiten. 

Der  russische  Zander  ist  in  den  letzten  Jahren  fLlr  den 
Berliner  Handel  unentbehrlich  geworden  und  darf  in  keinem 
besseren  Fischgeschäft,  auf  keiner  Speisenkarte  in  besseren 
Hotels  oder  Restaurationen  fehlen.  Den  Überschufs,  den 
Berlin  nicht  verbraucht,  versendet  es  nach  ganz  Deutschland, 
Österreich  und  der  Schweiz,  z.  T.  auch  nach  Westeuropa  und 
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zwar  sowohl  im  Engros-  wie  im  Detailhandel.  Der  Versand 
nach  Osterreich  und  speciell  Wien  ist  gewifs  sehr  merkwürdig, 
da  von  dort  aus  die  Fanggebiete  doch  viel  leichter  zu  erreichen 
sind  als  von  Berlin.  Ein  offensichtlicher  Grund  dafür  ist  nicht 
vorhanden;  vielleicht  mag  die  jahrelange  Gewöhnung  an  den 
Bezug  von  Berlin,  das  den  russischen  Zander  zuerst  in  den 
Handel  brachte,  vielleicht  auch  die  gröfsere  Geschäftstüchtig- 
keit der  grofsen  Berliner  Firmen  schuld  daran  sein. 

Im  einzelnen  stellt  sich  der  Umsatz  an  russischem  Zander 
verglichen  mit  dem  an  deutschem  in  den  Jahren  96 — 99  auf 
dem  Berliner  Markt  wie  folgt: 

1896 '. 

ca.  im  Wert  von  ca.     Durchschnittspreis 

240  Centner  lebende       Zander      18000  Mk«      75,—  Mk.  pro  Oentner 
1 000        „        tote  hiesige     „  52  000    „         52,—    .       . 

42885        „        russische  „      1115000    „         26,—    „       „ 

1897. 

230        „        lebende       Zander      18  000    ^         78,—    „ 
1000        „        tote  heimische  „  54  400    „         54,40    „ 

80375        „        russische         „       1215  000    „        40,60    „       „' 

1898. 

230        „        lebende       Zander      18400    „         79,—    „ 

1 000        „        tote  deutsche  „  59  500    „         59,50    „ 

25  375        ,        russische  „       1065  750    „         42,—    „ 

1899. 

230        „        lebende       Zander      20470    „         89,—    „       »  , 

1000        „        tote  heimische  „  66  000    „         66,—    „       „  ., 

25375        „        russische  „      1065  750    „         42,—    „ 


9  » 


n 


n 


»  » 


Die  mitgeteilten  Zahlen  zeigen  uns  wiederum  —  wie 
schon  bei  der  Besprechung  des  Marktes  für  lebende  Fische  — 
dafs  die  Zufuhren  des  heimischen  Zanders  während  der  letzten 
Jahre  konstant  geblieben  sind,  dafs  demnach  —  wie  oben 
schon  ausgeführt  —  wohl  anzunehmen  ist,  dafs  auch  der 
heimische  Zanderfang  unter  den  augenblicklichen  Verhältnissen 
nicht  mehr  recht  zu  steigern  ist. 

Andererseits  scheint  aber  auch  aus  der  fortschreitenden 
Preissteigerung  des  russischen  Zanders,  verbunden  mit  schwächer 
werdenden  Zufuhren  —  von  1896  —  98  rund  100  ®/o  Preis- 
erhöhung und  über  ^/s  weniger  Anfuhr  bei  mindestens  gleich- 
gebliebener, wenn  nicht  sogar  gesteigerter  Nachfrage  —  hervor- 
zugehen, dafs  auch  auf  den  südrussischen  Strömen  infolge 
Überfischung  und  mangelnden  Schutzes  der  Fischreichtum 
nachzulassen  beginnt. 

Diese  Ansicht  ist  auch  von  Sachverständigen  bestätigt 
worden.  Daneben  wirkt  allerdigs  noch  ein  anderes  Moment 
mit,   nämlich;    dafs   die   Sendungen   aus   Südrufsland  in   den 
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letzten  Jahren  vielfach  direkt ,  ohne  Berlin  zu  berühren ,  an 
Firmen  in  den  Konsumtionsorten  geschickt  werden^  mit  anderen 
Worten,  dafs  der  Zwischenhandel  Berlins  in  diesem  Artikel 
nachzulassen  beginnt,  und  seine  Stellung  als  Centralplatz  für 
russischen  Zandierhandel  geibhrdet  erscheint. 

Über  die  übrigen  frischen  Fische  wird  keine  getrennte 
Statistik  geführt ,  sondern  alle  Arten  werden  zusammen  unter 
einer  Rubrik  gebracht.  Doch  ist  anzunehmen,  dafs,  da  bei 
den  anderen  Arten  keine  ähnlich  abnormen  Einfuhren  vor- 
kommen, wie  sie  der  russische  Zander  bewirkt,  die  Ver- 
hältnisse im  allgemeinen  ähnliche  sind  wie  auf  dem  Markt 
für  lebende  Fische,  nur  dafs  das  Ausland  — -  wie  schon  er- 
wähnt —  stärker  beim  Frischfischhandel  beteiligt  ist 

Die  Jahresumsätze  fiir  frische  Fische  überhaupt,  sowohl 
für  See-  wie  Süsswasserbewohner,  waren  für  die  letzten  Jahre 
ca.  folgende: 

(Vgl.  die  Tabelle  auf  nächster  Seite.) 

Auch  hier  sehen  wir  dieselben  Erscheinungen  wie  in  der 
Statistik  des  Marktes  fUr  lebende  Fische:  ziemlich  konstant 
bleibende  Zufuhren  bei  rasch  in  die  Höhe  gehenden  i  Preisen. 
Die  Gründe  für  diese  Thatsache  sind  oben  angegeben. 

Der  Transport  der  toten  Sülswasserfische ,  sowie  der 
Handel  am  hiesigen  Platze  gestaltet  sich  ganz  in  derselben 
Weise  wie  der  der  Seefische.  Demnach  wird  Verfasser 
jetzt  erst  auf  den  Fang  und  den  Bezug  letzterer  näher  ein- 
gehen, um  dann  den  Gesamthandel  mit  toten  fris(^hen  Fischen 
noch  einmal  zusammenzufassen  und  das  dem  See-  wie 
Süfswasserfischhandel  Gemeinsame  auch  gemeinsam  zu  be- 
trachten. 

Wie  schon  im  ersten  Kapitel  ausgeführt,  gelang  es  dem 
Seefisch  verhältnismäfsig  erst  sehr  spät,  den  Berliner  Markt 
zu  erobern. 

Die  Gründe  dafür  liegen  neben  der  Thatsache,  dafs  Berlin 
bis  über  die  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  seinen  Bedarf  fast 
ausschliefslich  dixtch  lebende  Fische  deckte,  hauptsächlich 
darin,  dafs  der  Bezug  von  unseren  Küsten  so  schlecht  organi- 
siert war,  dafs  man  an  ein  regelmähfiges  Geschäft  in  grofsem 
Stil  gar  nicht  denken  konnte. 

Erst  in  den  letzten  fünfzehn  Jahren  hat  unsere  See- 
fischerei einen  kräftigen  Aufschwung  genommen.  Die  Nord- 
see durchfurchen  jetzt  ca.  130  deutsche  Fischdampfer,  während 
vor  noch  nicht  20  Jahren  kein  einziger  vorhanden  war.  Da- 
bei hat  die  Anzahl  der  Segelfahrzeuge,  die  der  Fischerei 
dienen,  auch  eher  zu-  als  abgenommen^. 

Die  deutsche  Fischdampferflotte  steht  heute  in  der  Nord- 
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see  an  zweiter  Stelle,  wenn  sie  auch  von  der  englischen  um 
beinahe  das  zehnfache  überragt  wird.  Erst  hinterher  kommen 
Frankreich;  Norwegen,  Holland  und  die  anderen  Staaten,  die 
an  der  Nordseefischerei  beteiligt  sind. 

Trotzdem  ist  die  deutsche  Seefischerei  noch  sehr  wohl 
einer  Steigerung  fähig,  und  die  seit  dem  Jahre  1887  in  den 
Elb-  und  Weserhäfen  eingerichteten  Seefischauktionen  haben 
den  Beweis  erbracht,  dab  sie  auch  die  stärksten  Fänge  glatt 
unterbringen  können,  und  werden  aller  Voraussicht  nach  sich 
auch  fbr  den  Verkauf  einer  noch  gröfseren  Produktion  geeignet 
erweisen. 

Diese  Auktionen  in  Geestemtlnde ,  Bremerhaven,  Altena 
und  Hamburg  sind  seit  ihrem  Bestehen  zu  Centralplätzen  des 
Seefischhandels  für  ganz  Deutschland  geworden;  erst  durch 
sie  ist  es  für  den  Händler  möglich  geworden,  sich  regelmäfsige 
Bezüge  zu  sichern ;  erst  sie  haben  eine  nennenswerte  Steigerung 
des  Seefischkonsums  im  Binnenlande  eintreten  lassen. 

In  wie  hohem  Grade  dies  der  Fall  gewesen,  ist  daraus 
zu  ersehen,  dafs  der  Gesamterlös  der  damals  allein  bestehenden 
und  eben  gegründeten  Auktionen  in  Geestemünde,  Hamburg 
und  Altena  im  Jahre  1887:  988997  Mark  betrug,  während 
im  Jahre  1899  der  Gesamtwert  der  in  den  Elb-  und  Weser- 
häfen verteigerten  Fische  sich  auf  9,6  Millionen  Mark  belief  ^. 
Es  hat  also  in  zwölf  Jahren  nahezu  eine  Verzehnfachung 
stattgefunden. 

Dais  diese  kolossale  Steigerung  zum  grofsen  Teile  vom 
Binnenlande  verbraucht  wurde,  ist  wohl  einzusehen,  da  der 
Konsum  der  Eüstenbewohner  unmöglich  derartige  Mengen 
hätte  bewältigen  können. 

So  deckt  denn  auch  der  Berliner  Markt  seinen  Konsum 
an  Seefischen  hauptsächlich  durch  die  Auktionen  in  den 
Nordseehäfen,  da  ihm  auf  diese  Weise  regelmäfsige  Bezüge 
gesichert  sind,  soweit  von  solchen  bei  dem  so  schwankenden 
Fischgeschäft  überhaupt  gesprochen  werden  kann. 

Die  grofsen  Berliner  Firmen  decken  ihren  Bedarf  haupt- 
sächlich aus  Hamburg  und  Geestemünde.  Sie  haben  an  den 
Auktionsorten  ihre  Vertreter,  die  zum  grofsen  Teile  Verwandte 
oder  Geschäftsteilhaber  des  am  hiesigen  Orte  domizilierenden 
Geschäftsleiters  sind.  Mit  diesem  wird  an  jedem  Morgen  die 
Lage  des  Marktes  eingehend  besprochen  und  zwar  auf  tele- 
phonischem Wege;  Quantität  und  Qualität  des  angekommenen 
Fanges,  sowie  die  Preisnotierungen  auf  den  Auktionen  mit- 
geteilt und  darnach,  sowie  nach  dem  voraussichtlichen  Bedarf 
die  Art  und  Menge  der  zu  erstehenden  Ware  bestimmt. 

Nach  Schlufs  der  Auktionen  werden  die  gekauften  Fische 
verladen,  und  zwar  meist  als  Stückgut,  da  selten  einmal  eine 
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-Firma  solche  Menge  von  Fischen  zusammen  hat^  um  damit 
einen  ganzen  Waggon  füllen  zu  können.  In  dieser  Weise 
transportiert,  stellt  sich  die  Fracht  für  einen  Centner  Fische 
auf  ungefehr  1 — 1,50  Mk.  brutto  von  den  oben  angegebenen 
Fischereihäfen. 

Die  Transportzeit  beträgt  von  Hamburg  ca.  7 — 9,  von 
Geestemünde  11 V2  — 17*/«  Stunden,  je  nachdem  die  Bahn- 
anschlüsse erreicht  werden. 

In  der  Regel  langt  die  Ware  am  frühen  Morgen  des  der 
Auktion  folgenden  Tages  in  Berlin  auf  dem  Lehrter  Bahnhof 
an,  von  wo  die  Grofshändler  sie  sofort  in  ihre  Geschäftslokale, 
die  sich  alle  in  der  Nähe  der  Centralmarkthalle  befinden,  mit 
eigenen  Rollfuhrwerken  bringen  lassen.  Um  4  Uhr  morgens 
schon  mufs  das  Abladen  der  Fische  vollendet  sein  laut  Vor- 
schrift der  Babnverwaltung. 

Möglichst  schnell  sucht  nun  der  Grofshändler  seine 
Fische  zu  verkaufen;  etwaige  unverkäuflich  gebliebene  Rück- 
stände wandern  in  die  Gefrierhäuser,  —  die  für  Jedes  grofse 
Fischgeschäft  unentbehrlich  sind,  und  in  denen  stets  eine 
Temperatur  von  — 2®  R^aumur  herrscht,  —  um  auch  mög- 
lichst bald  verwertet  zu  werden,  sei  es  durch  Räucherung, 
sei  es  durch  späteren  Verkauf,  sei  es  endlich,  indem  sie  in 
die  Berliner  Fischauktionen  geworfen  werden. 

In  der  eben  geschilderten  Weise  wird  durch  die  Er- 
trägnisse der  Hochseefischerei  der  gröfste  Teil  des  Bedarfs 
des  Berliner  Marktes  gedeckt.  Doch  wird  in  der  letzten  Zeit 
sehr  über  die  Abnahme  dieser  Erträgnisse  geklagt.  Gerade 
in  der  Nähe  der  Küsten  zeigen  sich  Fische  immer  seltener, 
besonders  der  für  den  Handel  unentbehrliche  Schellfisch  wird 
verhältnismäfsig  nicht  mehr  häufig  in  gröfseren  Exemplaren 
in  der  Nordsee  gefangen;  auch  die  unerschöpflich  scheinende 
Doggersbank,  die  seit  Jahrhunderten  als  fischreich  bewährt 
ist,  liefert  nicht  mehr  eine  so  reiche  Ausbeute  wie  früher,  so 
dafs  die  Fischdampfer,  um  ihre  Ladung  voll  zu  machen,  oft 
bis  nach  Island  und  darüber  hinaus  hinaufgehen  müssen, 
was  für  Hin-  und  Rückreise  eine  Fahrtdauer  von  3  Wochen 
ausmacht.  Natürlich  vermehren  sich  dadurch  einerseits  die 
Spesen,  die  der  Fisch  zu  tragen  hat,  und  andererseits  wird 
dieser,  wenn  er  auch  im  Gefrierraum  des  Dampfers  unter- 
gebracht ist  und  nicht  verderben  kann ,  durch  mehrwöchiges 
Lagern  nicht  gerade  besser. 

Den  Schaden  daran  hat  natürlich  das  kaufende  Publikum 
zu  tragen,  das  für  teueres  Geld  nicht  so  frische  Fische  erhält 
wie  früher  für  billiges. 

Es  war  daher  ein  höchst  dankenswerter  Antrag,  der  vom 
Fürsten  zu  Inn-  und  Knyphausen  in  der  Reichstagssession  1900 
eingebracht  wurde,  nämlich  die  Reichsregierung  zu  ersuchen, 
sich    mit    den    anderen    an    der    Fischerei    in    der    Nordsee 
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interessierten  Staaten  ins  Einvornehmen  zu  setzen  zu  dem 
Zwecke,  um  internationale  Schonzeiten  und  Schonreviere  be- 
sonders für  die  Dampftrawlfischerei  einzuführen,  damit  nicht 
die  Fischbestände  der  Nordsee  vollständig  vernichtet,  und  da- 
durch sowohl  dem  deutschen  Seefischer,  wie  dem  deutschen 
Fischkonsumenten  im  Binnenlande  ein  nicht  wieder  gut  zu 
machender  Schaden  zugefügt  werde. 

Aufser  durch  die  Auktionen  beziehen  die  Grofshändler 
auch  noch  Ware  von  der  Nordsee  durch  Gelegenheitskäufe, 
Kommissionäre  und  Fischer,  die  zum  Teil  in  den  Erträgen 
der  Küstenfischerei  besteht. 

Während  die  Nordseeauktionen  hauptsächlich  mittlere 
und  geringere  Ware  liefern,  werden  die  Edelfische,  besonders 
Steinbutt  und  Seezunge,  auch  noch  anderweitig  eingekauft. 

Die  Nordseehäfen,  besonders  Hamburg,  liefern  sowohl 
Seezunge  wie  Steinbutten,  die  auf  den  sogenannten  Fisch- 
Ewern  gefangen  werden.  Diese  Ware  wird  teils  durch  die 
Fischauktionen,  teils  durch  den  Hamburger  Engroshandel  in 
den  Verkehr  gebracht. 

Von  den  ausländischen  Bezugsquellen  für  Edelfische 
haben  wir  schon  England,  Frankreich  und  Belgien  kennen 
gelernt.  Für  England  sind  Hauptausfuhrorte  die  Märkte  zu 
Grimsby  und  Billingsgate  (London),  für  die  französischen  La 
Rochelle  und  für  die  belgischen  Ostende. 

Besonders  die  von  unseren  westlichen  Nachbarn  stammen- 
den Steinbutten  gelten  für  besser  als  die  unsrigen. 

Die  über  Triest  und  Venedig  kommenden  Seezungen 
kommen  nur  während  des  Winters,  wenn  die  Ware  in  den 
anderen  genannten  Herkunftsorten  knapp  ist,  auf  den  Markt, 
und  zwar  nur  als  Aushilfsmittel,  da  sie  geringwertiger  sind 
als  unsere  nordischen. 

Neben  diesen  Bezügen  sind  aber  auch  die  Erträgnisse  der 
Ostseefischerei  auf  dem  Berliner  Markt  vertreten,  wenngleich 
ihre  Menge  lange  nicht  der  von  der  Nordsee  gelieferten 
gleichkommt.  Es  liegen  keine  statistischen  Angaben  vor, 
nach  denen  man  auch  nur  schätzungsweise  den  jeweiligen 
Anteil  der  beiden  Meere  feststellen  könnte.  Nur  soviel  ist 
sicher,  dafs  der  Anteil  der  Nordsee  unverhältnismäfsig  viel 
gröfser  ist  als  der  der  Ostsee.  Der  Grund  dafür  liegt  aufser 
in  der  Fischarmut  der  Ostsee  überhaupt  darin,  dafs  die  Hoch- 
seefischerei, die  auf  der  Nordsee  in  so  hoher  Blüte  steht,  auf 
der  Ostsee  noch  keine  so  grofsen  Fortschritte,  gemacht  hat 
und  nicht  durch  Dampfschifife,  sondern  nur  durch  Segelkutter 
betrieben  wird,  deren  Zahl  allerdings  in  den  letzten  Jahren 
dank  der  Fürsorge  und  Unterstützung  der  Regierung  erheblich 
zugenommen  hat.  Diese  Hochseefahrzeuge  dienen  hauptsächlich 
dem  Herings-,  Lachs-  und  Störfang,  während  der  weitaus 
gröfsere    Teil    der    Ostseefischer    sich    immer    noch    auf    die 
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Küstenfischerei  beschränkt ,  die  zum  grofsen  Teil  aber  wenig 
lohnend  ist. 

Dabei  fehlen  die  Auktionen ,  die  es  dem  Fischer  ermög- 
lichen, in  kürzester  Zeit  ohne  Aufkäufer  seine  Ware  an  den 
Mann  zu  bringen^  und  die  sich  an  der  Nordsee,  wie  wir  ge- 
sehen, so  glänzend  bewährt  haben,  gänzlich,  sodals  der  Bezug 
von  der  Ostsee  unorganisiert  und  daher  viel  unregelmäfsiger 
ist  als  von  der  Nordsee. 

Die  Fische,  die  besonders  von  der  Ostsee  kommen,  sind: 
Flundern,  Schollen,  frische  Heringe,  Lachs  und  Stör. 
Der  Gesamtbetrag  der  deutschen  Ostseefischerei  wurde  auf 
6911346  Mk.  für  das  Jahr  1897/98  geschätzt  ohne  Schleswig- 
Holstein,  Mecklenburg,  Lübeck^. 

Das  Geschäft  liegt  hier  in  der  Hand  von  Aufkäufern, 
die  die  Fänge  der  andiegenden  Fischerdörfer  in  den  kleinen 
Küstenstädten,  wie  z.  B.  Barth,  Wolgast,  Eammin,  Rügen- 
walde etc.,  sammeln  und  von  dort  nach  Berlin  dirigieren  und 
zwar  entweder  an  die  Grofshändler  in  der  Weise,  wie  sie 
schon  oben  bei  den  Süfs wasserfischen  geschildert,  oder  als 
Konsignationssendungen  an  die  Auktionen. 

Neben  der  deutschen  Ostseeküste  beteiligen  sich  auch  die 
anderen  Ostseestaaten  an  der  Beschickung  des  Berliner  Marktes. 
Die  von  dorther  kommenden  Fischarten  sind  natürlich  die- 
selben wie  die  von  der  deutschen  Küste  gelieferten;  auch  der 
Versand  wird  durch  Aufkäufer  event.  durch  Engros-Firmen 
im  festen  Verkauf  bewirkt. 

Zu  erinnern  ist  hierbei  noch  einmal  daran,  dafs  viele 
Süfswasserfische,  wie  Hechte,  Zander,  Aale  etc.,  deren  Heimat 
eigentlich  das  Binnenwasser  ist,  als  Ostseefische  auf  den  Markt 
kommen. 

Die  vorhin  mitgeteilte  amtliche  Statistik  fafst  alle  See- 
tische unter  einer  Rubrik  zusammen,  sodafs  nicht  zu  ersehen 
ist,  wie  hoch  der  Anteil  der  einzelnen  Fischarten  sich  beläuft ; 
nach  privaten  Mitteilungen  jedoch,  die  sich  allerdings  nur  auf 
Nordseefische  beziehen,  —  von  den  Ostseefischen  hat  Verfasser 
eine  ähnliche  Aufstellung  leider  nicht  erhalten  können  —  ver- 
teilt sich  nach  ungefährer  Schätzung  die  Gesamtmenge,  wie  folgt: 


Seezunge 

Steinbutt 

Kleist 

Schollen . 

Schellfisch 

Kabeljau 

Roche,  Knurhahn  etc 


ff 


2^/2  ®/o  des  Gesamtumsatzes  v.  Nordsee- 
fischen auf  dem  Berliner  Markt 
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Die  geringeren  and  mittleren  Sorten  machen  demnach 
über  90  ^/o  der  Gesamtmenge  aus. 

Femer  zeigt  ans  die  schon  angefiihrte  Statistik,  dals  der 
Jahresumsatz  an  Seefischen  von  95200  Centner  in  1896  auf 
49125  Centner  in  1897  zurückgegangen  ist,  also  eine  Ab- 
nahme von  beinahe  50  ^/o. 

Nun  hat  allerdings  die  Berliner  Gewerbeausstellung  von 
1896  durch  das  Zusammenströmen  von  Fremden,  sowie  durch 
die  Fischkosthallen  wohl  einen  erhöhten  Seefischkonsum  ver- 
anlafst,  trotzdem  aber  kann  der  Mehrverbrauch  nicht  so  grols 
gewesen  sein,  um  eine  derartige  Abnahme  in  97  erklären  zu 
können^.  Dabei  haben  die  Erträge  aus  der  Seefischerei  in 
derselben  Zeit  laut  dem  Ausweis  über  die  Auktionen  in  den 
Elb-  und  Weserhäfen  stetig  zugenommen,  während  auch  die 
Nachfrage  in  Berlin  besonders  nach  geringeren  und  mittleren 
Sorten  gestiegen  ist,  wie  die  um  beinahe  das  doppelte  ge- 
stiegenen Preise  beweisen. 

Die  einzige  Erklärung  für  diese  sinkenden  Umsatzzahlen 
liegt  darin,  dafi»  Berlin  früher  einen  schwungvollen  Zwischen- 
handel mit  Seefischen  von  den  Seestädten  nach  dem  Binnen- 
.  lande  betrieb,  der  aber  sehr  nachgelassen  hat,  da  der  Versand 
von  den  Seestädten  aus  jetzt  zum  grölsten  Teil  direkt  geschieht. 

Aufserdem  etablierte  sich  i.  J.  1897  die  Hochseefischerei- 
gesellschaft „Nordsee^  in  Berlin,  deren  Umsatz,  da  nicht  zum 
Engroshandel  gehörig,  in  unserer  Statistik  nicht  mit  ein- 
begriffen ist.  Da  sie  im  ersten  Jahre  besonders  grofsen  Zu- 
lauf hatte,  so  mag  auch  dies  Moment  mit  zu  Erklärung  der 
sinkenden  Umsatzziffer  auf  dem  Engrosmarkt  dienen. 

Gemeinsam  den  frischen  Süfswasser-  sowohl  wie  See- 
fischen ist  die  Art  des  Transports  und  der  weiteren  Verteilung 
am  hiesigen  Platz. 

Alle  frischen  Fische  kennen  nur  eine  Transportart,  näm- 
lich die  Eisenbahn  und  zwar  meist  als  Stückgut,  aus  denselben 
Gründen,  die  auch  für  den  Transport  der  lebenden  Fische 
mafsgebend  sind.  Ein  ganzer  Waggon  fafst  bis  ca.  200  Centner 
netto  frischer  Fische.  Sie  bezahlen  denselben  Tarif  wie  die 
lebenden  Fische  und  geniefsen  auch  dieselben  Vergünstigungen. 
.^Nur  sind  sie  insofern  bevorzugt,  dals  die  Fastagen,  die  in  der 
Regel  aus  Körben  bestehen,   in  denen  die  Fische  in  Eis  ver- 

Sackt  liegen,  nicht  so  schwer  sind  wie  die  Fässer,  in  denen 
ie  lebende  Ware  transportiert  wird,  und  dafs  sich  daher  die 
IVacht,  die  ja  nach  Bruttogewicht  berechnet  wird,  netto 
bedeutend  ermäfsigt.  Dafür  haben  allerdings  die  lebenden 
Fische  durchschnittlich  einen  um  mindestens  ^/s  höheren  Wert, 


^  Deutsche  Fischereizeitung  und  Mitteilungen  des  deutschen  See- 
fischerei Vereins . 


b)  Fässer 


48  XIX  r>. 

können  demnach   auch  die   ein  wenig  höhere  Fracht  bequem 
tragen. 

,  Die  Hauptversandarten  der  frischen  Fische  sind  folgende : 

1.  Fische  in  trockner  Packung  bezw.  Eis: 

a)  leichte  Weidenkörbe  u.  Matten:  ca.  12®/o  Emballage 

a)  grofs „  Ib^io 

b)  mittel „  18  «/o  „ 

c)  klein „  lO^lo  „ 

c)  Körbe „        4®/o  ^ 

d)  Kisten „      10  ^o  „ 

e)  Wiege  und  Eis „    100  ^/o 

f)  Kisten  und  Eis „      80^/0  „ 

2.  Waggons  mit  besonderen  quadratischen  Kisten. 

3.  Specialwagen  verschiedenster  Konstruktion.^ 

Etwa  tibrig  gebliebene  Ware  wird  von  den  Grofshändlern 
in  die  Gefrierhäuser  gelagert,  wo  sie  sich  lange  Zeit  —  die 
einzelnen  Fischarten  reagieren  je  nachdem  langsamer  oder 
schneller  auf  den  Zersetzungsprozefs  —  frisch  erhält,  um  bei 
nächster  Gelegenheit  verwertet  zu  werden. 

Die  Verluste  durch  Verderben  sind  im  allgemeinen  nicht 
sehr  bedeutende,  da  das  einzelne  Engroshaus  sich  bei  seinen 
Einkäufen  nach  dem  mutmafslichen  Bedarf  seiner  meist  festen 
Kundschaft  richtet.  Gewifs  werden  auch  trotzdem  manchmal 
falsche  Kalkulationen  mit  unterlaufen,  aber  doch  wohl  nur 
selten,  da  der  Engroshändler  in  der  Regel  den  Markt  seit 
Jahren  kennt,  sowie  mit  allen  W^echselfäUen  des  Geschäfts 
wohl  vertraut  ist,  und  im  Notfalle  immer  noch  die  Auktionen 
etwaige  Überproduktion  aufnehmen  können. 

Eine  auch  nur  ungefähre  prozentuale  Schätzung  des 
durchschnittlichen  jährlichen  Verlustes  anzugeben,  ist  dem 
Verfasser  leider  nicht  möglich,  da  die  Urteile  der  Fachleute 
darilber  zu  sehr  auseinander  gingen. 

Aufser  Berlin  und  Umgegend  versorgen  die  Engros- 
geschäfte ftir  frische  Fische  auch  noch  zum  gröfsten  Teil 
die  Provinz  Brandenburg  sowie  andere  günstig  gelegene 
Teile  Deutschlands  in  ähnlicher  Weise  wie  die  Geschäfte  für 
lebende  Fische.  Daneben  haben  sie  aber  auch  einen  grofsen 
Teil  des  Zwischenhandels  zwischen  Ost-  und  Westeuropa  in 
der  Hand.  Wie  grofs  die  dabei  gemachten  Umsätze  sind, 
entzieht  sich  der  Kenntnis,  da  dieselben  von  den  betreffenden 
Geschäftsleuten  als  Geschäftsgeheimnis  behandelt  werden. 
Doch  sind  sie  jedenfalls  nicht  unbedeutend. 

Analog  den  vorhin  gemachten  Angaben  über  die  Produktions- 
gebiete  des  Berliner  Marktes   an   frischen  Fischen  seien  nun 

^  Niederschrift  der  Zollkonferenz  des  deutschen  Fischereivereins  1900. 
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die  Länder  genannt,  die  von  ihm  aufser  dem  Inlande  versorgt 
werden : 

1.  Österreich  -  Ungarn  emp&ngt  Seefische  aller  Art  und 
Zander  (russischen),  (Böhmische,  Tyroler  etc.  Bäder, 
Kurorte). 

2.  Italien  empfangt  nur  wenig  Berliner  Fische,  meist  auf 
dem  Wege  über  die  Schweiz. 

3.  Schweiz  empfangt  alle  Arten  Fische. 

4.  Frankreich  empfängt  Weichsellachs,  Ostsee-  und  schwedi- 
schen Lachs,  Lachsforellen  und  frischen  Hecht. 

5.  Belgien  empfängt  Lachs,  Hecht,  Zander  (russischen). 

6.  Holland  empfkngt  Zander  (russischen). 

7.  Schweden  empfängt  Zander  (russischen),  Rheinlachs, 
Steinbutte,   Seezungen. 

8.  Rufsland  empfängt  Steinbutt  und  Seezunge^. 

Es  fehlen  von  den  uns  schickenden  Ländern  demnach: 
Rumänien,  England,  Norwegen  und  die  Vereinigten  Staaten 
von  Nord-Amerika,  während  für  den  Export  die  Schweiz 
hinzukommt,  die  an  uns  nichts  sendet. 

Der  Austausch  zwischen  Ost  und  West  nimmt  demnach  die 
erste  Stelle  ein,  ihm  folgt  erst  der  zwischen  Nord  und  Süd 
etc.  etc.,  während  die  Hauptfischarten,  die  für  diesen  Handel 
in  Betracht  kommen,  die  besseren  Seefische  mit  Einschlufs 
des  Lachses,  sowie  Hecht  und  russischer  Zander  sind. 

Um  das  Bild  der  Berliner  Engrosgeschäfte  zu  vervoll- 
ständigen, bleibt  nun  noch  übrig,  dem  Handel  mit  einigen 
Specialartikeln  unsere  Aufmerksamkeit  zuzuwenden,  die  zum 
Teil  eine  grofse  Bedeutung  für  den  Berliner  Fischmarkt  er- 
langt haben. 

0.   Krebse,  Hummern,  Austern,  Sohaltlere  etc. 

Die  Arten,  die  unserer  Untersuchung  noch  vorbehalten 
bleiben,  gehören  in  biologischem  Sinne  zwar  nicht  mehr  zur 
Klasse  der  Fische,  sind  aber  mit  diesen  in  Beziehung  auf  ihr 
Leben  im  Wasser,  auf  Fang  und  Handel  so  eng  verbunden, 
dafs  man  sie  von  den  Fischen  füglich  nicht  trennen  kann. 

Alle  diese  Krebse,  Hummern,  Austern  etc.  haben  das  ge- 
meinsame, dafs  man  sie  nicht  als  Nahrungsmittel,  sondern  als 
Luxusartikel,  als  Delikatessen  im  allgemeinen  ansprechen  mufs. 

Die  Händler,  die  diese  Waren  auf  den  Berliner  Markt 
bringen,  begnügen  sich  in  der  Regel  nicht  damit,  nur  eine 
Species  dieser  Art  zu  führen ,  sondern  meist  mehrere  neben- 
einander, sowie  andere  Delikatessen,  die  nicht  dem  Wasser 
entstammen,  abgesehen   davon,   dafs  auch  einige  der  grofsen 


*  Zollkonferenz  des  deutschen  Fischereivereins  1900. 
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Fischhandlungen  sich  mit  diesen  Specialartikeln  befassen,  und 
einige  grofse  Hotels  und  Restaurants  direkt  unter  Umgehung 
des  Handels  einkaufen. 

Zu  erwähnen  ist  femer  noch,  dafs  die  grollen  Geschäfte 
dieser  Branche  neben  dem  Engroshandel  sämtlich  noch  einen 
flotten  Detailhandel  betreiben,  der  sich  sowohl  im  Versand- 
wie  im  Platzgeschäft  bethätigt 

Von  allen  diesen  Specialitäten  hat  eine  fhr  den  Berliner 
Markt  eine  gtofse  Bedeutung  gewonnen,  die  wir  daher  auch 
zunächst  und  etwas  ausführlicher  behandeln  wollen,   nämlich: 

a)  Der  Krebs. 

Die  Mark  Brandenburg  hatte  in  früheren  Jahrhunderten 
neben  ihrem  schon  geschilderten  Fischreichtum  auch  einen 
grofsen  Überflufs  an  Krebsen. 

So  berichtet  Klöden,  dafs  im  Jahre  1719  nach  einer 
grofsen  Überschwemmung  im  Odergebiet,  als  die  zurück- 
gelassenen Tümpel  eintrockneten,  die  Krebse,  die  zahlreich 
darin  zurückgeblieben  waren,  auf  die  Bäume  gekrochen  seien, 
um  sich  vor  den  Sonnenstrahlen  zu  bergen  und  von  den 
Menschen  in  Massen  heruntergeschüttelt  wären  ^. 

Um  dieselbe  Zeit  mufste  in  Küstrin  ein  KrebszoU  ent- 
richtet werden,  der  für  100  Schock  immer  ein  Schock 
betrug.  Nach  Colenus  sollen  nun  am  Anfang  des  XVIII.  Jahr- 
hunderts in  einem  Jahre  32500  Schock  als  Zoll  eingenommen 
sein  ^. 

Der  Krebs  hatte  dabei  natürlich  nur  einen  sehr  geringen 
Wert,  so  dafs  er  nicht  nur  als  billiges  Volksnahrungsmittel 
gelten  konnte,  sondern  sogar,  nur  um  überhaupt  verwertet  zn 
werden,  den  Schweinen  als  Futter  vorgeworfen  wurde  ^. 

Noch  in  den  30  er  bis  50  er  Jahren  des  19.  Jahrhunderts 
enthielten  die  märkischen  Gewässer  einen  derartigen  Bjrebs- 
tiberflufs,  dafs  nicht  nur  die  ganze  Provinz  Brandenburg  mit 
Berlin,   sondern   auch   noch  Dresden,   Hannover,   Leipzig  be- 

äuem  und  billig  durch  die  Fänge  der  Spree-,  Havel-  und 
►dergegenden  versorgt  wurden.  Bis  zum  Jahre  1860  hielt 
sich  aber  der  Berliner  Krebshandel  noch  in  recht  engen 
Grenzen  und  verbreitete  sich  nur  wenig  über  Norddeutschland 
hinaus. 

Am  Anfang  der  60  er  Jahre  kamen  von  einer  grofsen 
Kölner  Firma  fortwährend  Bestellungen,  und  bald  erfuhr  man, 
dafs  diese  die  in  Berlin  billig  eingekauften  Krebse  fbr  teueres 
Geld  nach  Paris  verkaufe. 


1  Der  Bär  1897  Heft  1  und  2. 

^  Monatshefte  der  Brandenburgia ,  Februar  1898.    Micha,  Berlins 
Fischhandel. 
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Nun  begannen  die  Berliner  Firmen,  vor  allem  ein  grofses, 
noch  heute  existierendes  Geschäft,  direkt  nach  Paris  zu  liefern. 
Infolge  der  schon  damals  bestehenden  Pariser  Markthallen- 
auktionen, die  einen  grofsen  Teil  Frankreichs  versorgten, 
fand  die  Ware  stets  schlanken  Absatz.  Zu  gleicher  Zeit 
stieg  auch  der  Konsum  im  Inlande,  vor  allem  Dank  den 
Eisenbahnen. 

Mit  dem  steigenden  Bedarf  erweiterte  sich  auch  das 
Produktionsgebiet.  Mecklenburg,  Pommern,  Posen,  die  beiden 
Preufsen,  besonders  die  grofsen  masurischen  Seen  lieferten 
ihre  Erträge  regelmäfsig  nach  Berlin  und  Köln,  die  allmählich 
zu  Centralpunkten  des  Krebshandels  emporstiegen  und  so 
ziemlich   ganz  Frankreich,   Belgien   und  England   versorgten. 

Infolge  des  steigenden  Absatzes  und  des  erweiterten  Be- 
zugsgebietes erwies  es  sich  notwendig,  um  den  Überflufs  in 
den  Haupt-Krebs-Monaten,  also  im  Sommer,  und  in  den 
Wintermonaten  bis  zum  März  hin,  auszugleichen,  Krebshälter 
bei  Berlin  in  Hoppegarten  und  bei  Köln  im  Rhein  zu  bauen. 
In  den  Jahren  1875  —  77  leisteten  diese  auch  vorzügliche 
Dienste.  Aber  schon  im  Jahre  1878  tötete  die  Krebspest, 
deren  Keim  erst  im  Jahre  1899  durch  Professor  Hofer- 
München  entdeckt  ist,  aus  dem  Süden,  speciell  aus  Bayern 
kommend,  in  den  Hoppegarten  er  Reservoirs  allein  36000  Schock 
Krebse. 

Allmählich  verbreitete  sich  die  Seuche  über  ganz  Branden- 
burg, Mecklenburg,  Pommern  und  ergriff  1877  auch  die 
masurischen  Seen. 

Da  hierdurch  die  Produktion  in  den  durchseuchten  Ge- 
bieten nahezu  vernichtet  wurde,  so  sah  sich  der  Handel  ge- 
nötigt, das  Einkaufsgebiet  immer  weiter  nach  Osten,  zunächst 
nach  Polen,  Galizien,  den  russischen  Ostseeprovinzen,  dann 
weiter  noch  Finnland  und  Schweden  und  in  neuerer  Zeit  bis 
beinahe  an  die  Grenzen  des  europäischen  Rufsland  zu  ver- 
legen. 

Naturgemäfs  stiegen  aber  auch  damit  sämtliche  Spesen, 
Transportkosten,  sowie  das  Risiko  beim  Versand  der  leicht 
verderblichen  Ware.  Infolgedessen  wurden  die  Krebse  immer 
teurer,  und  während  sie  früher  auch  den  minder  Begüterten 
zugänglich  waren,  sind  sie  heute  immer  mehr  Luxusartikel 
geworden. 

Aus  den  deutschen  Fanggebieten  werden  die  Krebse  in 
derselben  Weise  auf  den  Markt  gebracht,  wie  die  Fische,  in- 
dem die  grofsen  Händler  entweder  selbst  grofse  Fischereien 
gepachtet  haben,  oder  die  Ware  durch  Kommissionäre  be- 
sorgen lassen. 

In  den  ausländischen  Produktionsgebieten  ist  ebenfalls 
eine  grofse  Organisation  thätig,  um  die  regelmäfsigen  Bezüge 
zu  sichern,  die  um  so  leichter  den  Berliner  Markt  erreichen, 
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als  sie  wie  die  Fische  zollfrei  die  deutsche  Reichsgreuze 
passieren.  Auch  im  Auslände  besitzen  die  Händler  zum  Teil 
eigene  Pachtungen,  zum  Teil  erwerben  sie  die  Krebse  durch  freie 
Kommissionäre  oder  ihre  Agenten,  die  sie  in  den  betreffenden 
Gebieten  haben.  Au&erdem  stehen  sie,  vor  allen  Dingen  in 
Rufsland,  mit  den  Spitzen  der  Behörden  in  den  betreffenden 
Gouvernements  in  enger  Fühlung,  um  sicher  und  ohne  Zeit- 
verlust arbeiten  zu  können. 

An  den  Eisenbahnknotenpunkten  sind  überall  Kontroll- 
stationen angelegt,  um  die  herangeführten  Krebse  im  FluTs 
zu  erfrischen  und  an  bestimmten  Tagen  zur  Grenze  zu  senden. 
Besonders  Warschau  ist  in  dieser  Beziehung  bemerkenswert 
Über  Eydtkuhnen,  Prostken,  Hlowo,  sowie  über  die  öster- 
reichischen Grenzstationen  gehen  täglich  Tausende  von  Körben 
mit  Krebsen  in  das  Gebiet  des  deutschen  Reiches.  Daneben 
erhalten  wir  allerdings  auch  Sendungen  aus  Rufsland,  Finn- 
land und  Schweden  über  See,  die  vorzugsweise  nach  Lübeck 
gehen. 

Bis  vor  einigen  Jahren  wurden  die  Elrebse  auf  deutschem 
Gebiet  fast  ausschliefslich  in  ganzen  Waggons,  die  mit  Eis 
gekühlt  waren,  als  Bahneilgut  versendet.  Die  hohen  Bahn- 
tarife und  das  Entgegenkommen  der  Reichspost  bewirkten 
jedoch,    dafs   eine  Zeit  lang  grofse  Mengen   in  Körben   ver- 

Sackt,  als  10  Pfund  KoUis  per  Post  versandt  wurden.  Seit 
em  Jahre  1899  aber  ist,  besonders  dank  den  Staffeltarifen, 
sowie  neueren  Vorschriften,  die  den  Beamten  gröfsere  Achtsam- 
keit auf  leicht  verderbliche  Waren  zur  Pflicht  machen,  wieder 
eine  Änderung  zu  Gunsten  der  direkten  Beförderung  als  Eil- 
gut eingetreten. 

Geklagt  wird  von  den  Händlern  auch  über  das  gesetz- 
liche Mindestmafs  von  10  cm ,  das ,  da  das  Ausland,  vor  allen 
Dingen  Rufsland  und  Frankreich  ein  solches  nicht  kennen, 
geeignet  sei,  unseren  Zwischenhandel  zwischen  beiden  Ländern 
zu  schädigen.  Eß  ist  in  beteiligten  Kreisen  daher  jetzt  eine 
lebhafte  Agitation  im  Gange,  wenigstens  für  den  Transit- 
verkehr das  Mafs  auf  9  cm  herabzusetzen. 

Der  deutsche  Krebshandel  hat  sich  allmählich  derartig 
ausgedehnt,  dafs  er  das  europäische  Krebsgeschäft  fast  monopoli- 
siert hat,  wenn  auch  in  der  letzten  Zeit  ein  kleiner  Rückschlag 
insofern  eingetreten  zu  sein  scheint,  als  vielfach  russische 
Krebse  unter  Umgehung  des  deutschen  Zwischenhandels  direkt 
unter  Transitverschlufs  nach  Frankreich  versandt  werden. 

Trotzdem  ist  Berlin  vorläufig  noch  immer  Centralpunkt 
des  Krebsgeschäftes;  neben  ihm  steht  Köln,  das  die  Ver- 
teilung an  unsere  westlichen  Nachbarn  besorgt,  aufserdem 
noch  Bremen  und  Lübeck. 

Von  jeher  hat  Berlin  die  gröfsten  und  besten  Krebse  für 
sich  behalten,   da  der  Berliner  gewöhnt  ist,   einen  gewissen 
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Luxus  mit  diesem  Artikel  zu  treiben  ^  während  das  Bedürfnis 
nach  kleinen,  sogenannten  Suppenkrebsen ,  die  in  Paris  für 
feinere  Gerichte,  als  Garnierung  von  Schüsseln  etc.  Ver- 
wendung finden,  lange  nicht  in  dem  Mafse  vorhanden  ist. 
Nach  dem  Urteile  von  Sachverständigen  bleiben  die  besten 
Krebse  in  Berlin,  weil  sie  nirgends  besser  bezahlt  werden. 
Der  Konsum  Berlins  wird  in  den  Monaten  Mai  bis  September 
auf  ca.  600  Schock  täglich  taxiert. 

Frankreich  und  Belgien  nehmen  Krebse  während  des 
ganzen  Jahres  auf,  während  in  den  anderen  Ländern,  wie  bei 
uns,  dieselben  hauptsächlich  nur  während  der  Sommersaison 
gebraucht  werden. 

Für  die  nach  dem  Westen  gehenden  Krebse  sind  im 
Rhein  bei  Deutz  Reservoirs  erbaut,  um  sie  noch  einmal  zu 
erfrischen,  ehe  sie  die  weitere  Reise  antreten.  Der  Krebs  ist 
überhaupt,  besonders  im  Sommer,  sehr  empfindlich,  und  das 
Risiko  so  grofs,  weil  ein  toter  Krebs  gar  keinen  Wert  hat. 
Der  Verlust  wird  von  der  russischen  bis  zur  französischen 
Grenze  auf  durchschnittlich  15  ^/o  während  des  Jahres  veran- 
schlagt. 

Der  Handel  mit  Frankreich,  dem  klassischen  Lande  des 
Schutzzolles,  der  durch  das  städtische  Octroi  von  Paris  schon 
beschwert  war,  wurde  noch  mehr  durch  das  französische  Zoll- 
gesetz vom  1.  IL  1892  eingeengt,  das  auf  Krebse  einen  Grenz- 
zoll von  5  resp.  10  Francs  pro  Centner  legte,  um  durch  ver- 
minderten Krebskonsum  die  heimische  Austernfischerei  zu 
heben,  was  im  allgemeinen  auch  gelungen  ist. 

Zugleich  hat  sich  freilich  der  Konsum  im  Inlande  etwas 
gehoben  dank  der  günstigen  Konjunktur  der  letzten  Jahre. 
Im  grofsen  und  ganzen  aber  besteht  das  Hauptgeschäft  unserer 
grofsen  Berliner  Händler  immer  noch  in  dem  Zwischenhandel 
zwischen  dem  krebsproduzierenden  Ost-  und  dem  krebs- 
konsumierenden Westeuropa. 

Am  geringsten  geschätzt  wird  der  galizische  sogenannte 
Sumpf  krebs,  ihm  folgt  der  russische  Krebs,  dann  der  schwedische, 
während  der  deutsche  sich  des  besten  Rufes  erfreut. 

In  den  letzten  Jahren  ist  auch  wieder  eine  Zunahme  der 
Krebse  in  den  von  der  Pest  verseuchten  deutschen  Gewässern 
zu  verzeichnen,  wenn  auch  nur  ca.  50 — 60000  Schock  zur 
Zeit  jährlich  in  Deutschland  gefangen  werden ,  während  der 
Umsatz  das  zehnfache  beträgt  ^ 

Genaue  Daten  für  den  Berliner  Konsum  und  Handel  an- 
zugeben ist  leider  nicht  möglich,  da  die  dafür  nötigen  statisti- 
schen Daten  nicht  zu  erhalten  waren.  Weil  jedoch  Berlin 
Oentralpunkt    des    gesamten    europäischen    Kreoshandels    ist, 


*  Niederschrift  der  Verhandlungen  der  vom  deutschen  Fischerei- 
verein berufenen  Zollkonferenz.    Berlin,  10.  April  1900,  pag.  96. 
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und  die  Krebse  seit  Menschengedenken  in  Berlin  zur  Ver- 
sendung nach  dem  Westen  bearbeitet  wurden^,  so  wird  man 
wohl  nicht  fehl  gehen,  wenn  man  den  Löwenanteil  des  ge- 
samten deutschen  Erebsgeschäftes  dem  Berliner  Markt  zuteilt. 

Im  Jahre  1898  betrugen  die  jährlichen  Umsätze  im  Krebs- 
geschäft etwa  zwei  Millionen  Mark'. 

Der  deutsche  Aufsenhandel  mit  Flufskrebsen  weist  für 
die  Jahre  1892—98  folgende  Zahlen  auf«: 

(Vgl.  die  Tabelle  auf  Seite  55.) 

Für  das  Jahr  1899  stellt  sich  die  specialisierte  Statistik 
folgendermafsen  *. 

Die  Einfuhr  betrug  aus: 

Rufsland       4927  D.-C. 

Finnland      lllö      „      =  6 043  D.-C. 

Österreich  2144  D.-C. 
von  denen  aber  ^/s  eben- 
falls aus  Rufsland  stamm- 
ten (Wolhynien),  sodafs 
ausRufsland  dazu  kommen       1610     . 

Im    ganzen    russischen 

Ursprungs 
Österreich-Galizien  . 
Schweden  .... 
andere  Länder     .     . 

Einfuhr    .... 

Ausfuhr  (niedrigste 

seit  1892) 

Deutschlands  Konsum     4541  D.-C. -f  deutsche  Produktion. 

Auf  unbedingte  Genauigkeit  machen  diese  Zahlen  keinen 
Anspruch,  doch  geben  sie  einen  ungefUhren,  schätzungsweisen 
Überblick. 

Ferner  ist  daraus  zu  ersehen,  dafs  die  Erträgnis&e  des 
Krebsfanges  ebenso  schwankende  sind,  wie  die  des  Fisch- 
fanges überhaupt,  zweitens,  dafs  wir  auch  hier  mit  steigenden 
Preisen  zu  rechnen  haben  und  drittens,  welche  Rolle  der 
Zwischenhandel  zwischen  Rufsland,  Schweden,  Österreich 
einerseits,  und  den  Ausfuhrländern,  in  der  Hauptsache  Frank- 
reich, England,  Belgien  andererseits,  spielt. 


7653  D.-C. 
805  „ 

825  „ 
273  „ 

9556  D.-C. 
4015  „ 

1  Versammlungsbericht  des  Brandenburgischen  Fischereivereins 
vom  21.  November  1898  pag.  41. 

^  Bericht  der  Hauptversammlung  des  Brandenburgischen  Fischerei- 
vereins vom  21.  November  1898  pag.  87. 

"  Mitteilungen  des  deutschen  Seefischereivereins  1900. 

*  Niederschrift  der  Zollkonferenz  des  deutschen  Fischereivereins. 
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XIX  5. 


Die  Händler ,  die  in  Berlin  den  Krebshandel  ausüben, 
haben  in  der  Regel  daneben  noch  Fische ,  Austern  oder 
Hummern,  ja  zum  Teil  auch  andere  Delikatessen,  die  nicht 
dem  Wasser  entnommen  sind,  feil.  Ihre  Zahl  ist  eine  ziem- 
lich grofse,  doch  sind  nur  ca.  3  bis  4  von  gröfserer  Bedeutung. 
Ihr  Geschäft  bezieht  sich  ebenso  auf  Platz  und  Versand,  wie 
auf  Engros-  und  Endetailgeschäft.  Viele  haben  Stellen  in  den 
Markthallen  oder  halten  anderweitig  offene  Verkaufsstellen, 
manche  auch  beides  zusammen.  Für  die  gröfseren  Vorräte 
sind  Krebshälter  da.  Der  Verkauf  an  die  Detaillisten  ge- 
schieht in  derselben  Weise,  wie  der  seitens  der.  Engros-Fisch- 
handlungen. 

Erwähnt  sei  noch,  dafs  sich  auch  einige  —  besonders 
galizische  —  Händler  damit  befassen,  direkt  an  Private,  resp. 
Restaurants  zu  liefern. 

Um  noch  einen  ungefähren  Überblick  über  den  Preis- 
stand zu  erhalten,  sei  mitgeteilt,  dafs  im  Jahre  1899  Krebse 
pro  Schock  auf  dem  Berliner  Fischmarkt  notierten  (Engros- 
preise) ^ : 


grofse : 

mittlere : 

kleine: 

. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

Anfang  April     .     , 

,                — 

6     12 

3—4,80 

„        Mai  .     .     . 

10—12 

Ü     14 

2,50-8 

„        Juni.     .     ,     , 

.       20—24,50 

14     19 

2—6 

„        Juli  .     .     .     . 

11     29 

7—15,50 

3-6 

August.     .     . 

10     19,50 

7—14,50 

1,80—4 

„        September     , 

,     9,50—17,50 

5,25    9,80 

1,60—2 

„        Oktober     .     , 

8     12 

2—6,50 

1,50—3,50 

„        November .     . 

5 

4-6 

2,50      3,50 

„        Dezember .     . 

6-12 

6-8 

3,50—4 

„        Januar  1900  . 

,                          

6    8 

4,50 

„        Februar  1900 

•         10-12 

6—8 

3,50—5 

Auf  das  Krebsgeschäft  ist  Verfasser  näher  eingegangen, 
da  —  wie  schon  bemerkt  —  Berlin  dafür  europäischer 
Centralpunkt  ist.  Die  übrigen  Schaltiere  etc.  können  kürzer 
behandelt  werden,  da  sie  für  Berlin  nicht  annähernd  die 
gleiche  Bedeutung  haben,  wie  der  Krebs. 

Zunächst  wird  uns  der  gröfsere  Vetter  des  letzteren  zu 
beschäftigen  haben,  nämlich 

b)   Der  Hummer. 

Der  Hummer  ist  in  noch  stärkerem  Mafse  wie  der  Krebs 
Luxusartikel  und  findet  seine  Hauptverwendung  wohl  in 
besseren    Restaurants    und    bei    feineren    Gesellschaften    etc. 


*  Deutsche  Fischereizeitung  1900  Nr.  23. 
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Allerdings  findet  man  in  Berlin  vielfach  auf  den  Speisekarten 
mittlerer  Restaurants  auch  Hummermayonnaise,  die  für  billiges 
Oeld  (50 — 75  Pf.)  verkauft  wird.  Doch  ist  diese  in  der 
Regel  aus  eingemachtem  Hummer  hergestellt,  der  zum  grofsen 
Teil  aus  dem  Mittelmeer  und  Südafrika  stammt,  und  auch 
zoologisch  einer  anderen  Art,  nämlich  den  Langusten  an- 
gehört, als  der  bei  uns  gebräuchliche  frische  Hummer,  den 
wir  hier  allein  zu  betrachten  haben. 

Nach  Mitteilungen  des  kaiserlichen  statistischen  Amts  in 
Berlin  hat  der  auswärtige  Handel  Deutschlands  mit  Hummern 
und  Schildkröten  in  den  Jahren  von  1892  — 1898  folgende 
Umsätze  gezeigt^: 

(Vgl.  die  Tabelle  auf  Seite  58  oben.) 

(Schildkröten  werden  nur  in  so  geringen  Mengen  ein- 
geführt und  finden  in  der  Hauptsache  Verwendung  in  Terrarien 
etc.,  dafs  man  ziemlich  die  ganze  Summe  fUr  Hummern  in 
Anspruch  nehmen  kann.) 

Aus  der  Statistik  ist  zu  ersehen,  dafs  unsere  Haupt- 
lieferanten für  diesen  Artikel  an  erster  Stelle  Norwegen,  dann 
Dänemark  und  an  letzter  Stelle  Belgien  sind.  Doch  ist  zu 
bemerken,  dafs  ein  grofser  Teil  des  sogenannten  dänischen 
Hummers,  der  über  Lysekil  und  Fredrikshavn  eingeführt 
wird,  ebenfalls  aus  Norwegen  stammt,  so  dafs  sich  des  letzteren 
Einfuhr  dadurch  noch  vergröfsern  würde.  Der  Rest  der 
Einfuhr  stammt  aus  Frankreich,  Holland,  England  etc.,  ist 
aber  nur  sehr  unbedeutend,  während  die  Produktion  unserer 
«inheimischen  Küsten,  die  im  Jahre  1899  ca.  100  Centner  be- 
trug, ^  soweit  sie  in  den  Handel  kam,  vor  allem  durch  den 
berühmten  Helgoländer  Hummer  vertreten  wird. 

Wieviel  der  Berliner  Markt  aufnimmt,  darüber  fehlen 
alle  genaueren  Angaben.  Doch  ist  dem  Verfasser  von  Sach- 
verständigen versichert  worden,  dafs  während  der  Monate 
Oktober  bis  ca.  Mitte  Mai  ungefähr  täglich  1500—2000  Stück 
Hummern  in  Berlin  gehandelt  werden,  von  denen  der  gröfste 
Teil  in  Berlin  selbst  bleibt. 

Die  deutsche  Ausfuhr,  die  ja  nur  gering  ist,  geht  zum 
gröfsten  Teile  nach  Rufsland,  und  vor  allen  Dingen  nach  Öster- 
reich-Ungarn. 

Beim  Passieren  der  deutschen  Grenze  mufs  für  100  kg 
Hummern  ein  Zoll  von  50  Mk.  brutto  bezahlt  werden.  Und 
gerade  infolge  dieses  hohen  Zolles  sind  die  Hummernpreise 
hauptsächlich  wegen  der  damit  verbundenen  Scherereien  sehr  in 
die  Höhe  gegangen  und  betrugen  im  Jahre  1899  2,50 — 3,—  Mk. 


^  Mitteilungen  des  deutschen  Seefischerei  Vereins  1900. 
3  Deutsche  Fischereizeitung  1900  Nr.  23—24. 
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Segen  1,80 — 2,25  Mk.  im  Vorjahre  \  während  im  Jahre  1900 
ie  Preise  sich  etwas  niedriger  hielten.  . 

Dazu  beitragen  mag  auch  noch,  dafs  der  Bestand  an 
Hummern,  wie  statistisch  nachgewiesen,  von  Jahr  zu  Jahr 
abnimmt^. 

Auf  den  Berliner  Markt  gebracht  wird  der  Hummer 
durch  Fisch-  und  Delikatefshandlungen  engros  und  en  detail,, 
gekauft  von  Kommissionären  oder  auswärtigen  Engros- 
handlungen ;  femer  auch  direkt  von  den  Seeplätzen  durch 
Restaurateure  und  wohl  auch  einmal  durch  Privatleute. 

Kurz,  der  Berliner  Hummerhandel  ist  ein  so  mannig- 
faltiger und  unzusammenhängender,  dafs  es  aus  diesem  Grunde 
schon  ein  Ding  der  Unmöglichkeit  ist,  genauere  Daten  darüber 
anzugeben,  vor  allen  Dingen,  da  amäiche  Erhebungen  irgend 
welcher  Art  nicht  vorhanden  sind.  Von  privater  Seite 
wird  die  Menge  der  auf  den  Berliner  Markt  gebrachten 
Hummern  für  die  letzten  Jahre  in  der  Saison  vom  Oktober 
bis  Juni  durchschnittlich  auf  ca.  500000  Stück  geschätzt^ 
was  etwas  mehr  ergeben  würde,  als  die  vorhin  mitgeteilte 
Schätzung. 

Wir  haben  uns  jetzt  einer  anderen  Delikatesse  zuzu- 
wenden ,  die  gleich  dem  Hummer  nur  den  obersten  Zehn- 
tausend zugänglich  und  auch  nur  reines  Genufsmittel  ist^ 
nämlich  der 

c)  Die  Auster. 

Für  den  deutschen  und  speciell  den  Berliner  Markt 
kommen  vor  allen  Dingen  vier  Arten  von  Austern  in  Betracht, 
nämlich  der  Güte  nach  an  erster  Stelle  die  englische,  resp. 
belgische,  ihr  folgt  die  holsteinische,  dann  die  holländische 
und   endlich   an   letzter  Stelle  die  deutsche  Nordseeauster. 

Die  englische  Auster  kostete  durchschnittlich  ca  25  Mk. 
pro  100  Stück,  die  Holsteiner  18,  die  holländische  15  und 
die  Nordseeauster  5 — 6  Mk.  auf  dem  Berliner  Markt  in  den 
letzten  Jahren®. 

Natürlich  sind  unter  diesen  einzelnen  Arten  auch  noch 
grofse  Verschiedenheiten ;  so  giebt  es  bei  den  englischen  Nativea 
Branham,  Colchester  Natives,  Whitstable  Natives,  etc.  etc.* 

Den  Auslandbezug  des  deutschen  Reiches  mag  die  folgende 
Tabelle  veranschaulichen.     (D.-C.  =  ca.  1200  Stück.)  ^ 

(Vgl.  die  Tabelle  auf  Seite  58  unten.) 


'  Deutsche  Fischereizeitune  1900  Nr.  23  und  24. 

^  Niederschrift  der  Zollkonferenz  des  deutschen  SeefischereivereinSi. 
in  dessen  Mitteilungen  1900. 

^  Preisverzeichnisse  verschiedener  Grofsfirmen. 

^  Bericht  der  Ältesten  der  Kaufmannschaft  von  Berlin  1900. 

^  Mitteilungen  des  deutschen  Seefischereivereins  1900;  die  Zahlen 
für  das  Jahr  1899  sind  noch  nicht  veröffentlicht. 
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Der  deutsche  Fang  dagegen  betrug  im  Jahre  1899  ca. 
2— 2V2  Millionen  Stückt 

Zu  bemerken  ist  dabei,  dafs  England  nicht  als  Herkunfts- 
land genannt  ist.  Der  Grund  liegt  darin,  dafs  die  englischen 
Züchter  und  Pächter  der  Austernbänke  ihre  Ware  nach 
Belgien,  speciell  Ostende  und  Blankenberghe  hintlberschicken, 
wo  sie  in  besonderen  Bassins,  sogenannten  Austemparks  ge- 
mästet und  fiir  den  Handel  präpariert  werden,  welche  Arbeit 
nebst  dem  Zwischenhandel  den  EDgländern  von  den  Belgiern 
abgenommen  wird.  Demnach  sind  die  aus  Belgien  kommenden 
Austern  zum  gröfsten  Teil  englischer  Herkunft,  während  Eng- 
land nur  eine  geringe  direkte  Ausfuhr  hat. 

Die  Vereinigten  Staaten  kommen  trotz  ihrer  starken 
Austernproduktion  gar  nicht  in  Betracht',  einmal  wegen  der 
weiten  Entfernung,  die  die  Spesen  bedeutend  vergröfsert,  und 
dann  auch  wegen  der  geringen  Qualität  ihrer  Ware,  die  sie 
eben  diese  Spesen  und  den  hohen  Zoll  nicht  tragen  läfst. 
Auch  die  französische  Auster  ist  wenig  auf  dem  deutschen 
Markt  vertreten. 

Die  Holsteinischen  Bänke  waren  eine  Zeit  lang  ge- 
schlossen, werden  aber  jetzt  seit  einigen  Jahren  wieder  be- 
fischt und  liefern  ein  jährliches  Quantum  von  ca.  300000  Stück*, 
von  denen  ca.  100000,  im  Jahre  1899  130000*  nach  Berlin 
gingen. 

Für  Belgien  ist  Hauptausfuhrplatz  Ostende,  für  die  Nieder- 
lande Bergen  op  Zoom  und  Jersecke,  während  für  die  Nord- 
seeauster, die  besonders  für  Kochzwecke  benutzt  wird,  Kux- 
hafen Haupthandelsplatz  ist. 

Die  geringe  Ausfuhr,  die  wir  haben,  geht  in  der  Haupt- 
sache nach  Österreich-Ungarn  und  Rufsland. 

Die  Auster  bezahlt  an  den  deutschen  Orenzstationen  einen 
Zoll  von  50  Mk.  pro  100  kg  brutto,  wenn  nicht  nachgewiesen 
wird,  dafs  sie  innerhalb  drei  Seemeilen  von  der  deutschen 
Küste  gefangen  ist. 

Nach  privaten  Erkundigungen  kommen  auf  den  Berliner 
Markt  jährlich  ungefähr  4  —  5  Millionen  Stück,  von  denen  der 
gröfste  Teil  holländischen  Ursprungs  ist.  Davon  gehen  40  ^/o  bis 
50^/0  wieder  hinaus  in  die  günstig  gelegenen  Provinzen  resp. 
Staaten. 

Auch  der  Austernhandel  ist  ein  gar  mannigfaltiger.  Ver- 
schiedene grOfsere  Delikatefs-,  Fisch-  und  Krebshandlungen 
haben  fiskalische  Austernbänke  gepachtet  und  beziehen  von 
dort  einen  Teil  ihres  Bedarfs,  während  der  andere  Teil  durch 


^  ZoUkonferenz  des  deutschen  Seefischereivereins  1900. 
'  Zollkonferenz .  des  deutschen  Seefischereivereins  1900. 
'  Bericht  der  Ältesten  der  Kaufmannschaft  von  1896 — 1900. 
^  Bericht  der  Ältesten  der  Kaufmannschaft  von  1900. 
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Bestellung  und  festen  Kauf  von  ausländischen,  resp.  Eux- 
hafener  etc.  Firmen  gedeckt  wird. 

Alle  diese  Geschäfte  haben  neben  Engros-  noch  Detail- 
handel und  führen  neben  Austern  oft  noch  die  mannigfachsten 
Waren. 

Auch  die  besseren  Restaurationen  sind  am  Austernimport 
sehr  beteiligt.  So  soll  eine  bekannte  Weinhandlung  allein 
über  1  Million  Stück  jährlich  direkt  beziehen. 

Aber  nicht  nur  Geschäftsleute,  sondern  auch  Private  be- 
ziehen oft  direkt,  so  dafs  auch  hier  die  mitgeteilte  Schätzung 
nur  sehr  mit  Vorsicht  zu  benutzen  ist. 

Die  Preise  im   letzten  Jahre  betrugen  für  beste  englische 
Austern  55 — 56  Mk.  per  Vs  t 

Holsteiner        „  150     „       „     1000  Stück, 

während  Holländer  und  Nordseeaustern  geringere  Preise  er- 
zielten *. 

An  letzter  Stelle  wollen  wir  noch  einen  kurzen  Blick 
werfen  auf  den  Artikel 

d)   Schaltiere,    Seemuscheln   etc. 

Die  beigefügte  Statistik^  zeigt,  dafs  der  deutsche  Handel 
mit  Schaltieren,  Seemuscheln  etc.  nur  sehr  geringe  Werte 
aufweist. 

(Vgl.  die  Tabelle  auf  Seite  62.) 

Und  einen  sehr  geringen  Raum  nur  nehmen  diese  Tiergruppen 
als  Ernährungs-  resp.  Genufsmittel  auf  dem  Berliner  Markt 
ein.  Es  handelt  sich  in  der  Hauptsache  um  einige  efsbare 
Muschelsorten,  an  der  Spitze  die  bekannte  Mies-  oder  Pfahl- 
muschel, die  vor  allem  in  der  Kieler  Bucht  sehr  zahlreich 
gezüchtet  wird,  dann  noch  etwa  Taschenkrebse  und  einige 
andere  Weichtiere. 

Doch  steht  der  Deutsche,  speciell  der  Berliner,  allen 
diesen  Leckerbissen  sehr  mifstrauisch  gegenüber,  vielleicht 
mit  alleiniger  Ausnahme  der  Garneelen,  die  man  als  Volks- 
delikatesse  bezeichnen  könnte,  und  die  von  der  Nordsee,  haupt- 
sächlich von  der  Wesermündung  kommen,  und  der  Ostsee- 
krabben, von  denen  die  aus  Wismar  stammenden  für  die 
besten  gehalten  werden.  Doch  lassen  die  Erträgnisse  der 
letzteren  Fischerei  immer  mehr  nach. 

Die  Händlerkategorien  für  diese  sämtlichen  Arten  sind 
noch  viel  buntscheckiger  und  mannigfaltiger,  wie  die  der 
Austern-  und  Hummernhändler  etc.,  vom  grofsen  Engros- 
händler angefangen,  bis  herunter  zum  armen  Hausierer. 

1  Berichte  der  Ältesten  der  KaufmannBchaffc  von  Berlin  1900. 
^  Mitteilungen  des  deutschen  Seefischerei  Vereins  1900.  Die  Statistik 
für  1899  ist  noch  nicht  herausgekommen. 
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Wieviel  von  allen  diesen  Arten  auf  den  Berliner  Markt 
kommen,  ist  ebensowenig  wie  bei  den  vorhergenannten 
festzustellen,  da  der  Anhaltspunkte  fUr  eine  genaue  Be- 
stimmung hierbei  sogar  noch  weniger  sind. 

d«  Die  Fischauktionen. 

Haben  wir  in  den  vorigen  Kapiteln  aufser  den  Fisch- 
Sorten  und  ihren  Produktionsgebieten  auch  die  Berliner 
Engrosgeschäfte  und  die  Art  ihrer  Thätigkeit  kennen  gelernt, 
die  im  grofsen  und  ganzen  doch  alle  nach  denselben  Principien 
arbeiten,  so  tritt  uns  in  den  Fischauktionen  eine  ganz  andere 
Art  kaufmännischer  Thätigkeit  entgegen. 

Schon  in  der  Art  ihrer  Entstehung  drückt  sich  diese 
Verschiedenheit  aus.  Während  nämlich  die  Engrosgeschäfte, 
mit  denen  wir  es  bisher  zu  thun  hatten,  Institutionen  sind, 
die  sich  ganz  von  selbst,  aus  den  Bedürfnissen  des  Berliner 
Marktes  heraus  und  mit  diesem  wachsend,  entwickelt  haben, 
verdanken  die  Fischauktionen  ihre  Entstehung  dem  direkten 
Eingreifen  der  städtischen  Behörde,  die  dieselben  bei  Inbetrieb- 
setzung der  ersten  städtischen  Markthallen  im  Jahre  1886 
nach  dem  Muster  der  Pariser  Auktionen  einrichtete. 

Mit  der  Schaffung  der  Markthallen  und  der  Einrichtung 
des  städtischen  Verkaufsvermittlers  fdr  den  Fischverkaiu 
hoffte  man  nicht  nur  die  Zwischenhändler  überflüssig  zu 
machen  und  einen  direkten  Verkehr  zwischen  Produzenten 
und  Konsumenten  auf  dem  Wege  der  Auktionen  herzustellen, 
sondern  auch  Berlin  zur  Centrale  des  Fischhandels  für  Mittel- 
und   Süddeutschland  mit  Einschlufs  Österreichs   zu  machen  ^ 

Beide  Hoffnungen  haben  sich  nicht  erfüllt. 

Die  Auktionen  haben  es  zwar  vermocht,  auf  die  Preise 
einzuwirken  und  haben  vor  allen  Dingen  einen  ziemlich  be- 
deutenden Einflufs  auf  den  Handel  mit  lebenden  Fischen  ge- 
wonnen, aber  den  Zwischenhandel  zu  vernichten  ist  ihnen 
doch  nicht  gelungen,  und  zwar  aus  dem  einfachen  Grunde, 
weil  eine  centralisierte  Versorgung  mit  einer  so  leicht  ver- 
derblichen Ware  flir  ein  Wirtschaftsgebiet  mit  mehreren 
.Quadratmeilen  und  ca.  2^12  Millionen  Einwohnern,  wie  es 
Berlin  mit  seinen  Vororten  darstellt,  ein  Ding  der  Unmöglich- 
keit ist,  selbst  wenn  die  Einrichtungen  der  Berliner  Central- 
markthalle  in  Bezug  auf  die  Fischauktionen  zweckentsprechen- 
der wären,  als  sie  es  in  der  That  sind. 

Der  Versand  nach  aufserhalb,  der  in  den  ersten  Jahren 
des  Bestehens  der  Auktionen  vorhanden  war  und  sich  viel- 
leicht allmählich  noch  weiter  hätte  ausdehnen  lassen,  mufste 
wesentlich  eingeschränkt  werden,  nachdem  die  Bahnverwaltung 

^  Bericht  der  Ältesten  der  Kaufmannschaft  von  Berlin  1887. 
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seit  dem  1.  April  1894  im  Interesse  der  Sicherheit  des  Be- 
triebes bei  dem  immer  mehr  steigenden  Verkehr  auf  der  Stadt- 
bahn die  Tageszu-  und  abführungen  vollständig  sistierte  und 
diese  nurmehr  auf  den  Nachtverkehr  beschränkte^. 

Seitdem  werden  mit  wenigen  Ausnahmen  die  Fisch- 
zufuhren von  dem  städtischen  Verkiiufsvermittler  ebenso,  wie 
von  den  Engroshändlem  mit  eigenen  Fuhrwerken  von  den 
Aufsenbahnhöfen  abgeholt.  Und  diese  Ausnahmen,  d.  h.  die 
Adressierung  der  Ware  vom  Absender  direkt  an  die  Central- 
markthalle  ist  ein  Schmerzenskind  für  die  Auktionen.  Denn 
bei  der  Ankunft  auf  dem  Hauptbahnhof  werden  diese  Waren 
nicht  wie  die  anderen  sofort  von  Rollfuhrwerken  abgeholt^ 
sondern  gehen  nach  dem  nächsten  Ringbahnhof  zurück,  um 
dort  stehen  zu  bleiben,  bis  sie  bei  Nacht  der  Centralmarkt- 
halle  zugeführt  werden.  Dadurch  entsteht  eine  Verzögerung 
von  manchmal  24  Stunden,  infolge  deren  lebende  Fische 
dann  in  der  Regel  tot,  und  besonders  bei  warmer  Temperatur 
auch  frische  Fische  nach  dem  Schmelzen  der  Eispackung 
häufig  in  verdorbenem  Zustande  ankommen. 

Wie  sehr  die  städtischen  Auktionen  sowohl  bei  Produzenten, 
wie  Konsumenten  wegen  der  Schnelligkeit  des  Umsatzes  haupt- 
sächlich Anklang  fanden,  geht  daraus  hervor,  dafs  schon  im 
Jahre  1892  die  Vergröfserunff  ihrer  Lokalitäten  beschlossen 
und  bis  Ende  1895  durchgeführt  wurde". 

Seitdem  finden  die  Fischauktionen  in  einem  weiten  Raum 
der  Centralmarkthalle  am  Alexanderplatz  statt,  der  von  einem 
Stadtbahnbogen  gebildet  wird  und  einen  eigenen  Eingang  fUr 
das  Hinein-  und  Hinausschaffen  der  Fische  besitzt.  Aufser 
den  Comptoirräumen  des  städtischen  Verkaufsvermittlers,  die 
sich  im  Hintergrund  befiiiden,  und  dem  den  Vordergrund 
einnehmenden  Schauplatz  der  Auktionen,  ist  die  Mitte  der 
langgestreckten  Halle,  sowie  der  darunterliegende  Keller  dazu 
bestimmt,  die  Fischzufuhren  aufzunehmen. 

Es  sind  Hälter  vorhanden,  die  über  400  Centner  lebende 
Fische  zu  fassen  vermögen,  während  nicht  genau  angegeben 
werden  kann,  welche  Mengen  an  Fischen  in  trockener  Packung, 
Krebsen,   Schaltieren  etc.   höchstens  gelagert  werden  können. 

Doch  sind  die  Räume  sowohl  für  lebende  wie  flir  frische 
Fische  jetzt  schon  wieder  sehr  beschränkt  und  reichen  kaum 
noch  für  den  stetig  wachsenden  Betrieb  aus. 

Laut  richterlichen  Erkenntnisses  sind  die  Markthallen- 
auktionen nicht  als  Auktionen  im  gesetzlichen  Sinne  anzu- 
sehen ,  da  die  Verkaufsvermittlung  de  jure  auch  auf  andere 
Weise  erfolgen  kann ,  doch  geschieht  sie  de  facto  nur 
auktionsmäfsig. 


'  Berlin  und  seine  Eisenbahnen  IL    1896. 

*  Nach  Mitteilungen  des  städtischen  Verkaufsvermittlers. 
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Die  Hauptrolle  bei  den  täglich  aufser  an  Sonn-  und 
Feiertagen  stattfindenden  Fischauktionen  spielt  der  städtische 
Verkaufsvermittler,  der  ein  selbständiger  Kaufmann  sein 
muls,  und,  wie  seine  Kollegen,  die  den  Wild-,  Geflügel-, 
Gemtiseverkauf  etc.  vermitteln,  durch  seinen  Kontrakt  mit 
der  städtischen  Markthallendirektion  im  wesentlichen  folgende 
Verpflichtungen  eingeht: 

„Er  stellt  der  Stadt  eine  Kaution  und  bezahlt  für  jeden 
Quadratmeter  Lagerraum  jährlich  6  Mk.  Er  hat  kaufmännische 
Bücher  zu  führen  und  auf  Verlangen  der  Behörde  darüber 
Auskunft  zu  geben. 

Die  eingesandten  Waren  sind  sofort  bei  ihrer  Ankunft 
von  ihm  in  Empfang  zu  nehmen,  auf  ihre  Qualität  zu  prüfen 
und  dem  Einsender  sofort  vom  Eingang  und  Befund  der 
W^are  Nachricht  zu  geben,  worauf  der  Verkauf  schleunigst 
zu  bewirken,  und  dann  sofort  mit  dem  Einsender  abzurechnen  ist. 

In  den  Auktionsräumen  darf  er  kein  Detailgeschäft  treiben. 

Das  Maximum  der  Provisionssätze  ist  der  Markthallen- 
verwaltung mitzuteilen,  und  sind  sonst,  soweit  nicht  besondere  Ver- 
abredungen getrofien  sind,  keine  weiteren  Gebühren  zu  erheben. 

Die  erzielten  Preise  sind  gewissenhaft  zwecks  Aufstellung 
des  amtlichen  Marktberichts  mitzuteilen. 

Aufserdem  ist  für  rechtzeitige  Bekanntmachung  der  Auktion 
durch  ein  Glockenzeichen  zu  sorgen. 

Es  sind  ferner  Bücher  zu  führen,  aus  denen  zu  ersehen 
ist :  Name  und  Wohnort  des  Eigentümers  der  Waren,  Tag  des 
Eingangs,  Gattung  und  Menge  der  Posten,  Stunde  der  Ver- 
steigerung, der  erzielte  Preis,  Name  und  Wohnung  des  jedes- 
maligen Käufers. 

Dem  Meistbietenden  ist  sofort  eine  Notiz  zu  übergeben, 
die  enthält:  den  Namen  des  Verkaufsvermittlers j  Datum, 
Nummer  des  Postens,  Bezeichnung  der  Ware  nach  Art  und 
Menge,  sowie  den  Preis. 

Die  Abnahme  der  Ware  hat  bei  Fischen  sofort  zu  geschehen. 

Hat  der  Vermittler  die  Überzeugung  gewonnen,  dafs  Kauf- 
lustige Verabredungen  getroffen  haben,  um  Mehrgebote  zu  ver- 
hindern, so  hat  er  die  Auktion  abzubrechen. 

Schliefslich  hat  er  für  Ruhe  und  Ordnung  im  Auktions- 
lokal zu  sorgen.^ 

Die  Minimalmengen*  der  zu  versteigernden  Posten  be- 
tragen laut  amtlicher  Verordnung  vom  5.  März  1888  —  vor- 
her wurde  auch  en  detail  verkauft  —  für  lebende  und  frische 
Fische,  die  uns  hier  allein  interessieren,  während  daneben 
noch   marinierte,   Rauch-,   Salzfische  etc.   versteigert  werden: 

1.  Für  lebende  Fische 5  Kilogramm. 

2.  Für  frische  und  Eisfische:  Stör  und  Lachs  je     1  Stück. 

1  0.  Lindemann,  Die  Berliner  Markthallen.    1899. 

Forschungen  XIX  5.  —  GoTsner.  5 
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Lachs,  Meerforelle,  Sterlett,  Steinbutt, 
Seezunge,  Kotzunge,  Kleist,  Heilbutt, 
Lemante,  Maräuen,  Zander,  Hecht, 
Schleie,    Barsch,   Blei,   Aland,   Rappe, 

Quappe,  Karpfen  etc 5  Kilogramm. 

Schollen,  Flundern,  Schellfische,  Dorsche, 

Schnäpel .  10  Kilogramm. 

Makrelen 10  Stück. 

Frische  Heringe 5  Wall. 

Die  Maximalmengen  setzt  der  Vermittler  selbständig 
fest,  unter  Umständen  durch  Umfrage  bei  den  anwesenden 
Kauflustigen. 

Für  seine  Mühewaltung  berechnet  der  städtische  Verkaufs- 
vermittler dem  Einsender  folgende  Provisionssätze,  die  von 
dem  nachweislichen  Bruttoerlöse  sofort  in  Abzug  gebracht 
werden : 

a)  für  lebende  Fische*: 

Hecht,  Zander 4  *^/o 

Karpfen,  Schleie,  Aale 
bei  Sendungen  im  Betrage  bis      300  Mk.  4^/o 

n  »  n         »         über     „       a  3  „ 

alle  anderen  Fischarten: 
bei  Sendungen  im  Betrage  bis     300  Mk.  5^/o 

»  1»  n         n        Über     »       »  4  „ 

b)  für  Fische  in   trockner   Packung: 
Lachsarten,  Seezunge,  Steinbutte    ....  4°/o 

Hechte,  Zander,  Karpfen,  Aale 
bei  Sendungen  im  Betrage  bis     300  Mk.  5^/o 

n  »  n         n         Über     »       »  4  „ 


alle  anderen  Fischarten 5 — 6 


» 


c)   Schaltiere: 

Hummern 4^/o 

Krebse  je  nach  Qröfse 5 — 10  „ 

Aufserdem  hat  der  Einsender  von  lebenden  Fischen  an 
Wassergeld  pro  Bassin  und  Tag  1  Mk.  zu  zahlen,  femer 
an  Rollgeld  ao  Endbahnhof  ebenfalls  1  Mk.  pro  Fafs  und  fiir 
dasselbe  Bruttogewicht  von  Fischen  in  trockner  Packung  ca. 
denselben  Preis*. 

Für  Standmiete  wird  schliefslich  V4°/o  vom  Bruttoerlös 
berechnet  *. 

Die  Auktion  geht  nun  in  der  Weise  vor  sich,  dafs  an 
jedem  Morgen  um  6  Uhr  ca.  die  im  Laufe  des  vorhergehenden 

^  Laut  Mitteilung  des  städtischen  Verkaufsvermittlers. 
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Tages  eingetroffenen  Waren  öffentlich  meistbietend  versteigert 
werden;  in  einer  zweiten  Auktion  zwischen  8  und  9  Uhr  ca. 
werden  dann  die  Ankünfte  desselben  Morgens  zum  Verkauf 
gestellt. 

Da  laut  Polizeivorschrift  um  10  Uhr  morgens  die  Fisch- 
wagen ebenso  wie  die  anderen  dem  'Markthallentransport 
dienenden  Fahrzeuge  die  Haltestelle  an  der  Markthalle  zu 
verlassen  haben,  mithin  bis  dahin  die  in  der  Auktion  gekauften 
Fische  schon  aufgeladen  sein  müssen,  der  städtische  Verkaufs- 
vermittler aber  —  abgesehen  von  dem  den  Auktionen  über- 
haupt innewohnenden  Grundsatz  des  möglichst  schnellen  Um- 
satzes —  das  durch  den  Mangel  an  Lagerräumen  für  gröfsere 
Quantitäten  gewifs  berechtigte  Princip  hat,  möglichst  auszu- 
verkaufen, um  für  die  im  Laufe  des  Tages  eingehenden 
Sendungen  Platz  zu  schaffen,  so  kommt  es  besonders  bei 
starker  Zufuhr  wohl  vor,  dafs  wegen  der  Kürze  der  Zeit  nur 
ganz  grofse  Quantitäten  auf  einmal  versteigert  werden  können, 
filr  die  nur  eine  geringe  Anzahl  von  kauflustigen  Bietern 
vorhanden  ist. 

Das  ist  unter  Umständen  ein  Ubelstand  für  den  Ein- 
sender, der  dadurch  vielleicht  geringere  Preise  erzielt;  aber 
so  lange  an  den  heutigen  Bestimmungen  über  die  Auktionen 
festgehalten  wird,  und  denselben  nicht  gröfsere  Räume  zur  Ver- 
fügung stehen,  wird  sich  daran  wohl  nichts  ändern  lassen. 
Andererseits  kommen  diese  Verhältnisse  aber  dem  konsumieren- 
den Publikum  der  Grofsstadt,  und,  da  die  ausgebotenen 
gröfseren  Quantitäten  in  der  Segel  aus  mittleren  und  ge- 
ringeren Fischsorten  bestehen,  gerade  den  wirtschaftlich 
Schwächeren  zu  Gute,  was  in  noch  viel  höherem  Grade  der 
Fall  sein  würde,  wenn  das  grofse  Publikum  rechtzeitig 
von  derartigen  Massenangeboten  bedingt  durch  Massen&nge 
Kenntnis  erhielte. 

Nach  dem  Vorgange  der  städtischen  Fischauktionen  haben 
sich  in  der  Nähe  der  Markthalle  noch  zwei  Privatauktionen 
angesiedelt,  die  ganz  in  ähnlicher  Weise  arbeiten,  wie  diese. 
Auch  sie  erhalten  nur  Konsignationssendungen,  der  Einsender 
hat  nachdem  er  seine  Ware  in  die  Auktionen  gegeben,  kein 
Recht  mehr  daran  und  mufs  sich  mit  dem  Preise  begnügen, 
den  der  Auktionator  nach  bestem  Wissen  und  Gewissen  er- 
zielte. Ebenso  gilt  auch  bei  ihnen  das  Princip  der  sofortigen 
Barzahlung,  wenn  vielleicht  auch  einmal  im  Interesse  eines 
alten  Kunden  davon  abgegangen  wird,  wie  ja  auch  der 
städtische  Verkaufsvermittler  wohl  einmal  auf  eigene  Gefahr 
Kredit  gewährt,  während  der  Einsender  sofort  den  Erlös  seiner 
Ware  nach  Abzug  aller  Spesen  erhält. 

Im  allgemeinen  hat  sich  bei  den  einzelnen  Auktionen 
ebenso  wie  bei  den  einzelnen  Engrosfirmen  eine  feste  Stamm- 
kundschaft von  Detaillisten  herausgebildet,   die  hauptsächlich 
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immer  an  derselben  Stelle  ihren  Bedarf  deckt,  unbeschadet 
dessen,  dafs  einer  oder  der  andere  auch,  wenn  es  ihm  vorteil- 
haft erscheint,  einmal  wo  anders  einkauft.  Um  diesen  Kern 
herum  gruppieren  sich  dann  die  anderen  Kauflustigen,  die 
heute  hier,  morgen  dort  kaufen,  sowie  diejenigen,  die  nur 
gelegentlich  einmal  sich  mit  dem  Fischhandel  befassen.  Durch 
alle  diese  Umstände  ist  dafür  gesorgt,  dafs  das  Bild  in  den 
einzelnen  Auktionshallen  ebenso  wie  in  den  Engrosgeschäften 
ein  nicht  zu  einseitiges  wird,  und  dafs  so  leicht  keine  Preis- 
verabredungen zwischen  den  Interessenten  getroffen  werden 
können. 

Die  Fischsorten,  die  in  den  Auktionen  umgesetzt  werden, 
sind  naturgemäfs  dieselben,  wie  diejenigen,  mit  denen  die 
Engrosfirmen  handeln,  auch  die  Bezugsgebiete  sind  beiden 
Geschäftsarten  gemeinsam,  ebenso  wie  die  Transporte,  während 
das  Versorgungsgebiet  der  Auktionen  im  allgemeinen  nicht 
über  Berlin  und  seine  Umgebung  hinausreicht,  demnach  der 
Handel  nach  aufserhalb  in  der  Hauptsache  den  Engrosfirmen 
zufällt. 

Der  Kreis  der  Auktionslieferanten  ist  derselbe  wie  der 
der  Engrosgeschäfte  und  besteht  aus  in-  und  ausländischen 
Fischern,  sonstigen  Selbstproduzenten,  Aufkäufern  und  Engros- 
firmen —  zum  Teil  sind  es  sogar  dieselben  Personen,  die  an 
beide  Geschäftsarten  liefern  —  ja  auch  manche  Berliner  Grofs- 
händler  benutzen  die  Auktionen,  um  dort  etwaigen  Überschufs 
an  Ware  unterzubringen,  während  sie  andererseits  bei  günstiger 
Gelegenheit  auch  von  dort  sich  versorgen. 

Die  Umsätze  in  den  Auktionen  sind  in  stetem  Wachsen 
begriffen,  und  erhellt  hieraus,  dafs  auch  die  Bedeutung  der 
Auktionen  flir  den  Berliner  Fischmarkt  von  Jahr  zu  Jahr 
zunimmt. 

Die  Markthallenauktionen  hatten  in  den  ersten  Jahren 
ihres  Bestehens  einen  Umsatz  von  jährlich  ca.  200000  Mk., 
der  sich  in  den  letzten  Jahren  auf  1 — 1  ^U  Millionen  ge- 
steigert hat. 

Über  die  Umsätze  in  den  beiden  Privatauktionen  hat 
Verfasser  keine  genaueren  Angaben  erhalten,  doch  setzen  alle 
drei  Auktionen  nach  der  ungeftihren  Schätzung  eines  unver- 
dächtigen Gewährsmannes  zusammen  jährlich  nahe  an  2  Mil- 
lionen Mark  um,  so  dafs  für  die  beiden  Privatauktionen  nach 
Abzug  der  in  der  Markthalle  umgesetzten  Werte  noch  ca. 
*/4  Millionen  Mark  übrig  blieben. 

Der  Gesamtumsatz  in  den  Auktionen  beträgt  demnach 
über  ein  Viertel  des  Umsatzes  auf  dem  Berliner  Fischmarkt 
abzüglich  der  Wiederausfuhr,  oder,  die  letztere  zu  einem 
Drittel  des  Wertes  angenommen  und  dazu  gerechnet,  zwischen 
ein  Fünftel  und  ein  Sechstel  ca.  der  jährlich  auf  den  Berliner 
Fischmarkt  gebrachten  Werte. 
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Mit  dieser  Schilderung  der  Auktionen  sind  unsere  Be- 
trachtungen über  den  Berliner  Engrosmarkt  vollständig  er- 
schöpft, und  können  wir  uns  im  nächsten  Kapitel  der  Unter- 
verteilung der  Fische  durch  die  DetailHsten  zuwenden. 


Der  Detallmarkt. 

Die  Unterverteilung  der  Fische  an  das  Privatpublikum 
geschieht  durch  Geschäfte  mannigfachster  Art. 

Nur  die  Engrosgeschäfte  für  lebende  Fische  haben  in  der 
Regel  keine  Detailverkaufsstände,  während  die  Engrosfirmen  für 
frische  Fische  sämtlich  auch  en  detail  verkaufen,  und  zwar 
sowohl  in  Markthallenständen  wie  auch  in  eigenen  Verkaufs- 
lokalitäten, wenn  auch  der  Engroshandel  den  gröfsten  Teil 
ihres  Umsatzes  ausmacht.  In  noch  viel  stärkerem  Mafse  sind 
die  Firmen,  die  sich  mit  dem  Ein-  und  Verkauf  von  Krebsen, 
Hummern,  Austern,  Schaltieren  etc.  beschäftigen,  daneben  häufig 
aber  auch  noch  Fische,  besonders  feinere,  unter  Umständen 
sogar  andere  Delikatessen,  die  nicht  dem  Wasser  angehören, 
wie  Wild  und  Geflügel  etc.  führen,  sowohl  Engros-  wie  Detail- 
geschäfte. Natürlich  fordern  alle  diese  Engrosgeschäfte  beim 
Verkauf  an  das  Publikum  auch  Detailpreise,  während  sie  im 
Verkehr  mit  den  Händlern  Engrospreise  gewähren. 

Hierzu  kommen  die  Firmen,  die  Verfasser  schon  zu  Be- 
ginn seiner  Auseinandersetzung  über  die  heutige  Organisation 
erwähnte,  die  sowohl  vom  Produzenten  und  Aufkäufer,  wie 
vom  Engroshändler  beziehen,  und  sowohl  an  den  Detaillisten, 
wie  direkt  an  das  Publikum  verkaufen,  und  dabei  in  grofs- 
artigem  Mafsstabe  an  der  Versorgung  der  grolsen  Etablisse- 
ments, Hotels  etc.  Mittel-  und  Süddeutschlands  mit  Einschlufs 
Österreichs,  besonders  der  böhmischen  Bäder  und  Tyrols  be- 
teiligt sind.  Sie  haben  meist  mehrere  Filialen  in  den  ver- 
schiedensten Stadtgegenden,  teils  in  eigenen  Läden,  teils  in 
Markthallenständen.  Die  Geschäfte  sind  grofs,  die  Umsätze 
enorm.  Von  einem  dieser  Geschäftsinhaber  wurde  sein  durch- 
schnittlicher Jahresumsatz  auf  ca.  1  V2  Millionen  Mark  beziffert. 

Neben  diesen  stehen  die  reinen  Detaillisten,  deren  Ge- 
schäfte auch  wieder  ganz  verschieden  aussehen. 

Da  sind  zunächst  die  eigentlichen  Fischhändler,  die  in 
den  Markthallen,  auf  den  Märkten  der  Vororte,  sowie  in 
eigenen  Läden  ihre  Ware  feilhalten,  manchmal  auch  sowohl 
in  festen  Läden  wie  auf  Märkten  und  in  den  Markthallen 
verkaufen. 

Gar  verschieden  sind  dabei  natürlich  die  eleganten  Läden 
im  Westen  der  Stadt  von  den  Verkaufsständen,  die  vielleicht 
in  einem  Hauseingang  oder  Keller  sich  befinden  im  Norden 
oder  Osten,  wo  der  Arbeiter  seinen  Bedarf  an  Fischen 
deckt. 
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Ebenso  verschieden  sind  auch  die  Arten  der  Fische,  so- 
wohl in  den  Läden,  wie  in  den  Markthallen  der  verschiedenen 
Stadtgegenden,  ganz  abgesehen  davon,  dafs  auch  Ware,  die 
nicht  mehr  ganz  frisch,  und  nach  der  in  besseren  Stadtvierteln 
kein  Begehr  vorhanden  ist,  in  den  Arbeitervierteln,  wo  die 
Billigkeit  die  Hauptrolle  spielt,  immer  noch  willige  Abnehmer 
findet. 

Sieht  man  z.  B.  in  einem  Schaufenster  im  Westen  der 
Stadt  Lachse,  Zander,  Seezunge,  Steinbutte,  Hummern,  Krebse 
etc.  in  appetitlicher  Anordnung  hinter  den  Spiegelscheiben 
ausgestellt,  so  wird  man  im  Norden  hauptsächlich  an  lebenden 
Fischen  Plötzen  und  einige  Sorten  Weiisfische,  an  Seefischen 
Flunder,  Dorsch,  Eabliau,  Schellfisch  vertreten  finden,  wenn 
auch  nicht  ausgeschlossen  ist,  dafs  bei  guten  Fängen  eventuell 
bessere  Fischsorten  hierher  ihren  Weg  finden. 

Die  Preise  sind  im  Westen  auch  stets  etwas  höher  wie 
in  geringeren  Quartieren.  Das  erklärt  sich  vielfach  aus  den 
höheren  Spesen,  die  der  Händler  in  den  besseren  Stadtgegenden 
zu  zahlen  hat,  vor  allen  Dingen  der  bedeutend  höheren  Laden- 
miete, wozu  noch  kommt,  dafs  der  Laden  auch  eleganter  aus- 
gestattet sein  mufs,  und  dafs  man,  um  sein  Publikum  zufrieden- 
zustellen, im  allgemeinen  auch  bessere  und  frischere  Ware 
einkaufen  mufs. 

Aufser  durch  diese  festen  Qeschäfte  wird  der  Detailfisch- 
handel auch  durch  Händler  im  Umherziehen  betrieben,  die 
meist  die  ärmeren  Stadtquartiere  mit  geringeren  Fischarteu 
aufsuchen. 

Schliefslich  seien  hier  noch  die- Geschäfte  erwähnt,  die 
gelegentlich  einmal,  wenn  sie  zu&llig  für  billigen  Preis 
Fische  einkaufen  konnten,  sich  mit  dem  Fischhandel  befassen. 
Ihre  Zahl  ist  ziemlich  grofs  und  rekrutiert  sich  hauptächlicb 
aus  den  Kolonialwaren-,  Grünkram-  etc.  Geschäften. 

Besonders  zu  Weihnachten  und  Neujahr  sieht  man  vor 
den  Thtiren  vieler  dieser  Geschäfte  in  allen  Stadtgegenden 
Ge&fse  mit  lebenden  und  Eiskarpfen  stehen,  um  an  der  Ver- 
sorgung Berlins  mit  dieser  Specialität,  die  einmal  im  Jahre 
wenigstens  auf  dem  Tisch  keiner  richtigen  Berliner  Familie 
fehlen  darf,  teilzunehmen. 

Mit  dem  Vertrieb  von  Hummern,  Austern  etc.  befassen 
sich  auch  sonst  vielfach  die  besseren  Kolonialwaren-,  die 
sogenannten  Delikatessenhandlungen. 

Die  grofsen,  oft  täglichen  Preisschwankungen  sucht  der 
Detaillist,  soweit  es  die  Konkurrenz  zuläfst,  in  der  Weise 
auszugleichen,  dafs  er  bei  steigenden  Engrospreisen  etwas 
weniger  verdient  und  nur  langsam  mit  seinen  eigenen  Preisen 
in  die  Höhe  geht;  bei  sinkenden  Engrospreisen  dagegen  noch 
möglichst  lange  die  höheren  Preise  hält. 

Den   durchschnittlichen  Gewinn   des   Detailhändlers  fest- 
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zustellen  ist  ein  Ding  der  Unmöglichkeit,  da  die  Geschäfte  — 
wie  eben  gezeigt  —  ja  in  der  verschiedensten  Weise  organi- 
siert sind,  vom  grofsen  Engrosgeschäft ,  das  mit  Millionen 
arbeitet  und  nur  nebenbei  Detailhandel  betreibt,  bis  herab  zu 
dem  kleinen  Händler,  der  mit  seinem  Hundewagen  durch 
die  Strafsen  zieht,  um  von  dem  Verkauf  der  geringen  Fisch- 
sorten, die  er  führt,  sein  Leben  zu  fristen. 

Von  den  Detailhändlern  kaufen  die  gröfseren,  die  zum 
Teil  Filialen  in  mehreren  Stadtgegenden  haben,  ihre  Ware 
sowohl  in  den  Auktionen,  wie  auch  vom  Grofshändler,  sind 
aber  von  letzterem  im  grofsen  und  ganzen  unabhängig. 

Der  kleine  Detaillist  dagegen,  dessen  bescheidene  Mittel 
ihm  keine  grofsen  Einkäufe  gestatten,  wozu  ihm  auch  die 
nötigen  Lagerräume  fehlen,  der  daher  gezwungen  ist,  seinen 
Bedarf  möglichst  nur  für  einen  .Tag  einzukaufen,  dabei  doch 
aber  eine  gewisse  Auswahl  für  seine  Kundschaft  haben  mufs, 
wird  nicht  umhin  können,  sich  an  den  Grofshändler  zu 
wenden. 

Denn  ihm  fehlt  die  Zeit,  da  sein  Personal  meist  ein  sehr 
kleines  ist  und  oft  nur  aus  ihm  selber  und  seiner  Frau  be- 
steht, den  ganzen  Morgen  bis  10  Uhr  auf  den  Auktionen 
herumzustehen  und  zu  warten,  bis  ein  kleiner  Posten,  wie  er 
ihn  brauchen  kann,  für  ihn  passender  Ware  ausgeboten  wird; 
und  wenn  ihm  das  Glück  nicht  wohl  will,  erhält  er  ihn  auch 
dann  noch  nicht,  oder  doch  nicht  zu  dem  billigen  Preise,  den 
er  anlegen  wollte. 

Dazu  kommt  noch  ein  Moment,  das  für  den  kleinen  Ge- 
schäftsmann von  ungeheurer  Wichtigkeit  ist:  die  Grofs- 
handlungen  gewähren  ihm  Kredit,  während  in  den  Auktionen 
bar  bezahlt  werden  mufs. 

Steht  er  aber  einmal  in  solcher  Geschäftsverbindung  mit 
einer  Grofsfirma,  so  verlangt  diese  dafür,  dafs  er  auch  mög- 
lichst alle  Waren  von  ihr  bezieht  und  würde,  wenn  er  einen 
grofsen  Teil  seiner  Einkäufe  etwa  in  den  Auktionen  besorgen 
wollte,  ihm  weiterhin  Ware  und  Kredit  verweigern. 

Für  das  Risiko,  das  die  Grofsfirma  durch  dies  Kredit- 
geben läuft,  werden  dem  Detailhändler  in  der  Regel  einige 
Pfennige  mehr  berechnet,  die  auch  willig  bezahlt  werden. 

Laut  Berliner  Adrefsbuch  vom  Jahre  1900  giebt  es  in 
Berlin  134  Fischhändler,  wovon  allerdings  ca.  5  —  6  reine 
Engrosfirmen  in  Abzug  zu  bringen  sind,  dazu  kommen  in  den 
Vororten  noch  28.  Davon  sind  allerdings  viele  nur  Filialen 
von  Berliner  Geschäften;  andererseits  sind  viele  Handlungen^ 
die  nur  nebenbei  Fische  verkaufen,  nicht  als  Fischgeschäfte 
eingetragen. 

Davon  haben  mehrere  Filialen:  7,  nur  ein  Verkaufs- 
lokal:  122,   und  zwar  sind  dabei  die  Markthallenstände  auch 
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als  Filialen  gerechnet,  wenn  aufserdem  noch  ein  Ladengeschäft 
geführt  wird. 

Insgesamt  verkaufen  in  Markthallen  laut  Adrefsbuch :  19, 
davon  haben  allerdings  einige  in  mehreren  Markthallen 
Stände  inne. 

Aufser  diesen  in  das  Berliner  Adrefsbuch  eingetragenen 
Händlern  giebt  es  nach  ungefährer  Schätzung  noch  ca.  200, 
natürlich  ganz  kleine  Geschäfte,  die  zum  gröfsten  Teil  ihr 
Gewerbe  im  Umherziehen  ausübend 

Nach  dem  Tarif  vom  21.  April  1886  betrug  das  Standgeld 
in   den   städtischen  Markthallen  pro  Tag  und  Quadratmeter^: 

Für  lebende  Süfswasserfische,  einschliefslich  Wasser- 
verbrauch      60  Pfg. 

Für    frische    Süfswasserfische   und   Seefische    (auf 

Tischen  auszulegen) 40     „ 

Dieser  Tarif  ist  jedoch  seit  dem  1.  Januar  1898  abgeändert 
und  beträgt  jetzt  das  Standgeld  pro  Quadratmeter: 

bei  monatlicher    bei  täglicher 
Vergebung         Vergebung 

Für  Süfswasserfische,  ausschliefslich 

des  Wasserverbrauchs     ...     30  Pfg.  35  Pfg. 

Seefische,  Austern,  Muscheln,  Krab- 
ben, Hummern,  Krebse  etc.     .     20     „  30     „ 

Keller-  und  Lagerräume  zum  Auf- 
bewahren von  Waren      .     .     .       5     „  10     „ 

Kühlräume  in  der  Central  -  Markt- 
halle Ja 50     „  100     „ 

Aufserdem  haben  die  Inhaber  von  Verkaufsständen  für  Süfs- 
wasserfische noch  das  verbrauchte  Wasser,  sowie  Wassermesser- 
miete zu  zahlen,  und  zwar: 

a)  die  Monatsabonnenten:  16  Pfg.  pro  Kubikmeter,  ein- 
schliefslich Wassermessermiete,  mindestens  aber  für  jeden 
benutzten  Wassermesser  und  Tag  32  Pfg.; 

b)  die  Inhaber  von  Tagesständen  5  Pfg.  pro  Bassin  und 
Ständer,  jedoch  mindestens  30  Pfg.  pro  Bassin  und  Tag, 
einschliefslich  Wassermessermiete. 

Die  einzelnen  Verkaufsstände  haben  verschiedene  Grötsen 
und  zwar  je  nachdem  4,  5,  6  Quadratmeter  und  darüber®. 

Die  Bezahlung  erjfolgt  postnumerando;  doch  müssen 
25  Mark  Kaution  gestellt  werden. 

Die  durchschnittliche  Besetzung  der  Fischstände  in  den 
städtischen  Markthallen  war  in  den  Jahren  1898  und  1899 
folgende®: 


^  Zollkonferenz  des  deutschen  Seefischereivereins  1900. 

^  0.  Lindemann,  Die  Berliner  Markthallen.     1899. 

'  Nach  Mitteilungen  der  städtischen  Markthallendirektion« 
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Mit  den  Fischhändlern  nehmen  auch  die  Berliner  Fischer, 
25  an  der  Zahl^  am  Detailverkauf  teil,  wovon  17  der  Innung 
angehören.  Allerdings  sind  manche  von  ihnen  sowohl  ak 
Fischhändler  wie  als  Fischer  im  Adrefsbuch  aufgeführt,  dem- 
nach doppelt  gezählt,  und  kaum  einer  dürfte  unter  ihnen  sein, 
der  nur  selbstgefangene  Fische  feilhält.  Sie  verkaufen  in 
ihren  meist  in  der  Nähe  der  Spree  im  ältesten  Stadtteil  Berlins 
gelegenen  Häusern,   zum  Teil  aber  auch  in  den  Markthallen. 

In  den  29  Vororten,  die  in  das  Berliner  Adrefsbuch  auf- 
genommen sind,  wohnen  noch  3  Fischer.  Doch  haben  sich 
manche  wahrscheinlich  überhaupt  nicht  in  das  Adrefsbuch 
eintragen  lassen.  Daneben  sind  auch  noch  vereinzelt  Fischer 
aus  der  weiteren  Umgegend  Berlins  in  den  Markthallen  zu 
finden. 

Eine  ganz  neue  Erscheinungsform  bilden  die  seit  einigen 
Jahren  auftauchenden  Hochseefischereigesellschaften,  die  es 
sich  zur  Aufgabe  gemacht  haben,  unter  Umgehung  des 
Zwischenhandels  die  Produkte  ihrer  Fischerei  direkt  an  das 
Publikum  zu  verkaufen. 

Es  gab  deren  zwei  in  Berlin,  von  denen  die  im  Jahre 
1898  entstandene  „Oldenburgische  Hochseefischereigesellschaft^ 
allerdings  schon  wieder  eingegangen  ist,  während  die  ein  Jahr 
früher  nach  Berlin  gekommene  „Nordsee"  heute  mit  6  Filialen, 
die  Charlottenburger  mit  eingerechnet,  besteht 

Die  letztere  war  ursprünglich  in  Nordenham  gegründet, 
um  die  Erträgnisse  ihrer  Fischerei  in  die  Auktionen  der  Elb- 
und  Weserhäfen  zu  werfen.  Den  Veranstaltern  dieser  Auktionen 
wurde  jedoch  die  Konkurrenz  der  kapitalskräftigen  Gesell- 
schaft, die  mit  den  Massenfkngen  ihrer  stattlichen  Dampfer- 
flotte auf  die  Preise  drückte,  unbequem,  und  sie  schlössen  sie 
daher  von  den  Auktionen  aus. 

Damals  hatte  gerade  die  Fischkosthalle  auf  der  Berliner 
Qewerbeausstellung  grofsen  Erfolg  gehabt,  und  so  beschlofs 
die  „Nordsee**,  um  ihre  Fänge  verwerten  zu  können,  im 
Binnenlande  und  vor  allen  Dingen  in  Berlin  Filialen  zu 
gründen. 

Die  „Nordsee"  verfügt  heute  über  ein  Aktienkapital  von 
3  Millionen  Mark  und  eine  Flotte  von  über  30  Fischdampfern. 
In  Nordenham  besitzt  sie  einen  eigenen  Fischereihafen  mit 
direkter  Bahnverbindung  und  Eilgutexpedition  in  ihrer  Pack- 
halle. Sie  hat  jetzt  Filialen  in  allen  gröfseren  deutschen 
Städten  bis  hinunter  nach  München  und  Wien,  und  versendet 
in  eigenen  Kühlwagen  die  Fische  von  der  Meeresküste  in 
das  Binnenland. 

Nach  den  Angaben  ihres  hiesigen  Vertreters  verkauft  die 
Gesellschaft  in  Berlin  wöchentlich  400—1100  Centner  Fische 
(letztere  Zahl  ist  allerdings  nur  einmal  erreicht  z.  Ostern  1899) ; 
doch  werden  diese  Zahlen  vielfach  von  sachverständiger  Seite 
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als  zu  hoch  gegriffen  betrachtet.  Aufserdem  hat  der  un- 
geheuere Zuspruch,  der  in  der  ersten  Zeit  ihre  Filialen  füllte, 
auch  nachgelassen,  und  zwar  —  abgesehen  von  einigen  anderen 
Gründen  —  besonders  deshalb,  weil  die  in  der  ersten  Zeit 
allerdings  enorm  billigen  Preise  sich  jetzt  nicht  viel  mehr 
von  den  gewöhnlichen  Markthallenpreisen  unterscheiden. 

Die  Verteilung  an  das  Publikum  von  Seiten  des  Berliner 
Detailhandels  geschieht  hauptsächlich  in  den  Läden  oder 
Markthallenständen,  einzelne  Geschäfte  senden  auch  die  Ware 
auf  Bestellung  frei  ins  Haus,  was  natürlich  bei  grofsen 
Lieferungen  für  Hotels,  Restaurants,  Kasinos,  Kantinen  etc., 
die  allerdings  auch  nur  von  grofsen  Geschäften  ausgeführt 
werden  können,  die  Regel  ist. 

Hiermit  sind  wir  am  Ende  unserer  Betrachtungen  dea 
Berliner  Detailhandels  angelangt  und  können  nunmehr  zum 
nächsten  Punkt  unserer  Untersuchung  übergehen. 

Preise. 

Die  Preisbildung  auf  dem  Berliner  Fischmarkt  geschieht 
naturgemäfs  nach  den  allgemein  gültigen  Gesetzen  von  An- 
gebot und  Nachfrage,  beeinflufst  durch  einzelne  Umstände, 
wie  Seltenheit  der  verschiedenen  Fischarten,  gute  oder  schlechte 
Fänge  etc. 

Im  allgemeinen  wird  der  Preis,  den  der  Konsument  zu 
zahlen  hat,  sich  richten  nach  demjenigen,  den  der  Produzent  Er- 
hält. Also  hat  der  Fischer  einen  guten  Fang  gehabt,  so  wird 
er  denselben  natürlich  billiger  verkaufen  müssen,  da  er  erstena 
einmal  keinen  Aufbewahrungsort  für  grofse  Massen  hat,  und 
zweitens  meistenteils  nicht  nur  ein  Fischer  in  einem  Fischerei- 
gebiet, sondern  die  grofse  Mehrzahl  eines  gröfseren  Gebieta 
gleiche  Fangergebnisse  aufzuweisen  haben,  und  daher  durch 
das  gröfsere  Angebot  die  Preise  natürlich  fallen.  Umgekehrt,^ 
bei  schlechten  Fängen  wird  der  Händler  dem  Fischer  höhere 
Preise  bewilligen  müssen,  da  nun  die  Nachfrage  gröfser  ist 
als  das  Angebot,  und  der  Fischer  von  dem  Ertrage  des  ge- 
ringeren Fanges  auch  seinen  genügenden  Lohn,  auf  den  er 
angewiesen  ist,  erhalten  mufs. 

Aber  ehe  der  Fisch  aus  der  Hand  des  Fischers  in  die 
des  Konsumenten  gelangt,  hat  er  verschiedene  Stadien  zu 
durchlaufen,  die  auf  seinen  Preis  einen  gewaltigen  Einflufa 
ausüben. 

Der  Aufkäufer  zahlt  dem  Produzenten,  resp.  Fischer 
einen  bestimmten  Preis,  der  Grofshändler,  der  seinerseits  von 
Aufkäufern  kauft,  zahlt  denselben  Preis,  vermehrt  um  die 
Spesen,  die  aus  den  Transportkosten  etc.  entstehen,  und  den 
Unternehmergewinn  des  Aufkäufers,  der  Detailhändler  bezahlt 
dem  Grossisten  den  Preis,  den  der  letztere  hat  zahlen  müssen^ 
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vermehrt  um  Spesen  und  Unternehmergewinn  des  Grofs- 
händlersy  der  Konsument  endlich,  in  dessen  Hände  der  Fisch 
aus  der  Hand  des  Detaillisten  übergeht,  zahlt  den  Preis,  den 
der  Detaillist  bezahlt  hat,  vermehrt  um  des  letzteren  Spesen 
und  Unternehmergewinn.  Dafs  hierbei  manchmal  grofse  Um- 
wertungen vorkommen,  sodafs  der  Konsument  häufig  kaum 
merkt,  ob  gute  oder  schlechte  Fänge  gewesen  sind,  liegt  auf 
der  Hand.  Aufserdem  wird  es  auch  nur  selten  einmal  vor- 
kommen, dafs  in  dem  ungeheuren  Produktionsgebiet,  das  seine 
Fische  nach  Berlin  sendet,  die  Fänge  überall  gleichmäfsig 
schlecht  oder  gut  sein  werden,  sondern  in  der  Regel  werden 
in  den  verschiedenen  Fanggebieten  ganz  verschiedene  Re- 
sultate erzielt  werden,  schon  infolge  der  wechselnden  Witterungs- 
und  Temperaturverhältnisse,  die  auf  die  Fischerei  einen  so 
grofsen  Einflufs  haben.  Hierdurch  wird  naturgemäfs  ein  ge- 
wisser Ausgleich  erzielt,  der  den  Konsumenten  unter  gewöhn- 
lichen Verhältnissen  das  Schwanken  der  Fischpreise  nicht  so 
stark  empfinden  läfst. 

Für  Süfs wasserfische ,  vor  allen  Dingen  für  lebende,  für 
die  es  ja  der  gröfste  Handelsplatz  in  ganz  Europa  ist,  hat 
Berlin  eine  selbständige  Preisbildung,  während  sein  Seefisch- 
markt stark  beeinfiufst  wird  durch  die  Preise,  die  auf  den 
Auktionen  in  den  Kordseehäfen  gezahlt  werden,  resp.  für 
Edelfische,  die  aus  dem  Ausland  kommen,  von  den  Preisen 
der  betreffenden  Märkte. 

Doch  ist  dies  nicht  ausnahmslos  der  Fall,  da  es  häufig 
genug  vorkommt,  dafs  Seefische  in  Berlin  billiger  als  z.  B. 
in  Hamburg  notieren. 

Durch  den  modernen  Verkehr,  vor  allem  durch  Telegraph 
und  Telephon,  haben  sich  die  Preise  der  verschiedenen  grofsen 
Märkte  des  In-  sowie  Auslandes  überhaupt  einander  mehr  ge- 
nähert als  dies  früher  der  Fall  war,  aa  durch  die  engere 
Verbindung  der  Fischhändler,  die  nur  im  Zeitalter  des  Dampfes 
und  der  Elektrizität  möglich  ist,  etwaige  gröfsere  Schwankungen 
leichter  ausgeglichen  werden  können. 

Durch  diese  Ausgleichung,  wie  überhaupt  durch  die 
Möglichkeit,  Fische  schnell  auf  weitere  Entfernungen  ver- 
schicken zu  können,  kommt  es  dann  auch  vor,  dafs  die  Ware 
oft  durch  viele  Hände  gehen  mufs,  ehe  sie  an  den  Konsumenten 
gelangt. 

Trotz  aller  Ausgleichungen  jedoch  schwankt  der  Markt- 
wert der  einzelnen  Fischarten  untereinander,  wie  der  derselben 
Fischart  oft  kolossal  im  Verlaufe  weniger  Tage,  während  er 
allerdings  unter  Umständen  auch  für  längere  oder  kürzere 
Zeit  festbleiben  kann. 

Im  Gegensatz  zu  diesem  schwankenden  Marktwert  ist  der 
natürliche  Nahrungs-  oder  Gebrauchswert  der  einzelnen  Fisch- 
art stets  der  gleiche. 
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Die  neuesten  Analysen,  die  im  Auftrage  des  Pariser 
Stadtrats  im  Jahre  1898  ausgeführt  wurden,  ergeben  als  Preis 
des  Nährwerts  der  bekanntesten  Süfswasserfische ,  gemessen 
am  Nährwert  des  Rindfleisches,  wenn  man  für  dieses  einen 
Durchschnittspreis  von  60  Pf.  pro  Pfund  annimmt,  unter  Be- 
rücksichtigung des  Abfalles  pro  Pfund  ^: 

Aal  41  Pfg. 

Brasse     36     « 


Hecht 

36 

Plötze 

33 

Barsch 

29 

Lachs 

46 

Schlei 

35 

Zander 

53 

Sieht  man  sich  dagegen  die  Durchschnittspreise,  die  auf 
dem  Berliner  Markt  in  den  letzten  Jahren  gezahlt  wurden, 
an,  so  ergiebt  sich,  dafs  nur  ein  sehr  kleiner  Teil  der  ver- 
kauften Fischarten  diesem  natürlichen  Wert  entsprach,  die 
weitaus  meisten  dagegen  höher  bewertet  wurden,  und  zwar 
teilweise  um  das  doppelte  und  mehr,  und  das  schon  beim 
Engrospreis.  Bei  den  Fischarten,  die  hier  zum  Vergleich 
herangezogen  sind,  handelt  es  sich  fast  ausschliefslich  um  Süfs- 
wasserfische, während  der  Marktpreis  der  grofsen  Mehrzahl 
der  Seefische,  vor  allem  der  meistgekauften  mittleren  und  ge- 
ringeren Sorten:  Scholle,  Schellfisch,  Kabliau,  Dorsch,  Flunder, 
im  grofsen  und  ganzen  hinter  ihrem  natürlichen  Wert  zurück- 
bleibt oder  wenigstens  mit  ihm  gleich  steht. 

(Vgl,  die  Tabelle  auf  der  nfichsten  Seite.) 

Demnach  könnte  man  nach  diesem  Mafsstabe  die  Fische 
in  vier  Gruppen  einteilen,  nämlich: 

1.  Diejenigen,  die  die  als  Mafsstab  genannte  Preisgrenze 
nicht  erreicnen.  Es  sind  dies  aufser  den  billigen  Seefischen, 
zu  denen  besonders  Dorsch,  Eabliau,  Flunder,  Schellfisch  zu 
rechnen  sind,  an  Süfswasserfischen : 

lebend:  frisch  in  Eis: 

einige  Arten  von  Weifsfischen.      Bleie,  Eaulbarse,  bunte  Fische. 

Da  hier  für  das  angelegte  Geld  sogar  noch  ein  etwas  höherer 
Nährwert  als  im  Rindfleisch  eingehandelt  wird,  so  sind  die  ge- 
nannten Arten  ohne  Frage  als  Volksnahrungsmittel  zu  bezeichnen. 

2.  Die  zweite  Gruppe  differiert  im  Preise  nicht  wesent- 
lich mit  der  Fleischnahrung.     Zu  ihr  gehören: 

lebende  Süfswasserfische:      solche  frisch  in  Eis:  Seefische: 

nur  die  ad  1  genannten.     Bars,  Karausche,     Scholle,  Lemante, 

Aland.  Kleist,  Stör. 


1  Niederschrift  der  Zollkonferenz  des  deutschen  Fischereivereins  1900. 
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3.  Gruppe  3  umfalBt  alle  über  den  Preis  des  Rindfleisches 
hinausgehenden  Arten.  Hier  könnte  man  noch  eine  Unter- 
teilung vornehmen: 

a)  geringere  Sorten: 

lebend  frisch  in  £13  Seefische 

Plötzen,  Aland,        Maränen  und  die        Heilbutten,  Rot- 
Quappen,  Bars.         vorhergenannten.         zungen ,       russ. 

Zander. 

b)  die  sogenannten  besseren  Tafelfische: 

lebend  frisch  in  Eis  Seefische 

Aal,  Hecht,  Karpfen,     Aal,  Hecht,  Karpfen,     Lachs,  Steinbutte, 
Schleie,  Zander.  Schleie,  Zander.  Seezunge. 

4.  Zur  vierten  Gruppe  gehören  Delikatessen,  die  nur  als 
Genufsmittel  in  Frage  kommen:  Lacha  I.  Qualität,  Seezunge 
I.  Qualität,  Steinbutt  I.  Qualität,  Forelle,  Maränen  etc.  etc. 
aufserdem  Hummern,  Austern,  u.  dergl. 

Die  Grenzen  zwischen  diesen  Gruppen  stehen  allerdings 
nicht  unabänderlich  fest.  Es  giebt  Fische,  auch  aufser  den 
genannten,  die  zwei  oder  drei,  eventl.  auch  allen  vier  Gruppen 
angehören  können.  Deshalb  ist  die  Trennung  aber,  wenn  auch 
nicht  in  ganz  schroffer  Weise,  doch  vorhanden,  nach  der  sich 
auch  die  Preisbildung  in  verschiedener  Weise  vollzieht. 

Für  Gruppe  1  kommen  hauptsächlich  Massenftlnge  in 
Betracht,  die  ein  starkes  Angebot  erzeugen.  Infolgedessen 
treten  billige  Preise  ein  und  dadurch  wieder  vermehrte  Nach- 
frage seitens  der  Volksschichten ,  die  im  allgemeinen  nur 
billige  Nahrungsmittel  einkaufen  können,  zu  denen  bekanntlich 
der  bei  weitem  gröfste  Teil  unserer  Bevölkerung  gehört 

Bei  Gruppe  2  liegen  die  Verhältnisse  ähnlich,  nur  dafs  es 
sich  schon  um  qualitativ  etwas  bessere  Sorten  handelt 

Gruppe  3  umfafst  in  der  Hauptsache  mittlere  Ware,  nähert 
sich  nach  oben  zu  aber  schon  den  Delikatessen.  Es  handelt 
sich  in  der  Regel  nicht  mehr  um  Massenfänge,  sondern  um 
feinere  Tafelfische,  die  stets  ihre  Preise  halten  und  für  die 
grofse  Masse  des  Volkes  unerschwinglich  sind. 

Bei  Gruppe  4  sind  Angebot  und  Nachfrage  verhältnis- 
mäfsig  gering,  da  derselben  ausschliefslich  seltene  und  teuere 
Artikel  angehören,  die  nur  dem  Luxus  dienen. 

Die  Preise  sind  natürlich  dementsprechend  hohe. 

Wie  oben  schon  erwähnt,  sind  die  Preise,  die  der 
Produzent  vom  Aufkäufer  erhält,  zunächst  grundlegend  für 
den  Wert  des  Fisches  überhaupt,  wenn  auch  diese  Regel 
vielfach  durchbrochen  wird. 

Die  Preise,  die  der  Produzent  verlangt,  richten  sich  aber, 
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abgesehen  von   den  Marktverhältnissen,    wenn  auch   nur  in- 
direkter Weise,  nach  seinen  Produktionskosten. 

Diese  differenzieren  sich  aber,  abgesehen  von  den  in  ver- 
schiedenen Gegenden  verschieden  hohen  Arbeitslöhnen  und 
den  näheren  und  weiteren  Entfernungen  vom  Markt  auch 
darnach,  ob  der  Fisch  ein  reiner  Wildfisch  ist,  der  nur  Fang-, 
resp.  Pachtkosten  verursacht,  oder  ob  er,  wie  z.  B.  häufig  in 
Seen,  erst  eingesetzt  und  längere  Zeit  geschont  werden  mufs^ 
ehe  die  Brut  oder  die  jungen  Fische  soweit  gediehen  sind, 
dafs  sie  gefangen  werden  können.  In  solcher  Weise  wird 
häufig  mit  Aalen,  Zandern,  Karpfen,  auch  Krebsen  verfahren. 

Die  höchsten  Produktionskosten  endlich  verlangen  die 
Teichfische  durch  Anlage  und  Instandhaltung  der  Teiche, 
Fütterung  etc.  etc.,  bei  uns  hauptsächlich  Lachse,  Forellen 
und  Karpfen*. 

Die  Fische,  die  die  meisten  Produktionskosten  verur- 
sachen, müssen  nun  bei  isolierter  Wirtschaft  auch  die  höchsten 
Marktpreise  erzielen,  mit  Ausnahme  vielleicht  von  Wildfischen, 
die  etwa  durch  ihre  grofse  Seltenheit  oder  dergl.  höher  be- 
wertet werden. 

In  der  Regel  halten  nun  die  Teichfische  auch  auf  dem 
Markt  die  höchsten  Preise.  Doch  hat  sich  in  den  letzten 
Jahren  bei  den  Karpfen,  die  für  den  Berliner  Markt  in  viel 
höherem  Mafse  als  etwa  Lachse  und  Forellen  in  Betracht 
kommen,  ein  stetiges  Sinken  der  Preise  bemerkbar  gemacht, 
während  zu  gleicher  Zeit  die  besseren  Wildfische  bedeutend 
stiegen.  Der  Grund  dafür  liegt  in  der  Mehrproduktion  von 
Karpfenfleisch  sowohl  im  Inlande,  wo  sie  sich  innerhalb  zehn 
Jahren  beinahe  vervierfacht  hat,  wie  im  Auslande  bei  gleich- 
zeitigem Stetigbleiben  resp.  sogar  Abnehmen  der  Zufuhren 
von  Wildfischen. 

Von  einer  Überproduktion  an  Karpfen  kann  dabei  trotz- 
dem keine  Rede  sein,  da  der  Markt  sich  für  die  vermehrten 
Zufuhren  bei  steigendem  Bedarf  recht  wohl  aufnahmefllhig  er- 
wiesen hat 

Die  Produktionskosten*  für  einen  Centner  Karpfen  stellen 
sich  bei  Fütterung,  die  im  Inlande  noch  nicht  allzu  häufig  ist, 
auf  ca.  35  Mk.,  ohne  dieselbe  auf  50 — 55  Mk.  in  Deutsch- 
land —  da  durch  das  schnellere  Wachstum  des  gefütterten 
Karpfens  das  Anlagekapital  sich  schneller  verzinst,  mithin  die 
Rente  eine  höhere  ist  als  ohne  Fütterung  — ,  während  das 
Ausland  im  allgemeinen  billiger  produziert.  Infolgedessen 
werden  die  deutschen  Züchter  auch  immer  mehr  zur  Fütterung 
übergehen  müssen. 


^  Niederschrift  des  deutschen  Fischereivereins ,  Referat  des  Herrn 
Päske. 

'  Zollkonferenz  Päske  a.  a.  0.  pag.  68  und  69. 
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Im  Durchschnitt  der  letzten  Jahre  zahlte  nun  nach  un- 
gefährer Schätzung: 

der  Engrosh&ndler  an  den  Produzenten      0,52  Mk.  pro  Pfand  Karpfen, 
„    Detailhändler     „      „    Engroshändler  0,65    n       n        n  n 

„    Konsument         „      „    Detailhändler    0,80    n       n         n  n 

während  die  Preise  in  den  Auktionen  um  Weihnachten  zwischen 
58  und  70  Pfg.  sich  bewegten. 

Die  Spesen  des  Engrosfaändlers,  Bahn-  und  Wassertransport, 
Rollgeld  von  den  Aufsenbahnhöfen,  Wassergeld,  Lokalmiete  etc. 
belaufen  sich  auf  6 — 10  Mk.  pro  Centner,  sodafs  er  an  jedem 
Centner  durchschnittlich  5  Mk.  verdient,  wovon  jedoch  noch 
abgehen  die  Verluste  durch  Absterben,  Abmagerung,  Preis- 
rückgang der  übriggebliebenen  Ware,  sowie  Zinsen  für  das 
dafür  angelegte  Kapital. 

Die  Spesen  des  Detailhändlers  lassen  sich  nicht  genau 
berechnen;  doch  dürften  sie  sich  auf  3 — 4  Mk.  pro  Centner 
stellen,  sodafs  ein  Reingewinn  von  10  Mk.  pro  Centner  erzielt 
würde. 

Bei  den  anderen  Fischarten,  bei  denen  die  Produktion 
zerstreuter  und  noch  viel  weniger  organisiert  ist  und  die  auch 
nicht  wie  der  Karpfen  Saisonartikel  sind,  läfst  sich  der  un- 
gefähre Gewinn  nicht  einmal  annähernd  mit  Sicherheit  angeben. 
Doch  läfst  sich  wohl  annehmen,  dafs  die  Gewinne  des  Grofs- 
handels  im  allgemeinen  höhere  sind  als  beim  Karpfengeschäft, 
wenn  sie  auch  seit  der  Einrichtung  der  Markthallenauktionen 
bedeutend  nachgelassen  haben. 

Der  Detailhändler  hat  je  nach  den  Engrospreisen  bald 
einige  Pfennige  mehr,  bald  etwas  weniger  Verdienst.  Dabei 
variieren  die  Preise  aber  je  nach  den  Stadtgegenden  um 
10—30  Pfg.,  ja  manchmal  noch  mehr  pro  Pfund. 

Wie  die  rreise  der  einzelnen  Fischarten  auf  dem  Engros- 
markt in  den  verschiedenen  Monaten  des  Jahres  schwanken, 
möge  die  Tabelle  auf  Seite  82/83,  die  die  Jahre  1898  und  1899 
vollständig,  das  Jahr  1897  nur  nach  den  Jahresdurchschnitts- 
preisen umfafst,  illustrieren. 

Es  zeigt  sich  hier  deutlich  die  ganze  Unberechenbarkeit 
im  Fischgeschäft.  Auf  plötzliches,  rapides  Fallen  der  Preise 
folgt  im  nächsten  Monat  ein  ebenso  plötzliches  Emporschnellen. 
Die  Motive  dazu  liegen  in  der  Verschiedenheit  der  Fänge  und 
der  Witterung.  Dabei  halten  sich,  abgesehen  von  den  eigent- 
lichen Saisonnschen,  die  Jahreszeiten  ziemlich  die  Wage.  Im 
Sommer  sind  die  Fänge  in  der  Regel  gröfser,  während  im 
Winter  der  Transport  leichter  zu  bewerkstelligen  ist. 

Dies  plötzliche  Schwanken  läfst  sich  noch  besser  in  den 
Tagesnotierungen  erkennen.  Da  das  Abdrucken  derselben 
jedoch  einen  zu  breiten  Raum  einnehmen  würde,  so  verweist 
Verfasser  in  dieser  Beziehung  auf  die  Handelsberichte  der 
verschiedenen  Fischereizeitungen. 

Fonohungen  XIX  5.  —  Gofsner.  6 
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Zum  Schlufs  beweisen  diese  Zahlen  aber  auch  noch  recht 
offensichtlich  für  das  letzte  Jahr  die  schon  öfter  erwähnte 
Thatsache  von  dem  Steigen  der  Fischpreise  infolge  steigender 
Nachfrage,  bewirkt  durch  die  günstige  Konjunktur  und  die 
stetigbleibenden,  resp.  sogar  abnehmenden  Zufuhren,  da  die 
Produktion  nicht  in  gleichem  Mafse  mit  dem  Bedarf  steigt 

Während  der  jährliche  Durchschnittspreis  auf  dem  Berliner 
Fischmarkt  in  den  Jahren  1892 — 1894  von  ca.  53  Mk.  pro 
Centner  auf  ca.  25  Mk.  herunterging  * ,  stieg  er  von  1895  an 
enorm,  wie  die  früher  auf  Seite  78  angeführte  Tabelle  beweist, 
und  dürfte  bei  Fortdauer  der  günstigen  Konjunktur,  ebenso 
wie  alle  übrigen  Lebensmittelpreise,  noch  eine  weitere  Steigerung 
erfahren. 


Genügt  die  heutige  Organisation  des  Berlilier  Fisch- 

marktes  den  vom  volkswirtscliaftliclien  Standpunkte 

an  sie  zu  stellenden  Anforderungen? 

Aufgabe  jedes  Handels  ist  es,  zwischen  Produzenten  und 
Konsumenten  zu  vermitteln  und  die  von  Natur  widerstreitenden 
Interessen  beider  auszugleichen,  das  heifst,  dafür  zu  sorgen^ 
dafs  die  Herstellungsarbeit  für  den  Produzenten  einerseits 
immer  noch  lohnend  bleibt,  während  andererseits  auch  der 
Konsument  Ware  in  ausreichender  Menge  erhält  und  dabei 
nicht  überteuert  wird. 

Natürlich  mufs  der  Händler  für  diese  Vermittlungsarbeit 
auch  seinen  Gewinn  erhalten,  und  dafs  dieser  nicht  zu  klein 
ausßlllt,  dafür  sorgt  schon  der  menschliche  Egoismus  und  der 
Erwerbstrieb,  während  auf  der  anderen  Seite  eine  scharfe 
Konkurrenz  diesen  leicht  ausartenden  Trieb  im  Zaume 
halten  soll. 

In  den  Jahren  nach  der  grofsartigen  Entwicklung  Berlins 
bis  in  die  Mitte  der  achtziger  Jahre  des  19.  Jahrhunderts 
fehlte  nun  dem  Berliner  Fischhandel  dieser  heilsame  ZügeL 

Der  Markt  wurde  beherrscht  von  einigen  wenigen  Firmen, 
die  untereinander  einen  Ring  geschlossen  hatten  und  dadurch 
Produzenten  sowohl,  wie  Konsumenten  in  Abhängigkeit  von 
sich  hielten.  Dabei  wurden  die  Fischer,  Teich wirte,  Auf- 
käufer etc.,  die  auf  den  Verkehr  mit  Berlin  angewiesen  waren, 
fürchterlich  gedrückt,  während  die  Berliner  Kleinhändler  und 
die  Bevölkerung  für  die  damalige  Zeit  sehr  hohe  Preise  zu 
zahlen  hatten. 

Die  vereinigten  Grofshändler  verdienten  dabei  enorme 
Summen. 


^  Niederschrift  der  Zollkonferenz  des  deutschen  Fischereivereiiis. 
Beferat  des  Herrn  Micha. 
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Ihr  Ring  wurde  schon  vor  der  Erbauung  der  Markthallen 
•durch  das  Auftauchen  einer  neuen,  kapitalskräftigen  Firma, 
die  sich  aufserhalb  desselben  hielt,  stark  erschüttert,  um  dann 
im  Jahre  1886  durch  die  Einrichtung  der  städtischen  Fisch- 
auktionen ganz  gesprengt  zu  werden. 

Es  wurde  dadurch  einerseits  den  Fischern,  Teich wirten 
und  sonstigen  Produzenten  resp.  Aufkäufern  die  Möglichkeit 
gegeben,  unabhängig  von  den  Grofshändlern  ihre  Ware  auf 
den  Berliner  Markt  zu  bringen,  andererseits  wurden  die  Detail - 
händler  in  den  Stand  gesetzt,  ihren  Bedarf  eventuell  unter 
Umgehung  des  Grofshandels  decken  zu  können,  nachdem  der 
Versuch,  durch  die  städtische  Verkaufsvermittelung  direkt  an 
das  Publikum  Ware  abzugeben,  fehlgeschlagen  war. 

Allerdings  konnten  zunächst  nur  diejenigen  Produzenten 
und  Detailhändler,  die  wirtschaftlich  unabhängig  von  den 
Orofühändlern  waren,  die  städtischen  Auktionen,  denen  sich 
zur  Vermehrung  der  Konkurrenz  bald  die  beiden  Privatauktionen 
anschlössen,  benutzen. 

Wie  unangenehm  aber  schon  sehr  bald  den  Grofshändlern 
die  neue  Konkurrenz  wurde,  zeigt  eine  Petition,  die  im  Jahre 
1887  von  der  Fischerinnung,  in  der  die  Grofshändler  die 
Führung  hatten,  dem  Magistrat  unterbreitet  wurde.  Darin 
wird  die  Auktion  beschuldigt,  die  Fische  billiger  zu  verkaufen, 
wie  ihr  Wert  an  den  Fangplätzen  sei,  und  dadurch  sowohl 
den  Händler,  wie  den  Fischer  zu  ruinierend  Daraufhin  ver- 
anstaltete der  Magistrat  von  Berlin  bei  den  Lieferanten  der 
Auktionen  eine  Umfrage,  die  ergab,  dafs  diese  alle  die  Bei- 
behaltung der  Auktionen  befürworteten. 

Allmählich  blieb  denn  auch  dem  Grofshandel  nichts  übriff, 
als  sich  mit  dem  Auktionswesen  auszusöhnen,  besonders  als 
<er  sah,  dafs  auch  ihm  die  neue  Einrichtung  von  Vorteil  sei, 
indem  er  grofse  Posten  Ware  unter  Umständen  in  die  Auktionen 
werfen  konnte  und  immer  noch  einigermafsen  bezahlt  bekam, 
die  ihm  vielleicht  verdorben  wären  oder  die  er  nur  mit  grofsen 
Verlusten  hätte  einlagern  resp.  verkaufen  können.  Sogar  von 
Firmen  der  grofsen  englischen  Märkte  kommen  zu  Zeiten  bei 
sehr  reichlichen  Fängen  Zufuhren  besonders  von  Luxus- 
Seefischen,  die  direkt  an  den  städtischen  Verkaufsvermittler 
konsigniert  sind. 

Andererseits  kaufen  die  Engrosfirmen  auch  bei  günstiger 
Konjunktur  auf  den  Auktionen,  sodafs  häufig  ein  recht  reger 
Geschäftsverkehr  zwischen  beiden  Parteien  stattfindet. 

Besonders  handelt  es  sich  dabei  um  den  Verkehr  mit 
lebenden  Fischen,  während  der  Frischfischhandel  sich  den 
Auktionen  gegenüber  noch  zurückhaltender  zeigt,  was  seinen 
Grund    darin    haben    mag,    dafs    Berlin    einmal    der   gröfste 

^  Berichte  der  Ältesten  der  Kaufmannschaft  von  Berlin  1887. 
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europäische  Markt  und  Centralplatz  für  lebende  Fische  ist, 
und  zweitens  der  Berliner  im  allgemeinen  noch  den  lebenden 
Fisch  dem  toten  bei  weitem  vorzieht.  Infolgedessen  haben 
denn  auch  die  Auktionen,  die  nicht  nach  aufserhalb  versenden^ 
sondern  in  der  Hauptsache  die  Bedürfnisse  des  Berliner 
Eonsums  befriedigen,  auf  den  Handel  mit  lebenden  Fischen 
einen  gröfseren  Einflufs  gewonnen  als  auf  den  mit  toten, 
wenn  auch  in  letzterer  Beziehung  immerhin  mit  ihnen  gerechnet 
werden  mufs. 

Den  Austausch  vom  europäischen  Osten  nach  dem  Westen 
und  von  Norden  nach  Süden,  der  neben  der  Versorgung 
Berlins  die  Hauptaufgabe  des  Berliner  Fischhandels  bildet,  ist 
dagegen  den  Grofsfirmen  voll  und  ganz  erhalten  geblieben  und 
hat  sich  seit  Bestehen  der  Markthallen   sogar  noch  erweitert. 

Nun  soll  ja  nicht  verkannt  werden,  dafs  die  Ware,  die  in 
den  Auktionen  feilgeboten  wird,  nicht  immer  so  ausgesucht 
ist,  wie  der  Grofshändler  sie  liefern  kann.  Dafür  sind  die 
Auktionen  aber  gewissermafsen  das  Sicherheitsventil,  das  den 
Überschufs  der  Produktion  aufnimmt  und  durch  die  Schnellig- 
keit des  Umsatzes  verhindert,  dafs  nicht  grofse  Mengen  von 
Waren  durch  Verderben  dem  Konsum  verloren  gehen.  Sind 
gewisse  Fischsorten  einmal  sehr  reichlich  auf  dem  Markt  und 
übersteigt  das  Angebot  die  Nachfrage,  nun,  so  wird  man  sie, 
ehe  man  sie  dem  Verderben  anheimfallen  läfst,  lieber  in  die 
Auktionen  werfen,  sei  es  seitens  der  Produzenten  oder  sonstigen 
Lieferanten,  sei  es  auch  seitens  der  Grofshändler.  Dafür 
bringt  die  Ware,  die  sich  ja  der  Käufer  vorher  ansehen  kann, 
wenn  sie  nicht  erstklassig  ist,  auch  nicht  den  Preis  wie  aus- 
gesuchte. 

Ist  Überfülle  an  gewissen  Fischsorten  auf  dem  Markt  vor- 
handen, so  sinken  —  wie  die  Erfahrung  gezeigt  hat  —  die 
Preise  gleicherweise    in   den  Auktionen  wie   im  Grofshandel. 

Bei  gleichwertigen  Fischen  werden  jedoch  die  Preise,  ab- 
gesehen von  den  gröfseren  Spesen  und  dem  durch  den  Kredit 
bewirkten  Risiko ,  die  sich  der  Grofshändler  bezahlen  lassen 
mufs,  in  der  Regel  im  Grofshandel,  wie  in  den  Auktionen 
nicht  zu  sehr  voneinander  abweichen,  da  ja  die  Käufer  hier 
wie  dort  zum  allergröfsten  Teil  Detailhändler  aus  Berlin  und 
Umgegend  und  vielfach  auch  dieselben  Personen  sind,  die  die 
Tagespreise  genau  kennen  und  durch  ihre  Konkurrenz  beim 
Bieten  untereinander  schon  dafür  sorgen,  dafs  die  Preise  nicht 
zu  sehr  hinter  den  Tagesnotierungen  zurückbleiben. 

Gewifs  mag  es  hier  und  da  vorkommen,  dafs  einzelne 
Bieter  Verabredungen  untereinander  treffen  und  dafs  einmal, 
besonders  bei  geringerem  Besuch  der  Auktionen,  niedrigere 
Preise  erzielt  werden;  im  allgemeinen  sind  derartige  Maninu- 
lationen  aber  durch  die  Konkurrenz  der  Bieter  untereinanaer 
und   die   Öffentlichkeit   der  Auktionen,   die   einem  jeden   das 


XIX  5.  87 

Recht  des  Bietens  giebt,  ausgeschlossen,  ganz  abgesehen  davon, 
dafs  wenigstens  bei  den  Markthallenauktionen  der  städtische 
Verkaufsvennittler ,  wenn  er  Derartiges  bemerkt,  das  Recht 
und  die  Pflicht  hat,  dagegen  einzuschreiten.  Die  kleinen 
Detailhändler,  die  keine  grofsen  Lagerräume  und  Gefrierhäuser 
haben,  die  aufserdem  nicht  das  Kapital  besitz^en,  gröfsere  Vor- 
räte aufkaufen  zu  können,  sowie  endlich  auf  den  Kredit  des 
Qrofshändlers  angewiesen  sind,  decken  ihren  Bedarf  in  der 
Regel  bei  diesem,  wenn  auch  nicht  ausgeschlossen  ist,  dafs 
sie  ab  und  zu  in  den  Auktionen  kaufen,  während  die  grOfseren 
und  kapitalskräftigeren  ihre  Waren,  wie  es  ihnen  am  Yorteil- 
haftesten  erscheint,  sowohl  bei  den  Grofshändlem,  wie  durch 
die  Auktionen  einkaufen. 

Die  Fischer  und  die  Hochseefischereigesellschaft  Nordsee, 
die  beide  die  eigenen  Produkte  auf  den  Markt  bringen,  nehmen 
neben  den  Engrosfirmen  und  Auktionen  noch  an  der  Kon- 
kurrenz teil,  doch  kommen  sie  für  die  Versorgung  und  Preis- 
bildung wegen  der  verhältnismäfsig  geringen  Mengen,  die  sie 
liefern,  nur  wenig  in  Betracht;  auch  richten  sie  sich  im  all- 
gemeinen nach  den  Marktpreisen. 

Wenn  trotz 'der  Konkurrenz  die  Fischpreise  in  der  letzten 
Zeit  von  Jahr  zu  Jahr  gestiegen  sind,  so  sind  daran  nicht  die 
Berliner  Engrosfirmen  und  Auktionen  schuld,  denn  thatsächlich 
wird  im  Grofsfischhandel  jetzt  viel  weniger  verdient  als  in 
früheren  Jahren,  sondern  die  Ursachen,  die  oben  schon  des 
näheren  besprochen  sind,  nämlich  die  Unmöglichkeit,  die 
Produktionsfähigkeit  unserer  Binnengewässer  und  Meere  zur 
Zeit  erheblich  zu  steigern  bei  anschwellendem  Bedarf  und 
einer  seit  einigen  Jahren  stetigen  Hausseperiode,  sodafs  immer 
entferntere  ausländische  Produktionsgebiete  aufgesucht  werden 
müssen ,  wodurch  naturgemäfs  Spesen  und  Risiko  immer 
gröfser  werden. 

Wie  weit  die  stillstehende  ProduktionsfUhigkeit  unserer 
Gewässer  durch  Schuld  des  preufsischen  Fischereigesetzes  vom 
30.  Mai  1874  verursacht  ist  —  wie  von  der  Mehrzahl  der 
Fischereiinteressenten  behauptet  wird  — ,  läfst  sich  vorläufig 
wohl  noch  nicht  entscheiden,  und  wie  weit  der  vom  Deutschen 
Fischereiverein  ausgearbeitete  Abänderungsentwurf,  der  augen- 
blicklich der  Regierung  vorliegt,  Abhilfe  bringen  wird,  das 
ruht  noch  im  Schofse  der  Zukunft. 

Von  einem  schweren  Schlage  wurde  im  Frühjahr  1900 
der  Berliner  Fischhandel  bedroht,  und  zwar  durch  die  Aussicht 
auf  einen  Fischzoll,  über  den  auf  Anregung  aus  Interessenten- 
kreisen sowohl  im  deutschen  Fischereiverein,  wie  im  deutschen 
Seefischereiverein  unter  Zuziehung  von  Vertretern  der  Re- 
gierung verhandelt  wurde.  Beide  Kommissionen  sprachen  sich 
in  ihrer  grofsen  Mehrheit  gegen  den  Zoll  aus,  und  zwar,  weil 
—  wie  von  den  einzelnen  Vertretern  des  Näheren   ausgeführt 
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wurde  —  Deutschland  auf  den  Bezug  aus  dem  Auslande  an- 
gewiesen sei,  und  durch  den  Zoll  die  an  sich  schon  hohen  und 
immer  noch  steigenden  Fischpreise,  die  augenblicklich  dem 
Fischer  eine  genügende  Entlohnung  gäben,  noch  mehr  empor- 
schnellen würden,  wodurch  die  Fischnahrung  Air  viele  Klassen 
und  gerade  die  ärmeren  unerschwinglich  werden  wtlrde,  ab- 
gesehen davon,  dafs  auch  die  Nachbarländer  in  diesem  Falle 
Repressalien  ausüben  würden,  während  man  Rufsland,  das 
einzige  Land,  das  heute  Fischzoll  erhebe,  vielleicht  auf  andere 
Weise  zur  Aufhebung  bestimmen  könnte^. 

Für  Berlin  würde  die  Annahme  des  Fischzolls  durch  die 
Fischereivereine,  eventuell  die  Gesetzwerdung  desselben,  die 
ja  nun  vorläufig  ausgeschlossen  erscheint,  sehr  verhängnisvolle 
Folgen  gehabt  haben,  indem  der  blühende  Berliner  Zwischen- 
handel von  Nord  nach  Süd  und  Ost  nach  West,  vor  allen 
Dingen  der  zwischen  Rufsland  einerseits  und  Westeuropa,  be- 
sonders Frankreich,  andererseits  mit  einem  Schlage  vernichtet 
worden  wäre.  Denn  die  russischen  Produzenten  würden  sich 
wohl  gehütet  haben,  den  deutschen  Zoll  zu  bezahlen,  sondern 
hätten  wahrscheinlich  von  den  Grenzstationen  aus  ihre  Ware 
unter  Umgehung  von  Berlin  direkt  unter  Transit verschlufs 
nach  dem  Westen  gesandt,  ein  Verfahren,  das  so  wie  so 
immer  mehr  an  Boden  gewinnt  zum  Schaden  des  Berliner 
Grofshandels. 

Besondere  Beachtung  verdient  jedoch  auch  für  den  Handel 
die  in  der  Kommission  für  Abänderungen  des  preufsischen 
Fischereigesetzes  vom  30.  Mai  1874  ventilierte  Frage  der 
Bildung  von  Fischereigenossenschaften,  eventuell  durch  staat- 
liche Zwangsmafsregeln. 

Die  Befugnisse  dieser  Genossenschaften  sollen  sich  nach 
dem  Entwurf  zunächst  allerdings  nur  erstrecken  auf  geregelte 
Aufsichtsführung  und  gemeinschaftliche  Ma&regeln  zum  Schutz 
des  Fischbestandes,  sowie  auf  gemeinschaftliche  Bewirtschaftung 
und  Benutzung  der  Fischwasser  seitens  der  Berechtigten  einee 
gröfseren,  zusammenhängenden  Fischereigebietes,  deren  Ver- 
tretung einem  durch  sämtliche  Berechtigte  nach  näherer  Vor- 
schrift des  Statuts   zu  wählenden  Vorstande  zufallen  würde*. 

Sollte  dieser  Entwurf  Gesetz  werden,  so  würden  sich  sicher 
dadurch  das  Solidaritätsgefühl  und  der  Unternehmungsgeist, 
sowie  auch  die  geschäftlichen  Fähigkeiten  der  Fischer  heben, 
und  sie  würden  vielleicht  mit  der  Zeit  dazu  übergehen, 
Produktiv-  und  Verkaufsgenossenschaften  zu  gründen,  die 
unter  Umgehung  des  Zwischenhandels,  analog  z.  B.  den  ver- 
schiedenen Molkereigenossenschaften,   wie   es  auch  schon  von 


^  Zollkonferenz  des  deutschen  Fischerei-  und  Seefischereivereins  1900. 
"  Abänderungsentwurf  des  preufsischen  Gesetzes  vom  30.  Mai  1874, 
bearbeitet  von  der  Kommission  des  deutschen  Fischereivereins  1900. 
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den  Teichwirten  auf  der  Bautzener  Karpfenbörse  im  Jahre  1899 
geplant  wurde,   Fische  auf  den  Markt  bringen  würden. 

In  welcher  Weise  eine  solche  Verkaufsgenossenschaft  ein- 
zurichten wäre,  näher  zu  betrachten,  ist  nicht  Sache  der  vor- 
liegenden Untersuchung;  jedenfalls  müfste  sie,  wenn  mit  den 
nötigen  Mitteln  und  in  gröfserem  Mafsstabe  in  Scene  gesetzt, 
«ine  neue  und  gefährliche  Konkurrenz  für  die  schon  bestehen- 
den Geschäfte  auf  dem  Berliner  Fischmarkt  bilden,  da  sie  — 
wie  wohl  anzunehmen  —  mit  geringeren  Spesen  als  diese 
arbeiten  würde. 

Je  schärfer  die  Konkurrenz,  desto  besser  ist  es  aber  für 
den  Konsumenten,  desto  billiger  wird  dieser  seine  Ware  be- 
ziehen, während  in  unserem  Falle  auch  die  Genossenschafter 
wohl  auf  ihre  Kosten  kommen  und  eine  höhere  Entlohnung 
ihrer  Arbeit  finden  würden  als  beim  Verkauf  an  die  Auf^ 
käufer,  sodafs  die  Interessen  von  Konsumenten  und  Pro- 
duzenten hier  Hand  in  Hand  gehen  würden. 

Endlich  möchte  Verfasser  noch  darauf  hinweisen,  dafs 
auf  dem  Berliner  Fischmarkt  analog  der  Entwicklung  des  ge- 
samten modernen  Geschäftslebens  die  Grofsbetriebe  immer  mehr 
die  Qberhand  zu  gewinnen  scheinen,  und  zwar  sowohl  im 
Engros-  wie  im  Detailgeschäft.  Es  läfst  sich  das  allerdings 
nicht  zahlenmäfsig  nachweisen,  da  keine  Abnahme  der  kleineren 
Geschäfte  zu  verzeichnen  ist.  Aber  im  Grofshandel  gelten 
schon  seit  langer  Zeit  nur  die  Firmen  etwas,  die  mit  grofsen 
Umsätzen  von  Hunderttausenden  und  Millionen  rechnen,  und 
im  Detailhandel  treten  in  jüngster  Zeit  auch  immer  mehr  die 
kapitalskräftigen  Geschäfte  hervor  durch  Gründung  von  Filialen 
und  Mieten  mehrerer  Markthallenstände  in  den  verschiedenen 
Stadtgegenden  etc.;  sie  sind  auch  die  einzigen,  die  bei  Liefe- 
rungen für  Kasernen,  Offizierkasinos,  grofse  Restaurants, 
Hotels  etc.  in  Frage  kommen,  da  die  kleineren  Händler  eben 
schlechterdings  mit  ihren  unzureichenden  Mitteln  derartige 
Aufträge  nicht  ausführen  können. 

Täuscht  nicht  alles,  so  wird  die  Entwicklung  in  dieser 
Richtung  fortschreiten  und  vielleicht  auch  die  Form  der  mo- 
dernen Decentralisation  des  Kapitals  annehmen. 

Schon  ist  die  Hochseefischereigesellschaft  „Nordsee"  mit 
einem  Aktienkapital  von  drei  Millionen  Mark  als  Beispiel 
dieser  Gattung  auf  dem  Berliner  Fischmarkt  vertreten,  und 
neuerdings  spricht  man  davon,  dafs  die  gröfste  Engroshandlung 
für  lebende  Fische  in  Berlin  zwecks  Vergröfserung  des  Ge- 
schäfts sich  demnächst  in  eine  Aktiengesellschaft  unwandeln 
werde  ^. 

Sollte  dies  Beispiel  typisch  sein,  und  würden  sich  diesem 
Vorgehen  noch  andere  Firmen  anschliefsen ,   so   kann  es  viel- 


^  Deutsche  Fischereizeitung  1900. 
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leicht  einmal  dahin  kommen,  dafs  der  Berliner  Fischmarkt 
von  Aktiengesellschaften  und  Fischereigenossenschaften  be- 
herrscht wird. 

Doch,  wenden  wir  uns  von  diesen  Zukunftsträumen  ab 
und  noch  einmal  der  heutigen  Organisation  des  Berliner  Fisch- 
marktes zu,  so  können  wir,  das  Resultat  unserer  Betrachtungen 
zusammenfassend,  sagen:  Die  heutigen  Zustände  auf  dem 
Berliner  Fischmarkt  sind  allerdings  keine  idealen  und  nach  allen 
Seiten  hin  befriedigenden,  was  ja,  solange  es  sich  um  die  Be- 
thätigung  von  Menschen  mit  verschiedenen,  zum  Teil  einander 
widerstreitenden  Interessen  handelt,  auch  gar  nicht  möglich 
ist;  aber  wenigstens  ist  einmal  ein  umsichtiger  Handel  an  der 
Arbeit,  die  Produkte  des  In-  und  Auslandes  zum  Teil  für  den 
heimischen  Markt  auszunutzen,  zum  Teil  sie  auch  mit  Oewinn 
wieder  auszuführen  und  dadurch  zur  Hebung  des  National- 
wohlstandes beizutragen,  und  zweitens  ist  durch  die  Kon- 
kurrenz bei  der  Versorgung  Berlins,  die  ja  die  Hauptaufgabe 
des  Berliner  Fischmarktes  darstellt,  dafür  gesorgt,  dafs  kein 
Monopol  wieder  entstehen  kann,  das  für  Produzenten  wie  ftlr 
Konsumenten  von  grölstem  Schaden  wäre.  Zu  wünschen 
wäre  allerdings,  dafs  durch  noch  stärkere  Konkurrenz  der 
Konsument  billigere  Fische  erhalten  könnte,  ohne  dafs  der 
Produzent,  dessen  Entlohnung  für  seine  Arbeit  im  allgemeinen 
heute  keine  glänzende  ist,  den  Schaden  zu  tragen  brauchte, 
während  der  Grofshändler,  wenn  man  ihm  auch  seinen  Ver- 
dienst nicht  zahlenmäfsig  nachweisen  kann,  doch  immer  noch 
soviel  verdient,  dafs  er  am  ersten  imstande  wäre,  mit  ge- 
ringerem Untemehmergewinn  zufrieden  zu  sein. 


Zum  Schlufs  möchte  Verfasser  noch  einmal  auf  die  Frage 
zurückkommen,  ob  es  möglich  sein  wird,  die  Fischkost  in  viel 
höherem  Grade  als  jetzt  zum  Volksnahrungsmittel  der  Grofs- 
Stadt  zu  machen. 

Wie  schon  in  der  Einleitung  ausgeführt,  ist  es  dem 
Menschen  wohl  möglich,  nur  oder  zum  gröfsten  Teil  von 
Fischnahrung  zu  leben.  Voraussetzung  dafilr  ist  aber,  dals 
man  dieselbe  in  genügender  Menge  hat,  wie  der  Fischer  an 
der  Küste,  der  in  Bezug  darauf  noch  im  Zustande  der  Natural- 
wirtschaft steckt. 

Ganz  anders  liegt  die  Sache  in  der  Grolsstadt.  Hier  mufs 
die  Frau  aus  dem  Volke,  deren  Mann  meist  einer  anstrengenden 
Thätigkeit  nachgeht,  sehen,  wie  sie  mit  dem  wenigen  Wirt- 
schaftsgelde, das  zu  ihrer  Verfügung  steht,  möglichst  kräftige 
Nahrungsmittel  einkaufen  kann,  um  das  natürliche  Bedürfnis 
nach  Speise  zu  befriedigen. 

Da  wird  sie  bei  den  heutigen  Fischpreisen  im  allgemeinen 
immer  besser  fahren,  wenn  sie  Fleisch  anstatt  Fisch  einkauft. 
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Im  Jahre  1899  wurden  fflr  die  als  Volksnahrungsmittel 
hauptsächlich  in  Betracht  kommenden  Fischarten  bezahlt  pro 
Pfund : 

im  Engroshandel 
Seefische 

31.5  Schellfisch  21,7 

24.6  Eabliau  .  20,8 
21,4  Dorsch  .  14,7 
26,3  Flunder  .  13,2 
29,9  Lemante  .  31,7 

34.7  Rotzunge.  35,4 
26,2  Kleist  .  .  23,4 
24,9  Scholle     .  25,4 


lebende 

Bleie  .  .  . 
bunte  Fische 
Quappen  .  . 
Plötzen    .     . 


45,3 
41,6 

38,9 
38,2 


tote  Süfswasserfische 

Barse  .     .  . 

Bleie    .     .  . 
bunte  Fische 

Makränen  . 

Aland .     .  . 

Karausche  . 

Quappe    .  . 

Kaül  bars .  . 


Diese  Preise  erhöhen  sich  im  Detailhandel  um  durch- 
schnittlich 10  Pfg.  pro  Pfund.  Zur  Zubereitung  gehören  dann 
noch  Feuerung,  ferner  Fette  irgendwelcher  Art,  Butter,  Mar- 
garine oder  Schmalz,  Gewürze  u.  dergl.  mehr,  wofür  man  auch 
noch  mindestens  10  Pfg.  ansetzen  kann,  sodafs  beispielsweise 
ein  Pfund  Plötzen  ca.  58,2  Pfennige  fertig  zubereitet  kosten 
wtlrde,  während  ein  Pfund  Rindfleisch,  das  in  den  Arbeiter- 
quartieren nicht  teurer  sein  wird  wie  60 — 65  Pfg.  pro  Pfund, 
zur  Bereitung  nur  die  Feuerung  erfordert.  Dabei  ist  aber  zu 
bedenken,  dafs  Rindfleisch  ungefähr  den  doppelten  Nährwert 
hat  wie  Plötzen,  und  dafs  die  Arbeiterfrau  im  allgemeinen 
wohl  ein  Pfund  oder  auch  ein  halbes  Pfund  Rindfleisch  zu- 
bereiten wird,  das  im  Verein  mit  den  nötigen  Kartoffeln  dann 
eine  ganz  kräftige  Mahlzeit  ersieht,  während  ein  Pfund  Fische 
für  zwei  Personen,  besonders  bei  anstrengender  Arbeit,  nicht 
recht  zur  Sättigung  genügen  wird. 

Nun  notieren  die  Fische  ja  manches  Mal  unter  dem  Durch- 
schnittspreise,  auüserdem  giebt  es  auch  noch  billigere  Fisch- 
sorten als  Plötzen,  z.  B.  die  billigsten,  die  Flundern,  von  denen 
das  Pfund,  wie  oben  geschildert,  fertig  zubereitet  auf  ca.  30 
bis  35  Pfg.  zu  stehen  kommen  würde,  sodafs  es  öfter  ganz 
lohnend  sein  wird,  Fische  einzukaufen;  in  der  Regel  wird 
aber  der  Käufer  von  Fleisch  und  speciell  von  Rindfleisch  fUr 
dasselbe  Geld  mindestens  den  gleichen,  wenn  nicht  einen 
höheren  Nährwert  erwerben,  wie  der  Fischkäufer. 

Je  weniger  nun  eine  Familie  fUr  ihre  Ernährung  ausgeben 
kann,  desto  weniger  wird  sie  imstande  sein,  den  Verlust,  der 
sich  aus  der  Differenz  zwischen  dem  Kaufpreise  und  Nährwert 
ergiebt,  tragen  zu  können;  giebt  es  docn  in  der  Grofsstadt 
auch  Menschen  genug,  die  sich  nur  selten  einmal  den  Genufs 
von  Fleisch  gönnen  können,  und  für  diese  wird  demnach  in 
den  meisten  Fällen  die  Fischkost  in  ausreichendem  Mafse 
zum  Sattwerden   erst  recht  nicht  zu  erschwingen  sein.     In- 
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folgedessen  kann  von  der  Fischkost  als  einem  Volksnahrungs- 
mittel  gerade  für  die  Ärmsten  der  Grofsstadt^  die  dadurch 
vielleicht  einen  Ersatz  fUr  Fleisch  finden  könnten,  kaum  ge- 
sprochen werden  y  während  für  die  mittleren  Arbeiterklassen 
der  Fisch  neben  der  sonstigen  Kost  eine  schätzbare  Beigabe 
und  Abwechslung  bietet  und  hier,  ebenso  wie  im  Mittelstand 
und  den  oberen  Klassen  immer  mehr  an  Boden  gewinnen  wird, 
vorausgesetzt,  dafs  die  Preise  nicht  in  einem  abnormen  Ver- 
hältnis höher  steigen  als  die  sonstigen  Lebensmittelpreise  und 
die  Arbeitslöhne.  Würden  die  letzteren,  die  ja  bei  der  jetzigen 
Hausseperiode  auch  in  stetem  Steigen  begriffen  sind,  einmal 
nachlassen  bei  steigenden  Fischpreisen,  so  würde  der  Kreis 
der  Fischesser  jedenfalls  bedeutend  abnehmen. 

Da  die  Fischpreise,  wie  wir  gesehen,  so  sehr  häufig  und 
plötzlich  wechseln,  so  wäre  es  auch,  um  den  Fisch  populärer 
zu  machen,  notwendig,  dafs  dem  Publikum  bekanntgegeben 
würde,  welche  Fischsorten  gerade  in  gröfseren  Mengen  am 
Markte  seien. 

Heute  geht  die  Hausfrau  auf  den  Markt  mit  der  be- 
stimmten Absicht,  diese  oder  jene  Fischart  zu  kaufen  und  mufii 
dann  häufig  ihren  Fisch  sehr  teuer  bezahlen  oder  überhaupt 
vom  Kauf  absehen,  weil  davon  augenblicklich  nur  geringe 
Mengen  vorhanden  sind,  während  zu  gleicher  Zeit  Massenfänge 
einer  anderen  Art  verderben  und  der  Abdeckerei  überwiesen 
werden  müssen,  weil  keine  Käufer  vorhanden  sind. 

Einer  der  grofsen  Interessenten,  mit  dem  Verfasser  über 
diese  Kalamität  sprach,  machte  den  Vorschlag,  man  solle  der 
Presse  täglich  Nachricht  davon  geben,  welche  Fischarten  in 
grofsen  Mengen  am  Markt  seien,  und  diese  solle  dann,  in  der* 
selben  Weise  etwa,  wie  die  Theateranzeigen,  diese  Mitteilungen 
veröffentlichen ;  eventuell  könnten  auch  die  Littfafssäulen  dazu 
mit  herangezogen  werden. 

Wenn  dieser  Gedanke  in  die  That  umgesetzt  und  syste- 
matisch durchgeführt  würde,  so  wäre  es  ja  immerhin  möglich, 
dafs  dadurch  der  Fischkonsum  sich  etwas  vergröfserte,  indem 
der  Berliner  Einwohner  dann  wüfste,  welche  Arten  in  Massen 
vorhanden  und  daher  billig  seien,  imd  infolgedessen  seine  Ein- 
käufe darnach  einrichtete  und  öfter  einmal  ein  Qericht  Fische 
erstände. 

Daneben  wäre  es  noch  ganz  nützlich,  wenn  durch  Ver- 
teilung von  Kochrecepten  für  Fische  —  wie  es  in  jüngster 
Zeit  von  selten  einzelner  Firmen  schon  geschehen  ist  —  gerade 
den  Frauen  der  ärmeren  Volksklassen,  deren  hauswirtschalt- 
liche  Fähigkeiten  dadurch,  dafs  sie  gezwungen  waren,  von 
Jugend  auf  mitzuverdienen  —  soweit  sie  nicht  Dienstmädchen 
waren  — ,  meist  sehr  wenig  entwickelt  sind,  gelehrt  würde,  auf 
welche  Weise  man  Fische  schmackhaft  zubereiten  mufs. 

Doch,   das  sind  alles   nur  kleine  Mittel.     Die  Haupthilfe 
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für  stärkeren  Konsum  liegt  darin,  dafs  man  für  Vermehrung 
der  Zufuhren  sorgt,  die  in  den  letzten  Jahren  eher  ab-  als 
zugenommen  haben. 

Das  geschieht  am  besten,  indem  man  nicht  nur  für  immer 
die  Idee  von  FischzöUen  fallen  läfst,  sondern  den  Fischen  auf 
den  Bahnen  noch  gröfsere  Erleichterungen  gewährt  als  bisher 
und  vielleicht  die  Tarife  noch  mehr  heruntersetzt.  Dadurch 
würde  unsere  Hochseefischerei  einen  neuen  Ansporn  erhalten, 
die  Zufuhren  würden  gröfser  und  die  Fische  würden  billiger 
werden. 

Allerdings  würde  sich  auch  das  Ausland  diese  Erleichterung 
zu  nutze  machen  wollen.  Dem  liefse  sich  aber  dadurch  be- 
gegnen, dafs  man  dieselben  nur  für  die  deutsche  Produktion 
gelten  liefse. 

Vor  allem  aber  sollte  man,  soweit  thunlich,  den  Anregungen, 
die  in  dem  vom  Deutschen  Fischereiverein  bearbeiteten  Ent- 
wurf von  Abänderungen  des  Preufsischen  Fischereigesetzes 
vom  30.  Mai  1874  gegeben  sind,  Folge  leisten  und  der  deutschen 
Fischerei,  soweit  möglich,  den  so  nötigen  Schutz  vor  den 
modernen  Industrie-  und  Verkehrsanlagen  angedeihen  lassen. 

Ist  hierin  erst  einmal  ein  Wandel  eingetreten,  so  werden 
sich  die  deutschen  Gewässer  auch  wieder  mit  Fischen  beleben, 
der  Fischer  wird  stärkere  Fänge  haben,  die  in  Gestalt  gröfserer 
Zufuhren  wieder  dem  Markt  zufliefsen  werden.  Die  höheren 
Zufuhren  werden  niedrigere  Preise  und  damit  stärkeren  Konsum 
bedingen,  und  trotzdem  werden  Fischer  und  Händler  wegen 
des  gröfseren  Umsatzes  doch  auf  ihre  Rechnung  kommen. 
Schliefslich  werden  wir  durch  Vermehrung  und  VerbiUigung 
unserer  eigenen  Produktion  vom  Auslande  unabhängiger,  wo- 
durch eine  wahrhaft  nationale  That  im  Interesse  unserer  ge- 
samten deutschen  Volkswirtschaft  vollbracht  werden  würde. 
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L 
Einleitung. 

1.  Vorwort.  —  2.  Moiiv  und  Zweck  unseres  Krankenversicherungs- 
gesetzes.  —  3.  Fürsorge  für  erkrankte  Arbeiter  vor  dessen  Erscheinen.  — 
4.  Inhalt  des  Gesetzes.  —  5.  Seine  wichti^ten  Prineipien.  —  6.  Seine  Trag- 
weite und  sein  Verhältnis  zur  civilrechtlichen  Dienstmiete  und  zum  civu- 
rechtlichen  Versicherungsvertrag.  —  7.  Gliederung  des  zu  behandelnden 
Stoffes.  —  8.  Allgemeiner  Vergleich  mit  der  gesetzlichen  Begelung  der 
Arbeiter-Krankenversicherung  im  Deutschen  Reiche. 


1.  Es  ist  nun  über  ein  Deoennium  her,  seit  die  öster- 
reichische Gesetzgebung  mit  Erlafs  des  Arbeiter- Unfall-  und  des 
Arbeiter -Erankenversicherungsgesetzes  den  ersten  entschiedenen 
Schritt  auf  dem  Gebiete  modemer  Socialpolitik  gethan.  Während 
der  ersten  Jahre  der  Geltung  eines  neuen  Gesetzeswerkes  ist  es 
kaum  möglich,  ein  sicheres  Urteil  über  die  Frage  zu  fkUen,  ob 
es  seinen  Zweck  erfüllt,  und  welche  Vorzüge  und  Mängel  es  bei 
seiner  praktischen  DurchMirung  aufweist.  Es  mufs  sich  eben 
erst  einleben,  der  neue  gesetzgeberische  Gedanke  mufs  Wurzel 
schlagen  in  der  Bevölkerung,  die  Praxis  mufs  einen  sicheren  Weg 
austreten,  auf  welchem  sie  die  Wohlthaten  des  Gesetzes  dem 
Volksleben  zuführen  kann.  —  Nach  zehn  Jahren  aber  wird  sich 
in  der  Regel  die  Frage,  ob  die  Verbindung  des  toten  Gesetzes- 
buchstaben mit  dem  lebendigen  Bedür&isse  des  Lebens  eine 
organische  geworden  oder  nicht,  beantworten  lassen,  und  aus  der 
reichen  Fülle  praktischer  Erfahrungen,  welche  bei  der  Anwendung 
der  neuen  Normen  gesammelt  wurden,  kann  man  ein  Urteil  über 
Wirkung  und  Wert  derselben  schöpfen,  kann  man  Anhaltspunkte 
für  die  Weiterentwicklung  gewinnen. 

Solche  Untersuchungen  anzustellen,  ist  nicht  nur  ein  Recht, 
sondern  auch  eine  Pflicht  der  Praxis,  und  von  diesem  Gesichts- 
punkte ausgehend  soll  versucht  werden,  dem  Vielen,  das  über 
unsere  Arbeiterversicherung  schon  geschrieben  wurde,  die  Be- 
obachtungen und  Erwägungen  eines  Praktikers  an  die  Seite  zu 
stellen. 
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Die  nachfolgenden  Erörterungen  werden  sich  speciell  mit  der 
Krankenversicherung  der  Arbeiter  in  Österreich  befassen,  wo- 
bei vergleichende  Blicke  auf  die  bezüglichen  Normen  und  Vet- 
hältnisse  im  deutschen  Nachbarreiche  geworfen  werden  sollen. 
Bevor  ich  jedoch  versuche,  die  einzelnen  Gesetzesbestimmungen 
auf  ihren  Wert  für  das  praktische  Lieben  zu  prüfen,  will  ich  in 
wenigen  flüchtigen  Strichen  das  Gesamtbild  unseres  Eranken- 
versicherungsgesetzes  vom  30.  März  1888,  RG.Bl.  Nr.  33  (ab- 
geändert und  ergänzt  durch  die  Gesetze  vom  4.  April  1889,  R.G.Bl. 
Nr.  39,  und  vom  26.  Dezember  1899,  R.G.Bl.  Nr.  255),  in  Er- 
innerung bringen. 

2.  In  dem  ausführlichen  Berichte  des  Gewerbeausschusses 
unseres  Abgeordnetenhauses  vom  25.  Mai  1886  über  den  Regierungs- 
entwurf zum  gegenständUchen  Gesetze  wird  dieses  als  eine  not- 
wendige, socialpolitische  Mafsrc^el  zur  Verbesserung  des  Loses 
der  arbeitenden  Klassen  und  zur  gründlichen  Heilung  der  socialen 
Schäden  bezeichnet,  und  soll  im  Vereine  mit  der  gesetzlichen 
Arbeiter-Unfallversicherung  den  Ausgangspunkt  der  künftig  anzu- 
strebenden Alters-  und  Invaliden-,  dann  der  Witwen-  und  Waisen- 
versicherung der  Arbeiter  bilden. 

Damit  waren  in  grofsen  Zügen  Motiv  und  Zweck  des  Ge- 
setzes gekennzeichnet.  Man  brach  mit  der  herrschenden  Auf- 
fassung von  dem  rechtlichen  und  socialen  Verhältnisse  zwischeii 
Staat  und  Volk,  wonach  es  der  erstere  den  einzelnen  üntOT- 
thanen  und  den  einzelnen  Volksklassen  zu  überlassen  habe,  für 
ihren  Fortbestand  und  ihr  Gedeihen  im  unerbittlichen  Kampfe 
der  wirtschaftlichen  Kräfte  selbst  zu  sorgen.  Die  neue  Zeit  ct- 
achtet  es  als  eine  Pflicht  des  Staates,  die  schwächeren  Schichten 
der  Bevölkerung  vor  dem  wirtschaftlichen  Verderben  zu  be- 
wahren, der  schrankenlosen  Ausbeutung  derselben  durch  die 
wirtschaftlich  Stärkeren  ein  energisches  Halt  entgegenzurufen. 
Darin  liegt  aber  auch  schon  die  Anerkennung  des  Rechtes  des 
Arbeiterstandes  auf  ein  Existenzminimum,  welches  nötigenfalls 
durch  Zwangsmafsregeln  zu  sichern,  der  Staat  bereit  sein  mub, 
und  zwar  in  erster  Linie  für  den  Fall  der  Ki*ankheit  und  der 
durch  Betriebsunfälle  herbeigeführten  Arbeitsunfähigkeit;  in  weiterer 
Entwicklung  des  Gedankens  aber  auch  fiir  das  arbeitsunfähige 
Alter  und  nir  W^itwen  und  Waisen  der  Arbeiter. 

3.  Soweit  vor  dem  Erscheinen  der  neuen  Arbeiterschutz- 
gesetze  überhaupt  von  der  Vorsorge  für  erkrankte  Arbeiter  in 
Österreich  die  Rede  war,  beruhte  diese  a)  teils  auf  dem  Verhält- 
nisse patriarchaler  Hausgemeinschaft  der  letzteren  mit  ihrem  Brot- 
geber, und  waren  deren  gegenseitige  rechtliche  Beziehungen  in 
mannigfachen  Gesinde-  und  Dienstbotenordnungen  zum  Ausdrucke 
gebracnt;  b)  teils  verpflichtete  das  sogenannte  Verpflegsnormale 
(Hofdekret  vom  18.  Febr.  1837)  den  Arbeitsherm  zur  Bezahlung 
vierwöchentlicber  Spitalbehandlung  für  erkrankte  Arbeiter;  c)  teils 
wurden  Beihilfen  an   notleidende  und   kranke  Gesellen  aus  den 
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Unterstützungskassen    der    alten    Handwerkerinnungen    gezahlt, 
zu  welchen  von  Meistern  und  Gesellen  beigesteuert  wurde.     Ein 
erfreulicher   Fortschritt  in  der  Fürsorge  für  erkrankte  Arbeiter 
waren  die  durch  das  Berggesetz  vom  23.  Mai  1854  geschaffenen 
Bruderladen.  Auch  die  Gewerbegesetze  vom  20.  Dezember  1859, 
15.   März    1883   und   8.    März    1885    befafsten   sich    mit    dem 
Gegenstande,   da  sie  teils  die  Unternehmer  zur  Errichtung  von 
Unterstützungskassen  oder  zum   Beitritte  zu  solchen  bereits  be- 
stehenden   Kassen    für    die    Verunglückung    oder    Erkrankuug 
der  Arbeiter  verpflichteten,   teils  es  als  eine  der  Aufgaben  der 
Genossenschaften  bezeichneten,  Gehilfen-  und  Lehrlingskassen  zu 
gründen  und  zu  erhalten.    Diese  Bestimmungen  waren  jedoch  so 
allgemein  und  so  wenig  konkret  gefafst,  dafs  ihnen  jeder  praktische 
Wert  mangelte.     So   sah  sich  die  Arbeiterschaft  zur  Selbsthilfe 
gedrängt;    sie   fand  in   den   Schöpfungen   der   hochentwickelten 
Arbeitervereinigungen  Englands    und   Frankreichs    nachahmens- 
werte Beispiele.    Leider  waren  die  österreichischen  Vereinsgesetze 
nicht  dazu  angethan,  die  Association  und  Selbstversicherung  der 
Arbeiterschaft   zu   fördern;   denn    das    alte   Vereinsgesetz    vom 
20.  November  1852  war  der  Arbeiterschaft  von  vornherein  wegen 
seiner  polizeilichen  Physiognomie  und   der  Schwerfälligkeit  und 
Willkür  seiner  Handhabung  höchst  unsympathisch ;  das  auf  freierer 
Grundlage   aufgebaute   Vereinsgesetz   vom    15.  November   1867 
jedoch  schliefst  in  §  2  alle  Vereine  zu  Versicherungszwecken  von 
seiner  Wirksamkeit  ausdrücklich  aus.    Nichtsdestoweniger  behalf 
man  sich  doch  mit  diesem  Gesetze,  und  die  Verwaltungsbehörden 
drückten  um  des  guten  Zweckes  willen  ein  Auge  zu  und  liefsen 
die  Arbeiter- Versicherungsvereine  durch  das  Thor  dieses  Gesetzes 
als  „Wohlthätigkeitsvereine^  passieren.     Das  dauerte  jedoch  nur 
bis  zum  Jahre  1880,  wo  durcn  das  sogen.  Versicherungsregulativ 
vom  18.  August  diese  Praxis  verboten  ward  und  die  Versicherungs- 
vereine auf  das  ältere  Vereins^esetz  verwiesen  wurden.    An  einem 
Sondergesetze  für  den   gedachten   Zweck   fehlte  es  bis  zu  dem 
Zustandekommen   des   Hilfskassengesetzes   vom    16.  Juli    1892. 
Ziehen  wir  endlich  noch  die  freiwilligen  Einrichtungen  einzelner 
grofser    Industrieuntemehmungen    zur    Vorsorge    für    erkrankte 
Arbeiter  und   die  Bestimmung  des  Art.  60  des   Handelsgesetz- 
buchs vom  17.  Dezember  1862  in  Betracht,  so  haben  wir  alles, 
was    vor   dem    Inslebentreten    des    Krankenversicherungsgesetzes 
vom  30.  März  1888  auf  diesem  Gebiete  bei  uns  geschehen  war. 
Der   Eindruck   davon   ist:    unvollkommenes,    principloses ,    un- 
zusammenhängendes Stückwerk. 

Mehr  und  mehr  drängten  die  Arbeiterverhältnisse  und  die 
Arbeiterbewegung  auch  die  herrschenden  und  besitzenden  Klassen 
zu  der  Überzeugung,  dafs  es  eine  Pflicht  des  Staates,  eine  Pflicht 
der  Gesamtheit  sei,  für  den  wirksamen  Schutz,  für  die  Erhaltung 
der  wirtschaftlich  schwachen  Volksschichten  selbst  unter  gewissen 
Opfern  einzugreifen;  der  Anstofs  zur  Ausprägung  dieser  Über- 
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« 

Zeugung  in  die  Form  eines  socialen  Gesetzes  kam  Anfang  der 
achtziger  Jahre  aus  dem  Deutschen  Reiche,  wo  mit  der  Thron- 
rede Kaiser  Wilhelms  I.  vom  17.  November  1881  eine  neue,  social- 
politische  Gesetzgebungsthätigkeit  inauguriert  wurde. 

4.    Am  30.  März  1888  ksuoß.  unser  jetzt  geltendes  Arbeiter- 
Kranken  Versicherungsgesetz  zustande;  mit  1.  August  1889  trat 
es  in  Wirksamkeit.    Auf  Grund  desselben  soUen  die  der  Arbeiter- 
klasse angehörenden  Personen  im  FaUe  ihrer  Erkrankung  durch 
mindestens  20  Wochen  in  der  Weise  unterstützt  werden,   dafs 
ihnen  einerseits  die  ärztliche  Hilfe   und   die  nötigen  Heilmittel 
unentgeltlich  beigestellt  werden,  wozu  im  Falle  der  Spitalsbehand- 
lung noch  kostenloser  Transport  ins  Krankenhaus  kommt;  andr^- 
seits  wird  solchen   Personen  unter  obiger  Voraussetzung  durch 
dieselbe  Zeit  ein   teilweiser  Ersatz  (60 — 75  ^/o  des  Lohnes)  fUr 
den  Erwerbsentgang  und  damit   die  Möglichkeit  zur  Erhaltung 
der  eigenen  Person  und  der  Familie  gegeben;  fUr  den  Todesfall 
des  Unterstützungsberechtigten  ist  ein  bestimmter  Betrag  zur  Be- 
streitung der    Beerdigungskosten   zu   gewähren.     Jeder   in    Be- 
schäftigung   tretende  Arbeiter    muls   dieser  Versicherung   unter- 
worfen werden  (Kassenzwang)  und  behält  den  Anspruch  auf  die 
Wohlthaten  derselben  auch  noch  durch  mindestens  6  Wochen  im 
Falle  eintretender  Erwerbslosigkeit.  —  Die  bezeichneten  Unter- 
stützungen  werden   durch  Krankenkassen   verschiedener  Art  ge- 
leistet, welche    im   Gesetze  (§  11)  ausdrücklich  vorgesehen   und 
nach  gewissen  Typen  organisiert  sind.    Hierher  gehören  zunächst 
gewisse,  bereits  von  früher  her  bestehende  Kassenarten  (Bruder- 
laden,  Genossenschafts-,  Vereins-  und  Betriebskrankenkassen),  von 
denen  aber  eine  Umgestaltung   im  Sinne   der   Grundsätze   und 
Minimalleistungen  der  neuen  Krankenversicherung  verlangt  wird. 
Diesen   älteren  Organisationen   wurden  zwei  neue  an  die  Seite 
gestellt:  die  Bezirkskrankenkassen  und  die  Baukrankenkassen.  — 
Von  all  diesen  Kassenarten  sind  zwei :  die  Genossenschaftskassen 
und  Bruderladen,  Zwangskassen  im  strengsten  Sinne,  denn  ihnen 
m  u  f  s  der  Arbeiter  unbedingt  angehören,  wenn  er  bei  einer  dazu- 
gehörigen Unternehmung   in  Beschäftigung  tritt.     Bezüglich  der 
Arbeiter  anderer   Unternehmungen   ist    ein   gewisses    Wahlrecht 
offen  gelassen;  wird  dieses  jedoch  nicht  ausgeübt,  so  substituiert 
das  Gesetz  eine  bestimmte  Kasse   in  der  Weise,  dafs  der  Ver- 
sicherungspflichtige so   behandelt  wird,    als    ob    er   bei   Beginn 
seiner  Beschäftigung  dieser  Kasse  beigetreten  wäre  und   iür  ihn 
wie   für  seinen  Arbeitgeber   schon   mit   diesem  Zeitpunkte   alle 
mit  der  Mitgliedschaft  verbundenen  Rechte  und  Pflichten   ent- 
standen wären.  —  Die  Kosten  der  Versicherung  und  der  Bildung 
von  Reservefonden  in  beschränkter  Höhe  sollen  durch  regelmäfaiee, 
nach  Prozenten  des  „ortsüblichen  Taglohnes**  (2—3  **'o)  berech- 
nete Beiträge  der  Arbeiter  und  Arbeitgeber  (im  Beitragsverhältnis 
von  2:1),  zum  Teile  auch  durch  Überweisung  von  den  bei  den 
politischen  Behörden  eingehobenen  Geldstrafen  gedeckt  werden. 
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Als  vermittelnde  Organe  zur  Einhebung  der  Arbeiterbeiträge  be- 
dient sich  das  Gesetz  der  Arbeitgeber.  Die  Abführung  der  Bei- 
träge an  die  Kassen  und  die  Vornahme  der  rechtzeitigen  An- 
und  Abmeldung  aller  ihrer  Arbeiter  ist  den  Betriebsunternehmem 
unter  eigener  Verantwortung  und  unter  Androhung  empfindlicher 
Straffolgen  zur  Pflicht  gemacht.  —  Die  Verwaltung  der  Kassen 
ist  autonom,  den  Versicherten  selbst  unter  meist  nur  sehr  be- 
scheidener Anteilnahme  der  Arbeitgeber  anvertraut  und  nach  den 
Bestimmungen  des  Gesetzes  und  der  mehr  auf  Einzelheiten  ein- 

Sehenden  Satzungen,  unter  weitgehender  staatlicher  Aufsicht 
urchzuführen.  Die  Organe  der  Kassen  sind  aufser  den  berufs- 
mäfsigen  Kassenbeamten  die  Generalversammlung  der  Mitglieder 
und  ein  von  dieser  zu  wählender  mehrgliedriger  Vorstand  und 
Überwachungsausschufs. 

Um  die  Leistungsfähigkeit  der  Kassen  zu  sichern ,  ist  die 
Anlage  von  Reservefonden  und  der  Zusanimtoschlüfs  der  Bezirks- 
krankenkassen zu  Verbänden  mit  Delegiertenversammlungen  und 
Verbandsreservefonden  angeordnet. 

Unter  allen  Kassen  nehmen  die  Bezirkskrankenkassen  eine 
hervorragende  Stellung  ein ;  denn  während  die  anderen  nur  Sonder- 
kassen für  bestimmte  Gruppen  versicherungspflichtiger  Personen 
sind,  sind  die  Bezirkskassen  jene  allgemeinen  und  subsidiären 
Versicherungsanstalten,  in  die  wie  in  ein  grofses  Sammelreservoir 
alle  jene  versicherungspflichtigen  Personen  ohne  Unterschied  und 
ipso  jure  zusammenströmen,  welche  bei  keiner  der  übrigen  Kassen 
ausdrücklich  versichert  wurden.  Demgemäfs  ist  den  Bezirkskassen 
durch  das  Gesetz  zwar  nicht  ausdrücklich,  wohl  aber  indirekt 
ein  gewisses  Hüteramt  über  die  pflichtmäfsige  Versicherung  der 
Arbeiter  durch  ihre  Brotgeber,  sowie  ein  gewisses  Rekursrecht 
gegen  Entscheidungen  der  politischen  Behörden,  auch  wenn  da- 
durch nicht  unmittelbar  die  rekurrierende  Kasse  selbst  getro6fen 
wurde  (z.  B.  bei  Befreiungen  nach  §  4  d.  Ges.),  durch  die  Praxis 
eingeräumt  worden.  — 

Zur  Vervollständigung  dieses  skizzenhaften  Bildes  sei  noch 
darauf  hingewiesen,  dafs  die  Krankenunterstützungen  von  der 
Vermögensexekution  ausgenommen  sind,  dafs  die  eventuelle  Zwangs- 
einbringung rückständiger  Mitgliederbeiträge  durch  die  poUtischen 
Behörden  erster  Instanz  besorgt  wird.  Die  Versicherung  betreffende 
Streitigkeiten  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern,  zwischen 
den  ersteren  und  den  Kassen  und  zwischen  diesen  und  anderen 
öffentlichen,  unterstützungspflichtigen  Körperschaften  und  An- 
stalten sind  von  den  politischen  Behörden  im  Instanzenznge  zu 
entscheiden,  während  streitige  Ansprüche  Versicherter  gegen 
ihre  Kassen  und  umgekehrt  vor  das  Forum  von  Kassenschieds- 
gerichten gehören,  die  nur  aus  Laienrichtern  (Arbeitgebern  und 
-nehmem)  zusammengesetzt  sind.  Eine  Berufungsmöglichkeit 
gegen  die  Erkenntnisse  dieser  Laiengerichte  ist  merkwürdiger- 
weise ausgeschlossen. 
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5.  Aus  der  Betrachtung  des  Gesetzes  ergeben  sieh  nun 
folgende  allgemeine  Grundsätze,  welche  als  Unterlagen 
für  den  ganzen  Aufbau  desselben  erscheinen : 

a)  Die  Gegenseitigkeit  der  Versicherung  (nicht  „der 
Kassen"^,  wie  sich  das  Gesetz  in  §  12  ungenau  ausdrückt)  in 
Verbindung  mit  einer  äquivalentlosen,  den  Charakter  einer  Be- 
steuerung ti*agenden,  zwangsweisen  Beitragspflicht  der  Arbeitgeber. 
Das  Qegenseitigkeitsprincip  kommt  darin  zum  Ausdrucke,  da& 
es  an  einem,  auf  Erzielung  eines  Gewinnes  spekulierenden  Unter- 
nehmer fehlt  und  die  Versicherten  alle  zugleich  auch  Versicherer 
sind;  hiermit  hängt  auch  der  unten  noch  besonders  zu  erwäh- 
nende Grundsatz  der  Selbstverwaltung  der  Kassen  durch  ihre  Mit- 
glieder zusammen.  Nichtsdestoweniger  ist  unleugbar  die  Gegen- 
seitigkeit der  Versicherung  durch  die  Einhebung  von  Zwangs- 
beiträgen von  den  an  der  Versicherung  nicht  teilhabenden 
Gewerbsinhabern  durchbrochen.  Als  Rechtstitel  fUr  diese  Mafs- 
regel  kann  wohl  nur  die  Steuergewalt  des  Staates  angesehen 
werden.  Ihre  sociale  und  wirtschaftliche  Begründung  findet  diese 
Anordnung  in  der  natürlichen  Verpflichtung  aller,  eine  Funktion 
des  Volks-  und  Staatslebens  besorgenden  Gesellschafsklassen  zur 
gegenseitigen  Hilfeleistung  in  den  Fragen  der  gesunden  Lebens- 
erhaltung der  einzelnen  Klasse;  und  im  Interesse  der  Unternehmer 
an  einem  gesunden,  arbeitstüchtigen  und  arbeitsfrohen  Arbeiter- 
stande. 

b)  Die  Selbstverwaltung  der  Kassen  durch  ihre  ver- 
sicherten Mitglieder,  verbunden  mit  weitgehender  Staatsaufsicht. 
In  allen  Verwaltungsorganen  sollen,  abgesehen  von  denen  der 
Vereinskrankenkassen,  auch  die  Arbeitgeber  Sitz  und  Stimme 
haben  und  zwar  nach  dem  Verhältnisse  ihrer  Beitraeszahlung, 
niemals  jedoch  mehr  als  zu  einem  Drittel.  So  sehr  diese  Nor- 
mierung auf  eine  billige  Berücksichtigung  der  Arbeitgeberinteressen 
abzielt,  so  wenig  praktischen  Wert  hat  dieselbe  in  der  Regel. 
Denn  bei  Körperschaften,  in  denen  sich  Parteien  von  vielfach 
widerstreitenden  Interessen  in  einer  mehr  oder  minder  schrofien 
Weise  gegenüberstehen,  wird  fast  jede  Abstimmung  zu  einer  Sache 
des  Sieges  oder  Unterliegens  nicht  nur  flir  den  Antragsteller, 
sondern  auch  Air  dessen  ganze  Partei,  zum  Nachteile  der  Sachlich- 
keit in  der  Behandlung  des  Gegenstandes.  Ein  ungleiches  Stimmen- 
verhältnis der  streitenden  Parteien  kommt  hier  fast  immer  auf 
ein  Herabdrücken  der  Minderheit  zur  Bedeutungslosigkeit  hinaus. 
Unsere  parlamentarischen  Verhältnisse  geben  fllr  diese  Ansicht 
eine  reiche  Auswahl  klassischer  Belege.  Zu  dem  kommt  noch 
eine  bedauerliche  Gleichgültigkeit  der  überwiegenden  Zahl  unserer 
Gewerbetreibenden  gegenüber  allen  Dingen,  die  einen  weiteren 
Blick  erfordern,  die  über  den  Horizont  der  kleinlichen  Alltags- 
sorgen hinausgehen.  So  liegt  denn  die  Verwaltung  der  Kranken- 
kassen, mit  Ausnahme  der  Betriebskassen,  bei  welchen  dem  Be- 
triebsuntemehmer  gesetzlich  ein  viel  weitergehender,  ja  ein  mafs- 
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gebender  Einfluis  auf  die  Verwaltung  gewährleistet  ist,  fast  aus- 
schliefslich  in  den  Händen  der  Arbeiter,  welche  in  ihren  Be- 
schlüssen nicht  viel  Rücksicht  auf  die  Interessen  der  durch  die 
Arbeiterversicherungsgesetze  gewifs  schwer  belasteten  Arbeitgeber 
nehmen. 

Es  wäre  wohl  der  Erwägung  wert,  ob  den  Arbeitgebern 
nicht  wenigstens  ftkr  jene  Beschlufsfassungen  in  der  General- 
versammlung, im  Vorstande  und  im  Aufsichtsrate  die  gleiche 
Stimmenzahl  wie  den  Arbeitern  einzuräumen  wäre,  wo  ihre  Inter- 
essen unmittelbar  betroffen  werden. 

c)  Der  Versicherungszwang  für  die  grofse  Masse  der 
gewerblichen  und  industriellen  Arbeiter,  welchem  jedoch  hinsichtlich 
der  Person,  der  Zeit  und  des  Ortes  gewisse  Grenzen  gezogen  sind.  — 
Dieser  Zwang  wird  aus  praktischen  Gründen  nicht  unmittelbar 
auf  die  Arbeiter  selbst  au^eübt;  denn  dieses  wie  die  Meereswellen 
fluktuierende  Element  wäre  in  seinen  einzelnen  Teilen  schwer  zu 
fassen;  sondern  der  Zwang  wird  zunächst  gegen  die  Arbeitgeber 
geltend  gemacht,  welche  in  dem  Dienstverhältnisse  ihrer  Arbeiter 
ein  geeignetes  Mittel  besitzen,  um  den  Zwang  auf  diese  zu  über- 
tragen. 

Der  Versicherungszwang  und  damit  die  Wohlthat  der  Arbeiter- 
versicherung ist  in  mehrfacher  Hinsicht  beschränkt ;  zunächst  hin- 
sichtlich der  Versicherten.  Wenn  auch,  wie  aus  den  Motiven 
zum  Gesetzentwurfe  und  aus  dem  darüber  ausgearbeiteten  aus- 
führlichen Berichte  des  Gewerbeausschusses  unseres  Abgeordneten- 
hauses entnommen  werden  mufs,  die  Schöpfer  des  Gesetzes  von 
dem  Bestreben  beseelt  waren,  „die  gesamte  Arbeiterklasse'^ 
unter  die  Wirkung  des  Gesetzes  zu  stellen  und  somit  eine  „gründ- 
liche Heilung  der  socialen  Schäden^  anzubahnen,  so  glaubten  sie 
mit  Rücksicht  auf  die  schwierige  Überwindung  entgegenstehender 
Hindernisse  zunächst  nur  einen  grofsen  Teil  der  in  socialem  Not- 
stande befindlichen  Volksschichten,  nämlich  die  gewerblichen  und 
industriellen  Arbeiter  durch  Zwangsversicherung  schützen  zu  sollen, 
während  eine  Ausdehnung  dieses  Schutzes  auf  einen  anderen  grofsen, 
der  Versicherungswohlthat  bedürftigen  Bevölkerungsteil ,  auf  die 
forst-  und  landwirtschafdichen  Arbeiter,  „in  nicht  ferne  Aussichf 
gestellt  wurde.  Bisher  freilich  ist  noch  nichts  geschehen,  um  diese 
„nicht  ferne  Aussicht^  in  wirkliche  Gegenwart  zu  verwandeln. 
Dafs  ein  grofser  Kreis  von  Arbeitern,  welche  keiner  dieser  beiden 
Gruppen  angehören,  im  Gesetze  überhaupt  ganz  unerwähnt  blieb, 
werde  ich  später  noch  zu  erörtern  haben.  Für  die  freiwillige 
Versicherung  einzelner,  nicht  versicherungspflichtiger  Arbeiter  und 
anderer  Personen  ist  überdies  durch  Satzungsbestimmungen  eine 
Altersgrenze,  und  durch  die  Bedingung  eines  ärztlichen  Befundes 
vor  der  Aufnahme  in  die  Kassenmitgliedschaft  auch  eine  Ge- 
sundheitsgrenze  gezogen.  —  Auch  in  örtlicher  Hinsicht  ist  der 
Versicherung  eine  Schranke  gesetzt  und  zwar  durch  die  Be- 
stimmung,  dafs  die  Kassenmitgliedschaft  und  deren  Rechte  mit 
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dem    Aufenthalte    aufserhalb    der    österreichischen    Kronländer, 
nach   vorgängigem  Ausscheiden  aus  der  die  Mitgliedschaft  be- 

Cdenden  Beschäftigung  (bei  Qenossenschaftskassen  unter  der 
3ren  Voraussetzung  bereits  durch  Verlassen  des  kleinen  Qe- 
nossenschaflfisprengels)  erlöschen.  —  Ekidlich  ist  ftlr  die  Ejranken- 
unterstützung  auch  ein  beschränkter  Zeitraum  festgesetzt:  in 
der  Regel  eine  Spanne  von  20  Wochen,  welche  Fnst  jedoch 
durch  statutarische  Bestimmungen  bis  auf  ein  Jahr  ausgedehnt 
werden  kann. 

6.  Die  aufserordentliche  Tragweite  des  ganzen  Gesetzes  kann 
man  erst  dann  voll  ermessen,  wenn  man  Gelegenhät  hatte,  su 
beobachten,  wie  es  mit  tausend  Armen  in  die  yerschiedenartigsten 
Lebensverhältnisse  eingreift,  wie  durch  seine  Anwendung  eine  Un- 
zahl neuer  Rechtsfragen,  nicht  nur  verwaltungsrechtlicher,  auch 
staatsrechtlicher,  civil-  und  strafrechtUcher  Natur  entstehen,  ja, 
wie  es  uns  in  ein  neues,  noch  fast  unerschlossenes  Reich  ganz 
eigenartiger  modemer  Rechtebegriffe  fUhrt  und  der  Physiognomie 
des  Staatslebens  einen  neuen  Ausdruck  verleiht. 

Interessant  ist  insbesondere  die  Einwirkung  der  Kranken- 
versicherung auf  das  civilrechtliche  Institut  der  Dien  st  miete, 
an  welchem  die  Gesetzgebung  den  Hebel  zur  Durchftlhrung  der 
Arbeiterversicherung  ansetzt.  —  So  weit  wir  in  der  Rechtsent- 
vricklung  zurückbUcken ,  hatte  das  Verhältnis  der  Dienstmiete 
zwischen  dem  Unternehmer  und  seinem  Arbeiter  einen  rein  privat- 
rechtlichen Charakter.  Es  beruht  auf  voller  Vertragsft^heit  und 
hat  die  Ausnützung  einer  fremden  Arbdtskraft  auf  der  einen, 
die  i^lrzielung  eines  Lohnes  auf  der  anderen  Seite  zum  Zwecke. 
Seit  dem  Erscheinen  des  Erankenversicherungs-Gesetzes  aber 
treten  Arbeitgeber  und  -nehmer  durch  den  Abscnlufs  des  Dienst- 
vertrages zugleich  in  ein  öffentlich-rechtliches  Verhältnis;  sie 
nehmen  im  Interesse  der  Gesamtheit  kraft  Gesetzes  die  Ver- 
pflichtung zu  gewissen  positiven  Leistungen  auf  sich,  welche  so- 
wohl bezüglich  ihrer  Begründung,  als  auch  bezüglich  ihrer  Art 
und  Höhe  der  freien  VertragsschUeisung  entzogen  sind.  Dem 
Dienstherm  wird  auTserdem  noch  eine  besondere  Verantwortlich- 
keit für  die  ordnungsmäfsige  Durchfuhrung  der  Versicherung 
auferlegt,  welche  gegebenen  Falles  empfindliche  Straftblgen  nach 
sich  ziehen  kann.  Dem  Arbeitnehmer  aber  erstehen  durch  Ein- 
gehung des  Dienstvertrages,  jedoch  ganz  unabhängig  von  dem 
Inhalte  desselben,  sowohl  gegen  die  andere  Vertragspartei,  als  auch 
gegen  eine  dritte  Person:  die  Krankenkasse,  ipso  jure  unverzicht- 
bare Ansprüche,  welche  nicht  auf  dem  sonst  übUchen  VN'ege 
durch  die  Civilgerichte  geltend  gemacht  werden  können,  zu  deren 
Erzwingung  ihm  vielmehr  der  Staat  mit  seinem  Verwaltungs- 
apparate unaufgefordert  zur  Seite  steht. 

Aber  nicht  nur  durch  diese  Umstände  erhält  das  früher  rein 
privatrechtliche  Dienstverhältnis  auch  einen  öffentlich-rechdichen 
Charakter,  sondern  auch  durch  den  Zweck  der  neuen  Einrichtung: 
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die  Erhaltung  einer  ftlr  das  Volksleben  und  damit  für  den  Staat 
unentbehrlichen  Gesellschaftsklasse,  des  Arbeiterstandes. 

Die  unmittelbare  Durchftlhrung  dieser  Aufgabe  nahm  der 
Staat  nicht  selbst  in  die  Hand,  sondern  er  schuf  zu  diesem  Zwecke 
eigene  autonome  Organe ,  die  Krankenkassen ,  welche  auf  den 
ersten.  Blick  als  auf  dem  Principe  der  Wechselseiti^keit  be- 
gründete Versicherungsanstalten  erscheinen,  wie  sie  aus  dem  Civil- 
rechte  her  bekannt  sind.  Bei  näherer  Betrachtung  unterscheiden 
sie  sich  aber  wesentlich  von  den  letzteren,  msbesondere  durch 
den  Mangel  an  Vertragsfreiheit  unter  den  Versicherem,  durch 
die  den  Charakter  einer  Steuer  an  sich  tragende ,  äquivalentlose 
Beitragspflicht  der  Arbeitgeber,  durch  die  weitgehende  Über- 
wachung und  Einflufsnahme  des  Staates  auf  diese  Anstalten; 
zudem  sind  die  Minimal-  und  Maximalleistungen  an  die  ver- 
sicherten Mitglieder  ohne  Rücksicht  auf  die  Gebahrungsergebnisse 
gesetzlich  normiert. 

7.  Die  Personen,  zwischen  denen  sich  die  neuen  eigen- 
artigen Hechtsverhältnisse  abspielen,  sind  zunächst:  Arbeitnehmer, 
Arbeitgeber  und  Krankenkasse.  Aber  die  Fäden  des  Gesetzes 
ziehen  auch  den  Stand  der  Ärzte  und  Apotheker,  die  öffentlichen 
und  privaten  Heilanstalten  in  seinen  Machtbereich.  —  Nach  diesen 
verschiedenen  Rechtssubjekten  gliedert  sich  für  den,  der  über 
die  zehnjährigen  Ergebnisse  der  Arbeiter  -  Krankenversicherung 
schreiben  will,  von  selbst  der  überreiche  Stoff.  Da  nicht  schlecht- 
weg jeder,  der  sich  in  ein  Dienstverhältnis  begiebt,  unter  die 
Wirkung  unseres  Gesetzes  fällt,  werden  zunächst  die  unter  die- 
selbe einbezogenen  Arbeitnehmer  zu  bezeichnen,  d.  h.  die  Grenzen 
der  Versicherungspflicht  zu  erörtern  sein,  wie  sie  das  Gesetz  be- 
schreibt und  wie  sie  von  der  Praxis  thatsächlich  abgesteckt 
wurden.  Hierbei  mufs  das  Verhältnis  zwifchen  Arbeitgeber  und 
-nehmer  in  mannigfacher  Weise  in  Betracht  gezogen  werden.  In 
zweiter  Linie  verdienen  die  Lasten,  welche  das  Gesetz  dem  Arbeit- 
geber auferlegt,  eine  Besprechung,  zumal  die  Opfer,  welche  von 
diesen  der  Arbeiterversicherung  gebracht  werden  müssen,  durch 
die  Arbeiterschaft  denn  doch  zu  wenig  gewürdigt  werden.  Ein 
drittes  Kapitel  zahlreicher  Rechtsfragen  baut  sich  auf  der  Pflicht 
der  Krankenkassen  zur  Unterstützung  erkrankter  versicherter 
Arbeiter  auf.  Da  es  hierbei  einerseits  auf  das  Vorhandensein 
eines  bestimmten  Krankheitszustandes  des  zu  Unterstützenden 
ankommt,  andrerseits  die  Kassenleistungen  teils  in  der  Beistellung 
der  ärztlichen  Hilfe,  der  therapeutischen  Behelfe  oder  der  Spital- 
verpflegung, teils  in  der  Auszahlung  eines  Krankengeldes  und 
e^nes  Beitrages  zu  den  Beerdigungskosten  bestehen,  so  gliedert 
sich  dieses  Kapitel  naturgemäfs  in  mehrere  Unterabteilungen. 
Darauf  folgt  ein  Abschnitt,  der  die  Rückwirkungen  des  Gesetzes 
auf  die  Stellung  der  Ärzte  und  das  Verhältnis  der  letzteren,  der 
Apotheken  und  Heilanstalten  zu  den  Krankenkassen  behandelt.  Das 
Schlufskapitel  endUch  beleuchtet  die  Entwicklung  und  Leistungs- 
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^higkeit  der  Kassen  auf  Grund  amtlicher  Statistik,  zieht  Ver- 
gleiche zwischen  den  Kassenarten,  erörtert  die  F'rage  der  Centralis 
sation  oder  Decentralisation  des  Kassenwesens  und  schildert  die 
Vorbereitungen  und  Vorschläge  zu  Gesetzesänderungen. 

8.  Bei  alledem  liegt  der  Vergleich  mit  den  Einrichtungen 
der  reichsdeutschen  Ar oeiter-Kranken Versicherung  zu  nahe,  um 
nicht  wiederholt  herangezogen  zu  werden.  Hat  das  bezügliche 
deutsche  Gesetz  doch  bei  der  Abfassung  des  unseren  als  Master 
gedient.  Das  spätere  österreichische  ist  dem  früheren  deutschen 
Gesetze  in  allen  wesentlichen  Punkten  nachgebildet;  zum  Teil 
deckt  sich  sogar  der  Wortlaut  beider.  Um  so  mehr  muÜB  es 
▼erwundem,  dafs  unser  Gesetz  viele  rechtliche  Fragen  von  prak- 
tischer Bedeutung,  die  das  deutsche  ausdrücklich  regelt,  ganz 
unerörtert  läfst,  wodurch  für  die  Praxis  fUblbare  Lücken  ent- 
standen. Beispielsweise  sei  hier  hingewiesen  auf  Bestimmungen 
des  deutschen  Reichsgesetzes  über  die  Verjährung  der  Kassen- 
ansprüche auf  fkllige  Beiträge  der  Meister  und  der  Unterstützungs- 
ansprüche der  Arbeiter  gegen  die  Kassen  (§§  55,  56),  über  die 
Berechnung  der  Fristen  (§  78  a),  über  das  Verhältnis  des  Kranken- 
versicherungs-Gesetzes zu  den  Bestimmungen  des  Art.  60  des 
Handelsgesetzbuches  (§§  1,  2),  über  die  Fälle  der  Doppelversiche- 
rung (§  26  a)  und  eines  gleichzeitigen  Dienstverhältnisses  des 
Arbeiters  bei  zwei  oder  mehreren  Unternehmern  (§  52),  über 
die  Flüssigmachung  des  Beerdigungskostenbeitrages  (§  20),  über 
Sicherungsmafsregeln  gegen  unzuverlässige  Arbeitgeber  bezüglich 
der  Abfuhr  der  Arbeiterbeiträ^e  an  die  Kasse  (§  52  a),  über  die 
Wahl  der  im  einzelnen  Falle  m  Anspruch  zu  nehmenden  Ärzte, 
Apotheker  und  Krankenanstalten  (§  54  a),  über  die  Haftpflicht 
der  geschäftsfUhrenden  Personen  bei  den  Kassen  (§  42),  über  die 
Rechtshilfe  der  Kassen  untereinander  (§  57  a)  u.  a.  m. 

In  den  Abänderungen  der  Normen  des  deutschen  Reichs- 
gesetzes  war  unsere  Gesetzgebung  namentlich  dort,  wo  sie  speciali- 
sierte  Bestimmungen  durch  allgemeine  ersetzte,  wenig  glücklich. 
Denn  die  dadurch  bezweckte  Vereinfachung  wurde  meist  nicht 
erreicht,  wohl  aber  Unklarheit  und  Rechts  Unsicherheit  geschafien. 
Dies  gilt  besonders  von  der  gesetzlichen  Umschreibung  der  Ver- 
sicherungspflicht. Zudem  bezieht  jenes  Gesetz  viel  gröCsere  Kreise 
der  versicherungsbedürftigen  Volksschichten  unter  seine  Geltung 
ein  als  unseres. 

Das  deutsche  Gesetz  ist  demnach  umfangreicher  und  aus- 
führlicher als  unseres;  es  mufs  auch  als  gründlicher  und  voraus- 
sichtiger  bezeichnet  werden. 

Ein  anderer  auffallender  Unterschied  der  beiden  Gesetze  liegt 
darin,  dafs  im  Deutschen  Reiche  den  zur  Durchführung  der  Ver- 
sicherung berufenen  Verwaltungsbeamten  ein  bedeutend  grölseres 
Mafs  von  Freiheit,  ein  gröfserer  Spielraum  bei  der  zweckmätsigoi 
Anpassung  der  einzelnen  Normen  an  die  verschiedenartigen  ört- 
lichen  und   persönlichen   Verhältnisse  eingeräumt  wurde  als   bei 
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uns.  Dies  kommt  namentlich  zum  Ausdrucke  bezüglich  der  Er- 
weiterung und  Einschränkung  der  Versicherungspflicht  auf  ein- 
zelne Arten  von  Unternehmungen,  bezüglich  der  Eximierung  ein- 
zelner Personen  oder  Betriebe  vom  Versicherungszwange,  bezüg- 
lich der  Gewährung  von  Erleichterungen  für  die  Arbeitgeber, 
bezüglich  der  Bestimmung  von  Ärzten,  Apothekern  und  Heil- 
anstalten, deren  sich  die  Kassen  bedienen  müssen  u.  a.  m. 

Die  Kassenorganisation  hüben  und  drüben  bietet  ein  sehr 
ähnliches  Bild,  nur  dafs  an  Stelle  der  deutschen  Gemeinde-  und 
Ortskrankenkassen  unsere  Bezirkskrankenkassen  getreten  sind, 
welche  sich  trotz  der  grofsen  Schwierigkeiten,  mit  denen  sie 
ab  ganz  neu  geschaffene  Institute  zu  kämpfen  hatten,  trefflich 
bewährt  haben.  Ja,  ich  möchte  ihnen  w^en  ihrer  von  der 
Gemeindeverwaltung  gänzlich  unabhängigen  Stellung  den  Vorzug 
vor  jenen  Kassen  geben ,  obwohl  sie  nicht  das  Beneficium  der 
unentgeltlichen  Verwaltung  und  der  Vorschulspflicht  der  Ge- 
meinden geniefsen. 

Eiin  gewifs  nicht  zu  unterschätzender  Vorzug  unserer  Kranken- 
versicherung vor  der  deutschen  liegt  endlich  in  der  bedeutenderen 
Gröfse  der  Unterstützungsleistungen  unserer  Kassen,  sowohl  was 
die  Mindestdauer  (20  Wochen  gegen  13  Wochen  und  Einrech- 
nung  der  Sonn-  und  Festtage),  als  auch  was  die  Mindesthöhe 
derselben  (60  ^/o  des  Arbeitslohnes  gegenüber  50  ®/o)  betrifil. 
Das  ist  ein  Vorzug,  der  allerdings  mit  höheren  Beiträgen  der 
Arbeiter  und  ihrer  Meister  erkauft  werden  mufs,  uns  aber  den 
hohen  socialpolitischen  Zielen  des  ganzen  Gesetzeswerkes  viel 
näher  bringt. 

So  hätte  ich  nun  den  Rahmen  Rlr  eine  Erörterung  gegeben, 
durch  welche  aus  dem  Gesichtswinkel  des  Praktikers  aie  Wir- 
kungen unseres  Gesetzes  tlber  Arbeiter-Krankenversicherung  in 
migen  seiner  wichtigsten  Punkte  innerhalb  des  ersten  Decenniums 
seiner  Geltung  geschildert  werden  soll. 


IL 
Die  Abgrenzung  der  Versicherungspflicht. 

1.  Die  Verweisung  auf  das  Unfallversicherungsgesetz.  —  2.  Die  ge- 
setzlichen Begriffe  „Arbeiter  und  Betriebsbeamte'',  jBonstige  geweros- 
mäfsig  betriebene  Unternehmung"  und  die  Praxis.  —  8.  Die  Uufskräfte  der 
Notare  und  Advokaten  und  die  Versicherungspflicht.  —  4.  Sind  Jün^r  der 
Kunst,  sind  Gefangenhaussträflinge  versicherungspflichtig?  ~  5.  Die  Yer- 
sicherungspflicht  der  im  Öffentlichen  Dienste  stehenden  Personen,  a)  bei 
autonomen  Behörden,  b)  im  Staatsdienste.  —  6.  Die  Einbeziehung  der  Land- 
und  Forstwirtschaft  in  die  Geltung  des  Krankenversicherungs- Gesetzes; 
a)  praktische  Schwierigkeiten,  b)  staatsrechtliche  Bedenken.  —  7.  Die  Haus- 
inoustrie.  —  8.  Die  Einkommensgrenze  für  den  Versicherungszwang.  — 
9.  Befreiungserkenntnisse  bezüglich  der  Versicherungspflicht.  —  10.  Der 
Umfang  des  Versicherungszwanges  im  deutschen  Gesetz.  —  11.  Schlufs- 
betrachtungeu  de  lege  ferenda. 


1.  Einer  der  fiihlbarsten  Mängel  unseres  österreichischen 
Arbeiter-Krankenversicherungsgesetzes  findet  sich  in  den  ersten 
beiden  Paragraphen  desselben,  in  denen  diejenigen  Personen  be- 
zeichnet werden  sollen,  auf  welche  sich  die  Zwangsversicherung 
erstreckt  Wenn  die  Gesetzgebung  einen  bestimmten  Kreis  von 
Personen  besonderen  socialpolitischen  Normen  unterwerfen  will, 
so  dafs  es  nicht  in  das  Belieben  des  Einzelnen  gestellt  ist,  in  den 
Wirkungskreis  dieser  Bestimmungen  einzutreten  oder  nicht;  ja, 
wenn  sogar  die  Nichtanwendung  solcher  Normen  im  einzelnen 
darunter  einzubeziehenden  Falle  für  andere  Personen,  welche  zur 
DurchiÜhrang  derselben  mitberufen  sind,  wie  in  unserem  Falle 
die  Arbeitgeber,  mit  schweren  Vermögensnachteilen  bedroht  ist,  — 
so  mufs  es  der  Gesetzgebung  in  erster  Linie  darum  zu  thun  sein, 
den  Wirkungsbereich  solcher  Normen  mit  möglichster  Klarheit, 
mit  möglichstem  Ausschlüsse  jedes  Zweifels  zu  bezeichnen.  Diese 
wichtige  Aufgabe  löst  unser  Gesetz  in  seinen  beiden  ersten  Para- 
graphen in  unzulänglicher  Weise.  Hier  werden  zunächst  alle  jene  als 
krankenversicherungspflichtig  erklärt,  welche  dem  Gesetze  vom 
28.  Dez.  1887  über  die  Unfallversicherung  der  Arbeiter  unterließen. 
Ist  es  schon  an  und  für  sich  unpraktisch,  sich  bei  Schaffung  emes 
selbständigen  Gesetzeswerkes  die  ausdrückUche  Festsetzung  wesent- 
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lieber  Bestimmungen  durch  blofses  Verweisen  auf  andere  Gesetze 
SU  ersparen,  so  ist  dies  im  vorliegenden  Falle  um  so  bedenk- 
licher, als  die  Unfallversichune:  und  Krankenversicherung  auf  ver- 
schiedenen Voraussetzungen  beruhen ,  verschiedene  Zwecke  ver- 
folgen, verschiedene  Durchführungseinrichtungen  besitzen  und  in 
ihrer  weiteren  Entwicklung  getrennte  Wege  nehmen  dürften.  Die 
einzige  diskutable  Begründung  fiir  diesen  Vorgang  ist  die ,  dafs 
den  unfallversichenmgspflichtigen  Personen  durch  die  Einbeziehung 
unter  das  Erankenversicherungsgesetz  während  der  ersten  vier 
Wochen  nach  dem  erfolgten  Unfälle,  während  welcher  Zeit  die 
Unfallversicherung  noch  keine  Bezüge  gewährt,  die  Kranken- 
unterstützung gesichert  werden  soll;  diesen  Zweck. könnte  man 
jedoch  in  anderer  Weise,  z.  B.  durch  eine  besondere  Anordnung 
des  Gesetzes,  gewifs  ebenso  gut  erreichen. 

Die  Berufung  auf  die  Bestimmungen  des  Unfallversicherungs- 
gesetzes ist  aber  auch  aus  dem  Grunde  unzweckmälsig,  weil  da- 
mit ja  doch  nicht  der  ganze  Umfang  der  Krankenversicherungs- 
pflicht gegeben  ist,  sondern  teils  durch  Ausnahmen  (§  3  alle  land- 
und  forstwirtschaftlichen  Arbeiter  und  Betriebsbeamte),  teils  durch 
Angliederung  anderer  Gruppen  von  nur  krankenversicherungs- 
pflichtigen  Personen  ergänzt  werden  mufs. 

2.  Die  Form  dieser  Ergänzung,  d.  h.  die  Anführung  der 
nicht  Unfall-,  wohl  aber  krankenversicherungspflichtigen  Personen 
ist  an  und  ftir  sich  auch  wieder  eine  wenig  glückliche.  Es  werden 
hier  genannt:  „Arbeiter  und  Betrieosbeamte"  in  einigen 
namentlich  aufgeführten  Erwerbsuntemehmungen  (Bergwerke  auf 
vorbehaltene  Mineralien,  Eisenbahn-  und  Binnenschifiahrtsbetrieb) 
und  „in  einer  unter  die  Gewerbeordnung  fallenden" 
(wieder  die  Berufung  auf  ein  anderes  Gesetz!)  „oder  einer 
sonstigen  gewerbsmäfsig  betriebenen  Unterneh- 
mung". Hierbei  unterläfst  es  das  Gesetz,  abgesehen  von  der 
diesb^üglich  belanglosen  Bestimmung  des  Abs.  3  §  1,  wonach 
unter  den  Begriff  „Arbeiter  oder  Betriebsbeamter"  auch  Lehr- 
linge, Volontäre,  Praktikanten  und  ähnliche  Personen  mit  niedrigem 
oder  keinem  Arbeitsverdienste  einbezogen  werden  sollen,  die  für 
aUe  nachfolgenden  Gesetzesbestimmungen  so  unendlich  wichtigen 
Begriffe  „Arbeiter",  „Betriebsbeamter"  und  „gewerbsmäfsig  be- 
triebene Unternehmung"  auch  nur  annäherungsweise  zu  erklären. 
Ja  es  sagt  nicht  einmal,  dafs  sich  die  ersteren  beiden  Begriffe 
auch  für  das  weibliche  Geschlecht  verstehen. 

Sehen  wir  uns  nun  einmal  die  Bedeutung  des  Wortes 
„Arbeiter"  etwas  näher  an.  Dieser  Ausdruck  hat  in  unserer 
Zeit  einen  mehrfachen,  verschiedenartigen  Sinn,  der  sich  nach 
dem  Gedankenkreise  ändert,  in  welchem  er  gebraucht  wird.  In 
seiner  allgemeinsten,  altehrwürdi^en  Deutung  ist  „Arbeiter"  ein 
jeder,  der  seine  körperlichen  und  geistigen  Kräfte  dauernd  und 
zweckbewufst  einer  nutzbringenden  Thätigkeit  zuwendet.  Nach 
dieser  natürlich -sittlichen  Auffassung  ist  der  Minister  geradeso 
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„Arbeiter"  wie  der  Taglöhner,  der  Gelehrte  ebenso  wie  der 
Schuhmachergeaelle.  —  In  der  Entwicklung  der  Volkswirtachafb- 
lehre  hat  sich  das  Wort  „Arbeiter"  zu  einer  Art  Wissenschaft- 
liehen  Begriff  verdichtet;  seine  Deutung  beschränkt  sich  hier  auf 
das  Gebiet  der  produktiven  Erwerbsmätigkeiten ,  er  wird  hier 
zumeist  als  einer  der  drei  Hauptfaktoren  produktiven  Lebens,  den 
beiden  anderen,  Kapital  und  Unternehmertum,  gegenübergestellt 
Damach  wird'  der  Arbeiter  charakterisiert  durch  den  Dienst- 
vertrag, durch  die  Unselbstständigkeit  seiner  Thätigkeit  und  durch 
die  Form  seines  Einkommens,  des  Arbeitslohnes.  —  Die  grofse 
Masse  der  Menschen  aber  unterscheidet  nicht  nach  wissenschaft- 
lichen, sondern  nach  äufseren,  sinnlichen  Merkmalen,  und  diese 
begründen  einen  Unterschied  zwischen  geistiger  und  körperlicher, 
zwischen  Kopf-  und  Muskelarbeit.  Die  Menge  hat  sich  bis  heute 
noch  nicht  daran  gewöhnt,  die  erstere  Art  von  Thätigkeit  als 
„Arbeit"  zu  bezeichnen,  teils  weil  diese  nicht  in  einer  ftlr  die 
Allgemeinheit  gleich  erkennbaren  Weise  als  Kraftanstrengung  in 
Erscheinung  tritt,  teils  weil  sie  als  etwas  Vornehmeres,  höher 
Stehendes  betrachtet  wird.  So  verbindet  der  gemeine  Mann,  fbr 
welchen  ja  in  erster  Linie  das  Krankenversicherungs^esetz  erlassen 
wurde,  mit  dem  Worte  „Arbeit"  den  Begriff  körperlicher,  mecha- 
nischer Thätigkeit  zum  Zwecke  des  Erwerbes.  —  Seitdem  sich 
in  der  unteren,  besitzlosen  Bevölkerungsklasse  ein  Solidaritäts- 
gefühl  und  ein  Klassenbewufstsein  entwickelt  hat,  welches  deren 
Zugehörige  zu  gemeinsamem,  geschlossenem  Auftreten  zum  Zwecke 
der  Verbesserung  ihrer  Lage  unter  zielbewufsten  Führern  an- 
spornt, gleichgültig  ob  der  einzelne  Genosse  seine  Kräfte  einem 
produktiven  oder  unproduktiven  Erwerbszweige  widmet,  ob  sein 
Beruf  nur  Muskel-  oder  auch  geistige  Kraftanstrengung  verlangt, 
seitdem  hat  das  Wort  „Arbeiter",  „Arbeiterschaft",  „Arbeiter- 
klasse" auch  einen  politischen  Beigeschmack  erhalten.  Dieser 
grofse  Kreis  von  Menschen  weist  in  seiner  Zusammensetzung  die 
gröfsten  Verschiedenheiten  in  Bezug  auf  Bildung,  Beruf,  wirt- 
schaftliche und  gesellschaftliche  Stellung  auf  und  wird  haupt- 
sächlich durch  die  gemeinsame  Unzufriedenheit  mit  der  bestehen- 
den Gesellschaftsordnung  und  durch  das  gemeinsame  Streben  nach 
deren  Änderung  zusammengehalten.  — 

Dem  Gesagten  zufolge  eignet  sich  wohl  keine  Bezeichnung 
weniger,  um  eine  bestimmte  Klasse  von  Personen  zu  umgrenz^ 
denen  man  specielle  Pflichten  auferlegen,  besondere  Rechte  zu- 
gestehen will,  als  das  noch  dazu  ohne  nähere  Ebrklärung  ge- 
brauchte Wort  „Arbiter". 

Ähnlich  verhält  es  sich  mit  der  Bezeichnung  „Betriebs- 
beamter".  Was  wird  heute  nicht  alles  unter  dem  Ausdrucke 
„Beamter"  verstanden  und  wie  wenig  ist  der  Zusatz  „Betrieb^ 
geeignet,  einen  klaren  Begriff  von  zweifelloser  Deutung  zu  geben ! 
Zielt  „Betrieb"  nur  auf  industrielle  und  gewerbliche  Üntemehmea 
ab,  oder  giebt  es  auch  künstlerische,  wissensdiaftliche,   Schul- 
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betriebe  u.  s.  w.?  Die  Bezeichnung  „Betriebsbeamter"  erscheint 
als  ein  neuer  terminus  technicus  im  Gesetze,  der  gerade  deshalb 
einer  genauen  gesetzlichen  Umschreibung  dringend  bedurft  hätte. 

Es  ist  naheliegend,  die  Gewerbeordnung  in  die  Hand  zu 
nehmen,  um  zu  sehen,  ob  darin  nicht  eine  gesetzliche  BegrifFs- 
bestimmnng  der  Worte  „Arbeiter"  und  „Betriebsbeamte"  zu  finden 
sei.  Der  Versuch  ist  jedoch  vergebens.  Denn  die  Definition  des 
„Hilfsarbeiters"  im  §  73  ist  für  unsere  Zwecke  nicht  brauchbar, 
zunächst,  weil  sich  dieser  Ausdruck  mit  unseren  Bezeichnungen 
nicht  deckt,  und  dann,  weil  sie  im  Hinblicke  auf  §  1  des  Kranken- 
versicberungsgesetzes  viel  zu  enge  Grenzen  zieht. 

Unser  Gesetz  giebt  insofern  eine  gewisse  B^enzung  Air  die 
beiden  obigen  Bezeichnungen,  als  unter  seine  Wirksamkeit  nur 
jene  Arbeiter  und  Betriebsbeamte  einbezogen  sein  sollen,  welche 
in  den  im  §  1  näher  bezeichneten  Betrieben  und  Unternehmungen 
beschäftigt  sind.  Als  letztere  sind  aufser  den  Unfallversicherungs- 
pflichtigen  Betrieben  speciell  Bergwerke  auf  vorbehaltene  Mineralien 
und  Eisenbahn-  und  Binnenschiffahrtsbetriebe  aneefuhrt  und  diesen 
alle  „unter  die  Gewerbeordnung  fallenden  oder  sonst 
gewerbsmäfsig  betriebenen  Unternehmungen"  an  die 
•Seite  gestellt.  Der  letztere  Ausdruck  entbehrt  wieder  der  für  die 
praktische  Handhabung  des  Gesetzes  so  notwendigen  Klarheit 
und  Unzweideutigkeit.  Die  einen  glaubten  im  Ausdrucke  „ge- 
werbsmäfsig betrieben"  die  Merkmale  der  dauernden,  auf  Gewinn 
berechneten  Ausnützung  von  Kapital  und  Arbeit  suchen  zu  sollen. 
So  z.  B.  eine  Ministerialentscheidung  vom  10.  September  1889 
Z.  17  802:  „Gewerbsmäfsiffe  Unternehmungen,  d.  h.  solche,  welche 
nach  Art  der  Gewerbe  zu  Erwerbszwecken  betrieben  werden."  — 
„Gewerbsmäfsig  ist  ein  Betrieb,  wenn  aus  demselben  ein  Gewerbe 
gemacht,  der  Betrieb  also  zu  Zwecken  des  Erwerbes  als 
unmittelbare  Einnahmsquelle  für  nötige  Dauer  be- 
trieben wird."  (Aus  einer  Entscheidung  des  deutschen  Reichs- 
versicherungsamtes aus  den  achtziger  Jahren.)  —  Andere  wollten 
unter  dieser  Bezeichnung  nur  die  einem  Gewerbebetriebe  ähnliche 
Form  verstanden  wissen,  in  welcher  eine  Unternehmung  auch 
ohne  Erwerbsabsicht  durchgeflihrt  wird.  So  heifst  es  in 
einer  Entscheidung  des  Verwaltungsgerichtshofes  vom  2.  Juli  1897 
Z.  3082:  „Der  hier  gebrauchte  Ausdruck  'gewerbsmäfsig  be- 
triebene Unternehmung'  darf,  und  zwar  insbesondere  mit  Rück- 
sicht auf  den  Zweck  des  Krankenversicherungsgesetzes  nicht  mit 
dem  Begriff  'gewerblich,  als  auf  unmittelbaren  Gewinn  berechnete 
Unternehmung'  verwechselt  werden.  Denn  in  Beziehung  auf  die 
Hilfs bedürftigkeit  des  in  einem  Unternehmen  beschäftigten 
Arbeiters  im  Krankheitsfalle  ist  es  ganz  gleichgtütig,  ob  das  Unter- 
nehmen auf  Gewinn  abzielt  oder  nicht,  sobald  dasselbe  nur  über- 
haupt nach  Art  der  gewerblichen  Unternehmen  eingerichtet 
ist."  —  Die  Anflihrung  der  Hilfsbedürftigkeit  als  entscheidendes 
Merkmal  der  gesetzlichen  Versicherungspfiicht  erscheint  mir,  neben- 
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bei  bemerkt,  völlig  verfehlt ;  denn  einerseitB  ist  davon  im  ganzen 
Gesetze  nirgends  die  Rede,  andrerseits  ist  in  dem  Berichte  des 
OewerbeauBschusses  des  Abgeordnetenhauses  über  den  Gesetz- 
entwurf ausdrücklich  hervorgehoben,  dafs  letzterer  teils  aus  grund- 
sätzlichen, teils  aus  praktischen  Gründen  nicht  alle  Arbeiter  unter 
seine  Wirksamkeit  einbeziehen  könne,  bei  welchen  eine  Hilft- 
bedürftigkeit  im  Krankheitsfalle  eintritt. 

Um  nun  eine  Interpretation  der  bisher  besprochenen  unklaren 
Ausdrucksweise  des  §  1  unseres  Gesetzes  zu  imden,  welche  dem 
wirklichen  Willen  des  Gesetzgebers  möglichst  nahe  kommt  giebt 
es  meines  Erachtens  nur  ein  Mittel:  das  Studium  der  Gesetz- 
entwürfe, der  Motive  dazu,  der  darüber  ausgearbeiteten  Ausschuls- 
berichte  und  der  bezüglichen  Verhandlungen  im  Reichsrate.  In 
diesen  Quellen  wurde  wiederholt  ausgesprochen,  dali  die  öster- 
reichische Gesetzgebung  für  ihr  Geltungsgebiet  daajenige  kraft 
bindender  Normen  schaffen  wollte,  was  im  Westen  Europas  und 
insbesondere  in  England  die  festgegliederten ,  weitverzweigten 
freien  Vereinigungen  der  Arbeiter  (trades  unions  und  friendly 
societies)  zum  Zwecke  der  gegenseitigen  Versicherung  fUr  alle 
erdenklichen  Fälle  aus  eigener  Kraft  geschaffen.  Diese  Associa- 
tionen wurden  aber  durch  die  industrielle  und  gewerb- 
liche Arbeiterschaft  gebildet,  und  wo  bei  uns  das  Wohl  dieser 
Arbeiterklasse  aus  eigener  Initiative  der  Beteiligten  nicht  genügend 
gewahrt  erscheint ,  wollte  unsere  Gesetzgebung  fördernd  und  er- 
gänzend eingreifen.  Im  gleichen  Sinne  stellen  die  Motive  zum 
Regierungsentwurfe  den  von  der  Geltung  des  Gesetzes  vorläufig 
ausgeschlossenen  Arbeitern  der  Land-  und  Forstwirtschaft  aus- 
drücklich die  der  Versicherung  zunächst  bedürftige  „industrielle 
Bevölkerung"  gegenüber. 

Ein  anderer  Anhaltspunkt  ftlr  die  Interpretation  findet  sich 
in  dem  Berichte  des  oben  bezeichneten  Gewerbeausschusses,  wo 
es  heifst:  „Aufser  den  der  Unfallversicherungspflicht 
unterliegenden  Arbeitern  umfafst  der  Krankenversicherungszwang 
noch  sehr  weite  Arbeiterschichten,  insbesondere  das  ganze 
Kleingewerbe  und  auch  sonstige  gewerbliche  Arbeiter 
der  verschiedensten  Art,  wogegen  dasselbe  auf  die  land-  und 
forstwirtschaftlichen  Arbeiter,  insofeme  sie  nicht  schon  infolge  des 
Unfallgesetzes  gegen  Krankheit  versichert  werden  müssen,  fiir 
die  nächste  Zukunft  keine  Anwendung  finden  soll." 

Diese    Gegenüberstellung    der    nicht   krankenversicherungs- 

E flichtigen  land-  und  forstwirtschaftlichen  Betriebe  und  der 
rankenversicherungspflichtigen  industriellen  und  gewerblichen 
Unternehmungen  charakterisiert  die  bezügliche  Auf&ssung  des 
Gesetzgebers. 

Endlich  kann  in  Betracht  gezogen  werden,  dafs  im  Laufe 
der  Beratungen  im  Abgeordnetenhause  über  das  Gesetz  von  ver- 
schiedenen Seiten  auf  die  Wünsche  „der  Arbeiter"  und  ,der 
Arbeiterschaft"  und  auf  deren  ausdrückliche  Proteste  und  Petitionen 
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gegen  einzelne  Teile  des  Gesetzentwurfes  (z.  B.  gegen  die  Er- 
richtung von  Betriebskrankenkassen)  hingewiesen  wurde  und  dafs 
hier  zweifellos  die  in  Vereinen  organisierte  industrielle  und  gewerb- 
liche Arbeiterschaft  gemeint  war. 

Aus  diesen  Erwägungen  drängt  sich  mir  die  Überzeugung 
auf,  dafs  die  Schöpfer  unseres  Krankenversicherungsgesetzes  unter 
den  Ausdrücken:  „Arbeiter  und  Betriebsbeamte  in  gewerbsmäfsig 
betriebenen  Unternehmungen"  jene  Klasse  von  Personen  ver- 
standen wissen  wollten,  welche  in  der  Industrie  und  im  Gewerbe 
gegen  Lohn  beschäftigt  und  im  wirtschaftlichen  Gegensatze  zum 
Untemehmertume  und  Kapitalismus  im  Krankeitsfalle  der  Gefahr 
der  Verelendung  ausgesetzt  sind. 

Ob  nicht  weitere  Kreise  versicherungsbedtirftiger  Personen 
in  das  Gesetz  hätten  einbezogen  werden  sollen,  war  und  ist 
meines  Erachtens  nur  eine  Frage  de  lege  ferenda,  nicht  aber 
eine  Sache  der  Durchführung  des  gegebenen  Gesetzes. 

Wie  fand  sich  nun  die  Praxis  mit  den  bisher  besproche- 
nen gesetzlichen  Begriffen  zurecht?  Eiine  klare  Grenze  für 
die  Versicherungspflieht  gab  es  nicht.  Die  durch  das  Gesetz 
neu  erstandenen  ßezirkskrankenkassen ,  denen  ipso  jure  alle 
versicherungspäichtigen  „Arbeiter  und  Betriebsbeamte"  angehören, 
welche  von  ihren  Arbeitgebern  nicht  ordnungsmäfsig  bei  einer 
der  Kassen  des  §  11  versichert  worden  sind,  hatten  natürlich  ein 
Interesse  daran,  die  obigen  Bezeichnungen  in  denkbar  weitestem 
Sinne  auszulegen.  Denn  sie  bedurften  ja  zur  finanziellen  Siche- 
rung ihres  Bestandes  möglichst  vieler  Mitglieder  und  ihnen  kamen 
die  Strafgelder,  Beitragsnachzahlungen  und  Krankenkostenersätze 
derjenigen  Unternehmer  trefflich  zugute,  welche,  abgesehen  von 
den  Fällen  schuldhafter  Versäumnis,  infolge  einer  weniger  weit- 
gehenden Gesetzesauslegung  ihre  Angestellten  nicht  für  kranken- 
versicherungspfiichtig  hielten  und  deshalb  nach  Ansicht  der  Be- 
zirkskassen strafftlUig  wurden.  So  wurden  schon  in  den  ersten 
Jahren  der  Wirksamkeit  des  Gesetzes  vor  die  politischen  Behörden 
zahllose  Streitigkeiten  über  den  Umfang  der  Versicherungspflieht 
gebracht.  Hier  trat  nun  die  Erscheinung  zutage,  dafs  die  unteren 
Instanzen,  mehr  der  Billigkeit  Rechnung  tragend,  sich  vielfach 
auf  den  Standpunkt  stellten,  dafs  das  Gesetz  im  grofsen  und 
ganzen  nur  Industrie,  Handel  und  Gewerbe  umfasse,  und  die 
yntemehmer  solcher  Betriebe,  deren  Versicherungspflicht  sich  aus 
dem  Gesetze  nur  mittelst  einer  weitgehenden  oder  gezwungenen 
Interpretation  ableiten  liels,  vor  den  rücksichtslosen  Forderungen 
der  Bezirkskassen  in  Schutz  nahmen.  Nicht  so  die  oberste 
Instanz  und  noch  viel  weniger  der  Verwaltungsgerichtshof.  Hier 
machte  man  sich,  augenscheinlich  um  den  socialpolitischen  Ten- 
denzen des  Gesetzes  eine  möglichst  durchgreifende  Wirkung  zu 
verleihen,   die  denkbar   weiteste  Auslegung  der  Versicherungs- 

8 flicht  zum  Principe,   und  alles,  was  sich  nur  irgend  unter  die 
begriffe  „Arbeiter  und  Betriebsbeamte''  und  „gewerbsmäfsig  be- 
Forschungen XIX  6.  —  Lamp.  2 
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triebenes  Unternehmen"  bringen  liefs,  wurde  zur  Versicherung 
herangezogen.  Die  Folgen  einer  solchen  Praxis  müssen  in  mehr- 
facher Hinsicht  als  bedenklich  bezeichnet  werden.  Einmal  wurde 
hierdurch  der  gesetzliche  Begriff  der  Versicherungspflicht  noch 
ungreifbarer,  noch  unklarer,  als  er  es  ohnehin  schon  war.  Weiter 
kam  und  kommt  durch  die  gezwungene,  mehr  oder  weniger 
willkürliche  Gesetzesauslegung,  auch  wenn  sie  aus  den  treff- 
lichsten Beweggründen  entspringt,  die  Gesetzesautorität,  das 
Rechtsgefllhl  und  die  Rechtssicherheit  in  der  Bevölkerung  zu- 
schaden;  endlich  aber  wurden  durch  die  betreffenden  Eint- 
Scheidungen  wiederholt  so  eminent  schwere  Vermögensnacht^e 
für  ahnungslose,  im  ^uten  Glauben  ihres  Rechtes  befindliche 
Unternehmer  herbeigeführt,  dafs  diese,  namentlich  wenn  sie  den 
kleinen  Leuten  angehörten,  vor  wirtschaftliche  Katastrophen  ge- 
stellt wurden. 

3.  Zur  Beleuchtung  obiger  Ausführungen  seien  einige  Bei- 
spiele angeführt. 

Unter  jene  Beschäftigungen,  über  deren  Versicherungspflidit 
der  Kampf  der  Meinungen  am  heifsesten  entbrannte,  gehören  vor 
allem  die  Kanzleien  der  Advokaten  und  Notare.  Anfäng- 
lich dachte  kein  Mensch  daran,  das  Personal  derselben  unter  die 
versicherungspflichtigen  Arbeiter  und  Betriebsbeamten  einzureihen. 
Erst  infolge  wiederholter,  durch  die  Bezirkskrankenkassen  provo- 
cierter  Entscheidungen  des  Verwaltungsgerichtshofes  sahen  sich 
Advokaten  und  Notare  nach  heifser  Gegenwehr  gezwungen,  alle 
bei  ihnen  beschäftigten  Personen  ohne  Rücksicht  auf  deren  Ver- 
schiedenheit in  geistiger,  wirtschaftlicher  und  gesellschaftlicher 
Hinsicht  zu  versichern.  Was  für  Leute  treffen  wir  in  unseren 
Advokaturskanzleien  an  ?  Zunächst  finden  wir  dort  Konzipienten, 
akademisch  gebildete  Personen,  welche  sich  nach  Absolvierung 
ihrer  juridischen  Studien  zur  Advokatur  oder  zu  anderen  Lebens- 
berufen,  für  welche  die  praktischen  Kenntnisse  eines  Rechts- 
anwaltes eine  erwünschte  oder  notwendige  Voraussetzung  sind, 
vorbereiten.  Viele  von  diesen  sind  auf  das  ihnen  ausbezahlte 
Honorar  mehr  oder  minder  angewiesen;  für  viele  aber,  deren 
Lebensunterhalt  sichergesteUt  ist,  bildet  dieses  Honorar  nicht  den 
Zweck  ihrer  Thätigkeit,  sondern  nur  einen  angenehmen  Zuschufs 
zu  ihrem  sonstigen  Einkommen.  Selten  aber  wird  ein  Konzipient 
oder  Advokaturskandidat,  auch  wenn  er  der  Versicherung  unter- 
worfen wurde,  im  Krankheitsfalle  die  Krankenkasse  in  Ansprach 
nehmen,  weil  er  sich  von  einem,  oft  von  der  Studentenzeit  her 
befreundeten  Hausarzt  behandeln  läfst,  weil  ihm  der  Verkehr  mit 
der  Krankenkasse  und  ihren  Organen  unsympathisch  ist  und  er 
in  der  Regel  auch  nicht  auf  die  Leistungen  der  Kasse  ansteht. 
Er  gehört  eben  einer  ganz  und  gar  anderen  Gesellschaflsklasse 
an  ^s  jene  Leute,  welche  er  an  den  Schaltern  und  in  den  Lokalen 
der  ELrankenkassen  antrifft.  —  In  den  bezeichneten  Kanzleien 
finden  wir  ferner  Schreiber  und  Hilfsbeamte,   meist  halbstudierte 
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Leute,  die  in  einer  groiBen  Zahl  von  Fällen  ihren  Unterhalt  nicht 
AusachlieCslich  in  der  Eanzleiarbeit  finden,  sondern  entweder  neben- 
bei in  einem  öffentlichen  Amte  mit  Anspruch  auf  Ruhegehalt  an- 
gestellt und  dort  nur  einen  Teil  des  Tages  beschäftigt  sind,  oder 
■ab  Pensionisten  durch  ihre  Pension  für  den  Fall  der  Erwerbs- 
unälhigkeit  eine  Sicherung  haben.  Natürlich  giebt  es  auch  Advo- 
^turs-  und  Notariatsbeamte ,  welche  betreffs  ihres  Unterhaitee 
lediglich  auf  die  vom  Principal  gewährten  BeziL^e  angewiesen 
sind.  —  Keine  dieser  Personen  aber  zählt  sich  in  der  R^el  dem 
Stande  der  ^Arbeiter  oder  Betriebsbeamten"  zu,  da  sie  von 
-diesen,  wenigstens  nach  landläufigen  Begriffen,  ihre  geistige  Aus- 
bildung, ihre  Berufsthätigkeit,  das  eigenartige  Vertrauensverhältnis 
zum  Principal  und  zumeist  auch  ihre  wirtschaftliche  und  gesell- 
schaftliche Stellung  deutlich  trennt.  —  Endlich  werden  zur  Reini- 
gung und  Beheizung  der  Kanzleien  Personen  des  Dienstboten- 
standes verwendet,  welche  zumeist  auch  dem  Hausstande  des 
Advokaten  oder  Notars  angehören. 

Um  die  Krankenversicherungspflicht  aller  dieser  Personen 
gesetzlich  zu  begründen,  genügte  nach  der  Ansicht  des  Ver- 
waltungsgerichtshofes  der  Beweis,  dafs  die  Advokatur  und  das 
Notariat  „gewerbsmäfsig  betriebene  Unternehmungen"  seien.  Der- 
selbe wurde  in  der  Form  folgender,  juristisch  zwar  fein  durch- 
dachten, aber  doch  nicht  einwandfreien  Deduktion  gegeben: 
Der  Artikel  IV  des  EinfÜhrungspatentes  zur  Gewerbeordnung 
bezieht  unter  die  Geltung  der  letzteren  alle  gewerbsmäfsig  be- 
triebenen Beschäftigungen  ein,  zählt  dann  aber  im  Art.  V  sech- 
zehn besondere  Arten  von  Beschäftigungen  und  Unternehmungen 
auf,  welche  den  Bestimmungen  der  Gewerbeordnung  nicht  unter- 
liegen sollen.  Unter  diesen  sind  z.  B.  genannt:  die  Land-  und 
Forstwirtschaft,  der  Bergbau,  die  litterarische  Thätigkeit,  Heil- 
kunde, Privatunterricht,  öffentliche  Belustigungen  u.  s.  w.  Auch 
die  Geschäfte  der  Advokaten,  Notare  und  Handelsmäkler  sind 
dort  angeführt.  Der  Verwaltunffsgerichtshof  deduziert  nun:  „In 
Art.  IV  ist  die  allgemeine  Regd  bezüglich  aller  gewerbsmäfsig 
betriebenen  Beschäftigungen  ausgesprochen  und  zugleich  aus- 
drücklich anerkannt,  dafs  die  im  folgenden  Art.  V  aufgeftihrten 
„Beschäftigungen  und  Unternehmungen"  Ausnahmen^  von  dieser 
Regel  bilden.  Damit  ist  die  Folgerung  gegeben,  dafs,  wenn  der 
Art.  V  nicht  bestände,  alle  in  demselben  sud  a  bis  q  aufgeftlhrten 
Beschäftigungen  und  Unternehmungen  unter  die  Regel  des  Art.  IV 
fallen  würden,  worin  die  gesetzliche  Anerkennung  gelegen  ist, 
dals  auch  die  im  Art.  V  aufgenommenen  Beschäftigungen  an  sich 
gewerbsmäfsig  betriebene  Beschäftigungen  darstellen,  indem  die- 
selben sonst  überhaupt  nicht  unter  die  Regel  des  Art.  IV  fallen 
würden,  sonach  kein  Grund  sein  würde,  bezüglich  derselben  eine 


1  Im  bezüglichen  Patente  heifst  es  nicht  „Ausnahmen"  sondern  „Be- 
flchränkoDgen'' ! 

2* 
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Ausnahme  zu  statuieren.  Somit  ist  aus  dem  bezogenen  kaiser- 
lichen Patente  zu  ersehen ,  dafs  die  im  Art.  V  enthaltenen  Be- 
schäftigungen und  Unternehmungen  vom  Standpunkte  der  Gewebe- 
geselzgebung  als  solche  angesehen  werden  müssen,  welche  gewerbs- 
mälsig  betrieben  werden,  und  nachdem  in  der  lit.  f  dieses  Artikels 
„die  Geschäfte  der  Advokaten  und  Notare**  ausdrücklich  an- 
geführt erscheinen,  so  kann  mit  vollem  Grunde  an  der  Annahme 
festgehalten  werden,  dafs  das  Notariat  und  die  Advokatur  vom 
Standpunkte  der  Gewerbegesetzgebung  als  gewerbsmäfsig  be- 
triebene (wenn  auch  ausnahmsweise  der  Gewerbeordnung  nicht 
unterliegende)  Beschäftigungen  oder  Unternehmungen  zu  be- 
trachten sind. 

Indem  nun  das  Erankenversicherungsgesetz  (welches  un- 
bestritten der  Gewerbegesetzgebung  angehört)  in  dem  zweiten 
Alinea  seines  §  1  die  Versicherungspflicht  auch  für  die  Arbeiter 
und  Betriebsbeamten  von  gewerbsmäfsig  betriebenen  Unter- 
nehmungen im  allgemeinen  aufstellt  und  darunter  ausdrücklich 
sowohl  die  unter  die  Gewerbeordnung  fallenden,  als  auch  die 
„sonstigen"  begreift,  so  müssen  unter  den  ersteren  die  im  Art.  IV, 
unter  den  „sonstigen  gewerbsmäfsig  betriebenen  Unternehmungen'^ 
aber  (insoweit  das  Krankenversicherungsgesetz  nicht  selbst  eine 
Ausnahme  hiervon  aufstellt)  in  erster  Linie  die  im  Art.  V  des 
dtierten  kaiserUchen  Patentes  bezeichneten  Beschäftigungen  und 
Unternehmungen  verstanden  werden,  woraus  sich  ergiebt,  dafs 
die  Beschäftigung  der  Advokaten  und  Notare  allerdings  nach  S  1 
Alinea  2  des  Krankenversicherungsgesetzes  zu  jenen  zählen ,  ^be- 
züglich deren  die  Versicherungspflicht  der  dort  beschäftigten 
Arbeiter  und  Betriebsbeamten  einzutreten  hat".  So  der  Ver- 
waltungsgerichtshof in  einer  grofsen  Zahl  von  Entscheidungen. 
Wegen  ihrer  principiellen  und  weittragenden  Bedeutung  mu6 
etwas  näher  auf  dieselben  eingegangen  werden. 

Zunächst  drängt  sich  einem  beim  Lesen  obiger  Beweis- 
führung der  Gedanke  auf,  •  dafs  ein  Gesetz,  welches  für  die  breiten 
Massen  der  Bevölkerung  gegeben  ist  und  diese  zur  Mitwirkung 
an  seiner  Durchführung  neranzieht,  der  notwendigen  Klarheit 
und  Gemeinverständlichkeit  entbehrt,  wenn  solch  feingeklOgelte 
juristische  Deduktionen  zur  Erläuterung  seiner  wichtigsten  Be- 
stimmungen notwendig  sind.  Derartigen  Erwägungen  ist  der 
gemeine  Mann  unzugänglich,  an  dessen  gesunden  Hfausverstand 
das  Gesetz  doch  appelliert,  wenn  es  die  Unterlassung  der  An 
meidung  seiner  versicherungspflichtigen  Arbeiter  mit  schweren 
Straffolgen  bedroht.  Es  erscheint  daher  hart  und  unbillig,  wenn 
auf  Grund  solcher  Interpretationen  nicht  nur  gegen  Advokaten 
und  Notare,  sondern  auch  gegen  viele  andere  im  bezogenen  Art.  V 
bezeichnete  Personen  Erkenntnisse  auf  Nachzahlungen  von  Bei- 
trägen, auf  strafweise  Eintreibung  von  Krankenkostenersätzen  u.  s.w. 
erkannt  wurde. 
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Nun  aber  zu  der  gegenständlichen  Begründung  selbst!  — 
Diese  bezeichnet  als  einzig  denkbare  E^rklärung  für  die  An- 
führung von  Beschäftigungen  und  Unternehmungen  im  mehr- 
citierten  Art.  V,  welche  nicht  unter  die  Geltung  der  Gewerbe- 
ordnung fallen  sollen,  die  Absicht  des  Gesetzgebers,  von  der 
Regel  des  Art.  IV  Ausnahmen  zu  machen.  Liest  man  den 
Art.  V  aufmerksam  durch ,  so  drängt  sich  einem  bei  der  dort 
vorgenommenen  Aufzählung  von  Erwerbszweigen,  welche  so  gar 
nichts  mit  dem  volkswirtschaftlichen,  verwaltungsrechtlichen  und 
landläufigen  Gebrauche  des  Wortes  „Gewerbe"  zu  thun  haben, 
wie  z.  B.  die  Landwirtschaft,  die  Forstwirtschaft,  die  litterarische 
Thätigkeit,  die  Ausübung  der  schönen  Künste,  der  ärztliche 
Beruf  u.  s.  w.,  die  Überzeugung  auf,  dafs  der  Gesetzgeber  hier 
unmöglich  Beschäftigungen,  die  ihrer  Natur  nach  etwa  dem  Ge- 
werbe Zubehören,  „ausnahmsweise'*  von  der  Geltung  der  Gewerbe- 
ordnung konnte  ausnehmen  wollen,  sondern  da(s  es  ihm  vielmehr 
darum  zu  thun  war,  ftlr  das  Wirkungsgebiet  seines  neuen  Gesetzes 
gewisse  äufserlich  erkennbare  Grenzen  aufzustellen  und  etwa  auf- 
tauchende Zweifel  durch  authentische  Inteipretation  von  vorn- 
herein auszuschliefsen.  Hindeutungen  auf  diese  Auffassung  sind 
schon  darin  zu  finden,  dafs  Art.  IV  von  „gewerbsmäfsi^ 
betriebenen  Beschäftigungen"  spricht,  der  Art.  V  jedo(£ 
von  „Beschäftigungen  und  Unternehmungen"  ohne  den  Bei- 
satz „gewerbsmäfsig"" ;  und  dafs  femer  der  erstere  Artikel  nicht 
den  Ausdruck  „Ausnahmen"  gebraucht,  wie  obige  Ver- 
waltungsgerichtshofentscheidung ungenau  citiert,  sondern  das 
Wort  „Beschränkungen"  (von  „Schranke"  d.  i.  soviel  wie 
^Grenze").  — 

Dafs  aber  auch  die  Verfasser  des  Erankenversicherungs- 
gesetzes  die  Auffassung  des  Verwaltungsgerichtshofes  durchaus 
nicht  geteilt  haben,  scheint  mir  aus  folgendem  Umstände  hervor- 
zugehen. Im  zweiten  Absätze  des  §  2  unseres  Gesetzes  werden 
unmittelbar  nach  deh  Worten  „in  einer  unter  die  Gewerbe- 
ordnung £Eillenden  oder  einer  sonstigen  gewerbsmäfsig  betriebenen 
Unternehmung"  die  „Eisenbahn-  und  BinnenschifFahrtsbetriebe" 
als  versicherungspfiichtige  Betriebe  noch  ausdrücklich  aufgezählt 
Die  beiden  letzteren  Betriebe  stehen  aber  auch  im  Art.  V  des 
Einftlhrungspatentes  zur  Gewerbeordnung  unter  den  von  der 
Geltung  der  letzteren  unberührten  Beschäftigungen  und  Unter- 
nehmungen. Wenn  nun  der  Gesetzgeber  unter  die  Bezeichnung 
„oder  einer  sonstigen  gewerbsmäfsig  betriebenen  Unternehmung" 
alle  Erwerbszweige   des  Art.  V  inbegriffen  haben  wollte,   wozu 

Seift  er  dann  zwei  dieser  Erwerbszweige  besonders  heraus  und 
hrt  sie  noch  ausdrücklich  neben  den  „sonstigen  gewerbsmäfsig 
betriebenen  Unternehmungen"  an?  Das  läfst  als  argumentum  a 
contrario  wohl  den  entgegengesetzten  Schiurs  zu! 

Aber  meine  Bedenken  sind  noch  nicht  erschöpft.    Die  gegen- 
ständliche Entscheidung  gründet  sich  auf  der  angeblich  ^unbe- 


22  XIX  6. 

strittenen'^  Annahme;  dafs  das  Erankenversicherunesg^etz  der 
Oewerbegesetsgebung  angehöre.  Diese  Unbestrittenheit  möchte 
ich  doch  bezweifeln.  Schon  die  gesetzliche  Möglichkeit,  dals  sich 
jedermann  freiwillig  nach  den  Bestimmungen  dieses  Oesetses 
versichern  kann,  dafs  nach  den  Motiven,  nach  den  Rerichten  and 
Verhandlungen  im  Abgeordnetenhause  die  ganze  Land-  und  Forst- 
wirtschaft principiell  unter  das  Gesetz  gehört  und  lediglich  aus 
einigen  staatsrechtlichen  und  praktischen  Qrttnden  für  einige  Zeit 
von  der  Wirkung  des  Gesetzes  ausgenommen  wurde,  geben  dem- 
jenigen, welcher  die  grofsen  socialpolitischen  Gesichtspunkte  des 
ganzen  Gesetzeswerkes  sich  noch  nicht  zu  eigen  gemacht  hat, 
einen  Fingerzeig,  dals  dieses  auf  viel,  viel  breiteren  Grundlagen 
als  auf  der  des  Gewerbewesens  aufgebaut  ist  und  sein  mufs. 

Und  endlich:  sehen  wir  einmal  ganz  ab  von  der  BVage,  ob 
die  Erwerbszweige  des  mehrbezogenen  Art.  V  unter  die  Bezeich- 
nung „gewerbsmäfsig  betriebene  Unternehmungen^  geboren  oder 
nicht.  Mit  der  Entscheidung  dieser  Frage  ist  ja  noch  gar  nicht 
gesagt,  dafs  auch  alle  in  diesen  EIrwerbszweigen  angestellten  and 
beschäftigten  Personen  „Arbeiter"  oder  „Betriebsbeamte"  sind. 
Ist  der  Assistent  eines  Arztes  ein  „Arbeiter"  oder  „Betriebs- 
beamter"  ?  Ist  der  erste  Tenor  eines  Theateruntemehmens  in  der 
Residenzstadt  ein  „Arbeiter"  oder  „Betriebsbeamter"?  Ist  der 
mit  einem  Zeitungsuntemehmen  in  Verbindung  stehende,  viel- 
leicht hervorragende  Schriftsteller  ein  „Arbeiter"  oder  „Betriebs- 
beamter"? Das  sind  Kardinalfragen,  welche  das  Gesetz  leider 
unbeantwortet  läfst  und  über  welche  die  oberste  Verwaltungs- 
behörde und  der  Verwaltungsgerichtshof,  indem  sie  sich  auf  den 
Standpunkt  der  socialpolitisch  wünschenswerten,  möglichsten  Aus- 
dehnung des  Versicherungswesens  stellten,  hinweggingen. 

Ein  interessantes  Seitenstück  zu  der  bisher  in  Behandlung 
gezogenen  EIntscheidung  des  Verwaltungsgerichtshofes  ist  eine 
andere  vom  5.  September  1896  über  die  Versicherungs- 
pflicht des  Notariates,  welche  ebenfalls  wiederholt  der 
Kechtsprechung  als  Grundlage  diente.  Dort  heifst  es:  „Wenn 
auch  aie  Notariatsordnung  vom  25.  Juli  1871  das  Notariat  als 
ein  Amt  bezeichnet  und  der  Notar  kraft  dieses  Amtes 
zur  Vornahme  bestimmter  Amtshandlungen  mit  der  Wirkung 
behördlicher  Akte  autorisiert  ist,  so  kommt  diese  Prärogative 
doch  nur  dem  Notar  für  seine  Person  und  in  Bezug  auf  die  ihm 
vom  Gesetze  Übertragenen  Amtshandlungen,  nicht  aber  den  von 
ihm  aufgenommenen  Hilfsarbeitern  zu  und  es  kann  somit  die 
Notariatskanzlei  als  ein  'Amt'  nicht  bezeichnet  werden.**  Darauf- 
hin wird  auch  die  Notariatskanzlei  unter  den  Begriff  „gewerbs- 
mäfsig betriebenes  Unternehmen"  gestellt  und  werden  sämtliche 
Angestellte  des  Notars,  ohne  die  Frage  näher  zu  untersuchen,  ob 
diese  auch  unter  die  Begriffe  „Arbeiter"  und  „Betriebsbeamte' 
subsumiert  werden  können,  als  versicherungspflichtig  erklärt  und 
die  Notare  zur  Nachzahlung  der  von  der  Geltungskraft  des  Gesetzes 
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an  berechoeteD   Erankenversicherungsbeiträge  fUr  alle  ihre  Be- 
amten verurteilt. 

4.  So  sehen  wir  infolge  der  Unklarheit  und  Unbestimmtheit 
der  gesetzlichen  Ausdrücke   bei   Feststellung  der  Veüisicherungs- 

? flicht  in  der  Praxis  ein  Tasten  und  Suchen  nach  dem  richtigen 
Vese,  welches  oft  zu  ganz  kuriosen  Ergebnissen  führt.  Ich 
mödhte  zur  Ergänzung  des  bereits  Gesagten  noch  einige  hierher- 
gehörige Beispiele  anziehen. 

Während  die  reichsdeutsche  Gesetzgebung  und  Praxis  sich 
auf  den  den  Zwecken  des  Gesetzes  und  der  Durch führungs- 
möglichkeit  desselben  entsprechenden  Standpunkt  stellen,  dafs 
auf  die  Jünger  der  Kunst  der  Versicherungszwang  nicht 
ausgedehnt  werden  könne,  sind  von  unserer  österreichischen  Praxis 
auch  solche  Personen  als  ,,  Arbeiter  und  Betriebsbeamte  in  ge- 
werbsmäisig  betriebenen  Unternehmen "^  wiederholt  der  Eranken- 
versicherungspflicht  unterzogen  und  deren  Brotgeber  ob  nicht 
rechtzeitiger  Anmeldung  derselben  bei  einer  Kasse  für  straffällig 
erklärt  worden.  So  z.  B.  eine  Ministerialentscheidung  vom 
18.  Dezember  1889:  „Die  bei  der  Ausübung  der  schönen  Künste 
Beschäftigten  unterliegen  der  Krankenversicherungspflicht  dann, 
wenn  sich  die  betreffende  Unternehmung  als  eine  gewerbsmäfsig 
betriebene  darstellt."^  Nach  einem  Erkenntnis  des  Verwaltungs- 
gerichtshofes vom  10.  Juni  1891  Z.  2188  sind  auch  die  Künstler 
einer  gewerbsmäfsig  betriebenen  Theaterunternehmung  ver- 
sicherungspflichtig; auch  dann,  wenn  sie  eine  Gage  von  vielen 
tausend  Kronen  beziehen !  Daft  das  Gesetz  auf  solche  Personen 
gewifs  nicht  abgezielt  war,  weil  diese  der  Gesetzeswohlthat  nicht 
bedürfen,  ist  wohl  zweifellos. 

In  einer  Ministerialverordnung  aus  dem  Elnde  der  achtziger 
Jahre  wurde  ausgesprochen,  dals  die  in  Strafhäusem,  Zwangs- 
arbeits-  und  Korrektionsanstalten  festgehaltenen  Sträflinge  als 
Arbeiter  im  Sinne  des  Unfallversicherungs-  und  daher  auch  des 
Krankenversicherungsgesetzes  deshalb  nicht  anzusehen  seien,  weil 
das  Moment  der  freien  Wahl  der  Arbeitsverrichtung  fehlt  und 
es  auch  vom  Standpunkte  der  Standesehre  der  Arbeiter- 
schaft bedenklich  wäre,  Sträflinge  ohne  weiteres  als  in  die 
Kategorie  der  Lohnarbeiter  gehörig  zu  bezeichnen.  —  Zu  welcher 
Deutung  der  Bezeichnung  „Arbeiter"  im  Sinne  der  Versicherungs- 
gesetze versteigt  sich  hier  die  Verwaltungsbehörde!  —  Nimmt 
ein  auf  längere  Zeit  abgeschlossener  Dienstvertrag  dem  gewöhn- 
lichen Arbeiter  nicht  auch  die  „freie  Wahl  der  Arbeitsverrich- 
tung" ?  Und  was  hat  das  Unfall-  und  das  Krankenversicherungs- 
gesetz mit  der  Aufführung  des  einzelnen  Arbeiters  zu  thun! 
Ihr  Zweck  ist  sicherlich  nicht  die  Pflege  der  Standesehre  unter 
den  Arbeitern,  nicht  die  Erteilung  von  Belohnungen  für  braves 
Verhalten,  sondern  lediglich  die  Abhilfe  eines  socialen  Notstandes 
unter  den  besitzlosen,  arbeitenden  und  der  Gefahr  der  Verelendung 
ausgesetzten   Menschen.      Die   natürliche   Erklärung   der  Nicht- 
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•einbeziehtiDg  der  Straf  hausier  unter  das  Gesetz  liegt  doch  viel 
näher :  diese  Personen  müssen  im  Krankheitsfalle  von  staatswegoi 
verpflegt  werden  und  bedürfen  infolge  des  ihnen  gewährten 
Zwangsunterhaltes  auch  keines  Krankengeldes.  Ja,  infolge  ihrer 
Verschliefsung  sind  sie  gar  nicht  in  der  Liage,  die  Krankenkasse 
in  Anspruch  zu  nehmen. 

Dem  gegenüber  erinnere  ich  mich  an  einen  Fall  aus  meiner 
Praxis,  wo  ein  Schuh warenfabrikant ,  welcher  auf  Grund  eines 
mit  der  Strafhausverwaltung  abgeschlossenen  Vertrages  den 
gröfsten  Teil  seiner  Schuhmacherarbeiten  durch  Sträflinge  her- 
stellen liefs,  deshalb  bestraft  und  zur  Nachzahlung  von  Kranken- 
versicherungsbeiträgen im  Ausmafse  von  mehreren  hundert  Gulden 
verurteilt  wurde,  weil  derselbe  diese  Sträflinge  bei  keiner  Kranken- 
kasse angemeldet  hatte.  Auf  den  Einwand,  dals  ein  etwa  er- 
krankter Sträfling  unbedingt  in  das  Strafhauslazarett  gehöre  und 
der  Leistungen  der  Krankenkasse  weder  bedürfe,  noch  die  Mög- 
lichkeit habe,  sie  in  Anspruch  zu  nehmen,  wurde  keine  Rück- 
sicht genommen. 

5.  Einer  besonderen  Erörterung  bedarf  noch  die  Kranken- 
versicherung der  in  öffentlichen  Diensten  stehenden 
Personen.  Die  Versicherungspflicht  derselben  hängt  nach 
unserem  Gesetze  von  zwei  Vorfragen  ab:  1.  Ist  der  Betreffende 
in  einem  gewerbsmäfsig  betriebenen  Unternehmen  einer 
öflentlichen  Körperschaft  thätig?  2.  Ist  er  mit  festem  Gehalt 
angestellt?  Damit  die  Versicherungspflicht  eintritt,  mufs  im  ge- 
gebenen Falle  die  erste  Frage  mit  ja,  die  zweite  mit  nein  zn 
beantworten  sein.  Demgemäfs  nimmt  §  2  von  der  Versicherungs- 
pflicht alle  Bediensteten  aus,  welche  in  einem  nicht  gewerbsmäfsig 
betriebenen  Unternehmen  des  Staates,  eines  Landes,  eines  Be- 
zirkes, einer  Gemeinde  oder  eines  öffentlichen  Fondes  beschäfitigt, 
oder  welche  in  irgend  einem  Betriebe  obiger  Körperschaften  mit 
festem  Gehalte  angestellt  sind.  Sehen  wir  uns  nach  einer  gesetz- 
lichen Erklärung  der  hier  entscheidenden  Ausdrücke:  „fester 
Gehalt"  und  „Anstellung"  um,  so  finden  wir  keine  Antwort 
und  die  Praxis  ist  wieder  auf  die  Interpretationskunst  angewiesen. 

Der  §  2  ist  zweifellos  .der  Absicht  des  Gesetzgebers  ent- 
sprungen, der  Krankenversicherungspflicht  dort  eine  Schranke  zu 
setzen,  wo  das  Bedürfnis  nach  derselben  fehlt,  wo  nämlich 
Arbeitspersonen  an  eine  öffentliche  (und  daher  leistungssichere) 
Körperschaft  im  Falle  ihrer  Erkrankung  derartige  Ansprüche  auf 
Fortbezug  ihrer  Gehalte  haben,  dafs  sie  dadurch  den  Kranken- 
kassenmitgliedem  bezüglich  der  Höhe  und  Dauer  der  Unter- 
stützungen gleichgestellt  erscheinen.  Der  Verwaltungsgerichtshof 
hat  es  auch  in  einem  Erkenntnisse  vom  1.  Juli  1892  unter- 
nommen, eine  ausflihrUche  Interpretation  obiger  Ausdrücke  sa 
geben  und  glaubte  hierbei  die  im  Gesetze  erfolgte  Gegenüber- 
stellung von  „Lohn"  und  ,,Gehalt"  einerseits  (§§  4,  5)  und  von 
„Arbeiter"  und  „Betriebsbeamter"  andrerseits  (§§  1,  3  u.  s.  w.) 
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als  Anhaltspunkte  bentltzen  zu  sollen.  Er  sagt:  „Es  wird  unter 
Gehalt  jede  Entlohnung  verstanden  werden  müssen,  welche 
nicht  nach  bestimmten  Kinzelleistungen  (Stücklohn)  oder  in  kurzen 
Zeitabschnitten  (Tag-,  Wochenlohn)  zur  Zahlung  gelangt.  Unter 
'festem'  Gehalt  aber  wird  im  Unterschiede  von  den  von  Fall 
zu  Fall  variablen  Bezügen,  jeder  im  vorhinein  nach  gewissen 
Zeitabschnitten  festgesetzte  und  darum  sich  wiederholende,  fUr 
eine  längere  Dauer  in  Aussicht  genommene  Genufs  der  im  Dienste 
befindlichen  Personen  zu  verstehen  sein.  —  Was  aber  den  Aus- 
druck ^angestellt'  anbelangt,  so  ist  hierin  kein  besonderes 
Requisit  für  die  Art  der  Bedienstung  gelegen,  sondern  es  mufs 
iede  Bedienstung  gegen  'festen  Gehalt'  als  eine  'Anstellung' 
betrachtet  werden  und  es  kann  von  der  Anstellung  im  allge- 
meinen nur  noch  weiter  gefordert  werden,  dafs  das  Dienst- 
verhältnis im  Falle  der  Erkrankung  des  Bedienste- 
ten nicht  sofort  löslich  ist."  Zu  einer  weitergehenden, 
genaueren  Interpretation  bietet  das  Gesetz  leider  keine  Handhabe, 
obwohl  es  dringend  wünschenswert  und  auch  gewifs  im  Sinne 
des  Gesetzgebers  wäre,  wenn  man  die  Bedingung  beifügen  könnte, 
dafs  die  Eiezüge  derart  angestellter  Personen  im  Krankheitsfälle 
sowohl  in  ihrer  Höhe  als  auch  in  ihrer  Zeitdauer  den  Minimal- 
leistungen der  gesetzlichen  Kassen-  entsprechen  müfsten. 

a)  Werfen  wir  nun  einen  Blick  aui  die  einschlägigen  Dienst- 
verhältnisse bei  den  öffentlichen  Körperschaften  und  Fonden  und 
zwar  zunächst  auf  die  Stadtverwaltungen,  welche  unter 
den  Gemeindeverwaltungen  in  Arbeiterfragen  wohl  in  erster  Linie 
in  Betracht  kommen.  Diese  Kommunen,  namentlich  die  gröfseren, 
aind  mit  Rücksicht  auf  ihre  umfangreiche  Amtierung,  auf  die 
groise  Zahl  der  von  ihnen  durchzuführenden  öffentlichen  Arbeiten 
und  Bauten  und  auf  mancherlei  von  ihnen  betriebene  industrielle 
und  Verkehrsuntemehmungen  gezwungen,  eine  grofse  Zahl  von 
Arbeitern  gegen  Taglohn  zu  beschäftigen.  Was  die  Industrie- 
und  Verkehrsuntemehmungen  betrifft,  wie  z.  B.  Gas-  und 
Elektricitäts werke,  Stadtbahnen  und  sonstige  Verkehrsanstalten, 
Bierbrauereien ,  Wasserleitungen ,  Fäkalienverwertungsanstalten 
u.  8.  w. ,  so  stellt  sich  jeder  solche  Betrieb  als  ein  ftlr  sich 
abgeschlossenes  Ganzes  dar,  als  dessen  Unternehmer  die  Gemeinde 
mehr  in  ihrer  privatrechtlichen  Eigenschaft,  als  in  ihrer  öffentlich- 
rechtlichen Gestalt  erscheint.  Die  Behandlung  solcher  Betriebe 
nach  dem  Krankenversicherungsgesetze  wird  keine  wesentlichen 
Schwierigkeiten  bieten;  die  Versicherungspfiicht  der  dabei  be- 
schäftigten Arbeiter  ist  wohl  zweifellos.  Anders  ist  es  mit  den 
Oemeindebediensteten  ,,ohne  festen  Gehalt",  welche  bei  der 
Amtierung  und  eigentlichen  Gemeindeverwaltung  mitwirken  und 
die  Durchführung  der  vielen  im  unmittelbaren  öffentlichen  Interesse 
vorzunehmenden  Arbeiten  besorgen.  Hier  kommt  dieVersicherungs- 

5 flicht  zunächst  deshalb  in  Frage,  weil  es  an  einer  Erwerbsabsicht 
es  Unternehmers,  also  an  dem  Begriffe  des  „Gewerbsmäfsigen'' 
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fehlt;  aber  selbst  wenn  man,  wie  der  VerwaltuDgsgerichtshof,  in 
dem  gesetzlichen  Ausdrucke  „gewerbsmäfsig"  nur  den  Hinweis 
auf  die  äufsere  Form  des  Betriebes  erblickt,  .so  mtlfste  man  viel- 
fach die  Versicherungspflicht  der  bei  Betrieben  der  obigen  Art 
verwendeten  Arbeiter  und  Beamten  leugnen.  Bezüglich  der  bei 
der  Gemeindeamtierung  (Gemeindesekretariat,  Stadtrat,  Stadt- 
buchhaltung, Stadtbauamt,  Stadtkasse  u.  s.  w.)  bestellten  Tag- 
schreiber und  Diener  gilt  zweifelsohne  dasselbe,  wie  fUr  solche 
bei  Staatsämtem  angestellte  Personen.  Darüber  später.  Bezü^ch 
der  das  öffentliche  Interesse  unmittelbar  betreffenden  Arbeiten  der 
Gemeinde  aber  kommen  noch  andere  Momente  als  das  der 
mangelnden  Erwerbsabsicht  in  Betracht.  —  Zu  diesen  Arbeiten 

gehören  insbesondere :  die  Herstellung  und  Erhaltung  von  Strafsen, 
analen,  Brücken,  öffentlichen  städtischen  Gebäuden,  Strafsen- 
reinigung  und  ähnliches.  Bei  der  Besorgung  dieser  Agenden 
spielen  oft  auch  Zwecke  der  Armen  versorgung  mit;  denn  einer^ 
seits  werden  hiebei  der  Armenversorgung  anheimgefallene,  aber 
noch  teilweilse  arbeitsfähige  Personen  zu  Verrichtungen  heran- 
gezogen; bei  solchen  mangelt,  da  sie  in  Gemeindepflege  stehen, 
meist  das  Bedürfnis  nach  gesetzmäfsiger  Krankenversicherung; 
andrerseits  sehen  sich  die  Stadtverwaltungen,  namentlich  zu  den 
arbeitslosen  Jahreszeiten,  in  den  Wintermonaten ,  genötigt,  so- 
genannte Notstandsarbeiten  vorzunehmen,  um  dem  Mende  und 
dem  Verbrechen  unter  dem  massenhaft  in  ihrem  Gebiete  su- 
sammen^eströmten  Proletariate  durch  Arbeitsgelegenheit  wenig- 
stens teilweise  zu  steuern.  Denn  die  Arbeitslosen  können  nicht 
aUe  abgeschoben  werden.  Zu  solchen  Arbeiten  gehören  beispiels- 
weise Abtragungen  alter  Gebäude  und  Mauern,  Terrainaas- 
gleichungen, die  Abfuhr  von  Schneemassen  u.  dgl.  mehr.  Die 
Menge  und  der  fortwährende  Wechsel  solcher  Personen  in  der 
Arbeit  ist  sehr  ^rols,  eine  genaue  Eontrolle  und  ordnungsmäfsige 
An-  und  Abmeldung  derselben  bei  einer  Krankenkasse  äuiserst 
schwierig,  oft  geradezu  unmögUch.  Kann  man  und  soll  man 
hier  die  Gemeindeverwaltungen  zur  Krankenversicherung  auf 
Grund  des  Gesetzes  zwingen?  Die  Frage  wurde  bald  bejaht, 
bald  verneint ;  sich  auf  den  starren  Standpunkt  der  Versicherunga- 

«flicht  stellen,  heifst  in  solchen  Fällen  meist,  das  socialpolitiscne 
(Wirken  der  Gemeinde  für  die  arbeitslosen  Massen  erschweren  oder 
unterbinden.  Den  politischen  Behörden  ist  leider  in  unserem 
Krankenversicherungsgesetz  zu  wenig  freies  Verfügungsrecht  ein- 
geräumt, um  hier  das  Gesetz  den  jeweih'gen  Verhältnissen 
anzupassen  und  seine  Härten  zu  mildem.  Im  deutschen  Kranken- 
versicherungsgesetz ist  diese  Schwierigkeit  durch  die  bedingte 
Versicherun^pflicht  der  Kommunalbeaiensteten  (§  2  ZI.  2)  gelöst. 
Am  besten  helfen  sich  unsere  Gemeindeverwaltungen  in  solchen 
Fällen  dadurch,  dafs  sie  für  ihre  Arbeiter  eigene  Krankenkassen  mit 
der  Bestimmung  gründen,  dafs  der  bloßse  Eintritt  in  die  Beschäfti- 
gung bei  der  Kommune  die  Kassenmitgliedsehaft  zur  Folge  hat 
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Das  über  die  Kommuneyerwaltung  Gesagte  gilt  mutatis 
mutandis  auch  für  die  Betriebe  der  Bezirke  und  der  einzelnen 
Kronländer  (Provinzial verbände). 

b)  Während  nach  allem  bisher  Angeführten  bei  den  Ent- 
scheidungen der  obersten  Verwaltungsbehörde  und  des  Ver- 
waltungsgerichtshofes eine  Neigung  zur  extensiven  Interpretation 
des  Krankenversicherungsgesetzes  zu  bemerken  war,  muiste  das 
Gegenteil  .bezüglich  der  staatlichen  Betriebe  auffallen,  ob- 
schon  man  hätte  erwarten  sollen,  dafs  die  Staatsverwaltung, 
welche  berufen  ist,  das  gegenständliche  Gesetz  und  zwar  unter 
gewifs  grofsen  Opfern  der  Erwerbsstände  durchzufllhren ,  mit 
gutem  Beispiele  vorangehen  und  an  sich  denselben  strengen 
Aiafsstab  wie  bei  der  Beurteilung  jener  anlegen  würde.  Bis  vor 
kurzem  liefs  jedoch  die  Staatsverwaltung  nur  jene  ihrer  vielen^ 
ohne  festen  Gehalt  angestellten  Bediensteten  der  Krankenversiche- 
rung teilhaftig  werden,  welche  entweder  in  produktiven,  mit  aus- 
gesprochener Erwerbsabsicht  betriebenen  Staatsunternehmungen 
(z.  B.  Tabakfabriken,  Bergbau)  thätig  waren,  oder  bei  staat- 
lichen Verkehrsanstalten  (Elisenbahn,  Dampfschiffahrt)  Verwendung 
fanden,  bei  denen  schon  vor  dem  Inslebentreten  des  Kranken- 
versicherungsgesetzes Betriebskrankenkassen  bestanden.  Sonst 
aber  schloi's  der  Staat  nicht  nur  in  seinem  Gesetze,  sondern  auch 
in  seiner  Verwaltung  seine  Bediensteten  von  der  Wohlthat  der 
Krankenversicherung  aus. 

Letzteres  mufs  insbesondere  bezüglich  der  Post-  und 
Telegraphenverwaltung  hervorgehoben  werden,  ein  Staats- 
betrieb, welcher  nach  Ansicht  des  Verfassers  zweifellos  von  An- 
fang an  unter  die  Wirksamkeit  des  Krankenversicherungsgesetzes 
£el.  Eb  kann  wohl  kaum  geleugnet  werden,  dafs  dieses  staat- 
liehe Unternehmen  gewerbemäfsig  und  mit  Gewinnabsicht  be- 
trieben wird  und  eine  wichtige  Einnahmsquelle  des  Staates  dar- 
stellt. Die  k.  k.  Post-  und  Telegraphen  Verwaltung  geht  tägUch 
in  geschäftsmälsiger  Weise  mit  Tausenden  von  Privatpersonen 
entgeltliche  Verträge  auf  Beförderung  von  Gütern,  Geldern, 
Briefen  und  Nachrichten  ein,  um  daraus  für  die  Staatskasse  einen 
Gewinn  zu  erzielen.  Das  Unternehmen  fällt  daher  ohne  Zweifel 
unter  §  1  Ahn.  2  des  Krankenversicherungsgesetzes  und  waren 
die  dabei  ohne  festen  Gehalt  angestellten  Arbeiter  und  Betriebs- 
beamten von  Beginn  der  Gesetzeswirksamkeit  an  versicherungs- 
pflichtig. Die  Beschäftigung  dieser  Personen  (Aushilfstele- 
graphistinnen ,  Aushilfsmanipulanten,  provisorische  und  Aushilfs- 
diener, Telegraphen-  und  Telephonarbeiter,  Landbriefträger  u.s.  w.) 
kommt  jener  der  Angestellten  einer  grofsen  Handelsfirma  gleich 
und  ihr  Versicherungsbedürfhis  ebenso.  Wie  ungleich  aber  war 
die  Behandlung  dieser  Leute  bezüglich  ihrer  Versicherung ,  je 
nachdem  sie  bei  einem  ärarischen  oder  nichtärarischen  Postamte 
bestellt  waren!  Eine  Ministerialentscheiduug  vom  Jahre  1892 
erklärt:    „Die  von  einem  Postmeister  und  beziehungsweise  Post- 
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Expedienten  für  den  Post-  und  Telegraphendienst  in  einem  nicht- 
ärarischen  Postamte  aafgenommenen  Personen  sind  als  kranken- 
versicherungspflichtig  anzusehen".  Bezüglich  der  ärarischen 
Postämter  aber  stellte  sich  die  Regierung  auf  den  Standpunkt: 
^Die  Hil&beamten  der  k.  k.  Ämter  und  Behörden  gehören  nicht 
zu  den  versicherungspflichtigen  Personen  und  ist  mit  Rücksicht 
auf  die  taxative  Aufzählung  der  im  §  1  des  Krankenversicherung«- 
gesetzes  bezeichneten  Personen  die  Ausdehnung  der  Versicherungs- 
pflicht auf  die  Hilfsbeamten  der  k.  k.  Staatsbehörden  und  Amter 
im  Verordnungswege  ausgeschlossen."^  (Entscheidung  vom  Jahre 
1891.)  —  Interessant  ist  auch  eine  hieher  gehörige  Entscheidung 
des  k.  k.  Verwaltungsgerichtshofes  vom  28.  September  1900 
ZI.  6635,  betreffend  die  Krankenversicherungspflicht  der  bei  den 
Lokaltelegraphenanstalten  in  Wien  nicht  definitiv  angestellten 
Staatsbediensteten.  Hier  wird  der  Begriff  „Staatsanstalt  zur  Er- 
füllung von  Verwaltuhgsaufgaben  bezw.  von  Verwaltungspflichten 
des  Staates^  aufgestellt  und  die  Bezeichnung  der  darunter  wiU- 
kürlich  subsumierten  Anstalten  als  gewerbsmäfsig  betriebene  Unter- 
nehmungen oder  als  Betriebe  als  eine  begriffliche  Unmöglich* 
keit  erklärt.  Wie  willkürlich  diese  Unterstellung  von  Betrieben 
unter  obigen  Begriff  ist,  geht  schon  daraus  hervor,  dafs  man  dem 
als  Verkehrseinrichtung  dienenden  Telephon  den  Charakter 
einer  „ Staatsanstalt  zur  Erfüllung  von  Verwaltungsaufgaben*'  dann 
wieder  nimmt,  wenn  es  zwar  im  Auftrage  und  auf  Rechnung  des 
Staates,  aber  von  einem  Subunternehmer  betrieben  wird. 

Ein  ähnlicher  Widerspruch  zeigt  sich  darin,  dafs  die  Regie- 
rung die  Angestellten  der  Maut-  und  Verzehrungssteuer 
nur  dann  für  versicherungspflichtig  erklärt,  wenn  diese  Steuer 
verpachtet  ist,  im  anderen  Falle  aber,  wenn  der  Staat  diese  Steuer 
selbst  verwaltet,  seine  Bediensteten  als  nicht  versicherungspflichtig 
behandelt.  In  beiden  Fällen  üben  diese  Personen  Funktionen 
staatlicher  Steuerorgane  ganz  in  derselben  Weise  aus ;  der  Unter- 
schied liegt  nur  darin,  dafs  im  ersteren  Falle  der  ftir  den  Staat 
eingehobene  Steuergewinn  nicht  direkt,  sondern  auf  dem  Umwege 
durch  die  Tasche  eines  Pächters,  der  dann  auch  ein  Risiko  übo*- 
nimmt,  in  den  Staatssäckel  fliefst.  — 

Im  Oegensatze  zu  der  sonstigen  extensiven  Interpretation 
des  Gesetzes  sind  auch  Ministerialentscheidungen  (vom  Jahre  1891 
und  1892)  bemerkenswert,  welche  erklären,  dafe  der  von  der 
Heeresverwaltung  in  eigener  Regie  gefbhrte  Betrieb  eines  Militär- 
verpflegsmagazines  kein  versicherungspflichtiges  Unter- 
nehmen ist.  — 

Zu  den  der  Krankenflirsorge  dringend  bedürftigen  Arbeitern 
gehört  femer  auch  das  grofse  Heer  der  Diurnisten  in  den 
verschiedenen  staatlichen  Ämtern.  Sie  sind  nach  dem 
Wortlaute  des  Gesetzes  nicht  unter  die  Zwangsversicherung  ein- 
bezogen ;  der  Staat  sah  sich  aber  auch  nicht  zu  einer  freiwilligen 
Versicherung  derselben  veranlafst     Ihre  Verwendung  gleicht  der 
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in  den  Kanzleien  der  Advokaten,  Notare,  in  Versicherungs-  und 
anderen  Privatanstalten  verwendeten  Personen,  auf  welche  die 
Praxis  den  Versicberungszwang  ausdehnte;  ihre  wirtschaftliche 
Stellung  ist  meist  schlechter.  Abgesehen  davon,  dafs  ihre  Arbeits- 
kraft aus  Erspamisrticksichten  sehr  ausgenützt  wird,  ohne  ihre 
Besüge  mit  den  Leistungen  in  Einklang  zu  bringen,  ist  ihnen 
auch  ein  Nebenverdienst  meist  unmöglich  gemacht  und  ihnen 
kein  Anspruch  auf  Kündigung  gegeben,  so  dafs  sie  täglich  ge- 
wärtig sem  müssen,  bei  Nachlassen  der  Arbeitsinenge  von  heute 
auf  morgen  ihres  Einkommens  verlustig  zu  werden.  —  Wenn 
das  Krankenversicherungsgesetz  eine  socialpolitische  Mafsregel 
ersten  Ranges  sein  soll,  wenn  durch  dasselbe,  wie  es  in  dem 
Berichte  des  Grewerbeausschusses  heifst,  „die  Verbesserung  des 
Lohns  der  arbeitenden  Klassen  und  die  gründliche  Heilung 
der  socialen  Schäden '^  unternommen  werden  soll,  dann  mufs  auch 
diese  grofse  Klasse  von  Arbeitern  imd  Betriebsbeamten,  die  dem 
Staate  und  der  Gesellschaft  ein  ganz  gewaltiges  Stück  Arbeit 
leisten  und  für  beide  unentbehrlich  sind,  der  Wohlthat  des  Kranken- 
versicherungsgesetzes teilhaft  gemacht  werden. 

Allmählich  hat  sich  auch  bei  den  mafsgebenden  Stellen  die 
Überzeugung  Bahn  gebrochen,  dafs  in  der  Vernachlässigung  der 
staatlich  ohne  festen  Gehalt  angestellten  Personen  gegenüber 
den  Bediensteten  in  Privatuntemehmungen  betreffs  der  Versorgung 
für  den  Krankheitsfall  ein  schweres  Unrecht  liege.  Charakte- 
ristisch ist  es,  dafs  diese  Überzeugung  zuerst  im  Bereiche  der 
Post-  und  Telegraphenverwaltung  zum  Ausdrucke  kam.  In  einem 
Erlasse  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  17.  März  189G 
ZI.  11477  wird  zunächst  ausdrücklich  anerkannt,  dafs  die 
beim  Telegraphen-  und  Telephonbaue  gegen  Taggeld  verwendeten 
Bediensteten  im  Sinne  des  §  1  Alin.  1  und  2  des  Kranken- 
versicheruTigsgesetzes  als  kranken  Versicherungspflicht  ig  er- 
scheinen. Es  wird  daher  die  Weisung  gegeben,  bis  zur  defini- 
tiven Regelung  der  Frage  im  einzelnen  Erkrankungsfallc 
beim  Ministerium  Anträge  auf  Flüssigstellung  der  Minimal- 
leistimgen  des  Krankenversicherungsgesetzes  zu  stellen.  —  Ein 
vertraulicher  Erlafs  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  23.  Mai 
1899  No.  22  72(3  ermächtigt  die  Post-  und  Telegraphendirektionen, 
die  gegen  Bezug  des  Taggeldes  angestellten  Personen  für  die  Zeit 
der  Waffenübungen ,  für  die  dienstfreien  Sonn-  und  Feiertage 
und  im  Falle  der  durch  Erkrankung  bedingten 
Dienstesabwesenheit  während  der  ersten  vier  Wochen 
im  Fortbezuge  des  vollen  Taggeldes  zu  belassen;  von  dieser  Er- 
mächtigung sei  jedoch  nicht  notwendig  in  allen  Fällen  Gebrauch 
zu  machen.  — 

Im  Herbste  des  Jahres  1899  wurden  sodann  von  Seiten 
mehrerer  Centralstellen  an  die  unterstehenden  Behörden  gleich- 
artige Weisungen  erlassen,  welche  die  Krankenftirsorge  der  ohne 
festen   Gehalt  Bediensteten   im  Auge  haben;  so  die  Erlässe  des 
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Handelsministeriums  vom  15.  September  1899  Ko.  49114  und 
vom  28.  November  1899  No.  55212,  der  Erlafs  des  Finana- 
ministeriums  vom  29.  August  1899  ZI.  6878,  die  Verordnung 
des  Justizministeriums  vom  2.  September  1899  No.  37  u.  a.  m. 
Hienacb  wurde  angeordnet,  dafs  den  Diumisten  (bei  der  Post- 
und  Telegraphenverwaltung  auch  den  aushilfsweise  verwendeten 
Post-  und  Telegraphenexpeditoren ,  Schreibkräften,  Dienern  und 
Aushilfskräften)  im  Falle  einer  durch  Krankheit  verursachten 
Dienstesabwesenheit  bis  zur  Maximaldauer  von  drei  Monaten  der 
Fortbezug  der  Löhnungen  und  Taggelder  belassen  werden  solle. 

Endlich  wurde  durch  den  §  16  des«  Gesetzes  vom 
26.  Dezember  1899,  R.G.BI  No.  255,  betreffend  die  Regelung 
der  Bezüge  der  in  die  Kategorie  der  Dienerschaft  gehörigen 
aktiven  Staatsdiener,  die  Wirksamkeit  des  Krankenversicherungs- 
gezetzes  auf  einen  Teil  der  ohne  festen  Gehalt  angestellten  Staats- 
bediensteten  ausgedehnt.  Hiernach  sind  die  aus  Staatsmitteln 
entlohnten  provisorischen  und  Aushilfsdiener  im 
Sinne  des  Krankenversicherungsgesetzes  vom  30.  März  1888  für 
den  Krankheitsfall  zu  versichern,  doch  kann  diese  Versicherung 
entfallen,  wenn  diesen  Personen  die  Mindestleistungen  im  Sinne 
der  §§6  und  8  des  bezogenen  Gesetzes  gewährt  werden. 

So  kurz  diese  gesetzliche  Ergänzung  unserer  geltenden 
Arbeiterkrankenversicherung  ist  (sie  besteht  aus  einem  einzigen 
Paragraphen),  so  interessant  ist  sie  in  mehrfacher  Beziehung,  zu- 
mal, wenn  man  sie  in  der  Beleuchtung  der  Durchführungs- 
verordnung des  Gesamtministeriums  vom  5.  Februar  liHMj, 
R.G.BI.  No.  28,  und  der  mit  dieser  sich  deckenden  Verord- 
nungen der  einzelnen  Centralstellen  betrachtet.  Zunächst  ist 
festzustellen,  dafs  sich  dieses  neue  Gesetz,  welches  mit  1.  Januar 
1900  in  Kraft  zu  treten  hatte,  nur  auf  einen  Teil  der  der 
Krankenversicherung  bedürftigen  Staatsbediensteten  bezieht,  näm- 
lich, wie  die  Durchführungsverordnung  genauer  ausftlhrt,  nur  auf 
die  bei  staatlichen  Behörden,  Ämtern,  Anstalten  und  Betrieben 
beschäftigten  Staatsbediensteten,  welche  der  Kategorie  der 
Dienerschaft  angehören  und  keine  ständigen  Bezüge 
haben.  Die  einzelnen  Centralstellen  wiesen  daher  die  unterstellten 
Behörden  an,  nur  die  provisorischen  und  Aushil&diener ,  nicht 
aber  die  nur  zu  einzelnen  Verrichtungen  aufgenommenen 
Personen,  namentlich  auch  nicht  die  Diumisten  zu  versichern. 
Für  diese  soll  die  bereits  ft*üher  angeordnete  Fortzahlung  der 
Taggelder  durch  drei  Monate  (das  sind  dreizehn  Wochen)  im 
Kjankeitsfalle  weiter  geübt  werden.  — 

Die  gesetzlich  neu  angeordnete  Versicherung  der  provi- 
sorischen und  Aushilfsdiener  kann  ferner  dann  entfallen,  wenn 
dieselben  bereits  auf  einem  anderen  Wege  als  auf  dem  der  Ver- 
sicherung die  in  den  §§  6  u.  8  des  Krankenvei^icherungsgesetzes 
vorgeschriebenen  Mindestleistungen  im  Krankheitsfalle  erhalten. 
Diese   Bestimmung   steht   im    Widerspruche   mit  dem   §   4    des 
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Erankenversicherungsgesetzes  und  hebt  dessen  Wirksamkeit  für 
die  in  die  Versicherung  neu  einbezogenen  Personen  auf.  Denn 
bezüglich  dieser  wird  die  Befugnis  der  politischen  Behörde  erster 
Instanz  aufser  Kraft  gesetzt,  wonach  dieselbe  im  einzelnen 
Falle  mit  Zustimmung  des  zu  Versichernden  und  nach 
Untersuchung  der  Sachlage  allein  von  der  Versicherungspflicht 
befreien  kann,  wenn  die  Unterstützungsleistungen  der  £«nken- 
kassen  in  anderer  Weise  sichergestellt  sind.  An  die  Stelle  der 
politischen  Behörde  tritt  hier  das  freie  Ermessen  jedes  einzelnen 
staatlichen  Amtsvorstandes,  was  denn  doch  etwas  bedenklich  er- 
scheint, zumal  der  zu  Versichernde  nicht  einmal  um  seine  Ein- 
willigung befragt  zu  werden  braucht.  —  Die  Durchfbhrungs« 
Verordnung  des  Gesamtministeriums  ordnet  weiter  an,  dafs  die 
Versicherung  der  Staatsbediensteten,  soweit  dieselben  nicht  etwa 
schon  einer  staatlichen  Betriebskrankenkasse  angehören,  nur  bei 
den  Bezirkskrankenkassen  zu  erfolgen  hat,  eine  Be- 
stimmung, welche  zwar  diesen  Kassen  zugute  kommt,  jedoch  für 
den  Arbeiter  sowie  für  dessen  Chef  jede  etwa  den  besonderen 
Verhältnissen  des  Ortes  oder  der  Personen  Rechnung  tragende 
Einflulsnahme  auf  die  W^ahl  der  Versicherungsanstalt  von  vorn- 
herein ausschliefst.  Da  hiedurch  aufserdem  die  Freizügigkeit 
des  Bediensteten  beeinträchtigt  wird,  so  setzt  die^e  Durchführungs- 
bestimmung ebenso  wie  die  oben  besprochene  Gesetzesbestimmung 
den  versicherten  Staatsbediensteten  gegenüber  anderen  versiche- 
rungspflichtigen Arbeitern  in  einen  gewissen  Nachteil. 

Demgegenüber  macht  eine  andere  Anordnung  des  Gesamt- 
ministeriums den  versicherten  Staatsbediensteten  ein  wertvolles 
Zugeständnis:  die  Übernahme  sämtlicher  Krankenkassen- 
beiträte,  auch  die  der  Versicherten,  auf  die  Staatskasse.  So 
menschenfreundlich  dieses  Vorgehen  erscheint,  so  wäre  mir  doch 
an  Stelle  dieser,  die  Principien  der  Gegenseitigkeit  der  Ver- 
sicherung und  der  Selbsthilfe  der  Arbeiterschaft  durchbrechenden 
Bestimmungen  die  uneingeschränkte  Einbeziehung  aller  ohne 
festen  Gehalt  angestellten  Staatsdiener,  namentlich  auch  der  Diur- 
nisten  unter  das  Krankenversicherungsgesetz  vom  Standpunkte 
der  socialpolitischen  Zwecke  desselben  lieber  gewesen.  So  trägt 
das  neue  Gesetz  doch  den  Stempel  der  Un  Vollkommenheit 
an  sich. 

Es  möge  mir  bezüglich  der  Krankenversicherung  der  in 
öffentlichen  Diensten  stehenden  Personen  ein  vergleichender  Blick 
auf  die  bezüglichen  Verhältnisse  im  Deutschen  Reiche  gestattet 
sein.  Im  deutschen  Gesetze  entspricht  dem  §  2  unseres  Gesetzes, 
wonach  alle  Bediensteten,  welche  in  einem  Betriebe  des  Staates, 
eines  Landes,  eines  Bezirkes,  einer  Gemeinde  oder  eines  öfient- 
lichen  Fonds  mit  festem  Gehalte  angestellt  sind,  der  Versicherungs- 
pflicht grundsätzlich  entzogen  erscheinen,  die  zweckmäfsigere  An- 
ordnung des  §  3.  Dieser  nimmt  alle  Personen  des  Soldaten- 
Standes,  sowie  solche  in  Betrieben  oder  im  Dienste  des  Reiches, 
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eines  Einzelstaates  desselben  oder  eines  Eommunalverbandes  be- 
schäftigten Personen  von  der  Versieherungspfiieht  im  allgemeinen 
aus,  welche  gegenüber  diesen  Korporationen  in  Krankheitsfällen 
Ansprach  auf  Fortzahlung  ihrer  Bezüge  durch  die  ftkr  die  Unter- 
stützungsleistungen der  Krankenkassen  vorgeschriebene  Mindest- 
dauer  haben.  Im  übrigen  erklärt  das  deutsche  Gesetz  in  sdnem 
§  1  die  im  gesamten  Betriebe  der  Post-  und  Telegraphen- 
▼  erwaltungen,  sowie  in  den  Betrieben  der  Marine-  und 
Heeresverwaltungen  gegen  Gehalt  oder  Lohn  beschafften 
Personen  für  unbedingt  versicherungspflichtig,  die  in  den 
Kommunalbetrieben  und  im  Kommunaldienste,  sowie  in  Betrieben 
oder  im  Dienste  des  Reiches  oder  einzelner  Staaten  desselben 
beschäftigten  Personen  aber,  insoweit  sie  nach  §  1  nicht  schon 
der  unbedingten  Versicherung  unterzogen  wurden,  für  bedingt 
versicherungspflichtig.  Die  Bedingung  besteht  in  der  statutarischen 
Bestimmung  eines  Kommunalverbandes,  bezw.  in  einer  ent- 
sprechenden Verfügung  des  Reichskanzlers  oder  der  Central- 
behörde  eines  Einzelstaates. 

().  Eine  Beschränkung  der  Wohlthat  des  Krankenversiche- 
rungsgesetzes von  weittragender  Bedeutung  liegt  in  der  im  §  3 
ausgesprochenen  Ausschliefsung  der  gesamten  Land- 
und  Forstwirtschaft.  Bei  einer  Erörterung  der  Grenzen 
unseres  Gesetzes  ist  es  unerläfslich,  auf  diesen  Punkt  näher  ein- 
zugehen und  insbesondere  auf  die  Ursachen  dieser  Ausschliefsung 
hinzuweisen.  Dieselben  liegen,  wie  aus  den  Protokollen  des  Ab- 
geordnetenhauses hervorgeht,  teils  in  Bedenken  staatsrechtlicher 
Natur,  teils  in  der  Scheu  vor  der  schwierigen  praktischen  Durch- 
führung dieses  Teiles  der  Arbeiterversicherung. 

Schon  im  Gesetzentwurfe  der  Regierung  war  eine  defini- 
tive Entscheidung  bezüglich  der  Krankenversicherungspflicht  der 
in  land-  und  forstwirtschaftlichen  Betrieben  beschäf);igten  Arbiter 
nicht  getroffen.  Angesichts  der  grofsen  Schwierigkeiten,  welche 
der  Durchführung  der  obligatorischen  Krankenversicherung  auf 
dem  Lande  gegenüberstehen  und  deren  zweckmälsige  Über- 
windung bei  der  Verschiedenheit  der  in  Betracht  kommenden 
Verhältnisse  vielfache,  zeitraubende  Erhebungen  und  Beratungen 
nötig  macht,  wollte  man  das  Zustandekommen  unseres  Gesetzes 
durch  das  Eingehen  auf  diese  Fragen  nicht  weiter  verzögern  und 
dasselbe  zunächst  wenigstens  fbr  die  industrielle  Bevölkerung  in 
Wirksamkeit  treten  lassen.  Die  gesetzliche  Regelung  der  land- 
und  forstwirtschaftlichen  Arbeiterversicherung  sollte  der  ^näch- 
sten Zukunft ^^  vorbehalten  sein.  Inzwischen  sei  ja  fbr  die 
erkrankten  Arbeiter  dieser  Art  noch  vielfach  durch  Pflege  in  der 
Familie  des  Arbeitgebers  und  durch  sonstige  Aushilfen  des 
letzteren  (insbesondere  nach  den  Bestimmungen  der  Gesinde- 
ordnungen, Winzerordnungen  u.  dgl.)  vorgesorgt.  —  Da  sich  die 
Regierung  aber  nicht  verhehlte,  da(s  auch  hier  baldigste  Hilfe 
not  thue,  so  sollte  nach  dem  Regierungsentwurfe  das  Ministerium 
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des  Innern  ermächtigt  werden,  bezüglich  dieser  Arbeiter  nach  den 
durch  die  Sachlage  gebotenen  Einvernehmungen  Entscheidungen 
zu  treffen  7  durch  welche  in  einzelnen  Ländern  und  LandesteUen 
auch  die  land-  und  forstwirtschaftUchen  Arbeiter  der  Ver- 
sicherungspfiicht  unterworfen  würden.  Solche  £kitscheidungen 
sollten  aber  ihrer  Natur  nach  nur  administrative  Versuche 
sein,  welche  ein  hinreichendes  Material  für  eine  den  eigenartigen 
Verhältnissen  der  österreichischen  Landwirtschaft  aneepafste  end- 
gültige gesetzliche  Regelung  dieser  Frage  liefern  sollten^ 
ohne  dals  die  gesamte  Landwirtschaft  auf  dem  Verwaltungswege 
in  die  Versicherungspfiicht  einbezogen  werden  könne. 

Demgemäfs  hatte  der  §  2  des  Regierungsentwurfes  folgenden 
Wortlaut : 

^Der  Minister  des  Innern  ist  im  Elinvemehmen  mit  den 
übrigen  beteiligten  Ministerien  berechtigt,  in  einzelnen  Ländern 
oder  Landesteilen  die  in  land-  und  forstwirtschaftUchen  Be- 
trieben beschäftigten  Arbeiter  und  Betriebsbeamten,  letztere 
mit  dem  in  §  1  bezeichneten  Jahresverdienste,  soweit  diese 
Personen  nicht  bereits  nach  §  1  versicherungspflichtig  sind, 
der  Versicherungspflicht  im  Sinne  dieses  Gesetzes  zu  unter- 
werfen. 

Vor  der  Entscheidung  sind  der  betreffende  Landeskultur- 
rath  oder,  wo  ein  solcher  nicht  besteht,  ein  oder  mehrere  land- 
oder  forstwirtschaftliche  Vereine  einzuvemehmen  und  ist  das 
Gutachten  des  betreffenden  Landesausschusses  einzuholen.'' 
Diesem  Regierungsvorschlage  wurde,  ich  möchte  hinzufügen 
„leider^,  von  keiner  der  beiden  Seiten  des  Abgeordnetenhauses 
zugestimmt.  Die  Minorität  wollte  trotz  der  unleugbaren  Durch« 
fUhrungSBchwierigkeiten  die  Land-  und  Forstwirtschaft  sogleich 
mit  unter  das  Gesetz  einbezogen  wissen,  die  Majorität  wollte  aus 
principiellen  Gründen  der  Regierung  eine  so  „unerhörte  Voll- 
macht"^ und  damit  ein  so  weitgehendes  Vertrauen  in  Dingen,  die 
von  rechtswegen  der  Gesetzgebung  unterliegen,  nicht  einräumen, 
zumal  dieselbe  hiedurch  auch  „mit  den  Landesgesetzgebungen 
in  unlösbaren  Konflikt'^  käme.  Vielmehr  sollte  dieser  ganze  Teil 
der  Versicherungsirage  der  Landesgesetzgebung  im  Sinne  des 
dann  auch  thatsächlich  zum  Beschlüsse  erhobenen  §  3  des  Ge* 
setzes  überantwortet  werden,  da  diese  viel  eher  imstande  sei, 
mit  den  verschiedenartigen  Schwierigkeiten,  als  da  sind:  die  am 
Lande  noch  grofsenteils  herrschende  Naturalwirtschaft,  die  Ab- 
grenzung der  jeweiligen  Arbeitgeber-  und  Arbeitnehmerklasse, 
die  vielfache  Verwendung  unständiger  Taglöhner,  der  Mangel  an 
Landärzten  u.  s.  w.,  fertig  zu  werden.  Hiebei  wurde  auch  noch 
eine  staatsrechtliche  Frage,  betreffend  die  Kompetenz  des  Reichs- 
rates und  der  Landtage  aufgeroUt.  — 

a)  Um  die  im  Gegenstände  zu  überwindenden  Schwierig* 
keiten  in  das  rechte  Licht  zu  rücken,  kann  ich  es  mir  nicht 
versagen,  mit  einigen  Worten   noch  auf  die  bezügUchen   Ver- 
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handlungen  im  Abgeordnetenhause  einzugehen,  bei  welchen  sich 
namentlich  der  Abgeordnete  Dr.  Baemreither  und  Ministerialrat 
Dr.  Steinbach  durch  ihre  lichtvollen  Darlegungen  groCse  Ver- 
dienste erwarben.  Daselbst  wurde  folgendes  ausgeführt :  Während 
auf  dem  Lande  im  Gebiete  der  Centralalpen  im  grolsen  und 
ganzen  noch  die  alte  deutsche  Ansiedlungsform  der  Einzdhöfe 
vorherrscht,  überwi^t  in  den  deutsch-slavischen  Ländern  nörd- 
lich der  Donau  die  Ansiedlung  in  Dörfern.  Diese  Verschieden- 
heit wirkt  naturgemäfs  auf  die  gesamten  landwirtschaftlichen  Ver- 
hältnisse, insbesondere  aber  auf  die  landwirtschaftliche  Arbeiter- 
frage zurück.  In  den  Alpenländem  Uegt  das  Schwei^ewicht 
der  letzteren  im  Dienstboten wesen,  weil  hier  die  über- 
wiegende Mehrzahl  aller  Arbeitskräfte  mit  ihrem  Arbeitgeber  im 
gemeinsamen  Haushalte  lebt  und  daher  zu  ihm  im  Verhältnisse 
von  Dienstboten  steht.  In  den  deutsch-slavischen  Ländern  aber 
mu(s  man  drei  Klassen  von  landwirtschaftlichen  Arbeitern  von 
einander  unterscheiden:  die  als  Knechte  und  Mägde  bei  d^i 
Orundbesitzem  dauernd  in  Verwendung  genommenen  Dienst- 
boten, femer  die  sogen.  „Häusler",  das  sind  kleine  Besitzer,  deren 
Grundbesitz  nicht  ausreicht,  um  den  Eigentümer  und  dessen 
Familie  zu  ernähren,  und  die  deshalb  darauf  angewiesen  sind| 
sich  als  landwirtschaftliche  Taglöhner  bei  gröfseren  Landwirten 
einen  Nebenverdienst  zu  schaflfen;  endlich  die  eigentlichen  land- 
wirtschaftlichen Lohnarbeiter,  welche  kein  Grundeigentum  be- 
sitzen, sondern  unständig  durch  das  Land  ziehen,  sich  bald  hier, 
bald  dort  dem  Landwirte  verdingen  und  zu  diesem  in  einem 
ähnlichen  Verhältnisse  stehen,  wie  die  Fabriksarbeiter  zu  ihrem 
Fabriksherm. 

Von  diesen  verschiedenen  Arbeiterklassen  machen  die  Häusler 
wegen  ihrer  Doppeleigenschaft  als  Lanclwirte  und  Arbeiter  und 
wegen  ihrer  nur  zeitweisen  Lohnarbeit,  die  umherziehenden  Lohn- 
arbeiter aber  wegen  ihrer  Unständigkeit  der  Krankenversicherong 
besondere  Schwierigkeiten. 

Em  anderes  Bedenken  gegen  die  Versicherung  in  der  Land- 
wirtschaft liegt  darin,  dals  die  Krankenkassen,  wie  sie  nach  dem 
vorUegenden  Gesetze  organisiert  sind,  sich  auf  zu  grofse  Teni- 
torien  erstrecken  müfsten,  um  die  zum  rentablen  Bestände  nötige 
Zahl  von  Mitgliedern  zu  bekommen,  wodurch  wieder  die  Ver- 
waltung und  insbesondere  die  Überwachung  der  Eotinken  sdur 
erschwert,  wenn  nicht  undurchführbar  würde.  Im  Deutschen 
Reiche  wurde  die  Sache  durch  die  Einrichtung  der  von  den 
Kommunalbehörden  unentgeltlich  verwalteten  Gemeinde-  und  Orts- 
krankenkassen wesentlich  erleichtert.  Zudem  räumt  dort  das 
Gesetz  vom  5.  Mai  1886,  betreffend  die  Unfall-  und  Kranken- 
versicherung der  in  land-  und  forstwirtschaftlichen  Betrieben  be- 
schäftigten Personen,  den  Verwaltungsbehörden  weitgehende  Be- 
fugnisse zur  Eirleichterung  der  Versicherungspfiicht  und  An- 
passung derselben  an  den  einzelnen  Fall  ein. 
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Auch  die  in  den  einzelnen  österreichischen  Provinzen  sehr 
verschiedene  Höhe  des  durchschnittlichen  Taglohnes,  welcher  ja 
die  Grundlage  für  unsere  ganze  geltende  Krankenversicherung 
bildet,  macht  bei  der  Land-  und  Forstwirtschaft  die  Versicherungs- 
frage sehr  verwickelt.  Insbesondere  ist  zu  bedenken,  dafs  der 
Lohn  und  die  sonstigen  Bezüge  des  Arbeiters  hier  durchaus 
nicht  sein  einziges  Einkommen  bilden  und  daher  viel  zu  gering 
wären,  um  darauf  seine  Versorgung  für  den  Erankheits&ll  zu 
gründen;  dafs  dieser  Lohn  sich  vielmehr  oft  nur  als  eine  Er- 
gänzung zu  Naturalbezügen,  zum  E^inkommen  aus  eigenem  Grund- 
besitz und  aus  der  Hausindustrie  darstellt. 

EndUch  macht  eine  Regelung  der  Krankenversicherung  auf 
dem  Lande  eine  vorgängige,  gewils  nicht  leichte  Auseinander- 
setzung mit  den  Armengesetzen  der  einzelnen  Provinzen  not- 
wendig. Da  die  land-  und  forstwirtschaftlichen  Arbeiter  der  ver- 
schiedenen Arten  meist  mittellos  sind,  so  fallen  sie  mit  dem  Zeitpunkt 
ihrer  Erkrankung,  insofern  sie  nicht  als  Dienstboten  auf  Grund 
besonderer  Bestimmungen  einzelner  Dienstbotenordnungen  von 
ihren  Arbeitgebern  eine  Zeit  lang  verpflegt  werden  müssen,  so- 
gleich der  Armenpflege  anheim,  und  ist  diesbezüglich  in  einer 
Reihe  von  Landesarmengesetzen  Vorsorge  getroffen.  Wenn  nun 
statt  dessen  die  Krankenversorgung  dieser  Personen  von  eigenen 
Krankenkassen  übernommen  würde,  deren  Aufwand  ja  durch 
Beiträge  der  Versicherten  und  der  Arbeitgeber  zu  decken  ist, 
so  würde  dadurch  ein  grofser  Teil  der  Armenversorgungspflicht 
vom  Landesverbände  und  von  den  Gemeinden  auf  die  Kranken- 
kassen und  dadurch  auf  deren  meist  sehr  arme  Mitglieder  über- 
wälzt, den  gegenwärtig  Versorgungspflichtigen  Gemeinden  aber 
würden  ungerechtfertigt  weitgehende  Versorgungspflichten  ab- 
genommen. 

Dem  letzteren  Punkte  gegenüber  wurde  ausgeführt,  da£s  die 
Armenversorgung  ja  immer  erst  dann  eingreife,  wenn  thatsächlich 
schon  eine  gänssliche  Verarmung  der  Unterstützung  werbenden 
Person  oder  FamiUe  eingetreten  sei,  wenn  deren  Ek'spamisse  auf- 
gebraucht, deren  Habseligkeiten  verkauft  oder  verpfändet  seien 
und  die  Betreffenden  im  tie&ten  Elende  ständen.  Dies  aber  solle 
gerade  durch  die  Krankenversicherung  verhindert  werden,  indem 
sofort  mit  Beginn  der  Krankheit  und  der  folgenden  Erwerbslosig- 
keit die  nötigsten  Mittel  zur  Pflege  und  zum  Unterhalte  gewährt 
werden,  so  dafs  der  Besitz  der  Familie  nicht  angegriffen  zu 
werden  brauche.  —  Auch  sei  es  nicht  begründet,  der  Landes- 
gesetzgebung  die  Regelung  der  Versicherung  anheimzugeben,  denn 
die  zu  Schwierigkeiten  Anlals  gebenden  Verschiedenheiten  der 
Verhältnisse  gruppieren  sich  durchaus  nicht  nach  einzelnen  Pro- 
vinzen ,  sondern  träten  ebenso  innerhalb  jeder  einzelnen  Provinz 
zu  Tage. 

b)  Neben  diesen  Schwierigkeiten  fUr  die  Durchführung  der 
Krankenversicherung  auf  dem  Lande,   wurde  aber  auch  noch, 
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wie  schon  oben  angedeutet,  von  einem  Teil  des  Abgeordneten- 
hauses der  staatsrechtliche  Eünwand  erhoben,  dafs  die 
Regelung  land-  und  forstwirtschaftlicher  Verhältnisse  und  somit 
auch  der  Versicherung  der  land-  und  forstwirtschaftlichen  Arbeiter 
der  Kompetenz  des  Reichsrates  durch  das  Staatsgrundgesetz  ent- 
zogen und  der  Machtsphäre  der  Landtage  zugewiesen  sei. 

§  11  des  Staatsgrundgesetzes  vom  21.  Dezember  1867  sagt 
nämlich,  dafs  der  Wirkungskreis  des  Reichsrates  aUe  Angelten- 
heiten  umfasse,  welche  sich  auf  Rechte,  Pflichten  und  Interessen 
beziehen,  die  allen  im  Reichsrate  vertretenen  Königreichen  und 
Ländern  gemeinschaftUch  seien,  und  zählt  dann  mit  den  Worten 
„Es  gehören  daher  zum  Wirkungskreis  des  Reichsrates^  unter 
den  Buchstaben  a  bis  o  eine  Reihe  von  solchen  Angelegenheiten 
auf.  §  12  sagt  dann  weiter:  „Alle  übrigen  Gegenstände  der 
Gesetzgebung,  welche  in  diesem  Gesetze  dem  Reichsrate  nicht 
ausdrücklich  vorbehalten  sind,  gehören  in  den  Wirkungskreis  der 
Landtage/  ...  In  der  Aufzählung  des  §  11  ist  nun  thatsächlich 
weder  vom  Versicherungswesen,  noch  von  der  Land-  und  Forst- 
wirtschaft die  Bede  und  darauf  gestützt  trat  man  im  Abgeordneten- 
hause fUr  die  Verländerung  der  land-  und  forstwirtschafdichen 
Krankenversicherung  ein,  während  man  die  sonstige  Zwangs- 
versicherung als  eine  gewerbliche  Angelegenheit  (§11  lit.  e  obigen 
Staat^rundgesetzes)  betrachtete. 

Um  in  dieser  Streitfrage  Stellung  zu  nehmen,  mufs  man  sich 
zunächst  darüber  klar  werden,  ob  die  Aufzählung  des  §  11  des 
bez.  Staatsgrundgesetzes  eine  taxative  oder  eine  nur  beispiels- 
weise ist;  femer  ob  die  obligatorische  Arbeiterversicherung  nicht 
doch  ihrem  Wesen  nach  eine  untrennbar  zusammenhängende,  das 
gesamte  Volks-  und  Staatsleben  berührende  und  somit  allen  Kron- 
ländern Österreichs  gemeinsame  Angelegenheit  sei,  welche  allere 
dings  auf  verschiedene,  der  Landesetzgebung  zur  Regelung  vor- 
behaltene Verhältnisse  eine  natürliche  Rückwirkung  übe;  oder  ob 
diese  Versicherung  lediglich  eine  interne  Angelegenheit  einsefaier 
Berufsstände  sei;  endlich,  wenn  man  die  Einheit  der  gesamten 
Arbeiterversicherung  bejaht,  ob  sie  nicht  doch  unter  einen  der 
im  §  11  taxativ  oder  exemplifikativ  angeführten  Punkte  sub- 
sumiert werden  könne. 

Über  die  Art  der  Aufzählung  des  mehrbezeichneten  §  11, 
ob  taxativ  oder  exemplifikativ,  läfst  sich  streiten.  Dr.  v.  Mühl- 
feld  hat  fUr  letztere  Ansicht  eine  grammatikalische  Interpretation 
gegeben,  deren  Logik  eine  gewisse  überzeugende  Ki*aft  besitzt 
E>  sagte :  die  taxative  Aufeählung  mufs  sich  auf  die  Aufzählung 
einzelner  Fälle  beschränken ;  sobald  aber  ein  Gesetz  an  die  Spitze 
einen  allgemeinen  Grundsatz  stellt  und  dann  einzelne  Fälle  mit 
dem  Worte  „  daher ^  aufzählt,  so  stellt  ein  so  konstruiertes  Gesets 
diese  folgenden  Fälle  nicht  taxativ  hin,  sondern  als  Folgerangen 
dieses  allgemeinen  Satzes.  Es  sind  daher  die  Aufzählungen  des 
§  11  des  Staatsgrundgesetzes  vom  21.  Dezember  1867  lit  a  bis  & 
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nichts  anderes  als  die  Hauptfolgesätze  aus  dem  Qrundsatze,  welchen 
der  erste  Absatz  des  §  11  enthält.  — 

Derogemäfs  mtUste  nun  untersucht  werden^  ob  die  Arbeiter- 
Krankenversicherung ,  und  zwar  auch  die  land-  und  forstwirt- 
schaftliche, ihrem  Wesen  nach  „sich  auf  Rechte,  Pflichten 
und  Interessen"  bezieht,  „die  allen  im  Reichsrate 
vertretenen  Königreichen  und  Ländern  gemein- 
schaftlich sind";  —  also  sich  unter  den  ersten  Absatz  des 
§  11  subsumieren  läfsl.  — 

Der  Zweck  der  Arbeiterversicherung  ist  die  Erhaltung  eines 
für  den  Bestand  von  Volk  und  Staat  der  Jetztzeit  unentbehr- 
lichen Faktors,  der  Arbeiterschaft,  welche  durch  die  Entwick- 
lung des  modernen  Produktionswesens  in  eine  wirtschaftliche 
Notlage  gekommen  ist.  Durch  ihre  Verelendung  und  Ent- 
artung wird  der  Bestand  und  die  gesunde  Weiterentwicklung 
von  Volk  und  Staat  bedroht,  wobei  es  ganz  gleichgültig  ist, 
welchem  Zweige  der ;  Produktion  der  einzelne  Arbeiter  an- 
gehört, weil  die  einzelnen  Produktionszweige  von  einander  ab- 
hängig sind  und  das  Arbeiterelement  zwischen  ihnen  fortwährend 
fluktuiert.  —  Als  ein  Mittel  zur  Heilung  des  bezeichneten  socialen 
Übels  wurde  die  Arbeiterversicherung  gesetzlich  eingeführt.  Dieses 
Mittel  kann  naturgemäfs  fUr  Volk  und  Staat  nur  dann  von  durch- 
greifendem Erfolge  sein,  wenn  es  auf  die  gesamte  Arbeiter- 
schaft in  allen  ihren  Teilen  und  im  ganzen  Staatsgebiete  An- 
wendung findet,  es  unterliegt  daher  wohl  keinem  Zweifel,  dafs 
sowohl  das  Recht  wie  auch  die  Pflicht  zur  Heilung  dieser 
socialen  Schäden,  wie  auch  das  Interesse  daran,  dafs  diese 
Heilung  eine  allgemeine  und  vollkommene  sei,  allen  im  Reichs- 
rate vertretenen  Königreichen  und  Ländern  gemein- 
schaftlich ist.  Es  wurde  demnach  auch,  ausgehend  von  dem 
Principe  der  Allgemeinheit  der  Arbeiterversicherun^ ,  sowohl  in 
den  Motiven  zum  Gesetze,  als  auch  im  Berichte  des  Qewerbe- 
ausschusses  ausdrücklich  betont,  dafs  die  Ausscheidung  der  land- 
und  forstwirtschaftlichen  Arbeiter  von  der  Geltung  des  Gesetzes 
keine  grundsätzliche,  sondern  nur  eine  vorübergehende  sei  und 
nur  darin  ihre  Begründung  finde,  dafs  man  wegen  der  damals 
noch  nicht  überwundenen  Schwierigkeiten  der  Durchftlhrung  der 
Zwangsversicherung  auf  dem  Liande  das  Zustandekommen  des 
Krankenversicherungsgesetzes  überhaupt  nicht  aufgehalten  wissen 
wollte. 

Eine  nach  Provinzen  verschiedene  Regelung  der  Arbeiter- 
versicherung würde  nicht  nur  die  bezweckte  Wirkung  in  Frage 
stellen,  sondern  auch  von  bedenklichen  Folgen  sein,  weil  dadurch 
in  verschiedenem  Mafse  eine  Verteuerung  der  Produktionskosten 
und  infolgedessen  eine  Verschiebung  der  Konkurrenzfähigkeit  der 
einzelnen  Länder  herbeigefllhrt  würde;  auch  die  Freizügigkeit 
der  Arbeiter,  welche  innerhalb  des  staatlichen  Wirtschaftsgebietes 
gerade  heute  einer  möglichst  weitgehenden   Förderung   bedarf^ 
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würde  durch  die  Verländerung  auch  nur  eines  Teiles  des  Arbeiter- 
Yersicherungswesens  unterbunden  werden.  Überdies  läÜBt  sich 
eine  obligatorische  Elassenversicherung  gar  nicht  durchführen  und 
weiterentwickeln  ohne  eine  centrale  staatliche  Statistik,  ohne  ein- 
gehende Staatsaufsicht,  ohne  Mitwirkung  der  staatlichen  Ver- 
waltungsorgane; sie  bedingt  ja  auch  einen  allgemeinen  Aus- 
schluCs  der  Exequierbarkeit  der  Erankenbezüge ,  eine  allgemeine 
Stempel-  und  Qebührenfreiheit  und  macht  einen  Zusammenschlofs 
der  Kassen  nicht  nur  zu  Landesverbänden,  sondern  auch  über 
die  Grenzen  der  Provinz  hinaus,  ja  zu  Reichsverbänden,  ins- 
besondere zu  Zwecken  der  gegenseitigen  Rückversicherung  und 
gemeinsamer  Eapitalsgebarung  höchst  wtlnschenswert.  Sodal- 
politik  läfst  sich  überhaupt  nicht  länderweise,  sondern  nur  von 
Staatswegen  betreiben  und  man  muls  dem  Abgeordneten  Dr.  Bai- 
reuther  von  Herzen  zustimmen,  wenn  er  sagt:  „Die  ganze  sodal- 
politische  Gesetzgebung  ist  eine  Kultur  aufgäbe  und  von  der 
l>filllung  derselben  wird  die  zukünftige  Gestalt,  vielleicht  das 
Glück  und  die  Ruhe  der  Staaten  abhängen.  Die  Entscheidung 
solcher  weltgeschichtlicher  Fragen  kann  man  doch  unmöglich  den 
einzelnen  Landesverwaltungen  überlassen.  Im  Gegenteil,  es  ist 
die  allgemeine  Tendenz  in  allen  Kulturstaaten  zur  internatio- 
nalen Regelung  der  grofsen,  socialpolitischen  und  insbesondere 
der  Arbeiterfragen." 

Ist  diese  Überzeugung  einmal  durchgedrungen,  so  mufs  sich 
auch  die  staatsrechtliche  Formel  für  die  Reichskompetenz  zur 
Arbeiterversicherung  finden  lassen.  Steht  man  auf  dem  Stand- 
punkte, dafs  die  Aufzählung  des  §  11  des  Staatsgrundgesetzes 
vom  21.  Dezember  1867  eine  beispielsweise  und  nicht  eine  taxa- 
tive  sei,  so  ist  die  Kompetenzfrage  gelöst,  denn  die  Arbeiter- 
versicherung fHllt  dann  zweifellos  unter  den  ersten  Absatz  des 
allgemeinen  Inhaltes  dieses  Paragraphen.  Steht  man  aber  auf 
dem  Standpunkt,  dafs  die  bezeichnete  Aufisählung  eine  taxative 
sei,  so  scneint  die  theoretische  Lösung  unserer  Frage  aller- 
dings schwieriger.  Aber  das  Studium  der  dem  Zustandekommen 
obigen  Verfassungsgesetzes  vorausgegangenen  Beratungen  iUhrt  zu 
einem  ganz  überraschenden  Ergebnisse.  In  der  Sitzung  des 
Abgeoranetenhauses  vom  15.  Oktober  1867  wurde  direkt  der 
Antrag  gestellt,  das  Versicherungswesen  ausdrücklich  im  §  11 
als  eine  Agende  der  Reichsgesetzgebung  anzuführen.  Hierauf 
ftlhrte  der  Berichterstatter  Dr.  v.  Kaiserfeld  folgendes  aus:  „Ich 
habe  zu  erklären,  dafs  in  Bezug  auf  das  Versicherungswesen 
dieser  Gegenstand  wohl  auch  im  Ausschusse  zur  Sprache  ge- 
kommen ist  und  dafs  damit,  dafs  es  nicht  aufgenommen  ist, 
nicht  die  Absicht  verbunden  war,  dals  dieser  Gegenstand  den 
Landtagen  zugewiesen  werde;  im  Gegenteil!  man  hat  das 
Versicherungswesen  nicht  aufgenommen,  weil  man  fand,  dafs  es 
bereits  in  der  Handels-  und  in  der  Civilgesetzgebung  inbegiifien 
ist.^     Mit  dieser  Erklärung  gab  sich  der  gesetzgebende  Körper 
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zufirieden  und  damit  ist  eine  aathentLsche  Interpretation  ge- 
schaffen, welche  die  gesamte  Arbeiterversicherung,  einschliefslich 
der  land-  und  forstwirtschaftlichen  Arbeiter,  unter  Buchstabe  k) 
des  in  Rede  stehenden  §  11  einbezieht.  — 

Nach  obigen  Ausführungen  ist  es  einer  der  grölsten  Fehler 
unseres  Erankenversicherungsgesetzes,  dafs  es  in  seinem  §  3, 
entgegen  den  Bestimmungen  des  Regierungsentwurfes  und  den 
lichtvollen  Ausführungen  der  Minoritätsberichterstatter  die  Rege- 
lung der  land-  und  forstwirtschaftlichen  Arbeiterversicherung  der 
Landesgesetzgebung  überläfst.  Der  schlagendste  Beweis  hieftlr 
ist  wohl  der,  dafs  in  den  vollen  elf  Jahren  seit  Ek'lafs  des  Ge- 
setzes keine  einzige  Landesvertretung  daran  gegangen  ist,  in  der 
Sache  irgend  etwas  zu  thun.  Die  Landtage  haben  geschwiegen, 
die  Landwirte  haben  sich  nicht  gerührt;  ihre  Arbeiter  besitzen 
keine  Organisation,  um  ihre  Versicherung  selbst  in  die  Hand  zu 
nehmen.  Und  doch  gab  und  giebt  das  vielfache  unmittelbare 
Ineinandergreifen  von  Land-  und  Forstwirtschaft  und  Industrie 
den  geeignetsten  Anlafs,  um  auch  im  Wirkungskreise  der  ersteren, 
namentlich  insofern  es  sich  um  Grofsbetriebe  handelt,  den  Ver- 
sicherungszwang einzuführen.  Betrachten  wir  einmal  jenen  Teil 
der  Industrie,  der  sich  in  das  bäuerliche  Gewand  der  sogenannten 
land-  und  forstwirtschaftlichen  Nebenbetriebe  kleidet.  Hier  han- 
delt es  sich  darum,  dafs  der  Landwirt  die  Verarbeitung  seiner 
agrarischen  und  forstlichen  Rohprodukte  selbst  in  die  Hand 
nimmt,  statt  den  daraus  entspringenden  Gewinn  eigenen  in- 
dustriellen Unternehmungen  und  Zwischenhändlern  zu  überlassen. 
Der  Landwirt  errichtet  auf  seinem  Grundbesitze  fabriksmäfsige 
oder  gewerbemäfsige  Betriebe,  welche  sich  ihrem  Wesen  nach 
von  selbständigen  Industrien  kaum  unterscheiden;  z.  B.  Brannt- 
weinbrennereien, Brauereien,  Ziegeleien,  Mühlenbetriebe  (Mehl-, 
öl-,  Walkmühlen),  Stärkebereitung,  Sägewerke,  Cellulosefabriken 
u.  s.  w.  —  Diese  Betriebe  dienen  selten  lediglich  dazu,  um  nur 
den  Hausbedarf  des  Landwirtes  und  seines  Personals  zu  decken ; 
meist  gehen  die  Erzeugnisse  nach  auswärts,  sei  es  auch  nur  als 
,yzufklliger  Überschufs^.  Solche  Unternehmungen  wurden  auch 
wiederholt  von  der  politischen  Behörde  als  über  den  Rahmen  der 
eigentlichen  Landwirtschaft  hinausgehend  und  unter  die  Industrie 
gehörig  behandelt  und  die  Arbeiter  unter  das  Krankenversiche- 
rungsgesetz einbezogen.  Man  half  sich  hiebei  mit  der  Unter- 
scheidung zwischen  geringerem  und  gröfserem  Betriebsumfange, 
mit  dem  Unterachiede,  ob  die  Produkte  in  überwiegender  Menge 
nur  den  Hausbedarf  decken  sollten  oder  zum  gewerbsmäCsigen 
Verkaufe  bestimmt  waren,  ob  der  industrielle  Nebenbetrieb  eine 
untergeordnete  Rolle  im  Verhältnisse  zur  ganzen  Gutswirtschaft 
spielt  oder  einen  wesentlichen  Bestandteil  derselben  ausmacht.  — 
Doch  all  diese  Unterscheidungen  sind  höchst  unsicher  und  sub- 
jektiv, zumal  sich  im  Gesetze  dafür  nicht  der  geringste  Anhalts- 
punkt findet. 
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Eine  andere  innige  Berührung  zwischen  Land-  und  Forst- 
wirtschaft einerseits  und  Industrie  andrerseits  ist  dort  bemerkbar, 
wo  industrielle  Unternehmungen  zur  billigeren  und  unabhängigen 
Beschaffung  der  fUr  ihre  Betriebe  nötigen  Rohstoffe,  Qrund  und 
Boden  erwerben  und  denselben  selbst  anbauen  und  bewirtschaften; 
z.  B.  der  Anbau  von  Rubenfeldem  durch  Zuckerfabriken,  der 
Betrieb  von  Forstwirtschaft  durch  Cellulosefabriken ,  der  Anbau 
von  Hopfen  und  Gerste  durch  Brauereien  u.  s.  w.  Hier  haben 
wir  es  zweifelsohne  mit  wirklicher-  Land-  und  Forste  irtschaft  zu 
thun ;  das  Abhängigkeitsverhältnis  derselben  zu  einem  bestimmten 
industriellen  Unternehmen  ändert  an  dem  Charakter  des  land- 
oder  forstwirtschaftlichen  Betriebes  selbst  und  seiner  Arbeiter 
nichts.  Dennoch  wurden  auch  solche  Nebenbetriebe  unter  Hin- 
weis darauf,  dafs  sie  nur  die  Bedeutung  einer  ,, Materialbeschaf- 
fung" oder  „Bevorrätigung"  für  das  betreffende  industrielle  Untere 
nehmen  hätten,  unter  die  Versicherungspflicht  einbezogen.  Audi 
hier  nehmen  wir  wieder  die  Schwierigkeit  der  einheitlichen  und 
gerechten  Abgrenzung  des  Versicherungszwanges  und  den  empfind- 
lichen Mangel  an  gesetzlichen  Anhaltspunkten  dafür  wahr. 

Es  scheint  mir,  dafs  diese  industriellen  Nebenbetriebe  der 
Landwirtschaft  und  diese  landwirtschaftlichen  Nebenbetriebe  der 
Industrie  als  die  natürlichen  Brücken  dienen  könnten,  um  die 
Wohlthaten  der  Krankenversicherung  auch  dem  notleidenden 
Arbeiterstand  e  auf  dem  flachen  Lande  bringen  zu  können.  Da- 
mit würde  auch  ein  Schritt  weiter  zur  Beseitigung  eines  anderen 
bedenklichen  socialen  Übelstandes  gemacht  werden,  des  Arbeiter- 
mangels auf  dem  Lande  und  dem  überhand  nehmenden  Zuzog 
der  Arbeitskräfte  vom  Lande  in  die  grofsen  Städte.  — 

7.  Der  letzte  Absatz  des  §  3  unseres  Gesetzes  behanddlt 
noch  eine  grofse  Gruppe  von  Arbeitern:  die  der  Haus- 
industrie. Indem  das  Gesetz  die  freiwillige  Versicherung 
dieser  Personen  gestattet,  spricht  es  indirekt  aus,  dafs  diesdben 
nicht  unter  seinen  §  1  gehören,  sondern  aufserhalb  der 
obligatorischen  Arbeiterversicherung  stehen.  Da  aber  der 
bezeichnete  Teil  des  Arbeitsstandes  sich  auch  mit  der  gewerbs- 
mäfsigen  Herstellung  oder  Bearbeitung  industrieller  Elrzeugnisae 
beschäftigt,  wie  die  Personen  des  §  I,  so  ist  bei  dessen  Ab- 
sonderung aus  der  grofsen  Klasse  der  letzteren  eine  möglichst 
genaue  gesetzliche  Begriffsbestimmung  der  „Hausindustrie*^  un- 
bedingt geboten.  §  3  giebt  eine  solche,  jedoch  mit  wenig  Glück. 
Er  heifst  dort: 

„Auch  solche  Unternehmer,  in  deren  Auftrag  und  ftir 
deren  Rechnung  selbständige  Arbeiter  in  dgenen  Be- 
triebsstätten persönlich  oder  unter  Mitwirkung  der  Angehörigoi 
des  eigenen  Hausstandes,  jedoch  ohne  anderweitige  Hilisarbeiter 
mit  der  Herstellung  oder  Bearbeitung  industrieller  Erzeugnisse 
beschäftigt  sind  (Hausindustrie),  sind  berechtigt,  mit  dieseo 
Arbeitern   unter  Zustimmung  derselben   der  Rrankenverdche- 


XIX  6.  41 

rang   in   der   in   diesem   Gesetze   vorgesehenen   Weise  beiza- 

treten.'*  — 

Um  die  Sondersteliang  dieser  Personen  recht  zu  verstehen, 
habe  ich  mich  in  den  Quellen  zu  dem  Gesetze  umgesehen. 
Merkwürdigerweise  fand  ich  weder  in  den  Motiven,  noch  im 
Berichte  des  Gewerbeausschusses  des  Abgeordnetenhauses,  noch 
in  den  stenographischen  Protokollen  des  letzteren  irgend  einen 
Anhaltspunkt.  Der  heifse  Meinungskampf  im  Abgeordnetenhause 
über  die  Frage  der  Einbeziehung  der  Land-  und  Forstwirtschaft 
unter  die  Zwangsversicherung  scheint  die  Gemüter  so  sehr  in 
Anspruch  genommen  zu  haben,  dafs  man  es  übersah,  den  letzten 
Absatz  des  §  3  einer  eingehenden  Kritik  zu  unterziehen. 

Sehen  wir  uns  diese  Gesetzesstelle  einmal  in  der  Beleuch- 
tung der  Praxis  an.  Da  §  3  die  Hausindustrie  nicht  aus- 
drücklich von  der  Versicherungspflicht  ausschliefst,  wohl 
aber  anordnet,  dafs  eine  freiwillige  Krankenversicherung  der 
Hausindustriearbeiter  stattfinden  kann,  so  mufs  man  annehmen, 
dafs  das  Gesetz  bei  diesen  Personen  den  Mangel  der  die  Ver- 
sicherungspflicht begründenden  Eigenschaften  voraussetzt,  hier 
also  solche  Personen  im  Auge  hat,  welche  dem  Begrifie  nach 
nicht  unter  die  Bestimmungen  des  §  1  („Arbeiter  in  einer  ge- 
werbsmäßig betriebenen  Unternehmung^^)  fallen.  Das  Gesetz  führt 
in  seinem  §  3  aber  nicht  „selbständige  Gewerbetreibende^, 
sondern  nur  „selbständige  Arbeiter"  an,  welche  mit  einem 
Unternehmer  in  Verbindung  stehen  und  ohne  anderweitige 
Hilfsarbeiter  als  etwa  nur  ihre  Familienglieder  sich  mit  der 
Herstellung  oder  Bearbeitung  industrieller  Erzeugnisse  in  ihren 
eigenen  Betriebsstätten  beschäftigen.  Demgemäfs  kann  man  sich 
unter  dieser  Art  von  Leuten  nur  solche  vorstellen,  welche  sich 
nicht  in  den  Dienst  jeder  beliebigen  Kunde  stellen,  nicht  an  die 
Öffentlichkeit  behufs  Gewinnung  eines  möglichst  ausgedehnten 
Kundenkreises  herantreten,  sondern  lediglich  als  Lieferanten  für 
einen  bestimmten  oder  einige  wenige  bestimmte  Händler  oder 
Fabrikanten  arbeiten.  Ihr  rechtliches  Verhältnis  zu  diesen  ist 
kein  Dienst-  oder  Arbeitsverhältnis  im  Sinne  des  §  73  der  Ge- 
werbeordnung, sondern  das  einer  Werkverdingung  (locatio,  con- 
ductio  operis)  des  zweiten  Falles  des  §  1151  des  Allgemeinen 
büi^erlichen  Gesetzbuches,  oder  es  ist  im  Sinne  des  §  1158  des- 
selben Gesetzbuches  durch  den  Abschlufs  von  Lieferungs-  (Kauf-) 
Verträgen  gegeben.  Eine  Übergangsform  zwischen  diesem  un- 
eigentlichen Hausindustriearbeiter  und  dem  eigentlichen  industriellen 
Lohnarbeiter  bildet  der  „  Accordarbeiter",  welcher  noch  unter  den 
§  73  der  Gewerbeordnung  i^It.  Derselbe  stellt  eine  gemietete 
Arbeitskraft  des  Unternehmers,  oft  mit  Kündigungsanspruch  vor, 
der  in  der  Betriebsstätte  des  letzteren  arbeitet,  dem  alle  Arbeiter^ 
Schutzbestimmungen  den  VI.  Abschnittes  der  Gewerbeordnung 
zugute  kommen  und  dessen  Wirken  von  der  Gewerbebehörde  zu 
überwachen  und  zu  schützen  ist;  nur  wird  sein  Lohn  nicht  nach 
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der  Zeit;   sondern   nach  dem  Stücke  bemessen.  —  Bei  der  nn- 

geheuren  Verschiedenheit  der  modernen  Produktionsthätigkeit 
Lfst  sich  naturgemäfs  eine  scharfe  Unterscheidung  zwischen 
den  bezeichneten  drei  Arten  von  Arbeitsverhältnissen  nicht 
machen. 

Ich  habe   in  meiner  Praxis  wiederholt   mit  Hausindustrie- 
arbeitem,  wie  sie  der  letzte  Absatz  des  §  3  des  Krankenversiche- 
rungsgesetzes  unrichtig  beschreibt,  zu  thun  gehabt.    Sie  kommen 
namentlich  als  Lieferanten  für  Kleider-  und  Wäschekonfektions- 
geschäfte und  Schuhwarenniederlagen  vor  und  werden  richtiger 
als  „ Sitzgesellen ^  oder  „Heimarbeiter"  bezeichnet.    Ich  habe  ge- 
funden,  dals  dies  die  bedauernswertesten  und  rechtlosesten  Hit- 
glieder des   industriellen  und  gewerblichen  Arbeiterstandes  sind. 
Sie  werden  vom  Unternehmer  am  meisten  ausgenützt  und  dabei 
entscUägt  sich  der  letztere  ihnen  gegenüber  mangels  eines  ordent- 
lichen Arbeitsverhältnisses  aller  jener  Verpflichtungen   und   Lei- 
stungen,  welche  ihm  nach  den  Bestimmungen  der  Gewerbeord- 
nung   und    der    Arbeiterschutzgesetze    gegenüber    den    „Hil&- 
arbeitem**  obliegen  würden :  er  braucht  keine  den  sesundheidichen 
Anforderungen  entsprechende  Werkstätte  beizust^en,  er  braucht 
sich  an  keine  Maximalarbeitszeit  zu  halten,  keine  Arbeitspausen, 
keine  Sonn-  und  Feiertagsruhe  zu  gewähren,  ist  an  keine  Kündi- 
gung gebunden,  braucht  sich  um  kein  Arbeitsbuch  zu  kümmern, 
braucht  keine  Arbeitsordnung  aufzustellen  u.  s.  w.  —  Nach  §  3 
unseres  Gesetzes  ist  er  auch  der  Pflicht  enthoben,  diese  Arbeiter, 
welche  oft  in  kleinen,  ungesunden  Wohnungen  mit  ihren  Familien- 
mitgliedern an  den  kärglich  bezahlten  Industrieartikeln  vom  frühen 
Morgen  bis  in  die  späte  Nacht  hinein  arbeiten,  ftlr  den  Krankheitsfiall 
zu  versichern!     Demzufolge  ist  wohl  auch  der  geradezu  leiden- 
schaftliche Kampf  der  Arbeiterschaft  gogen  das  Sitzgesellenwesen 
begreiflich  und  man  kann  denjenigen  nicht  unrecht  geben,  welche 
den  Ausschlufs  dieser,  meines  Erachtens  unrichtig  als  Hausindustrie- 
arbeiter  bezeichneten   Personen   von   den   Wohlthaten    der    obli- 
gatorischen   Arbeiterkrankenversichcrung    als    eine    grolse    Un- 
gerechtigkeit bezeichnen.    —    Wenn   es   sich  nur  irgendwie  be- 
gründen   läfst,    schränkt   daher   die   Praxis   diesen   gesetzlichen 
Begriff  der  Hausindustrie  ein   und   erklärt  auch  die  sogen.  Sitz- 
gesellen  als   versicherungspflichtige  Hilfsarbeiter.    Doch   dies  ist 
nur  ein  Notbehelf  gegen   unzweckmäfsige  Gesetzesbestimmungen. 
Ein  Elrkenntnis  des  Verwaltungsgerichtshofes  vom  30.  November 
1892  sagt  z.  B. :   „Arbeiter,   welche  von  der  Firma  das  Arbeits- 
material und  die  zur  Herstellung  der  jeweiligen  Arbeit  erforder- 
lichen  Webergeschirre  erhalten,   das  fertiggestellte  Fabrikat  an 
die  Firma  abliefern,  also  nicht  selbständig  auf  den  Markt  bringen, 
für   ihre  Arbeit   von    der  Firma    einen   im   voraus   bestinunten 
Accordlohn  beziehen,   ausnahmslos  für  diese  Firma  arbeiten ,   so 
zwar,  dafs  wenn  sie  ihre  Thätigkeit  anderswo  verwerten  würden, 
deren  Entlassung  von  der  Firma  erfolgen  würde,  sind  als  Arbeiter 


XIX  6.  43 

im  Sinne  des  zweites  Absatzes  des  §  1  des  Erankenversicherungs- 
gesetzes  zu  betrachten ,  als  solche  aber  für  den  ErankheitsfaU 
versicherungspflichtig/ 

Dem  praktischen  Leben  weitaus  mehr  entsprechend  ist  die 
Begrifisbestimmung  der  Hausindustrie  im  deutschen  Kranken- 
▼ersicherun^gesetze.    Dort  heilst  es  im  §  2  unter  Zahl  4: 

^Selbständige  Gewerbetreibende,  welche  in  eigenen 
Betriebsstätten  im  Auftrage  und  für  Rechnung  anderer  Gewerbe- 
treibender mit  der  Herstellung  und  Bearbeitung  gewerblicher 
■Erzeugnisse  beschäftigt  werden  (Hausindustrie),  und  zwar  auch 
für  den  Fall,  dafs  sie  die  Roh-  und  Htllfsstoffe  selbst  be- 
schaffen, und  auch  für  die  Zeit,  während  welcher  sie  vorüber- 
gehend für  eigene  Rechnung  arbeiten. '^ 

Also  nicht  „selbständige  Arbeiter",  sondern  „selbständige 
Gewerbetreibende"  sind  hienach  als  die  Träger  der  Haus- 
industrie bezeichnet.  Für  solche  Gewerbetreibende  wäre  die  Be- 
stimmung des  §  3  unseres  Gesetzes  eher  begreiflich  und  mehr 
gerechtfertigt.  Das  deutsche  Gesetz  aber  erklärt  auch  diese  Per- 
sonen, sowie  deren  Familienangehörigen,  welche  ohne  Abschliefsung 
eine«  Arbeitsvertrages  in  der  Hausindustrie  mitwirken,  als  be- 
dingt versicherungspflichtig. 

8.     Um   die   gesetzliche   Umschreibung   der   versicherungs- 

S flichtigen  Personen  nach  allen  Richtungen  hin  vom  Standpunkte 
es  Praktikers  aus  zu  beleuchten,  ist  es  noch  nötig,  zwei  Stellen 
des  gegenständlichen  Gesetzes  zu  besprechen:  den  dritten  Ab- 
satz des  §  34  und  den  §  4. 

Das  Krankenversicherungsgesetz  hat  den  ausgesprochenen 
Zweck,  eine  bestimmte  Klasse  von  Personen  gegen  die  Gefahr 
zu  versichern,  dafs  sie  durch  die  im  Falle  der  Erkrankung  ein- 
tretende Erwerbslosigkeit  mit  ihrer  Familie  in  wirtschaftliche 
Not  geraten.  Erreicht  soll  dieser  Zweck  werden  mittelst  der 
gegenseitigen  Versicherung  unter  gleichzeitiger  Besteuerung  des 
an  der  Erhaltung  eines  gesunden  und  auch  wirtschaftlich  kräf- 
tigen Arbeiterstandes  interessierten  Unternehmertumes.  Wo  nun 
die  oben  angedeutete  Gefahr  der  wirtschaftlichen  Not  als  Folge 
der  Erkrankung  aufhört,  da  hört  auch  der  Zweck  der  Ver- 
sicherung auf  und  da  soll  auch  letztere  selbst  aufhören.  Von 
dieser  logischen  Folgerung  ausgehend,  hatte  der  Regierungs- 
entwurf zu  unsersem  Gesetze  im  §  1  bezüglich  der  ebenfalls  zu 
versichernden  Betriebsbeamten  eine  Einkommensgrenze  (800  fl.) 
angesetzt  und  angenommen,  dafs  bei  einem  Einkommen  darüber 
hinaus  der  Zwangsversicherung  der  Zweck  fehle  und  sich  daher 
ein  Versicherungs  zwang  nicht  rechtfertigen  lasse.  Diese  Grenze 
scheint  nun  allerdings  etwas  nieder  angesetzt.  Doch  man  be- 
gnügte sich  im  Abgeordnetenhause  nicht  damit,  sie  höher  hinauf- 
zurücken ,  sondern  man  entfernte  jede  Grenze  und  ordnete  im 
§  34  Abs.  3  lediglich  an,  dafs  Betriebsbeamte  mit  einem  1200  fl. 
übersteigenden   Jahreseinkommen    aufser    den    sonst   dem   Ver- 
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sicherten  nach  Prozenten  vom  Lohne  auferle^n  Beiträgen  auch 
noch  die  lateuerähnlichen  Zuschüsse  des  Untemenmers  zur  Kranken- 
kasse aus  ihrem  eigenen  Einkommen  bezahlen  müssen.  Diese 
Bestimmung  erscheint  nicht  nur  unlogisch,  sondern  im  Hinblicke 
auf  den  Umstand,  dafs  Personen  mit  höherem  Einkommen  sich 
in  Erkrankungsfällen  nicht  leicht  der  ihnen  unbequemen  und 
mit  ihrer  gesellschaftlichen  Stellung  in  Widerspruch  stehenden 
Unterstützung  der  Krankenkassen  bedienen  werden,  als  eine 
äquivalentlose  und  ungerechte  Doppelbesteuerung.  Da  diese 
Leute  auch  nicht  Unternehmer  sind,  so  ist  es  unerfindlich ,  mit 
welcher  Begründung  das  Gesetz  ihnen  Lasten  auferlegt,  welche 
lediglich  dem  Arbeitgeber  als  solchem  zukommen.  Für  sie  als 
Angestellte  kann  auch  das  Interesse  an  einem  gesunden  und  zu- 
fiiedenen  Arbeiterstande  als  Rechtfertigung  solcher  Besteuerung 
nicht  gelten.  Man  kann  wohl  schwerlich  annehmen,  dals  die 
Kassen  auf  die  Beiträge  dieser  höher  bezahlten  Betriebsbeamten 
anstehen  y  und  so  hat  denn  diese  Bestimmung  in  Wirklichkeit 
nur  den  einen  Erfolg  gehabt,  die  Betriebsbeamten  der  bezeich- 
neten Art  gegen  das  Gesetz  einzunehmen,  sie  zum  Widerstände 
fegen  dasselbe  herauszufordern  und  den  mit  der  Durchftihrung 
es  Gesetzes  betrauten  Verwaltungsbeamten  die  ohnehin  mühe- 
volle Arbeit  zwecklos  zu  erschweren.  Wo  der  sociale  Übelstand 
aufhört,  der  durch  die  Zwangsversicherung  beseitigt  werden  soll, 
da  soll  auch  der  Versicherungszwang  aufhören,  sonst  läuft  die 
Einhebung  von  Beiträgen  auf  eine  ungerechtfertigte  Besteuerung 
hinaus  und  die  Wohlthat  des  Gesetzes  wird  zur  Plage,  seine 
Durchführung  zur  Chikane.  Das  deutsche  Krankenversicherungs- 
gesetz  hat  hier  wieder  den  richtigeren  Weg  gefunden.  Es  setzt 
nicht  nur  ftir  die  Zwangsversicherung,  sondern  auch .  für  die 
freiwillige  eine  unüberschreitbare  Einkommensgrenze  jährlicher 
2000  Mark  fest. 

9.  Aus  meinen  bisherigen  Ausführungen  erhellt,  dafs  nach 
unserem  Krankenversicherungsgesetz  auf  eine  Unzahl  der  ver- 
schiedenartigsten Fälle  dasselbe  Princip  des  Versicherungszwanges 
anzuwenden  ist.  In  den  Normen  zur  Durchführung  eines  solchen 
Principes  kann  das  Gesetz  bei  der  unübersehbaren  Mannigfaltig- 
keit der  Lebensverhältnisse  auf  die  Eigenart  des  einzelnen  Falles 
keine  Rücksicht  nehmen,  sondern  mufs  sich  darauf  beschränken, 
seine  leitenden  Gedanken  in  möglichst  klaren,  plastischen  Formen 
anzuordnen  und  die  Mittel  und  Wege  zur  Verwirklichung  der- 
selben in  grofsen  Zügen  festzustellen.  Eine  zu  grofse  Kasuistik 
ist  meist  das  Zeichen  eines  mifslungenen  Gesetzes.  Die  sinn- 
gemäfse  Anwendung  desselben  im  einzelnen  Falle  mufs  den  zu 
seiner  Durchführung  berufenen  Personen,  in  unserem  Falle  den 
Verwaltungsbeamten;  innerhalb  eines  gewissen  Spielraumes  über- 
lassen werden  und  in  diese  mufs  man  das  Vertrauen  setzen,  dafs 
sie  den  Geist  des  Gesetzes  zu  erfassen  imstande  sind  und  die 
nötige  Tüchtigkeit  und  Unbestechlichkeit  haben,  um  den  WiUen 
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des  GesetzgeberB  zu  verwirklichen.     Wo  dieses  Vertrauen  fehlt, 
ist  das  schönste  und  beste  Gesetz  wertlos. 

Zu  dieser  Reflexion  sah  ich  mich  veranlafst,  weil  bei  den 
Verhandlungen  im  Abgeordnetenhause  über  unser  Gesetz  wieder- 
holt Zweifel  darüber  laut  wurden,  ob  denn  unser  politischer 
Beamtenkörper  wohl  die  nötige  Eignung  für  die  Verwirklichung 
der  vom  Gesetze  umschlossenen,  hochbedeutsamen  socialpolitischen 
Idee  besitze,  und  weil  dieser  Zweifel,  wie  mich  dünkt,  in  gewisser 
Hinsicht  auch  in  der  Fassung  des  Gesetzes  zum  Ausdrucke  ge- 
kommen ist.  Zunächst  war  es  die  grundsätzliche  Ablehnung  des 
Vorschlages  der  Regierung,  die  Durchführung  der  Zwangs- 
versicherung auf  dem  Lande  vorläufig  und  versuchsweise  dem 
staatlichen  Verwaltungsapparate  zu  überlassen.  —  Schliefslich  wird 
doch  nichts  anderes  übrig  bleiben,  als  dafs  man,  um  auch  die 
land-  und  forstwirtschaftlichen  Arbeiter  der  Wohlthat  der  obli- 
gatorischen Krankenversicherung  teilhaft  werden  zu  lassen,  ein 
Kahmengesetz  erläfst  und  den  Verwaltungsbeamten  eine  weit- 
gehende diskretionäre  Gewalt  zur  Schaffung  und  Handhabung 
der  nötigen  Einzelvorschriften  und  Einrichtungen  überträgt.  Nur 
so  wird  ein  Anschmiegen  an  die  wechselnden  Lebensverhältnisse 
möglich. 

Aber  in  noch  einer  anderen  Weise  drückt  sich  das  Mifs- 
trauen  der  Gesetzgebung  gegen  die  Verwaltungsorgane  aus.  Über- 
bhckt  man  die  grofse  Mannigfaltigkeit  der  Lebensformen,  in  welche 
unser  Gesetz  regelnd  eingreifen  soll,  ohne  dafs  es  auf  die  Einzel- 
heiten derselben  Rücksicht  nehmen  kann,  so  möchte  man  vor 
allem  erwarten,  dals  den  mit  seiner  Durchführung  betrauten  Be- 
amten, namentlich  in  der  Frage  der  Einbeziehung  einzelner  Per- 
sonen und  Betriebe  unter  die.  Wirksamkeit  des  Gesetzes,  ein 
gewisses  Verfügungsrecht  gesetzlich  eingeräumt  werde.  Es  müfste 
möglich  sein,  Personen,  welche  formell  unter  die  Bestimmungen 
des  Gesetzes  gehören,  die  aber  infolge  ihrer  eigentümlichen 
Berufsart  von  den  Wohlthaten  desselben  keinen  Gebrauch 
machen  können  oder  mit  Rücksicht  auf  ihre  Vermögensverhält- 
nisse und  gesellschaftliche  Stellung  eine  Versicherung  nicht  nötig 
haben  und  nicht  wollen,  von  der  Versicherungspflicht  auszu- 
nehmen. Andrerseits  ist,  wie  ich  früher  darzulegen  versuchte, 
die  Versicherungspflicht  einzelner  Unternehmungen  sehr  zweifel- 
haft. Wenn  hier  der  Verwaltungsbeamte  vor  die  Notwendigkeit 
gestellt  ist,  eine  Entscheidung  zu  treffen,  so  mufs  er  nach  dem 
heutigen  Stande  des  Gesetzes  entweder  ein  solches  Unternehmen 
ftlr  immer  als  nicht  versicherungspflichtig  erkläi^n,  oder  aber  aus- 
sprechen, dafs  dieser  Betrieb  vom  Beginn  seines  Bestandes  bezw. 
der  Geltung  des  Gesetzes  an  unter  das  letztere  zu  subsumieren 
gewesen  wäre;  dies  aber  hätte  wieder  zur  Folge,  dafs  der  Betriebs- 
untemehmer  wegen  Unterlassung  der  rechtzeitigen  Anmeldung 
seines  Personals  bei  einer  Kasse  als  straf&llig  und  nachzahlungs- 
pflichtig erklärt  werden  müfste.    Ja  es  wäre  möglich,  dafs  er  auch 
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noch  auf  Grund  des  §  32  zum  Ersätze  von  Krankenkosten  heran- 
gezogen würde.  Darin  aber  liegt  eine  grofse  Härte,  zumal  mit 
Rücksicht  auf  die  unsichere  gesetzliche  Umgrenzung  der  Ver- 
sicherungspfiicht.  Das  Bedürfnis  der  Praxis  geht  daher  in  solchen 
Fällen  dahin,  dafs  den  Verwaltungsbeamten  das  gesetzliche  Recht 
eingeräumt  wird,  ein  Erkenntnis  mit  konstitutiver  Wirkung 
über  die  Versicherungspflicht  eines  Unternehmens  fkUen  zu  können, 
so  dafs  letzteres  nur  fllr  die  Zukunft  versicherungspflichtig  wird. 

Ein  bescheidener  Rest  des  besprochenen  VerfUgungsrechtes 
findet  sich  in  §  4  des  Gesetzes,  aber  selbst  dieser  Rest  wird  noch 
durch  die  Spruchpraxis  des  Verwaltungsgerichtshofes  verkümmert. 
Dem  Beamten  wird  hier  die  Befugnis  eingeräumt,  Personen,  welche 
im  Krankheitsfalle  mindestens  flu*  20  Wochen  auf  Verpflegung 
und  ärztUche  Behandlung '  in  der  Familie  des  Arbeitgebers  oder 
auf  Fortzahlung  des  Gehaltes  oder  Lohnes  Anspruch  haben,  mit 
ihrer  Zustimmung  nach  Untersuchung  der  Sachlage  von  der  Ver- 
sicherungspflicht zu  befreien.  Schon  diese  Kautelen  lassen  es 
erkennen,  dafs  hier  der  Gesetzgeber  der  Verwaltungsbehörde  ein 
freies  Verfügungsrecht  einräumen  wollte,  gegen  dessen  Gebrauch 
höchstens  dem  beteiligten  Arbeitgeber  oder  Arbeitnehmer  ein  Be- 
schwerderecht zugestanden  werden  kann.  Der  Verwaltungs- 
gerichtshof räumt  aber  hier  auch  der  Bezirkskrankenkasse  ein 
Rekursrecht  ein  (s.  Entscheidungen  vom  S.Juli  1892,  vom  26.  April 
1894).  Eine  Legitimation  hiezu  ist  meines  Erachtens  nirgends 
im  Gesetze  zu  finden;  aus  dem  Umstände  aber  eine  solche 
abzuleiten,  dafs  die  Bezirkskrankenkasse  durch  ein  Befreiungs- 
erkenntnis ein  Mitglied  verlieren  könnte,  erscheint  im  Hinblick 
auf  die  Freizügi^^keit  der  Versicherten  völlig  haltlos.  Denn  die 
betreffende  versicherungspflichtige  Person,  welche  von  der  ersten 
Instanz  befreit  wird,  kann  im  Falle  der  Aufhebung  dieses  Be- 
freiungserkenntnisses ohne  weiteres  aus  der  Bezirkskrankenkasse 
austreten  und  bei  einer  anderen  Krankenkasse  des  §  11  des 
Krankenversicherungsgesetzes  angemeldet  werden. 

Dem  Gesagten  zufolge  ist  also  dem  Verwaltungsbeamten  die 
nötige  Bewegungsfreiheit  nicht  eingeräumt,  um  die  Unvollkommen- 
heit  des  Gesetzes  bezüglich  der  Abgrenzung  der  Versicherungs- 
pflicht  zu  ergänzen. 

10.  Bevor  ich  zur  Schlufsbetrachtung  komme,  sei  es  mir 
gestattet,  vergleichsweise  die  Bestimmungen  des  reichsdeutach^ 
Krankenversicherungsgesetzes  bezüglich  des  Umfanges  der  Ver- 
sicherungspflicht heranzuziehen.  Dieselben  sind  eingehender  und 
vorbedachter  abgefafst  als  im  österreichischen  Gesetze  und  ent- 
behren zu  ihrem  Vorteile  allgemeiner,  unbestimmter  E^lassen- 
bezeichungen.  Ich  glaube  diese  Bestimmungen  am  übersicht- 
lichsten zu  geben,  wenn  ich  sie  schematisch  darstelle: 


XIX  6. 


47 


Lohn-  od. 
Gehalts- 
grenze 

2000  Mark 
jährlioh. 


L    Unbedingt  kraDkenrerslcherangspfllchtig  sind: 

Personen,  welche  gegen  Gehalt  oder  Lohn  (abo  mit 
Arbeitsvertrag)  Deschäftigt  werden: 

1.  in  Bergwerken,  SaUnen,  Auf bereitungs- ^ 
anstalten ,    Brüchen   und    Gruben ,    in  [  «=  Industrie 
Fabriken  und  Hüttenwerken,  ^ 

beim   Eisenbahn-,   Binnenschiffahrts- 1  =  verkehr 
und  Baggereibetriebe,  { 

auf  Werften  und  bei  Bauten,  ]  "^  b*^»«^«^»>« 

2.  im  Handelsgewerbe,  im  Handwerk  und  in  sonstigen 
stehenden  Gewerbebetrieben, 

3.  in  dem  Geschäftsbetriebe  der  Anwälte,  Notare,  Ge- 
richtsvollzieher, der  Ejrankenkassen,  Berufsgenossen- 
schaften und  Versicherungsanstalten, 

4.  in  Betrieben  mit  ständiger  Verwendung  von  Ele- 
mentarkräften (unfallversicherungspäichtige  Betriebe), 

5.  im  gesamten  Betriebe  der  Post-  und  Telegraphen- 
verwaltungen, 

6.  in  den  Betrieben  der  Marine-  und  Heeresverwal- 
tungen. 

Ausgenommen  von  dieser  Versicherungspflicht  sind: 

1.  Gehilfen  und  Lehrlinge  in  Apotheken  (§  1), 

2.  Unständige  Arbeiter  (deren  Beschäftigung  infolge  der 
Natur  der  Sache  oder  infolge  des  Arbeitsvertrages 
kürzer  als  eine  Woche  dauert), 

3.  die  Besatzung  von  Seeschiffen  (Vorsorge  durch  die 
Seemannsordnung  vom  27.  Dezember  1872), 

4.  Handelsgehilfen  und  Lehriinge,  welche  im  Sinne  des 
Art.  60  des  Handelsgesetzbuches  für  den  Krankheits- 
fall Anspruch  auf  Fortbezug  ihres  Gehaltes  haben, 

5.  in  Kommunalbetrieben  oder  Kommunaldiensten  be- 
schäftigte Personen  (§§  1  u.  2  ZI.  2), 

6.  Personen  des  Soldatenstandes  (§  3), 

7.  im  Betriebe  oder  Dienste  des  Reiches,  eines  Staates 
oder  Kommunalverbandes  beschäftigte  Personen, 
welche  im  Krankheitsfalle  auf  Fortzahlung  ihrer 
Bezüge  oder  der  durch  die  Krankenkassen  ge- 
währten Leistungen  durch  mindestens  13  Wochen 
haben  (§  3). 

II.   Bedingt  krankenverslchernngspfllchtlg  sind: 

A.  (bedingt  durch  den  Erlafs  eines  bezüglichen 
Landesgesetzes)  die  gegen  Gehalt  oder  Lohn  be- 
schäftigten Personen  in  der  Land-  und  Forstwirtschaft 
(Gesetz  vom  5.  Mai  1886,  R.G.Bl.  132). 
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B.  (bedingt  durch  die  statutarischen  BestimmuDgen 

einer  Gemeinde  oder  eines  weiteren  Kommunal- 
verbandes  für  deren  Bezirk  oder  für  Teile  des- 
selben): 

1.  unständige  Arbeiter  der  oben  unter  den  Ausnahmen 

ZI.  2  bezeichneten  Art,  v  G^iujts. 

2.  in   Kommunalbetrieben    oder   im   Eommunaldienste  l    grenze 
beschäftigte  Personen,  j  jAhriieh. 

3.  Familienangehörige  eines  Betriebsuntemehmers,  deren  ^ 
Mitarbeit  sich  nich^  nicht  auf  einen  Arbeitsyertrag 
gründet, 

4.  selbständige  Gewerbetreibende,  welche  in  eigenen 
Betriebsstätten  im  Auftrage  und  für  Rechnung 
anderer  Gewerbetreibender  mit  der  Herstellung  oder 
Bearbeitung  gewerblicher  Erzeugnisse  beschäftigt 
werden  (Hausindustrie), 

5.  Handelsgehilfen  und  Lehrlinge  trotz  der  Vorsorge 
nach  Art.  60  des  Handelsgesetzbuches, 

6.  Arbeiter  und  Betriebsbeamte  der  Land-  und  Forst- 
wirtschaft, sofern  deren  Versicherungspflicht  nicht 
schon  durch  ein  Landesgesetz  ausgesprochen  wurde. 

C.  (bedingt   durch  Verfügung   des  Reichskanzlers 

oder  der  betreffenden  Staatscentralbehörden): 


industrie. 


Die  in  Betrieben  oder  im  Dienste  des  Reiches  oder  eines  \  oeiuiit»- 
Staates  beschäftigten  Personen ,   welche  nicht  unbe-  [  gow  ISak 


dingt  krankenversicherungspflichtig  sind. 


J 


j&hrlieli. 


Ausgenommen   von    der   bedingten   Versicherungs- 
pflicht 

sind  wie  oben  die  im  Betriebe  oder  Dienste  des  Reiches, 
eines  Staates  oder  Eommunalverbandes  beschäftigten 
Personen,  welche  im  Krankheitsfälle  auf  Fortzahlung 
ihrer  Bezüge  u.  s.  w.  Anspruch  haben. 

III.    Zu  befreien  sind  yon  der  ErankenTerslchernngs- 

Pflicht : 

a.   auf  eigenen  Antrag: 

1.  Personen,  welche  infolge  von  Verletzungen,  Ge- 
brechen, chronischen  Krankheiten  oder  Alter  nur 
teilweise  oder  nur  zeitweise  erwerbsfähig  sind,  — 
wenn  der  unterstützungspflichtige  Armenverband  zu- 
stimmt ; 

2.  an  sich  unbedingt  oder  bedingt  Versicherungs- 
Richtige,  welche  aber  gegen  ihren  Arbeitgeber  im 
Krankheitsfalle  einen  Rechtsanspruch   auf  eine  den 


Begelung 

des  Ver- 

hSltnissM 

zwischen 

Krsnksn- 

T^rsiehe- 

Twag  and 

ArmsB- 

▼•rsor- 

gnng. 


XIX  6.  49 

mindesten  Kasaenleistongen  gleichkommende  Unter- 
stützung haben,  sofern  und  solange  die  Leistungs- 
fähigkeit des  Arbeitgebers  gesichert  ist  —  solange 
das  betreffende  Arbeitsyerhältnis  dauert.  —  Auch 
mufs  in  diesem  Falle  der  Arbeitgeber  der  Befreiung 
sEustimmen; 

b.   auf  Antrag  des  Arbeitgebers: 

1.  Lehrlinge^  denen  durch  den  leistungsfähigen  Arbeit- 
geber fUr  den  Krankheitsfall  während  des  Lehrverhält- 
nisses  freie  Kur  und  Verpflegung  in  einem  Kranken- 
hause durch  mindestens  13  Wochen  gesichert  ist; 

2.  Personen ,  welche  vorübergehend  in  durch  Wohl-  ]  f  ^®rhaß- 
thätigkeit  gegründeten  Beschäftigungsanstalten  auf-  oisses  zw. 
genommen  sind,   unter   denselben  Voraussetzungen  |T^J*u!A?r 


1 


wie  unter  lit.  b,  ZI.  1.  S^iT^r 

'  }    sorgung. 

lY.    Personen,  welche  der  Erankenversicherangspflieht 

nicht  unterliegen, 

können  sich  freiwillig  versichern;  diesesRecht 
steht  jedoch  nicht  allen  von  der  Versicherungspflicht 
unberührten  Personen,  sondern  nur  solchen  zu,  deren 
Gesamteinkommen  2000  Mark  jährlich  nicht  über- 
schreitet; femer  ist  dieses  Recht  auch  meist  noch 
von  statutarischen  Bestimmungen  eingeschränkt.  Ins- 
besondere aber  gehören  hieher  Dienstooten  und  solche 
Nichtversicherungspflichtige,  welche  in  Betrieben  oder 
Unternehmungen  beschäftigt  sind,  deren  sonstige  Be- 
dienstete einer  Krankenkasse  (Orts-,  Betriebs-,  Bau- 
krankenkassen) zugewiesen  werden  müssen. 

Diese  Zusammenstellung  siebt  einen  Überblick  über  das 
reichgegliederte  System,  in  welchem  die  reichsdeutsche  Gesetz- 
gebung die  Bestimmungen  über  den  Umfang  der  Krankenver- 
sicherung zum  Ausdruck  gebracht  hat 

Bei  der  Umschreibung  der  Zwangsversicherung  bildet  hier 
die  Festsetzung  der  unbedingt  versicherungspflichtigen  Betriebe 
den  Kern  der  bezüglichen  Bestimmungen.  Die  aufgezählten  Be- 
triebsarten zerfallen  in  folgende  Gruppen: 

Industrie,  Verkehrsanstalten  und  Baugewerbe, 
Handel  und  Gewerbe, 

die  Geschäfte  der  Advokaten,  Notare  und  anderer, 

weder  dem  Handel,  noch  dem  Verkehr,  noch  dem  Gewerbe 

angehörender,  aber  doch  in  das  wirtschaftliche  Leben  der 

Bevölkerung  eingreifender  Unternehmungen, 

alle    mit    Unfallsgefahr    ständig    verbundenen 

Betriebe, 
der   gesamte  Betrieb  der  Post  und  Telegraphie, 
die  Betriebe  der  Marine-  und  Heeresverwaltung. 

Forschungen  XIX  6.  —  Lamp.  4 
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Hierbei  wird  kein  Unterschied  gemacht,  ob  diese  Unterneh- 
mungen mit  oder  ohne  Erwerbsabsicnt,  gewerbsmäfsig  oder  nach 
Art  der  Gewerbe  oder  vorübergehend,  ob  sie  vom  Staate,  von 
anderen  öffentlichen  Korporationen  oder  von  Privaten  betriebea 
werden.  Vielmehr  scheint  bei  der  Festsetzung  dieser  wie  aller 
anderen  Normen  des  deutschen  Gesetzes  die  Frage  nach  dem 
Versicherungsbedürfnis  als  Leitstern  vorangeleuchtet  zu  haben. 

Daher  sind  auch  von  der  unbedingten  Versicherungspflicht 
alle  jene  Personen  ausgeschieden,  für  welche  entweder  im  JSit- 
krankungsfalle  in  anderer  hinreichender  und  gesicherter  Weise 
gesorgt  ist  (z.  B.  im  Apothekerwesen,  durch  die  Seemannsord- 
nuDg,  durch  das  Handelsgesetzbuch,  durch  Beamtenstatuten  des 
Heiches,  eines  Staates  oder  der  Rommunalverbände,  durch  die 
Militärverwaltung),  oder  welche  wegen  der  Verschiedenheit  der 
örtlichen  Verhältnisse  nicht  unter  die  allgemeine  Zwangsversiche- 
rung sich  stellen  lassen,  sondern  bezügüch  deren  das  den  be- 
sonderen Verhältnissen  sich  anpassende  Verfügungsrecht  der  Ver- 
waltungsbehörden eingreift  (z.  B.  die  unständigen  Arbeiter,  die 
Personen  der  Hausindustrie,  die  Gemeindebediensteten). 

So  ist  denn  als  unentbehrliche  Ergänzung  zu  den  Normen 
über  die  unbedingte  Versicherungspflicht  durch  die  Bezeichnung 
von  bedingt  versicherungspilichtigen  Betrieben  und 
femer  durch  die  Möglichkeit  der  Befreiung  von  der  Ver- 
sicherungspflicht im  einzelnen  Falle  der  Verwaltungsbehörde  ein 
weites  Feld  erspriefslicher  Thätigkeit  eröffiiet,  durch  welche  sie, 
bald  die  Wirkungen  des  Gesetzes  erweiternd,  bald  sie  aufhebend, 
die  Anwendung  desselben  den  örtlichen  und  persönlichen  Ver- 
hältnissen anpassen  kann.  Der  bedingten  VersicheruDgspflicht 
unterUegen:  die  unständigen  Arbeiter,  die  Gemeinde- 
bediensteten, die  Personen  der  Hausindustrie,  die 
Handelsangestellten,  insofern  sie  schon  nach  §  60  des 
Handelsgesetzbuchs  auf  6  wöchentliche  Fortzahlung  des  G^ehaltes 
Anspruch  haben,  und  die  Land-  und  Forstwirtschaft; 
endhch  die  nicht  unbedingt  versicherungspflichtigen  Reichs- 
und  Staatsbediensteten.  Auch  hier  gilt  wieder  die  ESn- 
kommensgrenze  von  2000  Mark  jährlich.  | 

Auf  diese  Weise    sind   nach   dem    deutschen   Gesetze   die       | 
Hausindustrie,  die  Land-  und  Forstwirtschaft  und  die  ohne  Pen- 
sions-  und  Kündigungsanspruch  bestellten  Staatsdiener  (Diumisten, 
Figuranten  u.  s.  w.  u.  s.  w.)  bedingungsweise  unter  die  obligatorische 
Krankenversicherung  einbezogen. 

Es  erübrigt  noch,  einiges  über  die  Krankenversicherung  der 
land-  und  forstwirtschaftlichen  Arbeiter  und  Betriebs- 
beamten im  Deutschen  Reiche  zu  sagen;  mafsgebend  hief&r  ist 
aulser  dem  Krankenversicherungsgesetz  vom  15.  Juli  1883  und 
seiner  Novelle  vom  10.  April  1892  das  bezüglich  der  Unfall-  und 
Krankenversicherung  der  bei  den  land-  und  forstwirtschaftlicben 
Betrieben  beschäftigten  Personen  erschienene  Gesetz  vom  5.  Mai 
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1886.  Hiernach  unterließen  letztere  nicht  unbedingt,  sondern  nur 
dann  der  Erankenversicherungspflicht,  wenn  dies  durch  statuta- 
rische Bestimmung  eines  Eommunalyerbandes  (Gemeinde,  Bezirk) 
für  dessen  örtlichen  Umkreis  oder  durch  ein  Landesgesetz  für 
das  Oebiet  des  betreffenden  Landes  festgesetzt  wird;  im  ersteren 
FaUe  ist  die  Genehmigung  der  höheren  Verwaltungsbehörde  zur 
Gültigkeit  der  diesbezüglichen  Anordnung  erforderlich.  Wird  auf 
solche  Weise  die  Unterwerfung  der  land-  und  forstwirtschaftlichen 
Arbeiter  und  Betriebsbeamten  unter  die  Krankenversicherungs- 
pflicht  ausgesprochen,  so  kommt  auf  sie  das  allgemeine  Kranken- 
versicherungsgesetz  vom  15.  Juli  1883  mit  einigen  Änderungen 
zur  Anwendung.  Um  die  Durchführung  des  Gesetzes  den  eigen- 
artigen ländlichen  Verhältnissen  anzupassen,  sind  die  zuständigen 
Kassenverwaltungen  angewiesen,  unter  gewissen  Voraussetzungen 
Befreiungserkenntnisse  bezüglich  der  Versicherungspflicht  einzelner 
zu  fUUen,  wogegen  den  betroffenen  Parteien  der  Beschwerdeweg 
bei  den  politischen  Behörden  eingeräumt  ist  Das  Befreiungs- 
erkenntnis  erfolg  nur  auf  Antrag  des  Arbeitgebers  und  nur  auf 
die  Dauer  des  Detreffenden  Arbeitsyertrages  und  hat  zur  nach- 
weislichen Voraussetzung,  da(s  der  zu  befreiende  Arbeiter  im 
Falle  seiner  Erkrankung  seinem  Arbeitgeber  gegenüber  einen 
Rechtsanspruch  auf  eine  solche  Unterstützung  hat,  welche  der 
Zeit  und  dem  Umfange  nach  den  gesetzlichen  Kassenleistungen 
mindestens  gleichkommt.  Eine  zweite  Voraussetzung  der  Befrei- 
ung ist  die  gesicherte  Leistungsfilhigkeit  des  Arbeitgebers,  deren 
nachträglicher  Mangel  die  Aufhebung  der  Befreiung  zur  Folge 
hat  Werden  die  vom  Brotgeber  übernommenen  Krankenunter- 
stützungen nicht  rechtzeitig  und  ordnungsmäfsig  gewährt,  so  tritt 
sofort  ipso  jure  die  Unterstützungspflicht  der  Kasse  ein,  welche 
dann  das  Recht  eines  Ersatzanspruches  an  den  säumigen  Unter- 
nehmer hat. 

Die  Versicherungsbefreiung  kann  unter  Zustimmung  des 
unterstützimgspflichtigen  Armenverbandes  femer  ausgesprochen 
werden,  wenn  der  forst-  oder  landwirtschaftliche  Arbeiter  infolge 
von  Verletzungen,  Gebrechen,  chronischen  Krankheiten  oder  Alter 
nur  teilweise  oder  zeitweise  erwerbsßlhig  ist.  — 

Wertvolle  Erleichterungen  sind  für  die  Durchführung  der 
Krankenversicherung  auf  dem  flachen  Lande  auch  bezüglich  der 
Bezahlung  der  Kassenbeiträge  den  Landwirten  eingeräumt.  Es 
können  nämlich  diese  Beiträge  gegen  gleichzeitigen  Wegfall  des 
von  der  Kasse  an  den  Erkrankten  sonst  zu  leistenden  Kranken- 
geldes herabgemindert  werden,  wenn  der  Arbeitsvertrag  zwischen 
dem  beteiligten  Arbeiter  und  Arbeitgeber  mindestens  für  die 
Dauer  eines  Jahres  abgeschlossen  wurde  und  der  Versicherte  das 
Recht  hat ,  vom  Brotherrn  fUr  diese  Zeitdauer  Naturalleistungen 
mindestens  im  dreihundertfachen  Werte  des  gesetzlichen  täglichen 
Krankengeldes  zu  verlangen,  oder  aber  für  den  Krankentag  ein 
Krankengeld  in  barem  oder  in  Naturalleistungen  in  der  gesetz- 
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liehen  Mindesthöhe  zu  beziehen.  Derartige  Bezugsrechte  niUflsen 
für  mindestens  13  Krankenwochen  zugesichert  sein.  —  Auch  im 
Falle  solcher  Erleichterungen  tritt  bei  mangelhafter  Erfüllung  der 
vom  Arbeitgeber  übernommenen  Unterstützungspflicht  die  Ge- 
währung der  Tollen  gesetzlichen  Ejrankenbeihilfe  durch  die  Kasse 
ein  und  hat  letztere  auch  hier  wieder  einen  Ersatzanspruch  gegen 
den  säumigen  Unternehmer. 

Endlich  ist  noch  auf  eine  Bestimmung  der  deutschen 
Krankenversicherung  bezüglich  der  unständigen  land-  und 
forstwirtschaflichen  Arbeiter  (der  wandernden  Tage- 
löhner und  der  Häusler)  hinzuweisen.  Durch  statutarische  Be- 
stimmungen eines  Kommunalverbandes  fllr  seinen  Bezirk  oder 
für  Teile  desselben  können  nämlich  Personen,  welche  innerhalb 
des  betre^nden  Bezirkes  wohnen  und,  ohne  zu  einem  bestimmten 
Arbeitgeber  in  einem  dauernden  Arbeitsverhältnisse  zu  stehen, 
vorwiegend  in  land  -  und  forstwirtschaftlichen  Betrieben 
dieses  Bezirks  gegen  Lohn  beschäftigt  sind,  auch  ftir  diejenige 
Zeit,  in  welcher  eine  Beschäftigung  gegen  Lohn  nicht  statt- 
findet, der  Krankenversicherungspf licht  unterworfen  werden; 
sie  können  demnach,  solange  sie  nicht  zu  einer  die  Versicherungs- 
pflicht begründenden  Beschäftigung  in  einem  anderen  Erwerbs- 
zweige übergehen  oder  einer  Betriebskrankenkasse  als  Mitglieder 
beitreten,  in  diesem  Bezirke  zur  Versicherung  herangezogen 
werden.  Hierbei  vermilst  man  allerdings  eine  gesetzliche  Be- 
stimmung darüber,  wer  ftür  solche  unständige  Arbeiter  während 
der  Zeit,  in  welcher  eine  Beschäftigung  gegen  Lohn  nicht  statt- 
findet, die  sonst  dem  Arbeitgeber  auferlegten  Kassenbeiträge  zu 
bezahlen  hat. 

So  sucht  also  das  deutsche  Krankenversicherungsgesetz  den 
Eigentümlichkeiten  der  ländlichen  Naturalwirtschaft  durch  Ge- 
währung von  Befreiungen  und  Erleichterungen  in  der  Versiche- 
rungspflicht, und  den  Schwierigkeiten  der  Versicherung  unstän- 
diger Arbeiter  und  der  sogen.  Häusler  durch  die  eben  erörterten 
Verfügungen  Rechnung  zu  tragen. 

11.  ich  komme  zum  Schlufsworte  mit  der  Frage:  von 
welchen  Gesichtspunkten  aus  wären  wtinschenswerte  Änderungen 
unseres  österreichischen  Krankenversicherungsgesetzes  bezüglich 
der  Regelung  des  Umfanges  der  Zwangsversicherung  ins  Auge 
zu  fassen?  Zunächst  müfste  die  ungenaue  Ausdrucksweise  in 
den  §§  1  bis  3  beseitigt  werden.  Statt  der  Berufung  auf  Be- 
stimmungen anderer  Gesetze,  statt  des  Gebrauches  unbestimmter 
und  nicht  definierter  KoUektivbezeichnungen  wie  „Arbeiter  und 
Betriebsbeamte''  oder  „sonstige  gewerbsmäfsig  betriebene  Unter- 
nehmungen'^ wären  die  unter  die  Versicherungspflicht  einzube- 
ziehenden Berufsarten  gruppenweise  anzufUhren  und  die  Ver- 
sicherungspflicht der  dort  beschäftigten  Personen  durch  Hinweis 
auf  deren  Dienst-  bezw.  Abhängigkeitsverhältnisse  gegenüber 
einem   Unternehmer   unter   gleichzeitiger   Festsetzung   einer   be- 
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stimmten  Einkommensgrenze  zu  kennzeichnen.  Bei  der  Aoswahl 
der  unbedingt  unter  das  Gesetz  einzubeziehenden  Beru&arten 
müfste  man  sich  in  erster  Linie  von  dem  Versicherungsbedttrf- 
nisse  der  darin  verwendeten  Personen  leiten  lassen,  ohne  auf  die 
Erwerbsabsicht  des  Unternehmers  oder  die  Form  des  Betriebes 
zu  viel  Gewicht  zu  legen.  Insbesondere  wttren  auch  die  im 
Krankheitsfalle  gar  nicht  oder  nicht  hinreichend  versorgten 
Staatsbediensteten  hier  einzubeziehen.  Eine  Erweiterung  d^ 
Versicherungspflicht  wUrde  unvermeidlich  sein. 

Für  jene  Fälle,  wo  die  Einreihung  eines  konkreten  Unter- 
nehmens unter  eine  als  versicherungspflichtig  angeführte  Berufs- 
art zweifelhaft  oder  anfechtbar  wäre,  empfiehlt  es  sich,  der 
politischen  Behörde  die  Befugnis  einzuräumen,  im  ordentlichen 
Instanzenwege  ein  nur  für  die  Zukunft  geltendes  Erkenntnis  auf 
Einbeziehung  in  die  Versicherungspflicht  ohne  rückwirkende  Kraft 
zu  älUen.  Der  Verwaltungsbehörae  sollte  man  überhaupt  durch 
die  Möglichkeit  von  Befreiungserkenntnissen,  welche  anzufechten 
lediglich  die  betroffenen  Arbeitgeber  und  -nehmer  legitimiert 
wären,  einen  gewissen  Spielraum  geben,  um  auf  örtliche  und 
subjektive  Verhältnisse  billige  Rücksicht  nehmen  zu  können. 
Durch  Befreiung  von  Personen,  welche  an  und  für  sich  schon 
der  Armenversorgung  anheimgefallen,  aber  noch  teilweise  oder 
zeitweise  arbeitsfähig  sind,  könnte  auf  dem  Verwaltungswege 
eine  Auseinandersetzung  zwischen  Armenversorgung  und  Kranken- 
versicherung durchgeführt  werden.  Auch  die  Einführung  einer 
bedingten  Versicherungspflicht,  d.  h.  einer  solchen,  die  erst 
infolge  einer  von  der  politischen  Behörde  erster  Instanz  innerhalb 
ihres  örtlichen  Wirkungskreises  für  gewisse  Betriebe  erlassenen  all- 

gemeinen  Verfügung,  oder  für  eine  Provinz  oder  Teile  derselben  auf 
l^rund  einesLandesgesetzes  einzutreten  hätte,  könnte  wohl  inBetracht 
gezogen  werden.  Auf  diese  Weise  wäre  es  möglich,  insbesondere 
die  Versicherung  der  nicht  schon  unbedin^  dem  Gesetze  unter- 
worfenen Bediensteten  der  Gemeinden  und  Bezirke,  der  Unter- 
nehmer und  Arbeiter  der  Hausindustrie  (letztere  milfste  anders 
definiert  werden,  als  es  bisher  in  unserem  Gesetze  geschehen!), 
der  Dienstboten  und  auch  der  Arbeiter  der  Land-  und  Forst- 
wirtschaft durchzuführen,  sofern  man  es  nicht  vorzöge,  diese 
Gruppe  von  zweifellos  versicherungsbedürftigen  Personen  als  un- 
bedingt versicherungspflichtig  zu  erklären. 

Um  den  nicht  zu  leugnenden  Schwierigkeiten  der  Kranken- 
versicherung auf  dem  flachen  Lande  beizukommen,  ist  es  meines 
Ejrachtens  unerläfslich,  der  mit  der  Durchführung  betrauten  poli- 
tischen Behörde  ein  entsprechendes  freies  Verfügungsrecht  bezüg- 
lich der  Befreiung  einzelner  Personen  und  Betriebe  von  der  Ver- 
sicherungspflicht, bezüglich  der  Gewährung  von  Erleichterungen 
in  den  Beitragsleistungen  der  Landwirte  nach  Muster  der  deut- 
schen Gesetzesbestimmungen   und  bezüglich  der  Festsetzung  er- 
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höhter  Exankengelder  an  Stelle  des  Anspruches  auf  Beistellang 
eines  Arztes  und  der  Medikamente  einzuräumen. 

Gegenüber  der  Bestimmung  des  Art.  60  des  Handelsgesetz- 
buchs müfste  in  unserem  Gesetze  ausdrücklich  Stellung  genom- 
men werden.  Auch  wäre  in  Erwägung  zu  ziehen  ^  ob  gewissen 
Personen  unter  bestimmten  Voraussetzungen  nicht  ein  Recht 
auf  die  Befreiung  von  der  Versicherungspmcht  in  ähnlicher  Weise 
wie  im  deutschen  Gesetze  einzuräumen  wäre. 

Fassen  wir  die  wünschenswerten  Änderungen  unseres  Arbeiter- 
krankenyersicherungsgesetzes  bezüglich  der  Bestimmung  der  unter 
seine  Wirkung  einzubeziehenden  Personen  zum  Schlüsse  kurz  zn- 
zusammen :  Präcisierune  und  Ausdehnung  der  Versicherungspflicht 
bei  gleichzeitiger  Einteilung  derselben  in  eine  unbedingte  und  eme 
bedingte;  wesentliche  Erweiterung  des  Verfügungsrechtes  der  po- 
litischen Behörde  und  Ermächtigung  derselben  zur  Fällung  von 
Erkenntnissen  mit  konstitutiver  Wirkung. 


III. 

Die  Lasten  und  Rechte  der  Arbeitgeber. 

1.  EinleitaDg  und  Übersicht  —  2.  Die  Beitragspflicbt  (Höhe,  Beginn, 
Daner,  Charakter  der  Beitrüge).  —  3.  Der  Arbeitgeber  als  durchführendes 
Organ  der  Krankenversicherung  (An-  und  Abmeldung  der  Arbeiter,  Ein- 
hebung und  Abfuhr  der  Arbeiterbeiträge).  —  4.  Die  Haftpflicht  (Nachzahlung 
von  Beiträgen,  Ordnungsstrafen,  Krankenkostenersatz,  mehrseitiges  gleich- 
zeitiges Lohnverhältnis  einzelner  Arbeiter).  —  5.  Verjährungsmgen ,  Zu- 
weisung von  Strafgeldern.  —  6.  Rechte  der  Arbeitgeoer,  Sonderstellung 
der  Betriebs-  und  Baukassen.  —  7.  Schlufsbetrachtung. 


1.  Überblicken  wir  die  Staaten^  welche  heute  eine  Arbeiter- 
Versicherung  haben,  so  können  wir  zwei  verschiedene 
Formen,  in  denen  dieselbe  zur  Durchführung  gekommen  ist, 
deutlich  unterscheiden.  Entweder  wuchs  die  Versicherung  aus 
der  kraftvollen  Selbsthilfe  des  Arbeiterstandes  ohne  Mitwirkung 
des  Staates  oder  des  Unternehmertums  heraus,  wie  in  E^ngland 
und  Frankreich,  oder  sie  wurde  von  der  Staatsgewalt,  welche 
sich  einer  vormundschaftlichen  Pflicht  gegenüber  der  wirtschaft- 
lich schwächsten  Gesellschaftsklasse  bewufst  ward,  gesetzlich  ge- 
schaffen. Im  ersteren  Falle  fehlt  der  Versicherungszwang  und 
tritt  an  dessen  Stelle  der  Appell  an  die  InteUigenz  der  Arbeiter. 
Der  Grundsatz  der  Gegenseitigkeit,  nach  welchem  jeder  Ver- 
sicherer zugleich  Versicherter  ist,  erscheint  hier  strenge  durch- 
feftihrt.  Die  Kasseneinrichtungen  schmiegen  sich  den  indivi- 
uellen  Bedürfhissen  der  Arbeiterschaft  enge  an,  und  jedes 
Eassenmitglied  bringt  die  erforderlichen  Opfer  nicht  nur  zur 
Sicherung  seiner  persönlichen  Existenz,  sondern  auch  in  dem 
stolzen  Bewufstsein,  hierdurch  die  Selbständigkeit  und  Unab- 
hängigkeit seines  Standes  zu  fordern.  —  Anders  im  zweiten 
Falle.  Was  hier  die  Arbeiterschaft  aus  eigener  Kraft  zu  schaffen 
nicht  Yermochte,  führt  die  Staatsgewalt  mittelst  allgemein 
verbindlicher  Normen  zwangsweise  ein.  Dieser  Vor- 
gang hat  den  Vorzug  der  Allgemeinheit;  die  Wohlthat  der  Ver- 
sicherung erstreckt  sich  auch  auf  jene,  welche,  sei  es  aus  Mangel 
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an  Einsicht,  sei  es  aus  Armut,  sei  ee  infolge  fehlender  Organi- 
sation unter  ihren  Berufsgenossen  einer  freiwilligen  VersichemDg 
nicht  teilhaft  werden  würden.  Aber  das  Einschreiten  des  Staates 
hat  auch  Schattenseiten.  Die  gesetzlichen  Einrichtungen  sind 
Bchwerftllliger;  es  fehlt  ihnen  das  grofse  Anpassungsvennögeo 
der  vertragsmäfsig  frei  geschaffenen  Anstalten.  Die  zwangsweise 
Durchführung  erheischt  einen  kostspieligen  Apparat;  dasZwangs- 
gesetz  kann  den  yersicherten  Personen  die  JBeitrSge  nicht  mit 
derselben  Höhe  bemessen,  wie  es  die  Opferwilligkeit  der  Arbeiter 
bei  der  freien  Versicherung  thut.  Alle  diese  Umstände  bewirken 
es,  dafs  die  staatliche  Zwangsversicherung  bei  der  Bestreitung 
der  erforderlichen  Kosten  das  Auslangen  mit  den  Bei- 
trägen der  Arbeiter  nicht  finden  kann ;  die  strikte  Durchfbhnmg 
des  Grundsatzes  der  Gegenseitigkeit  wird  unmöglich;  es  mub 
noch  eine  andere  Einnahmequelle  erschlossen  werden.  Das 
ll^ächstliegende  wäre  nun  wohl,  dafs  der  Staat  in  seine  eigene 
Tasche  greifen  würde.  Das  hat  aber  seine  Bedenken;  einerseits 
scheut  man  sich  vor  einer  ins  ungewisse  wachsenden  Belastong 
der  Staatsmittel,  andererseits  käme  letztere  auf  eine  neue  Be- 
steuerung der  gesamten  Bevölkerung  und  damit  in  erster 
Linie  wieder  der  breiten  Masse  der  Minder-  und  UnbemitteiteD 
hinaus.  Es  erscheint  daher  zweckmässiger  und  gerechter,  jenen 
Stand  zum  Tragen  der  Versicherungskosten  mit  heranzuziehen, 
welcher  das  nächste  Interesse  an  einer  gesunden,  leistungafiOiigen 
und  zufriedenen  Arbeiterschaft  hat:  das  Unternehmertum.  Dieser 
Standpunkt  findet  auch  in  dem  vielfach  vorhandenen  Mifsverhält- 
nis  zwischen  Untemehmergewinn  und  Arbeitslohn  und  in  dem 
Umstände  seine  Rechtfertigung,  dals  die  Unternehmer  sich  im 
Konkurrenzkampfe  zu  einer  mehr  oder  minder  rücksichts- 
losen Ausnutzung  ihrer  Arbeitskräfte  veranlafst  sehen. 

Die  Inanspruchnahme  der  Betriebsinhaber  be- 
steht jedoch  nicht  nur  im  Beitragszwang.  Die  Arbeiterschaft, 
vrelche  der  Versicherungspflicht  unterworfen  werden  soll,  ist  in- 
folge ihrer  grofsen  Beweglichkeit  und  Veränderlichkeit  ein  schwer 
zu  fassendes  Element;  der  einzige  sichere  Angrifibpunkt  derselben 
ist  der  Arbeits-  oder  Dienstvertrag.  Aus  diesem  Umstände  geht 
die  Notwendigkeit  hervor,  die  Dienstgeber  zu  Durchftihnings- 
Organen  der  staatlichen  Zwangsversicherung  zu  machen  und 
ihnen  aufser  der  Beitragspflicht  auch  noch  eine  VermitÜerrdle 
zwischen  ihren  Arbeitern  und  der  Versicherungsanstalt  zu  über- 
tragen. Damit  gewinnt  ihr  Verhältnis  zur  gesetzlichen  Arbeiter- 
versicherung einen  gewissen  öfientlich-rechtlichen  Charakter,  und 
es  läfst  sich,  um  die  ganze  Zwan^versicherung  nicht  dordi 
lässiges  Verhalten  der  Unternehmer  ifiusorisch  werden  zu  lassen, 
kaum  vermeiden,  dafs  man  diesen  unentbehrlichen  Mittelspersonen 
eine  weitgehende  Verantwortung,  eine  strenge  Haftpflicht  für 
die  gewissenhafte  Durchfuhrung  ihrer  Vermitdungsauigabe  auf- 
bürdet. 
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Bleiben  diese  Lasten  der  Arbeitgeber  schon  ohne  materielles 
Äquivalent  (denn  an  der  Versicherung  selbst  haben  letztere  ja 
keinen  Anteil),  so  entspricht  es  doch  der  Billigkeit,  ihnen 
wenigstens  einen  gewissen  Einflufs  auf  die  Kassen- 
Verwaltung  einzuräumen,  ihnen  ein  beschränktes  Stimmrecht 
im  Eassenvorstande,  in  der  Generalversammlung  der  Kassen- 
mitglieder zu  verleihen.  Hierdurch  macht  man  gleichzeitig  ihre 
meist  überlegene  InteUigenz  und  ihre  geschäftsmännische  Gewandt- 
heit der  Sache  dienstbar. 

Als  man  in  Österreich  daran  ging,  die  Arbeiter •  Kranken- 
versicherung staatlich  zu  regeln,  scheute  man  sich,  das  Gebäude 
des  Gesetzes  auf  ganz  neuen  Grundlagen  zu  errichten.  In  der 
Ungewibheit  über  den  Erfolg  der  neuen  Normen  wollte  man  so 
wenig  als  möglich  an  den  schon  bestehenden  Versicherungs- 
einrichtungen rütteln.  Man  liefs  daher  die  Ansätze  zur  freien, 
vertragsmäfsigen  Krankenversicherung  der  Arbeiter,  wje  auch 
die  von  einzelnen  Industriellen  errichteten  Betriebskassen  fast  un- 
geändert  bestehen  und  beschränkte  sich  im  wesentlichen  darauf, 
das  Mindestmafs  der  den  erkrankten  Versicherten  zu  gewährenden 
Leistungen  auch  hier  zu  fordern  und  auf  die  Ausscheidung  an- 
derer Zwecke  als  die  der  Krankenversorgung  aus  dem  Wirkungs- 
kreise dieser  Kassen  zu  dringen.  Dasselbe  gilt  auch  bezüglich 
der  Krankenkassen  der  gewerblichen  Zwangsgenossenschaften, 
welche  sich  nach  den  Vorschriften  der  Gewerbenovelle  vom 
15.  März  1883  gebildet  hatten.  Die  Folge  der  weitgehenden 
Schonung  schon  bestehender  Fürsorgeanstalten  ftir  erkrankte  Ar- 
beiter ist  eine  auffallende  Verschiedenheit  in  der  Durch- 
führung der  Krankenversicherung,  insbesondere  auch 
eine  grofse  Ungleichheit  in  der  Belastung  der  Arbeit- 

Seber  bezüglich  ihrer  Beitrags-  und  ihrer  Haftpflicht  Je  nach 
en  einzelnen  Kassensystemen. 

Sollen  einem  Erwerbsstande  kraft  Gesetzes  besondere  Pflichten 
und  eine  weitgehende  Verantwortlichkeit  ftlr  deren  gewissenhafte 
Erfüllung  auferlegt  werden,  so  ist  das  erste  Gebot,  volle  Klarheit 
über  Beginn,  Dauer,  Art  und  Umfang  solcher  Ver- 
pflichtungen zu  schaffen.  Dieser  Grundsatz  gilt  in  hervor- 
ragendem Mafse  ftb*  die  obligatorische  Krankenversicherung,  durch 
welche  das  aus  den  heterogensten  Elementen  zusammengesetzte 
Unternehmertum  zur  werkthätigen  Mitarbeit  an  einer  social-poli- 
tischen  Staatsaufgabe  herangezogen  wird.  Ks  ist  gewifs  von  In- 
teresse, zu  prüfen,  nicht  nur  welche  Lasten  den  Unternehmern 
durch  unsere  Krankenversicherungs-Gesetzgebung  auferlegt  wurden, 
sondern  auch  ob  diese  Lasten  ftlr  die  einzelnen  Gruppen  der 
Betriebsinhaber  gleich  oder  verschieden  bemessen  sind,  und  ob  die 
Normierung  der  Pflichten  und  Rechte  des  Unternehmertums  mit 
der  nötigen  Klarheit  erfolgte. 

2.  Die  Höhe  der  regelmäfsigen  Beiträge  der  Ar- 
beitgeber zu  den  Kosten  der  Krankenversicherung  ist  bei  Be- 
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zirkfl-,  Betriebs-,  Bau-  und  Genossenschafls  -  Ei^ankenkassen  im 
allgemeinen  die  gleiche :  die  Hälfte  der  Beiträge  aller  in  dnem 
Unternehmen  beschäftigten  Arbeiter  oder  ein  Drittel  der  gesamten 
aus  jedem  Betriebe  an  die  Krankenkassen  wied^kehrend  absu- 
ftihrenden  Beträge.  Bei  den  Knappschaftskassen  sind  die  Zu- 
schüsse der  Unternehmer  und  ihrer  Bediensteten  zu  gleichen 
Teilen  bemessen.  Während  wir  es  in  all  diesen  Fällen  mit  ge- 
setzlichen Zwan^sleistungen  der  Dienstgeber  zu  thun  haben, 
fehlen  solche  bei  den  Vereinskrankenkassien.  Trotzdem  werden 
diese  als  Mittel  zur  Erftillung  der  Versicherungspflicht  den  an- 
deren Krankenkassen  gesetzlich  gleichgestellt  (§11  des  Kr  .Vers.- 
Ges.).  Bei  den  Vereinskassen  hän^  die  Beantwortung  der  Frage^ 
ob  und  welche  Zuschüsse  der  Aroeitgeber  zu  zahlen  hat,  yon 
veränderlichen  Satzungsbestimmungen  und  von  der  freien  Verein- 
barung ab.  Es  ist  zweifellos,  dafs  hierdurch  diesen  Kassen  in 
ihrer  Konkurrenz  mit  den  anderen  Versicherungsanstalten,  ins- 
besondere auch  den  Bezirkskassen,  zum  Nachteil  der  bei  ihnen 
versicherten  Arbeiter  ein  erhebliches  Übergewicht  verliehen  ist 
Denn  thatsächlich  üben  ja  die  Unternehmer  das  Recht  der  Wahl 
unter  mehreren  Kassen  aus,  und  wird  bei  der  Geltendmachung 
desselben  die  Höhe  der  Untemehmerbeiträge  besonders  ins  Ge- 
wicht fallen.  —  Nach  dem  reichsdeutschen  Versicherungsrechte 
haben  die  Vereins- (Hilfs-)  Kassen  dieselbe  Sonderstellung. 

Die  Bemessung  der  Kassenbeiträge  geschieht  bei  uns  xuich 
deutschem  Muster  in  Prozenten  des  im  Kassensprengel  „übliche 
Taglohnes''.  Sie  sind  bei  uns  entsprechend  dem  grOfseren  Aus- 
mafse  der  Unterstützungsleistungen  der  Kassen  merklich  höher 
als  in  Deutschland  und  betragen  in  der  Regel  3  ^/o  des  Lohnes; 
dort  sind  es  unter  gewöhnlichen  Verhältnissen  1  ^/2  ^/o ,  nur  aus- 
nahmsweise 2  ^/o ,  wozu  Genehmigung  der  höheren  Verwaltongs- 
behörde  gefordert  wird.  Das  deutsche  Gesetz  gestattet  aufserdem 
noch  die  Einhebung  von  Eintrittsgeldern  auch  von  den  versiche- 
rungspflichtig en  Kassenmitgliedem  und  von  ZusatzbeiMgen 
für  die  Versicherung  der  Familienangehörigen  der  Arbeiter.  Öster- 
reich kennt  leider  die  Ausdehnung  der  Gesetzeswohlthat  auf  die 
Familie  des  Arbeiters  in  dieser  Form  nicht.  Eintrittsgelder  aber 
dürfen  bei  uns  nur  bei  freiwilliger,  nie  bei  obUgatorischer  Ver- 
sicherung gefordert  werden,  gewifs  ein  Vorzug  unseres  Geaetaes, 
da  das  Eintrittsgeld  von  der  Arbeiterschaft  als  eine  unangenehme 
und  unmotivierte  Belästigung  empftinden  werden  mufs  und  gerade 
jenen  wirtschaftlich  schwächsten  Teil  derselben  trifft,  der  infolge 
wiederholten  Arbeitsmangels  die  Versicherung  am  öftesten  unter- 
brechen, bezw.  die  Kasse  am  öftesten  wechseln  mufs.  An  dieser 
Thatsache  ändert  auch  die  einschränkende  Bestimmung  des  §26 
des  deutschen  Gesetzes  nicht  viel,  wonach  ein  neueniches  JEin- 
trittsgeld  dann  nicht  gefordert  werden  soll,  wenn  zwischen  dem 
Austritte  aus  einer  Kasse  und  dem  Eintritte  in  eine  andere  nur 
ein  Zeitraum  von  13  Wochen  oder  weniger  liegt.     Bei  dem  Um- 
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Stande,  als  die  Arbeitslöhne  im  Deutschen  Reiche  durchschnittlich 
merkbar  höher  sind  als  bei  uns  und  unsere  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnisse auch  nicht  enttemt  einen  Vergleich*  mit  denen  drtlben 
aushalten  y  muls  es  doch  wunder  nehmen ,  dafs  wir  unsem  Ar- 
beitern und  Unternehmern  höhere  Beiträge  vorschreiben,  und 
ersteren  höhere  Krankengelder  zusichern  (mindestens  60  ^/o  statt  50), 
ja  auch  die  Mindestdauer  der  Unterstützungspflicht  weiter  erstrecken 
(20  statt  nur  13  Wochen),  als  es  drüben  geschieht.  Dabei  ist 
allerdings  in  Betracht  zu  ziehen,  dafs  wir  noch  keine  Invaliden- 
und  Altersversicherung  der  Arbeiter  haben.  Schon  bei  der  Be- 
ratung unseres  Elrankenversicherungsgesetzes  im  Abgeordneten- 
hause wurde  auf  die  notwendige  Ausgestaltung  unserer  social- 
politischen  Einrichtungen  in  diesem  Sinne  hingewiesen;  ich 
möchte  aber  bezweifeln,  dafs  unser  Unternehmertum  und  unsere 
Arbeiterschaft  wenigstens  in  der  nächsten  Zeit  eine  weitere  Be- 
lastung durch  Beiträge  zu  neuen  Versicherungsinstituten  ertragen 
könnten,  zumal  ja  auch  die  Forderungen  der  Unfallversicherung 
in  Rechnung  kommen.  Es  .fragt  sich  daher,  ob  Beitragshöhe  una 
Unterstützungsausmafs  in  Österreich  im  Hinblick  auf  die  Weiter- 
entwicklung der  Arbeiterfürsorge  (auch  Witwen-  und  Waisen- 
versicherung!) nicht  etwas  zu  reichlich  bemessen  wurden. 

Der  Beginn  der  Beitragspflicht  des  einzelnen  Arbeit- 

febers  &llt  mit'  dem  Beginn  der  5lit^liedschaft  seiner  Bediensteten 
ei  der  Krankenkasse  zusammen.  In  welchem  Zeitpunkte  beides 
eintritt,  ist  in  unserem  Krankenversicherungsgesetz,  welches  in 
seinen  §§  13  und  46  von  dem  „Eintritt  in  die  Beschäftigung" 
spricht,  nicht  mit  der  wünschenswerten  Klarheit  ausgedrückt  Es 
hat  sich  in  der  Praxis  die  Frage  ergeben,  ob  mit  obigem, 
wenig  glücklichen  Ausdrucke,  welcher  augenscheinlich  aus  dem 
deutschen  Gesetze  (§  19)  übernommen  wurde,  der  Abschlufs  des 
Lohn-  oder  Dienstvertrages,  oder  der  Zeitpunkt,  in  welchem  der 
Bedienstete  seine  Thätigkeit  vertragsmäfsig  beginnen  soll,  oder 
in  welchem  er  sie  wirklich  begonnen  hat,  gemeint  ist.  Bei 
Dienstverhältnissen,  welche  dem  Arbeiter  die  Wohnung  im  Hause 
des  Dienstgebers  gewähren,  wie  namentlich  im  Gast-  und  Bäcker- 
gewerbe, kommt  bei  der  Interpretation  auch  noch  jener  Zeitpunkt 
in  Frage,  wo  der  Bedienstete  in  die  Hausgemeinschaft  seines 
Brotherrn  übersiedelt.  Die  Feststellung  des  gesetzgeberischen 
Willens  in  diesem  Punkte  ist  nach  mehrfacher  Kchtung  hin  von 
Bedeutung:  hinsichtlich  der  Bemessung  der  Kassenbeiträge,  hin- 
sichtlich der  etwaigen  strafbaren  Versäumnis  des  Unternehmers, 
der  Pflicht  zum  Krankenkostenersatz,  und  bezüglich  der  Unter- 
stützungsansprüche des  Arbeiters.  Einige  Beispiele  mögen  zur 
Veranschaulichung  der  verschiedenen  Fälle  dienen,  a)  Der 
Bäckermeister  A  schliefst  mit  dem  arbeitslosen  Gehilfen  B  am 
24.  Jänner  einen  Lohnvertrag  ab,  wonach  letzterer  am  1.  Fe- 
bruar seinen  Dienst  bei  ihm  antreten  soll ;  am  28.  Jttnner  jedoch 
erkrankt  B  und  wird  in  ein  Spital  gebracht,  welch  letzteres  von 
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der  Bezirkskrankenkasse,  in   deren  Sprengel   sich  die   Bäckeret 
des  A  befindet,  unter  Hinweis  auf  das  eingegangene  Lohnverhält- 
nis den  Ersatz  von  Verpflegungskosten  beansprucht.  —   b)  Der 
Messerschmied  C  hat  den  D  als  Gehilfen  aufgenommen.    Als  D 
am  vereinbarten  Tage  in  die  Werkstatt  kommt ,  um  die  Arbeit 
aufisunehmen,  schickt  der  Meister  ihn  wieder  fort,  weil  er  ihm  zu 
schwächlich  für  die  zu  leistende  Arbeit  dünkt.    D,  welcher  geg^i 
0  klagt,  erkrankt  am  zweiten  Tage  darauf  und  kommt  ins  Spital. 
Diesem   weigert    die   Oenossenschaftskrankenkasse    der    Messer- 
schmiede den   EIrsatz   der  Verpflegskosten ,   obwohl   sie  alle  ihre 
erkrankten  Gehilfen  vertragsmäsfig  in  dem  betreffenden  Krankai- 
hause  behandeln  läfsl,  mit  der  Motivierung,   dafs  der  Gehilfe  D 
noch    nicht    in    die  Beschäftigung  beim    Messerschmied   C   ein- 
getreten,  noch  nicht  Angehöriger  der  Genossenschaft  und  daher 
auch   noch  nicht  versicherungspflichtig  geworden  sei.  —  c)  Der 
Gastwirt    M    hat    sich    eine    Kellnerin    gedungen,    welche    am 
1.  Februar  ihre  Thätigkeit  im  Geschäfte  des  M   beginnen    aolL 
Sie  langt  der  Verabredung  gemäfs  am  31.  Jänner  im  Hause  des 
M  an,   bezieht  ihre  Schlafkammer,   wird   aber  am  Moi^n    des 
nächsten  Tages,   als   sie  aufstehen   will,   von  Herzkrämpfen    be- 
fallen, welche  eine  längere  Arbeitsunfähigkeit  und  Spitalsbehand- 
lung zur  Folge  haben.     M  meldete  die  Kellnerin  erst  am  18.  Fe- 
bruar, nach  deren  Herstellung  und  nach  Aufnahme  des  Dienstes,  bei 
der  Bezirkskrankenkasse  an ;  letztere  verlangt  die  Bestrafung  des 
Gastwirts  wegen  verspäteter  Anmeldung  seiner  Magd  und  fordert 
von  ihm   den  Krankenkostenersatz  nach  §  32   des  ELrankenver- 
Sicherungsgesetzes.  —  Die  Entscheidungen,  die  in  derartigen  Fällen 
erflossen,  fefsten  bald  die  juristische  Seite  des  Dienstverhältnisses 
ins  Auge,   bald   bezeichneten  sie   den  Beginn   des  thatsächlichen 
Abhängigkeitsverhältnisses    des   Arbeitnehmers    zu   seinem   Brot- 
herrn als  das  ausschlaggebende  Moment,    bald  glaubte  man  den 
„Fintritt  in  die  Beschäftigung*^  nur  in  dem  thatsächlichen  B^inn 
der  Arbeit  sehen  zu  können.     Zunächst,  glaube  ich,  kann  man 
den   Zeitpunkt   des   blofsen  Vertragsabschlusses   als   mafsgebend 
in   unserer  Frage  nicht  ansehen.    Zwischen  ihm  und  der  wirk- 
lichen Verwendung  im  Betriebe  des  Unternehmers  liegt  oft  ein 
mehr  oder   minder  grofser  Zeitraum;   währenddessen  steht   der 
Arbeiter  sehr  oft  noch  in  einem  anderen  Dienstverhältnis,  welches 
ihm    ohnedies   die   Unterstützungen   der   Krankenkasse   ftir   den 
Krankheitsfall  sichert.     Auch  wäre  der  neue  Dienstgeber  kaum 
in  der  Lage,   während  dieser  Zeit  vom  Arbeiter  die  von  diesem 
zu  leistenden  Beiträge  cinzuheben,   um   sie  mit  den  Zuschüssen 
aus  der  eigenen  Tasche  an  die  Elasse  abzuführen.     Endlich  Iftfst 
sich  ja  die  wirtschaftliche  und  sociale  Begründung  der  Inanspruch- 
nahme des  Arbeilgebers  ftir  die  Durchfiihrung  der  Krankenver- 
sicherung  nur   in   der   thatsächlichen   Ausnützung   der   fremden 
Arbeitskraft  finden,   während  die  Versicherungsbedürftigkeit  des 
Arbeiters  allein  diese  Begründung  nicht  geben  kann,    zumal  Ja 
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ein  grofser,  gewifs  sehr  versicherungBbedürftiger  Teil  der  Arbeiter- 
schaft ^ar  nicht  unter  die  Geltung  unseres  Oesetzes  einbezogen  ist. 

Schwieriger  sind  schon  die  Fälle  b  und  c  zu  entscheiden; 
liegt  hier  bereits  ein  ^  Eintreten  in  die  Beschäftigung''  vor  oder 
nicht?  Dieser  Ausdruck  erscheint  schon  sprachlich  nicht  gerecht- 
fertigt: man  tritt  nicht  in  eine  Beschäftigung,  sondern  man 
beginnt  dieselbe.  Der  sonderbare  Sprachgebrauch  legt  die  Ver- 
mutung nahe,  dafs  hier  unter  „Beschäftigung"  nicht  lediglich 
eine  bestimmte  Bethätigung  der  Kräfte,  sondern  im  weiteren 
Sinne  jener  Kreis  von  Verhältnissen  und  Beziehungen  gemeint 
sei,  welcher  den  Bediensteten  infolge  seiner  Anstellung  umgiebt. 
Auch  die  Billigkeit  drängt  nach  dem  Standpunkte,  den  Arbeiter 
von  dem  Augenblicke  an  der  Versicherung  teilhaft  werden  zu 
lassen,  in  welchem  er  sich  vertragsmälsig  und  arbeitswillig  dem 
Unternehmer  zur  Verfügung  stellt,  sich  in  die  neue  Umgebung 
begiebt,  auch  wenn  er  durch  ein  unverschuldetes  Hindernis,  viel- 
leicht sogar  durch  die  rechtswidrige  Weigerung  des  Dienstgebers 
an  der  Aufnahme  der  Arbeit  gehindert  werden  sollte.  Und 
doch  läfst  sich  auch  dieser  Standpunkt  aus  dem  Wortlaute 
des  Oesetzes  nicht  rechtfertigen.  Das  ergiebt  sich,  wenn  man 
die  §§  1  Abs.  2  und  31  heranzieht.  Die  erstere  Gesetzesstelle 
macht  die  Versicherungspäicht  der  Arbeiter  davon  abhängig, 
dafs  sie  in  gewissen  Unternehmungen  „beschäftigt  sind",  die 
letztere  verpflichtet  die  Arbeitgeber  zur  Anmeldung  der  bei 
ihnen  beschäftigten  versicherungspflichtigen  Personen  bei  der 
Krankenkasse  spätestens  am  dritten  Tage  „nach  Beginn  der 
Beschäftigung".  Der  Zusammenhalt  dieser  Gesetzesstellen  mit 
den  §§13,  33  und  46  zwingt  zur  strengen  Auslegung  des  Wortes 
„Beschäftigung" ;  nicht  minder  der  Umstand,  dafs  diese  Bezeich- 
nung die  Grundlage  flir  weitgehende  positive  Pflichten  der  Arbeit- 
geber und  der  Krankenkassen,  sowie  für  eine  nicht  geringe  Ver- 
antwortlichkeit der  ersteren  abgiebi  Eüne  klarere  Ausdrucks- 
weise  des  Gesetzes  bezüglich  dieses  Punktes  erscheint  jedenfalls 
wünschenswert,  wobei  zu  erwägen  wäre,  ob  nicht  jene  Arbeit- 
geber, welche  den  aufgenommenen  Arbeitern  vertragswidrig  den 
Beginn  der  Arbeit  weigern,  der  Versicherungspflicht  vorläufig 
unterzogen  werden  sollen.  —  • 

Die  Pflicht  der  Arbeitgeber  zur  Beitragsleistung  an  die 
Krankenkasse  dauert  laut  §  33  unseres  Gesetzes  bis  zu  dem 
Zeitpunkte,  in  welchem  nach  Aufhören  der  Beschäftigung  des 
Arbeiters  dessen  „vorschriftsmäfsige"  Abmeldung  (§  31)  erfolgt 
ist.  Die  letztere  hat  spätestens  am  3.  Tage  „nach  Beendigung 
des  Arbdtsverhältnisses"  zu  geschehen.  Auch  hier  erscheint  es 
wieder  zweifelhaft,  ob  mit  dem  Ausdrucke  „Arbeitsverhältnis^ 
dessen  juristische  Seite,  also  der  Dienstvertrag,  oder  die  wirk- 
liche Bethätigung  des  Vertragsinhalts  gemeint  sei.  Die  in  den 
§§  31  und  33  gebrauchte  Redewendung  „austreten"  bezw.  „aus- 
scheiden aus  der  Beschäftigung",  welche  dem  Ausdruck  „Beendi- 
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gung  des  Arbeitsverhältnisses"  gewissermafsen  gegen übergesteUt 
wird ,  läist  mehr  auf  das  erstere,  der  Vergleich  mit  §  82  der 
Gewerbeordnung,  wo  von  der  „bedungenen  Dauer  des  Arbeits- 
verhältnisses*^ gesprochen  wird,  mehr  auf  das  letztere  schliefsen. 
Der  Gesetzgeber  dachte  augenscheinlich  nur  an  jene  FäUe^  in 
denen  die  Lösung  des  Dienstvertrages  mit  dem  Aufhören  der 
Beschäftigung  zusammenfallt.  Dies  geschieht  aber  nicht  immer; 
so  nicht  bei  zeitweiliger  Einstellung  des  Betriebes,  z.  B.  eines 
Baues  wegen  schlechter  Witterung,  so  auch  in  der  Regel  nicht 
bei  Erkrankung  des  Arbeiters.  In  letzterem  Falle  hat  nach  §  77 
der  Gewerbeordnung  die  14tägige  Kündigungsfrist  zu  gelten,  so- 
fern nicht  eine  andere  Vereinbarung  ausdrücklich  getroffen  wurde; 
zur  Entlassung  ohne  Kündigung  wegen  Krankheit  des  Arbeiters 
ist  man  im  Sinne  des  §  82  lit.  g  desselben  Gesetzes  erst  nach 
vierwöchentlicher  unverschuldeter  Arbeitsunfähigkeit  desselben  be- 
rechtigt. 

Je  nach  der  Interpretation  obiger  Gesetzesstellen  entscheidet 
sich  die  Frage  nach  der  Dauer  der  Beitragspflicht  des  Arbeit- 
gebers. Die  Praxis  ist  in  diesem  Punkte  keine  sichere.  Be* 
merkenswert  sind  nachfolgende  Ministerialen tscheidungen :  „Als 
Beschäftigung  vom  Standpunkte  des  Krankenversicherungsgesetzes 
mufs  jenes  Verhältnis  angesehen  werden,  kraft  dessen  die 
eine  Person,  der  Arbeitgeber,  über  die  Arbeitskraft  der  anderen 
Person,  des  Arbeiters,  auf  Grund  übereinstimmender  Willens- 
erklärung für  sich  zu  verßigen  thatsächlich  in  der  Lage  ist." 
In  dieser  Entscheidung  fehlt  zur  vollen  Klarstellung  ein  Wörtchen 
vor  dem  Ausdruck  „Verhältnis'*,  nämlich  entweder  das  Wort 
„rechtliche"  oder  das  Wort  „faktische".  —  „Gegen  die  Abmeldung 
eines  Arbeiters  bei  der  Bezirkskrankenkasse  im  Falle  der  TSr- 
krankung  (also  auch  während  der  Dauer  der  Krankheit)  kann 
ein  Anstand  aus  dem  Krankenversicherungsgesetz  nicht  abgeleitet 
werden,  vielmehr  erscheint  nach  §  31  leg.  cit.  der  Arbeitgeber 
zur  Abmeldung  berechtigt,  wenn  die  thatsächliche  Beschäftigung 
des  Arbeiters  aufhört.  Es  ist  jedoch  selbstverständlich,  dafs 
durch  diese  Abmeldung  das  in  betreff  der  Dauer,  resp.  der 
Kündigung  der  Arbeit  zwischen  dem  Arbeitgeber  und  dem  Ar- 
beitnehmer bestehende  Vertragsverhältnis,  bezw.  die  in  Ermange- 
lung eines  solchen  Verhältnisses  zur  Anwendung  gelangenden 
Bestimmungen  über  die  Auflösung  des  Arbeitsverhältnisses  nicht 
berührt  werden."  —  Dagegen:  „Bei  Arbeitern,  deren  Verhältnis 
mit  der  Unternehmung  dauernder  Natur  und  von  vornherein  auf 
eine  bestimmte  Zeit  nicht  beschränkt  ist,  bedeutet  die  einfache 
Unterbrechung  der  Arbeit  am  Abend  oder  an  Regentagen  keines* 
wegs  eine  Auflösung  des  Arbeitsverhältnisses  und  kann  audi 
nicht  die  Grundlage  für  das  Aufhören  der  Versicherungspflicht 
bilden."*  Die  Unsicherheit  der  gesetzlichen  Ausdrucksweise  labt 
die  Frage  offen,  ob  der  Arbeitgeber  auch  während  der  Krank- 
heit seines  Bediensteten  zu  Kassenbeiträgen  herangezogen  werden 
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kann.  Da«  deutsche  Gesetz  negiert  in  klarer  Weise  (§  54a)  die 
Pflicht  zur  Beitragsleistung  "während  der  Erwerbsunfähigkeit  des 
Arbeiters. 

Über  den  Charakter  der  Unternehmerbeiträge  ist 
ausdrücklich  im  Gesetze  nichts  gesagt;  es  ist  jedoch  nicht  daran 
zu  zweifeln ,  dals  wir  es  hier  mit  öffentlichen  Abgaben  zu  thun 
haben.  Denn  diese  Leistungen  smd  gesetzlich  erzwungene,  ihrer 
Dauer  und  Höhe  nach  vom  Willen  des  Verpflichteten  unabhängig, 
geben  keinerlei  Berechtigung  auf  ein  Äquivalent  und  finden  ihre 
rechtliche  Begründung  ledi^ich  in  der  Steuergewalt  des  Staates. 
Ihr  Zweck  ist  die  Durchführung  einer  modernen  Staatsaufgabe. 
Der  oberste  Gerichtshof  hat  daher  in  einer  Entscheidung  vom 
24.  Oktober  1893  ausgesprochen:  „Die  seitens  der  Bezirks- 
krankenkasse auf  Grund  des  Krankenversicherungs-Gesetzes  den 
Arbeitgebern  vorgeschriebenen  Kassenbeiträge  sind  als  öffentliche 
Abgaben^  bezüglich  deren  Richtigkeit  und  Liquidität  den  Gerichten 
kein  Recht  zu  entscheiden  zusteht,  zu  betrachten,  und  da  dieselben 
auf  dem  Betriebe  selbst,  also  auch  an  allen  hierzu  gehörigen 
Maschinen  und  Vorrichtungen  haften,  muls  ihnen  das  gesetz- 
liche Pfand-  und  Vorrangsrecht  vor  allen  anderen,  aus  privat- 
rechtlichen Titeln  entstehenden  Forderungen  zuerkannt  werden.^ 
Das  Pfandprivileg,  welches  hier  mittelst  einer  Rechtsdeduktion  kon- 
statiert wird,  kann  aus  dem  Wortlaute  unseres  Krankenversiche- 
rungsgesetzes nicht  entnommen  werden.  Als  eine  andere  Folge  dieses 
Charakters  der  Unternehmerbeiträge  mufs  die  Bestimmung  des 
§  38  Kr.Vers.  Ges.  angesehen  werden,  nach  welcher  rückständige 
Versicherungsbeiträge  im  Verwaltungswege  eingetrieben  werden 
können.  —  Ein  Finanz  -  Ministerialerlafs  vom  2.  Januar  1890 
spricht  demgemäfs  aus,  dafs  die  Einbringung  dieser  Beiträge 
gemäfs  der  Ministerialverordnuns  vom  20.  April  1854  (R.G.  Bl. 
Nr.  96)  „im  Geschäftskreise  der  potitischen  Verwaltung  zu 
öffentlichen  Zwecken^  zu  gescnehen  hat,  und  hierbei  jefüe 
Exekutionsmittel  anzuwenden  sind,  welche  sonst  für  die  Eintrei- 
bung der  Rückstände  an  direkten  Steuern  platzgreifen.  Auf 
diese  Betonung  des  öffentlichen  Charakters  der  Beiträge  mufs 
weiter  unten  gelegentlich  der  Besprechung  der  Verjährungsfrage 
noch  verwiesen  werden. 

Eine  Befreiung  des  Arbeitgebers  von  der  Beitrags- 
pflicht, z.  B.  zeitweilig  wegen  Mittellosigkeit,  kennt  unser  Gesetz 
nicht,  wohl  aber  das  deutsche,  wo  solche  Fälle  durch  statutarische 
Bestimmung  vorgesehen  werden  können  (§  51). 

3.  Wie  schon  eingangs  dargelegt  wurde,  läfst  sich  die 
Durchfuhrung  der  Zwangsversicherung  der  Arbeiter  kaum  ohne 
Inanspruchnahme  des  Betriebsunternehmers  als 
Durchführungs-  und  Kontrollorgan  denken.  Ihm  ob- 
li^  die  Aufgabe  zur  An-  und  Abmeldung  der  bei  ihm  be- 
diensteten  versicherungspflichtigen  Personen,  zur  Einhebung  der 
Arbeiterbeiträge  mittelst  Lohnabzügen  und  zur  Abfuhr  derselben 
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an  die  Krankenkasse.  Diese  Funktionen  bringen  für  den  Unter- 
nehmer die  Notwendigkeit  eines  ständigen  Verkehrs  mit  der 
Kasse  und  hierdurch  eine  nicht  geringe  Belastung  seiner  Arbeits- 
kraft oder  seines  Geldbeutels  mit  sich.  Bei  groisen  Betrieben 
mit  vielen  Arbeitern  wird  unter  Umständen  ein  eigener  Beamter 
fUr  die  Besorgung  aller  Versicherungsangelegenheiten  notwendig 
sein;  der  kleine  Gewerbsmann,  welcher  nicht  nur  als  Unter- 
nehmer, sondern  zugleich  als  erster  Arbeiter  in  seinem  Geschäfte 
thätig  ist,  mufs  die  wiederholten  Zeitversäumnisse,  welche  ihm 
der  Verkehr  mit  der  Krankenkasse  auferlegt,  schwer  empfinden.  — 
Besonders  drückend  gestaltet  sich  die  An-  und  Abmeldepflicht 
bei  Betrieben  mit  grofsem  Arbeiterwechsel,  der  namentlich  bei 
Saisongeschäften  und  bei  Verwendung  von  ungelernten,  unstän- 
digen Arbeitern  (Taglöhnern)  stattfindet.  Nehmen  wir  beispiels- 
weise an,  dafs  in  einem  Unternehmen  durchschnittlich  10  solche 
Hilfskräfte  beschäftigt  werden,  welche  allwöchentlich  wechseln^ 
so  ergiebt  dies  innerhalb  eines  Jahres  die  Zahl  von  über  1000 
An-  und  Abmeldungen!  Dies  ftlhrt  nicht  nur  zu  einer  über- 
mäfsigen  Belastung  der  Unternehmer,  sondern  hat  auch  eine  be- 
denkliche Rückwirkung  auf  die  Arbeiter  im  Gefolge;  denn  ein 
solcher  Arbeitgeber  wird  die  Zahl  und  Verwendung  ungelernter, 
unständiger  Hilfskräfte  möglichst  einschränken,  wodurch  gerade 
der  ärmsten  Arbeiterklasse  Verdienstgelegenheiten  genommen 
werden.  Aus  solchen  Elrwägungen  entstand  der  §  37  Abs.  2 
unseres  Gesetzes^  wonach  Erleichterungen  für  die  An-  und  Ab- 
meldepflicht unständiger  Arbeiter  durch  Statutenbestimmungen 
der  Bezirkskrankenkassen  gegeben  werden  sollen.  Inkonsequenter- 
weise enthält  das  Musterstatut  für  diese  Kassen  keinerlei  Hin- 
deutung auf  die  bezogene  Gesetzesstelle,  und  in  den  Satzungen 
der  einzelnen  Bezirkskassen  ist  nur  höchst  selten  eine  diesbezüg- 
liche Norm  zu  finden.  —  Die  Notwendigkeit,  hier  besondere  Be- 
stimmungen zu  treffen,  wurde  auch  vom  Ministerium  anerkannt, 
welches  in  einer  Entscheidung  vom  21.  Februar  1891  sagt:  „Es 
müssen  vielmehr,  insbesondere  bei  solchen  Betrieben,  in  welchen 
die  Heranziehung  vorübergehend  Beschäftigter  regelmäfsig  oder 
doch  häufig  vorkommt  (wie  z.  B.  bei  £}isenbahnen  zu  Schnee- 
schaufelungen u.  s.  w.) ,  besondere  Bestimmungen  über  die  Versiche- 
rung dieser  Arbeiterkategorie  getroffen  werden^"  —  Um  den 
Schwierigkeiten,  welche  sich  naturgemäls  aus  dem  Verhältnisse 
solcher  Personen  zur  Kasse  in  betreff  der  An-  und  Abmeldung, 
Beitragsleistung  u.  s.  w.  ergeben,  nach  Möglichkeit  auszuweichen^ 
kann  bei  den  letzterwähnten  Betrieben  allenfalls  die  Einrichtung 
getroffen  werden,  dafs  die  im  Laufe  jedes  Monats  oder  Quartals 
vorübergehend  Beschäftigten  am  Schlüsse  desselben  kollektiv 
lediglich  mit  ihrer  aus  den  Lohnlisten  sich  ergebenden  Anzahl 
und  der  an  sie  bezahlten  Lohnsumme  bei  der  Krankenkasse  an- 
gemeldet werden  und  zugleich  an  dieselbe  der  entfallende  Gesamt- 
beitrag abgeftLhrt  wird. 
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Im  deutschen  Gesetz  ist  eine  praktische  Lösung  der  geschil* 
derten  Schwierigkeiten  dadurch  angebahnt,  dafs  unständige  Ar- 
beiter nach  §  1  dem  unbedingten  Versicherungszwange  gar  nicht 
unterliegen,  sondern  nur  durch  eigene  Satzungsbestimmungen  der 
Oemeinden  unter  die  Geltung  des  Gesetzes  einbezogen  werden 
können. 

Dem  genauen  Beobachter  des  Erankenversicherungswesens 
kann  es  nicht  entgehen,  dab  die  Verteilung  der  geschilderten 
Lasten  auf  die  einzelnen  Gruppen  von  Betriebsunternehmem,  je 
nachdem  bei  welcher  Art  von  Krankenkasse  sie  ihre  Leute  ver- 
sichern bezw.  versichern  müssen,  eine  sehr  ungleiche  ist.  Bei 
Betriebs-  (Fabriks-)  und  Bau-Krankenkassen  wird  gesetzlich  keine 
An-  und  Abmeldung  gefordert,  weil  ja  die  Arbeiter  durch  ihren 
blofsen  Eintritt  in  den  Betrieb  anspruchsberechtigte  Mitglieder  der 
Kasse  werden,  und  die  finanziellen  Nachteile,  welche  durch  Hinter- 
ziehung von  Kassenbeiträgen  für  die  Kasse  eintreten  würden,  infolge 
der  besonderen  Vorschub-  und  Zuschufspflicht  des  Unternehmers 
doch  wieder  den  letzteren  träfen.  Im  Musterstatut  fUr  Betriebskassen 
ist  im  §  6  im  Gegensätze  zum  Gesetze  (§  47),  wo  eine  Beziehung 
auf  §  31  fehlt,  die  An-  und  Abmeldung  mit  dreitägiger  Frist 
gefordert.  —  Den  Vereinskassen  giebt  ihre  Vertragsfreiheit  einen 
weiten  Spielraum  zur  Gewährung  zweckmä&iger  Erleichterungen 
bei  der  An-  und  Abmeldung  der  Arbeiter.  Geniefst  das  bei 
einer  solchen  Anstalt  versicherte  Unternehmen  einigermafsen  Ver- 
trauen, so  geschehen  diese  Meldungen  lediglich  durch  die  nach- 
trägliche monatliche  Ausfüllung  der  Beitrags-Zahlungslisten ,  und 
die  Kasse  gewährt  auch  bei  Erkrankungen  von  Bediensteten, 
welche  in  der  Zwischenzeit  in  Arbeit  getreten  sind,  gegen 
Interimsbestätigung  des  Dienstherrn  die  satzungsmälsigen  Unter- 
stützungen. —  Bei  den  genossenschaftlichen  Krankenkassen,  deren 
Verwaltung  eine  oft  mehr  als  primitive  ist,  und  bei  denen  der 
Einflufs  der  Gewerbeinhaber  und  die  oft  mangelhafte  Be&higung 
der  die  Kassengeschäfte  nebenbei  führenden  Meister  oder  Gehilfen 
sehr  fühlbar  werden,  wird  der  Zwang  auf  Erfüllung  der  Melde- 

S flicht  meist  sehr  lässig  ausgeübt,  so  dafs  sich  das  Ministerium 
es  Innern  schon  im  Jahre  1891  veranlafst  sah,  mit  Verordnung 
vom  10.  Dezember,  die  unterstehenden  politischen  Behörden  zu 
strenger  Aufsicht  und  energischem  Einschreiten  aufzufordern.  So 
triffit  denn,  abgesehen  von  den  Bruderladen,  die  Last  der  Melde- 
pflicht die  den  Bezirkskassen  zugehörigen  Unternehmer  weitaus 
am  schwersten,  und  das  sind  gerade  die  kleinen  Leute,  die  täg- 
lich den  schweren  Konkurrenzkampf  mit  Industrie  und  Grofs- 
betrieb  durchzufechten  haben  und  weitgehender  Schonung  von 
Seiten  des  Staates  bedürfen.  Für  diese  gesetzliche  Erleichterungen 
zu  schaffen,  ist  eine  Forderung  der  Gerechtigkeit. 

Eine  Vertrauenssache  ist  die  gesetzliche  Beauftragung  der 
Betriebsinhaber  mit  der  Einhebung  und  Abfuhr  der  Ar- 
beiterbeiträge.   Dies  kommt  im  deutschen  Gesetze  daria 
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besonders  zum  Ausdruck,  dafs  fi)r  die  Verletzung  oder  den  Miß- 
brauch dieses  Vertrauens  eine  ganze  Reihe,  nach  ihrer  Schweiz 
abgestufter  Straffolgen  angedroht  ist:  Ausschlufs  vom  aktiven 
und  passiven  Wahlrecht  für  die  Kassenvertretung  bei  Rückständig- 
keit von  Beiträgen  (§  38  Abs.  4) ;  die  Verhaltung  zur  jedesmaUgen 
sofortigen  Abfuhr  der  Lohnabzüge  an  die  Kasse,  wenn  die 
Zahlungsunfähigkeit  des  Unternehmers  festgestellt  wurde  (§  5S 
Abs.  3);  die  Einhebung  einer  Mahngebühr  im  Beitreibungsver- 
fahren (§  55  Abs.  3);  die  widerrufliche  Rücknahme  der  dem 
Arbeitgeber  gesetzlich  übertragenen  Funktionen  bei  Säumigkeit 
und  gleichzeitiger  Zahlungsunfähigkeit  desselben ;  in  diesem  Falle 
haben  die  Arbeiter  ihre  Beiträge  unmittelbar  bei  der  Kasse  ein- 
zuzahlen, und  ist  der  Arbeitgeber  gesetzlich  verpflichtet,  sein 
Personal  von  der  beschämenden  Verfügung  scIiritUich  zu  ver- 
ständigen und  letztere  auch  in  der  Betriebsstätte  öffentlich  an- 
zuschlagen (§  52a)  5  femer  die  Verhängung  von  Geldstrafen  bis 
zu  300  Mark  oder  entsprechender  Haft  bei  vorsätzlich  höheren 
Lohnabzügen,  als  es  das  Gesetz  vorschreibt  (§  82);  endlich  die 
Bestrafung  der  dolosen,  in  gewinnsüchtiger  oder  mit  Schadens- 
absicht vorgenommenen  rechtswidrigen  Verwendung  von  Arbeiter- 
beiträgen als  ein  besonderes  Delikt  mit  Gefängnis,  eventuell  ku- 
muliert mit  einer  Geldbufse  bis  zu  3000  Mark  und  Verlust  der 
bürgerlichen  Ehrenrechte  (§  82  b). 

Das  österreichische  Gesetz  stellt  im  §  (38  nur  für  den  all- 
gemeinen Fall  eine  Strafbestimmung  auf  (Geldbufse  bis  zu  200  il. 
oder  Arrest),  als  der  Arbeitgeber  seinen  Angestellten  bei  der 
Lohnzahlung  vorsätzlich  höhere  als  die  nach  den  Kassen- 
statuten zulässigen  Beiträge  in  Anrechnung  bringen  sollte,  und 
verweist  bezüglich  schwerer  qualifizierter  Vertrauensmifsbräuche 
auf  das  Strafgesetzbuch.  Dies  erscheint  mit  Rücksicht  auf  den 
Umstand,  als  unser  Strafgesetz  schon  stark  veraltet  ist  und  es 
sich  in  den  vorliegenden  Fällen  doch  um  ganz  eigenartige  De- 
likte des  modernsten  Rechtslebens  handelt,  bei  deren  Subsumtion 
unter  eine  der  strafbaren  Handlungen  unseres  geltenden  StraCui- 
Systems  denn  doch  so  manche  Zweifel  wach  werden,  gewifs 
nicht  zweckmäfsig. 

4.  Abgesehen  von  der  erörterten  Strafbarkeit  ob  unred- 
lichen Gebarens  legt  das  Kranken  Versicherungsgesetz  dem 
Arbeitgeber  aufserdem  noch  eine  schwere  Haftpflicht  für 
die  genaue  Verrichtung  der  ihm  gesetzlich  über- 
tragenen Vermittlungsthätigkeit  (Anmeldung,  Abmel- 
dung, Einhebung  und  Abfuhr  der  Arbeiterbeiträge)  anf.  Es 
kommt  darin  die  grofse  Verantwortlichkeit  des  Unternehmertums 
zum  Ausdruck,  von  dessen  Gewissenhaftigkeit  das  Gelingen  oder 
Mifslingen  der  ganzen  Versicherung  abhängt.  Als  gesetzliche 
Folgen  der  lässigen  Erfüllung  obiger  Pflicht  treten  ein:  der 
Zwang  zur  Nachzahlung  von  Versicherungsbeiträgen  und  die 
Auferlegung  von  Ordnungsstrafen    (Geld  oder  Arrest)  im  Falle 
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unterlassener  Anmeldung,  die  Pflicht  zur  Zahlung  der  Arbeiter- 
beiträge aus  eigener  Tasche,  wenn  die  Lohnabzüge  nicht  recht- 
zeitig vorgenommen  wurden,  und  zum  Ersätze  des  gesamten  Auf- 
wandes der  Bezirkskrankenkasse  für  einen  erkrankten  versiche- 
rungspflichtigen, aber  vor  der  Erkrankung  nicht  angemeldeten 
Arbeiter. 

Die  Pflicht  zur  Nachzahlung  von  Versicherungs- 
beiträgen für  nicht  oder  nicht  rechtzeitig  angemeldete  Arbeiter 
ist  zwar  in  unserem  Gesetze  nicht  ausdrücklich  ausgesprochen, 
läCst  sich  aber  aus  dem  Wortlaute  des  §  33  im  Zusammenhalt 
mit  den  §§  13,  ZI.  1  und  34  ableiten.  Die  erstbezogene  Gesetzes- 
stelle lautet:  „Die  Arbeitgeber  sind  verpflichtet,  die  vollen  Bei- 
träge, welche  nach  gesetzlicher  oder  statutarischer  Vorschrift  für 
die  von  ihnen  beschäftigten  versicherungspflichtigen 
Personen  an  die  Kasse  zu  entrichten  sind,  zu  den  durch  das 
Statut  festgesetzten  2^hlungsterminen  einzuzahlen." —  §  13,  ZI.  1 
bestimmt,  dafs  die  im  Sprengel  einer  Bezirkskrankenkasse  be- 
schäftigten versicherungspflichtigen  Personen,  welche  nicht  bei 
einer  anderen,  gesetzlich  zulässigen  Krankenkasse  ausdrücklich 
versichert  erscheinen,  ipso  jure  durch  den  Eintritt  in  die  Be- 
schäftigung ,  ohne  Rücksicht  auf  erfolgte  oder  nicht  erfolgte  An- 
meldung Mitglieder  der  Bezirkskasse  werden.  —  §  34  sagt, 
dafs  von  den  Statuten mäl'sigen  Beiträgen,  welche  für  die  im  §  13 
ZI.  1  genannten  versicherungspflichtigen  Mitglieder  entfallen, 
zwei  Drittel  von  dem  Mitgliede  und  ein  Drittel  von  dessen  Arbeit- 
geber zu  bestreiten  sind. 

Einen  Kommentar  zum  Wortlaute  und  Zusammenhange 
obiger  Gesetzesstellen  hat  der  Verwaltungsgerichtshof  wiederholt 
in  seinen  Erkenntnissen  gegeben;  so  z.  B.  in  einer  Entscheidung 
vom  18.  Dezember  1891  ZI.  4074:  „Die  auf  dem.  Grundsate  der 
Gegenseitigkeit  beruhende  Arbeiter-Krankenversicherung  (§  12) 
ist  eine  Zwangsversicherung,  welche  im  Grunde  des  §  76  und  der 
Verordnung  des  k.  k.  Ministerium  des  Innern  vom  14.  Juni  1889 
(RGBl.  Nr.  94)  am  1.  August  1889  begonnen  hat,  und  deren  Wesen 
darin  gelegen  ist,  dafs  einerseits  jeder  zu  dieser  Zeit  bei  einem 
versicherungspflichtigen  Unternehmen  beschäftigte  Arbeiter,  bezw. 
in  der  Folge  jeder  derartige  Arbeiter  von  dem  Tage  an,  an  welchem 
er  in  die  betrefiende  Beschäftigung  eintritt,  ohne  weiteres  Mit- 
glied der  Bezirkskrankenkasse  mit  allen  Rechten  und  Verbindlich- 
keiten eines  solchen  ist  (§  13,  ZI.  1,  Alin.  2),  und  dafs  anderseits 
infolgedessen  die  Bezirkskrankenkasse  verpflichtet  erscheint,  jedem 
dieser  Mitglieder  im  Falle  einer  Erkrankung  oder  des  Todes  die 
Btatutenmäfsig  bestimmten  Krankenunterstützungen  und  Beerdi- 
gungskosten (§  6)  zu  leisten.  —  Allerdings  legt  der  §  31  dem 
Arbeitgeber  die  Verpflichtung  auf,  die  bei  ihm  beschäftigten  ver- 
sicherungspflichtigen Personen  innerhalb  einer  gesetzlich  fixierten 
Frist  anzumelden;  allein  der  Beginn  der  Mitgfiedschaft  tritt  bei 
den  versicherungspflichtigen  Personen  ganz  unabhängig  von  dieser 
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Anmeldung  ein,  wie  sich  dies  schon  aus  den  bezogenen  Gesetees- 
stellen,  insbesondere  aber  ganz  zweifellos  aus  der  weiteren  An- 
ordnung des  Gesetzes  ergiebt,  dais  der  Anmeldungstag  nur  bei 
nicht  versicherungspflichtigen  Personen  als  Beginn  der  Mitglied- 
schaft zu  gelten  hat  (§  13  Zl.  4  Abs.  2).  Nach  §  25  sind  die  Mittel 
zur  Bestreitung  der  von  der  Bezirkskrankenkasse  nach  Mafsgabe 
dieses  Gesetzes  zu  gewährenden  Leistungen  u.s.w.  durch  Beiträge 
au&ubringen.  Sobald  die  Höhe  dieser  Beiträge  festgestellt  ist,  be- 
ginnt die  Verpflichtung  zu  deren  Zahlung,  und  werden  von  diesem 
Zeitpunkte  an  die  Bezirkskrankenkassenbeiträge  flir  die  beitrags- 
pflichtigen Personen  schuldige  Leistungen.  Aus  der  rechtlichen 
Natur  einer  schuldigen,  fälligen  Leistung  folgt  aber  an  sich  mit 
Notwendigkeit  die  Verpflichtung  zu  ihrer  EjrfbUung,  und  soll  unter 
gewissen  Voraussetzungen  diese  Konsequenz  nicht  eintreten,  so 
mufs  die  ausnahmsweise  Befreiung  von  der  Ableistung  ausdrück- 
lich statuiert  sein.  Eine  solche  ausdrückliche  Befreiung  von  der 
Entrichtung  der  Beiträge  für  den  Fall  der  Nichtanmeldung  von 
Mitgliedern    findet    sich    aber    im    Erankenversicherungsgesetae 

nicht Ea  müssen   demnach  als  Beitragspflichtige  auch  die 

nichtangemeldeten  versicherungspflichtigen  Arbeiter  und  die  Arbeit- 
geber von  nicht  angemeldeten  derlei  Personen  erkannt  werden. 
Zur  Einzahlung  der  auf  die  von  itinen  beschäftigten  versicherungs- 
pflichtigen Personen  entfallenden  Beiträge  an  die  Bezirkskranken- 
kassen  zu  den  statutenmäfsig  festgesetzten  Zahlungsterminen  sind 
durch  §  88  die  Arbeitgeber  verhalten,  welchen  der  §  86  das 
entsprechende  Lohnabzugsrecht  einräumt.  Die  Bezirkskranken- 
kasse erdcheint  hierdurch  berechtigt,  von  den  Arbeitgebern  die 
Einzahlung  der  vollen  Beiträge,  welche  auch  auf  die  bei  ihnen 
beschäftigten  nicht  angemeldeten  Mitglieder  entfallen,  anzufordern, 
bezw.  deren  Eüntreibung  von  den  Arbeitgebern  im  Verwaltungs- 
wege zu  erlangen  (§  88).  Diese  Verbindlichkeit  der  Arbeitgeber 
zur  Einzahlung  (bezw.  Einhebung)  der  Versicherungsbeiträge  von 
den  bei  ihnen  beschäftigten  Personen  kann  selbstverständlich  da- 
durch nicht  aufgehoben  werden,  dafs  der  Arbeitgeber  der  ihm 
durch  das  Gesetz  auferlegten  Anmeldungspflicht  nicht  nach- 
kommt.^ 

Für  welchen  Zeitraum  ist  nun  die  Nachzahlung  zu  be- 
rechnen? Nach  dem  Wortlaute  der  §§  88,  47,  57  des  Kranken- 
versicherungsgesetzes und  des  §  81  des  Bruderladengesetzes  bei 
den  Bezirks-,  Betriebs-,  Bau-  und  Knappschaftskassen  zweifelsohne 
vom  Tage  des  Arbeitsantrittes  bis  zur  nachträglichen  ordnungs- 
mäfsigen  Anmeldung  des  betreffenden  Arbeiters;  wenn  aber  eine 
solche  überhaupt  nicht  stattfand,  bis  zur  vorgeschriebenen  Ab- 
meldung desselben.  —  Auf  Grund  solcher  Normen  kann  man 
in  der  Praxis  mangels  der  später  zu  besprechenden  Verjährungs- 
fristen zu  ganz  horrenden  Ergebnissen  kommen,  wie  z.  B.:  Der 
Schmiedemeister  H  liefs  sich  am  18.  Januar  1891  eine  Fuhre 
Kohlen  SXr  seinen  gewerblichen  Bedarf  kommen.    Um  das  Ab- 
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laden  bei  der  einbrechenden  Dunkelheit  zu  beschleunigen,  nimmt 
er  einen  Menschen  auf ,  den  er  auf  der  Strafse  herumlungernd 
antrifft.  Die  Arbeit  des  Aushelfers  dauerte  etwa  2  Stunden  und 
wurde  mit  50  Kreuzern  bezahlt.  An  eine  Anmeldung  dieser 
fUr  den  gewerblichen  Betrieb  des  H  allerdings,  wenn  auch  nur 
durch  wenige  Stunden  thätigen  Person  bei  der  Krankenkasse 
dachte  der  biedere  Schmiedemeister  gar  nicht,  weil  er  den 
Menschen  ja  nicht  als  seinen  Hilfsarbeiter  betrachtete.  Nach 
3V9  Jahren  kommt  die  Bezirkskrankenkasse  desselben  Ortes 
durch  Zufall  in  Kenntnis  von  der  geschilderten  vortlbergehenden 
Verwendung  des  Hilfsarbeiters  und  verlangt  nun  von  dem  ahnungs- 
losen Schmied  die  Nachzahlung  von  Beiträgen  durch  diese  3^/2  Jahre 
in  einer  ganz  beträchtlichen  Gesamtsumme.  Diese  Forderung 
liefse  sich  nach  dem  Wortlaute  des  Gesetzes  rechtfertigen,  da 
letzteres  keinen  anderen  Abschluls  der  Beitrags-  bezw.  Nach- 
zahlungspflicht kennt  als  die  Abmeldupg.  —  Aber  selbst  die 
Leitungen  der  Bezirkskassen  empfinden  das  Ungeheuerliche 
solcher  Konsequenzen  und  berechnen  in  derartigen  Fällen  die 
Beiträge  nur  bis  zum  Austritte  des  Arbeiters  aus  der  Arbeit. 

Besonders  hart  erscheint  der  Zwang  zur  Nachzahlung  von 
Versicherungsbeiträgen  dort,  wo  die  Versicherungspflicht  des 
Unternehmers  eine  zweifelhafte  war  und  erst  durch  ein  kunst- 
volles Erkenntnis  des  Verwaltungsgerichthofes  nachträglich  fest- 
gestellt wurde.  Kleine  Leute  können  hierdurch  an  den  Rand  des 
wirtschaftlichen  Verderbens  gebracht  werden.  Ein  konstitutives 
Erkenntnis  über  die  Versicherungspflicht  eines  Unternehmers  giebt 
es  ja  leider  nicht  nach  unserem  Gesetze. 

Anders  wie  bei  den  genannten  Kassen  steht  es  bei  den  nach 
der  Gewerbeordnung  zu  beurteilenden  Gehilfenkranken- 
kassen der  Zwangsgenossenschaften.  §  121  letzteren  Gesetzes 
kennt  nur  eine  Anmelde-,  nicht  aber  eine  Abmeldepflicht,  und 
das  für  diese  Kassen  gegebene  Normalstatut  enthält  keine  Be- 
stimmung, aus  welcher  die  Beitragspflicht  bis  zur  Abmeldung  des 
Arbeiters  gefolgert  werden  könnte.  Bei  den  Betriebskassen 
ist  ein  solcher  Nachzahlungszwang  überhaupt  ausgeschlossen.  — 
Wir  stehen  also  auch  hier  wieder  vor  einer  nicht  gerechtfertigten 
Ungleichheit  in  der  Behandlung  der  Arbeitgeber.  Harte  Rechts- 
konsequenzen gleich  der  oben  besprochenen  wären  vermieden, 
wenn  sich  das  Gesetz  über  die  Nachzahlungspflicht,  ihre  Voraus- 
setzungen und  Grenzen  mit  wenigen  Worten  klar  aussprechen 
würde. 

Zwei  weitere  nachteilige  Folgen  der  lässigen  Erfüllung  der 
Anmeldepflicht  treten  fUr  den  Arbeitgeber  durch  die  Verhängung 
von  Ordnungsbufsen  (§(37)  und  durch  dessen  Heranziehung 
zum  Ersätze  der  Kassenauslagen  für  erkrankte  Ver- 
sicherungspflichtige ein.  Über  die  erstere  Rechtsfolge  läfst  sich 
nicht  viel  sagen.  Wir  haben  es  hier  mit  der  Strafsanktion  einer 
von  der  politischen  Behörde  zu  ahndenden  Übertretung  zu  thun, 
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deren  Thatbestand  in  dem  Eäntritt  einer  versicherungspflichtigeD 
Person  in  eine  der  im  §  1  des  Krankenversicheruugsgesetzes 
angeführten  Unternehmungen  und  in  der  schuldhaft en  Ver- 
säumnis der  für  die  Anmeldung  bei  einer  Elasse  gesetzlich  nor- 
mierten Frist  durch  den  Betriebsinhaber  gegeben  ist.  Die  Pflicht- 
versäumnis des  §  67  trägt  zu  klar  den  Charakter  der  „strafbaren 
Handlung"  oder  besser  der  „strafbaren  Unterlassung"^  an  sich, 
als  dafs  man  hier  von  der  in  unserem  Gesetze  leider  ebenso- 
wenig wie  im  deutschen  (§  81)  ausdrücklich  geforderten,  aber 
doch  das  unerläfsliche  Merkmal  jedes  Deliktes  bildenden  Voraus- 
setzung des  Verschuldens  (Fahrlässigkeit  oder  böser  Wille)  absehen 
könnte. 

Viel  schwieriger  liegt  die  Sache  bezüglich  der  Rechtsfolge 
des  §  32.  Diese  Qesetzesstelle  lautet:  „Arbeitgeber,  welche 
ihrer  Anmeldungspflicht  nicht  genügen,  sind,  unbeschadet  der 
im  §  67  bezeichneten  Straffälligkeit,  verpflichtet,  der  Kasse  den 
gesamten  Aufwand  zu  erstatten,  welchen  dieselbe  auf  Qrund 
gesetzlicher  oder  statutarischer  Vorschrift  zur  Unterstützung  einer 
gar  nicht  oder  erst  nach  der  Erkrankung  angemeldeten  Person 
gemacht  hat."  Bevor  man  auf  eine  Erörterung  der  rechtlichen 
Folgen  und  praktischen  Bedeutung  dieser  Norm  eingehen 
kann,  mufs  man  sich  über  den  juristischen  Charakter  der 
Ersatzpflicht  klar  werden.  Auf  den  ersten  Blick  hat  man  den 
Eindruck,  als  handle  es  sich  hier  um  einen  Schadensersatz;  doch 
wenn  man  die  Sache  genauer  untersucht,  merkt  man,  dafs  es  an 
dem  wichtigsten  Erfordernis  der  Schadensersatzpfiicht,  dem  Sdiaden 
selbst  fehlt.  Infolge  des  Rechtes  der  Kasse  zur  Nachforderung 
der  Mitgliederbeiträge  ist  diese  nämlich  für  den  Fall,  als  sie  einen 
nicht  angemeldeten  versicherungspflichtigen  Arbeiter  unterstützen 
mufs,  finanziell  in  derselben  Lage,  als  wenn  die  Anmeldung  recht- 
zeitig erfolgt  wäre;  die  pflichtwidrige  Unterlassung  des  Arbeit- 
gebers hat  also  weder  Mehrausgaben  noch  Mindereinnahmen  noch 
sonst  irgend  eine  bei  pflichtgemäfsem  Verhalten  nicht  eintretende 
Belastung  der  Kasse  zur  Folge.  Mit  dem  Schadensersatz  ist  es 
also  nichts.  Wie  verhält  es  sich  mit  dem  §  1358  des  allg.  bürgerl. 
Gesetzbuches  in  diesem  Falle?  Dort  heifst  es:  „Wer  die  Schuld 
eines  andern  bezahlt,  tritt  in  die  Rechte  des  Qläubigers  und  ist 
befugt,  von  dem  Schuldner  den  Ersatz  der  bezahlten  Schuld  zu 
fordern."  Um  den  Anspruch  der  Krankenkasse  gegen  den  säumigen 
Arbeitgeber  auf  Krankenkostenersatz  von  diesem  Gesichtspunkte 
aus  zu  begründen,  müfste  die  Kasse  durch  die  Unterstützung  eines 
nicht  angemeldeten  aber  erkrankten  Versicherungspflichtigen  eine 
Schuld  bezahlt  haben,  welche  iltr  sie  überhaupt  nicht  oder  doch 
nicht  originär  entstanden  war,  sondern  zunächst  den  Arbeitgeber 
belastete.  Auch  davon  kann  in  unserem  Falle  keine  Rede  sein. 
Denn  zur  Unterstützung  seines  erkrankten  versicherungspflichtigeo 
Arbeiters  ist  der  Betriebsinhaber  weder  nach  dem  Kranken- 
versicherungsgesetze,  noch  nach  einem  anderen  Gesetze  verpflichtet 
auch    dann    nicht,    wenn    die  vorgeschriebene    Anmeldung    bd 
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der  Kasse  unterblieb.  Das  Recht  auf  Unterstützung  gegen 
die  Krankenkasse  entsteht  ftlr  den  Versicherungspflichtigen  viel- 
mehr originär  auf  Orund  gesetzlicher  Vorschrift,  infolge  seiner 
Bethätigung  als  „Arbeiter  oder  Betriebsbeamter  in  einem  gewerbs- 
mäfsig  betriebenen  Unternehmen".  Auch  ein  Anspruch  des 
Arztes,  des  Apothekers  oder  des  Krankenhauses  für  die  Behand- 
lung eines  versicherungspflichtigen  Arbeiters  gegen  den  säumigen 
Betriebsinhaber  läfst  sich  nicht  konstruieren;  es  wird  z.  B.  niemand 
•einfallen,  diesen  Personen  und  Anstalten  dann  ein  Forderungs- 
recht gegen  einen  solchen  Arbeitgeber  zuzugestehen,  wenn  die 
fbr  den  Verpflegten  zuständige  Kasse  vor  Bezahlung  obiger  Ver- 
pflegungskosten in  Konkurs  verfallen  sollte.  Aus  denselben  Er- 
wägungen läfst  sich  der  in  Rede  stehende  Krankenkostenersatz 
auch  nach  §  1042  des  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuches 
rechtlich  nicht  erklären:  „Wer  fiir  einen  anderen  einen  Auf- 
wand macht,  den  dieser  nach  dem  Gesetze  selbst  hätte  machen 
müssen,  hat  das  Recht,  den  Ersatz  zu  fordern."  Es  giebt  keine 
gesetzliche  Vorschrift,  welche  dem  Betriebsinhaber  die  Verpflichtung 
auferlegte,  im  Falle  der  Erkrankung  eines  seiner  Arbeiter  fUr 
diesen  einen  Aufwand  zu  machen.  —  Der  Kostenersatz  des  §  32 
des  Krankenversicherungsgesetzes  kann  endlich  auch  damit  nicht 
motiviert  werden,  dafs  der  Bezirkskrankenkasse  durch  diese 
Gesetzesstelle  eine  Einnahmequelle  erschlossen  werden  solle; 
denn  die  ausdrücklichen  Gebote  dieses  Gesetzes  in  den  §§  31 
und  67  bezwecken  ja  gerade,  die  Ursachen  zu  solchen  Kosten- 
ersätzen möglichst  auszuschliefsen.  Es  bleibt  also  wohl  kaum 
etwas  anderes  übrig,  als  die  im  §  32  dekretierte  Kostenersatz- 
pflicht als  eine  Zwangsmafsregel  anzusehen,  welche  die  Arbeit- 
geber von  einer  Versäumung  ihrer  Anmeldepflicht  abschrecken 
soll.  Dieser  Kostenersatz  ist  also  eine  Straf  folge  für  die  Über- 
tretung des  §  31,  welche  eventuell  neben  der  Ordnungsstrafe  des 
§  67  einzutreten  hat.  Der  Gesetzgeber  wollte  dem  nachlässigen 
Betriebsinhaber  aufser  der  Ordnungsstrafe  noch  einen  Denk- 
zettel geben,  um  ihm  seine  Pflichten  flir  die  Zukunft  besser  ein- 
zuschärfen und  andere  vor  gleicher  Nachlässigkeit  zu  warnen. 
Der  Strafcharakter  des  in  §  32  angeordneten  Kostenersatzes  be- 
dingt nun  logisch  den  Nachweis  des  Verschuldens  des  Arbeit- 
gebers. Es  muls  also,  damit  im  einzelnen  Falle  die  Pflicht  zum 
Ersätze  der  Krankenkosten  an  die  Bezirkskrankenkasse  aus- 
gesprochen werden  kann,  zweifelsohne  vorher  die  StraffiÜligkeit 
im  Sinne  der  §§  31  und  67  konstatiert  werden.  Wenn  es  selbst 
bei  Anwendung  der  Vorsicht  eines  guten  Hausvaters  oder  eines 
ordentlichen  Kaufmannes  nicht  in  der  Macht  des  Betriebsinhabers 
lag,  die  Versäumnis  der  vorgeschriebenen  Anmeldung  zu  ver- 
meiden, so  kann  die  Verwaltungsbehörde  unmöglich  nach  dem 
Willen  des  Gesetzgebers  handeln,  wenn  sie  einem  solchen  Manne 
einen  Denkzettel  anhängt.  Ein  Beispiel!  Die  Fuhrknechte  einer 
Brauerei  sind  von  dieser  beauftragt,  das  in  einem  Teich  geschnittene 
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Eis  in  die  Keller  des  Brauhauses  zu  führen.  Um  mit  dem 
Aufladen  des  Elises  schneller  fertig  zu  werden,  holt  der  Fuhrmann 
zu  der  Arbeit  zwei  ihm  bekannte  Tagelöhner,  entlohnt  dieselben, 
nachdem  sie  einen  halben  Tag  geholfen  haben,  und  verrechnet 
der  Brauerei  später  diesen  Lohnbetrag  als  Transportspesen.  Die 
Leitung  des  Unternehmens  erfährt  von  der  Verwendung  der  beiden 
Personen  nichts,  kann  sie  also  auch  nicht  bei  einer  Krankenkasse 
anmelden.  Bald  darauf  erkrankt  einer  dieser  Aushelfer,  giebt  im 
Krankenhause  an,  ftir  die  Brauerei  X  gearbeitet  zu  haben,  und 
es  wird  letztere  nun  von  der  die  Krankenkosten  deckenden 
Bezirkskasse  zum  Elrsatze  herangezogen.  —  Der  Verwaltnngs- 
gerichtshof  wie  auch  das  k.  k.  Ministerium  des  Innern  haben 
sich  in  ihrer  Spruchpraxis  meist  auf  den  Standpunkt  gestellt,  dab 
die  in  Bede  stehende  Kostenersatzpflicht  eine  straffällige  Ver- 
säumnis nicht  zur  Voraussetzung  habe.  So  z.  B.  das  Ministmum : 
„Der  nach  §32  der  Bezirkskrankenkasse  gegen  den  Unternehmer 
zustehende  Regrefsanspruch  ist  von  dessen  Strafiälligkeit  unab- 
hängig und  besteht  auch  dann,  wenn  StrafTälligkeit  nicht  vor- 
liegt. **  —  In  einer  anderen  Entscheidung  vindiziert  das  Ministerium 
der  Ersatzpflicht  geradezu  den  Schadenersatzcharakter.  Der 
Verwaltungsgerichtshof  hilft  sich  mit  der  unklaren  Begriffs- 
bestimmung einer  „Coärcitiwerftigung"  und  sagt  in  mehreren 
Entscheidungen:  Der  §  32  findet  „seine  vollständige  Erklärung 
dadurch,  dafs  das  Gesetz  die  Erfüllung  der  Verpflichtung  zur 
Ableistung  der  Beiträge  durch  Co^rcitiwerfligungen  sichern 
•wollte". 

Infolge  dieser  unentschiedenen  Rechtsprechung  konnte  sich 
die  Praxis  auch  nicht  entschliefsen,  die  weiteren  Folgen  aus  dem 
Strafcharakter  des  Kostenersatzes  zu  ziehen:  Der  Bezirkskasse 
ein  unbedingtes  Recht  auf  den  Kostenersatz  abzu- 
sprechen, bei  Verschulden  eines  Stellvertreters  (z.  B.  Pro- 
kuristen, Betriebsdirektors,  Filialenverwalters  u.  s.  w.)  des  Unter- 
nehmers nicht  den  Letzteren,  sondern  den  Stellvertreter  zum 
Kostenersatze  zu  verurteilen  (vgl.  die  zweckmäfsige  Bestimmung 
des  §  82  a  des  deutschen  Gesetzes),  und  endlich  die  Möglichkeit 
des  gnadenweisen  Erlasses  des  als  Strafe  verhängten  Ersatzes 
im  Principe  anzuerkennen.  Auch  im  Erbrechte  kann  die  Ent- 
scheidung über  den  Charakter  der  in  Rede  stehenden  Gesetzes- 
stelle von  Bedeutung  werden :  erlischt  die  noch  nicht  rechtskräftig 
entschiedene  Ersatzpflicht  durch  den  während  des  Laufes  der 
Verhandlung  oder  während  des  Instanzenzuges  eingetretenen  Tod 
des  Betriebsinhabers  oder  nicht?  —  Eine  klare  und  bündige 
Antwort  des  Gesetzes  auf  alle  diese  Fragen  wäre  eine  Wohlthat. 

Die  Pflicht  zum  Krankenkostenersatze  trifllt  den  Unternehmer 
nicht  nur  oft  sehr  hart,  sondern  zwei  Umstände  bewirken  es, 
dafs  diese  Last  geradezu  als  eine  Ungerechtigkeit  empfunden  wird. 
Der  eine  Umstand  ist  der,  dafs  das  von  dem  zufiUligen  Erkranken 
eines  nicht  angemeldeten  Versicherungspflichtigen  bedingte  Eot- 
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stehen  dieser  Verpflichtung,  ebenso  wie  die  Bemessung  der  Hohe 
des  Ersatzes  keinen  Zusammenhang  mit  der  Schwere  des  straf- 
baren Verhaltens  hat,  sondern  lediglich  von  der  Laune  des 
Zufalles  abhängt.  Dieser  Umstand  allein  schon  läfst  die 
Rechtsfolge  des  §  32  als  Strainiittel  wenig  geeignet  erscheinen. 
Dazu  kommt  aber  noch  die  weitere  Thatsache,  dafs  diese  viel- 
besprochene Straffolge  fbr  jene  säumigen  Unternehmer,  welche 
mit  ihrer  Arbeiterschaft  einer  Betriebs-,  einer  Bau-,  einer  Ge- 
nossenschaftskrankenkasse oder  Bruderlade  zugehören,  gesetzlich 
nicht  eintreten  kann.  Für  die  beiden  ersteren  Kassenarten  ist 
diesbezüglich  der  Wortlaut  der  §§  46,  47  Abs.  1  und  57  mafs- 
gebend ,  nach  welchem  die  ipso  jure  -  Mitgliedschaft  angeordnet 
und  die  Anwendung  des  §  32  ausgeschlossen  wird;  die  Ver- 
sichernngspflicht  der  Meister  bei  den  Oenossenschaftskassen  aber 
ist  nicht  durch  das  Krankenversicherungsgesetz  vom  30.  März 
1888,  sondern  durch  die  §§  121  und  folgende  der  Gewerbeordnung 
geregelt,  und  letztere  kennt  die  besagte  Kostenersatzpflicht  nicht. 
Die  Erwerbung  der  Kassenmitgliedschaft  bei  den  Bruderladen 
durch  blofsen  Eintritt  in  die  versicherungspflichtige  Beschäftigung 
ist  zwar  weder  im  X.  Hauptstticke  des  allgemeinen  Berggesetzes 
noch  in  dem  Bruderladengesetz  ausdrücklich  ausgesprochen,  wohl 
aber  werden  die  Bergleute  in  beiden  Gesetzen  verpflichtet,  ihrer 
Krankenversicherungspflicht  ausschliefslich  bei  den  Knappschafts- 
kassen nachzukommen.  Eine  Pflicht  zum  Ersätze  von  Kranken- 
kosten ftlr  den  säumigen  Betriebsinhaber  kennen  die  beiden  be- 
zogenen Gesetze  nicht.  Demgemäfs  ist  es  wieder  die  grofse  Masse 
der  kleinen  Gewerbsleute,  welche  das  Hauptkontingent  fllr  die 
Bezirkskrankenkassen  stellen,  denen  diese  schwere  Last  auferlegt 
ist,  während  die  Industriellen,  die  Kaufleute  (Gremialkassen),  die 
zu  Innungen  und  Genossenschaften  mit  eigenen  Krankenkassen 
zusammengeschlossenen  Gewerbetreibenden  von  dieser  Last  be^ 
freit  sind. 

Alle  diese  EIrwägungen  legen  de  lege  ferenda  die  Frage 
nahe,  ob  §  32  des  Krankenversicherungsgesetzes  nicht  au&uheben, 
oder  durch  andere  Zwangsmittel  zu  ersetzen ,  oder  durch  ent- 
sprechende Zusatzbestimmungen  zu  einer  gerechteren  Handhabung 
tauglich  gemacht  werden  könnte.  Sollte  man  nicht  jetzt,  wo  sich 
das  KranKenversicherungsgesetz  in  der  Bevölkerung  eingelebt  hat, 
von  der  besprochenen  Bestimmung  absehen  können,  ohne  eine 
Beeinträchtigung  der  Durchflkhruug  der  Versicherung  befürchten 
zu  müssen?  Es  würde  sich  dann  die  gesetzliche  Anordnung 
empfehlen,  dafs  jeder,  der  ein  Gewerbe  bei  der  politischen  Behörde 
anmeldet,  verhalten  werde,  auch  jene  Krankenkasse  zu  bezeichnen, 
bei  welcher  er  seine  Arbeiter  versichern  wird,  und  dafs  jede  er- 
folgte Gewerbeanmeldung,  wie  das  ja  auch  gegenüber  der  Steuer- 
behörde, den  Zwangsgenossenschaften  und  der  Handels-  und 
Gewerbekammer  geschieht,  der  vom  Unternehmer  bezeichneten 
Kasse  und  der  zuständigen  Bezirkskrankenkasse  von  Amts  wegen 
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mitgeteilt  werde.  Erhöht  man  dann  etwa  noch  den  Strafsatz  des 
67  von  10  Gulden  auf  200  Kronen,  so  wären  dadurch  und 
[urch  die  drohende  Nachzahlung  der  Kassenbeiträge  hinreichende 
Zwangsmittel  gegen  säumige  Betriebsinhaber  geschaffen.  Es  sei 
noch  darauf  hingewiesen,  dafs  ein  Erlafs  der  Prager  Statthalterei 
vom  26.  Dezember  1891  ZI.  116411  die  amtliche  Mitteilung  der 
Gewerbeanmeldungen  an  die  Bezirkskrankenkassen  als  zulässige 
und  wirksame  Eontrollmafsregel  erklärt  hat.  —  Glaubt  man 
aber  des  Zwangsmittels  des  Erankenkostenersatzes  nicht  entraten 
zu  können,  so  soll  man  seine  Anwendung  im  einzelnen  Fall  als 
Nebenstrafe  für  besonders  schwere  Fälle  der  Pflichtverletzung  der 
politischen  Behörde  anheimstellen  und  seine  Wirksamkeit  gldch- 
zeitig  auf  die  den  Betriebs-,  Bau-  oder  Genossenschaftskassen  za- 
gehörigen Arbeitgeber  ausdehnen. 

Auch  das  deutsche  Gesetz  kennt  die  oben  erörterte 
Pflicht  des  Arbeitgebers  zum  Erankenkostenersatze  für  erkrankte, 
aber  vor  der  Erkrankung  nicht  angemeldete  Arbeiter.  Die  be- 
zügliche Bestimmung  des  §  50  ist  auch  hier  auf  einige  Eassen- 
arten  (Gemeinde-  und  Ortskrankenkasse)  beschränkt  und  giebt 
zu  denselben  Bedenken  wie  im  österreichischen  Gesetze  Anlafs; 
nur  zwei  Vorzüge  hat  die  deutsche  Norm  vor  unserer  voraus: 
sie  ist  als  Straffe  Ige  deutlich  charakterisiert  („Arbeitgeber, 
welche  der  ihnen  obliegenden  Anmeldepflicht  vorsätzlich  oder 
fahrlässigerweise  nicht  genügen"  u.  s.  w.)  und  spricht  aus- 
drücklich aus,  dafs  die  Pflicht  zur  Nachzahlung  von  Beiträge 
von  dem  Eintreten  dieser  Straffolge  ganz  unabhängig  ist. 

Ein  besonderer  Fall  der  Versicherungspflicht,  welcher  im 
deutschen  Gesetze  erwähnt  ist,  blieb  in  unserem  Gesetze  un- 
berücksichtigt. Ea  ist  das  der  Fall,  dafs  ein  Arbeiter  deich- 
zeitig zu  zwei  oder  mehreren  Arbeitgebern  im  Lohnverhältnisae 
steht.  Das  kommt  nicht  etwa  nur  vereinzelt  vor.  Vielmdir 
findet  man  bei  gewissen  Industrien,  bei  denen  das  Sitzgesellentum 
(Heimarbeit)  und  die  Hausindustrie  Brauch  ist,  wie  z.  B.  in  der 
Textil-  und  Bekleidungsindustrie,  Modistenarbeit,  dieses  Doppel- 
verhältnis ziemlich  häufig.  Es  entsteht  für  uns  die  Frage, 
welchen  der  mehreren  Dienstherren  eines  und  desselben  Arb^ten 
die  Pflicht  zur  Vornahme  der  Versicherung,  welchen  die  Verant- 
wortung für  die  vorschriftsmäfsige  Durchführung  derselben  trifit 
Mufs  jeder  dieser  Arbeitgeber  die  Anmeldung  oei  der  Kranken- 
kasse vornehmen,  mufs  jeder  die  voUen  Beiträge  zahlen,  hat 
jeder  das  Lohnabzugsrecht,  tritt  die  Pflicht  zur  Beitragsnach- 
zahlung, zum  Kostenersatze,  tritt  die  Straffälligkeit  für  einen  der 
mehreren  Dienstgeber  auch  dann  ein,  wenn  die  Versicherung 
von  einem  anderen  derselben  ordnungsmäfsig  vorgenommen  wurde? 
Das  sind  Fragen,  welche  für  die  beteiligten  Personen  gewifa  von 
hervorragendem  Interesse  sind,  welche  aber  unser  Gesetz  gar  nidit, 
das  deutsche  nur  teilweise  (§  52  Abs.  2)  beantwortet  Dort  ~ 
es:    „Wenn    der  Versicherte  gleichzeitig  in  mehreren,   die  V 
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flicherangspflicht  begründenden  Arbeitsverhältnissen  steht,  so  haften 
die  sämtlichen  Arbeitgeber  als  Gesamtschuldner  für  die  vollen 
Beiträge  und  Eintrittsgelder.  **  Aus  dem  Charakter  der  Gesamt- 
schuld ergiebt  sich  hier,  dafs  alle  jene  Verpflichtungen,  welche 
das  Gesetz  dem  Arbeitgeber  auferlegt,  nur  einmal,  d.  h.  von 
einem  der  mehreren  Arbeitgeber  erfüllt  zu  werden  brauchen,  und 
dafs  mit  der  einmaligen  I^füllung  auch  die  Verbindlichkeit  der 
übrigen  erlischt.  Wie  es  speciell  mit  der  Anmeldepflicht  steht 
und  wie  sich  das  rechtliche  Verhältnis  unter  den  Dienstgebem 
desselben  Arbeiters  gestaltet,  ist  auch  hier  nicht  gesagt  Man 
mufs  sich  daher  bezügUch  der  Anmeldung  an  die  allgemeine 
Bestimmung  des  §  49  des  deutschen  Gesetzes  halten  und  sie  von 
allen  beteiligten  Unternehmern  verlangen.  Das  interne  rechtliche 
Verhältnis  unter  denselben  und  gegenüber  dem  Arbeiter  ist 
mangels  gesetzlicher  Norm  der  freien  Vertragsschliefsung  anheim- 
gegeben ;  nur  das  eine  scheint  sich  noch  aus  dem  Gesamtschuld- 
verhältnisse zu  ergeben,  dafs  dem  Arbeiter  nur  von  einer  Seite 
Kassenbeiträgo  vom  Lohne  abgezogen  werden  dürfen.  —  In 
Österreich  b^nügt  sich  die  Praxis  bei  solchen  Doppellohnverhält- 
nissen meist  mit  der  Vornahme  der  Versicherung  durch  einen  der 
Dienstgeber.  Für  die  anderen  besteht  aber  immer  die  Gefahr, 
zur  Verantwortung  gezogen  zu  werden,  wenn  der  erstere  das 
Lohnverhältnis  ohne  ihr  Wissen  aufhebt.  —  Eine  geeignete  gesetz- 
liche Lösung  liefse  sich  darin  finden,  dafs  man  allen  Betriebs- 
inhabern ausdrücklich  die  Anmeldung  bei  der  Kasse  zur  Pflicht 
machte,  jedoch  nur  dem  der  Zeit  nach  ersten  unter  ihnen  die 
Pflicht  zur  Beitragszahlung  auferlegte  und  das  Lohnabzugsrecht 
einräumte;  die  Krankenkassen  aber  müfsten  angewiesen  werden, 
im  Falle  der  Abmeldung  dieses  Arbeitsverhältnisses  den  nächsten 
Arbeitgeber  zur  Beitragszahlung  aufzufordern. 

5.  Die  Zeit,  welche  die  Verhältnisse  der  Menschen  mächtig 
beeinflufst,  spielt  auch  im  Rechtsleben  eine  wichtige  Rolle;  sie 
verleiht  urwüchsig  sich  entwickelnden  Zuständen  nachträglich  den 
Titel  des  Rechts;  sie  entzieht  denselben  dort,  wo  Befugnisse  un- 
bethätigt  geblieben  und  in  die  durch  Weiterentwicklung  der 
Dinge  geschaflenen  neuen  Situationen  nicht  mehr  hineinpassen. 
Diese  rechtschafiende  und  rechtvemichtende  Kraft  der  Zeit  wirkt 
in  den  verschiedenen  Zweigen  des  Rechtslebens  verschieden  rasch, 
je  nachdem  die  Verhältnisse,  welche  der  betreffende  Rechtszweig 
regeln  soll,  ihrer  Natur  nach  mehr  beständig  oder  mehr  dem 
schnellen  Wechsel  unterworfen  sind.  Zu  letzteren  gehören  ohne 
Zweifel  die  modernen  Lohn-  und  Arbeitsverhältnisse  im  Gebiete 
der  Produktion  und  des  Verkehrs.  Die  fortwährenden  Schwan- 
kungen von  Nachfrage  und  Angebot  auf  dem  Waren-  und 
Arbeitsmarkte  und  mancherlei  Vorgänge  im  Volks-  und  Staats- 
leben  bewirken  ein  rastloses  Zu-  und  Abströmen,  Fluten  und 
Ebben  des  Arbeiterelementes.  Es  hiefse  die  Natur  der  Dinge 
völlig  verkennen,   wollte  man   in  die  rechtliche  Regelung  dieses 
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LebeoB  und  Treibens  einen  konaervativen  Zu^  hineinbringen. 
Das  gilt  insbesondere  auch  hinsichtlich  der  verwaltongsrechtlicnen 
Aufgaben,  die  dem  Staate  in  Bezug  auf  die  bezeichneten  Arbeits- 
verhältnisse erwachsen. 

Von  diesem  Standpunkte  aus  erklärt  sich  das  lebendige 
Bedürfnis,  welches  sich  auf  dem  Gebiete  der  Arbeiterkranken- 
Versicherung  nach  kurzen  Verjährungs-  und  Präklusionsfristen 
geltend  macht,  so  hinsichtlich  der  fällig  gewordenen  Unter- 
stützungsansprüche erkrankter  Arbeiter,  so  bezüglich  der  fälligen 
Beiträge  der  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer,  so  in  Ansehung  aller 
Zwangsmafsregeln ,  welche  den  Verwaltungsbeamten  zur  Durch- 
führung der  Versicherung  an  die  Hand  gegeben  sind,  so  endlich 
auch  in  Bezue  auf  die  Ansprüche  von  Ärzten,  Apothekern  und 
Krankenanstalten  gegenüber  den  Krankenkassen. 

Wie  ist  diesem  Bedürfhisse  in  unserem  Gesetze  Rechnung 
getragen? 

Fassen  wir  zunächst  die  Unterstützunesansprücbe 
der  Arbeiter  ins  Auge.  Obwohl  die  Besprechung  derselben 
nicht  in  das  Kapitel  über  die  Lasten  und  Rechte  der  Arbeitgeber 
gehört,  so  sollen  dieselben  bezüglich  der  Verjährungsfrage  doch 
des  Zusammenhanges  wegen  hier  behandelt  werden.  Die  2Mt- 
grenzen  für  das  Entstehen  dieser  Unterstützungsansprüche 
sind  sowohl  im  Österreichischen  wie  im  deutschen  Gesetze  aus- 
drücklich  festgesetzt;  sie  ergeben  sich  teils  aus  der  Dauer  der 
Mitgliedschaft  der  Arbeiter  bei  den  Krankenkassen  (§§  22,  13 
ZI.  1  u.  3,  6  Abs.  2,  47,  57  und  60  des  Österreichischen  Kranken- 
versicheruDgsgesetzes) ,  teils  aus  der  Normierung  des  zeitlicben 
Mindest-  und  HOchstmafses  der  Unterstützungen  (§§  6  Abs.  3, 
9  ZI.  3),  teils  aus  statutarischen  Bestimmungen  der  Kassen.  Da 
die  Inanspruchnahme  der  ärztlichen  Hilfe  und  der  Hilfe  von 
Krankenanstalten  und  Apotheken  durch  das  Vorhandensein  eines 
Krankheitszustandes  innerhalb  der  für  die  Entstehung  von  Unter- 
stützungsansprüchen gegebenen  zeitlichen  Schranken  bedingt  ist 
so  ist  hier  die  Festsetzung  einer  Verjährungsfrist  naturgemäls 
überflüssig.  Anders  jedoch  verhält  es  sich  bezüglich  der  ftllig 
gewordenen,  aber  nicht  behobenen  Teilbeträge  des  Krankengddes. 
£s  läfst  sich  wohl  denken,  dafs  ein  Arbeiter  es  verabsäumte,  seine 
diesbezüglichen  Ansprüche  während  der  Krankheit  in  ihrem  vollen 
Umfange  geltend  zu  machen  und  erst  später,  vielleicht  sogar  erst 
nach  mehreren  Jahren,  an  die  Kasse  mit  Nachforderungen  heran- 
tritt. Da  unser  Krankenversicherungsgesetz  eine  besondere  Ver- 
jährungszeit bezüglich  solcher  Forderungen  nicht  anordnet,  bleibt 
nichts  anderes  als  die  Anwendung  des  §  1478  des  allgemeineD 
bürgerlichen  Gesetzbuches  übrig,  wonach  eine  dreifsigjährige  Frist 
zu  gelten  hat.  Dafs  diese  für  unseren  Fall  ungeeignet  ist,  wird 
jeder  einsehen,  der  sich  klar  macht,  welcher  Umsatz  bei  einer 
auch  nur  mittelgrofsen  Krankenkasse  stattfindet,  welchen  Schwierig- 
keiten die  nachträgliche  Feststellung  solcher  Ansprüche  begegnet, 
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und  wie  ja  der  socialpolitische  Zweck,  den  die  Gesetzgebung  bei 
Kreierung  des  Unterstützungsrechtes  im  Auge  hatte,  weggefallen 
ist,  sobald  der  durch  die  einzelne  Erkrankung  des  Arbeiters 
hervorgerufene  Notstand  beseitigt  ist.  —  Das  deutsche  Gesetz 
ordnet  in  seinem  §  5ö  an,  da(s  die  Unterstützungsansprüche  der 
Arbeiter  in  zwei  Jahren  vom  Tage  ihrer  Entstehung  an  verjähren. 

Die  fälligen  Beiträge  der  Arbeitgeber  und 
-nehm er  werden  nach  dem  Gesetze  in  ihrer  Gesamtheit  von 
den  Elrsteren  der  Krankenkasse  geschuldet,  jedoch  ist  ihnen  das 
Recht  eingeräumt  (§  36),  zwei  Drittel  der  Gesamtbeiträge  bei 
jeder  regelmäfsigen  Lohn-  oder  Gehaltszahlung  mit  dem  Betrage 
den  Arbeitern  in  Abzug  zu  bringen,  welcher  auf  die  einzelne 
Lohn-  oder  Gehaltsperiode  entfkUt.  An  diese  Bestimmung  knüpft 
unser  Gesetz  eine  Präklusivfrist,  die  einzige,  die  es  bezüglich  aller 
in  Rede  stehenden  Leistungen  und  Ansprüche  kennt:  „Macht  der 
Arbeitgeber  von  dem  ihm  zustehenden  Abzugsrechte  bei  einer  Lohn- 
oder Gehaltszahlung  keinen  Gebrauch,  so  kann  er  bei  späteren 
Lohn-  und  Gehaltszahlungen  dieses  Recht  bezüglich  der  seinerzeit 
nicht  zurückgehaltenen  Quote  nar  insofern  ausüben,  als  seit  der  be- 
treffenden Lohn-  oder  Gehaltszahlung  nicht  mehr  als  ein  Monat  ver- 
flossen ist.^  Wir  haben  es  hier  zweifellos  mit  einer  Präklusions- 
und  nicht  mit  einer  Verjährungsfrist  zu  thun,  da  eine  Hemmung  oder 
Unterbrechung  derselben  ausgeschlossen  erscheint.  —  £s  ist  keine 
Frage,  dafs  diese  beschränkende  Bestimmung  einem  wichtigen  und 
berücksichtigun^swürdigen  Interesse  der  Arbeiterschaft  entspricht. 
Eine  ähnliche  Norm  findet  sich  auch  im  deutschen  Kranken- 
versicherungsgesetze (§  53),  jedoch  mit  einem  Zusätze,  welcher 
auch  den  Interessen  des  Dienstgebers  gerecht  zu  werden  sucht: 
„Sind  Abzüge  für  eine  Lohnzahlungsperiode  unterblieben,  so 
dürfen  sie  nur  noch  bei  der  Lohnzahlung  für  die  nächstfolgende 
Lohnzahlungsperiode  nachgeholt  werden.  Hat  der  Arbeitgeber 
Beiträge  um  deswillen  nachzuzahlen,  weil  die  Verpflichtung  zur 
Entrichtung  von  Beiträgen  zwar  vom  Arbeitgeber  anerkannt,  von 
dem  Versicherten,  der  Gemeindekrankenversicherung  oder  Orts- 
krankenkasse aber  bestritten  wurde,  und  erst  durch  einen  Rechts- 
streit (§  58)  hat  festgestellt  werden  müssen,  oder  weil  die  im 
§  49  a  vorgeschriebene  Anzeige  (einer  Hilfskasse  bei  der  Auf- 
sichtsbehörde über  das  Ausscheiden  eines  Mitgliedes)  erst  nach 
Ablauf  der  im  Absatz  1  bezeichneten  Zeiträume  oder  gar  nicht 
erstattet  worden  ist,  so  findet  die  Wiedereinziehung  des  auf  den 
Versicherten  entfallenden  Teiles  der  Beiträge  ohne  die  vorstehend 
aufgeführten  Beschränkungen  statt."  Das  österreichische  Gesetz 
hat  an  Stelle  dieser  Zusatzbestimmung  die  Monatsfrist  für  die 
nachträgliche  Vornahme  von  Lohnabzügen  wohl  in  der  Annahme 
festgesetzt,  dafs  etwaige  Rechtsstreitigkeiten  der  im  deutschen  Gesetze 
erwähnten  Art  innerhalb  eines  Monats  geschlichtet  sein  dürften. 

Leider  ist  bezüglich  der  fälligen  Beiträge  des  Arbeitgebers 
in  unserem  Gesetze  keine  Verjährungs-  oder  Präklusivfrist  an- 
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gegeben,    ein  Mangel,    der  um  so  fühlbarer  ist,    als  die  volle 
Beitragspflicht   auch   im   Falle   unterbliebener   Anmeldung   eine» 
Versicherungspflichtigen  vom  ersten  Tage  der  Beschäftigung  dem- 
selben   an    erwächst    und    erst    mit   der   vorgenommenen   A  b  - 
meidung  endet.     Nur  nach  dem  Bruderladengesetz  findet  sich 
die  zweckmäfsige  Bestimmung  im  §  31  Abs.  2,  dafs  die  Beitrags- 
pflicht  bezüglich   nicht  angemeldeter  Arbeiter   mit  deren  Dienst- 
austritt  endet.     Man   mufs  in  Betracht  ziehen,    dafs  das  Unter* 
bleiben  der  Anmeldung  durchaus  nicht  immer  auf  bösen  Willen, 
sondern   oft  auf  ein  Versehen   zurückzuführen  ist,    dessen  Vor- 
kommen sich  selbst  bei  Musterbetrieben  kaum  ausschliefsen  läfst 
Hier  die  30jährige  Verjährungsfrist  des  §  1478  des  allgemeinen 
bürgerlichen  Gesetzbuches  walten  zu  lassen,  wie  es  das  MiniBteriam 
und  der  Verwaltungsgerichtshof  thun,   führt  zu  ganz  horrenden 
Ergebnissen,  welche  weder  im  Zwecke  der  gesetzlichen  Kranken- 
versicherung gelegen  sind,  noch  für  den  Arbeiter  irgend  ein  Inter- 
esse   haben.      Von    solchem    Standpunkte   aus    kommt   man  zu 
Konsequenzen,  wonach  man  einem  Unternehmer  für  eine  Arbeits- 
kraft, die  ihm  nur  wenige  Stunden  ausgeholfen  hat,  vielleicht  so- 
gar ohne  dessen    Wissen   in  seinem  Interesse  thätig   war,    eine 
Nachtragszahlung  von  mehreren  hundert  Kronen  auferlegen  mufs. 
Vermehrt  werden  diese  Bedenken  noch  durch  den  Umstand,  dafs 
infolge    der    unklaren    Bestimmungen    des    §   1    des    Kranken- 
versicherungsgesetzes   die    Versicherungspflicht     der     fraglichen 
Hilfskraft    für    den    schlichten  Verstand    des    gemeinen    Mannes 
schwer    erkennbar   sein    konnte.      Von    dem    richtigen    Gefbhl 
geleitet,   dafs   man   durch   eine  solche  Praxis  einzelne  Gewerbe- 
treibende geradezu  zu  Grunde  richtet,  und  dafs  ein  solcher  Erfolg 
vom  Gesetzgeber   unmöglich   beabsichtigt   sein  kann,   versuchten 
die  unteren  Instanzen   wiederholt,    den   §  1480   des  allgemeinen 
bürgerlichen   Gesetzbuches  auf  rückständige  Kassenbeiträge  an- 
zuwenden :  „  Forderungen  von  rückständigen  jährlichen  Abgaben. 
Zinsen,   Renten   oder  Dienstleistungen  erlöschen  in  drei  Jahren.* 
Zieht  man  in  Betracht,  dafs  es  sich  in  unserem  Falle  nicht  ein- 
mal um  jährliche,  sondern  sogar  um  wöchentliche  oder  höchstens 
monatliche    Abgaben    handelt,    deren   Begründung   zwar   in    der 
Steuergewalt  des  Staates  zu  suchen  ist,  deren  Ertrag  aber  nicht 
dem   Staate,    sondern   anderen  Privatpersonen   zu  gute   kommt; 
hält  man  sich  vor  Augen,  dafs  durch  das  Gesetz  vom  18.  Mars 
1878  RGBl.  Nr.  31  selbst  für  die  direkten  Steuern,  Mafsen-  und 
Preischurfgebühren,  der  Verzehrungssteuer,  Taxen,  Stempel-  und 
unmittelbaren  Gebühren   eine  Verjährungsfrist  von  sechs  Jahren 
normiert  wurde,    so   erscheint  obiger  Standpunkt   wohl  gerecht- 
fertigt.   Diesen  Ausweg  hat  das  Ministerium  mit  der  Entscheidung 
abgeschnitten  :      „Kranken Versicherungsbeiträge    unterliegen    als 
ö£Pentliche   Abgaben   der  Verjährung    nicht"    —    Hier   thut   die 
gesetzliche  Anordnung  einer  kurzen  Verjährungsfrist  bitter  not! 
Es  ist  schier  unbegreiflich,   weshalb  die  Bestimmung  des  §  55 
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des  deatachen  Gesetzes  in  das  unsere,  das  doch  jenem  nach- 
gebildet ist  und  die  meisten  Bestimmungen  daraus  entlehnt  hat, 
nicht  aufgenommen  wurde;  sie  lautet:  „Der  Anspruch  (der  Kasse) 
auf  Eintrittsgelder  und  Beiträge  verjährt  in  einem  Jahre  nach 
Ablauf  des  Kalenderjahres,  in  welchem  er  entstanden  ist.^ 

Das  Bedürfnis  nach  kurzen  Verjährungsfristen  besteht  auch 
bezüglich  des  Anspruches  der  Bezirkskrankenkasse  gegen  den 
säumigen  Arbeitgeber  auf  Ersatz  von  Krankenkosten 
im  Sinne  des  §  32,  wenn  auch  hier  nicht  in  dem  Malse,  wie 
betreffs  der  fälligen  Beiträge.  Denn  in  der  Praxis  wird  der 
Arzt,  bezw.  die  Krankenanstalt  schon  während,  oder  doch  bald 
nach  der  Behandlung  des  kranken  Arbeiters  der  Bezirkskasse 
die  Kostenrechnung  vorlegen,  und  die  Kasse  wird  dann  in  ihrem 
eigensten  Interesse  bei  mangelnder  ordnungsmäfsiger  Anmeldung 
des  Versicherten  gegen  den  säumigen  Betriebsunternehmer  so- 
gleich einschreiten.  Von  dieser  Regel  giebt  es  jedoch  auch 
manche  Ausnahmen,  und  da  verlangt  das  billige  Interesse  des 
Arbeitgebenr,  die  Möglichkeit  der  langen  Dauer  ungewisser 
Hechtsverhältnisse  thunlichst  auszuschliefsen.  Da  das  Ministerium 
des  Innern  wiederholt  den  Schadensersatzcharakter  des  in  §  82 
vorgesehenen  Regresses  betonen  zu  sollen  glaubte,  hierse  es  nur 
folgerichtig  handeln,  wenn  man  auf  Jene  Ersatzansprüche,  welche 
mittelst  dieses  Paragraphen  begründet  werden,  den  §  1489  des 
allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuches  anwenden  würde:  „Jede 
Entschädigungsklage  erlischt  nach  drei  Jahren  von  der  Zeit  an, 
zu  welcher  der  Schade  dem  Beschädigten  bekannt  wurde/ 
Wenn  man  aber,  wie  oben  unter  Absatz  4  zu  begründen  versucht 
wurde,  diese  Ersatzpfltcht  ledi<;lich  als  ein  Strafmittel  betrachtet, 
so  ist  dieselbe  aus  dem  gleichen  Gesichtspunkte  zu  behandeln, 
wie  die  Ordnungsstrafe  des  §  67.  Das  rechtswidrige  Verhalten, 
das  hier  gestraft  werden  soll,  kann  wohl  nicht  als  eigentliches 
Delikt  im  Sinne  des  Strafrechtes  angesehen  werden,  da  wir  es 
hier  weder  mit  einem  verbotenen  Eingriff  in  die  Rechtssphäre 
einer  anderen  Person,  noch  mit  einem  Angriff  auf  die  Gesell- 
schaftsordnung zu  thun  haben,  noch  von  einer  Sühne  verlangenden 
Verletzung  des  Rechtsbewufstseins  im  Volke  die  Rede  sein  kann. 
E^  handelt  sich  hier  vielmehr  nur  um  Ordnungswidrigkeiten, 
ivelche  der  polizeilichen  Ahndung  unterworfen  sind.  Dem 
Charakter  der  blofsen  Ordnungswidrigkeit  aber  entspricht  eine 
kurze  Verjährungsfrist  von  höchstens  ein  oder  zwei  Jahren 
nach  der  Begehung.  Ganz  analoge  Fälle  finden  wir  in  den 
Übertretungen  und  Strafen  der  Gewerbeordnung.  Dort  heifst  es 
im  §  140:  „Durch  die  Verjährung  erlischt  Untersuchung  und 
Strafe  jener  Übertretungen  des  Gewerbegesetzes ,  welche  nicht 
nach  dem  allgemeinen  Strafgesetze  zu  behandeln  sind,  wenn  der 
Übertreter  binnen  sechs  Monaten,  vom  Tage  der  begangenen 
Übertretung,  nicht  in  Untersuchung  gezogen  worden  ist.*"  Das 
deutsche    Krankenversicherungsgesetz    normiert,    wie   schon   er- 
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wähnt,  wohl  eine  Verjährung  der  Kassenansprüche  auf  Beiträge 
und  Eintrittsgelder  in  einem  Jahre  (§  55)  und  eine  YerjähruDg 
der  Unterstützungsansprüche  in  zwei  Jahren  (§  5(5),  nidit  aber 
eine  solche  bezüglich  der  Strafen. 

Um  das  System  der  Verjährungen  und  Präklusionen  zu  ver- 
vollständigen,  würde  es  sich  schliefslich  noch  im  Interesse  einer 
geordneten  Geschäftsführung  der  Krankenkassen,  empfehlen,  den 
Ärzten,  Apothekern  und  Krankenanstalten  eine  angemessene  Frist 
zur  Einreichung  ihrer  Rechnungen  vorzuschreiben. 

Ich  möchte  hier  die  Gelegenheit  ergreifen,  um  im  Nach- 
hange zu  dem  über  die  Strafoestimmungen  des  Krankenver- 
sicherungsgesetzes Gesagten  einer  üppigen  Blüte  des  Bureau- 
kratentumes  zu  gedenken,  welche  ihre  Entwickelung  dem  Um- 
stände verdankt,  dafs  die  Regelung  der  Arbeiter-Krankenver- 
sicherung bei  uns  leider  keine  einheitliche  ist,  sich  nicht  als  dn 
Bau  darstellt,  der  organisch  gegliedert  unter  dem  Dache  eines 
gemeinsamen  Gesetzes  Platz  fand,  sondern  dafs  aufser  dem  mehr- 
citierten  Hauptgesetz  auch  noch  andere,  der  Entstehungszeit  und 
dem  Geiste  nach  von  diesem  unterschiedenen  Gesetze  Normen 
fUr  die  Versicherung  enthalten,  wie  z.  B.  die  Vereinsgesetze 
und  die  Gewerbeordnung.  §  69  des  Krankenversicheruags- 
gesetzes  ordnet  an,  dafs  die  auf  Grund  dieses  Gesetzes  aufer- 
legten Geldstrafen  in  dem  im  §  68,  Abs.  2  vorgesehenen  Falle 
(gesetzwidrige  Verträge  zum  Nachteile  der  Versicherten)  in  den 
Reservefond  jener  Kasse  zu  fliefsen  haben,  welcher  der  Bestrafte 
als  Vorstandsmitglied  angehörte,  in  allen  übrigen  Fällen  aber 
in  den  Reservefond  jener  Bezirkskrankenkasse,  in  deren  Sprengel 
der  Bestrafte  wohnt.  Gleichzeitig  bestimmt  der  §  151  der  Ge- 
werbeordnung, dafs  die  auf  Grund  letzteren  Gesetzes  eingezogenen 
Strafgelder,  wenn  der  Straffällige  zu  einer  Genossenschafts-  oder 
Unterstüszungskasse  beitragspflichtig  ist,  in  die  bezügliche  Kasse, 
sonst  in  den  Armenfond  des  Ortes,  wo  die  Übertretung  be- 
gangen wurde,  zu  fließsen  haben.  So  harmlos  an  und  für  sich  ] 
diese  beiden  Bestimmungen  aussehen,  so  verwickelt  ist  doch  der  | 
Rattenkönig  von  Kombinationen ,  der  sich«  in  der  Praxis  daraus 
ergeben  hat,  und  es  ist  der  Fleifs  und  die  Geduld  zu  bewundem, 
womit  die  Oberbehörden  diesen  gordischen  Knoten  auseinander 
geknüpft  haben,  statt  ihn  mit  einem  kräftigen  Hiebe  zu  zer- 
hauen.    Die   nachstehende   Tabelle   führt   in   das   Studium    ein. 

• 

welches  dem  unglücklichen  Verwaltungsbeamten  bevorsteht,    der 
auf  Grund  der  Gewerbeordnung  eine  Geldstrafe  zu  verhängen  hat. 

(Siebe  beiliegende  Tabelle.) 

6,  Nach  der  Erörterung  der  Lasten,  die  den  Arbeitgebern 
durch  das  Krankenversicherungsgesetz  auferlegt  wurden,  liegt  es 
nahe,  sich  nach  den  Rechten  umzusehen,  welche  für  sie 
aus  demselben  Gesetz  entspringen.  Sie  sind  weder 
zahlreich  noch  grofs  und  je  nach  der  Zugehörigkeit  zu  einer  be- 


Zu  Lamp,   D.  österr.  Arb.« 


über  die  Widmu 


des  k.  k.  Handelsministeriums,   und  zwar 


a)  »vom  27./10.  1890,  Z.  35169. 


ä 


a 

Vi 

cn 
M 

•«« 
N 

CQ 

Vi 


00 

oo 
03 

a 

I      o 

s 

CS 

Vi 

CO 


fi4 

TS 


OD 
00 

et 
M 

mm 

o 
03 

;  J9 

I     00 

I   2 


a 


I9q  ^OIpIBJIOA 


qj«i{9sa9ssoaeo 


raos 


pung  der  Geldstrafen 


dieser  ^ 


dieser  * 


Jäe 


^  et  00 

HJ  CO  o 

fl  ::: 

•^  «-^  Vj 

Vi  *-  '5 

fl  *  £ 

OD  C      . 


dieser  ^ 


Armenfond  ^ 


O) 


SX2 

Vi  _ 

-^     «  TS 

C    ^  C 


■5, 

s. 

3l 


dieser 


Armenfond 


do. 


dieser 


Armenfond 


TS 

Cl 

a> 

pfi 

.2 

n 

O 

r* 

c; 

TS 

c 

C3 

00 
03 

00 

> 

o 

« 

fl 

a 

^^ 

c> 

Vi 

ej 

3 
^ 

•F* 

V 

00 

TS 

s 

00 
•  F« 

•4^ 

c3 

< 

c 

a 

C 

0) 

Q^ 

M 

^ 

SOS 

toe 

^    (^ 

3 
(4 

fi 

o 

0 

03 

00 

Vi 

« 

« 

<}') 

•  >4 

»ri* 

-Ö 

TJ 

TS 

dieser 


Anmerkung 


o)  Absatz  10 


h)  Absatz  2  u.  3 


6)  Absatz  8 


h)  Absatz  4 


c)  Absatz  11 


ä)  Absatz  6 
d)  Absatz  3 


&)  Absatz  8 


do. 


Armenfond 


(U 


do. 


do. 


zirkskrankenkasse 


a 


^ 


0     0     0 


>-       91 


2; 


Armen  fond 


do. 


zirkskrankenkasse 


Armen  fond 


do. 


do. 


dieser 


dieser 


I     JS 

!    • 

I      4 


51 


I 


dieser 


Armenfoiid 


c)  Absatz  11 

d)  Absatz  4 


d)  Absatz  8 


o)  Absatz  2 


c)  Abs.  11  §  1  d.  K.V.G. 


a)  Absatz  2 


d;  Absatz  9,  10,  11 


do. 


do. 


do. 
do. 


A)  Absatz  10 


do. 


do. 


do. 


XIX  6.  81 

stimmten  Eassenart  verschieden  verteilt.  Ohne  Rücksicht  auf 
letztere  besteht  fbr  alle  Betriebsiohaber  nur  das  Recht  der 
Gebühren-  und  Stempelfreiheit  für  die  in  Ejrankenver- 
sicherungsangelegenheiten  erstatteten  Anzeigen,  Ausweise,  Ein- 
gaben  und  deren  Beilagen;  femer  das  Recht,  dals  die  von  den 
Betriebsuntemehmem  zu  entrichtenden  Versicherungsbeiträge 
nicht  in  die  Besteuerungsgrunrdlagen  fbr  die  be- 
treffenden Betriebe  einbezogen  werden  dürfen.  Ein  anderes  Vor- 
recht der  Dienstgeber  versicherter  Arbeiter  betrifft  ihre  Ver- 
tretung im  Vorstande,  in  der  Generalversammlung, 
im  Überwachungsausschuss  und  im  Schiedsgericht 
der  Kassen.  Dieses  Vorrecht  gilt  bezüglich  aUer  Kassen,  mit 
Ausnahme  der  Vereinskassen,  welche  aus  der  Selbsthilfe  der 
Arbeiterschaft  hervorgegangen,  den  Arbeitgebern  kein  Recht  zur 
Einflufsnahme  auf  ihre  Verwaltung  einräumen.  Abgesehen  von 
den  letzterwähnten  Anstalten  kommt  den  Gewerbeinhabem  im 
Schiedsgerichte  die  Hälfte  der  Sitze. gesetzlich  zu,  im  Vorstande, 
in  der  Generalversammlung  imd  im  Überwachungsausschusse  aber 
höchstens  ein  Drittel  aller  Stimmen.  Demgemäfs  sind  sie,  was 
den  Vorstand  betrifft,  einerseits  mit  verantwortlich  für  dessen 
Gebarung ,  anderseits  aber  in  allen  genannten  Organen  der 
Kasse  zur  Minorität  verurteilt,  was  bei  den  herrschenden  Standes- 

fegensätzen  zwischen  Arbeitern  und  Arbeitgebern  meist  der  Be- 
eutungslosigkeit  der  letzteren  gleich  kommt.  Dieser  Gedanke 
dürfte  den  Verfassern  des  Krankenversicherungsgesetzes  vor- 
geschwebt sein,  als  sie  bezüglich  der  Bezirks-,  Betriebs-  und 
Baukrankenkassen  bestimmten  (§  26),  dafs  zur  Erhöhung  der 
Kassenbeiträge  über  das  gesetzliche  Mafs  eine  abgesonderte  Be- 
ratung und  Beschlufisfassung  der  Vertreter  der  Arbeiter  imd.  der 
Arbeitgeber  in  der  Generalversammlung  erforderlich  sei.  Eß  würde 
der  Gerechtigkeit  entsprechen,  diesen  Vorgang,  bezw.  das  Zwei- 
kammersystem auch  ftir  andere  Fälle  gesetzhch  anzuordnen,  in 
denen  durch  Beschlüsse  der  Generalversammlung  wichtige  Inter- 
essen der  Unternehmer  unmittelbar  getroffen  werden. 

Als  ein  Vorrecht  der  letzteren  mag  auch  deren  Befugnis 
erwähnt  sein,  sich  durch  ihre  Betriebsbeamten  in  den  verschiedenen 
Ausschüssen  und  in  der  Generalversammlung  vertreten  zu 
lassen. 

Bei  der  Errichtung  der  Statuten  für  eine  neu  zu 
gründende  Bezirkskrankenkasse,  welclie  von  der  politischen  Be- 
zirksbehörde des  Eotssensprengels  vorzunehmen  ist,  sollen  nach 
§  14  des  Gesetzes  auch  Vertrauensmänner  der  Arbeitgeber  ge- 
hört werden.  Hierin  liegt  insofern  ein  wichtiges  Recht  derselben, 
als  es  ihnen  dadurch  ermöglicht  wird,  einerseits  auf  die  Ver- 
meidung von  SatzungsbestimmuDgen  hinzuwirken,  welche  ein 
Hinausgehen  über  das  gesetzliche  Mindestmafs  der  Lasten  für 
die  Betriebsunternehmer  bedeuten;  anderseits  die  Au&ahme  von 
Normen  zu  erwirken  (z.  B.  betreffii  der  An-  und  Abmeldung, 
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der  Zahlungsfristen,  der  unständigen  Arbeiter  u.  s.  w.),  welche 
ohne  Schädigung  des  Eassenzweckes  ihre  Lasten  leichter  machen. 
Bei  der  Errichtung  von  Betriebs-,  Bau-  und  Knappschaftskassen 
ist  den  Unternehmern  die  wichtige  Befugnis  emgeräumt,  die 
Satzungen  selbst  zu  verfassen.  Der  kluge  und  gewandte  Be- 
triebsinhaber  wird  diese  Bestimmung  zu  seinem  Vorteil  auszu- 
nutzen verstehen. 

Nicht  nur  in  diesem  Punkte,  sondern  auch  in  vielen  anderen 
nehmen  die  Betriebs-  und  Baukrankenkassen  bezüglich 
der  Rechte  der  Arbeitgeber,  aber  auch  hinsichtlich  ihrer  Pflichten 
eine  Sonderstellung  ein.  Auf  die  hervorspringendsten  Eigen- 
heiten sei  hier  kurz  hingewiesen :  Dem  Betriebsunternehmer  oder 
dessen  Vertreter  kann  der  Vorsitz  im  Vorstande  oder  in  der  General- 
versammlung übertragen  werden.    Die  Rechnungs-  und  Elassen- 
führung  ist  zwar  unter  seiner  Verantwortlichkeit  und  auf  sdne 
Kosten,  aber  daßir  auch  durch  einen  von  demselben  zu  bestellen- 
den und  daher  von  ihm  abhängigen  Rechnungs-  und  KassenfGLhrer 
zu   besorgen.     Zieht  man  hierzu  noch   in  Betracht,    dafa  es  in 
der  Macht  des  Betriebsinhabers  liegt,  jene  Elemente,  die  ihm  im 
Vorstande  oder  in  der  Generalversammlung  der  Kasse  eine  un- 
bequeme Opposition  machen,   durch  Entlassung  zu  beseitigen,  so 
gewinnt   man   den    Eindruck,    dafs   es   mit  der  Autonomie   der 
Arbeiter  bei  diesen  beiden  Kassen   nicht  weit  her  ist,   sondern 
dafs  ihr  Dienstgeber  hier  der  Allmächtige  ist,  gegen  den  höchalen» 
mittelst  einer  Arbeitseinstellung  aufzukommen  ist.     Daraus   er- 
klärt sich  auch  die  heftige  Gegnerschaft  der  organisierten  Arbeiter 
gegen   diese  Versicherungsanstalten,   welche  schon   während  der 
Beratungen    im   Reichsrate    über    das  Gesetz    kräftig   einsetzte. 
Im  Abgeordnetenhause   vertrat  dann   auch  eine  Minderheit  den 
Standpunkt,   dafs   man  durch  eine  derartige  Gestaltung  der  Be- 
triebs-   und  Baukassen   die   sociale  Abhängigkeit  des  Arbiter- 
Standes  nicht  verstärken  solle,  und  beantragte,  wenigstens  fbr  die 
künftig    nach   dem   Gesetze   sich   bildenden   Betriebskaaaen    die 
Macht    des    Unternehmers    wesentlich    einzuschränken    und   das 
Princip  der  Autonomie  kräftiger  zum  Durchbruche  kommen  zu 
lassen.      Doch   vergebens.      &  wurden   für   die   Betriebekaaseo 
bei  den  staatlichen  und  den  privilegierten  privaten   Eiaenbahn- 
und  Dampfschiffahrts-Untemehmungen  dem  Betriebsinhaber  sogar 
noch  weitergehende  Machtmittel  in  die  Hand  gegeben  (s.  B.  die 
Bestimmung,  dafs  an  Stelle  des  Vorstandes  und  der  Generalver- 
sammlung Ausschüsse  treten  können,  deren  Obmänner,  sowie 
die    Hälfte    der    übrigen    Mitglieder   von    den   Betriebaunter- 
nehmem  ernannt  werden  können.     Freilich  {Ührte  der  Vertreter 
der   Regierung    damals  aus,    dafs  diese  Privilegien  nur    „vor- 
läufig"   in  das  Gesetz  aufgenommen  worden  seien,  um  dessen 
Zustandekommen   nicht  zu  verschleppen.     Von  einer  praktiachea 
Bedeutung  aber  war  diese  Erklärung  jedenfalls  nicht 

Eine  eigene  Bewandtnis   hat  es  mit  der  Errichtung  von 
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Betriebs-    und   Baukassen.     Den  Inhabern   von    Betrieben    mit 
hundert  oder  mehr  yersicherungspflichtigen  Personen  ist  im  §  42 
des  Erankenversicherungsgesetzes    das    Recht    zur   Errichtung 
eigener   Kassen   eingeräumt.     Dieses  Recht  kann   aber  von   der 
pditischen  Behörde  wieder  genommen  werden  ^   wenn  durch  die 
Errichtung  einer  solchen  Kasse  die  dauernde  Leistungsfähigkeit 
der  Bezirkskrankenkasse  desselben   Sprengeis  gefährdet  würde. 
Bei   besonderer   Krankheitsgefahr    solcher  Betriebe,    oder   eines 
Weg-,  Eisenbahn-,  Kanal-,  Strom-  oder  Dammbaues,  sowie  andrer 
vorübergehender  Baubetriebe   kann  der  Unternehmer  oder  Bau- 
herr, ohne  dals  ihm  bei  Unternehmungen  der  letzteren  Art  auch 
das  Recht  zur  flrrichtung  einer  eigenen  Krankenkasse  zusteht, 
gezwungen  werden,   eine  solche  zu  errichten.     Der  Zwang  wird 
indirekt  dadurch  ausgeübt,   dals  die  Arbeitgeberbeiträge  bis  zur 
doppelten  Höhe  ihres  sonstigen  gesetzlichen  Ausmafses  bemessen 
werden.     Da   es  ein   anderes  Zwangsmittel  zu  diesem  Zwecke 
nicht  giebt  und  der  Unternehmer  die  Auflösung  einer  bestehenden 
Betriebskasse  dadurch   bewirken  kann,    dafs  er  in  der  General- 
versammlung einen  entsprechenden  Beschlufs  durchsetzt  oder  es 
unterläfst,  fbr  die  ordnungsmäfsige  Kassen-  und  Rechnungsführung 
Sorge  zu  tragen,   so  kommt  der  ganze  Errichtungszwang  eigent- 
lich auf  nichts  anderes,  als  eine  erhöhte  Besteuerung  von  Unter- 
nehmern hinaus,   deren  Betriebe  von  der  politischen  Behörde  als 
besonders   krankheitsgeikhrlich  angesehen  werden.     Auf  diesem 
Wege   kommt  man   zu   einem  neuen  Principe  der  Krankenver- 
sicherung :  zur  Einführung  von  Gefahrenklassen  mit  verschiedenen 
Beitragssätzen,  ähnlich,   wie  bei  der  Unfallversicherung.     Es  er- 
scheint wohl  kaum  gerechtfertigt,  ein  solches  allgemeines  Princip 
nur  bei  einer  bestimmten  Gruppe  von  Unternehmern  dauernd 
in  Anwendung   zu  bringen.    Entweder   giebt  es  so  starke  Ab- 
stufungen  in  der  Krankheitsgefahr,   dafs  die  gleichmäfsige  Ver- 
teilung  der  nötigen   Versicherungsbeiträge  auf  alle  Arbeitgeber 
und  -nehmer  als  eine  Ungerechtigkeit  empfunden  werden  müfste; 
dann  müssen  überall  Gefahrenklassen  eingeführt  werden,  gleich- 
gültig, ob  der  Unternehmer  ein  Grofsindustrieller  oder  ein  Hand- 
werker ist.     Oder  es  liegt  eine  derartig  dauernde  Verschiedenheit 
der    Krankheitsgefahr   nach    einzelnen    Betriebsarten    njcht   vor; 
dann    soll   mau    den    Fortbestand  der   Kassen   mit  ungünstigen 
Untersttitzungsverhältnissen  durch  Centralisation,  durch  Förderung 
des  Kassenverbandswesens  und  der  Verbandsreservefonde ,  oder, 
was  dasselbe  ist,   durch  unmerkliche  Überwälzung  eines  Teiles 
ihrer  Lasten  auf  die  weitaus  überwiegende  Zahl  von  Kassen  mit 
normalen  oder  günstigen  Unterstützungsverhältnissen  sichern,  und 
das  Sonderkassentum  womöglich  ausschalten. 

Die  Physiognomie  der  Betriebs-  und  Baukassen  als  autonome 
und  auf  Gegenseitigkeit  beruhende  Versicherungsanstalten  erfährt 
noch  durch  die  Bestimmungen  des  §  47  ZI.  7  und  8  eine 
wesentliche  Beeinträchtigung.    Dort  werden  die  Unternehmer  für 
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den  Fall    unzulänglicher  Barbestände  der  Kasse  zu  unverzins- 
lichen Vorschüssen,  und  für  den  Fall  nicht  zureichender  Ein- 
nahmen  der  Kasse    sogar   zu   nicht   rückzahlbaren   Zuschüssen 
aus   eigenen    Mitteln   verpflichtet.      Diese   Bestimmungen   haben 
infolge    des    Mangels    jeglicher    Höhen-    und    Zeitgrenze    eine 
ungeheuerliche  Tragweite  nir  den  Unternehmer;  der  Verwaltungs- 
behörde   aber    nimmt   diese   Unbeschränktheit    die    notwendige 
Sicherheit   bei    der  Handhabung  des   Gresetzes.     Sie   verstärken 
den    fbr    den    Ausbau    der    Arbeiterversicherung    gewifs    nicht 
günstigen  Sondercharakter  der  in  Rede  stehenden  K^^en.   Obige 
weitgehende    Haftpflicht     des     Unternehmers    besteht    für    die 
Krankenkassen  staatlicher  Betriebe  und  der  privaten  Eisenbahn- 
und    Dampfschifiahrtsbetriebe    nicht.      Der    Grund    dieser    Be- 
günstigung mag  wohl   darin  zu  suchen  sein,   dafs  diese  Kassen 
meist  nicht  nur  Krankenfürsorge,  sondern  auch  Invaliditäts-  und 
Altersversorgung  zum   Zwecke  nahen   und  die  Regierung   nicht 
willens  war,   auch  hierfür  die  Haftpflicht  des  Unternehmers  ein- 
treten zu  lassen,  oder  aber  die  letztbezeichneten  Zwecke  fbrderhin 
aus  dem  Betriebe  der  Krankenkassen  auszuscheiden,   wie  sie  es 
zur  Bestürzung  eines   grofsen  Teiles  der  Arbeiterschaft  bei  den 
Vereinskranken-  und  Unterstützungskassen  seinerzeit  gethan  hat 
Eine   wichtige  Frage,   durch  deren  Beantwortung  dem  ver- 
sicherungspflichtigen Unternehmer  entweder  ein  Recht  eingeräumt, 
oder  ihm  eine  weitere  schwere  Last  auferlegt  werden  mufs,  blieb 
in  unserem  Gesetze  oflen:  Wer  hat  bei  Vorhandensein  mehrerer 
Krankenkassen,   bei  welchen  im  einzelnen  Falle  der  Pflicht  zur 
Versicherung    eines    Arbeiters   Genüge    geleistet   werden    kann, 
das  Wahlrecht,  der  Unternehmer  oder  der  Arbeiter?     Jeder 
von   beiden  hat  ein   wesentliches   Interesse  daran,    dieses  Redit 
auszuüben.     Für  den  Arbeiter  erklärt  sich  das  Interesse  daraus, 
dafs  einerseits  die  Höhe  seiner  Beiträge  bei  den  einzelnen  Kassen 
verschieden   bemessen  wird,  dafs  anderseits  die  statutenmäfaigen 
Unterstützungsleistungen   der  Kassen   bezüglich  ihrer  Dauer  und 
ihres  Ausmafses  verschieden  sind  und  endlich,  dafs  viele  Kassen 
an  die  längere  Dauer  der  Mitgliedschaft  gewisse  Vorteile  knüpfen, 
die  beim  Austritte  verloren  gehen.  —  Für  die  Arbdtgeber  kann 
es  nicht  gleichgültig  sein,  ob  sie  alle  ihre  Bediensteten  bei  einer 
Anstalt  versichert  haben,  oder  gezwungen  werden  können,  gleich- 
zeitig bei  mehreren  Anstalten  zu  versichern,  ganz  abgesehen  davon, 
dafs  die  eine  Kasse  den  Unternehmern  günstigere  Bedingungen 
oder   gröfsere   Erleichterungen   gewährt,   als   die   andere.     Dem 
Betriebsinhaber    zumuten,    die   schwere   Last    der    Arbeiterver- 
sicherung   durch    wechselnde    Verbindimg    mit    mehreren    Ver- 
sicherungsanstalten sich  zu  vervielfachen,  hielse  ihn  zwingen,  die 
Arbeiter   mit   unbequemen   Versicherungswünschen   zu  entlassen 
oder  gar  nicht  aufzunehmen.     Der  Schaden  würde  doch  wieder 
die  Arbeiterschaft  trefien.   In  der  Praxis  haben  die  Unternehmer, 
fufsend  auf  der  Überlegenheit,  die  ihnen  der  Lohnvertrag  sichert, 
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sich  das  KaBsenwahlrecht  angeeignet,  und  es  würde  wohl  kaum 
durchführbar  sein,  ihnen  dieses  Recht  kraft  gesetzlicher  Be- 
stimmung zu  nehmen.  Wohl  aber  könnte  -durch  starke  Centrali- 
sierung  der  Krankenkassen  und  möglichsten  Ausschlufs  von 
Sonderkassen  und  ECassenprivilegien  fbr  die  Arbeiter  der  Nach- 
teil des  mangelnden  Eassenwahirechts  behoben  werden. 

Zum  Schlüsse  ist  noch  einPankt  von  praktischer  Wichtigkeit  zu 
erörtern.  Sollte  das  Gesetz  den  Arbeitgebern  nicht  das  Recht 
einräumen,  sich  zu  den  gleichen  Bedingungen,  wie  ihre 
Arbeiter  bei  einer  Krankenkasse  versichern  zu 
können?  Gegenwärtig  steht  ihnen  die  Möglichkeit  zur  Versiche- 
rung wie  jeder  anderen  nicht  versicherungspflichtigen  Person  offen, 
wenigstens  bei  den  Bezirkskrankenkassen  (§13  ZI.  4).  Dabei 
aber  treffen  sie  im  Vergleich  mit  ihren  Arbeitern  gewisse  Nach- 
teile: Altersbeschränkung  (35.  Lebensjahr  §  13  ZI.  4),  Karenz- 
zeit von  vier  bis  acht  Wochen  (§  22  Abs.  2),  Pflicht  zur  Zahlung 
eines  Eintrittsgeldes  (§  13  ZI.  5).  Die  traurige  wirtschaftliche 
Lage,  in  welcher  sich  ein  grofser  Teil  des  Kleingewerbes  in 
Österreich  befindet,  der  Umstand,  dafs  der  Fabriksarbeiter  wirt- 
schaftlieh und  social  manchmal  besser  gestellt  ist,  als  der  kleine 
Handwerksmeister,  würden  es  gewifs  befürworten,  obige  Be- 
schränkungen der  freiwilligen  Krankenversicherung  für  den 
Arbeitgeber  nicht  eintreten  zu  lassen,  sondern  ihn  diesbezüglich 
seinen  Arbeitern  gleichzustellen.  Die  gewiis  über  Erwarten 
günstige  finanzielle  Entwicklung,  die  das  Krankenkassenwesen 
bei  uns  schon  im  ersten  Decennium  seines  Bestandes  erfahren 
hat,  nimmt  dem  Haupteinwande,  den  man  gegen  diesen  Vorschlag 
erheben  könnte,  von  vornherein  die  Berechtigung. 

7.  Es  erübrigt  nun  noch,  die  Ergebn  isse  kurz  zu- 
sammenzufassen, welche  durch  die  in  diesem  Kapitel  ange- 
stellten Betrachtungen  gewonnen  wurden.  Den  gesetzlichen  Be- 
stimmungen ,  durch  welche  dem  Unternehmertume  im  Interesse 
der  obligatorischen  Krankenversicherung  der  Arbeiter  in  Öster- 
reich Lasten  und  Verpflichtungen  auferlegt  werden,  ermangelt 
zunächst  eine  genügende  Präcision  in  der  juristischen  Charakte- 
risierung dieser  Lasten,  in  der  Abgrenzung  der  rechtlichen  Wirk- 
samkeit der  gegebenen  Normen,  in  der  klaren  Festsetzimg  der 
rechtsbegründenden  Thatsachen  für  alle  Ansprüche  der  Kassen- 
verwaltungen. Es  darf  kein  Zweifel  darüber  möglich  sein,  dafs 
die  von  den  Arbeitgebern  zu  leistenden  Beiträge  öffentliche  Ab- 
gaben gleich  den  direkten  Steuern  seien,  dafs  die  Bestimmungen 
der  §§  67  und  32  Straf bestimmungen  sind,  welche  ein  nach- 
weisbar schuldhaftes  Verhalten  bei  jenen  Personen  unbedingt 
voraussetzen,  denen  gegenüber  sie  Anwendung  finden  sollen.  Ein 
Vorzugspfandrecht  mufs,  sofern  es  überhaupt  für  gewisse  Forde- 
rungen der  Kassen  an  dem  Vermögen  des  Arbeitgebers  bestehen 
soll,  im  Gesetze  ausdrücklich  angeordnet  sein.  Die  Frage,  ob 
der  Abschlufs  des  Dienstvertrages,  oder  der  Eintritt  des  Arbeiters 
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in  die  Hausgemeinschaft  seines  Brotherrn,  oder  die  wirkliche 
Aufiiahme  der  Arbeit  durch  ersteren,  oder  wenigstens  dessen 
nachweisbare  Bereitwilligkeit  dazu  die  Pflichten  des  Dienstgeben 
gegenüber  der  Krankenkasse  begrtlndet,  mufii  das  Gesetz  ebenso 
klar  beantworten  wie  jene,  welche  Rechtsverhältnisse  aus  den 
von  einem  Arbeiter  gleichzeitig  mit  zwei  oder  mehreren  Unter- 
nehmern abgeschlossenen  Arbeitsverträgen  erwachsen. 

Die  grofse  Ungleichmäfsigkeit  in  der  Belastung  des  einzelnen 
Arbeitgebers  muls,  soweit  das  Gesetz  darauf  Einflufs  nehmen 
kann,  ausgeglichen  werden.  Alle  zur  Durchftlhrung  der  obli- 
gatorischen Krankenversicherung  der  Arbeiter  dienenden  Ver- 
sicherungsanstalten müfsten  durch  eine  einheitliche  gesetzliche 
Regelung  wenigstens  insoweit  unter  einen  Hut  gebracht  werden, 
dafs  bezüglich  der  zugehörigen  Arbeitgeber  gleichartige  Straf- 
bestimmungen (§  32 !),  eine  gleichartige  Bemessung  der  Beiträge^ 
gleichartige  Vorschriften  für  An-  und  Abmeldungen  gelten.  Ein 
empfindlicher  Übelstand  ist  namentlich  darin  zu  erblicken,  dafs 
gerade  die  wirtschaftlich  schwächste  Klasse  von  Betriebsunter- 
nehmem,  die  des  Kleingewerbes,  welche  das  stärkste  Kontingent 
fllr  die  Bezirkskrankenkassen  stellt,  die  Lasten  des  Krankenver- 
sicherungsgesetzes am  schwersten  zu  fühlen  bekommt. 

Mit  dem  Wunsche  nach  einer  gerechteren  Verteilung  der 
Lasten  verbindet  sich  der  nach  Einfiihrung  von  Erleichterungen, 
soweit  es  ohne  Schädigung  des  Zweckes  und  der  Durchführbar- 
keit der  Versicherung  geschehen  kann.  Hierher  gehört  vor  allem 
die  Frage  der  Aufhebung  oder  doch  der  eingeschränkten  Geltung 
des  §  32.  Auch  eine  gesetzliche  Regelung  der  Kollektiwer- 
sicherung  der  unständigen  Arbeiter  und  die  Schaffung  von  Ein- 
richtungen, welche  die  An-  und  Abmeldung  der  Versicherungs- 
pflichtigen verein&cht,  wäre  ins  Auge  zu  fassen. 

Weisen  wir  noch  auf  die  Notwendigkeit  der  ElinfÜhrung 
kurzer  Verjährungsfristen  und  ferner  darauf  hin,  dafs  Grtlnde 
der  Billigkeit  dafiir  sprechen,  den  Betriebsinhabem  in  den  V^- 
tretungskörpem  aller  Kaasen  ein  gröfseres  Stimmrecht  (Zwei- 
kammersystem) einzuräumen,  sofern  es  sich  um  die  Beschlufs- 
fassung  über  vächtige  Interessen  derselben  handelt,  so  habai  wir 
im  allgemeinen  jene  Punkte  bezeichnet,  in  welchen  zu  Gunsten 
des  Unternehmertums  eine  Änderung  der  bestehenden  Vor- 
schriften für  die  Krankenversicherung  der  Arbeiter  wtlnschens- 
wert  erscheint. 


IV. 

Die  von  den  Krankenkassen  zu  gewährenden  Unter- 
stützungen. 

1.  Die  Unterstützungsansprüche  der  erkrankten  Arbeiter  im  all- 
gemeinen und  deren  Begrenzung  nach  Zeit  und  Höhe.  —  2.  Die  Ent- 
stehung und  Fälligkeit  derselben;  die  Krankenfttrsorge  für  erwerblose 
Arbeiter.  —  3.  Der  gesetzliche  Betriff  „Krankheit^,  mehrfache  Erkrankung 
und  Wiedererkrankung.  —  4.  Die  Unterstützung  der  Wöchnerinnen.  — 
5.  Der  Einflufs  der  Simulation  und  des  Verschuldungsmoments  auf  das 
Unterstutzungsrecht.  —  6.  Rekonvalescentenpflege  und  Angehörigen- 
Versicherung  als  Erweiterung  der  eigentlichen  Kassenleistungen.  — 
7.  Die  Karenzzeit  beim  Krankengeldbezuge  und  der  Abzug  von  Mitelieder- 
beiträgen  vom  Krankengelde  als  Verkürzung  der  gesetzlichen  Kassen- 
leistungen. —  8.  Die  Doppelversichernng.  —  9.  Der  Bezug  von  Sterbe- 
geld. ~-  10.  Die  Kassenscniedsgerichte.  —  11.  Schlufswort 


1.  Der  eigentliche  Zweck  der  Arbeiter-Krankenversicherungs- 
gesetze  kommt  in  jenen  Bestimmungen  zum  Ausdrucke,  welche 
die  Unterstützungsansprüche  der  Arbeiter  gegenüber 
den  Krankenkassen  regeln.  Diese  Ansprüche  sollen  dem  Arbeiter, 
welcher  in  der  Regel  nicht  die  Möglichkeit  hat,  durch  K!apital- 
ansammlung  für  Zeiten  der  Not  vorzusorgen,  die  Oewifsheit  geben, 
dafs  er  im  Falle  der  Erkrankung  und  der  dadurch  bedinfi;ten 
Erwerbsunfähigkeit  nicht  zum  Bettelstabe  greifen  mufs,  sondern 
ein  sicheres  Anrecht  auf  bestimmte  Bezüge  hat. 

Die  Unterstützungsansprüche  der  erkrankten  Arbeiter  und 
Arbeiterinnen  haben  mehrfache,  verschiedenartige  Leistungen  der 
Krankenkassen  zum  Gegenstande :  die  freie,  ärzüiche  Behandlung, 
den  geburtshilflichen  Beistand,  die  Beistellung  der  notwendigen 
Heilmittel  und  der  sonstigen  therapeutischen  Behelfe,  etwaigen 
Falles  statt  dessen  die  Behandlung  imd  Verpflegung  in  einem 
Erankenhause  und  die  kostenfreie  Beförderung  in  dasselbe;  femer 
die  Zahlung  eines  Krankengeldes  als  Ersatz  fiir  den  Lohnentgang 
im  FaUe  der  Erwerbsunfähigkeit,  und  endlich  den  Anspruch  auf 
Beerdigungskosten  für  den  Todesfall. 
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Die  Beschränktheit  der  Mittel  der  Kaftsen  und  die  Ver- 
wenduDg  dieser  Mittel  nach  versicherungstechnischen  GrnmdsätsEeD 
bedingen  eine  zeitliche  und  eine  Höhengrenze  der 
Unterstutzungen.  Das  zeitliche  Mindestausmafs  der  Kassen- 
leistungen war  gleichwie  die  geringste  zulässige  Höhe  des  Kranken- 
geldes im  Regierangsentwurie  zu  unserem  Gesetze  dem  deutschen 
Gesetze  nachgebildet:  13  Wochen  und  50  ^/o  des  Tagelohnes. 
Auf  Antrag  des  Gewerbeausschusses  des  Abgeordnetenhauses 
wurde  diese  Frist  auf  20  Wochen  und  das  Krankengeld  auf 
wenigstens  60  ^/o  des  durchschnittlichen  Tagelohnes  ausgedehnt 
und  in  dieser  Hinsicht  dem  österreichischen  Arbeiter  ein  wesent- 
licher Vorzug  vor  dem  deutschen  eingeräumt.  Freilich  sind  bei 
uns   auch    die   Kassenbeiträge  höher.     Den  Kassen   ist   es   frei- 

festellt,  durch  Satzungsbestimmungen  ihre  Leistungen  über  das 
lindestausmafs  hinaus  bis  zu  einer  gewissen  Höchstgrenze  (im 
österreichischen  [§  9]  wie  im  deutschen  [§  21]  Gesetz  bis  zu 
einem  Jahr  und  75  ^/o  des  Tagelohnes)  auszudehnen;  diese  Er- 
weiterung und  Erhöhung  der  Kassenleistungen  durch  entsprechende 
Statutenbestimmung  kann  bei  dauernden  Gebarungsüberschüssen 
und  nachdem  der  Reseryefond  der  Kasse  seine  Maximalhöhe 
erreicht  hat,  sogar  von  Amts  wegen  von  der  politischen  Ver- 
waltungsbehörde verfügt  werden  (§  30  H  österreichischen  und 
§§  10,  33  deutschen  Gesetzes).  Vielfach  lassen  die  Kassen, 
namentlich  die  Vereinskassen ;  je  nach  der  Dauer  der  Mitglied- 
schaft stufenweise  eine  längere  Bezugsberechtigung  eintreten, 
um  ihre  Mitglieder  dadurch  an  sich  zu  fesseln.  Neben  den 
zweifellosen  vorteilen,  die  hierdurch  den  Arbeitern  erwachsen, 
haben  solche  Bestimmungen,  wie  alle  Ungleichheiten  in  den 
Leistungen  der  verschiedenen  Kassen  den  Nachteil,  dafs  dadurch 
die  so  wichtige  und  wünschenswerte  Freizügigkeit  der  Arbeiter- 
schaft beeinträchtigt  wird. 

2.  Von  praktischer  W^ichtigkeit  ist  die  Frage,  in  welchem 
Zeitpunkte,  beziehungsweise  auf  Grund  welcher  Thatsachen  für 
die  Kasse  im  einzelnen  Falle  eine  Unterstützungs- 
pflicht erwächst.  Sehen  wir  hier  von  der  später  zu  be- 
sprechenden Karenzzeit  ab,  so  müssen  wir,  um  genau  zu  sein, 
eigentlich  zwei  Fragen  stellen :  Wann  entsteht  für  das  Kassen- 
mitglied der  Unterstützungsanspinich,  und  mit  welchem  Zeitpunkte 
wird  dieser  Anspruch  fälligr^  In  ersterer  Hinsicht  giebt  unser 
Gesetz  eine  deutliche  Antwort:  beim  Beginne  der  Krankheit. 
Wie  aber,  wenn  der  Anspruchsberechtigte  die  Kasse  nicht  sogleich 
bei  der  Erkrankung,  sondern  erst  später  in  Anspruch  nimmt? 
Kann  dann  die  Kasse  verhalten  werden,  für  die  bereits  abgelaufene 
Ejrankheitsdauer Leistungen  nachzutragen  oder  nicht?  Von  welchem 
Zeitpunkte  an  ist  die  gesetzliche  bezw.  satzungsmäi'sige  Unter- 
stützungsdauer in  solchen  Fällen  zu  berechnen?  Erlöschen  die 
Ansprüche,  wenn  nach  der  Erkrankung  aber  vor  der  Inanspruch- 
nahme der  Kasse  die  Kassenmitgliedschaft  verloren  geht?    Nach 
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dem  Wortlaute  des  §  6  des  österreichischen  EraDkenversicherungs- 
gesetzes:  „Die  KraDkenunterstützang  ist,  so  lange  die  Krankheit 
aauert,  und,  wenn  sie  nicht  früher  endet,  aurch  mindestens  zwanzig 
Wochen  vom  Beginne  der  Krankheit,  und  zwar  wöchent- 
lich im  nachhinein  zu  gewähren^,  und:  „als  Krankenunterstützung 
ist  mindestens  zu  gewähren  ...  vom  Tage  der  Erkrankung 
an  für  jeden  Tag  ein  Krankengeld  ...'',  —  mufs  man  an«^ 
nehmen,  dafs  auch  die  Fälligkeit  der  Unterstützungsansprüche 
stets  schon  beim  Beginne  der  Krankheit  eintritt,  so  dafs  die  Unter- 
stützungsdauer ohne  Rücksicht  auf  die  Geltendmachung  der  An- 
sprüche von  der  Erkrankung  an  zu  berechnen  ist.  Demnach 
liefse  sich  auch  eine  nachträgliche  Einforderung  von  Kassen- 
leistungen begründen,  soweit  dem  nicht  das  unten  noch  näher  zu 
erörternde  Recht  der  Kassen  auf  die  Wahl  des  behandelnden 
Arztes  und  der  Apotheke  entgegensteht.  Die  Unterstützungsdauer 
vom  Krankheitsbeginne  und  nicht  vom  Zeitpunkte  der  Geltend- 
machung des  Bezugsrechtes  an  zu  berechnen,  stöbt  aber  in  der 
Praxis  auf  grofse  Schwierigkeiten.  Haben  wir  es  nicht  mit  einer 
Krankheitserscheinung  zu  thun,  welche  bereits  bei  ihrer  Entstehung 
Arbeitsunfähigkeit  mit  sich  bringt,  so  ist  der  Beginn  der  Krank- 
heit sehr  schwer  oder  gar  nicht  festzustellen.  Der  Kasse  oder 
dem  Unterstützun^sberechtigten  eine  Beweispflicht  diesbezüglich 
aufzuerlegen,  würde  zu  endlosen  Streitverhandlungen  führen  und 
die  Wohlthat  der  Versicherung  oft  illusorisch  machen.  Das 
praktische  Bedürfnis  drängt  vielmehr  dahin,  die  Fälligkeit  der 
Unterstützungsansprüche  erst  mit  deren  Geltendmachung  eintreten 
zu  lassen,  und  die  Erfolgung  der  ersten  Teilleistung  der  Kasse 
als  Anfangspunkt  für  die  Berechnung  der  Unterstützungsdauer 
zu  nehmen.  Dieser  Praxis  hat  denn  auch  die  Verwaltungs- 
behörde durch  wiederholte  Entscheidungen  ihre  Sanktion  gegeben. 
So  lautet  z.  B.  eine  Ministerialentscheidung  vom  Jahre  1893: 
„In  jenen  EIrkrankungsfkllen,  in  welchen  die  Erwerbsunf^igkeit 
und  damit  der  Bezug  des  Krankengeldes  erst  einige 
Zeit  nach  Beginn  der  ärztlichen  Behandlung  und  der 
Beistellung  der  erforderlichen  Heilmittel  eintritt,  ist  die  vor 
dem  Eintritt  der  Erwerbsunfähigkeit  verfliefsende  Zeit  der  aus- 
Bchliefslich  ambulatorischen  Behandlung  des  Erkrankten  in  die 
zwanzigwöchentliche  Unterstützungszeit  nicht 
einzurechnen,  somit  auch  in  diesen  ErkrankungsfkUen  das 
Krankengeld  durch  längstens  20  Wochen  zu  erfolgen,  weil  das 
Krankenversicherungsgesetz  die  Gewährung  des  Krankengeldes 
durch  die  Mindestdauer  von  20  Wochen  für  alle  mit  Elrwerbs- 
unfkhigkeit  verbundenen  Erkrankungen  vorsieht,  und  dabei  jene 
besonderen  Fälle,  in  welchen  noch  vor  Eintritt  der  Erwerbs- 
unfähigkeit die  ärztliche  (ambulatorische)  Behandlung  erforderlich 
wird,  nicht  ausnimmt.^  Für  die  Entstehung  der  Unter- 
stützungspflicht der  Kasse  ist  allerdings  erforderlich,  dafs  die  erste 
nachweisbare  Krankheitserscheinung  noch   während   der  Kassen- 
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mitgliedBchaft  des  UnterBtUtzungswerbere  auftrat  In  diesem  Sinne 
erkennt  in  einem  anderen  Falle  das  Ministerium :  „Für  den  Zeit- 
punkt der  Entstehung  des  Unterstützungsanspruches  ist  der 
Zeitpunkt  der  Erkrankung  mafsgebend  und  nicht  jener  der  änst- 
lichen  Behandlung  oder  der  Geltendmachung  des  Anspruches  bei 
der  Kasse,  so  dab  ein  Erkrankter  noch  immer  durch  20  Wochen 
jzu  unterstützen  ist,  wenn  derselbe  auch  inzwischen  die  Kassen- 
mitgliedschaft  verloren  hat  oder  die  Unterstützung  erst  nach 
dem  Verluste  der  Mitgliedschaft  angesprochen  wird/  Eine  Ent- 
scheidung des  Verwaltungsgerichtshofes  vom  Jahre  1893  erklfirt 
in  ähnlicher  Weise:  „Das  Gesetz  schränkt  die  Verpflichtung  der 
Krankenkassen  zur  Leistung  der  Krankenunterstützung,  sobald 
diese  für  den  Versicherten  durch  dessen  Erkrankung  während 
des  Bestandes  der  Mitgliedschaft  liquid  geworden  ist,  nicht  auf 
die  Dauer  der  Mitgliedschaft  ein/  Der  Mangel  einer  Unter- 
scheidung zwischen  Entstehung  und  FälUgkeit  der  Ansprüche  auf 
KassenleistuDgen  macht  unser  Gesetz  in  diesem  Punkte  unklar. 
Das  deutsche  Gesetz  (§  6)  ist  insofeme  besser  stilisiert,  als  dort 
wenigstens  beim  Bezüge  oes  Krankengeldes  ein  Unterschied  ge* 
macht  wird:  „Die  Krankenunterstützung  endet  spätestens  mit  dem 
Ablauf  der  dreizehnten  Woche  nach  Beginn  der  Krankheit  ^  im 
Falle  der  Erwerbsunfähigkeit  spätestens  mit  dem  Ablaufe  der 
dreizehnten  Woche  nach  Beginn  des  Krankengeld- 
bezuges/ —  Dort  ist  auch  der  durchaus  nicht  seltene  Fall 
vorgesehen,  dafs  die  freie  ärztliche  Behandlung  vor  dem  Eintritt 
der  Erwerbsunfähigkeit  und  dem  Bezüge  von  Krankengeld  be- 
gonnen hat :  „Endet  der  Bezug  des  Krankengeldes  erst  nach  Ab- 
lauf der  dreizehnten  Woche  nach  dem  Beginn  der  Krankheit,  so 
endet  mit  dem  Bezüge  des  Krankengeldes  zugleich  auch  der  An- 
spruch auf  die  im  Absatz  1  unter  Ziffer  1  bezeichneten  Leistungen*^ 
(freie  ärztliche  Behandlung  und  Arzenei).  Unserem  Gesetze  feUt 
eine  solche  Bestimmung,  und  müfste  daher  in  einem  FaUe  der 
angegebenen  Art  die  Dauer  der  freien  ärztlichen  Behandlung  und 
des  Krankengeldbezuges  eigentlich  getrennt,  d.  h.  unabhängig 
voneinander  berechnet  werden,  und  daher  zu  verschiedenen  Zeiten 
enden.  Aus  der  ersteren  der  beiden  oben  bezogenen  Ministerial- 
entschcidungen  ist  zu  ersehen,  dafs  auch  hier  sich  das  praktische 
Bedürfnis  über  die  UnvoUkommenheit  des  Gesetzes  hinwegsetzte.  — 
Die  vorsorgliche  deutsche  Gesetzgebung  hat  überdies  in  §  78a 
eine  allgemeine  Norm  für  die  Berechnung  der  im  Kranken- 
versicherungsgesetze vorkommenden  Fristen  gegeben,  eine  Nor- 
mierung, die  wir  bei  uns  vermissen.  — 

Eine  sehr  humane  Bestimmung  beider  Gesetze  lälst  bei  ein- 
tretender Erwerbslosigkeit  für  jene  Arbeiter,  welche  als 
versicherungspflichtig  in  eine  Krankenkasse  aufgenommen  worden 
waren,  durcn  eine  bestimmte  Frist  den  Anspruch  auf  Unter- 
stützung fUr  den  Fall  der  Krankheit  weiter  bestehen,  auch  wenn 
sie   die  Mitgliederbeiträge  nicht  mehr  bezahlen  können.     Ui 
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Gesetz  erstreckt  in  diesem  Falle  die  Berechtigungsfrist  doppelt  so 
weit  (sechs  Wochen)  als  das  deutsche  (drei  Wochen).  Juristisch 
liegt  ein  Unterschied  zwischen  den  bezüglichen  Normen  beider 
Gesetze  darin,  dafs  das  (ysterreichische  durch  die  bezeichnete 
Frist  die  Eassenmitgliedschaft  weiter  bestehen  läfst,  das  deutsche 
aber  nicht,  sondern  die  Frist  vom  Zeitpunkte  des  Ausscheidens 
aus  dem  Elassenverbande  an  berechnet.  Bei  uns  ist  ein  bestimmter 
Anhaltspunkt  für  den  Beginn  des  bezeichneten  sechswöchentlichen 
Zeitraums  nicht  gegeben,  dürfte  aber  nach  dem  Sinne  des  Ge- 
setzes von  jenem  Termine  an  zu  laufen  beginnen,  an  welchem 
das  erste  Mal  die  fällige  Beitragszahlung  unterblieben  ist.  Über 
diese  Ansicht  lä&t  sich  allerdings  streiten,  zumal  die  dem  Absatz  3 
des  §  13  vorangehende  Gesetzesstelle  die  Eassenmitgliedschaft 
beim  Ausscheiden  eines  Arbeiters  aus  der  die  Mitgliedschaft  be* 

gündenden  Beschäftigung,  ohne  dafs  derselbe  in  ein  anderes 
ienstverhältnis  eintritt  oder  freiwillig  die  Kassenbeiträge  weiter 
zahlt  oder  durch  Elrwerbslosigkeit  zahlungsunfilhig  wird,  nicht 
sogleich,  sondern  erst  nach  vier  Wochen  erlöschen  läfst.  Da  der 
anschliefsende  Text  des  §  13  „die  Mitgliedschaft  und  mit 
derselben  das  Recht  auf  die  Eassenleistungen  durch  mindestens 
sechs  Wochen^  verlängert,  so  bietet  das  Gesetz  einen  genügen- 
den Anhaltspunkt,  um  die  fragliche  Anspruchsdauer  mit  zehn 
Wochen  vom  Zeitpunkte  der  letzten  Beitragszahlung  an  zu  be- 
rechnen. —  Dafs  unser  Gesetz  die  beschränkende  Bestimmung 
des  deutschen  weglälst,  wonach  die  eben  geschilderte  Wohlthat 
nur  unter  der  Bedingung  eintritt,  dafs  der  erwerblose  Arbeiter 
vorher  mindestens  drei  Wochen  ununterbrochen  versichert  war, 
wird  von  unserer  Arbeiterschaft  gewiJb  als  ein  schätzenswerter 
Vorteil  empfunden. 

3.  Die  wichtigste  Voraussetzung  fUr  das  Entstehen  von 
Unterstützungsansprüchen  der  Versicherten  gegen  eine  Ejranken- 
kasse  ist  das  Vorhandensein  einer  Krankheit.  Auch  hier  ist 
die  Praxis  wieder  angewiesen,  mit  einem  unbestimmten  und  im 
Gesetze  nicht  determinierten  Begriffe  zu  arbeiten.  Ist  doch  selbst 
im  Gebiete  der  Medizin  „Krankheit**  kein  scharf  bestimmter 
Ausdruck.  Die  Praxis  mufs  sich  also  selbst  eine  Definition  zu- 
rechtlegen und  geht  dabei  naturgemäfs  vom  Zwecke  der  Ver- 
sicherungsgesetzgebung aus,  welche  zweifellos  dahin  abzielt,  jene 
nachteiligen  wirtschaftlichen  Folgen  aufzuheben,  welche  f^r  ein 
Mitglied  des  Arbeiterstandes  aus  dessen  Erkrankung  entspringen. 
Man  hat  sich  demnach  unter  Krankheit  zunächst  jene  Störungen 
des  normalen  Körperbefindens  zu  denken,  welche  entweder  un- 
mittelbar eine  Beeinträchtigung  oder  Aufhebung  der  Erwerbs- 
fähigkeit des  einzelnen  Betroffenen  nach  sich  ziehen,  oder  solche 
Folgen  für  die  Zukunft  beftirchten  lassen.  Man  kann  noch 
weiter  gehen  und  sagen,  es  liege  im  Sinne  des  Gesetzes,  den 
Arbeiter  auch  in  jenen  Fällen  zu  unterstützen,  in  denen  ihm 
durch  Beseitigung  eines  abnormalen  Körperzustandes  eine  erhöhte 
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Arbeitsfkhigkeit  verliehen  werden  könnte.  Von  diesem  Stand- 
punkte aus  erscheint  es  sehr  fraglich,  ob  auch  solche  KrankheitB- 
zustände  Unterstützungsansprüche  gegen  die  Kasse  begründen, 
welche  mit  der  Erwerbsfähigkeit  nichts  zu  thun  haben  und  sie 
auch  ftir  die  Zukunft  nicht  bedrohen.  Wann  solclie  Krankheiten 
vorliegen,  kann  natürlich  nur  der  Arst  und  zwar  nur  mit  Besue 
auf  das  einzelne  Individuum  beurteilen.  Eb  Iftfst  sich  aber  wohl 
denken,  dafs  dies  z.  B.  bei  gewissen  Zahn-  und  Haarkrankheiten^ 
bei  Blähhals,  Kropf,  Krampfadem,  mangelhafter  Zeugungsfilhig- 
keit  u.  s.  w.  der  Fall  sein  könnte.  — 

Ist  mit  dieser  Gesetzesauslegung  einesteils  eine  gewisse  Ein- 
schränkung dessen,  was  man  im  gewöhnlichen  Leben  mit  Krank- 
heit bezeicnnet,  verbunden,  so  läfst  sich  andemteils  aus  Zweck 
und  Wortlaut  des  Gesetzes  eine  Ausdehnung  obigen  Begriffes 
foj^m.  Ich  glaube  die  landläufige  Auf&ssung  des  Wortes 
„Krankheit"  ungefllhr  zu  treffen,  wenn  ich  damit  gewisse,  von 
der  allgemeinen  Regel  abweichende  Lebensvorgänge  im  mensch- 
lichen Körper  bezeichne,  welche  einen  störenden  Einflufs  auf  die 
Entwicklung  oder  den  Fortbestand  oder  auf  die  ordentliche 
Funktion  des  Ganzen  oder  einzelner  Teile  desselben  ausüben. 
Jedenfalls  bezeichnet  man  mit  Krankheit  nicht  Wunden,  Knochen- 
brüche und  sonstige  durch  äufsere,  mechanische  Einwirkungen 
entstandene  Verletzungen.  Ebensowenig  rechnet  man  hierher 
abnormale  Gestaltungen  einzelner  Körperteile,  welche  entweder 
von  Geburt  an  da  sind  oder  als  dauernde  Folgeerscheinungen 
von  Verletzungen  oder  Krankheiten  auftreten,  wie  z.  B.  Ver- 
stümmelungen von  Gliedmafsen,  Klumpfllfse,  Fehler  in  den 
Sprechwerkzeugen,  an  den  Sinnesorganen  u.  dgl.  Endlich  ist 
auch  das  normal  verlaufende  Wochenbett  zweifellos  nicht  eine 
Krankheit.  Denno<ih  liegt  es  im  Sinne  des  Gesetzes,  auch  solche 
Körperzustände,  insofern  sie  die  Erwerbsföhigkeit  des  Arbeiters 
beeinflussen,  als  Grundlage  für  die  Geltendmachung  von  Unter- 
stützungsansprüchen anzunehmen.  Das  geht  zunächst  aus  den 
§§  3  Abs.  1  und  65  des  Krankenversicherungsgesetzes  hervor, 
welche  die  Folgen  eines  Unfalles  als  Krankheit  bezeichnen; 
femer  mittelst  eines  Schlusses  a  contrario  aus  jenen  Bestimmungen 
des  Krankenversicherungsgesetzes  (§24  Abs.  2)  und  des  Bmder- 
ladengesetzes  (§§  6,  13  ZI.  6,  14  Zl.  3),  welche  die  Kranken- 
Unterstützung  bezüglich  jener  Personen  einschränken,  die  sich 
durch  schuldhafte  Beteiligung  an  Schlägereien  Verletzungen  zu- 
gezogen haben ;  das  ist  weiter  auch  aus  §  6  ZI.  1  zu  entnehmen, 
woselbst  das  Wochenbett  als  Krankheit  bezeichnet  wird.  — 
Dem  Gesagten  zufolge  deckt  sich  also  der  gesetzliche  Begriff  von 
Krankheit  durchaus  nicht  mit  dem  des  gewönnlichen  Lebens  oder 
der  Medizin,  sondern  erhält  durch  seine  notwendige  Beziehung 
zur  gestörten  oder  bedrohten  Erwerbsf^higkeit  des  Unterstützungs- 
werbers eine  eigenartige  Verschiebung.  Zur  Illustration  seien  zwei 
Ministerialentscheidungen  aus  dem  Jahre  1893  angeftihrt: 
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„Ein  krankhafter  Zustand  an  und  für  sich  ist  noch  nicht 
in  jedem  Falle  als  Erkrankung,  resp.  Krankheit  im  Sinne  des 
Krankenversicherungsgesetzes  anzusehen ,  eine  solche  liegt  viel- 
mehr erst  dann  vor,  wenn  infolge  einer,  sei  es  plötzlich  oder  in 
einer  krankiiaften  Anlage  gegründeten  Störung  des  normalen 
Zustandes  die  Notwendigkeit  der  ärztlichen  Behandlung  bezw.  die 
Erwerbsunfähigkeit  eintritt"^ 

„Die  Spitalsbedürftigkeit  bezw.  Erwerbsun&higkeit  zur  Zöit 
der  Spitalsaufnahme  ist  nicht  nachgewiesen,  wenn  das  Kassen- 
mitglied nicht  infolge  einer  Erkrankung,  sondern  zum  Zwecke 
der  Beseitigung  eines  als  Krankheit  nicht  anzusehenden  und 
seine  Erwerbsfähigkeit  als  Schuhmachergehilfe 
nicht  wesentlich  beeinträchtigenden  körperlichen 
Defekts  (Klumpfuls)  in  die  Spitalspflege  aufgenommen  wurde.  ^  — 
Bei  einer  Revision  des  Ejrankenversicherungsgesetzes  wird  die  ge- 
setzliche Festlegune  des  einen  Unterstützungsanspruch  begründen- 
den Körperzustanoes  eine  nicht  zu  übersehende  Aufgabe  bilden. 

Es  wurde  schon  eingangs  von  der  gesetzlichen  Begrenzung 
der  Krankenunterstützung  auf  20  Wochen  nach  dem  öster- 
reichischen und  auf  13  Wochen  nach  dem  deutschen  Gesetze 
gesprochen.  Beide  Gesetze  haben  dabei  ledigUch  den  Fall  im 
Auge,  dafs  es  sich  um  ein  und  dieselbe  Elrankheit  handle, 
denn  es  wird  immer  nur  von  der  „Krankheit^  xar'  e^oxtp^  ge- 
sprochen (§  6  österr.  u.  deutsch.  Ges.).  Wie  aber,  wenn  nach 
Beginn  der  Krankenunterstützung  eine  zweite  Krankheit  auftritt? 
Wird  dann  die  ünterstützungsdauer  fUr  die  zweite  Erkrankung 
für  sich  berechnet?  Denken  wir  an  eine  schwere  Verletzung  und 
an  eine  vor  der  Heilung  derselben  eintretende  typhöse  Elrkrankung. 
Und  wie  liegt  der  FaU,  wenn  nach  der  Entlassung  aus  der  ärzt- 
lichen Behandlung  und  wiedererlangter  Arbeitsfähigkeit  dasselbe 
Übel  von  neuem  auftritt?  Unser  Gesetz  giebt  auf  keine  dieser 
Fragen  eine  Antwort;  das  deutsche  nur  auf  die  zweite.  Wie 
fühlbar  aber  der  Mangel  an  einer  gesetzlichen  Normierung  bei 
uns  ist,  das  zeigt  die  grofse  Zahl  von  Streit&llen  und  Eai- 
Scheidungen  über  diesen  Punkt 

Da  es  sich  hier  um  eine  Frage  von  principieller  Bedeutung 
handelt  y  durch  welche  das  MindestausmaCs  der  Unterstützungs- 
ansprüche wesentlich  beeinflufst  wird,  so  mülste  die  Entscheidung 
durch  das  Gesetz  getroffen  werden  und  könnte  dem  statu- 
tarischen Bestimmungsrechte  der  einzelnen  Kasse  nicht  überlassen 
bleiben.  Unsere  Praxis  hat  sich  in  dieser  schwierigen  Situation 
verschieden  zu  helfen  gesucht  und  sich  im  wesentlichen  damit 
begnügt,  zu  entscheiden,  ob  eine  neuerliche  Elrkrankung  als 
Fortsetzung  der  früheren  Krankheit  und  daher  bei  der  Berech- 
nung der  Unterstützungsdauer  mit  dieser  zusammen  als  eine 
Krankheit  zu  gelten  habe,  oder  als  neuerlicher  Unterstützungs- 
fall  zu  behandeln  sei.  Hierbei  wurde  als  ausschlaggebend  bäd 
der  Umstand  in  Betracht  gezogen ,   ob  der  Arbeiter  inzwischen 
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wieder  in  Arbeit  gestanden  hatte  oder  nicht,  bald  hat  man  gewisse 
i'^risten  (z.  B.  von  acht  Wochen,  vgl.  §  11  des  Musterstatuts  für 
die  Bezirkskrankenkassen)  aufgestellt,  welche  zwischen  dem  fkide 
der  ersten  und  dem  Beginn  der  zweiten  Erkrankung  verstrichen 
sein  müssen,  um  einen  neuerlichen  Unterstützungsanspruch  zu 
begründen  (ein  Behelf,  der  an  gewisse  präsumtive  Fristen  dea 
allgemeinen  bürgerlichen  Qesetzbuchs  beim  Viehhandel  erinnert), 
oder  man  hat  die  Entscheidung  auf  den  behandelnden  Arzt 
überwillzt  und  damit  eine  interessierte  Partei  zum  Richter  ge- 
macht. Der  sicherste,  wenn  auch  nicht  ganz  einwandfreie  Weg 
wäre  de  lege  ferenda  wohl  der,  die  Unterstützungsdauer  mit 
Bezuff  auf  eine  bestimmte  Zeitperiode  festzusetzen ,  sodafs  z.  B. 
innerhalb  eines  Jahres  ohne  Uücksicht,  ob  ein  oder  mehrere 
Erankheitsßdle  vorliegen ,  nur  durch  eine  bestimmte  Zahl  von 
Wochen  Unterstützungen  geleistet  werden.  Um  die  darin  liegende 
Härte  zu  mildem,  Könnte  man  eventuell  jene  Fälle  von  dieser 
Beschränkung  ausnehmen,  wo  es  sich  nach  ärztlichem  Parere 
um  eine  zweite,  weder  gleichartige  noch  ursächlich  mit  der  ersten* 
Erkrankung  zusammenhängende  Krankheit  handeln  würde.  'EAnea 
solchen  Weg  hat,  wenn  auch  nur  fakultativ,  bereits  das  deutsche 
Gesetz  im  §  6a  ZI.  3  und  §  26a  ZI.  3  eingeschlagen,  wonach 
durch  statutarische  Bestimmung  festgesetzt  werden  kann,  daiis 
Versicherten,  welche  eine  Krankenunterstützung  ununterbrochen 
oder  im  Laufe  eines  Zeitraumes  von  12  Monaten  f)ir 
13  Wochen  bezogen  haben,  bei  Eintritt  eines  neuen  Unter- 
stützungsfalles, sofern  dieser  durch  die  gleiche  nicht  gehobene 
Krankheitsursache  veranla&t  ist,  im  Laufe  der  nächsten  12  Monate 
Krankenunterstützune  nur  fbr  die  Gesamtdauer  von  13  Wochen  zu 
gewähren  sei.  —  Bei  freiwilligem  Hinausgehen  einzelner  Kassen 
über  die  Mindestdauer  der  Unterstützung  müfste  natürlich  auch 
die  der  Berechnung  zu  Grunde  liegende  Zeitperiode  erweitert 
werden. 

4.  Der  Krankheit  wird,  wie  schon  angedeutet,  vom  Gesetze 
(§  6  Abs.  1  ZI.  1  und  Abs.  4)  das  normal  verlaufende 
Wochenbett  gleich  geachtet.  Trotz  der  ungenauen  und  zu 
Mifsverständnissen  Anlafs  gebenden  Bezeichnung  dieses  Zustandes 
als  Krankheit  kann  dem  aufinerksamen  Beobachter  nicht  ent- 
gehen, dafs  der  Gesetzgeber  hier  bei  der  Gewährung  von  Unter- 
stützungsansprüchen von  einem  etwas  anderen  Gesichtspunkte 
ausgeht,  als  bei  wirklicher  Krankheit.  Das  kommt  in  einem  Er- 
kenntnisse des  Verwaltungsgerichtshofes  vom  30.  September  1892 
ZI.  2964  treffend  zum  Ausdrucke:  ,Jm  Alinea  3  aes  Kranken- 
versicherungsgesetzes ist  fbr  die  zu  leistende  Krankenunter- 
stützung der  ganz  allgemeine  und  ausnahmslose  Grundsatz  auf- 
gestellt, dafs  diese  Unterstützung  so  lange  zu  leisten  ist,  als  die 
Krankheit  dauert,  und  dafs  sie  mindestens  durch  20  Wochen  ge- 
währt werden  müsse.  Wenn  nun  das  unmittelbar  darauf  folgende 
vierte  Alinea  die  Krankenunterstützung  für  Wöchnerinnen  bei 
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normalem  Verlaufe  des  Wochenbettes  in  der  einen  Richtung  auf 
die  Dauer  von  mindestens  vier  Wochen  beschränkt,  in  der 
anderen  Richtune  aber  die  wirkliche  Dauer  des  Wochenbettver- 
laufes ganz  aulser  Betracht  läfst,  also  die  Leistung  durch 
mindestens  vier  Wochen  auch  dann  auferlegt,  wenn  das  Wochen- 
bett eine  bedeutend  kürzere  Zeit  gewährt  hat ;  so  ist  hierin  auch 
vom  Standpunkte  des  Erankenversicherunge^esetzes  die  ganz 
deutliche  Anerkennung  gelegen,  dafs  derlei  .Wöchnerinnen  nicht 
,,krank*^  sind,  und  es  ergiebt  sich  hieraus,  dafs  jene  Unterstützung, 
welche  Wöchnerinnen  bei  normalem  Verlaufe  des  Wochenbettes 
zu  gewähren  ist,  nicht  als  eine  Unterstützung  angesehen  werden 
könne,  die  für  einen  Krankheitsfall  gesetzlich  normiert  ist.  — 
Diese  vom  Gesetze  allerdings  ebenfalls  „Krankenunterstützung'' 

fenannte  Unterstützung  hat  vielmehr  ihren  Grund  nur  in  der 
Bestimmung  des  8  94  der  Gewerbenovelle  vom  8.  März  1885 
RGBl.  Nr.  22,  welcher  anordnet,  dafs  Wöchnerinnen  erst  nach 
Verlauf  von  vier  Wochen  nach  ihrer  Niederkunft  zu  regel- 
mäfsigen  gewerblichen  Beschäftigungen  verwendet  werden  dürfen, 
trägt  also  nicht  so  sehr  den  Charakter  einer  Krankenunterstützung, 
als  vielmehr  den  einer  Unterstützung  für  die  Dauer  der  gesetzlich 
fixierten  Erwerbsunfthigkeit  der  Wöchnerinnen  an  sich,  und  es 
sollte  mit  dem  Ausdrucke  „Krankenunterstützung**  ofienbar  nichts 
anderes  gesagt  werden,  als  dafs  solchen  Personen  eine  Unter- 
stützung genau  in  jener  Art  und  Höhe  zuteil  werden  solle, 
welche  das  Gesetz  vom  30.  März  1888  ftlr  erkrankte  ver- 
sicherungspflichtige Personen  anfordert.'' 

Auch  bei  der  gegenständlichen  Gesetzesnorm  bildet  zunächst 
das  Vorhandensein  eines  die  Erwerbs&higkeit  vorübergehend  be- 
einträchtigenden natürlichen  Körperzustandes  die  Grundlage  des 
Unterstützungsanspruches.  Aber  noch  ein  anderes  Motiv  von 
schwerwiegender  Bedeutung  war  für  den  Gesetzgeber  bei  Kreierung 
dieses  Unterstützungsanspruches  malsgebend:  die  Rücksicht  auf 
die  Gesundheit  und  das  Gedeihen  der  künftigen  Generation. 
Dem  jungen  W^eltbürger  soll  die  unersetzliche  Pflege  der  Mutter 
wenigstens  während  der  ersten  Wochen  seiner  Existenz  gesichert 
sein.  Wie  viele  Keime  zu  Krankheit  und  Elend  entstehen  für 
die  Kinder  armer  Arbeiterfamilien  dadurch,  dafs  ihre  Obsorge 
gerade  im  zartesten  Kindesalter  mit  Rücksicht  auf  das  Erwerbs- 
bedürfnis der  Eltern  unreifen  Geschwistern,  schwachsinnigen 
alten  Leuten,  gewissenlosen  Fremden  anvertraut  werden  mufsl 
Um  dem  jungen  Geschlechte  aber  die  mütterliche  Pflege  in  den 
ersten  Wochen  zu  sichern,  mufs  die  Gesetzgebung  bei  der 
künftigen  Auegestaltung  der  Krankenversicherung  noch  weiter 
gehen:  zunächst  durch  die  Verlängerung  der  Unterstützuncs- 
dauer  auf  mindestens  sechs  Wochen  oder  mehr  ftlr  alle  Fälle 
einer  lebenden  Geburt  und  auiserdem  noch  ftir  solche,  durch  die 
Verwaltungsbehörde  zu  bezeichnende  Industrien  und  Erwerbs- 
arten,   welche  dem   Gesundheitszustande  nach  durchgemachtem 
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Wochenbette  besonders  abträdich  sind.  Das  deutsche  Kranken- 
Versicherungsgesetz  läfst  im  Gregensatze  zum  österreiohischen  im 
§  21  ZI.  4  die  fakultative  zeitliche  Elrweiterung  des  Unter- 
stützungsanspruches der  Wöchnerinnen  bis  zu  sechs  Wochen  nach 
der  Niederkunft  zu  und  verlängert  auch  die  gesetzliche  vier- 
wöchentliche Mindestdauer  der  Untersützung  in  §  20  ZI.  2  unter 
Hinweis  auf  die  Bestimmungen  der  Gewerbeordnung  bei  be- 
sonders gesundheitsnachteiligen  Betrieben. 

Sollen  solche  Fürsorgebestimmungen  aber  nicht  illusorisch 
bleiben,  so  muis  das  Erankenversicherungsgesetz  noch  nach  dner 
anderen  Richtung  ausgebaut  werden  und  zwar  sowohl  das  öster- 
reichische wie  auch  das  deutsche.  Das  Krankengeld,  das  auch 
der  Wöchnerin  gesetzlich  zukonmit,  ist  nur  mit  einem  Brucht^e 
des  Durchschnittslohnes  bemessen  und  zwar  mit  mindestens  60  ^'o 
nach  österreichischem,  mindestens  50 ^/o  nach  deutschem  und 
mit  höchstens  75  ^/o  nach  beiden  Gesetzen.  Diese  Bemessung 
hat,  abgesehen  von  der  Rücksicht  auf  die  versicherungstechnischen 
Grundsätzen  entsprechende  Geldgebarung  der  Kassen  den 
Zweck,  den  erkrankten  Arbeiter  bei  Gewänrung  eines  Existenz- 
minimums zu  veranlassen,  seine  Genesung  nach  Möglichkeit  zu 
beschleunigen  und  ihn  von  Simulation  abzuhalten.  Letztere  Be- 
schränkungsgründe treffen  bei  der  Wöchnerin  nicht  zu.  Gerade 
in  der  Zeit  nach  der  Geburt  eines  Kindes  wächst  der  Bedarf 
eines  Hauswesens,  und  der  Entgang  des  vollen  Verdienstes  seitens 
der  Frau  wird  gerade  dann  schwer  empfunden,  und  veranlafst  viele 
Arbeiterinnen  noch  vor  Ablauf  der  ihnen  gesetzlich  zugestandenen 
vierwöchentlichen  Qnterstützungsdauer  die  Arbeit  wieder  aufzu- 
nehmen. Die  Möglichkeit  von  Simulation  aber  ist  ja  naturgemäfs 
hinsichtlich  einer  Geburt  ausgeschlossen.  Diese  Erwägungen 
legen  im  Interesse  der  Gesundheit  der  künftigen  Generation  die 
Forderung  nahe,  dals  den  Wöchnerinnen,  im  Gegensatz  zu  d&i 
Bezügen  erkrankter  Kassenmitglieder,  ihr  voller  Lohn  als 
Krankengeld  zugesprochen  werden  solle.  Bei  dem  unverkenn- 
baren finanziellen  Erstarken  der  Krankenkassen  werden  sich 
gewifs  auch  Mittel  und  Wege  zur  Beseitigung  etwaiger  ver- 
sicherungstechnischer Einwände  hiegegen  finden  lassen. 

5.  Eine  wichtige  Frage  der  Versicherungsgesetzgebung  ist 
die,  welcher  Einflufs  dem  Verschuldungsmoment  und  der 
Simulation  auf  die  Unterstützungsansprüche  zugestanden 
werden  soll.  Das  österreichische  und  das  deutsche  Krankenver- 
sicherungsgesetz  nahmen  diesbezüglich  verschiedene  Standpunkte 
ein.  Was  zunächst  die  Simulation  betrifft,  so  stellt  das 
erstere  Gesetz  es  den  einzelnen  Kassen  frei,  auf  Grund  ent- 
sprechender Satzungsbestimmungen  über  den  Simulanten  Ordnungs- 
strafen, bestehend  in  der  zeitw^en  Einhebung  erhöhter  (ver- 
doppelter) Mitgliederbeiträge  zu  verhängen  (§  35  Krankenver- 
sicherungsgesetz ,  §  35  ZI.  6  Bruderladengesetz).  Das  deutsche 
Gesetz  läfst  nur  die  Bestrafung  einer  quaUficierten  Simulation  auf 
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Orand  yon  SatzuDgabeBtimmungen  zu:  wenn  nämlich  durch  eine 
strafbare  Handlung,  die  nach  dem  Strafgesetze  den  Verlust  der 
bürgerlichen  Ehrenrechte  nach  sich  zieht,  eine  thatsächliche 
Schädigung  der  Kasse  erfolgt  ist  Das  Strafmittel  ist  hier  die 
Erniedngung  oder  die  Entziehung  des  Krankengeldes  innerhalb 
der  nächsten  12  Monate  nach  Begehung  der  Strafthat  (§  6  a 
ZI.  2,  §  26  a  Zi.  2).  Die  Grenzen  der  strafbaren  Simulation  sind 
hier  entschieden  zu  enge  gezogen  und  das  Strafmittel  erscheint 
unzweckmäfsig,  einmal  weil  die  VoUziehbarkeit  der  Strafe  von 
einem  Zufalle,  nämlich  dem  Eintreten  einer  Erkrankung  des 
Simulanten  innerhalb  der  nächsten  12  Monate  abhängig  gemacht 
wird;  zum  andern,  weil  die  Anwendung  der  Strafe  den  vom 
guten  oder  schlechten  Verhalten  des  Individuums  ganz  unab- 
hängigen socialpolitischen  Zweck  des  Gesetzes  im  gegebenen 
Falle  aufhebt  Nach  unserem,  in  diesem  Punkte  entschieden 
glücklicher  normierenden  Gesetze  ist  allerdings  der  Kassenver- 
waltung  durch  den  uneingeschränkten  Bemff  der  Simulation  die 
Möglichkeit  zu  Ohikanen  gegeben;  vielleicht  würde  es  sich 
empfehlen,  die  nachweisliche  Schädigung  der  Elasse  für  die  Straf- 
barkeit der  Simulation  gesetzlich  zu  bedingen. 

Die  Bestimmungen  über  nachteilige  Folgen,  welche  das 
Verschuldungsmoment  bei  der  Erkrankung  für  den  Unter- 
stützungswerber involviert,  sind  von  unserem  Gesetze  mit  Aus- 
lassung eines  Punktes  fast  wörtlich  aus  dem  deutschen  Gesetze 
übernommen.  Darnach  kann  kraft  besonderer  Satzungsbe- 
stimmungen solchen  Kassenmitgliedern  das  Krankengeld  ganz 
oder  teilweise  entzogen  werden,  welche  sich  ihre  Krankheit  vor- 
sätzlich, oder  durch  schuldhafte  Beteiligung  an  Schlägereien,  oder 
durch  Trunksucht  zugezogen  haben.  Das  deutsche  Gesetz  führt 
auch  noch  den  Fall  an,  dafs  die  Krankheit  durch  geschlechtliche 
Ausschweifungen  verursacht  wurde.  In  dem  richtigen  Gefühle, 
dafs  letztere  Bestimmung  zu  engherzig  sei,  und  dafs  es  doch 
nicht  angehe,  die  im  Kranken  vorstände  sitzenden  Arbeiter  zu 
Sittenrichtern  über  ihre  Berufsgenossen  zu  machen,  wurde  dieselbe 
von  der  österreichischen  Gesetzgebung  weggelassen.  Der  Begriff 
„geschlechtliche  Ausschweifung^  ist  so  unbestimmt,  hängt  so  sehr 
von  den  individuellen  Anschauungen  des  Einzelnen  ab,  dafs  es 
schon  deshalb  recht  bedenklich  ist,  ihn  als  gesetzliche  Grundlage 
für  die  Entziehung  der  Wohlthaten  der  obligatorischen  Kranken- 
versicherung aufzustellen.  Die  wirtschaftlichen  Verhältnisse,  in 
denen  die  Arbeiterschichten  leben,  erschweren  die  Einsehung 
von  Ehen.  Es  wäre  gerade  gegenüber  dem  Verhalten  der  be- 
mittelten und  gebildeten  Stände  in  der  Geschlechtsfrage  eine 
grolse  Ungerechtigkeit,  den  ungebildeten  und  daher  moralisch 
weniger  widerstandsfähigen  Mann  für  die  aufsereheliche  Be- 
friedigung des  Geschlechtstriebes,  der  ja  neben  dem  Selbst- 
erhaltungstriebe die  stärkste  Naturgewalt  im  tierischen  Organismus 
ist,   dem  wirtschaftlichen  Elende  zu  überantworten,    wenn  sein 

Fonohtingen  XIX  6.  ^  Lamp.  7 
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Verhalten  unglücklicher  Weise  Erankheitsfolgen  nach  rieh  zog« 
Eb  ist  das  derselbe  engherzige  Standpunkt,  welcher  bei  der  Be- 
ratung unseres  Gesetzes  im  Abgeordnetenhiause  eine  Gruppe  von 
Volksvertretern  veranlalste,  die  Entziehung  der  Erankenunter- 
Stützung  für  den  FaU  unehelicher  Schwangerschaft  zu  beantragen. 
—  Auch  gegen  die  Einbeziehung  der  Trunksucht  unter  die 
Gründe  der  Einstellung  des  Krankengeldes  Heise  sich  manches 
Bedenken  anführen.  Oft  ist  dieselbe  eine  Folgeerscheinung  von 
Erkrankungen  des  Nervensystemes ,  also  wirkGch  eine  „Krank- 
heit" ;  oft  das  Resultat  trostloser  socialer  Verhältnisse.  Zudem 
trifi  die  Entziehung  des  Krankengeldes  hier  zumeist  die  unglück- 
liche Familie  des  Trunkenboldes  härter  als  diesen  selbst,  und 
von  einer  bessernden  Einwirkung  dieser  Strafmafsregel  kann 
wohl  kaum  jemals  die  Rede  sein.  Zweckmäfsiger  wäre  die  Be- 
stimmung, ctafs  solche  Personen  zwangsweise  in  eine  Trinkerheil- 
anstalt abgegeben  werden  könnten,  oder  dafs  das  Krankengeld 
nicht  ihnen,  sondern  ihren  Angehörigen  auszuzahlen  wäre.  D^ 
Kampf  gegen  die  Trunksucht  im  allgemeinen  und  gegen  die 
grauenhaften  Verwüstungen  derselben  am  Körper  des  Volke» 
mu(s  von  einer  ganz  anderen  Seite  aus  begonnen  werden. 

6.  In  diesem  Abschnitte  mögen  noch  zwei  Bestimmungen 
des  fürsorglicheren  deutschen  Gesetzes  erwähnt  sein,  die  bei  uns 
leider  fehlen:  die  Normen  über  die  Rekonvalescenten- 
flege  (§  21  ZI.  3a)  und  über  die  Mitversicherung  von 
amilienmitgliedern  der  Arbeiter  (§  6a  ZI.  5,  §  21  ZI.  5 
u.  7,  §  22  Abs.  2).  Durch  die  erstere  Bestimmung  wird  der 
Krankenkasse  die  Möglichkeit  gegeben,  ihre  Mitglieder  nach 
Beendigung  der  Krankheit  und  des  Heilverfahrens  noch  bis 
zur  Höchstdauer  eines  Jahres  in  Rekonvalescentenanstalten  unter- 
zubringen. Dies  ist  namentlich  in  Fällen  schwerer  Krankheiten 
oder  von  Operationen,  welche  die  Kräfte  des  Patienten  stark  er- 
schöpft haben,  geradezu  ein  Gebot  der  Notwendigkeit,  wenn  nicht 
der  ganze  Erfolg  der  vorausgegangenen  ärztlichen  Behandlung 
durch  zu  frühzeitige  WiederaufDahme  der  Arbeit  in  Frage  ge- 
stellt werden  soll.  Es  mülste  namentlich  eine.  Aufgabe  der 
Ejrankenkassenverbände  sein,  Ebrholungsanstalten  ins  Leben  su 
rufen.  Nach  den  Bestimmungen  unseres  Gesetzes  ist  Rekonvales- 
centenfürsorge  überhaupt  ausgeschlossen,  da  nach  Beendigung 
der  Krankheit  eine  Unterstützung  aus  der  Kasse  nicht  gewährt 
werden  darf,  und  aufserdem  die  auf  höchstens  ein  Jahr  beschränkte 
Gesamtdauer  der  Unterstützungen  gerade  bei  langwierigen,  schweren 
Leiden  die  Wohlthat  von  Rekonvalescentenanstalten  ausschliefen 
würde.  Hier  ist  eine  Erweiterung  des  Gesetzes  nach  deutschem 
Muster  wünschenswert 

Die  Unterstützung  des  Arbeiters  im  Falle  der  Erkrankung 
eines  seiner  Familienmitglieder  ist  in  Österreich  nur  in 
der  Form  möglich,  dals  der  betreffende  Angehörige,  sofern  er  nicht 
ohnehin  selbst  versicherungspflichtig  ist,  freiwillig  einer  Kranken- 
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kaflse  beitritt.  Hierfür  giebt  es  aber  einerseits  gewisse  Beschrän- 
kuDgeo  (Lebensalter,  ärztlich  festgestellter  Gesundheitszustand), 
anderseits  werden  durch  die  Forderung  eines  besonderen  Ein- 
trittsgeldes und  durch  die  Verpflichtung  zur  Zahlung  der  vollen 
Kassenbeiträge  (ohne  Beihilfe  eines  Arbeitgebers)  für  jeden  solchen 
Angehörigen  der  Arbeiterfamilie  unerschwingliche  Lasten  auferlegt. 
Ein  Ministerialerlafs  vom  12.  Februar  1891  sagt  freilich:  „Es 
unterliegt  keinem  Anstände,  wenn  in  das  Statut  eine  Bestimmung 
des  Inhaltes  aufgenommen  wird,  dafs  die  Eassenmitglieder  durch 
Entrichtung  eines  unmittelbaren,  an  die  Kasse  abzuführenden 
Wochenbeitrages  von  je  sechs  Kreuzern  sich  für  ihre  Frauen  und 
Kinder,  ohne  dafs  die  letzteren  Kassenmitglieder  werden,  die  un- 
entgeltliche Gewährung  der  ärztlichen  Hilfe  und  der  Medikamente 
sichern  können,  da  die  Einführung  dieser  Versicherung  sich  nicht 
als  eine  Erhöhung  der  Kassenleistungen  im  Sinne  der  gesetzlichen 
und  statutarischen  Bestimmungen,  sondern  als  die  Einführung 
eines  speciellen  Versicherungszweiges  darstellt,  dessen  Verbindung 
mit  der  durch  das  Krankenversicherungsgesetz  geregelten  Kranken- 
versicherung zufolge  §  9,  erster  Absatz  dieses  Gesetzes  zulässig 
und  mit  dem  Zwecke  der  Kasse,  insbesondere  auch  hinsichtlich 
des  ärztlichen  Dienstes  gut  vereinbar  ist,  auf  welchen  Versiche- 
rungszweig die  die  Krankenversicherung  regelnden  gesetzlichen 
Bestimmungen,  insbesondere  die  §§  6,  9  und  25  des  Gesetzes 
keine  Anwendung  finden. '^  Diese  Auslegung  des  bezogenen  §  9 
erster  Absatz  erscheint  jedoch  etwas  gewaltsam  und  im  Wortlaut 
und  Geiste  des  Gesetzes  nicht  gerechtfertigt.  Wer  die  Entstehung 
des  letzteren  an  der  Hand  des  Regierungsentwurfes  und  der 
Verhandlungen  im  Reichsrate  und  in  dessen  Ausschüssen  genau 
verfolgt,  mufs  zu  dem  Resultate  kommen,  dafs  der  Gesetzgeber 
an  den  Fall  der  Angehörigenversicherung  gar  nicht  gedacht  hat, 
und  dafs  die  im  ersten  Absätze  des  §  9  für  zulässig  erklärte 
Erhöhung  und  Erweiterung  der  Kassenleistungen  unbedingt  nur 
mit  Beziehung  auf  die  versicherten  Kassenmitglieder  und  nicht 
auf  Nichtmitglieder  statutarisch  normiert  werden  kann.  Dies  geht 
auch  aus  der  ausdrücklichen  Berufung  in  dieser  Gesetzesstelle 
auf  die  §§  6—8  und  aus  der  Anziehung  des  §  1  im  §  (i  hervor. 
Zudem  müfsten  Ausnahmebestimmungen  von  so  grundsätzlicher 
Bedeutung,  wie  die  Unterstützung  von  Nichtmitgliedern  durch 
die  Krankenkassen,  ausdrücklich  normiert  sein;  denn  sie  würden 
das  Princip  der  Gegenseitigkeit  der  Versicherung  durchbrechen. 

Auch  bei  den  Bergwerksbruderladen  läfst  das  Ministerium 
auf  Grund  einschlägiger  Statutenbestimmungen  eine  Angehörigen- 
versicherung zu. 

Im  deutschen  Gesetze  finden  sich  besondere  Bestimmungen 
über  die  Angehörigen  Versicherung,  welche  wohl  geeignet  erscheinen, 
die  socialpoUtische  Bedeutung  der  Krankenversicherung  wesentlich 
2u  erhöhen,  wenn  auch  die  Geltung  dieser  Normen  von  der 
statutarischen  Anordnung  der  einzelnen  Kasse  abhängig  gemacht 
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ist.  —  Es  kann  nämlich  den  nicht  versicherungspflichtigen  Familien- 
mitgliedern eines  versicherungspflichtigen  Arbeiters  gewährt  werden : 
die  freie  ärztliche  Behandlung  und  Beistellung  der  Heilmittel; 
den  Ehefrauen  die  Wöchncrinnenunterstützung  bis  zur  Dauer  von 
sechs  Wochen  nach  ihrer  Niederkunft;  beim  Tode  der  Ehefrau 
oder  eines  Kindes  ein  Sterbegeld  im  Ausmafse  von  zwei  Dritteln 
oder  der  Hälfte  des  den  Hinterbliebenen  eines  verstorbenen  Kassen- 
mitgliedes zukommenden  Sterbegeldes.  Um  den  Kassen  die  Ein- 
führung dieser  Fürsorge  für  die  Familienmitglieder  eines  Ver- 
sicherten zu  erleichtem,  gestattet  das  deutsche  Gesetz  die  Ein- 
hebung von  Zusatzbeiträgen  auf  Grund  besonderer  statutarische! 
Kassenbestimmungen. 

7.  Wie  schon  mehrfach  erwähnt,  ist  die  Gewährung  von 
Krankengeld  nicht  nur  zeitlich,  sondern  auch  dem  Ausmafse  nach 
vom  Gesetze  beschränkt.  Sein  Minimum  beträgt  60  ^/o,  sein 
Maximum  75  ^/o  des  durchschnittlichen  Lohnes.  Die  Gründe 
hierfür  liefen  zum  Teil  in  der  Rücksichtnahme  auf  die  Leistungs- 
fähigkeit der  Kassen,  hauptsächlich  aber  in  der  Absicht,  Simu- 
lationen hintanzuhalten.  Letzterer  Zweck  liegt  noch  einer  anderen 
Beschränkung  des  Krankengeldes  zu  Grunde:  der  Anordnung  einer 
dreitägigen  Karenzzeit  nach  Beginn  der  Erwerbsunfähigkeit 
(§  6  ZI.  2).  Diese  Bestimmung  geht  dahin,  dafs  nur  im  Falle, 
als  die  erwerbsunfähig  machende  Elrankheit  länger  als  drei  Tage 
dauert,  ein  Krankengeld  zu  zahlen  ist,  dann  aber  vom  B^inne 
der  Krankheit  an  berechnet  wird.  Das  deutsche  Gesetz,  welches 
die  Minimalgrenze  für  das  Krankengeld  tiefer  ansetzt  (50  ^/o  des 
Tagelohnes)  und  dasselbe  in  der  Regel  nur  fllr  die  Arbeitstage, 
nicht  aber  für  Sonn-  und  Feiertage  gewährt,  kennt  eine  gleich- 
lange Karenzzeit,  ordnet  aber  bei  menr  als  dreitägiger  Krankheit 
nicht  die  nachträgliche  Bezahlung  des  Krankengeldes  auch  flir 
die  drei  ersten  Tage  an.  Über  den  Wert  und  die  Berechtigung 
der  Karenzzeit  läfst  sich  streiten  und  das  ist  schon  bei  der  Be- 
ratung des  Gesetzes  in  unserem  Abgeordnetenhause  geschehen. 
Um  gewissenlose  Arbeiter  von  der  Simulation  abzuschrecken, 
wird  auch  den  gewissenhaften  und  ehrlichen  Kassenmitgliedem, 
wenn  sie  nicht  mehr  als  drei  Tage  krank  sind,  eine  ihnen  grund- 
sätzlich zukommende  Leistung  entzogen.  Derjenige  aber,  welcher 
es  auf  eine  Täuschung  der  Kasse  abgesehen  hat,  wird  gerade 
infolge  der  Anordnung  der  Karenzzeit  seine  Verstellungskunst 
über  drei  Tage  auszuüben  trachten,  um  dann  eine  um  so  gröfsere 
Geldsumme  zu  erhalten.  Da  hat  die  betreffende  Bestimmung 
des  deutschen  Gesetzes,  welches  eine  Nachzahlung  für  die  Karenz- 
zeit nicht  kennt,  noch  eher  praktische  Bedeutung.  Der  Wert  der 
Karenz  nach  unserem  Gesetze  erscheint  um  so  mehr  illusorisch, 
wenn  man  sie,  wie  der  Verwaltungsgerichtshof,  als  eine  dispositive 
Norm  betrachtet.  In  einem  Erkenntnisse  vom  9.  Februar  1895 
erklärte  der  bezeichnete  Gerichtshof  nämlich,  dafs  die  Kranken- 
kassen  auf  Grund   des   §  9    des  Krankenver8icherung^;esetzes 
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berechtigt  seien,  durch  Satzungsbestimmung  die  Karenzzeit  aus- 
znschliefsen.  Das  sei  lediglich  eine  zulässige  Elrhöhung  oder  Er- 
weiterung der  Kassenleistungen  über  das  gesetzliche  Mindestmafs. 
Ob  diese  Entscheidung  mit  dem  eigentlichen  Zwecke  der  Karenz- 
bestimmung des  Gesetzes  in  Einklang  zu  bringen  ist,  läfst  sich 
wohl  bezweifeln.  —  Jedenfalls  aber  ist  das  einzige  verläfsliche 
Mittel  gegen  Simulation  eine  scharfe  Kontrolle  unter  Mitwirkung 
des  Arztes. 

Eine  andere  aber  direkt  ungesetzliche  Verkürzung  des 
Krankengeldes  ist  in  einem  wiederholt  bei  einzelnen  Kranken- 
kassen beobachteten  Brauche  gelegen,  der  darin  besteht,  dais 
den  erkrankten  Kassenmitgliedern ,  ohne  dafs  eine  bezügliche 
Satzungsbestimmung  vorläge,  unter  dem  Verwände,  dafs  sie  ja 
auch  während  der  Krankheit  noch  Mitglieder  blieben  und  daher 
die  Pflicht  zur  Zahlung  von  Beiträgen  hätten,  vom  Kranken- 
gelde bei  dessen  wöchentlicher  Auszahlung  der 
volle,  auf  die  Woche  entfallende  Kassenbeitrag  ab- 
gezogen wird.  Dafs  ein  solcher  Abzug  von  dem  ohnehin  als 
Existenzminimum  kaum  ausreichenden  Krankengelde  von  dem 
erwerbsunfähigen  Arbeiter  schmerzlich  empfunden  werden  muls, 
ist  klar.  Dieses  Verfahren  widerspricht  aucn  direkt  dem  Gesetze, 
welches  einerseits  das  Krankengeldminimum  in  §  6  als  unein- 
schränkbares  Mindestausmafs  bezeichnet  und  daher  auch  durch 
statutarische  Bestimmungen  zu  verkürzen  nicht  gestattet. 
Anderseits  ist  keine  gesetzliche  Bestimmung  zu  finden,  nach 
welcher  erkrankte  Arbeiter,  die  eine  Krankenunterstlitzung  ge- 
niefsen,  während  dieses  Bezuges  die  Kassenmitgliedschaft  behalten 
müssen;  vielmehr  bezeichnet  §  13  ZI.  1  nur  die  „beschäf- 
tigten, versicherungspflichtigen  Personen^  als  Kassenmitglieder, 
und  nicht  die  erwerbsunfähigen.  Dieser  Ansicht  hat  auch  der 
Verwaltungsgerichtshof  in  einer  Entscheidung  vom  10.  November 
1893  Ausdruck  verliehen,  worin  er  feststellt,  dafs  das  Gesetz  die 
Verpflichtung  der  Krankenkasse  zur  Leistung  der  Krankenunter- 
stützung,  sobald  diese  f)ir  den  Versicherten  durch  dessen  Er- 
krankung während  des  Bestandes  der  Mitgliedschaft  liquid  ge- 
worden ist,  nicht  auf  die  Dauer  der  Mitgliedschaft  einschränkt.  — 
Im  deutschen  Gesetze  finden  wir  diesbezüglich  wieder  eine  aus- 
drückliche Bestimmung,  und  zwar  im  §  54  a:  „Im  Falle  der  Er- 
werbsunfähigkeit werden  fiXr  die  Dauer  der  Krankenunterstützung 
Beiträge  nicht  entrichtet.  Die  Mitgliedschaft  dauert  während  des 
Bezuges  von  Krankenunterstützungen  fort."  Bei  Revision  unseres 
Gesetzes  würde  sich  die  Einschaltung  einer  ähnlichen  Norm  empfehlen. 

8.  Eine  nicht  unwichtige  Frage  auf  dem  Gebiete  der  Kranken- 
versicherung ist  die,  ob  die  Doppelversicherung  eines 
Arbeiters  bei  zwei  Krankenkassen  zulässig  ist,  und  wenn  ja, 
welche  rechtlichen  Folgen  dieselbe  hat.  Eine  ausdrückliche  Be- 
stimmung hierüber  ist  in  unserem  Gesetze  nicht  zu  finden.  Die 
Stellungnahme  unserer  Praxis  in   diesem  Punkte  läfst'  sich  aus 
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einer  Reihe  von  Entscheidangen  des  Verwaltangsgerichtshofes  und 
des  MinisteriumB  des  Innern  entnehmen.  Zwei  derselben  seien 
hier  angeführt: 

^Das  Erankenyersicherungsgesetz  kennt  nur  eine  Zwangs- 
versicherung ,  welche  bei  irgend  einer  der  im  §  11  aufgezählten 
Kategorien  der  Krankenkasse  vor  sich  gehen  mufs  und  zwar  mit 
der  Wirkung,  dafs,  sobald  die  Versicherung  bei  einer  dieser 
Kassen  erfolgt  ist,  eine  weitere  Zwangs  Versicherung  bei  einer 
anderen  dieser  Kassen  ausgeschlossen  ist  Dagegen  findet  sich 
im  Kranken  Versicherungsgesetz  nirgends  eine  Bestimmung,  aus 
welcher  geschlossen  werden  könnte,  dafs  dem  Zwangsversicherten 
das  Recht  benommen  sei,  neben  der  Zwangsversicherung  ftir 
seine  Person  —  also  ohne  Inanspruchnahme  des  Arbeitgebers  — 
noch  eine  freie  Versicherung  emzugehen/  (VGH.  7.  Dezem- 
ber 1893.) 

„Im  Falle  eine  Person  zwei  Krankenkassen  als  Mitglied  an- 
gehört, hat  jede  der  beiden  Kassen  die  statutenmäfsigen  Leistungen 
ebenso  zu  gewähren,  als  ob  der  Erkrankte  nur  einer  Kasse  an- 
gehören würde.  Für  einen  Rückgriff  der  beiden  beteiligten  Kassen 
untereinander  mangelt  jede  gesetzliche  Grundlage.'*  (Entsch.  d. 
Minist,  d.  I.)  — 

Um  die  ganze  Frage  richtig  zu  beleuchten,  mufs  man  meines^ 
Erachtens  vom  allgemeinen  Begriff  der  Versicherung  ausgehen. 
Derselbe  liegt  darin,  dafs  der  Versicherer  sich  verpflichtet,  dem 
Versicherten  jenen  Schaden  zu  ersetzen,  welcher  Air  denselben 
durch  das  Eintreten  eines  seiner  Art  nach  bestimmten,  seinem 
Eintreten  nach  unbestimmten  schädigenden  Ereignisses  ohne  dessen 
Zuthun  entstehen  würde.  Der  Anspruch  auf  Schadensersatz 
mangelt,  sobald  es  an  dem  Vorhandensein  eines  Schadens  ge- 
bricht; er  erlischt  daher  auch,  sobald  der  Schaden  auf  dem  Wege 
der  Versicherung  gedeckt  wurde.  Hat  sich  jemand  gegen  die 
Gefahr  desselben  Schadens  bei  zwei  oder  mehreren  Versicherungs- 
anstalten versichert,  so  hat  er  beim  Eintritt  eines  Schadens  die 
Wahl,  welche  Versicherungsanstalt  er  zur  Deckung  desselben  in 
Anspruch  nehmen  will.  Ist  dann  aber  der  Schaden  von  einer 
Anstalt  vollständig  ersetzt,  so  kann  ein  weiterer  Ersatzanspruch 
an  einen  anderen  Versicherer  nicht  mehr  gestellt  werden.  Die 
Möglichkeit  der  Gewinnerzielung  von  selten  des  Versicherten 
durch  Abschlufs  eines  Versicherungsvertrages  widerstreitet  dem 
Wesen  und  Zwecke  der  Versicherung. 

Wendet  man  diese  Grundsätze  auf  die  obligatorische  Arbeito'- 
versicherung  an,  so  mufs  man  als  den  Zweck  derselben  die 
Deckung  jenes  materiellen  Schadens  bezeichnen,  der  dem  ver- 
sicherten Arbeiter  aus  einer  Erkrankung  erwächst,  und  welcher  sich 
darstellt  als  Auslagen  der  Krankheit  (insbesondere  für  Arzt  und 
Apotheke)  und  als  Elrwerbsentgang.  Ist  beides  vollständig  ver- 
gütet, so  kann  ein  weiterer  Anspruch  auch  bei  Doppelveraicherung 
gegen  eine  zweite  Versicherungskasse  nicht  gestellt  werden«    Die 
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Doppelversicherong  könnte  idso  lediglich  den  Zweck  haben^  um 
entweder  die  Differenz  zwischen  dem  von  der  ersten  Blasse  ge- 
währten Krankengeld  und  dem  durch  die  Erwerbsunfähigkeit  ent- 
gangenen ToUen  Lohn  zu  decken,  oder  aber —  und  darin  scheint  mir 
der  Wert  der  Dopp^versicherung  ftar  die  künftige  Ausgestaltung 
des  Erankenkassenwesens  zu  liegen  — y  um  die  Dauer  der 
Untersttitzungen  zu  verlängern.  Hat  die  eine  Elasse  infolge  Ab- 
laufens  der  satzungsmäfsigen  [Jntersttitzungszeit  ihre  Leistungen 
eingestellt,  ohne  dafs  inzwischen  die  Gesundung  des  Arbeiters 
bezw.  dessen  Elrwerbsfähigkeit  herbeigeführt  woren  wäre,  so  hätte 
mit  diesem  Zeitpunkte  die  zweite  Kasse  mit  ihren  Leistungen  zu 
beginnen. 

Auf  dem  früher  erörterten  principiellen  Standpunkt  steht  das 
deutsche  Gesetz  insoweit,  als  es  in  §  26  a  bei  Doppelversicherung 
eine  Erhöhung  des  Krankengeldes  durch  die  zweite  Kasse  nur 
bis  zum  vollen  Betrage  des  durchschnittlichen  Tagelohnes  zulälst. 
Inkonsequenterweise  wird  jedoch  im  selben  Paragraphen  und  im 
Absatz  8  und  4  des  (^  75,  betreffend  die  Hilfskassen,  gestattet, 
dais  durch  Kassensatzungen  über  diese  Grenze  in  einem  Malse 
hinausgegangen  werden  kann,  welches  die  Vergütung  der  that- 
sächlichen  Einbufse  des  erkrankten  Arbeiters  weit  überschreitet. 
An  eine  zeitliche  Ausdehnung  der  Unterstützungen  durch  die 
Doppelversicherung  oder  an  die  Verwertung  der  letzteren  fOr 
Rekonvalescentenpflege  denkt  auch  dieses  Gesetz  nicht. 

9.  Die  obligatorische  Krankenversicherung  sorgt  für  ihre 
Schützlinge  noch  über  deren  Tod  hinaus,  indem  sie  einen  Beitrag 
im  mindestens  zwanzig£achen  Betrage  des  durchschnittUchen 
Tagelohnes  zu  den  Begräbniskosten  gewährt  Da  bei  der 
Flüssigstellung  dieser  Leistung  der  Versicherte  nicht  mehr  lebt, 
so  ist  es  notwendig,  die  zur  Behebung,  bezw.  Verwendung  des 
Sterbegeldes  legitimierten  Personen  genau  zu  bezeichnen.     Dies 

Seschieht  in  unserem  Gesetze,  wo  kurz  von  „Hinterbliebenen^ 
ie  Rede  ist,  nur  unvollkommen.  Man  empfand  daher  das  Be- 
dürfnis, bei  Festsetzung  des  Musterstatutes  für  die  Bezirks- 
krankenkasse  diesem  Mangel  des  Gesetzes  Rechnung  zu  tragen, 
indem  man  im  §  13  die  Bestimmung  traf:  „Die  Beerdigungs- 
kosten für  ein  verstorbenes  Mitglied  werden  gegen  Beibringung 
des  Totenscheines  gezahlt.  Dieselben  werden  entweder  den 
binterbliebenen  Ehegatten  oder  denjenigen  Hinterbliebenen  aus- 
gefolgt, welche  das  Begräbnis  zu  veranlassen  haben.  In  allen 
anderen  Fällen  bestreitet  die  Bezirkskasse  die  Kosten  der  Be- 
erdigung bis  zur  Höhe  des  im  §  11  normierten  Betrages.^  Aber 
auch  hier  fehlt  eine  Garantie  dafür,  dafs  das  Sterbegeld  wirklich 
seinem  Zweck  zugeführt  wird.  Es  erscheint  daher  die  Bestimmung 
des  deutschen  Gesetzes  (§  20  letzter  Absatz)  dem  praktischen 
Bedürfnisse  angemessener:  „Das  Sterb^eld  ist  zunächst  zur 
Deckung  der  Kosten  des  Begräbnisses  bestimmt  und  in  dem  auf- 
gewendeten Betrage  demjenigen  auszuzahlen,  welcher  das  Be- 


104  XIX  6. 

fräbnis  besorgt.  Ein  etwaiger  Überschufs  ist  dem  hinter- 
liebenen  Ehegatten,  in  Ermangelung  eines  solchen  den  nftchsten 
Erben  auszuzahlen.  Sind  solche  Personen  nicht  vorhanden,  sa 
verbleibt  der  Überschufs  der  Kasse.  ^ 

Eün  anderer  Mangel  unseres  Gesetzes  besteht  darin,  dafs 
aus  demselben  nicht  zu  entnehmen  ist,  in  welchem  Zusammen- 
hange der  Anspruch  auf  Sterbegeld  mit  der  Kassenmitgliedschaft 
oder  mit  der  erfolgten  Kassenunterstützung  des  zu  Be^igenden 
stehen  soll.  Mufs  behufs  Fltissigstellung  dieses  Geldes  der  Ver- 
storbene zur  Zeit  seines  Todes  Mitglied  der  Kasse  gewesen  sein, 
oder  von  derselben  wenigstens  noch  bis  zu  seinem  Ableben  dne 
Unterstützung  genossen  haben;  oder  genügt  es,  dafs  dw  Tod 
als  Folge  jener  Krankheit  eingetreten  ist,  für  welche  der  Ver- 
storbene zuletzt  durch  die  gesetzliche  Länsstdauer  unterstützt 
wurde,  ohne  dafs  er  nachher  seine  Erwerbsfilhigkeit  wieder- 
erlangte? Auf  diese  Fragen  bleibt  das  Gesetz  die  Antwort 
schuldig.  Das  Ministerium  des  Innern  hat  sich  die  Sache  bei 
wiederholten  Elntscheidungen  folgendermafsen  zurechtgelegt:  „Die 
Hinterbliebenen  eines  Arbeiters,  welcher  Iftnger  als  20  Wochen 
krank  war  und  dann  zu  einer  Zeit  verstorben  ist,  wo  er  nach 
Ablauf  der  statutenmäfsigen  längsten  Dauer  der  Krankenunter- 
stützung aus  der  Betriebskasse  keine  Krankenunterstützung  mehr 
bekommen  konnte,  haben  im  Grunde  des  §  6  des  Kranken  Ver- 
sicherungsgesetzes auf  die  Leistung  des  statutenmäfsigen  Be- 
erdigungskostenbeitrages Anspruch.  Hierbei  wird  jedoch  voraus* 
gesetzt,  dafs  der  Verstorbene  9ur  Zeit  seines  Ablebens  Mi^lied 
der  Betriebskrankenkasse  gewesen,  also  im  Arbeitsverhältnisse 
und  nicht  etwa  nach  bereits  eingetretener  Erwerbslosigkeit  er- 
krankt, und  daher  nicht  nach  Malsgabe  der  Bestimmuogen  des 
Art  n  Alinea  3  des  Gesetzes  vom  4.  April  1889  R.G.Bl.  Nr.  39 
von  der  Krankenkasse  während  seiner  f^rwerbslosigkeit  unter- 
stützt worden  ist,  da  in  letzterem  Falle  nach  Ablauf  der  im 
Statute  vorgesehenen  längsten  Dauer  der  Krankenuntersttttzung 
keine  weitere  Verpflichtung,  insbesondere  auch  keine  Verpflichtung 
zur  Zahlung  eines  Beerdigungskostenbeitrages  für  die  Kasse  be- 
steht*" (Entscheidung  vom  Jahre  1890). 

Auch  diese  Frage  finden  wir  im  deutschen  Gesetze  (S  20) 
in  zweckmäfsiger  Weise  gelöst:  „Veratirbt  ein  als  Hi^hed  der 
Kasse  Erkrankter  nach  Beendigung  der  Krankenunterstützung, 
so  ist  das  Sterbegeld  zu  gewähren,  wenn  die  Erwerbsunfähigkeit 
bis  zum  Tode  fortgedauert  hat  und  der  Tod  infolge  derselben 
Krankheit  vor  Ablauf  eines  Jahres  nach  Beendigung  der 
Krankenunterstützung  eingetreten  ist."  —  Diese  einjährige  Frist 
ist  allerdings  etwas  kurz ,  wenn  man  an  jene  Art  von  Siechtum 
denkt,  die  wohl  am  häufigsten  die  längstmögliche  Unterstütznngs- 
frist  überdauern  und  dann  zum  Tode  flihren  wird:  die  Tuber- 
kulose. 

10.    Zum  Schlüsse  dieses  Kapitels  mögen  noch  einige  kurze 
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Worte  über  die  Normen,  betreffend  die  Austragung  von  Streitig- 
keiten zwischen  den  Versicherten  und  den  Krankenkassen  Platz 
finden.  Unser  Gesetz  sagt  darüber  im  zweiten  Abschnitte  des 
§41  folgendes:  „Streitigkeiten  zwischen  den  versicherten  Personen 
und  den  Bezirkskrankenkassen  über  Unterstützungsansprüche 
gehören  zur  ausschliefslichen  Kompetenz  des  Schiedsgerichts 
der  betreffenden  Kasse.  Rechtsmittel  oder  Klagen  gegen  das 
schiedsgerichtliche  Erkenntnis  sind  nicht  zulässig.  Zur  Voll- 
streckung des  schiedsgerichtlichen  Erkenntnisses  oder  eines  vor 
dem  Schiedsgerichte  geschlossenen  Vergleiches  ist  das  zuständige 
Qericht  des  Schuldners  berufen. **  Gleiche  Bestimmungen  gelten 
auch  für  die  Betriebs-  und  Baukassen  (S§  47  und  57),  ähnliche 
für  die  Bruderladen  (§  20  des  Bruderladengesetzes).  Die  Be- 
stimmungen über  die  Zusammensetzung  und  das  V^ahren  der 
Schiedsgerichte  bleiben  den  Kassenstatuten  überlassen.  Im  §  32 
des  Musterstatutes  für  die  Bezirkskrankenkassen  wird  angeordnet, 
dafs  das  Schiedsgericht  aus  fbnf  Mitgliedern  bestehen  soll,  deren 
Wahl  lediglich  in  der  Hand  der  Arbeiter  liegt.  Diese  fünf 
wählen  einen  aus  ihrer  Mitte  zum  Ohmann.  Eine  Gewähr  für 
eine  dem  Wortlaute  und  dem  Geiste  des  Gesetzes  Rechnung 
tragende  und  streng  gerechte  Judikatur  fehlt  dieser  Normierung. 
Man  mufs  bedenken,  dafs  in  diesen  Schiedsgerichten  nicht  ein 
Rechtskundiger  sitzt,  dafs  sämtliche  Laienrichter  zum  weitaus 
gröfsten  Teile  über  eine  geringe  Bildung  verfügen,  oft  kaum  des 
Lesens  und  Schreibens  mächtig  sind,  und  dafs  in  ihrem  Stande 
der  Parteienhafs,  die  Verhetzung  durch  gewissenlose  Führer,  die 
blinde  Parteidisciplin  eine  Stätte  haben,  wie  in  keiner  anderen 
Gesellschaftschichte.  Dazu  kommt  noch,  dafs  die  zu  ent- 
scheidenden Rechtsfälle»  wie  aus  den  Erörterungen  dieses  Kapitels 
zur  Genüge  hervorgehen  dürfte,  oft  recht  verwickelter  Natur  sind. 
Zieht  man  noch  in  Betracht  ^  dafs  die  Rechtsprechung  in  diesen 
Kollegien  nicht  einmal  eine  öffentliche  ist,  dafs  keine  Sammlung 
von  Entscheidungen  stattfindet  und  dafs  gegen  die  gefüllten  Er- 
kenntnisse keinerlei  Rechtsmittel  zulässig  sind,  nicht  einmal  eine 
Nichtigkeitsbeschwerde,  und  auch  der  Einfluls  der  Aufsichts- 
behörde hier  so  gut  wie  ausgeschlossen  ist,  —  so  darf  man  sich 
nicht  wundem,  wenn  oft  geradezu  märchenhafte  Nachrichten  über 
die  Judikate  dieser  SchiedskoUegien  in  die  Öffentlichkeit  durch- 
sickern. Die  Schiedsgerichte  der  Bruderladen  haben  wenigstens 
den  grofsen  Vorzug,  dafs  ihre  Vorsitzenden  und  deren  Stellver- 
treter öffentliche  Beamten  sind,  die  über  Vorschlag  des  Revier- 
bergamtes  von  der  Berghauptmannschaft  ernannt  werden.  Auch 
^ndet  eine  Publikation  der  Entscheidungen  dieser  Schiedsämter 
m  den  amtlichen  Nachrichten  des  Ministeriums  des  Innern  statt 
Bei  allen  übrigen  Krankenkassen  fehlen  den  Schiedsgerichten 
aber  auch  diese  Garantien  einer  geordneten  Rechtspflege.  Es 
mutet  ganz  sonderbar  an,  wenn  man  damit  die  Gesetzesbe- 
stimmungen vergleicht,  welche  gegen  die  von  juristisch  gebildeten, 
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in  Eiid  und  Pflicht  genommenen  Verwaltungsbeamten  gefiditen 
Entscheidungen,  betreffend  die  Streitigkeiten  zwischen  Rassen 
und  Arbeitgebern,  ein  Beschwerderecht  bis  an  den  Verwaltongs- 
gerichtshof  einräumen.  Man  wird  rielieicht  einwenden,  dals  oie 
Ansprüche,  über  welche  die  in  Rede  stehenden  Schiedsgerichte 
zu  urteilen  haben,  zu  geringfügiger  Natur  sind.  Das  mag  in 
absolutem  Sinne  stimmen,  nicht  aber  bezüglich  der  betroffenen 
Personen.  Für  den  kranken  Arbeiter  und  seine  Familie  ist  ebe 
Entscheidung  über  wenige  Kronen  oft  eine  Entscheidung  über 
Hunger  und  Not.  Er  hat  in  seinen  kleinen  Verhältnissen  den- 
selben Anspruch  auf  ein  rechtskundiges,  unbeeinflufsbares  Oericht, 
wie  der  wohlhabende  Bürger,  der  Arbeitgeber,  in  seinen  Rechts- 
sachen. —  Darum  sind  diese  Schiedsgerichte  kein  glücklicher 
Qriff.  Die  Gesetzgebung  sollte  sie  aufheben  und  ihre  Judikatur 
den  neu  erstandenen  Gewerbegerichten,  dort  aber,  wo  noch  keine 
solchen  sind,  den  politischen  Behörden,  oder  den  ordentlichen 
Gerichten,  oder  wenigstens  den  Gemeindebehörden  zuweisen. 

11.  Überblicken  wir  alle  die  Normen  unserer  Krankenver- 
sicherungsgesetzgebung, welche  die  Ansprüche  der  Versicherungs- 
E flichtigen  gegenüber  den  Kassen  regeln,  so  müssen  wir  auch 
ier  eine  gewisse  Unfertigkeit  und  Lückenhaftigkeit  konstatieren 
und  zugeben,  dafs  das  allerdings  nach  mehrjähriger  praktischer 
Erfahrung  ergänzte  deutsche  Elrankenversicherungsgesetz  in 
yielen  Punkten  ftirsorglichere  und  zweckentsprechendere  Be- 
stimmungen aufweist.  Das  darf  aber  unsere  Freude  über  die 
gewaltigen  Leistungen  unseres  Kassenwesens,  über  welche  noch 
im  letzten  Kapitel  gesprochen  werden  soll,  sowie  unser  Streben 
nach  Vervollkommnung  nicht  beeinträchtigen.  Ist  es  doch  ein 
schönes  Vorrecht  einer  jeden  neuen  Generation,  von  den  vorher- 
gehenden nicht  nur  dankbar  zu  lernen,  sondern  auch  das  von 
aie«en  GeschaflFene  za  erproben  und  in  neuer  reicherer  Gestaltung 
auszubauen. 


V. 

Die  rechtlichen  Verhältnisse  zwischen  den  Kranl(en- 
Icassen  einerseits  und  Ärzten,  Apothekern  und  Kranken- 
anstalten anderseits. 

1.  Die  AnderuDg  der  wirtschaftlichen  Stellung  der  Arzte  und 
Apotheker  durch  die  Krankenkaasengesetzgebnng  im  allgemeiiken.  — 
2.  Die  Yerschiedenheit  des  Verhältnisses  zwischen  Rasse  und  Arzt  bezüg- 
lich der  einzelnen  Kassenarten.  —  8.  Die  Art  der  Bezahlung  nicht  fest 
angestellter  Arzte,  Tarif,  Pauschalierung ;  die  percentuellen  Preisnachlässe 
der  Apotheken.  —  4.  Der  Einflufs  der  Rassenverwaltung  und  der  politischen 
Behönien  auf  die  Wahl  der  Heilmethoden  und  Heilmittel.  —  5.  Die  recht- 
lichen Beziehungen  zwischen  Kasse  und  Heilanstalt:  der  Begriff  „Kranken- 
haus*^, das  Recht  zur  Wahl  der  Krankenhauspflege,  die  Rostenersatzpflicht 
der  Rassen.  —  6.  Schlufswort. 


1.  Durch  die  ArbeiterrersicheraDgagesetzgebung  wurden 
Ärzte,  Apotheker  und  ErankenanstaJten  in  den  Dienst 
einer  neuen,  groben,  socialpolitischen  Idee  gestellt;  das  bisherige 
Verhältnis  zwischen  ihnen  und  den  Kranken  erfuhr  eine  gewisse 
Umgestaltung.  An  Stelle  der  Wechselbeziehung  von  Individuum 
zu  Individuum  trat  nun  gewissermafsen  eine  Gegenüberstellung 
von  Arzt  und  Apotheker  einerseits  und  einer  in  sich  geschlossenen 
OeseUschaftsklasse  anderseits.  Der  innere  lebendige  Zusammen- 
hang der  letzteren  erhielt  in  den  aus  ihrer  Mitte  erstandenen 
Easseninstituten  den  ersteren  gegenüber  eine  äufsere  Form,  durch 
welche  das  einzelne  Mitglied  der  Vertretung  seiner  Interessen 
gegenüber  Arzt  und  Apotheke  enthoben  und  dafür  eine  kapitals- 
kräftige, für  die  Standesgenossen  rücksichtslos  und  zielbewufst 
eintretende  Körperschaft  eingesetzt  wurde.  Gleichzeitig  werden 
den  Ärzten  neuartige  Pflichten  auferlegt,  die  an  sich  nicht  zu 
ihrer  eigentlichen  Berufsthätigkeit  gehören:   die  Ausübung  einer 

Sewissen  Kontrolle  gegenüber  den  E^ranken  behufs  Hintanhaltung 
er  Simulation,  die  Entscheidung  über  gewisse  Bezugsrechte  der 
Kranken  (Bezug  von  Heilmitteln,  Verpflegung  in  einem  Kranken- 
hause u.  s.  w.),  die  Mitwirkung  bei  oer  Krankenstatistik« 
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In  diese  neue  Situation,  welche  auch  eine  Umgestaltung  der 
bisherigen  Form  ihres  Einkommens  mit  sich  brachte,  haben  sich 
Ärzte  und  Apotheker  nicht  sogleich  hineingefunden.  Es  ver- 
breitete sich  unter  ihnen  bald  die  Meinung,  dafs  mit  der  Ein- 
fuhrung der  obligatorischen  Krankenversicherung  die  finanziellen 
Interessen  ihres  Standes  auf  das  schwerste  geschädigt  würden, 
weil  der  in  die  Krankenversicherung  einbezogene  Teil  der  Be- 
völkerung die  Kosten  ftkr  Arzt  und  Apotheker  nicht  mehr  nach 
dem  bisherigen  Ausmafse  selbst  bezahle,  sondern  i)ir  denselben 
nun  die  Kassen  die  Besoldung  der  Ärzte  und  Apotheker  über* 
nähmen,  und  zwar  infolge  von  Pauschalierungen  und  durch  Ana- 
nützung  der  Konkurrenz  zu  herabgeminderten  Preisen.  Dazu 
komme  noch  der  weitere  Umstand,  dafs  viele  nicht  ver- 
sicherungspflichtige Personen  den  Kassen  freiwiUig  beitrfiten. 
Diese  Kalkulation  war  und  ist  aber  fehler-  und  lückenhaft  Sie 
läfst  die  Thatsache  aufser  acht,  dafs  die  Kassenmitglieder  durch- 
weg den  unbemittelten  Ständen  angehören,  dafs  es  sich  hier  nm 
Personen  handelt,  welche  vor  dem  Inslebentreten  der  Zwangs- 
verficherung  nur  im  äufsersten  Notfalle  den  Arzt  in  Anspruch 
nahmen,  dabei  noch  unsichere  Zahler  waren,  oder  die  unentgelt- 
liche Hilfe  öffentlicher  Krankenhäuser  anriefen;  während  sie  jetzt 
von  ihrem  Unterstützungsrechte  gegenüber  den  Kassen  reich- 
lichen Gebrauch  machen.  Gleichzeitig  ist  nun  den  Ärzten  und 
Apothekern  durch  die  Zahlungspflicht  der  Kassen  eine  sichere 
und  regelmäfsige  Begleichung  ihrer,  wenn  auch  ftlr  den  einzelnen 
Fall  vielleicht  etwas  ermäfsigten,  aber  dafttr  zahlreicheren  Honorar- 
forderungen garantiert.  Die  weiter  unten  angeführten  statistischen 
Daten  veranschaulichen  die  finanziellen  Ergebnisse  der  Zwanga- 
versicherung  für  Ärzte  und  Apotheker. 

2.  Am  leichtesten  liefs  sich  ein  Ausgleich  der  beiderseitigen 
Interessen  bei  den  Betriebskassen  herbeiführen,  da  wenigstens 
die  gröfseren  dieser  Institute  in  die  Lage  kommen,  eigene  Fabrik- 
ärzte mit  festen  Bezügen  oder  gegen  Pansch alien  anzustellen, 
welche  gleichzeitig  aus  ihren  Hausapotheken  Heilmittel  and 
Medikamente  verabfolgen.  Die  Vorteile  dieses  Systems  liegen 
in  der  nicht  übermäfsigen  Belastung  der  Kassen  durch  Arzt- 
und  Apothekerkosten  und  in  der  raschen  ärztlichen  Hilfe,  die 
jederzeit  zur  Hand  ist.  —  Auch  bei  den  Genossenschafts- 
kassen  wird  durchweg  eine  gltickliche  Lösung  der  gegenständ- 
lichen Frage  gefunden.  Die  meisten  dieser  Anstalten  können, 
da  ihr  örtlicher  Wirkungskreis  ein  beschränkter  ist,  ihren  Mit- 
gliedern Spitalpflege  angedeihen  lassen  und  sichern  sich  durch 
günstige  Verträge  mit  einzelnen  Krankenanstalten  eine  bescheidene 
Höhe  der  Kurkosten.  Vielfach  übertragen  sie  auch  dem  Arbeit- 
geber (Handwerksmeister),  welcher  öfter  auch  heute  noch,  nament- 
lich auf  dem  Lande  und  in  kleineren  Orten  seinen  Gehilfen  and 
Lehrlingen  Kost  und  Wohnung  giebt,  die  Bestellung  des  Arztes  und 
die  Gewährung  der  Pflege  gegen  eine  angemessene  Vergütung.  Am 
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schwierigdten  haben  sich  die  Verhältnisse  bei  den  Bezirks- 
krankenkassen  gestaltet,  welche  infolge  i hres  grofsen  örtlichen 
Wirkungskreises  gezwungen  sind,  mit  einer  Mehrzahl  von  Ärzten 
und  Apothekern  in  Beziehung  zu  treten.  Hier  wurde  denselben 
ihre  neuartige  Situation  allerdings  meist  durch  die  Art  und  Weise 
erschwert,  in  welcher  die  durchwegs  von  Arbeiterführern  geleiteten 
Kassen  das  Verhältnis  zu  ihnen  auffafsten.  FUr  diese  existiert 
die  weder  in  Geld  abschätzbare,  noch  in  Instruktionen  ausdrück- 
bare ethische  Seite  der  ärztlichen  Thätigkeit  nicht,  welche  diesen 
Beruf  aus  der  wirren  Menge  der  allgemeinen  menschlichen  Er- 
werbsthätigkeiten  heraushebt,  und  seinen  Jüngern,  gleich  denen 
der  Kunst,  eine  grofse  ideale  Lebensaufgabe  stellt  Die  Kassen- 
verwaltungen wollen  und  können  wohl  auch  nicht  Rücksicht 
nehmen  auf  die  Gefühle  des  Vertrauens,  der  Sympathie  und 
Antipathie,  welche  den  einzelnen  Kranken  zu  einem  bestimmten 
Arzte  hinziehen,  von  einem  anderen  abwenden,  und  welche  für 
den  Heilerfolg  sehr  oft  eine  wichtige  Rolle  spielen.  Für  die 
Kassen  sind  Arzt  und  Apotheker  Stückarbeiter  oder  Geschäfts- 
leute, ihre  Leistungen  Waren,  deren  Preise  im  Interesse  des 
finanziellen  Gedeihens  des  Versicherungsunternehmens  möglichst 
herabgedrückt  werden  müssen.  —  Kein  Wunder  also,  dafs  sich 
zwischen  beiden  Parteien,  welche  doch  zur  Verwirklichung  eines 
grofsen  socialpolitischen  Gedankens  gemeinsam  berufen  sind,  ein 
scharfer  Gegensatz  entwickelte,  der  immer  wieder  in  wirtschaft- 
lichen Kämpfen  zum  Ausdrucke  kommt  und  dessen  Erbitterung 
durch  eine  zumeist  mafslose  Hetze  der  socialdemokratischen  Presse 
zum  Nachteile  der  Sache  selbst  unnötig  gesteigert  wird. 

Welche  Partei  in  solchen  Kämpfen  obsiegt,  das  ist  im 
wesendichen  eine  Machtfrage.  Von  grofser  Bedeutung  ist  hierbei 
das  geschlossenene  Auftreten  der  Ärzte  und  Apotheker  eines 
ganzen  Bezirkes  oder  Landes  in  Kammern  und  Berufs  vereinen. 
Einsieht  und  guter  Wille  auf  beiden  Seiten  haben  im  Laufe  der 
Jahre  manches  gebessert;  ganz  aufhören  wird  dieser  Widerstreit 
wohl  kaum. 

Die  amtlichen  Nachrichten  des  k.  k.  Ministeriums  des 
Innern  bieten  in  ihren  jährlichen  Berichten  über  das  Kranken- 
kassenwesen eine  reiche  Fülle  des  Materials  für  die  Beurteilung 
obiger  Verhältnisse.  Aus  ihnen  seien  nachfolgende  Daten  ange- 
führt: 

(Siehe  umstehende  Tabelle.) 

Hierbei  sind  die  Bruderladen,  welche  unter  eigenartigen  Ver- 
hältnissen wirken  und  einer  besonderen  gesetzlichen  Regelung 
unterliegen,  sowie  die  Lehrlingskrankenkassen,  welche  bisher  yon 
der  Versicherungsgesetzgebung  leider  noch  keiner  Normierung 
unterzogen  wurden,  aulser  Betracht  geblieben. 

3.  Die  Bezahlung  der  Ärzte  erfolgt,  soweit  die- 
selben   nicht    etwa    eigens   angestellt    und    fest   besoldet    sind, 
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entweder  für  jeden  einseinen  Krankheitsfall  nach  einem  ver- 
einbarten Tarife,  oder  mittekt  Pauschalierung.  Letzteres 
ist  für  die  Kassen  wesentlich  vorteilhafter,  weil  sie  dadurch  in 
die  Lage  gesetzt  sind,  von  vornherein  mit  einer  bestimmten  Aus- 

Sabepost  zu  rechnen  und  der  Arzt  hier  ein  eigenes  Interesse 
aran  hat,  bei  der  Aufdeckung  und  Verhtltung  der  die  Kassen 
finanziell  schädigenden  Simulationen  mitzuwirken.  Die  Ärzte 
sind  begreiflicher  Weise  der  Pauschalierung  abgeneigt,  teils  weil 
diese  Art  der  Bezahlung  fbr  sie  finanziell  ungünstiger  ist,  teils 
weil  die  Mitgliederzahl  und  die  Morbilität  bei  den  Kassen  grofsen 
Schwankungen  unterliegen.  Sie  bestehen  daher  mit  Recht  darauf, 
dafs  bei  Pauschalierungen  wenigstens  eine  Bemessung  des  Honorars 
nach  der  durchschnittlichen  Kopfisahl  der  Kassenmit^ieder  in 
einem  Jahre  stattfindet.  Den  Versicherten  sind  die  mit  Pauschale 
bestellten  Ärzte  unsympathisch ;  sie  wollen  die  Möglichkeit  haben, 
sich  ihren  Arzt,  dem  sie  ihr  Vertrauen  schenken  können,  zu 
wählen,  wenigstens  aus  einer  beschränkten  Zahl  von  Ärzten. 
Ein  sehr  empfehlenswertes,  leider  ziemlich  selten  vorkommendes 
System  besteht  darin,  dafs  die  Kasse  ftir  die  gesamte  von  ihr  im 
Verlaufe  eines  Jahres  zu  bestreitende  ärztliche  Behandlung  einen 
bestimmten  Pauschalbetrag  aussetzt  und  diesen  dann  am  SchluTs 
der  Rechnungsperiode  unter  sämtliche  mit  der  Behandlung  der 
Kassenmitglieder  betrauten  Ärzte  nach  einem  eigenen,  nach 
Kopfzahl,  Krankheitsdauer  u.  s.  w.  der  Patienten  gebildeten 
Schlüssel  verteilt.  Dieses  System  gewährt  den  Kassen  die  Vor- 
teile der  vorhinein  bestimmten  Pauschsumme  und  der  Mitwirkimg 
der  Ärzte  zur  Verhütung  von  Simulationen;  den  Ärzten  den 
Vorteil  der  Honorierung  nach  Mafsgabe  der  behandelten  Krank- 
heitsfälle; den  Kassenmitgliedern  den  Vorteil  einer  beschränkten 
Arztwahl. 

Eine  grofse  Bedeutung  für  die  Arztfrage  haben  bei  jenen 
Kassen,  welche  mit  einer  Mehrzahl  von  Ärzten  in  Verbindung 
stehen  und  nach  Tarif  oder  Pauschale  entlohnen,  Lage  und 
Oröfse  des  Kassensprengels  und  die  Verkehrsverhältnisse  in  dem- 
selben. So  läfst  sich  meist  nur  in  den  Städten  die  grofse  Kon- 
kurrenz unter  den  Ärzten  behuft  Preisdrückung  von  den  Kassen- 
verwaltungen ausnützen.  Auf  dem  flachen  Lande  kommt  dem 
Kassenwesen  eine  gute  Organisation  des  Sanitätsdienstes  wesent- 
lich zu  statten,  da  sich  mit  subventionierten  Distrikts-  und  Ge- 
meindeärzten leichter  ein  billiges  Abkommen  zur  Übernahme  der 
Behandlung  der  Kassenmitglieder  treffen  läfst.  Teure  Verkehrs- 
mittel, zeitraubende  Wege  des  Arztes  zu  seinen  Patienten  er- 
höhen die  Ausgaben  der  Kassen  für  Heilbehandlung  oft  sehr  er- 
heblich. 

Die  Schwierigkeiten  bei  Lösung  der  Arzt-  und  Apotheker- 
frage  haben  namentlich  den  Verwaltungen  der  Bezirkskranken- 
kassen den  Wunsch  nach  einer  Änderung  des  Krankenver- 
sicherungsgesetzes  in   der  Richtung  nahe  gelegt,    dafs  es  ihnen 
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gestattet  werden  möge ,  in  gewissen  Fällen  an  Stelle  der  freien 
ilrzüichen  Hilfe  und  der  Heilmittel  ein  entsprechend  erhöhtes 
Krankengeld  gewähren  zu  dürfen.  Dieses  Bestreben  ist  in  ver- 
schiedentUchen  Verbandsverhandlungen  zum  Ausdrucke  gekommen. 
Nach  unserem  geltenden  Gesetze  ist  eine  solche  Umwandlung  der 
gesamten  Kassenleistung  in  Qeld  in  der  Regel  nur  bei  einem 
Teil  der  Vereinskassen  (§  60),  nämlich  nur  bei  jenen  statthaft, 
welche  von  den  Arbeitgebern  keine  Beiträge,  oder  doch  nur 
solche  unter  der  für  die  übrigen  Kassen  vorgeschriebenen  Drittel- 
höhe  der  Gesamtbeiträge  beziehen.  Nur  im  Falle  des  Aufent- 
haltes des  erkrankten  Iditgliedes  au&erhalb  des  KAssensprengeb 
ist  es  auch  den  übrigen  Krankenkassenarten,  die  Aufnahme  bezüg- 
licher Bestimmungen  in  die  Satzungen  vorausgesetzt,  nach  §  24  des 
Krankenversicherungsgesetzes  gestattet,  sich  der  gesamten  Unter- 
stützungspflicht durch  Zahlung  eines  um  die  Hälfte  erhöhten 
Krankengeldes  zu  entledigen.  Das  deutsche  Elrankenversicherungs- 
^etz  enthält  im  §  27  eine  ähnliche  Bestimmung.  £^  gestattet 
den  Vereinskassen  jedoch  nicht  ohne  weiteres  ihre  gesamte  Unter- 
stützungspflicht in  Geld  abzuthun,  sondern  nur  im  Falle  der 
Poppelversicherung.  —  Im  Interesse  des  Arbeiterstandes  bt  eine 
Änderung  unseres  Gesetzes  in  der  oben  angedeuteten  Richtung 
nicht  zu  wünschen.  Eis  liegt  für  den  erkrankten  Arbeiter, 
namentlich  wenn  er  Familie  hat,  wenn  ihn  noch  unbezahlte 
Schulden  drücken,  wenn  er  zum  Alkoholgenusse  hinneigt,  und 
in  vielen  anderen  Fällen  die  Versuchung  zu  nahe,  das  erhöhte 
Krankengeld  für  andere  Zwecke  als  für  Arzt  und  Apotheke  zu 
verwenden  und  statt  dessen  zu  sogenannten  „Hausmitteln*'  su 
greifen  und  sich  an  Kurpfuscher  zu  wenden.  Auch  würden  dem 
einzelnen  Arbeiter,  der  Arzt  und  Apotheke  selbst  bezahlen  soll, 
zweifellos  höhere  Preise  gestellt  werden,  als  sie  die  Kasse  zu 
zahlen  hat.  Selbst  fUr  den  Aufenthalt  des  Kranken  aufserhalb 
des  Kassensprengels  erscheint  die  gesetzliche  Erlaubnis  zur  Um- 
wandlung aller  Cassenleistungen  in  Geld  bedenklich,  zumal  die 
genannten  Sprengel  oft  klein  sind  und  zur  Ausnützung  der  be- 
züglichen Ausnahmebestimmungen  des  Gesetzes  in  einer  dem 
Sinne  des  letzteren  widersprechenden  Weise  Gelegenheit  geben. 
—  Eine  weitaus  bessere  Mafsregel,  um  den  Kassen  aus  ihrer 
schwierigen  Stellung  gegenüber  auswärts  befindlichen  erkrankten 
Mitgliedern  zu  helfen,  wäre  die  Einführuni?  einer  gesetzlichen 
Verpflichtung  sämtlicher  Kassen  zur  Stellvertretung  in  der 
Krankenunterstützung  und  in  der  Krankenkontrolle  und  zur  Rechts- 
hilfe bezüglich  solcher  Versicherten,  die  beim  Aufenthalt  im 
Sprengel  einer  fremden  Kasse  Leistungen  von  ihrer  Kasse  be* 
anspruchen.  Als  Vorbild  könnte  diesbezüglich  der  §  57  a  des 
deutschen  Gesetzes  dienen. 

Im  Anhange  zum  Gesagten  sei  es  gestattet,  noch  einige 
Zahlen  zur  Veranschaulichung  der  Höhe  der  Kosten,  welche  den 
Krankenkassen  ßlr    Gewährung   der   ärzdichen   Hilfe   und   der 
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Heilmittel  erwachsen,  anzuführen.  Die  tarifmäfsig  festge- 
setzten Kosten  dieser  Art  zeigen  in  den  verschiedenen  öster- 
reichischen Eronländem  sowohl,  als  auch  in  den  einzelnen  Jahren 
der  (letzten  Dekade  eine  ziemliche  Gleichmälsigkeit.  Über  die 
Jahrespauschalien  lä&t  sich  nicht  leicht  ein  allgemeines  Urteil 
fkllen,  die  sehr  verschiedenartigen  Verhältnisse,  welche  die  Höhe 
der  Pauschbeträge  beeinflussen,  entziehen  sich  vielfach  der  Be- 
obachtung und  lassen  sich  nicht  schematisieren.  —  Bei  der 
Tarifierung  wird  in  der  Regel  unterschieden  zwischen  Ordi- 
nation (AuÜBUchen  des  Arztes  in  dessen  Hause  durch  den 
Kranken),  Visite  (Besuch  des  Arztes  beim  Kranken)  und 
Operation;  bezüglich  der  Visiten  wieder,  ob  der  Kranke  sich 
im  Orte  oder  aulserhalb  desselben  aufhält.  Der  Preis  für  eine 
Ordination  beträgt  durchweg  60  Heller,  hier  und  da  40  oder  50, 
selten  20  Heller  Die  Visite  am  Orte  wird  meist  mit  einer  Krone, 
manchmal  mit  weniger  (Minimum  00  Heller),  hier  und  da  höher, 
selten  mit  dem  Maximum  von  1  Krone  60  Heller  berechnet. 
Bei  gröfseren  Entfernungen,  namentlich  aufserhalb  des  Ortes, 
wird  entweder  ein  bestimmter  Betrag  zugeschlagen,  oder,  was 
zumeist  der  Fall  ist,  ein  Kilometei^eld  zwischen  30  Hellem  und 
1  Krone  berechnet  Für  Operationen  sind  entweder  ausfuhrliche 
Tarife  über  die  verschiedentlichen  Arten  derselben  aufgestellt, 
oder  drei  Gruppen  (leichte,  mittlere,  schwere)  unterschieden. 
Für  leichte  operative  Eingriffe,  als  deren  Prototyp  gewöhnlich 
die  einfache  Zahnextraktion  angeführt  wird,  weraen  60  Heller 
bis  1  Krone  20  Heller  gezahlt.  Gröfsere  Operationen  werden 
mit  2  bis  10  Kronen,  schwere  mit  20,  30,  höchstens  40  Kronen 
honoriert.  Bei  Inanspruchnahme  des  Arztes  bei  Nacht  erhält 
derselbe  &8t  immer  die  doppelten  Gebühren;  selten  die  drei- 
fiichen. 

Die  Apotheken  verpflichten  sich  zumeist  zu  p«rcentuell 
bemessenen  Einlassen  von  ihren  Taxen.  Die  Höhe  der  Nach- 
lässe schwankt  zwischen  10  und  25  ^/o. 

Berechnet  man  die  Gestehungskosten  der  Krankenkassen  flir 
ärztliche  Hilfe  und  Medikamente  mit  Bezug  auf  einen  Kranken- 
tag, so  erhält  man  wieder  örtlich  und  zeitlich  auffallend 
gleichmäfsige  Ergebnisse  (im  Durchschnitte  fUr  alle 
Kassenarten  berechnet),  nämlich  für  erstere  Kosten  30,  für  letztere 
22  Heller  pro  Krankentag.  Für  Spitalsverpfleffung  entfallen 
durchschnittlich  auf  den  Krankentag  etwa  12  Heller. 

4.  Schliefslich  ist  noch  zu  bemerken,  dafs  sowohl  die 
Kassenverwaltungen,  wie  auch  die  Verwaltungsbehörden  auf  die 
Arzte  und  Apotheker  einen  gewissen  Einflufs  bezüglich  der  Wahl 
der  Heilmethoden  und  Heilmittel  und  der  äulsem  Ausstattung 
der  letzteren  nehmen,  wodurch  jedes  kostspielige  Heilverfahren 
möglichst  ausgeschlossen  werden  soll.  Handelt  es  sich  hierbei 
lediglich  um  Aufserlichkeiten ,  wie  z.  B.  die  Wahl  der  Arznei- 
flaschen,   den   Zusatz   von   Zucker    zur  Medizin,    um   dieselbe 
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schmackhafter  zu  machen  u.  dergl.,  so  kann  man  solchen  Ver- 
fügungen wohl  zustimmen.  Aber  dieselben  gehen  auch  weiter  und 
beschränken  den  Arzt  sogar  in  der  Wahl  zwischen  verschiedenen, 
im  einzelnen  Falle  in  Betracht  kommenden  Heilverfahren, 
und  dagegen  mufs  man,  namentlich  wenn  es  von  selten  der 
Kassen  Verwaltungen  geschieht,  sehr  grofse  Bedenken  erheben. 
Es  erscheint  nicht  nur  ganz  unzulässig,  mit  finanziellen  Verord- 
nungen in  die  mit  so  grofser  Verantwortung  verbundene  Aub- 
übung  der  ärztlichen  Kunst  einzugreifen,  sondern  die  Kunde  von 
solchen  Mafsregeln  verbreitet  sich  auch,  meist  mit  Übertreibungen, 
unter  der  breiten  Klasse  des  Arbeiterstandes  und  erschüttert  dort 
das  Vertrauen  zu  den  Kassen  und  zu  den  Ärzten.  Müssen 
schon  solche  Vorschriften  bezüglich  unnotwendiger  Äußerlichkeiten 
in  der  Heilbehandlung  gegeben  werden,  so  sollte  man  dies  mit 
ostentativer  Öffentlichkeit,  Abdruck  in  den  Tagesblättern,  An- 
schlag bei  den  Kassen  u.  s.  w.  thun,  um  die  Harmlosigkeit  der- 
selben klarzulegen  und  übertreibende  Gerüchte  unmöglich  zu 
machen. 

Das  k.  k.  Ministerium  des  Inneren  erliefs  unter  dem 
17.  März  1891  R.G.B1.  Nr.  45  eine  Ordinations-  und  Dispensations- 
norm,  „welche  die  thunlichste  Schonung  der  zum  Zwecke  der 
öffentlichen  Krankenpflege  dienenden  Mittel  des  Staates  oder  der 
vom  Staate  verwalteten  Fonde  bezwecken".  Nach  §  20  der 
Bestimmungen  derselben  haben  sich  die  Ärzte  und  Apotheker 
auch  bei  Verschreibung  und  Verabfolgung  von  Heilmitteln  fiir 
die  versicherungspflichtigen  Mitglieder  der  nach  dem  Kranken- 
versicherungsgesetze vom  ;30.  März  1888  eingerichteten  Kranken- 
kassen zu  richten,  insofern  dies  seitens  der  berufenen  Ver- 
waltungen dieser  Institute  beansprucht  wu:d.  Diese  Norm 
beschränkt  die  zu  verordnenden  Heilmittel  und  therapeutischen 
Behelfe  auf  das  Notwendigste  und  Billigste.  —  Um  die  genaue 
Einhaltung  solcher  Bestimmungen,  sowie  der  sonst  geltenden 
Taxen  und  vereinbarten  Nachlässe  zu  kontrollieren,  haben  einige 
Bezirkskrankenkassen- Verbände,  insbesondere  in  Böhmen,  diplo- 
mierte Pharmaceuten  als  sogenannte  Retaxatoren  angestellt,  denen 
die  Überprüfung  und  Richtigstellung  der  Apothekerrechnungen 
sämtlicher  Verbandskassen  obliegt.  Diese  Einrichtung  hat  sich 
zufolge  der  amtlichen  Nachrichten  des  Ministeriums  des  Innern 
gut  bewährt. 

5.  Bezüglich  der  Inanspruchnahme  von  Krankenhäusern 
durch  die  Krankenkassen  für  deren  Mitglieder  sind  drei  Punkte 
zu  erörtern:  der  Begriff  „Krankenhaus^ ,  die  Frage  des  Be- 
stimmungsrechtes, wann  die  Behandlung  in  einem  E^rankenhause 
einzutreten  hat,  und  die  Normierung  über  die  Kostenersatzpflicht 
der  Krankenkassen. 

In  ersterer  Hinsicht  ist  zunächst  von  ausschlaggebender 
Bedeutung,  dafs  die  Verpflegung  eines  Versicherten  in  einem 
Krankenhause  eine  subsidiäre  Erfüllung  der  den  Kassen  ob- 
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liegenden  Unterstützungspflicht  darstellt,  und  daher  nur  solche 
Anstalten  in  Betracht  kommen  können,  welche  die  vollständige 
ärztliche  Behandlung  und  Verpflegung  des  EJranken  zu  gewähren 
in  der  Lage  sind.  Hierbei  ist  es  gleichgültig,  ob  die  betreffende 
Heilanstalt  eine  öffentliche  oder  eine  private  ist,  zumal  der  erste 
Absatz  des  §  8  unseres  Gesetzes  von  der  „freien  Kur  und  Ver- 
pflegung in  einem  Erankenhause"  spricht,  im  Gegensatz  zum 
Absatz  3  desselben  Paragraphen,  wo  bezüglich  der  Kostenersatz- 
pflicht zwischen  öffentlichen  und  privaten  Krankenhäusern  unter- 
schieden wird.  (Vergl.  Entsch.  d.  V.G.H.  v.  8.  Juli  1892  u.  v. 
11.  März  1893.)  Ausgeschlossen  vom  gesetzlichen  Begriffe 
„Krankenhaus''  sind  demnach  gewisse  Kuranstalten,  Bäder  u.  dgl. 
£ine  Kontroverse  entstand  über  die  Frage,  ob  auch  Gebär- 
anstalten unter  den  Bemff  des  Krankenhauses  zu  subsu- 
mieren sind.  An  dem  darüber  entstandenen  Zweifel,  der  sogar 
in  widersprechenden  Entscheidungen  des  Verwaltungsgerichtshofes 
zum  Ausdrucke  kam,  ist  vor  allem  der  unklare  Gebrauch  des  Aus- 
druckes „Krankheit''  im  Gesetze  schuld.  In  einer  Verwaltungs- 
gerichtshofs-Entscheidung  vom  30.  September  1892  z.  B.  heifst  es: 
„Da  die  nach  §  6  des  Kr.Vers.Ges.  den  Wöchnerinnen  bei  nor- 
malem Verlaufe  des  Wochenbettes  zu  gewährende  Unterstützung 
keine  Kranken  Unterstützung  ist,  so  kann  bezüglich  derselben  §  8 
des  K.V.G.  nicht  in  Anwendung  kommen,  da  nach  demselben  die 
freie  Kur  und  Verpflegung  in  einem  Krankenhause  eben  an  Stelle 
der  Krankenunterstützung  tritt.  Es  sind  daher  die  Krankenkassen 
nicht  verpflichtet,  an  Gebäranstalten  Gebärhauskosten  zu  ersetzen.'' 
—  Die  gegenteilige  Meinung  spricht  eine  Entscheidung  desselben 
Gerichtshofes  vom  3.  Mai  1893  aus:  „öffentliche  Gebäranstalten 
sind  in  Betreff  des  Ersatzanspruches  gegenüber  den  Kranken- 
kassen anderen  öffentlichen  Krankenanstalten  gleich  zu  achten; 
68  steht  jenen  also  der  Ersatz  des  Aufwandes  unter  denselben 
Voraussetzungen  und  Bedingungen  zu,  wie  diesen.''  Die  richtige 
Entscheidung  dürfte  sich  aus  dem  Wortlaute  des  §  (j  des 
Ejranken Versicherungsgesetzes  finden  lassen.  Dort  heifst  es :  »Als 
Krankenunterstützung  ist  mindestens  zu  gewähren  vom  Beginne 
der  Krankheit  an  freie  ärztliche  Behandlung  mit  Inbegriff 
des  geburtshilflichen  Beistandes."  Aus  den  letztbe- 
zogenen fünf  Worten,  insbesondere  aber  aus  dem  Worte  „Bei- 
stand" muls  man  schliefsen,  dafs  auch  jene  fachmännische  Hilfe, 
welche  bei  einer  normalen  Geburt  von  Seiten  einer  Hebamme 
oder  eines  Gynäkologen  erforderlich  wird,  von  der  Krankenkasse, 
deren  Mitglied  die  Wöchnerin  ist,  geleistet  werden  mufs.  Als 
weiterer  logischer  Schlufs  aus  obiger  Gesetzesstelle  ergiebt  sich, 
dafs  der  Gesetzgeber  diesen  fachmännischen  Beistand  auch  bei 
einer  normalen  Niederkunft  ungenau  als  Krankheit  bezeichnet, 
da  die  Worte  „mit  Inbegriff"  deutlich  darauf  hinweisen  dafs  das 
Gesetz  den  geburtshilflichen  Beistand  jeder  Art  zu  jener  ärzt- 
lichen Behandlung  rechnet,   welche  die  Krankenkasse  ihren  Mit- 

8* 
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gliedern  zu  gewähren  unbedingt  verpflichtet  ist.  —  Da  nun  §  8 
des  Erankenversicherungsgesetzes  an  Stelle  der  ärztlichen  Be- 
handlung subsidiär  die  Kur  und  Verpflegung  in  einem  öffent- 
lichen Krankenhause  treten  läfst  und  man  die  Gebäranstalten^ 
in  denen  ja  auch  kranke  Wöchnerinnen  behandelt  werden,  all- 

femein  zu  den  Krankenhäusern  rechnet,  so  mufs  man  annehmen, 
afs  die  Krankenkassen  auch  für  die  Behandlung  einer  die  Mit- 
gliedschaft besitzenden  Wöchnerin  in  einer  solchen  Anstalt  nach 
den  für  Krankenhauspflege  allgemein  geltenden  Normen  aufzu- 
kommen haben. 

Ein  ähnlicher  Streit  erhob  sich  bezüglich  der  Irrenan- 
stalten. Eine  Ministerialentscheidung  vom  Jahre  1891  erklärte: 
„Nach  den  einschlägigen  gesetzlichen  Vorschriften,  insbesondere 
auch  nach  dem  Wortlaute  des  §  2,  b)  des  Gesetzes  Tom 
30.  April  1870  R.G.B1.  Nr.  68,  betreffend  die  Organisation  des 
öffentlichen  Sanitätsdienstes,  bilden  die  Irrenanstidten  eine  be- 
sondere, von  den  Krankenanstalten  im  gesetzlichen  Sinne  ver- 
schiedene Kategorie  von  Humanitätsanstalten.  Die  Kranken- 
kassen sind  daher  zum  Ersätze  der  aus  Anlafs  der  Verpflegung 
von  Kassenmitgliedem  in  Landesirrenanstalten  auflaufend^! 
Kosten  nicht  verpflichtet."  In  einem  anderen  Falle  entschied 
der  Verwaltungsgerichtshof  am  8.  Juli  1892  (und  das  ist  die 
gegenwärtig  in  der  Praxis  herrschende  Ansicht)  folgendermaben: 
„Nach  §  1  des  Krankenversicherungsgesetzes  hat  die  Ver- 
sicherung für  den  Krankheitsfall  zu  gelten.  Dabei  macht  das 
Gesetz  bezüglich  der  Art  der  Erkrankung  keinen  Unterschied 
und  es  mufs  aus  diesem  Grunde  und  mit  Rücksicht  auf  d^i 
von  dem  Kranken  Versicherungsgesetz  verfolgten  Zweck,  dem 
Arbeiter  im  Falle  der  Erkrankung  und  der  durch  dieselbe  herbei- 
geftlhrten  Erwerbsunfähigkeit  nicht  nur  die  Bedingungen  flir  die 
Wiedererlangung  der  Gesundheit  unentgeltlich  zu  verschaffen, 
sondern  demselben  und  seiner  Familie  auch  die  unentbehrlichen 
Mittel  zum  weiteren  Unterhalte  zu  gewähren,  geschlossen  werden, 
dafs  die  gesetzliche  Krankenunterstützung  des  §  6  des  Kranken- 
versicherungsgesetzes in  jedem  Falle  der  Erkrankung,  also  auch 
dann  einzutreten  hat,  wenn  es  sich  nicht  um  eine  Krankheit  des 
Körpers,  sondern  auch,  wenn  es  sich  um  eine  Geisteskrankheit 
handelt.  —  Da  nun  der  §  8  des  Krankenversicherungsgesetzes  die 
in  einem  Krankenhause  nach  der  letzten  Ellasse  gewährte  freie  Kur 
und  Verpflegung  »an  »Stelle  der  freien  ärztlichen  Behandlung,  der 
notwendigen  Heilmittel  und  des  Krankengeldes«  setzt,  so  wird 
unter  der  im  §  8  des  Krankenversicherungsgesetzes  gegeb^aen 
Voraussetzung,  dafs  gegen  die  erfolgte  Abgabe  des  Erkrankten 
in  die  Anstalt  seitens  der  Kasse  keine  Einwendung  erhoben 
werden  kann,  die  gesetzliche  Verpflichtung  der  Bezirkskrank^a- 
kasse,  diese  Krankenanstaltsverpnegungskosten  zu  berichtigen, 
auch  dann  bestehen,    wenn  es  sich  um  die  Verpflegung  eines 
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geisteskranken  Eassenmitgliedes  in  einer  für  derlei  Kranke  be- 
«tehenden  Heilanstalt  (Irrenanstalt)  handelt^ 

Hierzu  möge  noch  bemerkt  sein,  dafs  eine  principielle 
Unterscheidung  zwischen  Körper-  und  Geisteskranheit  heutzutage 
wohl  kaum  mehr  zeitgemäfs  ist-,  denn  auch  letztere  betrachtet 
man  heute  als  eine  Erscheinung  gewisser  pathologischer  Vor- 
gänge in  bestimmten  Organen  des  menschlichen  Körpers. 

Um  die  geschilderten  Unklarheiten  zu  beseitigen ,  bedarf  es 
bei  Stilisierung  unseres  Gesetzes  der  Aufzählung  der  als  Kranken- 
häuser geltenden  Anstalten,  zumal  §  2  lit.  b  des  Gesetzes  vom 
30.  April  1870  R.G.B1.  Nr.  (38,  betreflTend  die  Organisation  des 
öffentlichen  Sanitätsdienstes,  die  Kranken-,  Irren-  und  Gebär- 
anstalten nebeneinander  als  verschiedenartige  Institute  aufführt.  — 
Im  deutschen  Gesetze  ist  die  Fassung  des  §  7,  der  unserem  §  8 
entspricht,  eine  glücklichere. 

Eine  sowohl  für  den  erkrankten  Arbeiter,  wie  auch  fUr  das 
finanzielle  Verhältnis  zwischen  Krankenkasse  und  Ejrankenhaus- 
verwaltung  wichtige  Frage   ist  weiter  die:   Wem   steht  im  ein- 
zelnen Falle  das  Verfügungsrecht  darüber  zu,  dafs  an 
Stelle     der    einfachen     ärztlichen    Behandlung    im 
Sinne    des    §  8    des    Krankenversicherungsgesetzes 
die   Verpflegung   in   einem    Krankenhause   zu    treten 
habe?    Hierauf  giebt  unser   Gesetz   wieder  keine   direkte  Ant- 
wort;   eine   solche   kann   nur  mittelst  grammatikalischer   Inter- 
Eretation  abgeleitet  werden.  Diese  wandte  der  Verwaltungsgerichts- 
of  in  einem  Erkenntnisse  vom  25.  Februar  1893  an:  „Die  Ver- 
pflegung in   einem  Krankenhause  ist  also  nur  eine,   und  zwar 
subsidiäre  Art  der  Erfüllung  der  im  §  6  normierten  Verpflichtung 
der  Krankenkasse  und   dadurch,   dafs  das  Gesetz  ausdrücklich 
hervorhebt,  dafs  diese  subsidiäre  Art  nur  gewährt  werden  kann, 
also  nicht  gewährt  werden  mufs,   deutet  es  deutlich  an,   dafs 
die  Entscheidung  darüber,  ob  die  betreffende  Krankenkasse  ihrer 
gesetzlichen   Pflicht    in   der   regelmälsigen    oder  ausnahms weisen 
Art  nachkommen  will,   der  Kassenverwaltung  selbst  zusteht.  — 
An    der  Richtigkeit  dieser   dem   Wortlaute  des   Gesetzes  ange- 
messenen Deutung  kann  wohl  ein  Zweifel  um  so  weniger  auf- 
kommen,   als  nicht  zu  verkennen  ist,    dab,   wenn  die  Art  der 
Krankenunterstützue  im   konkreten  Falle  ganz  unabhängig  von 
den   Verfügungen    der  Krankenkassenverwaltung   je   nach   dem 
Belieben    und    dem   Willen    der   einzelnen    Mitglieder   eintreten 
könnte,   eine  geordnete  Verwaltung  und  Kassengebarung  nicht 
weiter  möglich  erschiene.^  —  Dieses  Verfügungsrecht  der  Kasse 
ist  in  dem  Falle,    als  das  erkrankte  Mitglied   im   gemeinsamen 
Haushalte  mit  Angehörigen  lebt,  oder  sonst  häusliche  Pflege  ge- 
niefst,   von  dessen  Zustimmung  abhängig  gemacht,    sofern   die 
Art  der  Krankheit  nicht  eine  Rücksichtnahme  auf  die  Wünsche 
des  Kranken  ausschliefst. 
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In  der  Praxis  haben  sich  nun  sehr  oft  Fälle  ergeben,  in  denen 
die  Aufnahme  oder  das  Verbleiben  eines  Kassenmitgliedes  in  einem 
Erankenhause  so  unabweisbar  war,  dafs  das  Krankenhaus  sein 
Verhalten  von  einer  vorgängigen  Entscheidung  des  zuständigen 
Kassenvorstandes  nicht  abhängig  machen  konnte,  sei  es,  dafs  man 
die  Kassenverwaltung  vor  der  Aufnahme  des  Mitgliedes  in  die 
Anstalt  überhaupt  nicht  um  ihre  Zustimmung  befragen  konnte, 
sei  es,  dafs  man  der  Verfügung  derselben,  da  sie  von  einseitigen 
finanziellen  Gesichtspunkten  ausging,  ohne  auf  den  Krankheit»- 
zustand  des  Patienten  Rücksicht  zu  nehmen,  keine  Folge  leisten 
durfte.  Solche  Fälle  sind  im  Gesetze  nicht  vorgesehen  und  der 
Mangel  einer  bezüglichen  Normierung  mufs  als  eine  fühlbare 
Lücke  empfunden  werden.  Die  ganze  Frage  gipfelt  praktisch 
in  der  Entscheidung  darüber,  ob  eine  Krankenkasse  auch  dann 
verpflichtet  werden  kann,  die  Kurkosten  für  ein  im  Kranken- 
hause behandeltes  Mitglied  zu  bezahlen,  wenn  die  Aufnahme 
desselben  ohne  vorgängige  Zustimmung,  oder  sogar  gegen  den 
Willen  der  Kassenverwaltung  erfolgte,  oder  wenn  letztere  zum 
Verbleiben  des  Kranken  in  der  Heilanstalt  ihre  Zustimmung  ver- 
weigerte. Sowohl  die  Verwaltungsbehörde  als  auch  der  Ver- 
waltungsgerichtshof haben  trotz  mangelnder  Gesetzesbestimmung 
das  gegenständliche  Dispositionsrecht  der  Kassenverwaltungen  im 
Interesse   des  Unterstützungsberechtigten  wiederholt  aufser  Kraft 

fesetzt.     Will   man   die  hierhergehörigen  Fälle   in    ein   System 
ringen,  so  könnte  man  sie  in  fSnf  Gruppen  einteilen: 

1.  Die  Aufnahme  eines  erkrankten  Kassenmitgliedes  in  ein 
Krankenhaus  mufs  geschehen,  weil  beim  Zustande  des  Kranken 
Gefahr  im  Verzuge  ist,  so  dafs  eine  vorgängige  Entscheidung 
des  Kassenvorstandes  gar  nicht  bewirkt  werden  kann.  Hier 
wird  unter  Umständen  für  das  weitere  Verbleiben  des  Patientai 
in  der  Anstalt  die  Zustimmung  der  Kasse  einzuholen  sein  (vergL 
Entsch.  d.  V.G.H.  vom  3.  Februar  und  5.  Oktober  1894  Nr.  494 
und  3611). 

2.  Die  Art  der  Erkrankung  ist  eine  solche,  dafs  nach  ärzt- 
lichem Gutachten  eine  geeignete  Behandlung  nur  in  einem 
Krankenhause  erfolgen  kann. 

3.  Dem  Kranken  mangelt  jegliche  häusliche  Pflege.  Hier 
Aann'^  nicht  nur,  hier  „mufs"  die  Krankenhauspfiege  aof 
Orund  des  ärztlichen  Gutachtens  gewährt  werden.  Dieser  Fall 
kommt  insbesonders  auch  vor,  wenn  Kassenmitglieder  auf  einer 
Beise  erkranken  (vergl.  V.G.H.  Entsch.  vom  11.  März  1893 
Nr.  827). 

4.  Die  Abgabe  in  ein  Krankenhaus  mufs  kraft  sanitäts* 
polizeilicher  Vorschrift  erfolgen,  z.  B.  bei  Infektionskrank« 
heiten  (vergl.  Entsch.  d.  V.G.H.  vom  11.  Januar  1893  Nr.  3925 
und  vom  5.  Dezember  1894  Nr.  4699). 

5.  Die  Krankenkasse  hat,  von  der  Erkrankung  ihres  Mit- 
gliedes und  dessen  Behandlungsbedürftigkeit  in  Kenntnis  geaetst. 
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es  unterlassen,  von  ihrem  Dispositionsrechte  Gebrauch  zu  machen 
und  keine  Verfügung  getroffen,  durch  welche  sie  dem  gesetz- 
lichen oder  statutarischen  Unterstützungsansprüche  des  Ver- 
sicherten gerecht  geworden  wäre  (vergl.  Entsch.  d.  V.G.H.  vom 
27.  April  1895  Nr.  2159). 

In  allen  diesen  Fällen  müfste  das  Bestimmungsrecht  über 
die  Abgabe  eines  Versicherten  in  ein  Krankenhaus,  bezw.  über 
das  Verbleiben  eines  solchen  dortselbst,  welches  im  allgemeinen 
den  Krankenkassen  ausdrücklich  zuzugestehen  wäre,  auf  den 
Arzt,  bezw.  auf  die  Sanitätsbehörde,  im  Falle  5  sogar  auf  das 
Kassenmitglied  selbst  übergehen,  ohne  dafs  dadurch  die  gesetz- 
liche Pflicht  'der  betreffenden  Kasse  zum  Ersätze  der  Verpfiegs- 
kosten  au%ehoben  würde.  Sonst  aber  wäre  dieses  VerfUgungsrecht 
mit  den  in  unserem  Gesetze  bereits  enthaltenen  Einschränkungen 
den  Kassenverwaltungen  aUgemein  und  ausdrücklich  einzuräumen. 
—  Das  deutsche  Gesetz  weist  in  dieser  Frage  ebenfalls  einen 
Mangel  an  entsprechender  Normierung  auf. 

Im  engen  Zusammenhange  mit  dem  oben  erörterten  Dispo- 
sitionsrechte  der  Kassen  steht,  wie  schon  erwähnt,  deren  Kosten  - 
ersatzpflicht  gegenüber  den  Krankenhäusern.  Unser  Gesetz 
unterscheidet  da  im  dritten  Absatz  des  §  8  zwischen  ö  f  f  e  n  1 1  i  c  h en 
und  nichtöffentlichen  Krankenanstalten,  leider  ohne 
den  Begriff  der  Öffentlichkeit,  auf  den  es  hier  ankommt,  irgend- 
wie zu  terminieren.  Es  läfst  die  Frage  offen,  ob  für  diesen  Be- 
griff die  allgemeine  Zugänglichkeit  der  Anstalt  oder  der  Umstand 
ausschlaggebend  ist,  dafs  das  Krankenhaus  aus  öffentlichen 
Fonden  oder  von  einer  öffentlichen  Korporation  (Stadtgemeinde, 
Bezirk,  Land  u.  s.  w.)  erhalten  wird.  Die  Krankenanstalten 
der  letzteren  Art  sind  durchaus  nicht  immer  flir  jedermann 
EUgänglich.  Was  nun  den  Kostenersatz  betrifft,  so  bestimmt 
unser  Gesetz  an  der  bezogenen  Stelle  folgendes:  „Wird  ein  ver- 
sicherter Erkrankter  in  einer  öffentlichen  Krankenanstalt 
verpflegt,  so  ist  die  Krankenkasse,  soweit  dieselbe  in  Gemäfsheit 
der  vorstehenden  Bestimmungen  nicht  weitergehende  Verpflich- 
tungen freiwillig  übernommen  hat,  verpflichtet,  die  &Xr  Kur  und 
Verpflegung  nach  der  letzten  Klasse  ent&Uenden  Kosten  bis 
zur  Dauer  von  vier  Wochen  der  Krankenanstalt  zu  er- 
setzen." —  Bei  Beratung  dieser  Gesetzesstelle  im  Abgeordneten- 
hause wurde  die  Fassung  derselben  zuerst  bemängelt,  weil  man 
darin  eine  ungerechtfertigte  Überwälzung  der  Unterstützungspflicht 
der  Kassen  bezüglich  ihrer  in  einem  öffentlichen  Krankenhause 
untergebrachten  Mitglieder  nach  Ablauf  der  vierten  Krankheits- 
woche auf  die  Armenpflege  der  Gemeinden  und  Länder  zu  er- 
blicken glaubte.  In  aer  That  gewinnt  man  auch  beim  Lesen 
dieser  Stelle  einen  solchen  Eindruck.  Nach  den  Darlegungen 
des  Vertreters  der  Regierung  sollte  aber  durch  die  Normierung 
der  vier  Wochen  nur  das  Mindestausmafs  einer  Ver- 
pflichtung  der  Kasse   zum   Verpflegungskostenersatze,   auch 
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ohne  dals  vorher  zwischen  ihr  und  der  Heilanstalt  eine  besondere 
Vereinbarung  über  die  Art  und  Höhe  der  Verpfl^skosten  ge- 
troffen worden  wäre,  festgesetEt  werden.  Damach  hätte  man  es 
hier  also  mit  einer  su  Gunsten  der  Krankenhäuser  gegebenen 
Bestimmung  zu  thun.  Als  Remedium  gegen  die  geiürchtete 
Kostenüberwälzung  der  oben  bezeichneten  Art  wurde  auf  den 
fakultativen  Charakter  der  Spitalspfl^e  und  auf  das  be- 
zügliche Disposiiionsrecht  der  Kassen  hingewiesen,  woraus  sidi 
die  Notwendigkeit  einer  Unterhandlung  und  Vereinbarung  zwischen 
Kasse  und  Krankenhaus  für  den  Fall  einer  länger  als  vier- 
wöchentlichen Spitalsbehandlung  ergäbe.  —  Abgesehen  davon, 
dafs  der  Wortlaut  des  Gesetzes  die. soeben  erörterte  Absicht  des 
Gesetzgebers  in  einer  schwer  erkennbaren  Form  ausdrückt,  hat 
die  ganze  Kalkulation  einen  Fehler:  man  liefs  aulser  Betracht^ 
dafs  es  Fälle  geben  könnte,  in  denen  ohne  und  selbst  gegen  den 
Willen  der  Kasse  die  Krankenhauspflege  auch  über  vier  Wochen 
hinaus  gewährt  werden  müfste.  In  solchen  Fällen  findet  nach 
dem  heutigen  Stande  des  Gesetzes  thatsächlich  eine,  wie  es 
scheint,  nicht  beabsichtigte  Überwälzung  der  Krankenkosten  in 
obigem  Sinne  statt,  insoweit  nicht  etwa  nach  §  6  4  des  Kranken- 
versicherungsgesetzes der  Krankenanstalt  auf  dem  Umwege  durch 
die  Person  des  Versicherten  wenigstens  ein  teilweiser  Kostenersatz 
geschaffen  wird.  Aber  auch  die  Anwendbarkeit  des  §  64  fbr 
diese  Fälle  ist  in  der  Praxis  strittig.  Diese  Gesetzesstelle  lautet: 
^Hat  eine  Gemeinde  oder  Korporation  auf  Grund  ihrer  gesetz- 
lichen oder  statutarischen  Verpflichtung  zur  Armenversorgung 
einer  Person,  welcher  an  eine  in  diesem  Gesetze  genannte  Kranken- 
kasse ein  Unterstützungsanspruch  zusteht,  Krankenunterstützungen 
geleistet,  so  geht  dieser  Anspruch  bis  zum  Betrage  der  geleistet^i 
Unterstützung,  und  wenn  die  letztere  ihn  erreicht  oder  übersteigt, 
in  seiner  ganzen  Höhe  auf  die  Gemeinde  oder  Korporation  über, 
und  ist  diese  Gemeinde  bezw.  Korporation  allein  zur  Geltend- 
machung des  übergegangenen  Anspruches  an  die  Krankenkasse 
berechtigt.^  —  Zunächst  steht  durchaus  nicht  fest,  dafs  jedes 
öffentliche  Krankenhaus  eine  Korporation  darstellt,  oder  doch 
von  einer  Korporation  erhalten  und  verwaltet  wird.  Sodann  hat 
die  Anwendung  des  §  (54  hier  oft  bedenkliche  Folgen  fiir  den 
Versicherten.  —  Eine  Ministerialentscheidung  von  1893  z.  B. 
sa^t:  „Die  Kasse  ist,  ihre  Zustimmung  zur  Verpflegung  eines 
Mitgliedes  in  einem  öffentlichen  Krankenhause  vorausgesetzt,  sor 
Zahlung  der  vollen  Spitalsverpflegskosten  nur  filr  die  Dau« 
von  vier  Wochen  verpflichtet,  wenn  nicht  etwa  zwischen  Kaase 
und  Spitalsverwaltung  ein  diesbezüglich  mafsgebender  Vertrag 
geschlossen  wurde.  Dauert  die  Spitalsverpflegung  eines  Kasaen- 
mitgliedes  länger  als  vier  Wochen,  so  ist  die  Kasse  von  diesem 
Zeitpunkte  ab  nur  mehr  zu  den  gesetzlichen  und  statutarischoi 
Mindestleistungen  gegenüber  dem  Erkrankten  verpflichtet, 
welche  jedoch   in   Gemäfsheit  der  Bestimmung    des    §   ü4   des 
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Krankenversicherungsgesetzes  an  das  Krankenhaus  übergehen, 
«omit  diesem  vorzubehalten  sind.  —  Nachdem  in  Gemäfsheit 
des  §  8,  letzter  Absatz  des  Krankenversicherungsgesetzes,  die 
Hälfte  des  Krankengeldes  an  die  Angehörigen  des  im  Kranken- 
hause Untergebrachten  nur  für  jene  Zeit  zu  leisten  ist,  während 
welcher  die  Kur  und  Verpflegung  im  Krankenhause  auf  Kosten 
•der  Krankenkasse  erfolgt,  folgt  hieraus,  dafs  auch  für  die 
Frage  der  Dauer  der  Gewährung  dieses  halben  Krankengeldes 
in  erster  Reihe  der  zwischen  der  Kasse  und  der  Krankenhaus- 
verwaltung eventuell  geschlossene  Vertrag  raafsgebend  ist,  wo- 
gegen in  Ermangelung  eines  eigenen  Vertrages  die  Gewährung 
dieses  halben  Krankengeldes  auf  die  ersten  vier  Wochen  der  mit 
Zustimmung  der  Krankenkasse  in  einem  öffentlichen  Kranken- 
hause erfolgenden  Verpflegung  be<>chränkt  bleibt,  weil  in  diesem 
Falle  die  eventuelle  Weiterverpflegung  des  Kranken  im  Kranken- 
hause nicht  mehr  auf  Kosten  der  Kasse,  sondern  auf 
Kosten  der  dem  Verpflegten  gesetzlich  zukommenden 
Krankenunterstützung  erfolgit/  Die  durch  diese  Rechtsfolgerung 
begründete  Einstellung  des  an  die  Familie  des  kranken  Arbeiters 
zu  zahlenden  Erhaltungsbeitrages  nach  Ablauf  von  vier  Wochen 
enthält  eine  ungeheure  Härte,  welche  der  weit^eifenden  social- 
politischen  Tendenz  des  ganzen  Gesetzes  geradezu  ins  Gesicht 
«chlägt  und  vom  Gesetzgeber  zweifellos  nicht  beabsichtigt  wurde. 
Zudem  liegt  darin  auch  eine  ungerechtfertigte  Entlastung  der 
Krankenkasse;  denn  derselben  wird  im  gegenständlichen  Falle 
ohne  Begründung  nach  Ablauf  der  vierten  Woche  die  Ausgabe 
für  Arzt  und  Apotheker,  zu  deren  Bestreitung  die  Kasse  während 
der  ganzen  Dauer  des  Unterstützungsanspruches  des  kranken 
Versicherten  verpflichtet  ist,  erspart  und  auf  den  Versicherten 
selbst,  bezw.  auf  das  Krankenhaus  überwälzt. 

Eine  entgegengesetzte  Ansicht  über  die  Geltung  des  §  64 
des  Krankenversicherungsgesetzes  für  Kr<ankenhäuser  kam  in 
einer  Ministerialentscheidung  vom  20.  Februar  1895  ZI.  SS16  und 
in  einem  Erkenntnisse  des  Verwaltungsgerichtshofes  vom  28.  De- 
zember 1894  Nr.  5090  zum  Ausdrucke.  Dort  wird  erklärt,  dafs 
die  öffentlichen  Krankenanstalten  nicht  unter  die  im  §  04  des 
Krankenversicherungsgesetzes  genannten  Korporationen  subsumiert 
werden  können,  vielmehr  sei  der  Anspruch  der  öffentlichen 
•Krankenanstalten  durch  die  im  §  8  des  Krankenversicherungs- 
gesetzes enthaltene  Fristbestimmung  in  jedem  Falle  auf  die  Ver- 
pflegsgebühren  für  vier  Wochen  beschränkt.  —  Aus  dem  Gesagten 
geht  hervor,  dafs  die  Gesetzgebung  mit  der  Fassung  des  dritten 
Absatzes  des  §  8  unseres  Gesetzes  die  Klarlegung  ihrer  Absicht, 
Krankenversicherung  und  Armenpflege  gegen  einander  abzugrenzen, 
verfehlt  hat. 

Über  die  Kostenei^satzpflicht  der  Krankenkassen  gegenüber 
nicht  öffentlichen  Krankenanstalten  ist  im  Gesetze  nichts 
Näheres  gesagt.     Ein   Erlafs  des  Ministeriums  des  Innern  vom 
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1.  Januar  1890  stellt  folgende  Richtschnur  daflOr  auf:  „Handelt 
es  sich  um  die  Verpflegung  eines  Versicherten  in  einer  nicht- 
öffentlichen Krankenanstalt,  so  wird  zu  unterscheiden  sein,  ob 
die  Unterbringung  des  Versicherten  mit  Zustimmung  oder  ohne 
Zustimmung  der  Krankenkasse  erfolgt  ist.  Im  ersteren  Falle 
hat  die  Krankenkasse  die  Kosten  der  Beförderung  des  Ver- 
sicherten in  die  Krankenanstalt,  femer  die  Kosten  der  Kur  und 
Verpflegung  im  Krankenhause  nach  Mafsgabe  des  betreffenden 
Vertrages  oder  des  Übereinkommens  im  spedellen  Falle  fiir  den 
darin  festgesetzten  Zeitraum,  welcher  sich  über  die  Statuten- 
mäfsige  Maximaldauer  der  Krankenunterstützung  nicht  erstrecken 
darf,  endlich  im  Falle  des  letzten  Absatzes  des  §  8  des  Kranken- 
Versicherungsgesetzes  die  Hälfte  des  Krankengeldes  zu  leisten. 
—  Ist  hingegen  die  Unterbringung  des  Versicherten  in  einer 
nicht  öffenüichen  Krankenanstalt  ohne  die  Zustimmung  der 
Krankenkasse  erfolgt,  so  beschränkt  sich  die  Verpflichtung  d&r 
letzteren  —  vorbehaltlich  der  eventuellen  Anwendung  der  Be- 
stimmungen des  §  G4  des  Krankenversicherungsgesetzes  —  auf 
die  Leistungen  der  statutenmäfsigen  Krankenunterstützung  an 
den  Versicherten." 

Reassumieren  wir:  es  besteht  das  Bedürfnis,  bei  dner 
Revision  unseres  Krankenversicherungsgesetzes  die  zwischen  Kassen 
und  Krankenanstalten  schwebende  Kostenersatzfrage  und  damit 
teilweise  das  Verhältnis  zwischen  E^rankenversicherung  und 
Armenpflege  klarzustellen.  Aufser  der  Gesetzgebung  ist  aber 
noch  ein  Faktor  berufen,  hier  an  einer  fortschrittlichen  Entwick^ 
lung  mitzuarbeiten:  das  sind  die  Bezirkskrankenkassenverbände, 
die  im  Sinne  des  §  39  Abs.  H  ZI.  2  und  3  des  K.V.Ges.  daza 
berufen  sind,  fbr  die  ihnen  zugehörenden  Kassen  Generalverträge 
mit  Ärzten,  Apothekern  und  Krankenanstalten  abzuschlieCsen, 
sowie  die  Errichtung  eigener  Verbandsapotheken  und  Verbands- 
krankenanstalten ins  Auge  zu  fassen.  Zu  letzteren  Mafsnahmen 
wird  dann  der  Zeitpunkt  als  gekommen  erscheinen,  wenn  die 
Verbände  durch  Erstarkung  der  Verbandsreservefonde  eine  ge- 
nügende Kapitalskraft  erlangt  haben  werden. 

Was  die  einschlägigen  Bestimmungen  des  deutschen  Kranken- 
versicherungsgesetzes betrifllfc,  so  enthalten  auch  diese  (§  6  a  ZI.  (5, 
§  7,  §  26  a  ZI.  2  b,  §  56  a)  keine  befriedigende  Normierung  über 
die  besprochenen  Verhältnisse;  nur  eine  Bestimmung,  die  einen 
Fortschritt  gegenüber  dem  österreichischen  Gesetze  bedeutet,  finden 
wir  in  der  zuletzt  bezeichneten  Gesetzesstelle:  dort  werden  die 
Mitglieder  einer  Krankenkasse  in  der  Mindestzahl  von  30  legitimiert, 
durch  Vermittlung  der  höheren  Verwaltungsbehörde  gegen  su 
engherzige  Vertragsschliefsungen  ihrer  Kasse  mit  Krankenanstalt^d 
vorzugehen. 

6.  Fassen  wir  alles,  was  hier  über  das  Verhältnis  zwischen 
Krankenkassen  einerseits  und  Ärzten,  Apothekern  und  Kranken- 
anstalten andrerseits  gesagt  wurde,  zusammen,  so  müssen  wir  fest- 
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stellen .  dals  es  bei  Redigierung  unseres  gegenwärtig  ^Itenden 
Versicnerungsgesetzes  gar  nicht  möglich  war,  dieses  Vernältnis  in 
einer  allen  Interessen  gerecht  werdenden  Weise  zu  regeln;  man 
konnte  ja  die  eigentümlichen  Wirkungen,  welche  die  neuartigen 
Rechtsinstitute  der  Arbeiterzwangsversicherung  auf  die  beteiligten 
Personenkreise  und  deren  gegenseitigen  Beziehungen  ausüben 
würden,  in  vorhinein  gar  nicht  ermessen.  Nun  aber  liegen 
Erfahrungen  in  Fülle  vor  und  diese  drängen  nach  einer  ent- 
sprechenden Normierung.  Insbesondere  haben  die  Konflikte 
zwischen  den  Eankenkassen  und  den  Ärzten  und  Apothekern, 
welche  in  letzterer  Zeit  wiederholt  einen  bedenklichen  Umfang 
angenommen  haben  (Berlin,  Leipzig!),  eine  Gefahr  für  die 
gesunde  Weiterentwicklung  der  Arbeiterversicherung  herauf- 
beschworen. In  welcher  Weise  hier  die  Gesetzgebung  eingreifen 
soll,  ohne  in  die  Autonomie  der  Kassen  und  in  die  freie  Aus- 
übung des  ärztlichen  und  Apotheker-Berufes  zu  sehr  einzugreifen, 
mu(s  vorläufig  dahingestellt  bleiben.  Es  wäre  denkbar,  dafs  die 
Vorstände  der  Kassen  und  Kassenverbände  und  die  Standes- 
vertretungen der  Ärzte  und  Apotheker  zur  e;emeinsamen, 
periodischen  Festsetzung  von  Gebührensätzen  gesetzlich  herange- 
zogen würden  und  hierbei,  sowie  bei  Änderungen  solcher  Tarife 
der  Verwaltungsbehörde  im  Interesse  des  Zustandekommens 
billiger  Vereinbarungen  dn  gewisser  Einflufs,  ein  Bestätigungs- 
recht eingeräumt  würde.  —  Jedenfalls  aber  mufs  in  dieser  Frage 
bald  etwas  geschehen. 


VI. 
Statistik,  Entwiclclung  und  Reform  der  Krankenicassen. 

1.  EiDleituDg.  —  2.  Gesamtüberaicht  ttber  alle  Kassen;  a)  Umfang 
und  Entwicklung  der  Versicherung,  b)  Rrankheitsstatistik,  c)  Kassen- 
gebarung.  —  o.  Statistik  der  einzelnen  Eassenarten;  a)  GrÖfse  und 
Wachstum  der  Rassen,  b)  die  Vorteile  der  Versicherten  bei  den  einzelnen 
Kassenarten,  c)  die  Lasten  der  Arbeiter  und  Arbeitgeber,  d)  die  Dnreh- 
ftthrungskosten  der  Versicherung  bei  den  yerschiedenen  Kassen,  e)  die 
finanziellen  Ergebnisse  der  Kassengebamng.  —  4.  Die  Centralisation  des 
Kassen  Wesens;  a)  die  Übelstände  der  herrschenden  ZerBplitterung  der 
Kassenorganisation,  b)  die  Gründe  ftlr  die  Schafitog  der  Specialkassen 
und  die  Stichhaltigkeit  derselben  für  die  heutigen  Verhältnisse,  c)  die  Vor- 
teile der  Centralisation  und  die  Durchführung  derselben.  —  5.  Schlufswort 


1.  Man  kann  sich  keine  richtige  Vorstellang  von  der  Ent- 
wicklung und  von  der  Bedeutung  der  obligatoriachen  Kranken- 
versicherung machen,  ohne  sich  mit  der  Statistik  derselben  zu  be- 
schäftigen. Auch  die  verschiedenen  Reformpläne,  namentlich  ftr 
eioe  bessere  Organisation  des  Versicherungswesens,  fofden  zum 
^rofsen  Teile  auf  den  Elrgebnissen  statistischer  Beobachtungen. 
Um  daher  dem  Zwecke  dieser  Abhandlung,  der  Erörterung  der 
Licht-  und  Schattenseiten  unserer  Zwangsversicherung,  gerecht  zu 
werden,  ist  es  unerläfslich,  Zahlenmaterial  zu  bringen,  und  zwar 
vergleichsweise  aus  verschiedenen  Jahren.  Es  wurden  vom  Ver- 
fasser für  diesen  Zweck  zunächst  die  Jahre  1890  und  1898  ge- 
wählt; das  Jahr  1890,  weil  fllr  dasselbe  das  erste  Mal  seit  dem 
Inslebentreten  unseres  Krankenversicherungsgesetzes  eine  statistische 
Jahresübersicht  ausgearbeitet  wurde,  das  Jahr  1898,  weil  es  das 
letzte  Jahr  ist,  für  welches  gegenwärtig  eine  vollständige  amtliche 
Statistik  vorliegt.  Dazwischen  wurden  die  Jahre  1893  imd  1896 
als  Stufen  der  Entwicklung  eingeschaltet.  Eine  Anfllhning  des 
Zahlenmaterials  aus  allen  zehn  Jahren  würde  die  Übersichtlich- 
keit der  Darstellung  beeinträchtigen,  ohne  bei  der  auffallend 
gleichmäfsiKcn  Entwicklung  des  Kassenwesens  Neues  oder  Eigen- 
artiges zu  Dringen. 


XIX  6. 


125 


Ednes  mufs  aber  noch  vorausgeschickt  werden.  Wer  aus 
den  Zahlenbildem  der  Statistik  bestimmte  Schlüsse  ziehen  will, 
mufs  mit  äuiserster  Vorsicht  zu  Werke  gehen.  Denn  es  wirken 
beim  Zustandekommen  der  Zahlenergebnisse,  namentlich  auf  dem 
Oebiete  der  Socialpolitik ,  mancherlei  Umstände  und  Kräfte  mit, 
welche  in  der  Statistik  nicht  zum  Ausdrucke  kommen,  deren 
Übersehen  aber  beim  Beobachter  ganz  falsche  Vorstellungen 
hervorrufen  und  zu  irrigen  Schlüssen  Anlals  ftehen  würde.  Nur 
bei  genauer  Kenntnis  und  eiugehendem  Studium  aller  für  die 
Gestaltung  der  Arbeiterversicherung  in  Betracht  kommenden  Ver- 
hältnisse lälst  sich  auf  dem  reichen  Zahlenmaterial  ein  grund- 
festes Gebäude  aufftlhren. 


2.    Gesamtüberslclit 

über    die    bisherigen   Ergebnisse    der   österreichischen  Arbeiter- 

Krsmkenversichemng. 

a)    Umfang  und  Entwicklung  der  Versicherung. 


Sä 
s 

Durch- 
schnitt- 
liche Zahl 

der 
Kranken- 
kassen 

Durch- 
schnittliche 
Zahl  der  Ver- 
sicherten 

Gesamt- 
einnahmen 
aller  Kran- 
kenkassen in 

Kronen 

Summe 
der  ünter- 
stützungs- 
leistungen 
aller  Kran- 
kenkassen 
in  Kronen 

Gesamtaus- 
gaben    aller 
Kranken- 
kassen 
in  Kronen 

1890 
1893 
1896 
1898 

2740 
2876 
2921 
2908 

1548825 
1840048 
2 188  010 
2849  746 

24  719486 
30125114 
38  284880 
48  032  580 

20 193  480 
24  461 758 
30  504388 
35164352 

22  681454 
27  730  706 
34  774  706 
40  167  144 

Die  Bruderladen  (Knappschaftskassen)  nehmen  wegen 
ihrer  Eigenart,  ihres  selbständigen  Entwicklungsganges  und  ihrer 
Verbindung  mit  Invaliden-,  Witwen-  und  Waisenversicherung  eine 

ruderte  Stellung  ein  und  werden  auch  vom  k.  k.  Ministerium 
Innern  nicht  mit  den  übrigen  Kassen  zugleich,  sondern  ftir 
sich  in  der  amtlichen  Statistik  behandelt.  Sie  sind  daher  auch 
in  obiger  Übersicht  nicht  mit  einbezogen.  Zu  Ende  des  Jahres  1898 
bestanden  268  Bruderladen  mit  einem  Mitgliederstande  von 
183  702  Personen.  Von  diesen  Kassen  waren  aber  nur  185  mit 
115  719  aktiven  MitgUedem  nach  den  geltenden  Bestimmungen 
über  die  Arbeiterkrankenversicherung  umgebildet;  43  Knapp- 
schaftskassen hatten  überhaupt  keine  aktiven  Mitglieder  mehr  und 
kamen  daher  in  der  Statistik  überhaupt  nicht  mehr  in  Betracht. 
Die  Reform  der  restlichen  40  Kassen  ist  im  Zuge. 

Die  Lehrlingskassen  sind  ebenfalls  nicht  in  die  Statistik 
einbezogen,  weil  dieselben  nicht  unter  das  Krankenversicherungs- 
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gesetz  fallen  und  leider  überhaupt  noch  nicht  gesetzlich  geregelt  } 
sind.  Sie  umschliefsen  aufser  etwaigen  freiwillig  versicherten 
Personen  nur  jene  Lehrlinge  beiderlei  Geschlechts,  bezüglich  ' 
deren  die  Arbeitgeber  im  Sinne  des  §  4  des  Krankenversicherungs- 
gesetzes  durch  die  Verwaltungsbehörde  von  der  Pflicht  zur  An- 
meldung bei  einer  gesetzlichen  Krankenkasse  befreit  wurden.  Im 
Jahre  1898  bestanden  im  ganzen  337  Lehrlingskassen  mit  58301 
Versicherten.  Davon  waren  allein  in  Wien  48  Kassen  mit 
32418  Versicherten. 

Freiwillig  gegen  Krankheit  versichert  waren  1898  bei 
sämtlichen  Krankenkassen  etwa  100  000  Personen.  Diese  sind 
in  die  Kassenstatistik  schon  mit  einbezogen. 

Bechnet  nian  Bergleute  und  LehrUnge  mit,  so  waren  im 
Jahre  1898  in  Osterreich  gegen  Elrankheit  weit  über  zwei  und 
eine  halbe  Million  Personen,  das  ist  etwa  10  ^/o  der  mit 
26100  000  angenommenen  gesamten  Bevölkerung,  versichert. 
Veranschlagt  man  die  Zahl  der  Personen  unter  zehn  Jahren  mit 
etwa  ein  Viertel  der  Gesamtbevölkerung,  so  findet  man,  dafs  von 
der  erwerbsfähigen  Bevölkerung  fast  13  ^/o  den  Kranken- 
kassen als  Mitglieder  angehörten.  Im  selben  Jahre  haben  diese 
Kassen  abzüglich  der  Knappschafts-  und  LehrUngskassen  bei 
einem  Mitgliederstande  von  2  349  746  Personen  an  900  281  Er- 
krankte in  1130476  ErkrankungsMen  mit  19 165  471  Kranken- 
tagen  Unterstützungen  geleistet.  Dazu  kommen  noch  48076  Fälle 
von  Entbindungen  mit  1311794  Krankentagen.  Die  Gesamt- 
zahl der  Unterstützungsfälle,  in  denen  auch  ein  Krankengeld  ge- 
währt wurde,  betrug  im  Jahre  1898  sonach  1178  552  mit 
20  477  265  Krankentagen.  Für  Beerdigungskosten  mufsten  die 
Kassen  in  21  349  Sterbefkllen  aufkommen. 

Der  Gesamtbetrag  der  Unterstützungen  aller  Krankenkassen 
mit  Ausschlufs  der  Bruderladen  und  Lehrlingskassen  ist  ftir  die 
Zeit  vom  L  August  1889  bis  31.  Dezember  1898  mit  nmd 
244,66  Millionen  Kronen  zu  veranschlagen;  die  Gesamt- 
summe der  Beitragsleistungen  mit  etwa  290  Millionen  Kronen. 

Interessant  ist  der  Eückschlufs  von  den  Kassenbeiträgen  der 
versicherten  Arbeiterschaft  (einfchliefslich  der  Bergarbeiter)  auf 
das  Lohneinkommen  derselben.  Dieser  Rückschlufs  kann 
allerdings  kein  genauer  sein,  weil  die  Versicherungsbeiträge  nicht 
nach  Prozenten  des  wirklichen  Lohnes  des  einzelnen  Ver- 
sicherten, sondern  nur  nach  Prozenten  bestimmter  Lohnklassen 
bemessen  werden.  Im  allgemeinen  aber  wird  die  nachstehende 
Berechnung  stimmen.  Nimmt  man  2  ^/o  als  durchschnittliches 
Verhältnis  der  Kassenbeiträge  der  Arbeiter  zu  ihrem  Arbeitslohne 
an,  so  ergiebt  sich  für  das  Jahr  1898  in  Österreich  ein  gesamtes 
Lohneinkommen  der  versicherten  2V/2  Millionen  Arbeiter  und 
Arbeiterinnen  im  runden  Betrage  von  1480  Millionen  Kronen. 

All'  diese  Zahlen,  welche  in  grolsen  Umrissen  ein  Bild  von 
dem  geben  sollen^  was  die  Arbeiter-Krankenversicherung  bei  uns 
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bisher  geleistet  hat,  und  wie  diese  Leistungen  in  beständigem 
Fortschritte  begriffen  sind,  verkünden  lauter,  als  es  Worte  ver- 
möchten^  die  gewaltige  Bedeutung  dieser  umfassenden,  von  Staats- 
wegen  geschtmenen  Fürsorgeeinrichtung.  Eine  grofse  Menge 
socialen  Elends  wurde  durch  den  modernen  Associationsgedanken 
aus  der  Welt  geschafft  oder  doch  gemildert;  einem  für  unser 
heutiges  Kulturleben  unentbehrlichen  Stande  wurde  eine  starke 
Stütze,  eine  Widerstandskraft  verliehen  nicht  nur  von  grund- 
legender wirtschaftlicher,  sondern  auch  von  weittragender  sittlicher 
Bedeutung.  Trotz  ihrer  vielfachen  Mängel  ist  die  gewählte 
Durchführungsart  dieser  Erankenfürsorge  für  die  mittellosen 
Volksschichten  eine  treffliche  zu  nennen;  sie  ist  so  in  Fleisch 
und  Blut  der  Bevölkerung  übergegangen,  dafs  eine  Aufhebung 
oder  grundsätzliche  Umgestaltung  des  Krankenkassenwesens  heute 
«in  Ding  der  Unmöglichkeit  wäre. 

Aber  noch  einen  Vorzug  unserer  Krankenversicherung, 
welcher  nicht  im  Zwecke  derselben  gelegen  ist,  möchte  ich 
rühmen:  Durch  die  damit  verbundene,  ins  einzelne  gehende 
Statistik  wurde  ein  so  tiefer  Einblick  in  die  Verhältnisse  des 
Arbeiterstandes  und  seiner  Beziehungen  zur  modernen  Produktion 
ermöglicht,  wie  nie  zuvor.  Dadurch  wird  eine  der  wichtigsten 
Voraussetzungen  für  den  gesunden  Fortschritt  in  der  socialen 
Umgestaltung  von  Staat  und  Gesellschaft  vermittelt:  die  fllr  jede 
Weiterentwicklung  unentbehrliche  Kenntnis  der  treibenden  und 
gestaltenden  Kräfte. 

b)  Im  Anschlüsse  an  obige  Übersicht  über  den  Umfang  der 
Krankenversicherung  mögen  einige  allgemeine  Angaben  über  die 

Krankheitsverhältnisse 

unter  den  Versicherten  folgen. 

In  dem  Zeitraum  von  1890 — 1898  kamen  unter  den  Mit- 
gliedern der  nach  dem  Krankenversicherungsgesetze  eingerichteten 
Krankenkassen  rund  8^54  Millionen  Erkrankungsfälle 
(einschliefslich  Entbindungen)  mit  146^02  Millionen  Kran- 
kentagen und  ferner  17^000  Sterbefällen  vor. 

Den  besten  und  richtigsten  Malsstab  fUr  die  Erkrankungs- 
verhältnisse giebt  die  Morbilitätsziffer.  In  ihr  kommen 
die  beiden  mafsgebenden  Faktoren :  die  durchschnittliche  Häufig- 
keit und  die  durchschnittliche  Dauer  der  Erkrankungen,  bezogen 
auf  das  Individuum,  zum  Ausdruck.  Man  erhält  diese  Ziffer 
durch  Berechnung  der  Krankentage  auf  ein  Mitglied  und  ein 
Jahr.  Während  der  bisherigen  Geltungsdauer  des  Kranken- 
versicherungsgesetzes ist  die  Morbilitätsziffer  langsam  gestiegen. 
Sie  betrug,  die  Entbindungen  mitgerechnet,  1890:  8,01  und  1898: 
8,71.  —  Die  durchschnittliche  Dauer  eines  Krankentages  stellte 
sich  1890  auf  15,02  und  1898  auf  17,0  Tage.  Die  SterbUchkeit 
nahm  ab.  Von  je  100  Versicherten  starben  im  Jahre  1890:  1,03, 
im  Jahre  1898:  0,91. 
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Wesentliche  Verschiedenheiten  in  der  Morbilität  zeigen 
sich  nach  Geschlecht  und  Alter.  Diese  Unterschiede  treten 
mit  einer  gewissen  Regelmäfsigkeit  auf,  so  dafs  sich  daraus  all- 

femeine  Erfahrungssätze  ableiten  lassen.  Das  percentuelle  Wer- 
ältnis  zwischen  der  Anzahl  der  männlichen  und  weib- 
lichen Versicherten  drückt  sich  im  Durchschnitte  bezüglich  aller 
Kassen  in  den  ersten  zehn  Jahren  constant  in  den  Zahlen  78 :  22 
aus.    Die  durchschnittliche  Dauer  eines  Krankheitsfalles 

betrug    in    den    Jahren   ..q^q    für    männliche    Kaasenmitglieder 

LOVO 

j-T^  '^Ag^)    ^i"    weibliche,    a  u  s  schliefslich    der  Entbindungen, 

17  1 

iü'q  ^^^'    ^^  Krankentagen  entfallen  in  denselben  Jahren 

auf  jedes  männliche  Mitglied  ^^^  auf  jedes  weibliche'  ^^'-^  ohne, 

o,Uo,  Oj5ü 

1 0  J.ft 

und     ^  —   mit  Einrechnung  der  Entbindungen.    Auf  100  weib- 
liche Versicherte  kamen  p^tt  Entbindungen.    Es  starben 

y,54 

1  03 
in  den   beiden  Jahren  durchschnittlich  von  100  Blännem  tttt^ 

0,92, 

1  12 
von  100  Frauen  —^  Personen. 

Die  Verteilung  des  Alters  unter  den  Versicherten  ist  nach 
dem  Geschlechte  wesentlich  verschieden:  in  den  jüngeren  Alters- 
klassen (unter  25  Jahren)  der  ArbeiterbevOlkerung  ist  das  weib- 
liche Geschlecht  stärker  vertreten  als  das  männliche.  Den  gröfsten 
Anteil  an  dem  ersteren  weisen  die  Betriebskrankenkassen  auf, 
weil  gewisse  Fabrikationszweige  (z.  B.  Textil,  Tabak)  vorwiegend 
Arbeiterinnen  verwenden.  In  nächster  Linie  haben  die  meisten 
weiblichen  Mitglieder  die  Vereinskassen,  weil  auch  bei  diesen  sich 
die  Versicherten  zum  grofsen  Teile  aus  Fabriken  rekrutieren; 
daher  dort  auch  analoge  Erscheinungen  wie  bei  den  Betriebs- 
kassen.  Eine  verhältnismäisig  geringe  Zahl  von  Arbeiterinnen 
ist  bei  den  Genossenschafts-  und  Bezirkskrankenkassen  versichert, 
was  zu  den  Schlüssen  Anlafs  giebt,  dals  das  Kleingewerbe  wenig 
mit  weiblichen  Kräften  arbeitet,  und  dafs  die  Bezirkskassen  wenig 
Fabriksarbeiter  haben. 

Mit  dem  Alter  steigt  die  Erkrankungsgefahr,  langsam  auch 
die  Gefahr,  in  einem  Jahre  wiederholt  zu  erkranken ;  viel  rascher 
die  Gefahr,  länger  krank  zu  bleiben.  Beim  weiblichen  Geschlecht 
wächst  die  Morbilität  im  Alter  zwischen  20  und  40  Jahren  rascher 
als  beim  männlichen  (Entbindungen!).  Auch  die  Sterblichkeit 
nimmt  mit  dem  Alter  zu  und  zwar  bis  zum  40.  Lebensjahre 
bei  den  Männern  rascher  als  bei  den  Frauen. 
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c)    Nun  ein  paar  allgemeine  Bemerkungen  ttber  die 
Gebarung  der  Krankenkassen. 

Unsere  Arbeiter-Krankenversicherung  ist  im  Gegensätze  sur 
kollektiven  Unfallversicherung  eine  Individualversicherung, 
bei  welcher  angesichts  der  häufigeren  UntersttttzungsfkUe  und  der 
Wichtigkeit  fortwährender  Kontrolle  der  einzelne  Arbeiter  die 
Yersicherungseinheit  bildet.  Die  Deckung  der  Kassenausgaben 
wird  in  Beitragsleistungen  gefunden ,  welche  nach  versicherungs- 
technischen Grundsätzen  in  Prozenten  des  Lohnes  (Lohnklassen) 
des  einzelnen  Versicherten  bemessen  werden.  Wir  haben  es 
hier  nicht  mit  dem  Verfahren  der  Kapitaldeckung,  wie 
bei  der  österreichischen  Unfallversicherung  zu  thun,  wo  die 
Versicherungsbeiträge  in  einen  Fond  fliefsen,  aus  dessen  Zinsen 
dann  die  Unterstützungsleistungen  bestritten  werden;  aber  auch 
von  Umlageverfahren  kann  bei  unserer  Krankenversicherung 
streng  genommen  nicht  die  Rede  sein,  weil  dieses  Verfahren  f  i  x 
berechnete  Beiträge  und  die  Ansammlung  von  Reserven  nicht 
kennt.  Man  spricht  daher  bei  uns  von  einem  ^Prämien- 
durch  Schnitts  verfahren''. 

Trotz  der  für  den  einzelnen  Arbeiter  statutarisch  festgelegten 
Höhe  der  Beiträge  unteriiegt  doch  deren  Gesamtbetrag  inner- 
halb eines  Jahres  starken  Schwankungen  infolge  der 
periodisch  wiederkehrenden  grofsen  Veränderungen  des  MitgUeder- 
standes.  Diese  Veränderungen  erfolgen  mit  einer  gewissen  Regel- 
mäfsigkeit  und  zwar  typisch  in  der  Art,  dafs  der  Tiefpunkt  des 
Versichertenstandes  in  die  ersten  Monate  des  Jahres,  der  allmählich 
erreichte  Höhepunkt  in  die  Monate  Juli,  Aumist  fkllt,  worauf  dann 
wieder  bis  zum  Jahresschlufs  eine  beständige  Abnahme  erfolgt. 

Die  DurchschnittsgröTse  der  Krankenkassen  hat  seit 
der  Geltung  unseres  Krankenversicherungsgesetzes  im  all- 
gemeinen stetig  zugenommen ,  ein  erfreuliches  Zeichen  fort- 
schreitender, gesunder  Entwicklung.  Eüne  ähnliche  Erscheinung 
weist  die  Krankenversicherung  im  Deutschen  Reiche  auf,  doch 
betraf  die  Durchschnittsgröfse  der  dortigen  Kassen  nur  die  Hälfte 
des  durchschnittlichen  Umfanges  unserer  Versicherungsanstalten. 
Die  Gröfse  der  Kassen  bat  aber,  wie  die  fjrfahrung  lehrt, 
einen  wesentlichen  Einflufs  auf  deren  Gebarung.  EJeine 
Kassen  sind  in  der  Regel  schlechter  und  teurer  verwaltet  als 
gröfsere.  Die  Mittel  reichen  bei  jenen  nicht  hin,  um  genügend 
tüchtige  Beamte  anzustellen;  die  Krankenkontrolle  entbehrt 
aus  derselben  Ursache  der  gehörigen  Gründlichkeit  und  des 
wünschenswerten  Nachdruckes;  für  kleine  Kassen  bedeutet  der 
Ausbruch  einer  Epidemie  unter  den  Mitgliedern  zumeist  eine 
finanzielle  Katastrophe;  sie  werden  durch  ungünstige  Morbili- 
tätsverhältnisse  überhaupt  viel  empfindlicher  getroffen  als  gro&e 
Versicherungsanstalten ;  es  mangelt  ihnen  die  Gleichmäfsigkeit  der 
finanziellen  Entwicklung.    Bei  der  Wahl  des  Vorstandes  &llt  es 
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den  kleinen  Kassen  infolge  des  engen  Kreises  ihrer  Mitglieder 
viel  schwerer,  die  geeigneten  Persönlichkeiten  zu  finden.  Es 
kommt  bei  denselben  auch  noch  in  Betracht ,  dafs  sie  ihren 
Mitgliedern  nicht  leicht  jene  rationelle  Heilbehandlung  angedeih^i 
lassen  können  wie  grofse  Kassen,  welche  die  Behandlung  durdi 
Specialärzte  und  bindere  Heilkuren  gewähren  und  auch  in  der 
fieistellung  therapeutischer  Behelfe  weitergehenden  Anforderungen 
entsprechen.  Dafs  endlich  gröfsere  kapitalskräftige  Institute  auch 
bei  Vertragsschlüssen  mit  Ärzten,  Apothekem,  Krankenhäusern  usw. 
in  günstigerer  Lage  sind  als  kleine  Versicherungsanstalten,  liegt 
auf  der  Hand. 

Auch  die  territoriale  Ausdehnung  des  Kassen- 
sprengeis  spielt  eine  Rolle  in  der  Gebarung,  da  bei  geringere! 
Dichte  (Verhältnis  der  Mitgliederzahl  zum  Oebietsumfange)  und 
bei  ungünstigen  Terrain-  und  Verkehrsverhältnissen  die  Kosten  fixt 
Arzt  und  Kontrolle  bedeutend  erhöht  werden  und  die  Verwaltung 
erschwert  wird.  —  ESnige  Zahlen  mögen  das  Qesagte  begründen. 
Sie  sind  der  Statistik  der  Hauptvertreter  der  Krankenkassen:  der 
Bezirkskassen,  und  zwar  flir  das  Jahr  1898  entnommen: 

Verwaltmiffs- 


Dorchschnittl. 

Kosten  eines 
Krankentages 

in  Kronen 

1,70 
1,60 
1,52 
1,50 
1,76 


l^n^^X  kostenber^net 
Beiträge  ^^£^,1^^ 

1,94 


16,4 
14,1 
12,7 
11,8 
11,8 


1,74 
1,60 
1,54 
2,08 


Gröfsen- 
kategorie: 

I.  Kassen  bis  zu  200  Mit- 
gliedern     

II.  Kassen  von  201   bis 
500  Mitgliedern  .   .   . 

III.  Kassen   von   501  bis 
1000  Mitgliedern    .   . 

IV.  Kassen  von  1001  bis 
5000  Mitgliedern    .   . 

y.  Kassen  von  über  5000 
Mitgliedern 

Dichtigkeits- 
kategorie: 

Nach  der  Zahl  der  auf  1  km* 
des  Kassenspreoffels  entfallen- 
den Mitglieder: 

I.  Weniger   als    1  Mit- 
glied   

(Kassen  auf  d.  flachen  Lande.) 

IL  1  bis  5  Mitglieder.   . 

(Kassen  in  klein.  StAdten  m. 
ausgedehntem  Landsprengel.) 

III.  6  bis  50  Mitglieder  . 

(Kassen  in  Städten  m.  kleinem 
Landsprengel.) 

IV.  Über  50  Mitglieder  . 

(Kassen  in  grOfseron  Stftdten 
ohne  Landsprengel.) 

Wie   obiee  Angaben    darthan,    hat   das   Fortschreiten    der 
Yerbilligung  der  Versicherung  mit  dem  Wachsen  der  EassengrölM 


1,74 
1,54 

1,50 

1,78 


15,7 
12,9 

10,0 

12,4 


2,04 
1,60 

1,42 

2,20 
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und  Kaasendichte  eine  Qrenze:  bei  den  höchsten  Gröfsen-  und 
Dichtigkeitskategorien  steigt  plötzlich  wieder  das  Mafs  der  Aus- 
gaben. 

Die  Einheitspreise,  welche  den  Kassen  für  die 
Unterstützung  ihrer  erkrankten  Mitglieder  erwuchsen,  sind, 
von  geringfügigen  Schwankungen  abgesehen,  seit  dem  Jahre  1889 
gleich  geblieben..  Die  Durchschnittskosten  für  einen  Kranken- 
tag stellen  sich  auf  1,64  Elronen ,  davon  entfielen  auf  ärztliches 
Honorar  30  Heller,  auf  Heilmittel  22  Heller,  auf  das  Kranken- 
geld 1  Krone  und  auf  Spitalspflege  12  Heller. 

Ein  Oesamtbild   der  Gebarungsergebnisse  aller  Kassen 

giebt  folgende  Darstellung: 


Passive 

Beobach- 

Durch- 

Zahl 

Zahl 

Kassen  in 

tungs- 

schDittszahl 

Morbilität 

der  Kassen 

der  passiven 

Prozenten 

jahr 

der  Kassen 

mit  Deficit 

Kassen 

der  gesamten 
Kasseiizahl 

1890 

2740 

8,01 

818 

211 

7,7 

1893 

2876 

8,20 

840 

176 

6,1 

1896 

2921 

8,35 

706 

113 

3,9 

1898 

2908 

8,71 

853 

124 

4,2 

Beobach- 

tongs- 

jahr 

Zuschüsse 

zu  den 

Reservefonds 

in  Kronen 

Zuschüsse 

zu  den 

Reservefonds  in 

Prozenten  der 

Gesamtbeiträge 

Stand  der 
Reservefonds 
aller  Kassen 

zusammei^ 

Der  auf  ein  Mit- 
glied entfallende 

Anteil 

am  Reservefonds 

in  Kronen 

1890 
1893 
1896 
1898 

2  038  032 
2394  408 

3  509  674 
2  865  436 

8,87 
8,49 
9,85 
7,11 

10  095  610 
18  002  028 
27  814536 
32  932  050 

6,52 

9,60 

12,72 

14,02 

Der  Vergleich  der  Reservefonds-Dotierungen  aller  Kassen 
zusammengenommen  mit  den  sonstigen  Gebarungsergebnissen  der- 
selben läfst  erkennen,  dafs  mit  der  fortschreitenden  finanziellen 
Erstarkung  der  Kassen  der  Einflufs  der  Morbilitätsschwankungen 
auf  die  finanziellen  Verhältnisse  derselben  geringer  wird.  — 

Nach  diesem  summarischen  Überblicke  über  die  Gesamt- 
entwicklung unseres  Ejrankenkassenwesens  soll  nun  auf  die  Dar- 
stellung der  verschiedenen  Formen  desselben  eingegangen  werden. 
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3.   Die  einzelnen  Kassenarten. 

Hierbei  aind  verschiedene  Seiten  der  Wirksamkeit  und  E2nt- 
wicklung  des  Eassenwesens  ins  Änge  zu  fiissen. 

a)    Gröfse  und  Wachstum  der  verschiedenen 

Eassenarten. 

(Siehe  nebenstehende  Tabelle.)    . 

Aus  der  Übersicht  auf  Seite  133  ist  folgendes  bu  entnehmen : 
Die  gröfste  Kassenzahl  weisen  die  Betriebskrankenkassen  auf^ 
die  kleiuste,  abgesehen  von  den  kaum  in  Betracht  zu  ziehenden 
Baukassen,  die  Vereinskrankenkassen;  die  Mitte  zwischen  beiden 
nehmen  die  Genossenschafts-  und  die  Bezirkskrankenkassen  ein. 
Dabei  ist  mit  Ausnahme  der  Betriebs-  und  Baukassen  allseits 
ein  gleichmälsiges  Wachsen  der  Kassenzahl  zu  beobachten;  die 
Zahl  der  Betriebskassen  ging  ständig  zurück.  Zieht  man  in  Be- 
tracht, dais  der  Sprung  von  59  auf  105  in  der  Zahl  der  Vereins- 
kassen zwischen  aen  Jahren  1890  und  1893  wohl  darauf  zurück- 
zuführen ist,  dafs  sich  in  dieser  Periode  die  Umbildung  vieler 
nach  den  Vereinsgesetzen  von  1852  und  1867  bereits  bestehenden 
Kassen  im  Sinne  des  neuen  Rrankenversicherungsgesetzes  erst 
vollzog,  so  steht  das  Wachstum  an  Zahl  bei  den  Genossenschafts- 
kassen  obenan  (um  etwa  27,16  ^/o  gegen  3,64  ^/o  der  Bezirks- 
kassen). 

Die  gröfste  absolute  Mitgliederzahl  und  das  grOlate 
Wachstum  in  derselben  (77,4  ^/o)  weisen  die  Bezirkskassen  auf. 
Dann  folgen  bezüglich  der  Mitgliederzahl  die  Betriebskasaen 
(Wachstum  nur  24,3  ^/o),  die  Vereinskassen  (Wachstum  jedoch 
51,9  ^/o),  dann  die  Genossenschaftskassen  (Wachstum  33,4  ®/o). 
BezügUch  der  Durchschnittsgröfse  der  Kassen  der  dn- 
zeben  Art  ergiebt  sich,  wenn  man  mit  den  stärksten  Kassen 
beginnt,  folgende  Reihe:  Vereinskassen,  Bezirkskassen,  Betriebs- 
kassen, Genossenschaftskassen.  Die  Durchschnittsgröfse  ist  nur 
bei  den  Vereinskassen  gesunken,  bei  allen  übrigen  gestiegen,  bei 
den  Bezirkskassen  am  stärksten  (um  70  ^/o),  bei  den  Genossen- 
schaftskassen am  schwächsten  (um  11^/a^/o). 

Über  das  Verhältnis  der  Zahl  an  Kassen  der  einzelnen 
Gattung  zur  Gesamtzahl  aller  Kassen  und  das  Verhältnis 
der  Mitglieder^^ahl  bei  den  Kassen  jeder  Art  zur  gesamten  Mit- 
gliederzahl bei  allen  Kassen  geben  die  beiden  letzten  Rubriken 
nebenstehender  Tabelle  Aufschlufs.  Die  höchsten  Verhältnisiahlen  in 
ersterer  Hinsicht  zeigen  die  Betriebs-,  die  niedrigsten  die  Vereins- 
kassen ;  hingegen  nehmen  hinsichtlicn  der  Mitgliederzahl  die  ße- 
triebskassen  weitaus  den  ersten  Plats  ein,  die  Genossenschafts- 
kassen  den  letzten. 

Überblicken  wir  obige  Ergebnisse,  namentlich  auch  hinsidit- 
lich  dei'  beobachteten  Entwicklung,  und  ziehen  wir  die  Stellung 
der  Kassenarten  in  Bezug  auf  Deficit  und  Passiven  in  Betracht, 
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80  müssen  wir  den  ßezirkskrankenkassen  die  erste  Stelle 
einräumen.  Trotz  der  schwierigen  Lage,  in  der  sie  sich  als  Neu- 
schöpfungen des  Rrankenversicherungsgesetzes  und  als  die  sub- 
sidiären Zwangskassen  gegenüber  den  bereits  eingelebten  älteren 
Versicherungsinstituten  befanden,  errangen  sie  sich  doch  den 
gröfsten  Anteil  an  der  Arbeiter-Krankenversicherung;  ^/s  aller 
Versicherten  sind  Mitglieder  der  Bezirkskassen.  Dabei  ist  ihr 
Entwicklungsgang  ein  gesunder  zu  nennen:  langsame  Zunahme 
der  Kassenzahl,  starkes  konstantes  Wachsen  der  MitgliederzahL 
Die  Durchschnittsgröfse  und  die  Dichte  der  Kassen  steigen;  es 
zeigt  sich  eine  stätige  Verminderung  der  kleinen,  finanziell 
schwächlichen  Institute  zu  Gunsten  der  grofsen,  nicht  nur  durch 
Mitgliederzuwachs,  sondern  auch  durch  Verschmelzung  kleinerer 
mit  gröfseren  Kassen.  Dabei  ist  die  Zahl  der  mit  Deficit 
arbeitenden  und  der  passiven  Kassen  stark  und  ständig  in  Ab- 
nahme begriffen. 

DieBaukassen  können  mit  Rücksicht  auf  ihren  vorüber- 
gehenden Zweck  nicht  gut  in  einen  Vergleich  mit  den  übrigen 
Kassen  gezogen  werden;  sie  tauchen  auf  und  verschwinden  und 
haben  keinen  Bestand.  Sie  werden  daher  in  den  folgenden  Er- 
örterungen wohl  in  den  Tabellen  aufgeführt  erscheinen,  jedoch 
beim  Vergleich  der  verschiedenen  Kassenarten  untereinander  un- 
berücksichtigt bleiben.  Auffallend  ist  ihre  geringe  Zahl,  welche 
zum  Umfange,  zur  Bevölkerungszahl  und  zur  Verkehrsentwick- 
lung unseres  Staates  in  gar  keinem  Verhältnisse  steht,  so  dafs 
sich  unwillkürlich  die  Frage  auf  die  Lippen  drängt,  ob  denn 
diese  Kassenart  eine  Daseinsberechtigung  habe. 

Die  Vereinskassen  haben  sich  kräftig  behauptet.  An 
Durchschnittsgröfse  und  finanzieller  Konsolidation  gehen  sie  allen 
anderen  Kassen  voran.  Freilich  kommt  ihnen  hierbei  ihre  gröfsere 
Bewegungsfreiheit  und  die  Beliebtheit  bei  der  grofsen  Menge  der 
Arbeiterschaft  als  deren  Initiativschöpfungen  gewaltig  zu  statten. 

Bei  den  Betriebskassen  fällt  neben  ihrer  sonstigen  gleich- 
mäfsigen  Entwicklung  die  ständige  Abnahme  der  Kassenzabl  auf. 
Es  hat  den  Anschein,  als  ob  sich  das  Vorkommen  dieser  In- 
stitute mehr  und  mehr  auf  die  industriellen  und  Verkehrsunter- 
nehmungen  der  gröfsten  Art  beschränken  wollte.  Beachtenswert 
ist,  dafs  29  Betriebskassen  mit  etwa  ein  Viertel  aller  bei  solchen 
Kassen  versicherten  Personen  Eisenbahn-  und  Dampfschiflunter- 
nehmungen  angehören,  welche  bekanntlich  in  Bezug  auf  die 
Durchführung  der  Arbeiter-Krankenversicherung  reichlich  be- 
messene Privilegien  geniefsen. 

Die  Entwicklung  der  Genossenschaftskassen  giebt 
kein  günstiges  Bild.  Die  Kassenzabl  steigt  rasch,  die  Mitgliäer- 
zahl  langsam,  die  passiven  (65  ^/o  Zuwachs !)  und  die  Kassen  mit 
Deficit  (74  ^/o  Zuwachs  1)  mehren  sich  ständig.  Mit  diesen  Er- 
scheinungen im  innigen  Zusammenhange  steht  die  ungünstige 
Gestaltung  der  geringen  Durchschnittsgrölse  dieser  Blassen: 
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Für  das  Jahr  1898  ergab  sich  diesbesüglich: 
Der  Gröfsenkategorie  I  gehörten  557  Kassen,  das  ist  64,39  ^/o 

aller  Genossenschaftskassen  an, 
der  Grörsenkategorie  II  gehörten  184  Kassen,  das  ist  21,27  ^/o 

aller  Genossenschaftskassen  an, 
der  Gröfsenkategorie  III  gehörten  61  Kassen ,  das  ist  7,05  Vo 

aller  Genossenschaftskassen  an, 
der  Gröfsenkategorie  IV   gehörten  52  Kassen ,  das  ist  6,01  ^/o 

aller  Genossenschaftskassen  an, 
der  Gröfsenkategorie   V   gehörten   11  Kassen,  das  ist  1,28 ^/o 

aller  Genossenschaftskassen  an. 

Von  den  der  I.  Gröfsenkategorie  angehörenden  Genossen- 
flchaftskassen  zählten: 

6  Kassen  weniger  als  10  Mitglieder 
45       „  11  bis    25 

96       „  26    „      50         „ 

209       „  51    „    100 

201       „  101    „    200 

Die  durch  das  Krankenversicherungsgesetz  für  Bezirks-  und 
Betriebskassen  festgesetzte  Mindestzahl  von  100  Mitgliedern  wurde 
Ton  356  Genossenscbaftskassen  =  41,1  ^/o  sämtlicher  solcher 
Kassen  nicht  überschritten.  Ein  Vergleich  mit  den  Bezirks- 
krankenkassen giebt  obigen  Zahlen  erst  die  richtige  Beleuchtung : 
Der  I.  Gröfsenkategorie  gehörten   16   Bezirkskassen,   das  ist 

2,81  ^/o  aller  Bezirkskassen  an, 
der  II.  Gröfsenkategorie  gehörten  133  Bezirkskassen,   das  ist 

23,37  ^/o  aller  Bezirkskassen  an, 
der  III.  Gröfsenkategorie  gehörten  167  Bezirkskassen,  das  ist 

29,35  ^/o  aller  Bezirkskassen  an, 
der  IV.  Gröfsenkategorie  gehörten  231  Bezirkskassen,   das  ist 

40,60  ^/o  aller  Etezirkskassen  an, 
der  V.  Gröfsenkategorie  gehörten   22   Bezirkskassen,  das  ist 
3,87  ^/o  aller  Bezirkskassen  an. 
Mit   Recht   wird   daher  in  den   amtlichen   Nachrichten  des 
Ministeriums  des  Innern   auf  die  gänzliche  Unzulänglichkeit  der 
überwiegenden  Mehrzahl  der  Genossenschaftskassen  immer  wieder 
hingewiesen. 

b)  Die  Vorteile  der  Versicherten 
bei  den  einzelnen  Kassenarten. 

Die  Zahlen,  welche  in  dieser  Beziehung  die  Statistik  liefert, 
dürfen  nur  mit  grofser  Vorsicht  als  Unterlage  ftir  Schlüsse  über 
den  Wert  der  einzelnen  Kassenarten  benützt  werden.  Denn  die 
Höhe  der  Ausgaben  ftir  die  Versicherten  hängt  nicht  nur  davon 
ab,  was  die  einzelnen  Kassen  ihren  Mitgliedern  bieten,  sondern 
noch  von  einer  Reihe  von  Faktoren,  welcne  in  der  Statistik  nicht 
<den   entsprechenden  Ausdruck  finden,    wie  z.  B.   die  jeweilige 
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Höhe  der  Preise  für  ärztliche  Hilfe,  Medikamente  und  Kranken- 
hauapflege;  das  Temperament  und  die  Bildungsstufe  der  Mit- 
glicider,  wodurch  die  Höhe  und  Intensität  der  Ansprüche  deraelboi 
wesentlich  beeinflußt  wird;  die  Morbilität  und  Mortalität  inner- 
halb eines  bestimmten  Zeitraumes  und  innerhalb  jenes  Kreises 
von  Arbeitem,  welche  der  in  Frage  stehenden  Gruppe  von 
Kassen  angehören;  die  Genauigkeit  und  der  Nachdruck  der 
KontroUe,  welche  zur  Höhe  der  Gesamtleistungen  der  einzdnen 
Kasse  in  umgekehrtem  Verhältnisse  stehen;  die  Goulance  der 
Kassenverwaltuneen  gegenüber  den  Unterstützung  wa*benden 
Mi%Uedem,  wek^he  wesentlich  durch  die  finanzielle  Lage  des 
Versicheningsinstitutes  bedingt  wird  und  dergleichen  mehr.  — 
Die  Bedeutung  einiger  dieser  Momente  wird  allerdings  abge- 
schwächt, wenn  man  bei  der  statistischen  Darstellung  des  durch- 
schnittlichen Anteiles  des  einzelnen  Mitgliedes  an  den  Leistungen 
der  Kasse  nicht  einzelne  Provinzen  in  Betracht  zieht,  sondern 
das  gesamte  Geltungsgebiet  des  Krankenversicherungsgesetzes  als 
Darstellungseinheit  auffafst.  Denn  die  aufgezählten  Momente 
hängen  mehr  mit  den  Eigentümlichkeiten  einzelner  Provinzen, 
einzelner  Gegenden  und  des  verschiedenen  Menschenschlags  zu- 
sammen, als  mit  den  Eigentümlichkeiten  der  den  einzelnen 
Elassenarten  zugehörenden  Arbeitergruppen,  und  jede  der  ein- 
zelnen Kassenarten  ist  ja,  wenn  auch  durchaus  nicht  gleichmäbig, 
über  das  ganze  Reichsgebiet  verteilt. 

Gesamtleistungen  der  Krankenkassen 
in  den  Jahren  1890  bis  einschliefslich  1898  in  Millionen  Elronen: 


Kassenart 

Kranken- 
geld 

Arzt- 
liches 
Honorar 

Kosten 

für 

Heilmittel 

Spitals- 
kosten 

Beerdi- 
gungs- 
kosten 

Za- 

Bezirks-     ( 
Betriebs-      g  g 

u.  Bau-      4i  1 
GrenoBsen-    a  S 

«chafts-      (ad*^ 
Vereios- 

42,70 

45,76 

20,02 
34,68 

15,50 
16,10 

5,44 

6,82 

10,40 

11,84 

4,02 
5,62 

6,36 

2,76 

3,64 
2,12 

2,00 

2,30 

1,28 
2,08 

76,96 

78,76 

34,40 
5132 

A  IIa  Kassen  za- 

143,16 

43,86 

31,88 

14,88 

7,66 

241,44 

Überblickt  man  die  Gesamtleistung  der  Kassen  in  den 
Jahren  1890  bis  1898,  so  fallen  zunächst  die  hohen  Ziffmi  bei 
den  Bezirks-  und  Betriebskassen  ins  Auge,  welche  zusammen 
£s8t  ^/s  (65  ^/o)  der  Gesamtsumme  von  241,44  Millionen  Kronen 
darstellen.  Die  beiden  genannten  Kassenarten  haben  zu  diesem 
Ergebnisse  zu  fast  gleidien  Teilen  beigetragen.  Die  Vereins- 
kassen   haben  mehr  als  ^!s  zu  der  Summe  aUer  Krankenunter- 
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Stützungen  beigesteuert;  die  Genossenschaftskassen  am  wenigsten: 
kaum  Vt. 

Die  zweite  Tabelle  zeigt  in  zeitlich  fortschreitender  Ent- 
wicklung, welcher  Anteil  an  den  Leistungen  der  verschieden- 
artigen Krankenkassen  auf  den  einzelnen  Versicherten  entfällt 
Da  bei  der  Beurteilung  der  bezüglichen  Ergebnisse  die  Morbilität 
und  die  Beitragsleistungen  an  die  Kassen  von  Wert  sind,  so 
wurde  auch  eine  Darstellung  dieser  beiden  Momente  der  Tabelle 
beigefügt. 

Aus  der  Zahl  der  auf  ein  Mitglied  entfallenden  Kranken- 
tage ergiebt  sich,  dafs  die  Betriebs-  und  Vereinskassen,  und 
zwar  beide  in  ziemlich  gleichem  Mafse,  am  stärksten  in  An- 
spruch genommen  wurden  (gröiste  Zahl  und  Dauer  der 
Krankheitsfälle).  —  Die  geringste  Zahl  der  Krankheitstage  ist 
bei  den  Gknossenschaftskassen  zu  finden;  die  Mitte  zwischen 
diesen  und  den  erstgenannten  Kassen  nehmen  die  Bezirkskaasen 
«in.  Auffallend  ist  die  Abnahme  der  Inanspruchnahme  der 
Unterstützungsleistungen  bei  den  Vereinskassen,  während  dieselbe 
bei  den  Versicherungsanstalten  der  übrigen  Arten  ein  fort- 
währendes Zunehmen  aufweist. 

Die  Gesamtleistungen  sind  bei  allen  Kassenarten  konstant 
gestiegen.  Dieser  Umstand  deutet  auf  ein  allgemeines  Steigen 
der  Ansprüche  der  Versicherten  hin,  da  die  Preise  für  ärztliche 
Behandlung,  Heilmittel  und  Krankenhauspflege,  wie  im  vorher- 
gehenden Kapitel  dargethan  wurde,  durchweg  dieselben  geblieben 
sind.  Bezüglich  der  Höhe  des  Einheitssatzes  für  Ge- 
samtleistungen stehen  die  Vereinskassen  obenan;  dann  folgen 
die  Betriebs-,  die  Genossenschafts-  und  die  Bezirkskassen.  Das 
stärkste  Wachstum  in  der  Höhe  der  Unterstützungen  ist  bei  den 
Bezirkskassen  (um  28,7  ^/o)  zu  beobachten ;  dasselbe  ist  bei  den 
Genossenschaftskassen  mit  etwa  28  ^/o,  bei  den  Betriebskassen 
mit  ca.  11,5  ^/o  und  bei  den  Vereinskassen  mit  4,85  ^/o  zu  be- 
ziffern. —  Charakteristische  Ergebnisse  fbrdert  ein  Vergleich  der 
Gesamtunterstützung  mit  den  Gesamtbeiträgen  der  Arbeiter  und 
Unternehmer  an  die  Kassen,  beides  auf  den  Kopf  der  Versicherten 
berechnet,  zutage.  Der  höchste  Prozentsatz  der  Beiträge  ent- 
fallt auf  Krankenunterstützungen  im  Jahre  1898  bei  den  Verän«- 
kassen,  89,8  ^/o;  die  Betriebskassen  weisen  ein  ähnliches  Ver^ 
hältnis  auf:  89,4  "/o.  Dann  kommen  die  Bezirkskassen  mit  86®/o; 
zuletzt  die  Genossenschaflskassen  mit  82,5  ^/o.  —  Veiiß^ldcht 
man  die  relative  Höhe  der  Gesamtleistungen  mit  der  Zahl  der 
Krankentage,  so  ergiebt  sich,  dafs  die  Vereins-  und  Betrieba- 
kassen,  deren  Krankenunterstützungen  in  ihrem  relativen  Aua- 
mafse  und  in  ihrem  Verhältnisse  zu  den  Kassenbeiträgen  die 
Leistungen  der  übrigen  Versicherungsinstitute  übertreffen,  auch 
clie  gröbste  Morbilität  aufweisen.  —  Auch  bezüglich  der  einzeben 
Unterstützungsposten  ist  fast  überall  eine  Zunahme  zu  bemerken ; 
nur  bei  den  Vereinskassen  sind  die  Ausgaben  für  Heilmittel  und 
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BeerdiguDgskosten,   und  bei  den  OenoBsenschaftskassen  die  Auf- 
wendungen der  letzteren  Art  zurückgegangen. 

Dem  Gesagten  zufolge  standen  die  Vereinskassen  bezüglich 
der  Höhe  der  Unterstützungen  ,  die  sie  ihren  Mitgliedern  boten^ 
bisher  wohl  obenan.  Bei  stärkster  Inanspruchnahme  durch  die 
Versicherten  hatten  sie  die  höchsten  Einheitssätze  der  Gesamt- 
leistungen und  von  den  Gesamtbeiträgen  der  Arbeiter  und  Arbeit- 
geber wurde  bei  ihnen  der  höchste  Prozentsatz  für  Unterstützung 
der  erkrankten  Mitglieder  verwendet.  —  Die  Betriebskassen 
kamen  in  allen  diesen  Beziehungen  den  erstgenannten  Kassen 
sehr  nahe.  Die  Bezirkskassen  erwiesen  sich  wieder  als  jenes 
Element,  das  sich  in  der  stärksten  und  kräftigsten  Entwicklung 
nach  vorwärts  befindet.  Bei  den  überaus  grofsen  Schwierigkeiten, 
welche  diese  neugeschaffenen  Institute  zu  überwinden  hatten, 
konnte  man  nicht  anders  erwarten,  als  dafs  sie  bei  mittlerer  In- 
anspruchnahme durch  ihre  Mitglieder  vorläufig  die  geringsten 
Einheitssätze  in  den  Gesamtleistungen  aufweisen  würden.  Die 
Genossenschaftskassen  stehen  in  mehrfacher  Beziehung  auch  hier 
hinter  den  Bezirkskassen  zurück.  Sie  wurden  am  schwächsten 
von  ihren  Mitgliedern  in  Anspruch  genommen,  von  den  ihnen  zu- 
fliefsenden  Beiträgen  wurde  der  verhältnismäfsig  geringste  Prozent- 
satz zur  Bestreitung  von  Krankenunterstützungen  verwendet. 

c)    Die   Lasten   der  Arbeiter  und   Arbeitgeber. 

(Siehe  Tabelle  8.  140.) 

Die  dargestellten  Summen  der  Arbeiter-  und  Unternehmer- 
beitrage  geben  ein  Bild  von  dem  gewaltigen  Umfange  unserer 
Arbeiterkrankenversicherung  und  von  der  Anteilnahme  der  beiden 
Beruisklassen  an  der  Lösung  des  socialen  Problems.  Ein  richtiges 
Urteil  über  die  Belastung  der  Versicherten  und  ihrer  Arbeitgeber 
lälst  sich  jedoch  nur  aus  den  relativen,  im  Durchschnitt 
für  das  einzelne  Kassenmitglied  berechneten  Beitragszahlen  ge- 
winnen. Ejn  Vergleich  derselben  nach  den  Kassenarten  ergiebt 
die  folgenden  Reihen. 

Diese  Reihen  beginnen  immer  mit  der  höchsten  und  steigen 
ab  zur  geringsten  Belastung.  Das  Wachstum  (bezw.  die  Ab- 
nahme) der  Belastung  ist  percentuell  für  die  Beobachtungsjahre 
1890  bis  einschliefslich  1898  berechnet. 

BelastuDg  der  Arbeiter  Wacbstnm  der  Belastong 
bei  den  der  Arbeiter  bei  den 

Höchste  Belastung:  VereinskaBsen  Genossenscbafts- 

kassen  um  24,6  ^!o 

Genossenscbafts-  Bezirkskassen 

kassen  um  llfi^lo 

Betriebskassen  Vereinskassen 

and  um  18,9% 

Geringste  Belastung:        Bezirkskassen  Betriebskassen 

um  12,0  Vo 
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Bel«tung  der  Arbeitgeber  Z^^^t^'^^^UZ 


Höchste  BelafltoDg: 


Geringste  Belastimg: 


Dci  den 
Betriebskassen, 

Genossenschafts 
kassen, 

Bezirkskassen 
und 

Vereinskassen. 


Höchste  Belastung: 


Gesamtbelastung  der 

Arbeiter  und  Arbeitgeber 

bei  den 

Vereinskassen, 
Betriebskassen, 


Geringste  Belastung: 


Genossen  schafts- 
kassen  und 

Bezirkskassen. 


Belastung  der  Arbeitgeber 
bei  den 

Vereinskassen 
um  34,4  »/o, 

Genossenschafts- 
kassen  um  25,5  ®/o, 

Betriebskassen 
um  23,8  o/o, 

Bezirkskassen 
um  —  3,2  ®/o  (Abnahme). 

Wachstum  der  Gresamt- 

belastun^  von  Arbeitern 

und  Arbeitgebern  bei  den 

Genossenschafts- 
kassen  um  25,1  ®/o, 

Vereinskassen 
um  16,9  ®/o, 

Betriebskassen 
um  16,40/0, 

Bezirkskassen 
um  14,8  0/0. 


Es  hat  also  bei  allen  Kasaen  eine  ständige  Zunahme  der  Be- 
lastung^ sowohl  der  Arbeiter,  wie  auch  der  Arbeitgeber  stattgefunden ; 
nur  bei  den  Bezirkskassen  ist  eine  geringe  Abnahme  der  Lasten 
der  Unternehmer  (um  3,2  ^/o)  zu  verzeichnen.  Die  Arbeiter 
sind  am  ausgiebigsten  zur  Beitragsleistung  herangezogen  bei  den 
Vereinskassen,  während  dort  die  Arbeitgeber  mangels  einer  ge- 
setzlichen Verpflichtung  zur  Beisteuer  am  günstigsten  wegkommen. 
Letztere  haben  nämlich  nur  20,3  ^/o,  also  etwa  Vft  der  Arbeiter- 
beitrSge  eingezahlt,  während  ihre  Beisteuer  bei  den  anderen 
Kassen  kraft  gesetzlicher  Vorschrift  mindestens  die  HälPte  der 
Arbeiterbeiträge  betragen  soll.  Die  höchste  Belastung  der  Arbeit- 
geber ist  bei  den  Betriebskassen  (57,2  ^/o  der  Arbeiterbeiträge) 
zu  finden,  ohne  dafs  dort  eine  auffallende  Entlastung  der  Ver- 
sicherten eingetreten  wäre.  Letztere  zahlen  hier  verhältnismälsig 
mehr  an  Beiträgen,  wie  bei  den  Bezirkskassen.  Auch  ist  das 
Plus  der  Zuschüsse  der  Unternehmer  über  das  ^etzliche  Mais 
(^/s  der  Arbeiterbeiträge)  trotz  deren  weitgehenden  gesetzlichen 
Haftpflicht  bei  den  Betriebskassen  nicht  sehr  erheblich.  —  Die 
geringste  Belastung  der  Arbeiter  und,  wenn  man  von  den  Ver- 
einskassen aus  dem  oben  erwähnten  Grunde  absieht,  auch  der 
Arbeitgeber,  weisen  die  Bezirkskassen  auf.  Bezüglich  der  Qe- 
samtbeiastung  stehen  sie  natürlich  auch  am  besten.  Das  ist  ein 
charakteristisches  Zeichen  für  ihre  hervorragende  Bedeutung  unter 
allen  Kassen! 

Für   die  Entwicklung   des  Kassenwesens  und  ftür  den 
Schluis  auf  dessen  zukünftige  Gestaltung  ist  das  Wachstum  der 
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Arbeiter-  und  Untemehmerbeiträge ,  sowie  ein  vergleichender 
Blick  auf  die  Zahl  der  Kassen  mit  Deficit  und  Passiven  nicht 
ohne  Wert.  Ein  auf&llend  ungünstiges  Bild  bieten  diesbezüglich 
die  Genossenschaftskassen.  Die  Belastung  der  Arbeiter  hat  bei 
ihnen  innerhalb  der  acht  Jahre  enorm  zugenommen:  um  &8t 
25  ^/o ;  ebenso  die  Lasten  der  Unternehmer ;  sie  stehen  im  Wachsen 
der  Gesamtlasten  allen  übrigen  Kassen  weit  voran.  Verj^leicht 
man  damit  ihre  ständig  und  stark  sich  verschlechternde  Finanz- 
lage (Zuwachs  der  passiven  Kassen  um  üb^lo  und  der  Kassen 
mit  Deficit  um  74  ^/o),  während  alle  übrigen  Kassenarten  aus- 
nahmslos ein  Bild  erfreulicher  finanzieller  Erstarkung  aufweisen, 
und  zieht  man  endlich  in  Betracht,  dafs  die  Genossenschaft- 
kassen  hinsichtlich  ihrer  Gesamtleistungen  nur  an  vorletzter  Stelle 
stehen  und  von  den  Bezirkskassen  bald  überflügelt  sein  werden, 
so  ist  das  Urteil  über  die  Existenzberechtigung  dieser  besonderen 
Kaspenart  nicht  schwer  zu  finden.  Weitaus  günstiger  gestaltete 
sich  die  Entwicklung  bei  den  Bezirkskassen;  bei  diesen  war  das 
Tempo  im  Steigen  der  Gesamtlasten  der  Beisteuernden  am  lang- 
samsten, bei  gleichzeitiger  rasch  fortschreitender  finanzieller  Kon- 
solidierung. 

Bei  den  Vereinskassen  läfst  das  Mifsverhältnis  zwisch«[i 
der  Belastung  der  Arbeiter  und  der  Unternehmer  unbefriedigt; 
wohl  aber  scheint  sich  bei  ihnen  in  dieser  Hinsicht  ein  fort- 
schreitender Ausgleich  zu  vollziehen,  und  es  würde  daher  der 
Entwicklung  dieser  Kassen  ebenso  wie  der  Gerechtigkeit  gegen- 
über den  Arbeitern  und  gegenüber  den  übrigen  Kassen  ent- 
sprechen, wenn  die  bisher  nur  vertragsmäfsig  begründete  Beitrags- 
pfiicht  der  Unternehmer  auch  hier  in  eine  gesetzliche  umgewandelt 
würde. 

Bei  den  Baukassen,  deren  Bedeutung  nach  der  Anteilnahme 
an  der  Gesamtversicherung  nur  eine  untergeordnete  ist,  kommen 
in  keinem  Jahre  aufsergewöhnlich  hohe  Beitragsleistungen,  weder 
auf  der  einen,  noch  auf  der  anderen  Seite  vor.  Eis  scheint  sich 
somit  die  Notwendigkeit  dieser  Kassenart,  welche  mit  der  be- 
fürchteten besonders  hohen  Krankheitsgefahr  und  der  dadurch 
bedingten  besonderen  Belastung  der  Bauunternehmer  begründet 
wurde,  nicht  zu  bewahrheiten,  zumal  auch  die  Morbilität,  wie 
aus  einer  früheren  Tabelle  zu  ersehen,  keine  ungewöhnlich 
hohe  war. 

Was  die  Strafgelder  betrifft,  welche  ebenfalls  eine  von 
Arbeitern  und  Arbeitgebern  zu  tragende  Beisteuer  zu  den 
Krankenkassen  bilden,  so  ist  zu  erwähnen,  dafs  sie  bei  den  Be- 
zirkskassen zumeist  von  Übertretungen  der  §§  67  und  68 
des  Krankenversicherungsgesetzes  durch  die  Unternehmer;  bei 
den  Genossenschaftskassen  gröfsten  Teils  von  Über- 
tretungen der  Gewerbeordnung  durch  die  Gewerbeinhaber;  bei 
den  übrigen  Kassen  aber  aus  Beträgen  herrühren,  welche 
von    den    Kassenmitgliedem    auf   Grund    besonderer    Satzongs- 
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bestimmungen  (bei  Betriebskrankenkabsen  auch  auf  Grund  von 
BeBtimmuDgen  der  Fabrika-  und  Arbeitsordnungen)  strafweise 
eingehoben  wurden. 

Ein  Überblick  über  das  Gesagte  läfist  die  Bezirkskassen  be- 
züglich der  Belastung  ihrer  Mitglieder  vor  allen  anderen  Kassen 
im  günstigsten  und  die  Genossenschaftskassen  im  ungünstigsten 
Lichte  erscheinen. 

d)  Eine  Frage  von  Bedeutung  flir  die  Beurteilung  unseres 
Kassenwesens  ist  femer  die  nach  der  Höhe  der 

Durchführungskosten 
unserer  Arbeiterkrankenversicherung. 

Wie  teuer,  bezw.  wie  billig  arbeiten  die  Krankenkassen  der 
verschiedenen  Art? 

Bei  der  Beantwortung  dieser  Frage  sind  zunächst  die  Preise 
in  Betracht  zu  ziehen,  welche  von  den  Kassen  für  ärztliche 
Hilfe,  für  Medikamente  und  für  die  Krankenhauspflege  durch- 
schnittlich bezahlt  werden ;  sodann  die  Kosten  für  die  Verwaltung^ 
einschlielslich  der  Kontrolle,  und  für  sonstige  Auslagen,  unter 
welch  letzteren  man  sich  aufserordentliche  Unterstützungen  an 
erkrankte  Mitglieder  und  an  Angehörige  derselben,  Abschreibungen 
vom  Inventar  der  Kassen,  Abschreibung  uneinbringlicher  Beitrags- 
forderungen, für  Rechnung  der  Unfallversicherung  geleistete 
Zahlungen  u.  dgl.  zu  denken  hat. 

Die  Kostenangaben  der  nachstehenden  Tabelle  sind  wieder 
in  Kronen  Währung  gegeben. 

(Siehe  TabeUe  S.  144.) 

Betrachtet  man  die  auf  einen  Krankentag  reduzierten  Preise 
der  ärztlichen  Hilfe  und  der  Heilmittel,  so  mufs^ 
wieder  abgesehen  von  den  Baukassen,  die  grofse  Gleichmäfsig- 
keit  auflallen,  die  Gleichmäßigkeit  sowohl  bezüglich  der  Kassen- 
arten  (nur  die  Vereinskassen  weisen  etwas  geringere  Ansätze  auf), 
als  auch  bezüglich  der  einzelnen  Beobachtungsjahre.  Demnach 
bilden  diese  Ausgaben  für  alle  Kassen  einen  relativ  ziemlich 
konstanten  Rechnungsfaktor.  —  Etwas  weniger  gleichmäßig  ge- 
stalten sich  die  Kosten  für  Krankenhauspflege;  am 
teuersten  kommt  diese  den  Genossenschaftskassen  zu  stehen, 
trotz  des  Umstandes,  dafs  letztere  ihre  Unterstützungspflicht  gegen- 
über den  Versicherten  von  allen  Kassen  am  häufigsten  durch 
Inanspruchnahme  von  Spitälern  erfüllen.  Die  billigsten  Kranken- 
hausgebühren zahlen  die  Betriebs-  und  Vereinskassen;  etwas 
höhere  die  Bezirkskassen.  Bei  allen  Kassen  ist  ein  langsames 
aber  gleichmäfsiges  Steigen  der  Verpflegungskosten  in  den 
Spitälern  zu  verzeichnen.  Man  sollte  meinen,  dafs  die  Ver- 
w^altungen    der   öffentlichen   Krankenanstalten    zu   Gunsten    der 
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ArbeiterversicheraDg  Yiel  eher  yon  einer  Erhöhung  ihrer  Proae 
absehen  würden,  als  Ärzte  und  Apotheker;  doch  scheint  dies 
nicht  der  Fall  zu  sein.  Bei  den  letzteren  kommt  wohl  die 
wachsende  Konkurrenz  in  Betracht,  während  den  ersteren  nach 
8  Abs.  3  des  Krankenversichemingsgesetzet  die  Taxen  nach 
ler  letzten  Klasse,  wenigstens  für  die  ersten  vier  Wochen,  ersetzt 
werden  müssen. 

Auch  bezüglich  der  Gesamtkosten  eines  Kranken- 
tages herrscht  unter  den  einzelnen  Kassenarten  kdin  grofser 
Unterschied.  Am  höchsten  erscheinen  sie  bei  den  Genossen- 
achaftskassen,  welche  also  die  teuersten  Preise  zu  bezahlen  haben ; 
am  niedrigsten  bei  den  Bezirks-  und  Betriebskassen.  Das  Steigen 
dieser  Gesamtkosten  ist  lanffsam,  aber  gleichmäfsig  und  allffemein. 

Die  Unterschiede  in  den  Ansätzen  für  einen  Sterbe  fall 
sind  auf  die  verschiedene  satzungsgemäfse  Höhe  der  Beerdigungs- 
kostenbeiträge bei  den  einzelnen  Kassen  zurückzuführen. 

Bei  der  Beantwortung  der  Frafte  nach  der  billigen  oder 
teueren  Gebarung  der  Kassen  liegt  der  Schwerpunkt  zweifellos 
in  den  Verwaltungskosten  im  engeren  Sinne.  Darunter 
sind  die  Ausgaben  verstanden,  welche  durch  das  Funktionieren 
des  einzelnen  Versicherungsinstitutes  einschliefslich  der  Kontrolle 
der  unterstützten  Mitglieder  erwachseni  Diesbezüglich  finden  sich 
die  höchsten  Einheit8zi£Pem  bei  den  Genossenschaftskassen;  es 
folgen  dann  die  Bezirks-  und  Vereinskassen.  Die  auffallend 
geringen  Aufwände  bei  den  Betriebskassen  sind  durch  die  Be- 
stimmung des  §  47  ZI.  3  des  Krankenversicherungsgesetzes 
zu  erklären,  wonach  die  Rechnungs-  und  Kassenfbhrung  auf 
Kosten  des  Betriebsuntemehmers  durch  einen  von  demselben  zu 
bestellenden  Beamten  zu  besorgen  ist.  Diese  Belastung  des 
Unternehmers  soll  nach  den  Motiven  des  Gesetzes  das  Äquivalent 
für  dessen,  das  Selbstverwaltungsprindp  der  Kassen  durch- 
brechendes Obergewicht  bei  der  Verwaltung  der  letzteren  bilden. 

Eine  absolute  Abnahme  der  Verwaltungskosten 
ist  lediglich  bei  den  Bezirkskassen  zu  bemerken;  eine  absolute 
Zunahme  bei  den  Vereinskassen  (um  57  ^/o!)  und  bei  den  Ge- 
nossenschaftskassen (um  18  ^/o).  —  Ein  wertvolles  Ergebnis  liefert 
der  Vergleich  der  relativen  Zu-  und  Abnahme  der  Ver- 
waltungskosten,  wenn  man  dieselben  bezieht  auf  die  Einheits- 
leistungen der  Kassen  fiir  ihre  Mitglieder.  Aus  diesem  Vergleiche 
ergiebt  sich  nämlich  das  Verhältnis  der  ein  notwendiges  Übel 
bildenden  Ausgaben  für  die  Ermöglichung  der  Kassentnätigkeit 
zu  den  Ausgaben,  durch  welche  der  Kassenzweck  direkt  erfüllt 
werden  soll.  Hier  ist  aus  den  bereits  früher  erwähnten  Gründen 
greise   Behutsamkeit   bei   den   zu   ziehenden   Schlufsfolgerungen 

feboten.  Insbesondere  kann  hier  bei  mangelhafter  und  daher 
illiger  Krankenkontrolle  und  der  dadurch  ermöglichten  mils- 
bräuchlichen  Inanspruchnahme  von  Kassenunterstützungen  der 
fiüsche  Anschein  einer  besonders  zweckmäürigen  ELassenverwaltung 

Fonchungen  XIX  6.  —  Lamp.  10 
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hervorti^erafen   werden.     Daher  eiind   die  Ergebnisse  des  ansa- 
stellenden  Vergleiches  mit  einer  gewissen  Vorsicht  aufsunehmen. 

Das  Verhältnis  der  Verwaltungskosten  zu  den  Kassen- 
Idstungen  betrug 

bei  den 
Bezirks-       Betriebs-       Genoseenschaft»-       VereiDB^ 

kaasen 
im  Jahre  1890      19,46  «/o  0,94  «/o  153  ^/o  5,7  % 

„       „      1898      18,87  <>/o  0,84  «/o  14,1  «/o  8,6  «/o 

Während  sich  im  Jahre  1890  das  ungünstigste  Resultat  Im 
den  Bezirkskassen  findet,  kommt  dasselbe  acht  Jahre  später  bei 
den  Genossenschaftskassen  vor.  Die  lebendigste  Entwicklung 
nach  vorwärts  zeigt  sich  wieder  bei  den  Kassen  der  erstbezeich- 
neten  Art,  die  schwächste,  abgesehen  von  der  Rückentwicklung 
bei  den  Vereinskassen,  bei  den  Oenossenschaftskassen. 

Um  den  Fortschritt  bei  den  Bezirkskassen  richtig  würdigen 
zu  können,  ist  es  notwendig,  auf  deren  besonders  starke  BeUstung 
mit  Verwaltungsausgaben  hinzuweisen.  Den  Bezirkskassen  üedlen 
als  subsidiären  Zwangskassen  alle  jene  versicherungspflichtigen 
Personen  als  Ipsojure-Mitglieder  zu,  welche  vom  Arbeitgeb^ 
nicht  ordnungsmäfsig  versichert  wurden.    Damit  nun  solche  Mit- 

flieder  nicht  lediglich  zur  2^it  ihrer  Erkrankung  auftauchen,  um 
en  genannten  Kassen  zur  Last  zu  fallen,  sondern  damit  fbr  die- 
selben auch  während  der  übrigen  Zeit  die  Kassenbeiträge  ordnungs- 
mäfsig eingezahlt  werden,  liegt  es  im  dringenden  Interesse  der 
Kassen,  nicht  erst  zu  warten,  bis  ihnen  solche  Personen  durch 
die  Erkrankung  bekannt  werden,  sondern  in  ihrem  Sprengel 
fortwährend  säumige  Arbeitgeber  aufzuspüi*en  und  gegen  sie  bei 
der  politischen  Behörde  das  Strafverfahren  und  den  Zwang  zur 
Erfüllung  ihrer  Beitragspflicht  zu  erwirken.  Wird  aber  ein  bei 
keiner  Kasse  angemeldeter  Versicherungspflichtiger  auf  Kosten  einer 
Bezirkskasse  behandelt,  so  obliegt  dieser  nicht  nur,  die  nötigen, 
oft  vergeblichen  Schritte  zur  Bewirkung  der  nachträglichen  Bei- 
tragszahlung, sondern  auch  jene  zur  Veranlassung  des  Kranken- 
kostenersatzes (§  32  K.V.O.)  zu  unternehmen.  Aus  denselben 
Gründen  erklärt  sich  auch,  dafs  es  den  Verwaltungen  der  Be- 
zirkskassen daran  gelegen  sein  mufs,  endgtiltige  Entscheidungen 
über  die  Versicherungspflicht  solcher  Unternehmungen  herbeizu- 
führen, deren  UntersteUung  unter  das  Krankenversicherungsgesets 
zweifelhaft  ist.  Den  mehrgenannten  Kassen  kommt  also  ein  ge- 
wisses Wächteramt  bezüglich  der  DurchftLhrung  der  obligatorischen 
Krankenversicherung  zu.  Dieses  Wächteramt  ist  aber  ziemlich 
kostspielig,  denn  es  erfordert  die  Bewältigung  einer  grofsen 
Korrespondenz,  die  Durchftlhrung  vieler  Eniebungen  und  ver- 
langt in  vielen  Fällen  (Verwaltungsgerichtshof)  auch  die  Inan- 
spruchnahme und  Besoldung  eines  Advokaten.  Nicht  genug  an 
dem.  Der  namentlich  durch  die  sogenannten  Saison-  (meist  Bau-) 
Arbeiter  verursachte  starke  Wechsel  unter  den  Kassenmitgliedem 
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ist  weitaus  am  stärksten  bei  den  in  Rede  stehenden  Kassen.  Die 
vielen  An-  und  Abmeldungen,  Ein-  und  Ausbuchungen  vermehren 
die  Arbeit  und  erschweren  die  Verwaltung,  und  zwar  um  so 
mehr,  je  gröiser  die  Differenz  zwischen  dem  Mitgliederstande  im 
Winter  und  im  Sommer  ist.  Auch  hierdurch  wird  eine  Ver- 
teuerung der  Eassenverwaltung  bedingt 

Endlich  ist  noch  ein  Umstand  in  Betracht  zu  ziehen.  Im 
Gegensatz  zu  dem  örtlich  beschränkten  Wirkungskreis  der  Be- 
triebs- und  Genossenschaftskassen  und  gegenüber  dem  freien  Be- 
stimmungsrechte der  Vereinskassen,  auch  bezüglich  ihrer  Sprengel, 
haben  die  Bezirkskassen  das  ganze  Geltungsgebiet  des  Eranken- 
versicherungsgeeetzes  zu  umfassen,  wordurch  sie  gezwungen  sind, 
ihren  Sprengein  oft  eine  unerwünschte  Ausdehnung  zu  geben, 
und  sie  auch  über  solche  Territorien  zu  erstrecken,  in  welchen  in- 
folge mangelhafter  Verkehrsmittel  oder  ungünstiger  Terrainverhält- 
nisse oder  geringer  Dichtigkeit  des  Mitehederstandes  die  Durch- 
führung der  Krankenversicherung  besonders  hohe  Kosten  erfordert. 

Trotz  aller  dieser,  die  Verwaltung  notwendig  verteuernden 
Umstände,  welche  lediglich  den  Bezirkskassen  zur  Last  fallen, 
haben  diese  sich,  auch  was  die  Höbe  der  Verwaltungskosten  be- 
trifft, trefflich  bewährt:  sie  sind  durchaus  nicht  die  am  teuersten 
arbeitenden  Krankenkassen,  sondern  werden  diesbezüglich  von 
den  Genossenschaftskassen  weit  übertroffen.  Ja  sie  weisen  nicht 
einmal  wesentliche  Unterschiede  im  Vergleiche  mit  den  Vereins- 
kassen auf.  In  der  fortschreitend  günstigen  Entwicklung  über- 
treffen sie  sogar  alle  anderen  Kassenarten. 

e)  Die  finanziellen  Ergebnisse  der 
Kassengebarung. 

Weitaus  den  gröfsten  Umsatz  von  allen  Kassen  hatten  die 
Bezirkskassen;  die  ihnen  darin  ursprünglich  vorangehenden  Be- 
tiiebskassen  waren  bald  überflügelt,  denn  der  Um&ng  des  Geld- 
verkehrs hat  sich  bei  den  Instituten  der  ersteren  Art  innerhalb 
der  acht  Beobachtungs jähre  verdoppelt,  bei  den  Anstalten  der 
letzteren  Art  ist  er  nur  um  ein  Drittel  gewachsen.  Die  Über- 
schüsse der  Bezirkskassen  bewegen  sich  in  mäfsigen  Grenzen, 
wie  es  dem  Charakter  unseres  durchaus  nicht  auf  dem  Principe 
der  Kapitaldeckung  aufgebauten  Kassenwesens  entspricht.  An 
zweiter  und  dritter  Stelle  hinsichtlich  des  Geldumsatzes  stehen 
die  Betriebs-  und  Vereinskassen;  bei  ersteren  fidlt  die  unver- 
hältnismäisige  Höhe  der  Überschüsse  auf.  An  letzter  Stelle 
kommen,  wieder  abgesehen  von  den  Baukassen,  die  Genossen- 
schaftskassen. 

Über  den  Zuwachs  und  Abfall  von  Kassen  mit  Deficit 
und  mit  Passiven  wurde  bereits  an  anderer  Stelle  berichtet; 
hier  wurde  zur  Vervollständigung  des  Bildes  der  Prozentsatz 
an  passiven  und  an  Kassen  mit  Deficit  von  der  Gesamtzahl  der 
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Venicherongsanstalten  jeder  Art  dargesteUt.  Die  gröfsten  Zahlen 
weisen  diesbezüglich  allerdings  die  Bezirkskassen  auf;  aber  der 
Brachteil  dieser  Institute  mit  finanziellen  Miüserfolgen  ist  in  steter 
Abnahme  begriffen.  Bei  den  Qenossenschaftskassen  nahmen  die 
ungünstigen  Gebarungsergebnisse  einen  immer  grOfseren  Umfang 
an,  und  gerade  in  dieser  beständigen  Verschlechterung  der 
finanzieUen  Verhältnisse  liegt  ein  bedenkliches  Symptom. 

Die  Reservefonds  der  Betriebskassen  haben  die  Jahres- 
einnahmen derselben  um  fast  schon  die  Hälfte  überholt,  ent- 
sprechend den  oben  erwähnten  hohen  Jahresüberschüssen.  Die 
Reservefonds  der  Bezirks-,  Genossenschafts-  und  Vereinskassen 
stehen  fast  auf  gleicher  absoluter  Höhe.  Das  stärkste  Wachstum 
unter  den  drei  letztgenannten  Blassen  fand  diesbezüglich  wieder 
bei  den  Bezirkskassen  statt.  Berechnet  man  den  Anteil  eines 
Mitgliedes  am  Reservefonds,  so  mufs  man  die  einzelnen  Eassen- 
arten  der  Gröfse  dieser  Anteile  nach  in  folgender  Reihe  anordnen : 
Betriebs-,   Genossenschafts-,   Vereins-  und  Bezirkskrankenkassen. 

Fassen  wir  die  Ergebnisse  der  Kassengebarungen  zusammen, 
so  gebührt  zwar  den  Betriebs-  und  den  Vereinskassen  der  erste 
Platz;  an  kraftvoller  Entwicklung  aber  und  an  ständigem  Auf- 
schwünge übertreffen  die  Bezirkskassen  alle  anderen.  Die  Ge- 
nossenschaftskassen nehmen  auch  hier  wieder  den  bescheidensten 
Platz  ein. 

Zur  finanziellen  Festigung  der  Kassen  tragen  die  Kassen- 
verbände bei.  Leider  sind  solche  nur  für  die  Bezirkskassen 
obligatorisch.  Die  letzteren  bilden  7  solcher  Verbände:  1.  ftir 
Niederösterreich  (Sitz  in  Wien),  2.  flir  Oberüsterreich,  Salzburg, 
Tirol  und  Voralberg  (Sitz  in  Salzburg),  3.  für  Steiermark  und 
Kärnten  (Sitz  in  Graz),  4.  ftlr  Küstenknd,  Krain  und  Dalmatien 
(Sitz  in  Triest) ,  5.  für  Böhmen  (Sitz  in  Prag) ,  6.  für  Mähren 
und  Schlesien  (Sitz  in  Brunn)  und  7.  fllr  Galizien  und  Bukowina 
(Sitz  in  Lemberg).  Zu  diesen  Verbänden  gehörten  im  Jahre  1898 
im  ganzen  583  Kassen,  darunter  15  Betriebskassen,  welche  von 
der  Erlaubnis  des  zweiten  Absatzes  des  §  50  des  Krankenver- 
sicherungsgesetzes Gebrauch  gemacht  hatten. 

Die  den  Bezirkskrankenkassenverbänden  zukommenden  Geld- 
mittel fiiefsen  in  zwei  verschiedene  Fonds :  in  den  Verbands- 
reservefonds, welcher  hauptsächlich  zur  Unterstützug  not- 
leidender Verbandskassen  bestimmt  ist,  und  in  den  Verbau ds- 
kassenfonds,  welcher  neben  den  Verwaltungskosten  des 
Verbandes  die  Kosten  für  die  übrigen  Verbandszwecke,  darunter 
insbesondere  die  Kosten  der  Kontrolle  der  Verbandskassen  zu 
tragen  hat.  Die  Verbandsreserve-  und  Verbandskassenfonds 
aller  Bezirkskassenverbände  betrugen  Ende  1898  zusammen 
436  800  Kronen,  die  Fonds  der  ersteren  Art  allein  409  268  Kronen, 
die  der  letzteren  Art  27  532  Kronen.  Für  Unterstützungen  (k  fonds 
perdu)  an  einzelne  notleidende  Kassen  wurden  im  selben  Jahre 
8130   Kronen    verausgabt,    während   der   Stand   der  aus  diesen 
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Fonds  gewährten  unvendnslichen  Vorschüsse  sich  zu  Ende  des- 
selben Jahres  aut  32  846  ELronen  belief.  Die  Verbandsverwaltung 
erforderte  im  Jahre  1898  die  Summe  von  30  908  Kronen,  die 
EassenkontroUe  von  3156  Kronen,  für  sonstige  Ausgaben  (Ab- 
schreibungen, zu  viel  abgeführte  Beiträge  u.  dgl.)  erwuchsen 
18  587  Kronen, 

Freiwillige  Kassenverbände  bestehen  bei  den  Vereins- 
kassen. Insbesondere  sind  die  „Allgemeinen  Arbeiter- Kranken- 
und  Unterstützungskassen  ^  verbandsmälsig  organiisert.  Auch 
Genossenschaftskassen  (in  Wien)  haben  sich  verbandsmälsig  zu- 
sammengeschlossen. 

4.    Die  Centralisation  des  Kassenwesens. 

Der  Vergleich  der  einzelnen  Kassenarten  mit  einander  nach 
verschiedenen  Oesichtspunkten  bringt  dem  Beobachter  die  grofse 
Zersplitterung  des  österreichischen  Kassenwesens  und  die  Nach- 
teile desselben  zum  Bewufstsein.  Die  Reformbedürftigkeit  in 
dieser  Hinsicht  ist  wohl  allgemein  anerkannt  und  auch  von  der 
Regierung  wiederholt  betont  worden. 

a)  Die  Übelstände,  welche  das  gleichzeitige  Nebeneinander- 
bestehen verschiedenartiger  Institute  zum  Zwecke  der  Zwangsver- 
sicherung der  Arbeiter  gegen  Krankheit  mit  sich  bringt,  lassen 
sich  kurz  in  folgendem  zusanmienfassen.  Zunächst  ist  auf  die 
ungleiche  Belastung  und  auf  das  verschiedene  Unterstützungsaus- 
mais  der  Arbeiter  nach  den  einzelnen  Kassenarten  hinzuweisen. 
Es  liegt  im  Principe  der  Allgemeinheit  und  des  Zwanges  der 
Arbeiterkrankenfürsorge  und  es  wird  auch  durch  die  fortwährende 
Fluktuation  des  Arbeiterelements  bedingt,  dafs,  abgesehen  von 
den  Abstufungen  des  Lohnes,  ein  Unterschied  zwischen  einzelnen 
Arbeitergruppen  oder  nach  der  zufklligen  Lage  des  Betriebsortes 
nicht  gemacht  werden  soll,  weder  hinsichtlich  der  Beitragshohe, 
noch  hinsichtlich  des  Ausmafses  der  Unterstützungen,  welche  die 
Kassen  gewähren.  Solche  Verschiedenheiten  beeinträchtigen  die 
Freizügigkeit  der  Arbeiterschaft.  Die  periodisch  namentlich  in 
gröfseren  Städten  auftretende  Arbeitslosigkeit  grofser  Massen 
sind  ein  sociales  Schrecknis  geworden,  gegen  welcnes  maü  bisher 
vergeblich  nach  wirksamen  Mitteln  gesucht  hat.  Der  Schwer- 
punkt aller  bezüglichen  Mafsregeln  liegt  in  der  Ausgestaltung, 
Verallgemeinerung  und  CentraTisierung  des  ArbeitsnachweiseB. 
Durch  denselben  will  man  den  Überschufs  an  Arbeitskräften  jenen 
Erwerbszweigen  und  Orten  zuftihren,  in  denen  sich  zur  selben 
Zeit  ein  Arbeitermangel  geltend  macht.  Das  läfst  sich  aber  durch 
den  Arbeitsnachweis  allein  nicht  erreichen.  Ea  mufs  namentlich 
mit  Rücksicht  auf  die  grofse  Schwer&lligkeit  unseres  europäischen 
Arbeiters  gleichzeitig  alles  gethan  werden,  um  dem  Arbeit- 
suchenden den  Wechsel  seiner  Beschäftigungsart  und  seines  Be- 
schäftigungsortes  möglichst  zu  erleichtem,  und  dazu  gehört  auch, 
dafs  man  ihn  vor  einer  Verschlechterung  seiner  ökonomischen 
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Lage  nach  Thunlichkeit  bewahrt  und  ihm  seine  durch  jahre- 
lange Beitragszahlu^en  wohlerworbenen  Rechte  an  die  Zwangs- 
Versicherung  beim  Kassenwechsel  ungeschmälert  erhält  Dieser 
Gedanke  lag  Jenen  Bestimmungen  des  Regierungsentwurfes  2u 
unserem  Erankenversicherungsgesetse  zu  Qrunde,  welche  eine 
Überweisung  des  Reservefondsanteiles  des  Arbeiters  von  der  bis- 
herigen an  die  neue  Kasse  festsetzten.  Der  Zweck  dieser  Normen 
war  ein  dreifacher:  dem  Arbeiter  sollte  sein  ungeschmälerter 
Unterstützungsanspruch  auch  an  die  neue  Kasse  gesichert  werden, 
«elbst  wenn  diese  sonst  geringere  Unterstützungen  leisten  würde; 
zugleich  war  damit  ein  Schutz  insbesondere  der  Bezirkskassen 
gegen  die  finanziellen  Nachteile  von  Masseneintritten  alternder, 
kränklicher  und  unständiger  Arbeiter  beabsichtigt ;  endlich  wollte 
man  durch  Feststellung  der  Anteile  des  Elinzelnen  am  Reserve- 
fonds ein  läneer  dauerndes  Unterstützungsanrecht  der  erwerblos 
gewordenen  Mitglieder  erwirken.  —  So  gut  gemeint  diese  Ein- 
richtung auch  war,  ihre  Verwirklichung  scheiterte  an  der  prak- 
tischen Undurchführbarkeit  derselben.  Die  Hauptursache  lag 
wieder  an  der  Verschiedenheit  der  Kassen,  an  der  verschiedenen 
Orölse,  Entstehung  (Legate,  Stiftungen  u.  dgl.)  und  den  ver- 
■Bchiedenen  Zwecken  ihrer  Reservefonds;  in  weiterer  Linie  wohl 
auch  in  der  Elrwägung,  dafs  namentlich  den  Bezirkskassen  eine 
«drückende  Arbeitslast  durch  die  umständlichen  und  fortwähren- 
den Berechnungen  der  Reservefondsanteile  auferl^t  würde.  In 
unser  Bruderladengesetz  vom  28.  Juli  1889  ist  bezüglich  der 
Provisionskassen  die  Normierung  der  Überweisung  von  Reserve- 
fondsanteilen aufgenommen  worden. 

Aber  nicht  nur  die  Arbeiter,  auch  die  Arbeitgeber  haben 
unter  der  Zersplitterung  des  Kassen wesens  zu  leiden.  Es-  sei 
diesbezüglich  auf  das  dritte  Kapitel  dieses  Buches  verwiesen. 
Dort  wurden  die  ungleichmäfsige  und  vielfach  ungerechte  Belastung 
cles  Unternehmertums  durch  die  Krankenversicherung  und  die 
besonderen  Nachteile  des  Kleingewerbes  (An-  und  Abmeldepflicht, 
Haftpflicht,  Versäumnisstrafen  u.  s.  w.)  dargelegt. 

Ungünstig  werden  femer  die  KrankenkMsen  selbst,  wenigstens 
«in  Teil  derselben,  in  ihrer  Verwaltung  und  in  ihrer  Gebarung 
durch  das  zerfahrene  Kassensystem  beeinfluist.  Die  höchsten 
Anforderungen  stellt  das  Krankenversicherungsgesetz  zweifellos 
4m  die  Bezirkskrankenkassen,  als  die  neugegründeten,  subsidiären 
Zwangskassen.  Diese  waren  von  Anfang  an  mit  Rücksicht  auf 
ihre  Sprengeleinteilung,  auf  die  Zuweisung  eines  unausgesuchten 
Arbeitermaterials,  auf  die  starke  Fluktuation  im  Mitgliederstande 
und  auf  die  Verpflichtung,  ftlr  alle  nichtVersicherten  aber  ver- 
sicherungspflichtigen kranken  Arbeiter  aufzukommen,  allen  anderen, 
meist  längst  bestehenden  und  wohl  fundierten  Veraicherungs- 
instituten  gegenüber  sehr  im  Nachteile.  Zudem  serrifs  man  noch 
ihr  örtliches  Wirkungsgebiet  durch  Einschachtelung  verschiedener 
Specialkassen,   welche  ihnen  die  leistungsfilhigsten  Betriebe,  den 
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festen  Stock  bleibender  Arbeiter  wegnahmen,  die  Dichtiffkeitsver- 
hältnisse  der  Mitgliederschaft  stark  herabsetzten  und  dadurch  ihr& 
LeistuDgsfthigkeit  gefidirdeten.  —  Die  Mängel  unseres  Kassen- 
systemes  schädigen  demnach  in  erster  Linie  das  allgemeine 
Versicherungsinstitut,  die  Bezirkskasse,  welche  die  Grundlage  der 
gesamten  Kninkenillrsorge  fbr  unsere  Arbeiter  bilden  soll  und 
deshalb  vor  den  Specialkassen  geschtltzt  und  gefördert  werden 
muls. 

b)  Was  hatte  denn  der  Oesetzgeber  für  Qründe,  statt  der 
SchafiFung  eines  einheitlichen  Kassentypus  eine  bunte  Menge  von 
Versicherungsanstalten  mit  der  Durchführung  des  so  erofs  ange- 
legten Planes  der  allgemeinen  Arbeiterkrankenversicherung  zu 
betrauen?  Darüber  finden  wir  Aufschluls  in  den  Bemerkungen 
zum  seinerzeitigen  Regierungsentwurfe  unseres  Krankenversiche- 
rungsgesetzes und  in  den  Ausführungen  des  Berichterstatters  der 
Minorität  im  Abgeordnetenhause.     Die  bezüglichen  Stellen  lauten: 

„Es  darf  nicht  aufser  acht  gelassen  werden,  dafs  Kranken- 
kassen sowohl  auf  Orund  gesetzlicher  Nötigung,  als  auch  mfolg& 
freiwilliger  Vereinigung  der  beteiligten  Kreise  bereits  jetzt  in 
grofser  Anzahl  für  die  verschiedensten  Berufszweige  l)esteheD, 
und  dafs  es  sicherlich  nicht  anginge,  durch  ein  neues  Gesetz  slle 
die  Kassen  ohne  weiteres  zu  beseitigen,  oder  ihnen  die  femere^ 
Existenz  unmöglich  zu  machen,  weil  hierdurch  viele  gute  Insti- 
tutionen, welche  grofsenteils  der  Selbstthätigkeit  der  be- 
treffenden Kreise  ihr  Entstehen  und  ihre  Entwicklung  verdanken, 
vernichtet  würden,  wodurch  bei  den  Mitgliedern  Entmutigung 
hervorgerufen  werden  müfste,  ohne  dafs  die  Garantie^ 
dafür  geboten  wäre,  dafs  der  neu  zu  schaffende 
Organismus  auch  sofort  geeignet  sein  werde,  alle 
Vorteile  der  bereits  eingeleiteten  Institutionen  zu 
gewähren." 

„Im  Gesetz  soll  der  Versuch  gemacht  werden,  alle  be- 
stehenden Organismen,  welche  sich  mit  der  Krankenversicherung 
der  Arbeiter  beschäftigen,  zusammenzufassen,  ihnen  an  die  Seite 
ein  öffentliches  Institut  (Bezirkskrankenkasse)  anzufügen  und  alle 
zusammen  in  ein  grofses  System  obligatorischer  Krankenver- 
sicherung zusammenzufassen Es  ist   ein  Gesetzentwurf, 

welcher  in  die  verschiedensten  staatlichen  Verhältnisse  eingreift;, 
in  das  Gewerbewesen,  in  das  Vereinswesen,  in  das  Fabrikswesen, 
in  das  Eisenbahnwesen,  in  das  Gemeindewesen,  in  das  Bercp^esen. 
Auf  allen  diesen  Gebieten  müssen  wir  es  beklagen ,  aa(s  die 
Staatsverwaltung  in  den  letzten  Jahren  es  vernachlässigt  hat,  mit 
der  Zeit  fortzuschreiten,  und  wir  sind  vor  die  schwierige 
Aufgabe  gestellt,  ein  ganz  modernes  Institut  mit 
teilweise  unbrauchbaren  und  veralteten  Institu- 
tionen in  Verbindung  zu  setzen.'' 

Aus  beiden  Stellen  wie  aus  den  ganzen  Verhandlungen  im 
Beichsrate  über  das  Gesetz  geht  hervor,   dafs  einerseits  niemand 
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die  Verantwortung  dafür  ttbemehmen  wollte,  bestehende  und 
bezüglich  der  LeiBtungsfiihigkeit  grofsenteils  erprobte  Kranken- 
yersicherungsinstitute,  wenn  diese  auch  den  Grundsätsen  der  All- 

femeinheit,  Oleichartigkeit  und  CentraU^ation  der  obligatorischen 
xbeiter-ELranken Versicherung  nicht  entsprachen,  zu  Gunsten  einer 
ganz  neu  geschaffenen,  noch  ganz  unerprobten  Institution  au&er 
Wirksamkeit  zu  setzen  oder  gründlich  umzuformen.  Anderseits 
glaubte  man  auf  die  Sonderinteressen  und  auf  die  Empfindungen 
einzelner  beteiligter  Kreise  von  Personen  Rücksichten  nehmen  zu 
müssen.  Bis  zu  einem  gewissen  Grade  kann  sich  ja  der  Social- 
politiker  solchen  Rücksichten  nicht  entziehen;  derartige  Eon* 
Zessionen  sollen  aber  nie  so  weit  geben,  dafs  dadurch  der  folge« 
richtige  Aufbau  eines  ffrofsen  Reformwerkes  gestört  wird. 

Im  einzelnen  wird  zu  Gunsten  der  verschiedenen  Special- 
kassen noch  folgendes  ins  Treffen  geführt.  Durch  das  Bestehen- 
lassen der  Betriebskassen  soll  den  humanen  Bestrebungen 
einzelner  Unternehmer  ein  weites  Feld  fruchtbarer  Thätigkeit 
gewahrt  bleiben;  auch  sei.  namentlich  bei  gewissen  grofsen  Be- 
trieben (insbesondere  Eisenbahn-  und  Dampfschiffbetrieben),  der 
Bestand  eigener  Krankenkassen  und  der  mafsgebende  Einflufs 
des  Arbeitgebers  auf  die  Zusammensetzung  und  Thätigkeit  der 
Kassen  ftir  die  Aufrechterhaltung  der  Disciplin  notwendig.  Als 
Äquivalent  für  die  verkürzten  Rechte  der  Arbeiterschaft  auf 
Selbstverwaltung  seien  die  finanziellen  Vorteile  dieser  Kassen  an- 
zusehen, welche  aus  der  gesetzlichen  Mehrbelastung  der  Betriebs- 
untemehmer  resultieren.  Zudem  seien  die  Betriebskrankenkassen 
eine  wichtige  Brücke  zur  Verständigung  zwischen  dem  Indu- 
striellen und  seinem  Personal.  Bezü^ich  der  Genossen- 
schaft skassen  wird  auf  die  Vorteile  aer  Berufsmäfsigkeit  der 
Versicherung  und  auf  den  Wert  des  Zwangsgenossenschaftswesens 
überhaupt  hingewiesen.  —  In  den  Vereinskassen  respektiert 
man  die  aus  der  Selbsthilfe  der  Arbeiterschaft  hervorgegangenen 
Versicherungsinstitute.  Man  sieht  in  ihnen  eineÄufserung  des  starken 
Klassenbewufstseins  des  Arbeiterstandes,  welches  man  aus 
politischen  Gründen  begreiflicher  Weise  gerne  in  die  Bahnen 
wirtschaftlicher  Bethtftigung  lenken  möchte.  Die  Baukassen 
wurden  nur  aus  Fürsorge  fUr  die  Bezirkskrankenkassen  geschaffen. 
Man  dachte  dabei  an  das  Zusammenströmen  bedeutender  Arbeiter- 
massen anläfslich  der  Ausftkhrung  einzelner  grofser  Bauten,  an 
die  erhöhten  Erkrankungsgefahren,  die  hier,  sei  es  durch  die 
Eigenart  des  Betriebes,  sei  es  durch  Einschleppung  von  Krank- 
heiten aus  dem  Auslande  drohen,  an  die  starken  Schwankungen 
in  der  Zahl  und  an  die  Unständigkeit  dieser  Arbeiter,  alles 
Momente,  welche  ftbr  die  Finanzlage  der  zuständigen  Bezirks- 
krankenkassen verhängnisvoll  werden  könnten.  Dafs  die  Be- 
gründung fUr  die  Schafiung  dieser  Kassenart  lediglich  in  der 
Rücksichtnahme  auf  die  Bezirkskassen  liegt,  kommt  in  der  ge- 
setzlichen Bestimmung  zum  Ausdrucke,  dafs  solche  Kassen  ledig- 


154  XIX  6. 

lieh  durch  VerfUgUDg  der  politischen  Behörde  und  nicht  aus  der 
Initiative  des  Bauunternehmers  entstehen  und  dem  letzteren  im 
Falle  des  Widerstandes  ge^en  eine  solche  Verfügung  erhöhte  Be- 
träge zur  Bezirkskasse  auferlegt  werden  können. 

Es  ist  nun  die  Frage  zu  beantworten,  ob  alle  diese  Gründe 
fbr  die  Schöpfung  und  das  Bestehenlassen  von  Specialkassen 
auch  nach  dem  heutigen  Stande  der  Dinge  noch  stichhaltig 
sind  und  ob  sie  schwer  genug  wiegen,  um  auf  die  grofsen  Vorteile 
einer  Centralisation  der  Krankenkassen  verzichten  zu  können. 
Die  allgemeine  Rechtfertigung  der  Specialkassen,  welche  in  der 
Ungewifsheit  über  die  Lebensfähigkeit  und  EIntwicklung  der  Be- 
zirkskrankenkassen lag,  ist  durch  die  zehnjährige  Geschichte  und 
Statistik  dieses  Instituts  zweifellos  hinfällig  geworden.  Weldie 
von  allen  Krankenversicherungsanstalten  hätte  trotz  der  eminenten 
Schwierigkeit  ihrer  Lage  eine  solch  gesunde  und  rasche  Entfaltung, 
einen  solchen  Umfang  des  Betriebes,  eine  so  ständig  fortsciireitende 
finanzielle  Konsolidierung  aufzuweisen,  wie  die  Bezirkskassen  ?  — 
Wie  steht  es  aber  mit  den  anderen  Gründen  für  den  Weiterbestand 
der  Specialkassen?  Es  lässt  sich  nicht  leugnen,  und  wurde  auch 
schon  vom  Gewerbeausschusse  des  Abgeordnetenhauses  seinerzeit  zu- 
gegeben, dafs  durch  die  Betriebskassen  die  sociale  Abhängig- 
keit des  Arbeiterstandes  vom  Untemehmertume  eine  bedenkliche 
Verstärkimg  erfährt,  welche  sich  weder  durch  gröfsere  Beitrags- 
lasten der  Unternehmer,  noch  durch  die  humanen  Bestrebungen 
derselben  rechtfertigen  lälst ;  statt  eine  Brücke  zur  Verständigung 
beider  Teile  zu  bilden,  gilt  der  Bestand  einer  Betriebskasse  on 
als  ein  unüberwindliches  Hindernis  für  den  dauernden  socialen 
Frieden  zwischen  dem  Unternehmer  und  seinen  Bediensteten. 
Der  Arbeiter  eines  solchen  Betriebes  wird  es  stets  als  eine  Un- 
gerechtigkeit, als  eine  lästige  Bevormundung,  als  einen  Eingriff 
in  seine  socialen  Rechte  empfinden,  dafs  gerade  er  und  seine 
Mitarbeiter  von  der  selbständigen  Verwaltung  des  Versicherungs- 
instituts so  gut  wie  ausgeschlossen  sind,  während  seine  Beruis- 
genossen  bei  den  anderen  Kassen  mit  stolzem  Selbstbewufstsein 
die  Verantwortung  für  die  Entwicklung  und  das  Gedeihen  dieser 
zum  grö&ten  Teile  aus  Arbeitergeldem  erhaltenen  Anstalten  auf 
sich  nehmen  können.  Es  ist  daher  auch  die  von  Anfang  an 
gegen    die  Betriebskassen    bestehende   heftige   Gegnerschaft   der 

{gesamten  Arbeiterklasse  und  die  Forderung  der  letzteren  erklär- 
ich,  dafs  die  Versicherung  vom  Erwerbsleben  und  von  der 
Beschäftigung  des  Arbeiters  gänzlich  unabhängig  gemacht  werden 
soll.  —  Da  die  Krankenversicherungskassen  ledi^ich  einen  wirt- 
schaftlichen Zweck  haben  und  sämtlich  unter  weitgehender  staat- 
licher Kontrolle  stehen,  so  entbehrt  wohl  auch  die  Behauptung, 
dafs  die  bezeichneten  Kassen  zur  Aufrechterhaltung  der  Disciplin 
und  Autorität  notwendig  seien,  einer  wirklichen  Begründung. 

Was  nun  gar  den  Zusammenhaug  zwischen  dem  Bestände 
der  Betriebskassen  und  der  Ermöglichung  humaner  Werkth&tig- 
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keit  des  Unternehmertums  betrifFit,  so  genügt  es,  emen  Blick  iüs 
Ausland  zu  werfen,  um  zu  sehen,  wie  unendlich  viel  den  In- 
habern grofser  Betriebe  noch  zu  thun  übrig  bleibt,  auch  wenn 
man  ihnen  die  Durchführung  der  gesetzlichen  Krankenversicherung 
abnehmen  würde.  Man  braucht  nicht  einmal  andere  Gebiete 
der  socialen  Wohlfahrtspflege,  wie  das  Unterrichts-  und  Bildungs- 
wesen, die  Waisenpflege,  die  Invaliden-,  Alters-,  Witwen- 
versorgung, die  Wohnungsfrage  u.  s.  w.  zu  berühren;  gerade 
in  der  Erankenfürsorge  kann  der  wirklich  humane  Betriebs- 
unternehmer neben  der  Krankenkasse  noch  sehr  viel  Gutes 
wirken.  Es  sei  beispielsweise  hingewiesen  auf  die  Hilfs-  und 
Ergänzungskassen  der  Firmen  Friedr.  Krupp  in  E^ssen, 
Cornelius  Heyl  in  Worms,  C.  G.  Wilke  in  Guben,  auf  die 
Famili enkrankenkassen  der  Firmen  F.  Brand  in  München- 
Gladbach,  W.  Leyendecker  &  Co.  in  Köln,  auf  die  Wöchne- 
rinnenasvle  der  Badischen  Anilin-  und  Soda&brik  in 
Ludwigshafen  und  der  Farbwerke  Meister  Lucius  und  Brüning 
in  Höchst a.  M.,  auf  die  Anstellung  eigener  Fabrikschwestern 
und  Fabrikdiakonissinnen  der  grofsen  Schultheifs'schen 
Brauerei- Aktien- Gesellschaft  in  Berlin  und  Dessau  und  der  welt- 
bekannten Firma  A.  W.  Faber  in  Stein  bei  Nürnberg,  auf  die 
Gründung  vonRekonvalescentenheimen  in  vielen  deutschen 
Städten  oder  das  besonders  reich  ausgestattete  „Kaiserin  Auguste 
Yictoria-flrholungshaus*'  der  Firma  Friedr.  Krupp  in  Essen,  auf 
die  Vereine  zum  Zwecke  der  Bereitung  von  Krankenkost 
und  Stärkungsmitteln,  auf  die  Verleihanstalten  zur  Abgabe 
von  Krankengerätschaften  und  dergleichen  mehr. 

Man  möchte  fast  glauben,  dafs  der  Wohlthätigkeitsdrang 
von  Betriebsuntemehmem  gerade  dadurch,  da(s  für  die  Kranken- 
versicherung anderweitig  gesorgt  wird,  auf  neue  segensreiche 
Bahnen  gelenkt  würde. 

Noch  ein  Bedenken  gegen  die  Betriebskassen  soll  hier  er- 
wähnt werden.  Infolge  der  plötzlichen  und  starken  Schwan- 
kungen in  unseren  heutigen  Produktions-  und  Absatzverhältnissen, 
infolge  der  Krisen,  welche  für  einzelne  Erwerbszweige  ganz  un- 
erwartet auftreten,  ist  der  Bestand  und  die  finanzielle  Sicherheit 
des  einzelnen  industriellen  Unternehmens,  und  sei  es  noch  so 
solid,  immer  nur  etwas  Bedingtes.  Es  liegt  aber  im  dringendsten 
Interesse  der  Arbeiterversicherung,  dafs  sie  von  dem  Risiko,  das 
jeder  Unternehmer  auf  sich  nehmen  mufs,  unabhängig  gemacht 
werde;  das  ist  aber  nur  dann  möglich,  wenn  die  Versicherungs- 
anstalt eine  von  der  Person  des  Betriebsinhabers  völlig  unab- 
hängige Existenz  führt. 

Die  Genossenschaftskrankenkassen  werden  mit 
dem  Schlagworte  „Berufsversicherung''  motiviert,  ohne  dafs  man 
eigentlich  zu  wissen  bekommt,  worin  denn  die  wesentlichen  Vor- 
teile der  Berufsversicherung  auf  dem  Gebiete  der  Krankenfürsorge 
liegen.     Gerade    in    dem  Umstände,    dals   die  Mitglieder  einer 
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Krankenkasse  den  Terschiedensten  Betrieben  und  Beru&zweigen 
angehören,  liegt  ein  gewisser  Schatz  der  Kassen  vor  der  Gefahr, 
daTs  eine  bestimmte  Berufskrankheit  durch  auisergewöhnlich  starkes 
Auftreten  einen  erheblichen  Teil  der  Mitglieder  erfasse  und  da- 
durch die  Leistungsfkhigkeit  der  Kasse  erschöpfe.  Darum  haben 
auch  jene  Staaten  y  welche  nach  uns  an  die  Einführung  der 
ArbeiterkraukenversicheruDg  herangetreten  sind,  wie  z.  B.  die 
Niederlande  und  Norwegen,  dem  österreichischen  Princip  der 
territorialen  Kassenorganisation  den  Vorzug  vor  dem  deutschen 
Princip  berufsgenossenschaftlicher  Gliederung  gegeben. 

Wie  übrigens  schon  bei  einer  früheren  Gelegenheit  erwähnt 
wurde,  ist  es  mit  der  Berufsgleichheit  der  Mitglieder  bei  den 
meisten  Genossenschaftskassen  nicht  weit  her.  Sechzig  Prozent 
der  mit  Krankenkassen  verbundenen  Zwangsgenossenschaften 
beschränken  sich  nicht  einmal  auf  die  Zusammenfassung  soge- 
nannter verwandter  Gewerbe,  sondern  sind  bunt  zusammen- 
gewürfelte „Kollektivgenossenschaflen".  Infolgedessen  unter- 
scheiden sich  die  zugehörigen  Krankenkassen  in  der  Zusammen- 
setzung ihrer  Mitgliederschaft  durch  nichts  von  jener  der 
Bezirkskassen;  nur  dafs  jene  Kassen  in  der  Regel  schlechter  ver- 
waltet sind  als  diese  und  letztere  durch  ihre  Exemption  aus  dem 
allgemeinen  Krankenkassensprengel  finanziell  schädigen.  Die 
Zwangsgenossenschaften  sind  ja  überhaupt  eine  unmoderne  Ein- 
richtung von  sehr  fraglichem  Werte  und  ungewisser  Lebensdauer. 
Sie  zum  Träger,  zum  Durchftkhrüngsorgan  einer  grofsen  social- 
politischen  Idee  zu  machen,  war  von  vornherein  ein  verfehltes 
Unternehmen.  Wer  Gelegenheit  hatte,  die  Unbeholfenheit  und 
Gemütlichkeitsmeierei  zu  beobachten,  womit  die  Besorgung  der 
Krankenkassengeschäfte  von  Meistern  und  Gehilfen  so  nebenher, 
meist  in  den  Feierabendstunden,  zumeist  auch  ohne  genügende 
Sachkenntnisse  besorgt  werden,  wer  die  Statistik  dieser  Kassen, 
ihre  ungünstige  Entwicklung,  ihre  schlechte  finanzielle  Lage 
einer  aufmerksamen  Betrachtung  unterzieht,  wird  dieses  Urteil 
bestätigen.  Zu  alledem  kommt  noch  der  höchst  ungünstige  Ein- 
flufs,  den  die  häufigen  Parteiungen  und  Zwistigkeiten  unter  den 
Meistern  und  die  oft  wiederkehrenden  Lohnkämpfe  zwischen 
Arbeitgebern  und  Arbeitern  auf  die  Kassen  ausüben.  Diese 
werden  gar  oft  als  Kampf-  und  Agitationsmittel  benützt,  ohne 
Rücksicht  auf  ihren  Zweck ,  der  ihnen  ein  stilles  Wirken  fem 
von  dem  Tagesgetriebe  der  Parteien  anweist.  Angesichts  dieser 
Verhältnisse  wurde  schon  wiederholt  an  eine  Reform  dieser 
Kassen  gedacht.  Der  Regierungsentwurf  zur  Abänderung  der 
Gewerbeordnung  setzte,  um  die  ungesunde  Neubildung  kleiner, 
nicht  lebensfähiger  Genossenschaftskassen  hintanzuhalten ,  eine 
Mindestzahl  von  100  Mitgliedern  ftlr  die  Errichtung  und  den 
Fortbestand  dieser  Kassen  fest  und  verbot  die  Vereinigung 
mehrerer  Genossenschaften  zur  Bildung  einer  gemeinsamen 
Kasse.     Das  wäre  aber  nur  eine  halbe  Mafsregel.   Die  R^pelung 
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der  Arbeiterveraicherang  gehört  überhaupt  nicht  in  die  Gewerbe- 
ordnung, sondern  mub  durch  eigene  a%emeine  Verucherungs- 
gesetse  erfolgen.  Dabei  würden  sich  aber  schwerlich  Gründe 
zu  Gunsten  der  Genossenschaftskassen  finden  lassen. 

Ein  weitaus  erfreulicheres  Bild  gewähren  die  Vereins- 
kassen.  iSchon  die  oben  gebrachte  Statistik  giebt  einen  Über- 
blick über  die  Bedeutung  und  grofse  Leistungsfähigkeit  dieser 
Versicherungsinstitute. 

Das,  was  hier  die  Arbeiter  aus  eis^ener  Kraft  geschaffen 
haben,  ist  ein  hoch  anzuerkennendes  Werk  von  gesunder  Lebens- 
kraft; da  diese  Arbeiterkassen  zudem  auf  dem  gleichen  Principe 
der  Selbstverwaltung  aufgebaut  sind,  wie  die  Bezirkskassen,  und 
diesen  auch  sonst  in  der  Art  ihrer  Gebarung  und  Geschäfts- 
filhrung  gleichen,  so  würden  sie  sich  ohne  grofse  Schwierigkeiten 
in  ein  gemeinsames  System  mit  den  letzteren  einordnen  lassen, 
wenn  man  nur  auch  bei  ihnen  einen  gesetzlichen  Zwang  zur 
entsprechenden  Beitragszahlung,  für  die  Unternehmer  einführte. 
Das  den  Betriebsinhabern  als  Äquivalent  fUr  ihre  Beitragspflicht 
hei  den  übrigen  Eassenarten  gewährte  Recht  auf  Vertretung  im 
Vorstande  und  in  der  Generalversammlung  der  Kasse  steht  ja 
ohnehin  nur  auf  dem  Papier  und  entbehrt  der  praktischen  Be- 
deutung. Durch  die  Verwandtschaft  der  Vereinskassen  mit  den 
allgemeinen  Krankenkassen  sind  den  ersteren  ftir  die  künftige 
Beform  der  Krankenversicherung  ganz  andere  Chancen  gesichert, 
wie  den  in  ihren  Leistungen  ja  zweifellos  ebenso  hervorragen- 
den Betriebskassen. 

Die  Daseinsberechtigung  der  Baukassen  er&hrt  durch 
die  statistisch  ausgewiesene  geringe  Zahl  und  Bedeutung  der- 
selben, und  durch  den  Umstand,  dafs  die  Morbilität  und  Fluktua- 
tion ihrer  Mitglieder  keine  wesentlich  höheren  Ansprüche  an  die 
verftlgbaren  Mittel  der  Kasse  stellen,  als  bei  anderen  Versiche- 
rungsinstituten des  Krankenversicherungsgesetzes,  eine  ungünstige 
Beleuchtung.  Zieht  man  dabei  die  ungeahnte  Entwicklung  und 
finanzielle  Elrstarkung  der  Bezirkskassen  in  Betracht,  sp  kann 
man  ruhigen  Herzens  die  Baukassen  aus  dem  Systeme  der  Ver- 
sicheruugsanstalten  streichen,  zumal  wenn  man  die  gesetzliche 
Möglichkeit  offen  hielte,  gewisse  Bauunternehmer  zu  erhöhter 
Haftung  oder  zu  erhöhter  Beitragsleidtung  an  die  Bezirkskranken- 
kasse heranzuziehen. 

Die  Bruderladen  stehen  infolge  der  eigenartigen  Arbeits- 
verhältnisse im  Bergwerksbetriebe  und  infolge  ihrer  selbständigen 
geschichtlichen  Entwicklung  abseits  von  der  allgemeinen  Arbeiter- 
Krankenversicherung  und  ist  derzeit  an  eine  Einbeziehung  der- 
selben in  die  allgemeine  Beform  des  Versicherungswesens  wohl 
kaum  zu  denken. 

c)  Fassen  wir  endlich  gegenüber  den  Gründen,  welche  für 
den  Fortbestand  der  Specialkassen  sprechen,  noch  die  zum  Teil 
schon  erörterten  Vorteile  kurz  zusammen,  die  uns  eine  Centrali- 
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sation  des  Erankenkassenwesens  bieten  würde:  die  Ausgleichung 
der  Unterstützungsansprüche  der  Mitglieder  der  verschiedenen 
Kassen,  die  Freizügigkeit  der  Arbeiter,  die  gerechtere  Verteilung 
und  Erleichterung  der  Lasten  der  Arbeitgeber,  die  Versicherung 
der  einzelnen  Kasse  gegen  die  Gefahr  der  ElrschOpfiing  und  des 
Zusammenbruchs  bei  Epidemien  und  sonstigen  Fällen  aufserge- 
wöhnlich  ungünstiger  Morbilität  unter  den  Mitgliedern,  die  ständige 
Unterstützung  solcher  Versicherungsanstalten,  welche  infolge  un- 
günstiger lokaler  Verhältnisse  mit  besonderen  Schwierigkeiten  zu 
kämpfen  haben,  die  wirtschaftlichen  Vorteile  der  Kassen  infolge 
gemeinsamen  Geldverkehres,  gemeinsamer  Kapitalanlage,  gemein- 
samer Vertragsabschlüsse  mit  Ärzten,  Apothekern,  Kranken- 
anstalten u.  8.  w.,  die  Möglichkeit  allgemeiner  Malsregeln  zur 
Bekämpfung  gewisser  Berufskrankheiten  und  zur  Einführung  von 
Arbeiterschutzvorrichtungen,  die  Durchführung  der  Kontrolle  der 
Kassengebarung  nach  allgemein  geltenden  Gesichtspunkten,  die  Ein- 
richtung ständiger  Centralorgane  zur  Beratung  und  Vertretung  der 
gemeinsamen  Interessen  aller  Kassen  nach  aufsen  hin,  der  Ausbau 
des  Versicherungswesens  durch  Errichtung  gemeinsamer  Heil- 
anstalten (z.  B.  für  Tuberkulose,  für  Rekonvalescenten) ,  durch 
vorbereitende  Schritte  zur  Einführung  der  obligatorischen  in- 
validen-, Alters-,  Witwen-  und  Waisenversicherung  u  s.  w.  — 
E^  kann  wohl  kaum  ein  Zweifel  darüber  herrschen,  dafs  die 
Weiterentwicklung  der  Arbeiter-Krankenversicherung  auf  dem 
Wege  der  Centralisation  des  Kassenwesens  liegen  mub,  und  dals 
die  gewaltigen  Fortschritte,  die  hier  in  der  socialen  Arbeiter- 
fürsorge gemacht  werden  können,  diejenigen  vorübergehenden 
materiellen  und  ideellen  Einbulsen  mehr  als  aufwiegen  würden, 
welche  für  die  besonderen  Interessenkreise  einzelner  Specialkaasen 
durch  die  Centralisation  erwachsen  wtlrden. 

Wie  aber  soll  letztere  durch  die  Gesetzgebung  verwirklicht 
werden?  Jedenfalls  nicht  gewaltsam  mit  einem  Schlage,  sondern 
stufenweise,  mit  Übergangsstadien ,  um  den  einzelnen  Insituten 
Zeit  zur  Umwandlung  ohne  grofse  Verluste  zu  gewähren.  Zweifels- 
ohne müiste  der  Umwandlungsprozefs  mit  der  möglichsten  Ein- 
schränkung des  Sonderkassentumes  zu  Gunsten  der  allgemeinen 
Bezirkskassen  beginnen,  wobei  letzteren  eine  gröfsere  Beweglich- 
keit, ein  höheres  Anpassungsvermögen  an  die  Verschiedenartigkett 
der  Arbeiterverhältnisse  zu  verleihen  wäre.  Als  Etappen  auf  dem 
Wege  zum  bezeichneten  Zide  liefsen  sich  denken :  aer  Erlais  ge- 
meinsamer Vorschriften  für  die  Buch-  und  Rechnungsführung,  Geld- 
gebarung und  Statistik  aller  Kassen;  die  Einführung  des 
gesetzlichen  Beitragszwanges  der  Arbeitgeber  auch  für  die  Ver- 
einskassen. Die  Schaffung  besonderer  Abteilungen  für  die  Lehr- 
lingsversicherung bei  allen  Kassen,  wobei  besonders  in  Betracht 
zu  ziehen  wäre,  dafs  der  kranke  Lehrling  sich  nicht  selbst  über- 
lassen werden  kann,  wie  der  erkrankte  erwachsene  Arbeiter, 
sondern   mangels  der  nötigen  Reife  und  meist  auch  mangels  des 
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ZusammenlebeDB  mit  seioer  Familie  in  häusliche  oder  Kranken- 
bauspflege  gegeben  werden  mufiB  und  dabei  eines  eigenen  Kranken- 
seides nicht  bedarf,  wohl  aber  der  genauen  Überwachung  sdner 
Verpflegung;  die  Einführung  obligatorischer  Rechtshilfe  und 
Stellvertretung  aller  Kassen  untereinander,  wenif  es  sich  um 
die  Unterstützung  von  erkrankten  Versicherten  handelt,  die  sich 
aufserhalb  ihres  Kassensprengels  aufhalten:  die  Einführung  von 
territorialen  Zwangs  verbänden  für  alle  Kassen  und  die 
SchaflFung  einer  Reichs-Kassencentrale ;  das  Verbot  der  Neu- 
gründung von  Qenossenschafts-  und  Betriebskrankenkassen  unter 
gleichzeitig  zu  schaffender  gesetzlicher  Möglichkeit,  die  Unter- 
nehmer besonders  gesundheitsschädlicher  Betriebe  auf  Grund 
zwei-  oder  dreijähriger  statistischer  Erhebungen  über  die  Mor- 
bilität  ihres  Arbeiterstandes  zu  erhöhten  Beitragsleistungen  für 
die  zuständigen  Bezirkskassen  heranziehen  zu  können;  die  Auf- 
hebung der  Uenossenschafls-  und  Baukrankenkassen,  wobei  Kassen 
der  ersteren  Art,  insofern  sie  durch  Gröfse  und  Leistungs&higkeit 
hervorragen,  in  Bezirkskassen  umgewandelt  werden  könnten ;  auch 
bezüglich  der  Bauuntemehmungen  müfste  durch  Verfügung  der 
politischen  Behörde  auf  Grund  festzustellender  ungünstiger 
Gesundheitsverhältnisse  eine  Mehrbelastung  der  Unternehmer  zu- 
lässig sein. 

5.    Sehlufswort. 

Bevor  ich  meine  Erörterungen  über  unsere  österreichische 
Arbeiter-Kranken versichmmg  schliefse,  möge  es  mir  gestattet 
sein,  noch  einen  kurzen  Überblick  über  die  Vorarbeiten  zu  geben, 
welche  bisher  zur  Reform  dieses  Versicherungszweiges  geschehen 
sind.  Ich  kann  es  nicht  unterlassen,  hierbei  auf  die  wertvolle 
Arbeit  über  obligatorische  Arbeiterversicherung  von  Josef  Mayer, 
Inspektor  im  Departement  für  Arbeiterversicherung  des  k.  k.  Ministe- 
riums des  Innern  hinzuweisen,  welche  in  dem  aus  Anlafs  der 
Pariser  Weltausstellung  1900  erschienenen  Werke  über  Sociale 
Verwaltung  in  Österreich  erschienen  ist. 

Die  schon  frühzeitig  von  Kassenverwaltungen,  namentlich 
der  Bezirkskassen,  wie  auch  von  Kassenverbänden,  Ärzten  und 
anderen  beteiligten  Faktoren  an  das  Ministerium  des  Innern  ge- 
richteten Begehren  auf  Änderung  der  Krankenversicherungs- 
gesetze veranlafsten  letzteres  zur  Vornahme  von  firhebungen  und 
Studien  über  die  Reformwünsche.  Die  genannte  Centralstelle 
entschlofs  sich  zunächst  im  Jahre  1894  zur  Hinausgabe  von  Er- 
hebungsbogen  an  die  Interessenten,  in  welchen  die  wichtigsten 
Beschwerdepunkte  in  die  Form  konkreter  Fragen  gekleidet  waren; 
hierbei  blieb  allerdings  die  bestehende  Kassenorganisation  fast 
unberührt.  Die  Fragen  drehten  sich  vielmehr  um  die  Rechte 
und  Pflichten  der  Kassenmitglieder  und  der  Arbeitgeber.  Die 
Antworten  liefen  zahlreich  ein ;  die  Ansichten  der  Befragten  über 
die  einzelnen  Punkte  waren  jedoch  von  so  grofser  Verschieden- 
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heit,  80  widersprechend,  da£s  die  E^rgebnisae  dieser  Umfrage  ak 
Orundlage  für  einen  Oesetzentwurf  unmöglich  dienen  konnten. 
Es  blieb  daher  dem  Ministerium  nichts  anderes  übrig,  ab  münd- 
liche Verhandlungen  einzuleiten.  Nun  zeigte  sidi,  mit  welch 
intensivem  Interesse  die  Arbeiterschaft  die  Entwicklung  der  ihr 
zu  einer  unentbehrlichen  Einrichtung  gewordenen  Zwangskranken- 
versicherung verfolgte.  Sie  berief,  bevor  es  noch  zu  der  vom 
Ministerium  beabsichtigten  Enqudte  kam,  fbr  Ende  1896  einen 
österreichischen  Erankenkassentag  nach  Wien  ein,  um  ein  gemein- 
sames Vorgehen  der  in  den  Händen  der  Arbeiter  befindlichen 
Kassenverwaltungen  bei  den  Reformbestrebungen  der  Regierung 
zu  beraten  und  zu  besohliefsen.  Eine  reichsegliederte  Tages- 
ordnung wurde  den  Verhandlungen  zu  Ghninde  gelegt:  1.  Die 
Rechte  und  Pflichten  der  Versicherten  gegenübeor  den  Kasten, 
die  Ärzte-  und  Apothekerfrage,  RekonvaJescentenpflege  und  An- 
gehörigenversicherung. 2.  Das  Verhältnis  der  Krankenversidberung 
zur  Armenpflege,  Arbeitersohutz  und  Ausbau  der  Arbdtar- 
vei-sicherung  überhaupt.  3.  Das  Verhältnis  der  Kranken-  zur 
Unfallversicherung.  4.  Organisationsfragen.  5.  Verhältnis  der 
Krankenversicherung  zu  den  Verwaltungsbdiörden. 

Die  Beratungen  über  diese  Punkte  fUhrten  zu  einer  greisen 
Zahl  von  Beschlüssen,  welche  in  Form  von  Resolutionen  die 
Wünsche  der  Arbeiterschaft  zum  Ausdruck  brachten.  Überblickt 
man  dieselben,  so  lassen  sich  folgende  Grundzüge  erkennen: 

Die  VerallgemeineruDg  der  Krankenversicherungspflicht  unter 
Einbeziehung  nicht  nur  der  noch  aufserhalb  des  Veraicherungs- 
zwanges  stehenden  Arbeitergruppen  (land-  und  forstwirtschaftliche 
Arbeiter,  Staatsdiener,  Dienstboten,  das  Personal  der  See- 
schifle  u.  s.  w.),  sondern  auch  der  wirtschaftlich  schwachen  Kldn- 
untemehmer  (Kleingewerbe,  Bauernstand  u.  s.  w.)  unter  dieselbe. 

Die  Ausgestaltung  der  Versichenmg  im  Sinne  der  obliga- 
torischen Alters-,  Invaliden-,  Witwen-,  Waisenversorgung  und 
Arbeitslosenversicherung. 

Die  Erhöhung  und  zeitliche  Ausdehnung  des  gesetzlichen 
MindestausmafsGs  der  Unterstützungsansprüche  bei  Beschränkung 
der  Ansammlung  von  Reservefonds. 

Die  allmähliche  Verstaatlichung  des  Berufes  der  Ärzte  und 
Apotheker  und  die  Unent^ltlichkeit  der  Spitalspfle^. 

Die  Einschränkung  bezw.  Abschaffung  der  Specialkassen 
und  die  Gleichstellung  idler  Kassenarten,  insbesondere  hinsichtlich 
der  Pflichten  der  Arbeitgeber. 

Die  Gentralisierung  des  Kassenwesens  durch  Bildung  ört- 
licher, provinzieller  Verbände  und  von  Reichsverbänden  unter 
Einbeziehung  aller  Kassen  ohne  Unterschied ;  die  Schaffung  eines 
Reichsvereicherungsamtes. 

Die  Monopolisierung  des  Einflusses  der  Arbeiter  auf  die 
Kassenverwaltung  und  f assengebarung ,  kurz,  die  Auslieferung 
des  gesamten  Versicherungswesens  in  die  Hände  der  Arbeiten*. 
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Diese  Beschlüsse  bildeten  eine  wertvolle  Vorarbeit  für  die 
von  (Jer  Regierung  beabsichtigte  Enauete ;  wertvoll  für  die  Ar- 
beiter, weil  sie  ihrer  Partei  ein  geschlossenes,  einheitliches  Vor- 
gehen ermöglichte;  wertvoll  für  die  Unternehmer,  weil  sie  ihre 
Stellungnahme  gegenüber  den.  Wünschen  der  Arbeiterschaft  vor- 
bereiten und  präcisieren  konnten ;  wertvoll  für  die  Regierung, 
weil  sie  daraus  zu  entnehmen  vermochte,  um  welche  Punkte  sicn 
bei  den  gemeinsamen  Beratungen  die  Diskussion  hauptsächlich 
drehen  werde.  —  Für  die  Enquete  wurden,  um  ihr  ein  konkretes 
Ergebnis  zu  sichern,  gewisse  Pro  <r  ramm  punkte,  sechs  an  der  Zahl, 
aufgestellt:  1.  Umfang  der  Versicherungspflicht;  2.  Organisation 
der  Krankenversicherung:  8.  Meldewesen;  4.  Krankenunter- 
stützung, Beitragsleistung  und  Reservefonds;  Verjährungsfristen; 
5.  die  Beziehungen  zwischen  Unfall-  und  Krankenversicherung, 
und  <).  ein  allgemeiner  Punkt. 

Die  Verhandlungen  gestalteten  sich  sehr  lebendig.  Ihr  End- 
ergebnis liefs  sich  im  allgemeinen  wohl  berechnen:  die  Vertreter 
jder  verschiedenen  Interessengruppen  verteidigten  ihren  Standpunkt 
und  wehrten  sich  gegen  jede  Mehrbelastung  und  Machtschmälerung 
ihrer  Partei.  Das  „war  nicht  nur  bezüglich  der  Arbeitgeber, 
Arbeitnehmer  und  Arzte,  sondern  auch  bezüglich  der  Vertreter 
der  einzelnen  Kassenarten  deutlich  zu  beobachten.  Einigkeit  er- 
gab sich  halbwegs  nur  bezüglich  der  Ausdehnung  der  Kranken- 
v^rsicherungspflicht;  nur  verlangten  hier  die  Arzte  die  Festsetzung 
einer  Einkommensgrenze;  ferner  bezüglich  der  Erhöhung  der 
Mindestleistungen  der  Kassen,  ftlr  welchen  Zweck  die  Bewilligung 
von  Staatsbeiträgen  verlangt  wurde;  Übereinstimmung  herrschte 
ferner  betreffs  der  Aufhebung  der  Kostenersatzpflicht  der  Kranken- 
kassen gegenüber  den  Krankenanstalten,  der  Herabsetzung  der 
Dotierung  der  Reservefonds  und  der  Einführung  von  Berufungs- 
instanzen gegen  die  Erkenntnisse  der  Kassenscliiedsgerichte. 
Jedenfalls  aber  wurde  für  die  Regierung  ein  umfangreiches  und 
wertvolles  Material  für  Gesetzentwürfe  geliefert.  Seitdem  ist  frei- 
lich in  der  Reform  der  Krankenversicherung  nicht  viel  geschehen. 
Doch  geben  immerhin  das  an  anderer  Stelle  besprochene  Staats- 
dienergesetz vom  26.  Dezember  1899  RGBl.  Nr.  255  und  der 
gegenwärtig  vorliegende  Entwurf,  betreffend  die  Versicherung  der 
rrivatbeamten ,  die  frohe  Zuversicht,  dafs  wir  auch  bei  uns  in 
Österreich  einer  gesunden  Weiterentwicklung  unserer  Versicherungs- 
gesetzgebung entgegensehen  dürfen. 
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